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Einleitung. 

Übersicht  über  die  äufsere  Staatsgeschichte. 


Von  einer  norwegischen  Geschichte  läßt  sich  erst  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  sprechen,  von  der  Zeit  ab  also,  da  K. 
Haraldr  härfagri  die  verschiedenen  Teile  Norwegens  zu  einem  Ge- 
samtstaate vereinigte.  Allerdings  waren  bereits  die  Völker  des  klas- 
sischen Altertums  mit  dem  Norden  bekannt,  seit  Pytheas  von 
Marseille  seine  berühmten  Seereisen  dahin  gemacht  hatte  (um  320 
V.  Chr.) ;  aber  die  dürftigen  Angaben ,  welche  Strabo ,  Pomponius 
Mela,  Plinius,  Tacitus,  Ptolemäus  und  andere  uns  aufbewahrt  haben, 
nennen  nur  einzelne,  schwer  zu  deutende  Namen,  ohne  uns  über 
geschichtliche  Vorgänge  Bericht  zu  geben.  Um  nichts  besser  steht 
es  mit  den  zerstreuten  Notizen,  welche  etwas  später  Prokop,  Jor- 
danes  und  Pau  1  Warne frids  Sohn  geben;  die  Erzählungen  da- 
gegen, welche  Saxo  Grammaticus  und  das  Beovulfslied  einer- 
seits und  eine  lange  Reihe  isländischer  Werke  andererseits  über 
die  Heldenkönige  der  Vorzeit  mitteilen,  behaupten  zwar  als  Sagen 
ihren  hohen  Wert,  aber  Geschichte  sind  sie  nicht.  ^)  Ich  lasse  somit 
die  schwer  zu  lösende  Frage  nach  der  Herkunft  der  Norweger  und 
der  Art  ihrer  Einwanderung  in  den  Norden  ganz  beiseite,  ^)  und 
beschäftige  mich  nicht  mit  den  gewaltigen  Reichen,  welche  Ivarr 
viöfaömi,    dann   dessen   Enkel   Haraldr  hilditönn    und    sein  Neffe  Si- 


^)  Vgl.  D  ah  1  mann,  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  Geschichte,  I,  S.  151  — 
402  (1822);  P.  E.  Müller,  Critisk  Unders0gelse  af  Danmarks  og  Norges  Sagn- 
historie,  eller  om  Trovcsrdigheden  af  Saxos  og  Snorres  Kilder  (1823). 

'^)  Vgl.  R.  K  ey  se  r ,  Om  Nordmaendenes  Herkomst  og  Folke-Slregtskab,  in  den 
Samlinger  til  det  norske  Folks  Sprog  og  Historie,  VI,  S.  263 — 462  (1839),  oder: 
Samlede  Afhandlinger  af  R.  Keyser,  S.  i — 246  (i868). 
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gurÖr  hringr  im  7.  und  8.  Jahrhundert  m  Dänemark,  Schweden  und 
dem  östlichen  Norwegen,  ja  sogar  in  einem  Teile  von  Sachsen  und 
von  England  gegründet  haben  sollen.  Ebensowenig  untersuche  ich,  wie 
sich  der  gewaltige  Sohn  des  Sigurör  hringr,  Ragnarr  loöbrök,  von  dessen 
Reichen  die  nordischen  Sagen  so  viel  zu  erzählen  wissen,  zu  jenem 
geschichtlichen  Ragnarr  oder  Loöbrök  verhalte,  welchen  fränkische, 
normannische  und  angelsächsische  Quellen,  dann  den  letzteren  folgend 
Ari  frööi  um  ein  Jahrhundert  später,  nämlich  in  der  Mitte  und  gegen 
das  Ende  des  9.  Jahrhunderts  samt  seinen  Söhnen  als  einen  mäch- 
tigen Kriegsfürsten  kennen.  Ungläubig  verhalte  ich  mich  endlich 
auch  gegenüber  der  Annahme  eines  norwegischen  Filialreiches  in 
Jütland,  von  welchem  dann  so  mancherlei  Berührungen  mit  dem 
Frankenreiche  und  dessen  Kirche  ausgegangen  sein  sollen.^)  Nur 
auf  die  nächsten  Vorfahren  K.  Haralds  lasse  ich  mich  mit  ein  paar 
Worten  ein,  bezüglich  deren  wir  uns  in  der  Hauptsache  auf  das 
Ynglingatal  des  pjööölfr  hvinverski,  eines  Dichters  aus  dem  Schlüsse 
des  9.  Jahrhunderts,  stützen  können. 

Es  soll  aber  Olafr,  ein  Abkömmling  des  schwedischen  Königs- 
hauses der  YngHngar,  in  die  Waldungen  an  der  Südwestgrenze 
Schwedens  geflohen  sein,  nachdem  sein  Vater,  Ingjaldr  illräöi,  von 
K.  Ivarr  viöfaömi  überfallen,  in  den  Flammen  seiner  Königsburg  den 
Tod  gefunden  hatte;  Vermaland  wurde  durch  ihn  angerodet  und  davon 
erhielt  er  den  Beinamen  tretelgja,  die  Holzaxt.  Sein  Sohn,  Hälfdan 
hvitbeinn,  soll  bereits  einige  der  norwegischen  Grenzlandschaften, 
teils  Vikin,  teils  den  Upplönd  zugehörig,  an  sich  gebracht  haben, 
und  seine  Nachkommen,  die  Könige  Eysteinn,  Hälfdan  hinn  mildi  ok 
hihn  matarilli,  endlich  Guöröör,  wußten  weitere  norwegische  Bezirke 
zu  erheiraten  oder  anderweitig  zu  erwerben.  Nach  dem  Tode  dieses 
letzteren  drohte  zwar  teils  eine  Teilung  unter  seinen  beiden  Söhnen, 
teils  der  Angrift"  feindlicher  Nachbarn,  die  Macht  des  Hauses  zu  er- 
schüttern; aber  bald  gelang  es  dem  jüngeren  Sohne,  K.  Hälfdan 
svarti,  dieselbe  wieder  zu  befestigen.     Agöir  hatte  dieser  durch  seine 

^)  Nach  älteren  Vorgängen  sprach,  wiewohl  zweifelnd,  diese  Annahme  zuerst 
aus  N.  M.  Petersen,  Danmarks  Historie  i  Hedenold,  II,  S.  27—8  (ed.  1830),  vgl.  II, 
S.  25 — 6  (ed.  1854);  eingehender  hat  sie  aber  Munch  verteidigt,  Om  den  gamle  vest- 
foldske  S0handelsplads  i  Skiringssal,  og  de  vestfoldske  Konger,  af  Ynglinge-.'ttten  (in 
Langes  Norsk  Tidskrift  for  Videnskab  og  Literatur,  IV,  S.  100—186,  1850),  und  Det 
norske  Folks  Historie,  I,  i,  S.  377— 99  (1852).  VgL  dagegen  meine  Bekehrung  des 
norwegischen  Stammes  zum  Christentum,  I,  S.  49— 55  (1855)  und  Fr.  Schiern,  Om 
Beliggenheden  af  Westerfold  (Berlingske  Tidende,  1853)  und  Historiske  Studier,  II, 
S.  203—7  (1857). 
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Mutter,  eine  dortige  Königstochter,  überkommen,  und  bald  Rauma- 
riki  samt  der  Hälfte  von  Vingulmörk,  dann  pötn,  Land  und  Haöa- 
land  zurückerobert;  durch  einen  glücklichen  Krieg  erwarb  er  ferner 
auch  die  andere  Hälfte  von  Vingulmörk,  durch  Heirat,  wie  es  scheint, 
Hringariki  und  durch  Erbschaft  Sogn,  während  ihm  nach  dem  Tode 
seines  Bruders  Ölafr  Geirstaöaälfr,  und  dessen  Sohns,  Rögnvaldr  hei- 
<^umhctrri,  auch  dessen  kleines  Reich  in  Vestfold  zugefallen  zu  sein 
scheint.  Der  Grund  war  damit  zu  dem  Reiche  gelegt,  welches  der 
Sohn  des  schwarzen  Hälfdan,  Haraldr  härfagri,  in  Norwegen  stiftete.^) 
Norwegen  war  bis  in  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  hinein  in 
eine  Anzahl  von  20 — 30  kleinen  Gebieten  zerfallen,  welche  man  als 
Volklande  (fylki),  hin  und  wieder  aber  auch  einfach  als  Lande  (Hä- 
logaland,  Rogaland,  Haöaland  etc.),  Marken  (Vingulmörk,  Heiömörk, 
pelamörk)  oder  Reiche  (Ränriki,  Raumariki,  Hringariki)  bezeichnete, 
falls  sie  nicht  gar  ohne  jede  solche  Bezeichnung  einen  bloßen  Land- 
schaftsnamen trugen  (Agöir,  Sogn,  Haröangr).  Der  Regel  nach  bil- 
dete jedes  derartige  Gebiet  einen  Staat  für  sich;  nur  ausnahmsweise 
waren  mehr  oder  minder  vorübergehend  einzelne  Volklande  oder 
Teile  von  solchen  durch  Heirat,  Erbgang  oder  Eroberung  zu  einem 
größeren  Ganzen  vereinigt,  und  ungleich  seltener  noch  traten  hin 
und  wieder  umfassendere  Landschaftsnamen  auf,  eine  zwischen  meh- 
reren Volklanden  bestehende  höhere  nationale  Vereinigung  andeutend 
(l)rändheimr,  Upplönd,  Vikin).  Verbindungen  dieser  letzteren  Art 
brachten  es  schon  frühzeitig  zu  einer  Bundesverfassung.  Für  die 
Hochlande  soll  schon  K.  Hälfdan  svarti  ein  gemeinsames  Recht  ge- 
geben haben,  welches  doch  einen  gemeinsamen  Dingverband  not- 
wendig voraussetzt,  und  auch  der  Verband  der  8  thröndischen  Volk- 
lande war  zweifellos  ein  uralter;  unsicher  bleibt  dagegen,  ob  Vikin  an- 
fänglich einen  eigenen  Dingverband  gebildet  oder  zu  den  Hochlanden 
gehört  habe,  und  ebenso  unsicher,  wann  der  um  930  zuerst  nach- 
weisbare Verbands  des  Gula))inges  entstanden  sei,  bei  welchem  das 
Fehlen  eines  entsprechenden  Landschaftsnamens  auf  spätere  Ent- 
stehung deutet.  Die  lediglich  dynastischen  Interessen  entstammenden 
Verbindungen  haben  ihrerseits  eine  ähnliche  Organisation  nicht  ge- 
funden; dennoch  aber  sind  gerade  sie  es,  welche  der  Entstehung 
eines  norwegischen  Gesamtstaates  die  Wege  bereiteten. 


^)  Neben  der  Ynglingasaga  kommt  für  das  Bisherige  noch  in  Betracht  das 
der  Hauksbök  entlehnte  Stück  Af  Upplen  dinga  Konüngum  (FAS.,  II,  S.  103—6), 
die  Hälfdanar  s.  svarta,  Fagrskinna,  §  I — 4,  Agrip,  cap.  I,  sowie  die 
Flateyj  arb  ök ,  I,  S.  561 — 7,  und  II,  S.  3  u.  6. 
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Schon  zehnjährig  zur  Herrschaft  berufen  (um  860),  suchte  Ha- 
raldr  härfagri  zunächst  im  Süden  und  Osten  Norwegens  seine 
Herrschaft  festzustellen.  Durch  eine  Reihe  von  Kämpfen  unterwarf 
er  sich  die  Hochlande,  sowie  die  nördliche  Hälfte  von  Vingulmörk, 
welche  Landschaften  benachbarte  Könige  wieder  in  Besitz  zu  nehmen 
versucht  hatten,  und  da  Vestfold  mit  Grenland,  dann  Sogn  und  wohl 
auch  ein  Teil  von  Agöir  ihm  von  Anfang  an  Untertan  gewesen  war, 
stand  bald  ein  nicht  unbedeutendes  und  dabei  im  ganzen  wohl  ab- 
gerundetes Gebiet  unter  seiner  Herrschaft.  In  rascher  Folge  wurden 
sodann  die  8  Volklande  Drontheims  ihren  Königen  entrissen,  — 
Naumudalr  und  Hälogaland  unterworfen,  —  Norömceri  und  Raums- 
dalr,  dann  wenig  später  auch  Sunnmoeri  und  das  Firöafylki  erobert, 
sodaß  nunmehr  von  Sogn  nordwärts  die  ganze  Seeküste  dem  Könige 
gehorchte.  Weiterhin  wurde  dem  Schwedenkönige,  welcher  nicht 
nur  das  Grenzland  Vermaland,  sondern  auch  die  altnorwegischen 
Landschaften  Ränriki  und  die  Südhälfte  von  Vingulmörk  an  sich  ge- 
rissen hatte,  dieser  ganze  Besitz  wieder  abgenommen;  zuletzt  aber 
entschied  die  blutige  Schlacht  im  Hafrsfjördr  (um  872)  die  Unter- 
werfung von  Höröaland  und  Rogaland,  I)elamörk  und  Agöir,  damit 
aber  war  die  Alleinherrschaft  in  Norwegen  vollkommen  hergestellt. 
—  Gewaltig,  war  die  Änderung,  welche  sich  damit  im  Lande  vollzog. 
Über  jedes  fylki  setzte  der  König  einen  Jarl,  welcher  dasselbe  für 
ihn  verwalten  sollte,  und  wies  diesem  ein  Drittel  aller  Einkünfte  der 
Landschaft  zu.  Jedem  Jarle  wurde  eine  Anzahl  von  Hersen  unter- 
geben, deren  jeder  mit  Lehen  reich  ausgestattet  wurde;  dagegen 
hatte  aber  auch  jeder  Hersir  20  und  jeder  Jarl  60  Dienstleute  auf 
eigene  Kosten  dem  Könige  zu  halten.  Durch  so  reiche  Dotierung 
wurde  der  Erwerb  dieser  Würden  selbst  den  Vornehmsten  annehm- 
lich gemacht,  und  überdies  hatte,  wer  von  ihnen  den  Eintritt  in  des 
Königs  Dienst  verschmähte,  nur  zwischen  Tod,  Verstümmelung  und 
Landesverweisung  zu  wählen ;  selbst  Könige  ließen  sich  infolgedessen 
hin  und  wieder  zur  Annahme  der  Jarlswürde  herbei,  während  um- 
gekehrt auch  Leute  geringeren  Standes  in  den  Königsdienst  sich 
drängten,  der  ihnen,  persönUche  Tüchtigkeit  und  zumal  schranken- 
lose Hingabe  an  den  kgl.  Herrn  vorausgesetzt,  die  glänzendste  Zukunft 
versprach.  Solche  Freigebigkeit  erforderte  aber  größere  Mittel,  als  über 
welche  das  Königtum  von  alters  her  gebot,  und  Haraldr  beschaffte  sie 
durch  rücksichtslose  Eingriffe  in  das  Vermögen  seiner  Untertanen.^) 

*)  Vgl.  meinen  Aufsatz  über  die  Einziehung  der  norwegischen  Odelsgüter  durch 
K.  Haraldr  härfagri,  in  der  Germania,  XIV,  S.  27—40. 
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Alles  Grundeigentum  im  Lande  soll  er  sich  angeeignet   haben,    be- 
baut und  unbebaut,  samt  dem  Meere  und  allen  Landseen,  sodaß  alle 
Bauern  ihm  Pachtgeld  entrichten,    und  selbst  die  Holzschläger,  Salz- 
sieder,  Jäger  und  Fischer  ihm  zinsen  mußten;   neben  der  damit  an- 
gedeuteten,  allerdings    ablösbaren,    Grundsteuer   wurde    ferner   auch 
noch  eine  Kopfsteuer  aufgelegt,    und    durch    alle  diese  Abgaben  die 
Einnahme  der  Krone  so  erhebHch  gesteigert,    daß  sich  die  Jarle  bei 
ihrem  Drittel  von  den  kgl.  Einkünften  besser  standen  als  vordem  die 
Könige  der  einzelnen  Volklande.    Mit  so  gewalttätigen  Mitteln  gelang 
€s  dem  Könige  durchzudringen;  aber  groß  war  die  Unzufriedenheit 
im  Lande,  und  nicht  gering  die  Zahl  der  Männer,  welche  lieber  mit 
Weib  und  Kind  das  Land  verließen,  als  daß  sie  „des  Königs  Knechte" 
hätten  werden  mögen.     Allerwärts  suchten  sich  jetzt  flüchtige  Nord- 
leute neue  Wohnsitze.    Aus  prändheimr  sowohl  als  aus  dem  Naumu- 
dalr  flohen  viele  Leute  nach  Jamtaland  hinüber,    das  schon  am  An- 
fange des  8.  Jahrhunderts  (?)  eine  sparsame  norwegische  Bevölkerung 
erhalten  hatte,  ja  sogar  bis  nach  Helsingjaland,    und  auch  der  Her- 
jülfsdalr  mag  damals  erst  recht  bevölkert  worden  sein,  obwohl  dessen 
Name  bereits    aus   des    schwarzen  Hälfdans  Zeiten  stammt.     Andere 
Scharen  wandten  sich  westwärts.     Schon  mit  dem  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts hatten  sich  einzelne  norwegische  sowohl  als  auch  dänische 
Heerschiffe  an  den  Küsten  von  England  und  Schottland,  Irland  und 
Wales,  dann  auch  des  Frankenreiches  gezeigt,    und  gegen  die  Mitte 
des  9.  Jahrhunderts  hatten  diese  Züge    sogar   schon    einen   beträcht- 
lichen Umfang  genommen ;  jetzt    aber    wandten   sich    ganze  Massen 
Volkes  dahin,  nicht  mehr  bloß  um  Ruhm  und  Beute  zu  erkämpfen, 
sondern  um  bleibende  Wohnsitze  sich  zu  erobern,    und    wenn   zwar 
England  vorzugsweise  von    den  Dänen    bedrängt   wurde,    so   wurde 
doch   bereits   die   Normandie    von   aus   Dänen    und   Norwegern    ge- 
mischten Haufen   besetzt,    und  Irland   sowie  der  nördliche  Teil  von 
Schottland  hatten  vorzugsweise  von  diesen  letzteren  zu  leiden.     Hier 
sowohl   als    auf  den   Hebriden   (den  Suöreyjar),    den   Orkneys   samt 
Shetland,    den  Faeröern  endlich   und   dem    eben   damals    entdeckten 
Island  bildeten  sich  kleine  nordische  Reiche,  welche  sich  dem  Mutter- 
lande selbständig  zur  Seite  stellten.     In  mancher  Hinsicht  erwünscht, 
hatte    diese    massenhafte   Auswanderung    für   Norwegen    doch    auch 
wieder  ihre  bedenklichen  Seiten.    Einmal  nämlich  ließ  deren  überaus 
rasche    Steigerung    geradezu    eine   Verödung    des    Mutterlandes    be- 
fürchten, und  aus  diesem  Grunde  verbot  der  König  zuerst  die  Fahrt 
nach  Island,  wohin  sich  vorzugsweise  die  ungefährlicheren  Elemente 
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ZU  wenden  pflegten,  und  belegte  sie  später,  als  das  Verbot  sich  un- 
ausführbar zeigte,  mit  einer  nicht  unbedeutenden  Steuer.^)  Sodann 
aber  wurden  für  Norwegen  auch  die  Feindseligkeiten  lästig,  welche 
von  den  Inseln  des  Südwestens  aus  durch  den  streitbareren  Teil  der 
Auswanderer  geübt  wurden,  welcher  sich  mit  VorHebe  hierher  ge- 
zogen hatte,  um  im  Sommer  jedesmal  in  Norwegen  einzufallen. 
Vergebens  suchte  K.  Haraldr  diesem  Treiben  Einhalt  zu  tun,  bis  er 
endlich  selbst  einen  Kriegszug  nach  dem  Westen  unternahm;  jetzt 
unterwarf  er  sich  die  sämtlichen  Inseln,  von  Shetland  ab  bis  Angle- 
sea,  und  setzte  seine  Jarle  über  dieselben,  denen  freilich  die  feind- 
lichen Heerleute  nach  seinem  Abzüge  das  Leben  noch  sauer  genug 
machten. 

Die  Reichseinheit  war  also  durch  K.  Haraldr  hergestellt,  der  Um- 
fang seiner  Herrschaft  weit  über  Norwegen  ausgedehnt,  und  selbst 
auf  Island  Einfluß  genug  gewonnen,  um  in  die  Ordnung  der  dortigen 
Landname  des  Königs  Wort  bestimmend  eingreifen  zu  lassen.^)  Selbst 
seine  eigenen  Untertanen  scheint  der  Glanz  solcher  Erfolge  mit 
diesem  ausgesöhnt  zu  haben,  da  es  heißt,  daß  er  „Schutz  und  Freude 
hatte  an  seinen  Untertanen,  und  seine  Untertanen  an  ihm,  aber  das 
Reich  an  beiden" ;  ^)  aber  von  bleibendem  Bestände  war  diese  Herr- 
lichkeit nicht.  Die  zahlreichen  Söhne  des  Alleinherrschers  wollten 
sich  weder  unter  sich  noch  mit  dessen  Jarlen  vertragen;  nichts 
wurde  besser,  als  der  Vater  das  Reich  unter  sie  verteilte,  allen  Ab- 
kömmlingen im  Mannsstamme  den  Königsnamen,  allen  Abkömmlingen 
im  Weibsstamme  den  Jarlsnamen  zusprach,  und  sich  selbst  nur  das 
Oberkönigtum  vorbehielt;*)  als  aber  der  80jährige  gar  sein  Ober- 
königtum  seinem  Lieblingssohne  Eirikr  übertrug,  brach  der  Zwie- 
spalt in  seinem  Hause  vollends  aus.^)  Nach  K.  Haralds  Tod  (f  933) 
setzten  sich  dieselben  Zerwürfnisse  fort,  durch  welche  die  Einheit 
des  Reiches  selbst  wieder  ernstlich  in  Frage  gestellt  wurde.  Eirikr 
blöööx  mußte,  nachdem  er  eine  Reihe  seiner  Brüder  gefällt  hatte, 
vor  einem  von  diesen,  Häkon  gööi  oder  Aöalsteinsföstri,  das 
Land  räumen  (um  935),  da  dieser  von  dem  mächtigen  Jarle  Sigurör 
Häkonarson  unterstützt  wurde  und  überdies  alles  Volk  durch  das 
Versprechen  gewann,  den  Bauern  ihr  Grundeigentum  zurückzugeben, 
d.  h.  die  ihnen  auferlegte  Grundsteuer  ohne  Entgeld  zu  erlassen. 
Aber   es  war  nicht  ganz  Norwegen,    was  Häkon   regierte.     In  Vikin 

')  tslendingabök,  cap.   i.  2)  Landnäma,  V,  cap.   i. 

'')  Haralds  s.  härfagra,  cap.  25;  Agrip,  cap.  4.  *)  Haralds  s.  har- 

fagra,  cap.  35.  6)  Ebenda,  cap.  44;  Fagrskinna,   §  23. 
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regierten  seine  Neffen  Tryggvi  Olafsson  und  Guöröör  Bjarnarson,  beide 
mit  dem  Königstitel  und  unter  denselben  Bedingungen,  wie  ihre 
Väter  unter  K.  Haraldr  getan  hatten,  d.  h.  gegen  Ablieferung  der  Hälfte 
ihrer  Einkünfte  an  ihn  als  ihren  Oberkönig ;  ^)  andere  Könige,  welche 
gleichfalls  von  K.  Haraldr  abstammten,  finden  wir  noch  später  in  den 
Hochlanden  regierend ;  ganz  prändheimr  aber,  und  wohl  auch  Naumu- 
dalr  und  Hälogaland,  hatte  zunächst  Sigurör  jarl  inne,  so  daß  eigent- 
lich nur  das  mittlere  Land,  von  Agöir  bis  Norömceri,  unmittelbar 
unter  K.  Häkon  stand.  Ein  trefflicher  Herrscher,  und  zumal  für  die 
Ordnung  der  Gesetzgebung  tätig,  war  dieser  bei  seinem  Volke  so 
behebt,  daß  selbst  sein  Versuch,  das  in  England  angenommene 
Christentum  in  Norwegen  einzuführen,  dessen  Anhänglichkeit  nur 
vorübergehend  in  Frage  stellte;  dennoch  hatte  er,  nachdem  Eirikr 
blöööx  auf  der  Heerfahrt  gefallen  war,  mit  beständigen  Einfällen 
seiner  Söhne  zu  kämpfen,  und  fiel  endlich  in  der  Schlacht  bei  Fitjar 
(um  960),  ohne  einen  Sohn  zu  hinterlassen.  Fünf  Eirikssöhne  waren 
noch  übrig  und  diese  traten  sofort  gemeinsam  das  Reich  an,  Haraldr 
gräfeldr  nämlich,  Guöröör,  Erlingr,  Sigurör  slefa  und 
Ragnfröör.  Auch  ihnen  gehorchte  aber  zunächst  nur  das  Mittelland, 
indem  Sigurör  jarl  sowohl  als  die  Könige  Guöröör  und  Tryggvi  sich 
in  ihren  Reichen  behaupteten,  -)  das  gleiche  ferner  auch  von  den 
hochländischen  Kleinkönigen  galt,  und  wenn  die  Brüder  zwar  der 
ersteren  drei  Gegner  sich  durch  List  und  Gewalt  zu  entledigen 
wußten,  so  war  damit  doch  nur  wenig  getan;  in  den  Hochlanden 
nämlich  bheb  alles  beim  Alten,  und  an  Sigurös  Stelle  trat  sofort 
dessen  verschmitzter  Sohn  Häkon.  Ihren  eigenen  Untertanen  durch 
mancherlei  Widerrechtlichkeiten,  fortwährende  Heerfahrten  und  Mangel 
an  Fürsorge  bei  einer  schweren  Hungersnot  bitter  verhaßt,  erlagen 
zwei  der  Brüder  ihrer  Rache ;  Haraldr  aber  wurde  von  Häkon  jarl  im 
Bunde  mit  dem  Dänenkönige  Haraldr  Gormsson  erlegt  (um  969), 
worauf  die  beiden  noch  übrigen  Könige  außer  Lands  flohen.  Jetzt 
unterwarf  sich  Norwegen  der  dänischen  Oberhoheit.  Das  Mittelland, 
von  Rogaland  bis  Norömoeri,  erhielt  Häkon  als  dänischer  Jarl  unter 
ähnlichen  Bedingungen,  wie  solche  vordem  Haraldr  härfagri  seinen 
Söhnen  verwilligt  hatte,  während  I)rändheimr  samt  dem  Naumudalr 
und  Hälogaland  ihm  ohnehin  schon  kraft  Erbrechts  zustanden ;  Agöir, 
dann  Vestfold  und  Vingulmörk,  soll  jenes  K.  Guöröös  Sohn,  Haraldr 
grenzki,  unter  den  gleichen  Bedingungen  erhalten  haben,  wie  solche 


1)  Hakonar  s.  göÖa,   cap.  2.  -)  Haralds  s.  grdfeldar,  cap.   I. 
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seinen  Vorgängern  zugestanden  worden  waren ;  ^)  die  Hochlande  end- 
lich standen  nach  wie  vor  unter  einer  Anzahl  kleiner  Könige,  welche 
sich  bald  völlig  selbständig  hielten,  bald  die  Oberhoheit  des  Schweden- 
königs anerkannten.  Auch  diese  Ordnung  der  Dinge  währte  übrigens 
nicht  lange.  Den  üblen  Ausgang  eines  Krieges,  welchen  der  Dänen- 
könig mit  Kaiser  Otto  II.  auszufechten  hatte,  benützte  Häkon,  um 
dessen  Oberhoheit  abzuschütteln,  und  ein  Einfall,  welchen  jener 
gegen  Norwegen  unternahm,  hatte  keinen  Erfolg ;  dem  Haraldr  grenzki 
aber  kann  sein  Reich  ebenfalls  nicht  lange  verbUeben  sein,  da  schon 
vor  dem  dänisch-deutschen  Kriege  Häkons  Sohn,  Eirikr,  Vingulmörk 
und  Raumariki  unter  denselben  Bedingungen,  wie  sie  früher  den 
Schutzkönigen  zugestanden  worden  waren,  als  dänischer  Jarl  erhalten 
hatte,  -)  und  jedenfalls  mit  Haralds  Tod  (f  993)  dessen  Reich  heim- 
gefallen sein  muß.  Aber  nachdem  es  dem  Häkon  gelungen  war, 
auch  noch  einen  Angriff  siegreich  zurückzuschlagen,  welchen  die  be- 
rühmten Jömsvikingar  im  dänischen  Interesse  auf  ihn  unternommen 
hatten,  begann  er  übermütig  zu  werden.  Ein  übles  Murren  entstand 
unter  dem  Volke,  und  als  endlich  ein  schwer  gekränkter  Mann  den 
Heerpfeil  gegen  den  Jarl  aussandte,  griffen  die  Bauern  massenhaft 
zu  den  Waften;  von  ihnen  verfolgt,  wurde  der  mächtige  Jarl  in 
einem  Schweinestalle,  in  dem  er  sich  versteckt  hatte,  von  einem 
eigenen  Sklaven  ermordet,  seine  Söhne  aber  mußten  aus  dem  Lande 
fliehen  (995).  —  Gerade  damals  kam  ein  Sprößling  des  alten  Königs- 
hauses ins  Land,  Olafr  nämlich,  ein  Sohn  jenes  K.  Tryggvi  von 
Vingulmörk,  dessen  oben  gedacht  wurde.  Als  Kind  aus  Norwegen 
geflüchtet,  und  in  Rußland  aufgewachsen,  hatte  dieser  später  an  den 
Küsten  der  Nord-  und  Ostsee  als  abenteuernder  Heerführer  ein  un- 
stetes Leben  geführt;  eben  jetzt  war  er  aber,  von  der  im  Lande  herr- 
schenden Mißstimmung  unterrichtet,  nach  Norwegen  gekommen,  um 
hier  sein  Glück  zu  versuchen.-")  Sofort  wurde  er  von  der  Landsge- 
meinde inDrontheim  mit  Jubel  als  König  begrüßt,  und  auch  im  übrigen 
Lande    als    solcher    anerkannt;    nach    Snorri    sogar    in    den    Hoch- 

^)  Heimskr.  Olafs  s.  Tryggvasonar,  cap.  15.  Vgl.  hinsichtlich  der  Be- 
denken, welche  der  angegebenen  Ausdehnung  des  an  Haraldr  verliehenen  Reichs  ent- 
gegenstehen, Munch,  I,  2,  S.  53—4,  Anm.  Unklar  ist  auch,  wie  dem  Hakon  ebenda, 
cap.  50,  einmal  i6  Volklande  mit  ebensovielen  Jarlen  untergeben  genannt  werden 
können,  während  doch  von  Halogaland  bis  Rogaland  deren   17  sind. 

^)  Ang.  ().,  cap.  20.  3j  oddr,  der  Mönch  Theodorich,  dann 

Snorri  und  die  ihm  folgenden  Quellen,  lassen  ihn  durch  Hakon  jarl  selbst  ins  Land 
locken  und  an  dessen  Verfolgung  teilnehmen  ;  die  Fagr  s  ki  n  na  aber  unddasAgrip 
wissen  hiervon  nichts,  und  dieses  ist  wohl  das   Richticre. 
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landen,  ^)  was  doch  kaum  richtig  ist,  da  uns  anderwärts  ausdrücklich 
gesagt  wird,  diese  seien  zu  seiner  Zeit  den  Königen  Norwegens 
eigentUch  nicht  untergeben  gewesen,-)  vielmehr  unter  schwedischer 
Oberhoheit  gestanden,  ^)  während  K.  Olafr  nur  „in  maritimis"  re- 
giert habe.^)  Schon  im  Jahre  looo  erlag  K.  Olafr  in  der  Svolderer 
Schlacht  einer  Koalition  des  Dänenkönigs  Sveinn  tjüguskegg,  des 
Schwedenkönigs  Olafr  saenski  und  des  Eirikr  Häkonarson ;  allein  die 
kurze  Frist  seiner  fünfjährigen  Regierung  hatte  genügt,  um  eine 
mächtige  Veränderung  im  Lande  hervorzurufen.  Schon  K.  Häkon 
gööi  hatte  versucht,  das  Christentum  in  seinem  Reiche  einzuführen; 
bald  mußte  er  aber  von  dem  Versuche  abstehen.  Gleichfalls  in  Eng- 
land getauft,  hatten  sodann  die  Eirikssöhne  dem  Heidentume  sich 
feindlich  erwiesen,  ohne  doch  das  Christentum  dadurch  erheblich  zu 
fördern;  unter  Häkon  jarl  aber  war  gegen  dieses  eine  heftige  Reak- 
tion eingetreten,  vorwiegend  wohl  durch  das  Bestreben  der  Kirche 
veranlaßt,  am  deutschen  Kaiser  und  dem  von  ihm  bekehrten  Dänen- 
könige eine  feste  Stütze  zu  gewinnen.  K.  Olafr  nun,  welcher  auch 
wieder  in  England  die  Taufe  empfangen  hatte,  nahm  die  Bekehrung 
Norwegens  ernsthafter  in  die  Hand,  und  von  englischen  sowohl  als 
deutschen  Missionaren  unterstützt,  setzte  er  die  Annahme  des 
Christentumes  durch  seinen  Feuereifer  und  den  Einfluß  seiner  ge- 
waltigen Persönlichkeit  allerwärts  in  seinem  Reiche  durch ;  in  diesem 
Erfolge  aber  besteht  die  bleibende  Bedeutung  seiner,  wenn  auch 
noch  so  kurzen,  Regierung.  —  Nach  der  Svolderer  Schlacht  wurde 
Norwegen  wieder  geteilt.  An  den  Dänenkönig  fiel  Vikin  mit  der 
östlichen  Hälfte  von  Agöir,  sowie  Raumariki  und  Heiömörk;  doch 
überließ  er  die  letzteren  beiden  Landschaften  dem  Eirikr  Häkon- 
arson als  abhängigen  Besitz.  Im  eigenen  Rechte  erhielt  dieser 
die  Hälfte  von  l)rändheimr,  samt  dem  Naumudalr  und  Hälogaland, 
sodann  aber  das  Westland  vom  Firöafylki  an  bis  zu  West-Agöir. 
Der  Schwedenkönig  endUch  erhielt  Ränriki  und  die  andere  Hälfte 
von  prändheimr  samt  dem  Raumsdalr  und  den  beiden  Mceri;  jedoch 
überließ  er  seinen  Anteil  dem  Sveinn  Häkonarson  als  seinem 
Jarle,  unter  den  von  alters  her  bei  Unterkönigen  üblichen  Bedingungen.''') 


^)  Heim  skr.  Olafs  s.  Tryggvasonar,  cap.  57.  '^)  O  ddr ,  cap.  39 

(ed.  Munch).  ^)  Oddr,  cap.  48  (FMS.  X).  *)    Hi  st  o  ria    Nor- 

vegioe,    S.   15.  ^)  Vgl.  die  Heimskringla,    Olafs  s.  Tryggvasonar, 

cap.  131;  ebenso  FMS.,  III,  cap.  260,  S.  14 — 15  und  Flbk.,  I,  S.  532 — 33. 
Ferner  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  cap.  57;  ed.  Unger,  cap.  30  und  45,  FMS., 
IV,  cap.  43,    S.  68  und  cap.  61,  S.   112  und   115,  dann  Flbk.,  II,  S.  49—50.     Nach 
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Die  Jarlsherrschaft  dauerte  inzwischen  nur  kurze  Zeit,  denn  als  Eirikr 
von  seinem  Oberkönige  zur  Heeresfolge  gegen  England  entboten 
das  Land  verließ,  und  seinem  jungen  Sohne  Häkon  die  Regierung 
Norwegens  anvertraute,  benutzte  sofort  ein  neuer  Thronbewerber 
seine  Abwesenheit,  und  mit  Erfolg.  Ein  Sohn  des  oben  genannten 
Haraldr  grenzki,  war  Ölafr  in  den  Hochlanden  bei  seinem  Stiefvater, 
K.  Sigurör  syr,  aufgewachsen;  in  jungen  Jahren  war  er  auf  die  Heer- 
fahrt gegangen,  und  hatte  diese  an  den  Küsten  der  Nord-  und  Ost- 
see, zumal  aber  in  England  und  der  Normandie  kräftig  betrieben. 
Mit  geringem  Gefolge  heimkehrend  (1015),  glückte  es  ihm,  sofort 
den  jungen  Häkon  zu  überraschen,  den  er  nur  gegen  einen  eidhchen 
Verzicht  auf  das  Reich  entließ ;  dann  fand  er  bei  den  hochländischen 
Kleinkönigen  und  in  seiner  eigenen  Heimat,  Vikin,  Unterstützung, 
mit  deren  Hilfe  es  ihm  gelang,  auch  den  Sveinn  Häkonarson  aus  dem 
Lande  zu  treiben.  So  war  demnach  Olafr  digri  bald  König  über 
ganz  Norwegen,  und  in  zwiefacher  Beziehung  wurde  seine  Regierung 
für  dieses  Reich  epochemachend.  Einmal  nämlich  befreite  er  das 
Land  von  jeder  Oberherrlichkeit  der  schwedischen  sowohl  als  däni- 
schen Könige,  und  brachte  auch  die  Hochlande  wueder  an  das 
Reich,  welche  demselben  lange  entfremdet  gewesen  waren,  die  kleinen 
Könige  in  den  Upplönd,  seine  alten  Helfer,  unterdrückte  er  mit  Ge- 
walt, und  hielt  mit  kräftigem  Arme  auch  anderwärts  die  Landherren 
nieder,  indem  er  zugleich  durch  legislative  Verbesserungen  die  Zu- 
stände seines  Reiches  zu  ordnen  bestrebt  war.  Sodann  aber  nahm 
er,  durch  deutsche  wie  englische  Kleriker  unterstützt,  die  kirchlichen 
Bestrebungen  mit  erneutem  Eifer  auf,  brachte  auch  in  den  Hochlanden, 
welche  bisher  von  denselben  ziemlich  unberührt  geblieben  waren,  den 
Glauben  zur  Herrschaft,  und  vertilgte  mit  eiserner  Faust  jede  Spur 
heidnischer  Sitte;  insbesondere  aber  wandte  er  auch  dem  Rechte 
und  der  Verfassung  der  Kirche  sein  Augenmerk  zu,  welche  bisher 
völlig  vernachlässigt  worden  waren,  und  schuf  für  dieselbe  ein  erstes 
„Christenrecht".  Es  begreift  sich,  daß  dieses  entschiedene  Auftreten 
des  Königs  ihm  allerwärts  Feinde  erwecken  mußte.  Sveinn  jarl  zwar 
war  bereits  im  Jahre  1016  gestorben,  und  auch  mit  Schweden  kam 
es  zu  keinen  ernsten  Zerwürfnissen,  da  die  entschieden  friedliche 
Stimmung  des  schwedischen  Volkes  dem  K.  Ölafr  saenski  den 
Frieden   aufzwang  (1019),    und   nach   dessen   baldigem    Tode  (1021) 

der  Fagrsk.  i-  82  hätte  Ölafr  sa^nski  neben  einem  Teile  von  Drontheim  die  Hoch- 
lande erhalten;  ganz  kurz  äußern  sich  endlich  Agrip,  cap.  i8,  Histor.  Norveg., 
S.   1 6  und  T  h  e  o  d  o  r  i  c  u  s  m  o  n  a  c  h  u  s  ,  cap.   1 4. 
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mit  Önundr,  seinem  Sohne  und  Nachfolger,  sogar  ein  sehr  freiind- 
schaftHches  Verhältnis  sich  bildete;  um  so  entschiedener  feindseUg 
trat  dagegen  der  Dänenkönig  Knütr,  nachdem  er  erst  in  Dänemark 
und  England  seine  Macht  festgestellt  hatte,  gegen  Norwegen  auf,  auf 
welches  er  selber  sowohl  als  sein 'Schwestersohn,  Häkon  Eiriksson, 
Ansprüche  behauptete.  Nachdem  K.  Olafr  seine  Aufforderung,  das 
Reich  von  ihm  zu  Lehen  zu  nehmen,  abgewiesen  hatte  (1024),  ver- 
suchte K.  Knütr  nicht  nur  den  Schwedenkönig  auf  seine  Seite  zu 
ziehen,  sondern  er  setzte  sich  auch  mit  der  unzufriedenen  Aristo- 
kratie in  Norwegen  selbst  in  Verbindung,  und  wenn  zwar  der  erstere 
Versuch  mißlang,  so  führte  doch  der  letztere  um  so  entschiedener 
zum  Ziele.  Im  Jahre  1028  fiel  Knütr  in  Norwegen  ein,  und  wurde 
mit  Jubel  aufgenommen;  zu  schwach  zum  Widerstände,  floh  Olafr 
über  Schweden  nach  Rußland  und  sein  Versuch,  das  verlorene  Reich 
wiederzugewinnen,  scheiterte  an  dem  energischen  Widerstände  des 
Landes.  In  der  Schlacht  bei  Stiklastaöir  fiel  K.  Olafr  vor  seinen 
eigenen  Bauern  (1030),  Norwegen  aber  geriet  unter  dänische  Herr- 
schaft. —  Zuerst  setzte  der  Dänenkönig  den  Häkon  Eiriksson 
über  das  eroberte  Land,  dann  nach  dessen  jähem  Tode  seinen  eigenen 
Sohn  Sveinn,  unter  dem  Beirate  seiner  Mutter  ^Ifgifu.  Aber  die 
Dänen  wußten  sich  im  fremden  Lande  nicht  beliebt  zu  machen. 
Die  mächtigen  Landherren  sahen  die  ihnen  gemachten  Verspre- 
chungen nicht  erfüllt,  das  geringere  Volk  aber  fühlte  sich  durch  eine 
harte  Gesetzgebung,  zahlreiche  Abgaben  und  schweren  Mißwachs 
gedrückt;  so  erwachte  bald  das  Bewußtsein  des  schlimmen  Tausches, 
(^en  man  eingegangen  war,  und  rasch  bildeten  sich  Gerüchte  von 
W^undern,  welche  K.  Olafs  Leiche  verrichte.  Schon  im  Jahre  103 1 
erklärte  ein  Beschluß  der  Landsgemeinde  in  Drontheim  den  eben 
erst  erschlagenen  König  für  einen  Heiligen;  ein  paar  Jahre  später 
wurde  eine  Gesandtschaft  nach  Rußland  geschickt,  um  dessen  jungen 
Sohn,  Magnus,  nach  Norwegen  einzuladen,  und  als  dieser  wirkHch 
kam,  fand  er  die  glänzendste  Aufnahme.  Allerwärts  huldigte  man 
ihm  (1035),  und  Sveinn  wdch  ohne  Schwertstreich  aus  dem  Lande, 
er  starb  bereits  im  folgenden  Jahre,  nachdem  kurz  zuvor  K.  Knütr 
selbst  mit  Tod  abgegangen  war,  und  so  war  Magnus  in  kurzem  im 
sicheren  Besitze  ganz  Norwegens.  Ein  nach  kurzem  Streite  mit  K. 
Höröaknütr  auf  den  Brenneyjar  geschlossener  Frieden  (1038)  führte 
sogar  zu  einem  Erbvertrage,  welcher  nach  des  ersteren  Tod  dem 
Magnus  auch  die  dänische  Königskrone  einbrachte  (1042).  Kaum 
elfjährig  auf  den  Thron  berufen,    und    anfangs    hart  und  selbstwillig 
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auftretend,  hatte  Magnus  doch,  als  das  Volk  schwierig  zu  werden 
drohte,  auf  den  Rat  treuer  Freunde  hörend,  eingelenkt;  umfassende 
Zugeständnisse  beschwichtigten  die  Bauern,  und  fortan  wurde  der 
König  bei  diesen  so  behebt,  daß  er  in  der  Geschichte  den  Beinamen 
des  Guten  trägt.  Doch  mußte  er  gegen  das  Ende  seines  Lebens 
die  Herrschaft  mit  seinem  Oheim,  Haraldr  haröräöi,  teilen.  Ein 
Sohn  des  K.  Sigurör  syr,  hatte  dieser  als  15  jähriger  Knabe  bei 
Stiklastaöir  tapfer  mitgekämpft,  war  dann  über  Schweden  und  Ruß- 
land nach  Konstantinopel  gegangen,  wo  er  unter  den  Väringern 
Dienst  nahm,  und  war  endlich  mit  Beute  beladen  als  vielerfahrener 
Kriegsmann  nach  Norwegen  heimgekommen,  wo  er  seinem  Neffen 
rasch  die  Teilnahme  am  Reiche  abzutrotzen  wußte  (1046);  dessen 
kurz  darauf  erfolgender  Tod  (1047)  rnachte  ihn  vollends  bald  zum 
Alleinherrscher.  Ewige  Kriege  füllen  seine  Regierungszeit.  Schon 
Magnus  hatte  mit  Sveinn  Ulfsson,  einem  Sohne  der  Astriör,  einer 
Schwester  K.  Knuts,  von  Dänemark  zu  kämpfen  gehabt,  und  hatte 
andererseits  neben  Dänemark  auch  auf  England  als  Höröaknüts  Erbe 
Anspruch  erhoben,  wenn  er  sich  auch  bei  einer  von  K.  Eadweard 
dem  Bekenner  erhaltenen  abschlägigen  Antwort  beruhigte  (1042); 
nach  beiden  Seiten  hin  suchte  nun  auch  Haraldr  sein  vermeintliches 
Recht  geltend  zu  machen,  aber  beiderseits  vergebens.  Mit  K.  Sveinn 
mußte  er  nach  langen  Kämpfen  einen  Frieden  schließen,  welcher 
die  Selbständigkeit  beider  Reiche  innerhalb  ihrer  alten  Grenzen 
sicher  stellte  (1064);  a-uf  der  Heerfahrt  gegen  England  aber  fiel  er 
selber  mit  dem  besten  Teile  seines  Heeres,  bei  Stamfordbridge 
(1066).  Auf  Haraldr  folgten  seine  beiden  Söhne,  Magnus  und 
Olafr  kyrri;  da  indessen  der  erstere  schon  nach  wenigen  Jahren 
starb  (1069),  und  sein  Sohn,  Häkon  liörisföstri,  keinen  Anteil  am 
Reiche  erhielt,  blieb  dessen  gefährdete  Einheit  auch  diesmal  erhalten. 
Olafs  Regierung  war,  mit  Ausnahme  eines  Krieges  gegen  Dänemark, 
dem  aber  ein  auf  die  früheren  Bedingungen  hin  abgeschlossener 
Frieden  bald  ein  Ziel  setzte  (1068),  eine  ruhige,  nur  der  inneren 
Entwicklung  des  Reiches  gewidmete.  Die  Städte  des  Landes  kamen 
jetzt  erst  recht  in  Aufnahme;  das  Gildenwesen  fand  Eingang,  während 
der  wachsende  Reichtum  in  einem  gesteigerten  Luxus  der  Kleidung 
wie  der  Wohnungen  sich  äußerte.  Andererseits  erfolgte  jetzt  die 
weitere  Ausbildung  der  Kirchenverfassung,  die  Gründung  einiger 
fest  begrenzter  Bistümer,  und  der  Anfang  wenigstens  des  Baues 
von  Kathedralen  für  dieselben.  Endlich  wurde  auch  des  Königs 
Hofhaltung  neu  geordnet    und    auf    einem    glänzenderen  Fuße    als 
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bisher  eingerichtet,  sodaß  K.  Olafs  stilles  Wirken,  von  dem  die 
Sagen  nur  so  wenig  zu  berichten  wissen,  immerhin  tief  genug  in 
die  Geschicke  seines  Reiches  eingegriffen  haben  muß.  Nach  seinem 
Tode  (t  1093)  wurde  sein  Sohn,  Magnus  berfoettr  zum  Könige 
ausgerufen;  aber  auch  Häkon  l)örisföstri  verlangte  jetzt  seinen 
Anteil  am  Reiche,  und  fand  umso  mehr  Anhänger,  als  er  sich  so- 
gleich zu  legislativen  Verbesserungen  herbeiließ;  doch  hatte  auch 
diesmal  die  Teilung  der  Gewalt  keinen  Bestand,  da  K.  Häkon  schon 
im  Jahre  1095  starb.  Ein  gewaltiger  Kriegsmann  gleich  seinem 
Großvater,  lag  K.  Magnus  beständig  im  Felde,  bald  gegen  die 
Schweden  in  Gautland,  bald  auf  den  Inseln  des  fernen  Westens,  und 
auf  einer  dieser  letzteren  Heerfahrten  fiel  er  in  Ulster  (1103).  Bei 
seinem  Tode  war  von  seinen  drei  Söhnen,  Eysteinn,  Sigurör 
und  Olafr,  der  älteste  nur  14,  der  jüngste  gar  nur  3  Jahre  alt; 
friedlich  regierten  indessen  die  Brüder  nebeneinander,  bis  der  Tod 
Olafs  (11 15)  und  Eysteins  (1122)  die  Alleinherrschaft  wieder  her- 
stellte. Dem  Sigurör  trug  ein  Kreuzzug  (1107 — 11)  den  Beinamen 
Jörsalafari  ein ;  erheblicher  aber  ist,  daß  man  einerseits,  um  das  Volk 
dem  Unternehmen  günstig  zu  stimmen,  manche  Härten  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  mildern  mußte,  andererseits  aber  auch  dem- 
selben die  Zehntlast  auferlegte,  deren  Einführung  in  seinem  Reiche 
der  Pilgerkönig  in  Jerusalem  gelobt  hatte.  K.  Eysteinn  aber  hatte 
inzwischen  friedsam  regiert,  Kirchen  gebaut  und  Bergwege  angelegt, 
für  die  Hebung  der  Fischereien  auf  den  Lofoten  gesorgt  und  durch 
Einrichtung  von  Häfen  und  Landmarken  die  Seefahrt  gefördert,  end- 
lich auch  Jamtaland  wieder  an  Norwegen  gebracht,  welches  nach 
Häkons  des  Guten  Zeiten  wieder  an  Schweden  sich  gewandt,  und 
trotz  aller  Bemühungen  des  heiligen  Olafs  sich  diesem  nicht  unter- 
worfen hatte;  das  konnte  wohl  mit  dem  Ruhme  des  Kreuzzuges  sich 
messen,  und  war  für  Norwegen  jedenfalls  vorteilhafter  als  dieser. 
Auch  die  Stiftung  eines  weiteren  Bistumes  scheint  in  diese  Zeit  zu 
fallen ;  in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung  aber  wurde  K.  Sigurör, 
sonst  auch  seinerseits  ein  tüchtiger  Regent,  geisteskrank,  und  mit 
seinem  Tode  (1130)  begann  vollends  für  Norwegen  die  schwerste 
Zeit,  die  Zeit  mehr  als   100 jähriger  Bürgerkriege. 

Noch  bei  K.  Sigurös  Leben  w^ar  dessen  unechtem  Sohn,  Magnus, 
die  Nachfolge  im  Reiche  eidlich  zugesichert  worden,  und  wenn  zwar 
ein  irischer  Mann,  Haraldr  gilli  (Gillikristr)  durch  die  Eisenprobe 
als  ein  unehelicher  Sohn  des  Magnus  berfcettr  sich  ausgewiesen  hatte, 
so    hatte  doch  auch    er  eidlich  versprochen,    auf  den  Thron   keinen 
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Anspruch   erheben   zu  wollen.     Dennoch   trat   letzterer   gleich    nach 
des  Königs  Tod  als  Kronprätendent  auf  und  setzte  die  Reichsteilung 
durch;  ja  nach  wenigen  Jahren  wußte  er  mit  dänischer  Hilfe    sogar 
die  Alleinherrschaft  zu  erringen,  während  Magnus  besiegt,  gefangen, 
verstümmelt  und  in  ein  Kloster  gesteckt  wurde  (i  135).     Aber  schon 
im  Jahre   1136  kam  Sigurör    slembidjäkn    ins  Land,    der,    zum 
Kleriker  erzogen    und    zum  Diakonen    geweiht,    nach    einem    wilden 
Abenteurerleben  sich  gleichfalls  für  einen  unehelichen  Sohn  desselben 
Magnus  berfoettr  ausgab.     Anfangs    gefangen    gesetzt,    wußte    er   zu 
entweichen  und  den  K.  Haraldr  zu  ermorden;    da   es  mit  dem  Ver- 
suche,   selber   sich    zum  Könige    aufzuwerfen,    nicht    glücken    wollte, 
zog  er  den  Magnus  blindi  aus  seinem  Kloster,  während  andererseits 
zwei    Söhne    Haralds,    Sigurör    munnr    und    Ingi,    beide    noch 
Kinder,  als  Könige  ausgerufen  wurden.     Eine  Zeitlang  schien  freilich 
Ruhe  wiederkehren  zu  wollen,  als  in  der  Seeschlacht  bei  Hölmr  inn 
gräi  Magnus  gefallen,  Sigurör  slembidjäkn  aber  gefangen  und  zu  Tode 
gemartert  worden  war  (1139);  aber  bald  meldeten  sich  zwei  weitere 
angebliche   Söhne  K.  Haralds,   Eysteinn    und   Magnus,   wurden 
zur  Teinahme  am  Reiche  zugelassen  (1142),  und  wenn  zwar  Magnus 
nach   kurzer  Frist  starb,  so    genügten  doch   die  Zwistigkeiten   unter 
den  überlebenden  drei  Königen,    um  den  Unfrieden   zurückzuführen, 
zumal  da  die  Großen  des  Reichs  ihren  Vorteil  dabei  zu  finden  glaubten, 
denselben  zu  schüren.     Erst  erlag  Sigurör  munnr  (1155),  dann  auch 
Eysteinn  (1157);    aber    sofort    wurde    des    ersteren    Sohn,    Häkon 
h  e  r  ö  i  b  r  e  i  ö  r ,    als   König   ausgerufen ,    und    unter   seiner   Führung 
weiter  gekämpft.    Umgekehrt  wollte,  als  K.  Ingi  fiel  (1161),  auch  seine 
Partei  dem  Gegenkönige  sich  nicht  unterwerfen ;  sie  wählte,  vom  alten 
Herkommen  ganz  abgehend,    das  nur  Königssöhnen    die  Thronfolge 
eröffnete,  den  5jährigen  Magnus  Erlingsson  zum  Könige,  dessen 
Mutter  Kristin  eine  Tochter  des  Königs  Sigurör  Jörsalafari  war.     Als 
dann   im   Jahre   1162  Häkon  heröibreiör   fiel,    wählten   hinwiederum 
seine  Anhänger  den  Sigurör  Marküsföstri  zu  seinem  Nachfolger, 
welcher  freilich   bereits   ein  Jahr   später   gefangen    und   hingerichtet 
wurde.     Jetzt  aber  trat  ein  neues  Element  in  den  Kampf  ein,  welches 
diesem  anstatt  seines  bisherigen  wüsten  Charakters  rein  persönlichen 
Interessen  einen  tieferen  und  sachlicheren  Gegensatz  zur  Grundlage 
gab,   die  Hierarchie  nämUch  mit  ihren  kirchlichen  Bestrebungen.  — 
Anfangs    der  hamburg-bremischen   Kirchenprovinz   zugewiesen,    seit 
dem  Jahre   1103  aber  der  von  Lund  untergeben,   hatte  die  norwegi- 
sche   Kirche    im    Jahre    1152    durch    den    Kardinallegaten    Nikolaus 
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Brekespeare,  den  späteren  P.  Hadrian  IV.  ihr  eigenes  Erzbistum  mit 
dem  Sitze  zu  Niöaros  erhalten,  zu  dessen  Provinz  außer  den  norwe- 
gischen Diözesen,  deren  Zahl  sich  nunmehr  auf  fünf  erhob,  auch 
noch  die  Bistümer  der  Orkneys,  Faeröer  und  Hebriden,  dann  Islands 
und  Grönlands  geschlagen  wurden.  Unter  einem  einheimischen 
Haupte  zusammengefaßt  und  zugleich  in  unmittelbare  Verbindung 
mit  dem  römischen  Stuhle  gebracht,  trat  fortan  der  nordische  Klerus 
auch  seinerseits  in  die  allgemeine  hierarchische  Strömung  ein,  welche 
das  Abendland  im  Mittelalter  beherrschte,  und  begann  eben  damit 
zu  einer  selbständigen  Macht  dem  Staate  gegenüber  heranzuwachsen; 
an  der  Kirche  nun  suchte  Erlingr  skakki  eine  Stütze,  indem  er,  ganz 
wie  vordem  Pipin  der  Kleine  seine  Krönung  durch  Bonifaz  zu  Sois- 
sons  (752)  und  seine  Salbung  zu  St.  Denis  durch  P.  Stefan  III.  (754), 
oder  Karl  der  Große  seine  Kaiserkrönung  durch  P.  Leo  III.  (800), 
den  Glanz  einer  kirchlichen  Krönung  zu  benützen  suchte,  um  den 
offenkundigen  Mangel  aller  Legitimität  seines  Sohnes  zu  verdecken. 
Die  Kirche  ging  auf  den  Handel  ein,  bei  dem  sie,  noch  immer  viel- 
facher staatlicher  Hilfe,  oder  doch  Connivenz  bedürftig,  nur  gewinnen 
konnte,  und  nach  längeren  Verhandlungen  mit  Erzbischof  Eysteinn 
kam  man  auf  einem  Reichstage  zu  Bergen  über  folgende  Bedingungen 
überein  (1164):  Das  Reich  sollte  fortan  unteilbar  sein  und  somit 
auch  im  Erbwege  immer  nur  an  eine  Person  gelangen  können;  das 
gemeine  Erbrecht  sollte  über  die  Successionsberechtigung  entscheiden 
und  unter  hiernach  gleichnah  Berufenen  der  ältere  vorgehen,  jedoch 
unter  Ausschluß  der  unehelichen  Geburt,  und  mit  der  weiteren  Ein- 
schränkung, daß  der  hiernach  Successionsberechtigte  wegen  Unfähig- 
keit ausgeschlossen,  und  durch  einen  innerhalb  des  Kreises  der  Ver- 
wandten gewählten  ersetzt  werden  könne;  die  Entscheidung  über 
die  Befähigung  sowie  die  eventuelle  Wahl  wurde  aber  dem  Erz- 
bischofe,  den  Bischöfen  und  je  zwölf  innerhalb  jedes  einzelnen  Bis- 
tums vom  Bischöfe  ernannten  Männern  übertragen,  und  sollte 
Stimmenmehrheit  entscheiden,  wenn  anders  der  Episkopat  mit  der 
Mehrheit  stimmte.^)  Damit  war  Norwegen  im  Grunde  in  ein  Wahl- 
reich verwandelt  mit  geistlichen  Wählern,  und  auch  die  weitere  Be- 
stimmung, daß  beim  Tode  jedes  Königs  dessen  Krone  dem  heiligen 
Olafr  in  Niöaros  geopfert  werden  solle,  war  insofern  nicht  ungefähr- 
lich, als  der  Klerus  hieran  leicht  die  Auslegung  knüpfen  konnte, 
als   sei   das  Königtum    überhaupt    ein   von   diesem    abhängiges;    ein 
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Dokument  freilich,  welches  die  Verwandlung  des  Reiches  in  ein 
Lehen  des  heil.  Ölafr  ausdrücklich  ausspricht,  und  welches  man  bald 
am  23.  März  1176,  bald  am  28.  Mai  1174  ausgestellt  sein  lassen  will,^) 
ist  ein  grobes  Falsum,  wie  es  scheint  aus  der  zweiten  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts.  —  Es  begreift  sich,  daß  von  jetzt  an  die  Kirche 
mit  des  Magnus  Erlingsson  Partei  sich  identifizierte,  und  daß  eben 
damit  in  die  Thronstreitigkeiten,  welche  nach  wie  vor  ihren  Fort- 
gang nahmen,  als  ein  neues  Moment  der  Kampf  zwischen  Kirche 
und  Staat  sich  einmischte.  Zunächst  freilich  tritt  dasselbe  noch 
weniger  hervor,  und  ist  es  vielmehr  Dänemark,  mit  dessen  Hilfe 
Erlingr  anfangs  seine  Kämpfe  geführt  und  dem  er  hinterher  seine 
Versprechungen  nicht  gehalten  hatte,  bei  welchem  ein  neuer  Gegen- 
könig vorerst  Hilfe  findet,  Olafr  ügaefa  nämhch  mit  seinen  Hettu- 
sveinar,  d.  h.  Haubenbuben  (1166—69),  bis  endlich  ein  Frieden 
dahin  geschlossen  wird,  daß  Vikin  an  Dänemark  abgetreten,  aber 
als  dänisches  Lehen  an  Erlingr  zurückgegeben  werden  solle  (1170). 
Später  trat  Eysteinn  meyla  auf,  von  Birgir  jarl  brosa  in  Götland 
unterstützt  (1174 — ']']),  aber  auch  er  mit  seinen  Birkibeinar  erlag 
rasch,  und  der  Thron  des  Magnus  schien  jetzt  schlechthin  festzu- 
stehen, da  Erlingr  mit  kräftiger  Hand  die  Regierung  führte,  Erz- 
bischof Eysteinn  ihm  treu  zur  Seite  stand,  und  auch  alles  Volk  im 
Lande  lieber  den  Nachkommen  des  Sigurör  Jörsalafari  dienen  wollte 
als  denen  des  Haraldr  gilli.  Dennoch  aber  trat  ein  rascher  Umschwung 
in  der  Lage  der  Dinge  ein,  und  damit  zugleich  ein  energisches  Her- 
vortreten des  Gegensatzes  zwischen  Staat  und  Kirche;  K.  Sverrir 
aber  ist  es,  an  dessen  Person  diese  Wendung  sich  knüpft.  Eine 
norwegische  Frau,  Gunnhildr,  hatte  einen  Faering  geheiratet,  den 
Uni  kambari,  des  Bischofs  Hröi  Bruder,  und  als  deren  Sohn  galt 
Sverrir.  Zürn  Priester  erzogen  und  geweiht,  konnte  sich  dieser  doch 
mit  dem  geistlichen  Berufe  nicht  befreunden ;  als  er  vollends,  24  Jahre 
alt,  von  seiner  Mutter  hörte,  er  sei  eigentlich  ein  unehehcher  Sohn  des 
K.  Sigurör  munnr,  ging  er,  von  Träumen  künftiger  Größe  erfüllt  und 
erregt,  nach  Norwegen  hinüber,  sein  Glück  zu  versuchen.  Am  Auf- 
stande des  Eysteinn  meyla  beteiligte  er  sich  nicht,  da  ihm  die  Führung 
desselben  kein  Vertrauen  erweckte;  aber  als  nach  Eysteins  Fall  die 
zersprengten  Reste  seiner  Partei  sich  nach  Götland  und  Wermaland 
zogen,  ließ  er  sich  durch  deren  Bitten  und  den  Zuspruch  des  Birgir 
jarl  bestimmen,  an  deren  Spitze  zu  treten.    Nur  70  Männer  huldigten 
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ihm  zunächst  als  ihrem  Könige  (1177);  aber  kühn  wagte  er  sich  mit 
so  geringen  Kräften  an  Norwegens  Eroberung,  und  seine  wunderbare 
Begabung  und  Tatkraft  Heßen  das  Unternehmen  gelingen.  Nach 
harten  Kämpfen  fiel  bereits  im  Jahre  1179  Erlingr  skakki,  die  Haupt- 
stütze seiner  Partei,  der  Heklüngar;  ein  Jahr  später  mußte  K.  Mag- 
nus nach  Dänemark,  Erzbischof  Eysteinn  nach  England  fliehen,  und 
als  der  ^rstere,  zum  zweiten  Male  flüchtig,  zum  zweiten  Male  in 
Norwegen  einfiel,  fand  er  in  einer  Seeschlacht  seinen  Tod  (1184), 
während  der  Erzbischof  kurz  zuvor  mit  Sverrir  seinen  Frieden  ge- 
macht hatte.  Rasch  unterdrückte  dieser  eine  Reihe  weiterer  Auf- 
stände, welche  die  besiegte  Partei  noch  wagte,  so  den  Aufstand  der 
Kuflüngar,  unter  dem  Mönche  Jon  (1185 — 88),  dann  Sigurör  bren- 
nir  (1189),  —  der  Varbelgir,  unter  dem  Kinde  Vikarr  (1190),  — 
des  porleifr  breiöskeggr  (1191),  —  endlich  der  Eyj  arskeggj  ar 
oder  Gullbeinar,  unter  Sigurör,  einem  unehelichen  Sohn  des 
Magnus  Erlingsson  (1193 — 94).  Inzwischen  aber  war  der  schärfste 
Konflikt  mit  der  Kirche  zum  Ausbruche  gekommen.  Seit  der  Krö- 
nung des  K.  Magnus  Erlingsson  betrachtete  diese  ihre  Interessen  als 
fest  mit  denen  seines  Hauses  verknüpft,  und  Sverrir  insbesondere 
mußte  ihr  als  ein  abtrünniger  Priester  überdies  ganz  besonders  ver- 
haßt sein.  Dazu  kam,  daß  dieser,  auf  der  älteren  Thronfolgeordnung 
fußend  und  den  Magnus  als  unberechtigten  Eindringling  behandelnd, 
an  dessen  Vertrag  mit  der  Kirche  sich  umso  weniger  gebunden 
halten  konnte,  als  dieser  ihn  um  seiner  unechten  Geburt  willen  von 
der  Thronfolge  ausschloß,  und  daß  er  auch  sonst  die  Wiederher- 
stellung der  alten  Königsmacht  in  kirchlichen  Dingen  erstrebte.  Eine 
Erhöhung  der  Geldbußen  für  kirchliche  Vergehen,  welche  der  Erz- 
bischof Eysteinn  durchgesetzt,  ein  neues  Christenrecht,  welches  er 
eigenmächtig  erlassen,  die  Besetzung  der  Pfarreien  durch  bischöfliche 
E^rnennung  statt  durch  die  Wahl  der  Gemeinden  und  der  Laien- 
patrone, welche  er  eingeführt  hatte,  bildeten  ebensoviele  Streitpunkte 
zwischen  der  Krone  und  dem  Klerus,  und  wenn  zwar  der  alte 
Eysteinn  sich  schließlich  dem  Könige  schweigend  gefügt  hatte,  so 
nahm  doch  nach  seinem  Tode  (1188)  sein  Nachfolger  Eirikr  den 
Kampf  wieder  auf.  Als  derselbe  dem  Könige  die  von  ihm  erbetene 
Krönung  versagte,  setzte  dieser  vor  offenem  Ding  eine  gerichtliche 
Entscheidung  durch,  welche  zugunsten  des  alten  Landrechtes  gegen 
die  von  jenem  beliebten  Neuerungen  fiel;  da  floh  der  Erzbischof 
nach  Dänemark  (1190),  der  König  aber  legte  Beschlag  auf  dessen 
Einkünfte,  und  beide  Teile  wandten  sich  nach  Rom.    Unterm  15.  Juni 
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1194  erst  erließ  P.  Cölestin  III.  nach  langem  Zögern  eine  Bulle,  ^) 
welche  sich  durchweg  auf  die  Seite  des  Erzbischofs  stellte,  und  dessen 
sämtliche  Widersacher  für  den  Fall  beharrlichen  Trotzes  mit  der  Ex- 
kommunikation und  dem  Verluste  ihrer  Würden  bedrohte.  WirkHch 
verkündete  der  Erzbischof  in  Dänemark  den  Bann  über  seinen  König; 
aber  dieser  trat  jetzt  nur  um  so  schärfer  auf,  wies  einen  päpstlichen 
Legaten,  der  ihm  nicht  gleich  zu  Willen  sein  wollte,  als  Betrüger 
aus  dem  Lande  und  schüchterte  seine  Bischöfe  so  sehr  ein,  daß  sie 
ihn  gemeinsam  krönten  (1194).  Als  die  Bischöfe,  deshalb  exkommu- 
niziert, mit  dem  Könige  gemeinsam  eine  Gesandtschaft  nach  Rom 
schickten,  starben  auf  der  Heimreise  sowohl  die  Gesandten  als  der 
sie  begleitende  Kardinal  Fidentius;  man  sprach  von  Gift,  und  ein 
paar  Bullen,  welche  der  König  als  von  ihnen  mitgebracht  auf  Um- 
wegen erhalten  haben  wollte,  und  welche  den  über  ihn  verhängten 
Bann  als  nichtig  aufhoben,  waren  mehr  als  verdächtig.  Mit  ähn- 
lichen zweideutigen  Mitteln  kämpfte  die  Kirche.  In  Dänemark  ließ 
B.  Nikolaus  von  Oslo,  fortan  das  Haupt  der  Baglar,  den  Knaben 
Ingi  als  König  ausrufen,  und  mit  verschiedenem  Glücke  wurde  ge- 
stritten ;  P.  Innocenz  III.  aber  verhängte  nicht  nur  das  Interdikt  über 
Norwegen  (1198),  sondern  er  forderte  auch  die  Könige  von  Schweden 
und  Dänemark,  sowie  Birgir  jarl  auf,  das  Reich  anzugreifen.  Indessen 
wollten  diese  Aufforderungen  nicht  verfangen;  das  Interdikt  wurde 
nicht  strenge  gehandhabt,  und  als  Sverrir  am  9.  März  1202  starb, 
war  der  Kampf  zwar  nicht  beendigt,  jedoch  er  unbesiegt.  —  Sverrirs 
Sohn  und  Nachfolger,  Häkon,  verglich  sich  mit  dem  Erzbischof; 
Bann  und  Interdikt  wurden  aufgehoben,  und  die  Bischöfe  kehrten  in 
ihre  Diözesen  heim,  und  da  auch  der  Baglarkönig  Ingi  fiel  (1202), 
schien  die  Ruhe  wiederkehren  zu  wollen.  Aber  schon  am  i.  Januar 
1204  starb  der  vielbeliebte  König,  und  unter  seinem  4jährigen  Netten, 
Guöormr  Sigurösson,  dann  nach  dessen  raschem  Tode  (1204) 
unter  Sverrirs  Schwestersohn  Ingi  Bäröarson  (1204 — 17),  brach 
der  Bürgerkrieg  neuerdings  aus.  Erst  trat  Erlingr  Steinveggr  an  die 
Spitze  der  alten  Baglar partei,  und  nach  dessen  Tod  (1207)  sein 
bisheriger  Jarl,  PhiHppus  Simonarson,  der  ganz  außerhalb  der  könig- 
lichen  Verwandtschaft  stand;-)  doch  kam  es  bald  zu  einem  Ver- 
^)  Diplom.  Norveg.,  II,  3/2  —  5.  ^)  Dessen  Stammbaum  ist  folgender: 

liaraldr  konungr  gilli  Olngin'ör  A  Arni  af  Stoöreimi  Q 

I  ^~^~  I        ""^ 

lugi  konungr  O  Margret  A         Q  Si"ioa  Karason 

I 
O  PhiHppus  jarl. 
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gleiche,  welcher  dem  Philippus  die  Hochlande  und  den  größeren 
Teil  von  Vikin  einräumte,  unter  Ingis  Oberhoheit,  und  dem  alten 
Streite  der  Birkibeinar  und  Baglar  ein  Ziel  setzte.  Im  Jahre  1217 
starben  rasch  nacheinander  Philippus  und  Ingi;  aber  weder  des 
letzteren  Sohn,  Guöormr,  noch  dessen  Bruder,  Sküli  jarl,  wurde  auf 
den  erledigten  Thron  erhoben,  sondern  Häkon,  ein  13 jähriger  un- 
echter Sohn  des  K.  Häkon  Sverrisson.  Unter  ihm  gab  es  noch  ein 
Nachspiel  zu  den  bisherigen  Kämpfen.  Zuerst  erhob  sich  der  Auf- 
stand der  Slittüngar,  unter  dem  Priester  Beni  skinnknifr  (12 18), 
dann  der  der  Ribb  Ungar,  unter  welchen  jene  aufgingen,  geführt 
von  Sigurör  (1220 — 22  und  1224-26),  dann  von  dem  Junker  Knütr, 
und  nach  dessen  Unterwerfung  (1227)  von  Magnus  blaöstakkr;  aber 
beiden  Parteien  traten  bereits  die  alten  Baglar  und  Birkibeinar  ge- 
meinsam entgegen,  und  seit  12 18  verschwindet  der  erstere  Partei- 
name völlig.  Dafür  brach  ein  neuer  Zwiespalt  aus  zwischen  K.  Häkon 
und  seinem  Vetter  Sküli  jarl.  Ein  Drittel  des  Reiches  war  diesem 
abgetreten  worden,  damit  er  dem  Häkon  huldige,  und  später  hatte 
dieser  selbst  Skülis  Tochter  Margret  geheiratet  (1225),  auch  dem 
Sküli  selbst  den  Herzogstitel  verliehen  (1237);  dennoch  blieb  das 
Verhältnis  stets  ein  gespanntes,  bis  endlich  der  ehrgeizige  Sküli  den 
Königstitel  annahm  (1238),  und  unter  dem  alten  Parteinamen  der 
Varbelgir  den  offenen  Aufstand  begann,  der  freilich  zwei  Jahre  später 
zu  seinem  eigenen  Untergange  führte  (1240).  Damit  war  endlich 
die  harte  Zeit  der  Bürgerkriege  beendigt,  w^elche  über  ein  Jahrhundert 
lang  Norwegen  erschüttert  hatten. 

Die  lange  Regierung  K.  Häkons  (1217 — 63),  und  mehr  noch 
die  seines  Sohnes  Magnus  (1263 — 80)  ist  übrigens  ^auch  abgesehen 
davon,  daß  sie  den  Endpunkt  der  langwierigen  inneren  Unruhen 
bezeichnet,  in  mehrfacher  Hinsicht  epochemachend.  Zunächst  wurde 
unter  diesen  beiden  Königen  der  Besitzstand  des  Reiches  so 
abgeschlossen,  wie  er  auf  Jahrhunderte  hinaus  verblieb.  So  wurde 
ein  Frieden  mit  Rußland  abgeschlossen  (125 1),  durch  welchen  die 
bis  dahin  streitigen  Grenzen  der  beiderseitigen  Herrschaft  über  die 
Finnen  und  Karelen  festgestellt  wurden,  ^)  und  bei  dessen  Bestim- 
mungen es  auch  die  späteren  Verträge  geraume  Zeit  belassen  zu 
haben  scheinen.  -)  Ebenso  wurde  die  Reichsgrenze  Schweden  gegen- 
über   ihrer    ganzen    Länge    nach    festgestellt    (1268 — 73),    und    zwar 


^)  Häkonar  s.  gamla,  cap.  271. 

")   Vgl.  Munch,  in  Langes  Norsk  Tidsskrift,  V,  S.  305 — 66. 
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wesentlich  so,  wie  sie  bis  in  das  17.  Jahrhundert  hinein  sich  erhielt.^) 
Von  den  Besitzungen  endlich  des  nordischen  Stammes  im  Westen 
wurden  zwar  die  Hebriden  samt  Man,  deren  Abhängigkeit  von  Nor- 
wegen jederzeit  eine  ziemlich  unsichere  gewesen  war,  jetzt  durch  den 
Frieden  von  Perth  an  Schottland  abgetreten  (1266);  aber  die  Ork- 
neys, Shetland  und  die  Fseröer  blieben  im  Besitze  der  norwegischen 
Krone,  und  Island  sowie  Grönland,  welche  bisher  selbständige  Frei- 
staaten gebildet  hatten,  wurden  jetzt  zu  norwegischen  Schatzlanden 
(dieses  1261,  jenes  1262 — 64);  erst  nach  der  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts (1468 — 69)  gingen  die  Orkneys  samt  Shetland,  erst  im 
Jahre  18 14  die  Faeröer,  Island  und  Grönland  für  Norwegen  verloren. 
—  In  umfassendster  Weise  wirkten  ferner  beide  Könige  für  die 
Ordnung  der  Rechtszustände  ihres  Reiches.  Wir  wissen,  daß 
K.  Häkon  sich,  wahrscheinlich  im  Jahre  1244,  mit  seinem  Erzbischof 
Sigurör  über  ein  neues  Christenrecht  einigte,  welches,  wenn  auch  zu- 
nächst nur  für  Drontheim  bestimmt,  doch  tatsächlich  weit  über 
dessen  Grenzen  hinaus  Geltung  fand,  und  wir  haben  Grund  anzu- 
nehmen, daß  damals  auch  eine  Revision  der  weltlichen  Bestandteile 
des  Drontheimer  Rechtes  stattfand.  Später  gab  die  Anwesenheit 
des  Kardinallegaten  Wilhelm  von  Sabina  in  Norwegen  zu  mancherlei 
legislativen  Verbesserungen  Veranlassung  (1247),  hinter  denen  die 
Abschaffung  der  Eisenprobe  speziell  erwähnt  wird.  Im  Jahre  1260 
wurde  ferner  eine  neue  Thronfolgeordnung  erlassen,  und  eine  Reihe 
zumal  strafrechtlicher  Verbesserungen  in  die  Gesetzgebung  einge- 
führt, unter  welchen  es  genügen  mag,  die  Beschränkung  der  Blut- 
rache hervorzuheben;  sie  wurden  in  das  Gesetzbuch  der  proendir 
eingerückt,  aber  als  „hin  nyju  log"  von  dessen  übrigen  Inhalte  unter- 
schieden, und  wirklich  finden  wir  sie  als  eine  Einleitung  unseren 
Frl)L.  vorangestellt,  wobei  die  Thronfolgeordnung  wohl  nur  zufällig 
in  unseren  Hss.  fehlt.  Weiter  noch  reicht  die  legislative  Tätigkeit 
des  K.  Magnus,  welcher  derselbe  den  Beinamen  „lagaboetir"  verdankt. 
Anfangs  scheint  auch  er  nur  eine  Verbesserung  der  vier  Provinzial- 
rechte  Norwegens  ins  Auge  gefaßt  zu  haben,  und  er  setzte  wirklich 
für  das  Gula|)ing  (1267),  dann  für  das  Eiösifal^ing  und  Borgar|)ing 
(1268)  neue  Gesetzbücher  durch;  im  Drontheimischen  aber  wurde 
er  nur  zur  Umarbeitung   der   weltlichen  Bestandteile  des  Rechts  er- 

')  Vgl.  das  Dokument  in  Norges  gamle  Love,  II,  S.  487—91;  von  \V  er- 
lauf! war  dasselbe  schon  vorher  mit  trefflichen  Anmerkungen  ediert  w^orden  in  den 
Annaler  for  nordisk  Oldkyndighod,  1844—45,  S.  147—92;  vgl.  Munch,  ebenda, 
1846,  S.   150—68. 
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mächtigt  (1269),    das  Christenrecht   dagegen    seiner  Einwirkung  ent- 
zogen.    Jetzt    erst   kam    man    auf   den  Gedanken,    ein    gemeinsames 
Gesetzbuch  für  das  ganze  Reich  auszuarbeiten;    mag    sein,    daß    der 
Plan  vom  Erzbischofe  angeregt  wurde,  und  daß  die  unter  dem  Namen 
des  Christenreclites  K.  Sverrirs  bekannte  Kompilation  mit  dem  Ver- 
suche zusammenhängt,  ein  gemeinsames  Christenrecht  mit  dem  Erz- 
bischofe zu  vereinbaren.     Auf  weltHchem  Gebiete  Hegt  das  erste  Er- 
gebnis eines  gleichen  Strebens  in  der  Järnsiöa  vor,  einem  Gesetzbuche 
für  Island,  welches  der  König  im  Jahre   1271  dahin  schickte,  und  in 
den  Jahren  1271^73  zur  Annahme  brachte;  nachdem  aber  auf  einem 
zu  Bergen  gehaltenen  Reichstage  (1273)    auf  dem  Wege  der  Einzel- 
gesetzgebung eine  neue  Thronfolgeordnung  erlassen  und  eine  Reihe 
anderer  Punkte  bereinigt  worden  war,  erfolgte  auch  die  Einführung 
eines  neuen  Landrechtes,  zunächst  für  Drontheim  (1274),    und  dann 
nach  der  Reihe  auch  für  die  anderen  Dingverbände.   Nur  um  wenige 
Jahre  später  wurde  auch  ein  neues  Stadtrecht  eingeführt,    und  zwar 
wie  es  scheint  zuerst  für  Bergen  (1276),  dann  aber  auch  für  die  üb- 
rigen Städte ;  um  dieselbe  Zeit,  oder  vielleicht  sogar  schon  um  etwas 
früher,    ging  auch  ein  neues  Dienstmannenrecht   aus,    und    auch  für 
Island  wurde  nunmehr  ein  neues  Gesetzbuch,    die  Jönsbök,  erlassen, 
welches  im    engsten  Anschlüsse    an   das    norwegische  Landrecht  be- 
arbeitet war,    und    im  Jahre    1280   nach    der  Insel    hinübergeschickt, 
im  Jahre    1281    aber   daselbst   w^irklich    angenommen    wurde.     Allen 
diesen  Gesetzbüchern,   von  der  Järnsiöa  angefangen,    fehlte  materiell 
das  Christenrecht,  während  sie  formell  einen  hierauf  bezüglichen  Ab- 
schnitt   enthalten;    dafür   entstanden    aber   ziemlich   gleichzeitig    ge- 
sonderte  Christenrechte   kirchlichen    Ursprunges.     Schon   im  Winter 
1272 — 73  war  Erzbischof  Jon  rauöi  mit  der  Bearbeitung  eines  solchen 
beschäftigt,    und    im  wesentlichen  muß  sein  Entwurf  im  Jahre  1273 
schon    fertig   gewesen    sein,    da   im  Winter    1273 — 74   B.   Arni   von 
Skälholt   auf  Grund   desselben    ein    Christenrecht   für   seine    Diözese 
entwarf,   das   im  Jahre    1275    bis    auf  ein  paar  Kapitel  am  Alldinge 
angenommen  wurde.   —   Endlich  knüpft  sich  an  die  Regierung  des 
K.  Magnus  auch  noch  der  Wiederausbruch  des  alten  Zwiespaltes 
zwischen    Staat   und    Kirche,    welcher    freilich    erst    geraume 
Zeit   nach   des  Königs  Tod    zum    endlichen    Austrage    kommt.     Als 
ein    Vorzeichen    der    bevorstehenden    Feindseligkeiten    darf    bereits 
gelten,  daß,  wie  oben  bemerkt,  im  Jahre  1269  die  Ermächtigung  des 
Königs  zur  Revision  des  Drontheimer  Rechtes  auf  dessen    weltliche 
Bestandteile  beschränkt  wurde,  sofern  dabei  unverkennbar  der  soeben 
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von  Rom  heimgekehrte  Erzbischof  Jon  die  Hand  im  Spiele  gehabt 
hatte.  Später  gab  die  Ausschreibung  eines  allgemeinen  Konzils  (1272) 
ihm  die  Veranlassung,  den  Rechtszustand  seiner  Kirche  zu  prüfen^ 
und  über  einzelne  angebliche  Verkümmerungen  der  kanonischen 
Freiheiten  oder  besonderer  Privilegien  beim  Könige  Beschwerde  zu 
führen.  Ein  Reichstag  wurde  in  Bergen  gehalten  (1273),  um  diese 
Streitpunkte  womöglich  noch  vor  dem  Zusammentritte  des  Konzils 
zu  erledigen,  und  wirklich  wurde  hier  eine  Übereinkunft  erzielt, 
welche  der  Kirche  ihre  eigene  Gerichtsbarkeit  in  allen  geistlichen 
Angelegenheiten,  die  freie  Besetzung  der  Bistümer  und  Abteien,  so- 
wie aller  anderen  Kirchenämter,  eine  ziemlich  ausgedehnte  Befreiung 
von  der  Heerlast,  sowie  das  Versprechen  zugestand,  daß  das  geltende 
Recht  in  keiner  Beziehung  einseitig  zu  ihrem  Nachteile  geändert 
werden  solle,  wogegen  der  Erzbischof  auf  die  von  ihm  behauptete 
Lehenshoheit  des  heil.  Olafr  über  die  Krone,  und  auf  jede  Ein- 
mischung in  dessen  Besetzung  verzichtete,  mit  alleinigem  Vorbehalte 
des  Falles  völligen  Aussterbens  des  königlichen  Hauses.  Aber  der 
Papst,  dessen  Bestätigung  ausdrücklich  vorbehalten  war,  erteilte  diese 
nur  unter  Bedingungen  (1274),  welche  seitens  des  Königs  nicht  ak- 
zeptiert wurden,  und  so  stand  man  wieder  am  alten  Fleck. '')  Doch 
kam  im  Jahre  1277  zu  Tünsberg  eine  neue  Übereinkunft  zustande, 
welche  im  wesentlichen  desselben  Inhalts  war  mit  jener  früheren, 
jedoch  mit  einzelnen,  der  Krone  günstigen  Abweichungen,  und  diese 
wurde  sofort  von  beiden  Teilen  beschworen,  ohne  irgend  welchen 
Vorbehalt  einer  päpstlichen  Bestätigung,  -)  und  damals  scheint  auch 
das  Christenrecht  des  Erzbischofes,  leicht  überarbeitet,  des  Königs 
Genehmigung  erhalten  zu  haben.  Damit  schien  der  Frieden  zwischen 
beiden  Gewalten  auf  die  Dauer  geschlossen ;  aber  unmittelbar  nach 
des  K.  Magnus  Tod  brach  der  Zwist  neuerdings  aus,  und  zwar  dies- 
mal heftiger  als  je.  Der  Erzbischof  w^ollte  die  Jugend,  in  der  K. 
Eirikr  Magnüsson  (1280 — 99)  auf  den  Thron  berufen  wurde,  für 
seine  Zwecke  benützen ;  er  zwang  diesem  einen  der  Kirche  möglichst 
günstigen  Krönungseid  ab,  ließ  von  einem  eben  versammelten  Pro- 
vinzialkonzile  Statuten  entwerfen,  welche  mit  aller  Schärfe  die  weitest- 
gehenden Forderungen  der  Kirche  vertraten,    und    schickte    sich  an, 


')  Norges  gamle  Love,  II,  S.  455—62;  Diplom.  Norveg.,  I,  64—65 
(52—59);  einen  etwas  abweichenden  Text  gibt  Torfous,  hist.  rer.  Norveg.,  IV,  S. 
354-57- 

2)  Norges  gamle  Love,   II,  S.  462-67. 
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die  volle  Befreiung  allen  geistlichen  Grundbesitzes  von  allen  Staats- 
lasten zu  begehren ;  unter  den  weltlichen  Räten  aber,  welche  für  den 
jungen  König  die  Regierung  führten,  scheint  von  vornherein  gegen 
den  Tünsberger  Vergleich    große   Abneigung    bestanden    zu    haben, 
welche    nun    zum   vollen  Ausbruche    gelangte.     Auf  des  Erzbischofs 
Wunsch,    einzelne  Punkte    im  Landrechte   zugunsten   der  Kirche  ge- 
ändert zu  sehen,  ging  man  nicht  ein;  man  erließ  ein  Gesetz,  welches 
mit  der  „Compositio"  mehrfach  in  Widerspruch  trat,  und  zumal  mit 
dürren  Worten  die  Geltung  des  „alten  Christenrechtes"  aussprach;  ja 
man  verbot  sogar  den  Verkauf  von  Silber   an    den  Klerus,    und    er- 
schwerte dadurch  die  Abführung  der   vom  Papste    geforderten  Sala- 
dinszehnten  aus  dem  Lande.     Damit  war  der  Kampf  eröffnet.     Der 
Erzbischof  tat  ein  paar  der  regierenden  Herren    in    den  Bann;    aber 
der  wurde  mißachtet,  sein  Münzrecht  eingezogen,   die  geistliche  Ge- 
richtsbarkeit wieder  den  weltlichen  Beamten  überliefert,  die  Befreiung 
des  Klerus  von  der  Heerlast   rückgängig   gemacht,    und    überall  das 
alte  Christenrecht   wieder    an   die  Stelle    des   vom   Erzbischof  selbst 
verfaßten  gesetzt.    Eine  Appellation  an  den  Papst  blieb  erfolglos,  da 
dieser  auf  die  Forderung  der  königlichen  Gesandten,    vor  allem  den 
Tünsberger  Vergleich    aufzuheben,    nicht   eingehen    wollte ;   der  Erz- 
bischof aber  mußte  jetzt  mit  zwei  Bischöfen  ins  Ausland  fliehen,  dem 
Klerus  wurde  die  Wahl  vorgelegt,    nach  wie  vor  des  Gottesdienstes 
zu  pflegen  oder  das  Land  zu  verlassen,  und  sie  wählten  das  erstere. 
Noch  in  demselben  Jahre  (1282)  starb  der  Erzbischof  zu  Skara,  und 
da  sein  Stuhl    zunächst    unbesetzt   blieb,    und    auch    ein  Hilfegesuch 
der   beiden    ihm    gefolgten    Bischöfe    nur    zu    einem    ziemlich    lauen 
Mahnschreiben  des  Papstes  führte  (1285),    erlahmte  der  Widerstand; 
man    ließ    die  Einsammlung    des  Papstzehntes    durch  Kardinal  Hug- 
uitio  ruhig  geschehen  (1286),  und  ordnete  weltlicherseits  die  Kirchen- 
verfassung frischweg  wieder  auf  dem  früheren  Fuße,  den  Besitzstand 
rasch    sich    sichernd.     Als    B.  Jörundr   vom  Papste    per   provisionem 
zum  Erzbischof  ernannt  (1287)  und  mit  dem  Pallium  bekleidet  wurde 
(1288),  mußte  er  die  Gültigkeit  des  älteren  Christenrechtes  wenigstens 
in  einer  Reihe  sehr  erheblicher  Punkte  ausdrücklich  zugestehen  (1290), 
so  gerne  er  auch  die   kirchlichen  Ansprüche   ihrem  vollen  Umfange 
nach  weiter  verfochten  hätte,    und    so    sehr  er  in  einzelnen  Kleinig- 
keiten, und  zumal  in  der  Verfolgung  einzelner  gegnerischer  Persön- 
lichkeiten   noch    seiner   feindseligen  Stimmung    ihren  Lauf  ließ.     Im 
Jahre   1291   mußte  vollends  der  ganze  Episkopat   einen    dem  König- 
throne sicherlich  günstigen  Vergleich  eingehen,  dessen  Bestimmungen 
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uns  freilich  nicht  bekannt  sind,  und  als  der  Erzbischof  sich  vollends 
im  Jahre  1297  zum  Jarl  machen  ließ,  also  dem  Könige  den  Dienst- 
eid schwören  mußte,  ließ  sich  die  beanspruchte  Selbstherrlichkeit 
nicht  mehr  geltend  machen.  Damit  hatte  die  Krone  ihren  letzten 
Kampf  mit  der  Hierarchie  ausgefochten. 

Über  die  weitere  Geschichte  Norwegens  bis  zur  Kalmarer  Union 
kann    ich    mich   kurz   fassen,    da    sie    für    die    Rechtsverfassung    des 
Landes  geringe  Ausbeute  gewährt.   Auf  K.  Eirikr  folgte  dessen  Bruder 
Häkon  häleggr  (1299 — 13 19),  welcher  schon  bei  dessen  Lebzeiten 
als  Herzog  an  der  Regierung  Anteil  genommen  hatte.     Für  die  Ge- 
setzgebung war  derselbe  vielfach  tätig,  wie  er  denn  zumal  eine  Thron- 
folgeordnung   erließ    (1302),    welche    den   besonderen   Verhältnissen 
seines  Hausstandes  angepaßt  war,    und    die  Würde  des  Jarles  sowie 
der  lendirmenn  aufhob  (1308),   wenn   auch    die    erstere  nur  mit  ge- 
wissen Einschränkungen,  die  Verwaltung  der  verschiedenen  Hofämter 
sowohl  als  der  Syssel-  und  Lagmannsämter   neu    regelte,    alle  Land- 
vergabungen zurücknahm  u.  dergl.  m.     Der  Staatsdienst    wurde    da- 
durch gänzlich  seines  früheren  aristokratischen  Charakters  entkleidet, 
und  ganz  und  gar  zu  einem  bloßen  Organe  des  königlichen  Willens 
gemacht.     Vielfache  Verhandlungen    sowohl    als  Verordnungen   ver- 
anlaßte   ferner   die  Hanse,    deren    Angehörige    schon   seit  K.  Sverris 
Zeiten  einen  schwungvollen  Handel  in  Norwegen  betrieben,  und  seit 
K.  Häkon  gamli  ausgiebige  Privilegien  ebenso  oft  erneuert  als  wieder 
eingezogen  sahen.    Endlich  bereitete  sich  jetzt  auch  bereits  die  Union 
bevor,    indem    Ingibjörg,   des   Königs    einziges   eheliches   Kind,    dem 
Herzoge   Eirikr  Magnussen,    des    Schwedenkönigs    Birgir  Bruder,    im 
Jahre    1302  verlobt   und   im  Jahre   13 12  angetraut   wurde,    nachdem 
sie  in  der  Zwischenzeit  lange  zwischen  ihm  und  seinem  Neffen,  dem 
Junker    Magnus    Birgisson,    geschwankt    hatte;    ein    Prinz    Magnus, 
welchen   sie   von   ihm  gewann  (13 16),    wurde  der  erste  Unionskönig 
des  Nordens.     Bei  K.  Häkons  Tod  der  legitime  Erbe  von  Norwegen, 
wurde  Magnus  Eiriksson  (1319—74)  nämlich  in  Schweden,    wo 
K.  Birgir  seine  beiden  Brüder,  Eirikr  und  Valdimarr,  hatte  gefangen 
nehmen  und  verkommen  lassen,   dafür  aber  samt  seinem  Sohne  aus 
dem  Lande  hatte  fliehen  müssen,  durch  Wahl  auf  den  Thron  berufen 
(1319)»  nachdem  unmittelbar  zuvor  zu  Oslo  eine  Unionsakte  zwischen 
beiden  Reichen  zustande  gebracht  worden  war.     Da   der   gefangene 
Junker  Magnus  hingerichtet  wurde  (1320),    und    dessen  Vater  Birgir 
wenig  später  starb  (1321),   war   die  Herrschaft   des  Gewählten  auch 
in  Schweden  insoweit  rasch  befestigt;    aber   die    heillose  Wirtschaft, 
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welche  die  Königinmutter  mit  ihrem  Günstlinge,  Knütr  Porse,  trieb, 
veranlaßte  in  Schweden  (1322)  wie  in  Norwegen  (1323)  Aufstände, 
und  entzog  ihr,  nachdem  sie  diesen  geheiratet  hatte  (1327)  vollends 
allen  Einfluß  auf  die  Vormünderregierung,  welche  vielmehr  fortan 
lediglich  von  den  schwedischen  Herren  auf  der  einen  und  den  nor- 
wegischen auf  der  anderen  Seite  geführt  wurde.  Im  Jahre  1332 
übernahm  der  König  selbst  die  Regierung ;  aber  er  führte  diese  zu- 
nächst lediglich  im  Interesse  von  Schweden,  während  Norwegen  ver- 
nachlässigt wurde.  Der  Unionsakte  zuwider,  hielt  er  sich  fortwährend 
in  Schweden  auf;  der  Erwerb  von  Schonen  (1332),  welches,  vom 
Dänenkönige  Eirikr  Menved  an  den  Marschall  von  Eberstein  ver- 
pfändet (13 18)  und  von  dessen  Erben  an  Graf  Johann  von  Holstein 
veräußert  (1329),  sich  erhoben  und  K.  Magnus  zum  Könige  gewählt 
hatte,  und  dann  gegen  eine  Abfindungssumme  von  Graf  Johann  so- 
wohl als  K.  Valdimarr  förmlich  abgetreten  worden  war  (1332  und 
1341),  kam  im  Grunde  nur  Schweden  zugute;  nur  für  Schweden 
wurde  ferner  durch  die  Bearbeitung  eines  gemeinen  Landrechts  (1347) 
und  wenige  Jahre  später  auch  eines  gemeinen  Stadtrechtes  gesorgt. 
In  Norwegen  erzeugte  dieses  einseitige  Verhalten  bald  ein  Streben 
nach  Lösung  der  Union,  und  schon  im  Jahre  1343  mußte  auf  einem 
Reichstage  zu  Vardberg  des  Königs  4 jähriger  Sohn  Häkon  als  König 
von  Norwegen,  und  dessen  um  ein  Jahr  älterer  Bruder  Eirikr  als 
Thronfolger  von  Schweden  bestellt  werden,  sodaß  K.  Magnus  nur 
in  Schweden  lebenslänglich,  in  Norwegen  dagegen  nur  bis  zu  Häkons 
Mündigkeit  regieren  sollte.  Im  Jahre  1350  wurde  sogar  bereits  für 
den  lojährigen  Häkon  eine  eigene  Hofhaltung  eingerichtet,  und  sollte 
fortan  dessen  Drost  (dröttseti)  die  Regierung  führen,  wenn  auch  in 
seines  Vaters  Namen.  Im  Jahre  1355  aber  trat  K.  Häkon  Mag- 
nussen (1355 — 1380),  eben  mündig  geworden,  selbst  die  Regierung 
Norwegens  an,  wobei  freilich  ein  Teil  des  Reiches,  die  sogenannten 
Schatzlande  nämlich,  also  Island,  Grönland,  die  Faeröern,  die  Orkneys 
mit  Shetland,  endUch  Hälogaland  samt  den  Finnmarken,  dem  K. 
Magnus  vorbehalten  blieb.  Freilich  wurde  die  Union  zunächst  wieder 
hergestellt,  und  sogar  deren  Erweiterung  vorbereitet.  Das  Streben 
Eiriks  nach  dem  Reiche,  dann  nach  dessen  Tod  (1359)  der  schmäh- 
liche Verlust  Schönens,  welches  der  König  ohne  ernstlichen  Wider- 
stand von  den  Dänen  besetzen  ließ  (1360),  dann  Ölands  und  Got- 
lands,  welches  jene  ebenfalls  wegnahmen  (1361),  ließen  die  Schweden 
nicht  zur  Ruhe  kommen,  bis  auch  sie  den  Häkon  zu  ihrem  Könige 
wählten  (1362).     Andererseits  hatte  Häkon  bereits  im  Jahre  1359  die 
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7 jährige  Margarete,  K.  Valdimars  Tochter,  sich  verlobt,  und  nach- 
dem inzwischen  ein  anderes  Verlöbnis  mit  Elisabeth  von  Holstein 
versucht  worden  war,  kam  im  Jahre  1363  wirklich  die  Heirat  zu- 
stande, welche  später  zur  Erstarkung  der  Union  führen  sollte;  in- 
dessen war  eine  ruhige  Entwicklung  derselben  auch  jetzt  noch  nicht 
beschieden.  Die  antiunionistische  schwedische  Aristokratie  wählte 
sofort  den  Albrecht  zum  Könige,  den  zweiten  Sohn  Herzog  Alb- 
rechts von  Mecklenburg  und  der  Euphemia  Eiriksdöttir,  ^)  und  in 
der  Schlacht  bei  Gäta  (1365)  wurden  Magnus  und  Pläkon  geschlagen, 
und  der  erstere  gefangen.  Wohl  brach  im  Winter  1370 — 71  in  Ober- 
schweden ein  Aufstand  aus  zugunsten  des  Gefangenen,  und  fiel  im 
Jahre  1371  K.  Häkon  mit  einem  norwegischen  Heere  in  Schweden 
ein;  aber  da  Albrecht  sich  in  allem  einem  schwedischen  Reichsrate 
fügte,  kam  es  dahin,  daß  der  Frieden  zu  Stockholm  (1371)  ihm  den 
Königstitel  ließ,  wogegen  Magnus  gegen  ein  Lösegeld  und  den  Ver- 
zicht auf  Schweden  samt  Schonen  freigegeben  und  mit  einer  An- 
weisung auf  die  Einkünfte  des  Bistums  Skara  abgefunden  wurde. 
Die  Union  mit  Schweden  war  damit  rechtlich  gelöst;  K.  Magnus 
aber  ertrank  im  Jahre  1374.  —  Als  im  Jahre  1375  K.  Valdimarr  IV. 
von  Dänemark  ohne  Hinterlassung  männlicher  Erben  starb,  schienen 
zur  Erbfolge  zunächst  berufen  einerseits  Albrecht,  ein  Sohn  der  Ingi- 
björg  Valdimarsdöttir  und  Herzog  Albrechts  von  Mecklenburg,  an- 
dererseits Olafr,  ein  im  Jahre  1370  geborener  Sohn  der  Margarete 
Valdimarsdöttir    und    K.    Häkons    von    Norwegen.  -)      Für    Albrecht 

^)  Der  Stammbaum  ist  folgender: 

(^    Häkon  konungr  haleggr  /\  Euphemia  von  Arnstein 


Ingibjörg  /\         Q  Eirikr  hertogi  Magnussen 

I 
Euphemia  /\         Q  Albrecht  von  Mecklenburg 

K 

Heinrich  Q         ü  Albrecht, 
(suspensor) 

^)  Der  Stammbaum  ist  dieser: 

(3  Valdimarr  konungr 


Heinrich  O  A  ingibjörg  Margarete  A  Q  Häkon  konungr 

(suspensor)^- y  V^^v' 


Albrecht  Q       ^  Marie  Q  Wratislaw        Q  ülafr  konungr 
^^■- ^'von  Pommern 


Ö  Eirikr. 
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Sprach;  daß  er  von  Valdimarr  selbst  die  Zusage  der  Thronfolge  (1371), 
und  von  Kaiser  Karl  IV.  deren  Bestätigung  erhalten  hatte;  aber 
Dänemark  war  ein  Wahlreich,  wenn  es  gleich  als  selbstverständlich 
galt,  daß  man  bei  der  Wahl  vom  regierenden  Hause  nicht  abging, 
und  durch  die  voreilige  Annahme  des  Königstitels  sowie  die  Er- 
wirkung eines  kaiserlichen  Empfehlungsschreibens  hatte  jener  dem 
auf  seine  Rechte  eifersüchtigen  Reichsrate  Anstoß  gegeben.  Da  um- 
gekehrt Margarete  mit  ihrem  Sohne  sofort  nach  Dänemark  eilte, 
und  durch  Vergabungen  die  dortigen  Herren  sich  zu  Freunden 
machte,  blieb  die  Königswahl  zu  Odense  (1375)  ohne  Ergebnis,  und 
als  der  Mecklenburger  sich  daraufhin  unter  für  Dänemark  drückenden 
Bedingungen  mit  dem  Holsteiner  verbündete,  wurde  Olafr  zunächst 
zu  Wiborg,  dann  aber  auf  einem  Danehof  zu  Slagelse  förmlich  zum 
Könige  gewählt  (1376).  Auch  die  Hansestädte  erkannten  ihn  an 
(1376),  und  die  von  Mecklenburg  sowohl  als  von  Schweden  aus  be- 
gonnenen Feindseligkeiten  blieben  ohne  wesentlichen  Erfolg ;  da  beim 
Tode  K.  Häkons  Olafr  Häkonarson  auch  in  Norwegen  sukze- 
dierte,  war  somit  die  Union  mit  Dänemark  tatsächlich  hergestellt, 
wenn  man  auch  eine  förmliche  Unionsakte  nicht  nötig  befunden  zu 
haben  scheint.  Olafs  früher  Tod  (1387)  drohte  dieselbe  freilich 
wieder  in  Frage  zu  stellen;  indessen  wurde  doch  Margarete, 
welche  bisher  schon,  von  einem  Reichsrate  unterstützt,  die  Regierung 
geführt  hatte,  sofort  in  Dänemark  als  eine  „vollmächtige  Frau  und 
Herrin,  und  Vormünderin  über  das  ganze  dänische  Reich''  anerkannt, 
und  während  man  ihr  hier  die  Regierungsgewalt  nur  bis  zur  Wahl 
eines  ihr  genehmen  Königs  übertrug,  vertraute  man  sie  ihr  m  Nor- 
wegen sogar  auf  Lebenszeit  an  (1388).  Da  Norwegen  ein  Erb  reich 
war,  galt  es  über  die  Berechtigung  der  verschiedenen  Thronbewerber 
eine  Entscheidung  zu  treffen,  wobei  neben  Margarete  selbst  die 
beiden  mecklenburgischen  Albrechte,  Erich  von  Pommern,  endlich 
zwei  norwegische  Herren  in  Betracht  kamen,  Hr.  Häkon  Jönsson 
nämUch    und    Hr.  Sigurör  Haf  |)ürsson    mit    seinem    Sohne    Häkon.  ^) 

^)  Der  freilich  nicht  ganz  sichere  Stammbaum  dieser  Beiden  ist  folgender 
(^  Hakon  konuagr  haleggr 

/   --X 

Ingibjörg  /\  /\  Agnes     Q  Hafjiürr  Jönsson 

J^'^  O  QSigurdr 

I  I 

Hakon  Q  Q  Hakon 

andererseits  auch  folgender: 


^Q  Einleitung. 

Die  letzten  beiden  wurden  als  an  sich  unberechtigt  erkannt,  und  die 
Mecklenburger  sollten  ihr  Erbrecht  durch  ihre  feindselige  Haltung 
gegen  Norwegen  verwirkt  haben ;  so  entschied  man  sich  für  Erich 
von  Pommern,  und  noch  in  demselben  Jahre  starb  der  jüngere 
Albrecht.  Da  nun  auch  ein  Teil  des  schwedischen  Adels  die  Mar- 
garete für  Schwedens  „vollmächtige  Frau  und  rechte  Herrin"  erklärte, 
mit  dem  Beifügen,  daß  man  nach  ihrem  Tode  oder  noch  bei  ihrem 
Leben  den  als  rechten  König  haben  und  halten  wolle,  den  sie  be- 
stimme, kam  es  zum  Kriege;  aber  der  ältere  Albrecht  wurde  bei 
Falköping  geschlagen  und  mit  seinem  Sohne  Erich  gefangen  (1389). 
Noch  in  demselben  Jahre  wurde  Erich  von  Pommern  vom 
Reichsrate  zu  Helsingborg  zum  König  von  Norwegen  erklärt,  und 
am  Eyrarl^ing  in  Drontheim  als  solcher  ausgerufen,  doch  so,  daß 
Margarete  für  ihn  regieren  solle,  bis  er  mündig  werde;  der  Krieg 
in  Schweden  aber  ging  fort,  und  brachte  durch  die  Stiftung  der 
Vitalienbrüderschaft  (1392)  und  die  zweimalige  Plünderung  Bergens 
(1393  und  1395)  auch  Norwegen  schweren  Schaden.  Endlich  er- 
zwangen die  Hansestädte  einen  Frieden  (1395),  welcher  dem  Albrecht 
samt  seinem  Sohne  unter  den  drückendsten  Bedingungen  die  Frei- 
heit verschaÖte;  noch  im  selben  Jahre  wurde  in  Dänemark,  und  im 
Jahre  1396  auch  in  Schweden  Erich  der  Pommer  zum  Könige  ge- 
wählt, im  Jahre  1 397  aber  erfolgte  von  einer  Versammlung  der  vor- 
nehmsten Herren  aus  allen  drei  Reichen  zu  Kalmar  dessen  Krönung 
als  Unionskönig.  Eine  Unionsakte,  welche  die  Vereinigung  der  drei 
Reiche  näher  regeln  und  für  die  Dauer  feststellen  sollte,  liegt  uns 
nur  im  Entwürfe  vor,  und  scheint  nie  zu  einer  rechtsförmlichen  Aus- 
fertigung gelangt  zu  sein ;  tatsächlich  aber  stand  zwar  die  durch 
Margarete  (f  141 2)  zustande  gebrachte  Union  der  drei  Reiche 
Schweden  gegenüber  von  Anfang  an  auf  schwachen  Füßen,  und 
wurde,  soviel  dieses  Land  betrifft,  durch  Gustav  Wasas  Wahl  auf 
dem  Reichstage  zu  Strengnaes  definitiv  gelöst  (1523),  für  Norwegen 
und  Dänemark  dagegen  bestand  sie,  wenn  auch  in  mehrfach  wech- 
selnder Bedeutung,  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  fort,  indem  sie 
erst  durch  den  Kieler  Frieden  (18 14)  aufgehoben  wurde. 

Hakon  konungr  Q 
O  Eirilir  hertogi     A^ngibjörg     Q  Knütr  Porse 


Magnus  konungr  Q  Brigitt  A         Q  J^"  Hafliörsson 

Häkon  konungr  Q  | 

60  Hakon 


Aufgabe  und  Einteilung  der  Vorträge. 

Den  Gegenstand  der  Vorträge  hat  das  altnorwegische  Staats- 
recht zu  bilden.  Dieselben  sollen  sich  also  einerseits  auf  das  nor- 
wegische Staatsrecht  beschränken,  und  zwar  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes,  sodaß  das  Staatsrecht  der  norwegischen  Nebenlande  un- 
berücksichtigt zu  bleiben  hat,  soweit  nicht  etwa  dessen  Berücksich- 
tigung durch  die  Bedeutung  dieser  Lande  für  Norwegen  selbst  ge- 
fordert wird,  oder  der  Vergleichung  desselben  zur  Erklärung  des 
norwegischen  Staatsrechtes  erheblich  beiträgt.  Andererseits  zieht 
sich  eine  chronologische  Grenze  insofern,  als  hier  nur  das  in  den 
Provinzialrechten  und  der  Gesetzgebung  des  K.  Magnus  lagaboetir 
niedergelegte  Recht  zur  Darstellung  gebracht  werden  soll,  wogegen 
auf  die  spätere  Zeit  nur  insoweit  herabgegriffen  werden  wird,  als 
dies  der  Entwicklungsgang  einzelner  Institute  etwa  wünschenswert 
machen  kann.  Die  Gliederung  des  Stoffes  aber  soll  in  der 
Art  gehandhabt  werden,  daß  ein  erster  Abschnitt  das  norwegische 
Land,  ein  zweiter  das  norwegische  Volk,  ein  dritter  das  Königtum 
in  Norwegen  und  ein  vierter  die  Mitwirkung  des  norwegischen 
Volkes  bei  der  Staatsregierung  zu  behandeln  haben  wird.  Einzelne 
Wiederholungen  werden  sich  allerdings  bei  dieser  Einteilung  nicht 
vermeiden  lassen;  dieselben  sind  aber  auch  bei  jeder  anderen  un- 
vermeidlich  und    überdies   von   vergleichsweise   geringer  Bedeutung. 


Abschnitt  I. 

Das  norwegische  Land. 

§  I.     Der  Name  und  die  Begrenzung  Norwegens. 

Der  Name    des   Landes   lautet    noch   bei  Ari  frööi  (f   1148) 
und    bei    älteren   Dichtern   Norvegr;   von    dieser   Namensform    ist 
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denn  auch  die  Bezeichnung  des  Landes  in  der  lateinischen  sowohl 
als  in  der  deutschen,  englischen  und  französischen  Sprache  ausge- 
gangen, wogegen  die  spätere  Form  des  Namens,  Noregr,  und 
weiterhin  Norge,  erst  aus  jener  älteren  und  volleren  Form  ent- 
standen ist.  Doch  setzt  diese  letztere  selbst  wieder  eine  noch  ältere 
Form  Norövegr  voraus;  in  den  altnordischen  Quellen  nicht  mehr 
nachweisbar,  findet  sich  „Noröwegr"  noch  in  K.  .Alfreds  angelsäch- 
sischer Übersetzung  des  Orosius,  -")  wogegen  die  ags.  Chronik  zu  den 
Jahren  1028,  30  und  70  bereits  Norwa^gr,  Norwegon,  Norwegum 
hat.  ^)  Diese  älteste  Namensform  weist  aber  auf  eine  uralte  geogra- 
phische Anschauung  zurück,  vermöge  deren  man  im  Norden,  den 
Himmelsrichtungen  entsprechend,  viererlei  Länder  und  Völker  unter- 
schied, nämlich  Austrvegr,  Austrvegir,  Austmenn,  worunter 
ursprünglich  die  finnischen,  litauischen  und  slavischen  Länder  und 
Völker  im  Osten  der  skandinavischen  Halbinsel  verstanden  worden 
zu  sein  scheinen;  Vestrvegr,  Vestrvegir,  Vestmenn,  wo- 
runter man  zunächst  die  britischen  Inseln  und  Frankreich  samt  ihren 
Bewohnern  verstand ;  S  u  ö  r  v  e  g  r ,  S  u  ö  r  v  e  g  i  r ,  S  u  ö  r  m  e  n  n ,  welches 
anfänglich  die  deutschen  Lande,  dann  aber  auch  Italien  usw.  be- 
zeichnete ;  endlich  Norörvegr,  Norörvegir,  Norömenn,  womit 
der  skandinavische  Norden,  und  insbesondere  der  nördlichste  Teil 
des  dortigen  Landes  und  Volkes  bezeichnet  wurde.  Mag  sein,  daß 
diese  engere  Begrenzung  der  letzteren  Bezeichnungen  die  ursprüng- 
liche ist,  und  hätte  man  sich  solchenfalls  alle  vier  Bezeichnungen 
als  in  Dänemark  oder  Schweden  zu  einer  Zeit  entstanden  zu  denken, 
in  welcher  man  außer  den  deutschen  Nachbarn  im  Süden,  den  kel- 
tischen im  Westen  und  den  finnischen  und  slavischen  im  Osten  noch 
keine  weiteren  fremden  Völker  kannte.  Doch  findet  man  die  Aus- 
drücke Norörälfr,  Norörlönd  auch  für  den  gesamten  skandina- 
vischen Norden  gebraucht,  also  Dänemark  und  Schweden  mit  inbe- 
griffen, und  in  Deutschland  sowohl  als  in  Frankreich  werden  die 
Bezeichnungen  Nortmannia,  Nortmanni  stets  in  diesem  wei- 
teren Sinne  gebraucht,  wogegen  nur  seltener,  bei  Dudo  (am  Anfange 
des  1 1.  Jahrhunderts),  im  Encomium  Emmöe  (um  die  Mitte  des  11.  Jahr- 
handerts),  bei  Adam  von  Bremen  (am  Schlüsse  des  11.  Jahrhunderts), 
Norwegen  und  die  Norweger  von  den  übrigen  Skandinaviern  unter- 
schieden werden,  wie  dies  freihch  in  England  schon  K.  ^^Ifred 
(t  901)  getan  hatte. 

*)  Thorpe,  Analecta  anglosaxonica,  S.  85. 
'^)  ed.  Earle,  S.   162,   163,  209. 
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Über  die  Begrenzung  Norwegens  sprechen  sich  Oddr, ^) 
Styrmir  hinn  frööi  -)  und  die  legendarische  Olafs  s.  ens  helga,  ^)  end- 
Hch  die  Fagrskinna,  ^)  ziemHch  übereinstimmend  dahin  aus,  daß  im 
Süden  die  El  fr  oder  Gautelfr  die  Grenze  gebildet  habe,  also  die 
Götaelf;  hier  stießen  die  drei  Reiche  der  Dänen,  Schweden  und 
Nordleute  zusammen,  und  die  vor  der  Mündung  des  Flusses  gelegene 
Insel  Hising  soll  ein  zwischen  Schweden  und  Norwegen  streitiger 
Besitz  gewesen  sein,  bis  sie  der  heil.  Olafr  um  das  Jahr  1019  dem 
Schwedenkönig  durch  einen  glücklichen  Wurf  im  Würfelspiel  abge- 
wonnen habe.  ^)  Die  Lage  des  ebenda  als  Grenzpunkt  genannten 
Glaumsteinn  scheint  sich  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen  zu 
lassen;  ein  „Glaumsteinn  1  Hallandi''  wird  in  dem  Anhange  zur 
Landnäma,  ^)  ein  Glaumsteinn,  Gleymsteinn  oder  Glymsteinn  ebenda 
in  der  Häkonar  s.  gamla  genannt,  ^j  und  in  den  Regesta  geographica 
zu  Bd.  XII  der  Scripta  historica  Islandorum  findet  man  nähere  An- 
gaben über  den  Stein,  während  Glumsteensvig,  und  etwas  weiter 
landeinwärts  Glumsteen,  auf  dem  Kärtchen  des  Herzogtums  Hailand 
verzeichnet  ist,  welches  Langebeks  7.  Bande  beigegeben  ist.  Auf 
neueren  Karten  finde  ich  die  Örtlichkeit  nicht  angegeben,  und  muß 
dahingestellt  sein  lassen,  ob  der  zwischen  Warberg  und  Falkenberg 
gelegene  Ort  nicht  zu  weit  südlich  liege,  um  als  Grenzbezeichnung 
gelten  zu  können.  Bemerkt  muß  aber  noch  werden,  daß  zwar  die 
Schwedenkönige  vorübergehend  die  norwegische  Grenzprovinz  Rän- 
riki,  ^)  die  Dänenkönige  sogar  ganz  Vikin  an  sich  zu  bringen  wußten, 
daß  jedoch  durch  solche  Übergriffe  die  Südgrenze  Norwegens  nicht 
auf  die  Dauer  verrückt  wurde ;  erst  durch  den  Frieden  zu  Roeskilde 
(1658)  und  zu  Kopenhagen  (1660)  wurde  die  erstere  Landschaft,  jetzt 
Bähuuslän  genannt,  bleibend  an  Schweden  abgetreten.  —  Während 
die  Götaelf  von  ihrem  Austritte  aus  dem  Vaenersee  ab  im  großen 
und  ganzen  die  Grenze  gegen  Schweden  hin  bildet,  werden  weiter 
nördlich  die  dichten  zwischen  beiden  Reichen  gelegenen  Waldungen 
und  zumal  der  Eiöaskogr,  und  weiterhin  die  Kilir,  d.  h.  das 
Kjölengebirge  bis  zur  Finnmark  hin  als  solche  bezeichnet;^)  doch 
fehlte  es  auch  auf  dieser  Strecke  keineswegs  an  mehrfachen  Grenz- 
streitigkeiten.   So  war  zunächst  Vermaland  samt  den  etwas  weiter 


^)  Ed.  Munch,   I5'2i,  und  wenig  anders  ed.  Hafn.,    18/271 — 72.  ^)  Flbk. 

III,  S.  246.  ^)  Legendarische  Sage,  29/21,  und  40/28.  *)  Fagrsk., 

93/77.  '^)  Heimskr.  Olafs   s.  helga,  97/321,  usw.  ^)  Landnäma, 

Anhang,  S.  326.  ')  Hakonar  s.  gamla,  285/65   und  286/66 — 68. 

*)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  59/263  usw.  *"^)  Ebenda,  59/263. 
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südlich  gelegenen  Dalslönd  lange  Zeit  hindurch  ein  bestrittener 
Besitz  gewesen.  Ein  uralter  Besitz  des  ynglingischen  Königshauses, 
wurde  Vermaland  noch  bis  gegen  die  Mitte  des  lO.  Jahrhunderts 
von  den  norwegischen  Königen  in  Anspruch  genommen/)  wogegen 
die  Landschaft  bereits  zu  des  heil.  Olafr  Zeiten  als  unzweifelhaft  zu 
Schweden  gehörig  galt ;  -)  gelegenthch  des  Friedensschlusses  zu  Kon- 
üngahella  (1019)  wird  bezüglich  ihrer  keines  Zwiespaltes  gedacht,^) 
und  auch  zur  Zeit  des  K.  Haraldr  haröräöi  wird  sie  ohne  weiteres  zu 
Schweden  gerechnet.  '^)  Dalsland  aber,  d.  h.  der  westlich  des  Vse- 
nersees  zwischen  Vermaland  und  Bähuuslän  gelegene  Landstrich, 
wurde  noch  in  weit  späterer  Zeit  von  K.  Magnus  berbeinn  in  An- 
spruch genommen,  ohne  jedoch  bei  dem  zu  Konüngahella  erfolgten 
Friedensabschlusse  (iioo)  behauptet  werden  zu  können;^)  die  zu 
K.  Magnus  lagabcetirs  Zeit  vorgenommene  Grenzregulierung  ^)  weist 
beide  Landschaften  ganz  gleichmäßig  Schweden  zu.  Weiter  im 
Norden  hatte  Jamtaland,  und  sogar  ein  Teil  von  Helsingja- 
land,  bereits  im  Verlaufe  des  8.  Jahrhunderts  von  Norwegen  aus 
Einwanderer  erhalten,  deren  Zahl  sich  w^ährend  K.  Haraldr  härfagris 
Regierungszeit  sehr  vermehrte ;  die  Bewohner  von  Helsingland,  welches 
der  Küste  entlang  bereits  von  Schweden  aus  bevölkert  worden  war, 
standen  jedoch  unter  schwedischer  Herrschaft,  während  Jamtaland 
zunächst  ganz  unbeachtet  und  sich  selbst  überlassen  geblieben  zu 
sein  scheint.  Später  soll  K.  Häkon  gööi  die  Jamtaländer  nicht  nur, 
sondern  auch  den  aus  Norwegen  stammenden  Teil  der  Helsingländer 
zur  Unterwerfung  unter  Norwegen  bewogen  haben ; '')  nach  der 
Svolderer  Schlacht,  wenn  nicht  schon  früher,  scheinen  aber  beide 
Landschaften  wieder  an  Schweden  gefallen  zu  sein,  da  noch  der 
heil.  Olafr  mit  seinem  schwedischen  Namensvetter  über  die  Erhebung 
der  Schätzung  in  Jamtaland  zu  streiten  hatte,  ^)  und  selbst  durch  den 
Friedensschluß  von  Konüngahella  (1019)  kam  die  Landschaft  nicht 
an  Norwegen   zurück,   vielmehr   scheiterten    die   Versuche    des   heil. 


^)  Eigla,    73—79  (174—91);    Agrip,    5;    Heimskr.    Hakonar    s.    gööa, 
8/88.  2j  Heimskr.  Olafs  s.  helga,   76/286  und   191  452.  ^)  Ebenda, 

97/321.  *)  Heimskr.  Haralds  s.  harÖraÖa,    72/601—2.  «)  Theodo- 

ricus    monachus,    31;    Ägrip,    42/413—14;    FMS.    VII.    26/52    und    31/62—3; 
Heimskr.   13/649.  «)  Rydberg,  Sverges  Traktater,    I,  S.  242  und  fgg.     Vgl. 

die  Anmerkungen  Werlauffs    und  Munchs    zu    dem    Dokumente,    in    den    Annaler 
for  nordisk  Oldkyndighed,  1845,  S.  147—92  und  1846,  S.  150—68.  ')  Heimskr. 

Haralds    s.  hdrfagra,    2062;    Hakonar    s.    göÖa,    14/91;    Olafs    s.    helga, 
147/391—92  usw.  8)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  61/266. 
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Olafr,   sie    sich  •  zu    unterwerfen,    an    dem   Widerstände    der   Jämten 
selbst.^)     Erst   zu  Anfang   des   12.  Jalirhunderts   brachte  K.  Eysteinn 
Magnussen  Jamtaland  wieder  an  Norwegen  zurück ;  ^)  indessen  steht 
doch  noch  dahin,   ob    selbst   diesmal   der  Besitz    ein   dauernder  war. 
Sturla  I)öröarson  bezeichnet  Jamtaland  ausdrücklich  als  von  K.  Sverrir 
erst    erobert,  ^)    was    freilich    die    Lebensbeschreibung   dieses    Königs 
selbst  nicht  bestimmt   ausspricht,  ^)   jedoch  aber   vortrefflich    zu    der 
feststehenden  Tatsache  stimmt,  daß  die  Landschaft  auch  in  späterer 
Zeit  noch  in  kirchlicher  Hinsicht  zur  Diözese  Upsala,    nicht  Niöarös 
gerechnet  wurde,    und  möglicherweise    auch    mit   der   weiteren  Tat- 
sache in  Verbindung  zu  bringen  ist,  daß  die  Historiä  Norvegiae  neben 
Schweden,  Götland  und  Angermannland  auch  Jsemtland  zu    den    an 
Norwegen  angrenzenden  Ländern  zählt. ^)     Von  da  ab  blieb  dagegen 
J^mtland    bei  Norwegen,    aber   Helsingland   bei  Schweden;  Herje- 
dalen  jedoch,  w^elches  bereits  um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  von 
Norwegen  aus  bevölkert  worden  sein  soll,  ^)  scheint  stets  norwegischer 
Besitz  geblieben  zu  sein,    wie  dasselbe  dann  auch  in  kirchlicher  Be- 
ziehung unter  Niöarös    stand,    und   bei   der  Grenzberichtigung,    über 
welche    unter   K.  Magnus   lagabcetir   zwischen    Schweden    und   Nor- 
wegen verhandelt  wurde,    w^erden   bereits  Jamtaland    und  Herjärdalr 
ganz  gleichmäßig  zu  Norwegen,  dagegen  Järnberaland  und  Helsing- 
jaland  zu  Schweden  gerechnet.     Erst    durch    den  Frieden    zu  Bröm- 
sebro    (1645)    wurden    beide    Provinzen    an    Schweden    abgetreten, 
welchen  dann  auch  die  beiden,  bis  dahin  zu  den  Eystridalir  gehörigen 
Kirchspiele  Idre  und  S^rna^)  folgten,    die   bereits   im  Jahre   1644 
von  Schweden  aus    besetzt,    im  Friedensvertrag    aber    nicht   erwähnt 
worden  waren,  jedoch  in,    wenn  auch  nicht    unbestrittenem,    schwe- 
dischen Besitze  blieben,    bis    endlich    durch    einen  Traktat  von   175 1 
deren    Abtretung,    vorbehaltlich    einer    geringen    Grenzregelung,    dä- 
nischerseits  offiziell  zugestanden  wurde.  —  Am  unbestimmtesten  war 
die  Grenze   im  Norden    und  Nordosten    des  Landes.     In    nationalem 
Sinne    reichte    Norwegen    nur    etwa   bis    zum  Malangenfjord    hinauf, 
wenig  südlich  von  Tromsö ;    hier    begannen  sodann  die  Finnmarken 
(Finnmörk),  welche  keine  germanische,  sondern  nur  eine  lappische 


^)  Heim  skr.  Olafs  s.  helga,   147/392;   1 51/403 — 5.  ^)  Heimskr.  Si- 

gurÖar  s.  J  ö  r  salaf  ara,   16/671  — 71  ;  FMS,,  VII,  17/100 — loi  ;  Morkinsk.,   166; 
Fagrsk.,  §  248.  ^)  Hakonar  s.  gamla,   10/248.  ^)  Sverris  s.,  26/66 

— 69.  •^)  Bei  G.  Storm,  Monumenta  historica  Norvegi?e,  S.  74.  ^)  Ryd- 

berg,  ang.  O.,  I,  S.  245.  ')  Vgl.  Yngvar  Nielsen,  in  der  (Norsk)  Histo- 

risk  Tidsskrift,  III,  S.   195 — 223  (1875). 
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Bevölkerung  hatten,  und  insofern  nicht  mehr  zu  Norwegen  gerechnet 
wurden.     Aber   doch   waren    auch    diese  dem  norwegischen  Könige 
Untertan,    wenn  sie  auch  als  ein  eigenes  Schatzland    betrachtet   und 
nicht   als    ein  Bestandteil  Norwegens    selbst   angesehen    wurden;   im 
politischen     Sinne     mochte     man     auch    diese    Landschaft     immer- 
hin noch  zu  Norwegen  zählen.     Von    hier    aus    kann    demnach    der 
Mönch   Oddr    ebensogut    die    Finnmörk    als    ein    im    Norden    von 
Norwegen  gelegenes  Grenzland   bezeichnen,    und    somit   nicht   mehr 
als   zu  Norwegen    gehörig   betrachten,    als    umgekehrt   Styrmir,    die 
Fagrskinna  und  die  Historia  Norv^egiae  diese  Landschaft  in  das  Reich 
einbeziehen,  und  somit  dessen  Grenze  bis  an  das  weiße  Meer  (Gand- 
vik)   vorrücken    mögen.     In    der  Nähe    des    weißen   Meeres   ist   aber 
auch  jener  Vegistafr  oder  yEgistafr  zu  suchen,    w^elchen  mehr- 
fache Quellen  als  den  nördlichsten  Grenzpunkt  des  Reiches  nennen, 
und  mag  er   wohl   mit  Sviatoi  Nos,    d.  h.    dem  heiligen  Vorgebirge 
identisch  sein,   welches  den  Ostpunkt  der  vormals  zu  Norwegen  ge- 
hörigen Murmanschen  Küste  bildet;  ^)  ebenso  aber  auch  jenes  Nänes, 
welches  anderwärts  einmal   in    gleicher  Bedeutung   erwähnt   wird.  -) 
Übrigens   hatte    die    nomadische  Lebensweise    der  lappischen  Bevöl- 
kerung zur  Folge,  daß  alle  Herrschaft  über  dieselbe  einen  mehr  per- 
sönlichen als   territorischen  Charakter   zeigen   mußte,    was    die  Fest- 
stellung bestimmter  Reichsgrenzen  im  Norden  sehr  erschwerte.  Schon 
im  Jahre   125 1   wurde  mit  Rußland    über    die  Beilegung   von  Feind- 
seligkeiten an  der  Finnengrenze    unterhandelt,    und    ein  Vertrag  ab- 
geschlossen, dessen  Bedingungen  uns  indessen  nicht  bekannt  sind ;  *') 
im  Laufe  des   14.  Jahrhunderts  aber  verwickelte  die  Union,  in  welche 
Norwegen   zu    Schweden    trat,    das    erstere   Reich    mehrfach    in    die 
Feindseligkeiten,  in  welche  Schweden  durch  sein  stetiges  Vordringen 
in  Finnland  zu  dem  russischen  Nachbarn  geriet.     Es  kam    nunmehr 
zu  einer  Reihe  von  Friedenstraktaten  (1326,  1338,  1351);^)  eine  feste 
territorische  Reichsgrenze  wurde  jedoch  für  die  Finnmörk  Schweden 
gegenüber  erst  durch  den  Frieden  von  Kna^röd  (1613),  und  Rußland 
gegenüber  vollends  erst  durch  einen  im  Jahre  1826  abgeschlossenen 
Vertrag  erreicht,  welcher  dem  langjährigen  Streite  über  den  bisherigen 
gemeinschaftlichen  Bezirk  in  den  Lappmarken  ein  Ende  machte.  — 
Im   Westen   endlich   bildete    selbstverständHch    die    See    Norwegens 


)  Vgl.  G.  Storni  in  den  Monumenta  historica  Norvegice,  S.   78  Anm.  3. 
^)  Legendarische  Olafs  s.  helga,  40/28.  3)  Hakonar  s.  gamla, 

271/43—44-  ^]  Vgl.  Munch,  in  Langes  Tidsskr.,  V,  S.  305—66. 
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Grenze ;  wenn  Oddr  und  die  legendarische  Olafs  s.  ens  helga  dafür 
den  Öngulseyj  arsu  nd,  d.  h.  die  Meerenge  von  Anglesea,  als 
Westgrenze  nennen,  so  liegt  dieser  ihrer  Angabe  eine  Verwechslung 
des  Landes  Norwegen  mit  dem  Reiche  des  norwegischen  Königs 
zugrunde,  welches  letztere  auch  die  Hebriden  mit  umfaßte,  und  so- 
mit allerdings  bis  zu  jenem  Punkte  reichte. 


§  2.     Die  weltliche  Bezirkseinteilung  Norwegens. 

Ihren  Schwerpunkt  findet  die  ältere  norwegische  Bezirksver- 
fassung in  dem  Begriffe  des  fylki  oder  Volklandes.  In  die  vorge- 
schichtliche Zeit  zurückreichend,  und  ursprünglich  ein  selbständiges 
Staatsgebiet  bildend,  hat  sich  dieses  auch  nach  Herstellung  eines 
Gesamtreiches  erhalten,  nur  daß  es  jetzt  seine  frühere  Selbständigkeit 
eingebüßt  und  die  Natur  einer  bloßen  Provinz  angenommen  hat. 
Allerdings  läßt  sich  nicht  behaupten,  daß  alle  einzelnen  Volklande 
genau  in  dem  Bestände,  welchen  sie  später  zeigen,  bereits  jener 
ältesten  Zeit  angehörten,  und  ebenso  wenig  annehmen,  daß  die  Ein- 
teilung des  Reiches  in  Volklande  zu  irgend  einer  Zeit  eine  völlig 
erschöpfende  und  alle  einzelnen  Teile  des  Reiches  umfassende  ge- 
wesen sei.  Wir  finden  vielmehr  einerseits  noch  in  durchaus  ge- 
schichtlicher Zeit  einzelne  Landschaften  vor,  welche  nie  anders  als 
Volklande  bezeichnet  werden,  wie  z.  B.  Jamtaland  und  Herjärdalr, 
Valdres  und  Haddingjadalr,  die  Räbyggjalög,  dann  die  Guöbrandsdalir 
und  Eystridalir,  und  wir  können  andererseits  auch  in  einer  Reihe 
von  Fällen  eine  spätere  Vereinigung  mehrerer  ursprünglich  getrennter 
Landschaften  zu  einem  einzigen  Volklande  nachweisen,  wie  denn 
z.  B.  das  Firöafylki  aus  den  Landschaften  Firöir,  Fjalir  und  Gaular, 
das  Höröafylki  aus  den  Landschaften  Höröaland,  Vörs  und  Haröangr, 
das  Haöafylki  aus  den  Landschaften  Haöalanri,  Hringariki,  Land  und 
pütn,  das  Raumafylki  aus  den  Landschaften  Raumariki  und  Söleyjar 
zusammengesetzt  ist,  und  noch  in  ziemlich  später  Zeit  das  Grenafylki 
aus  den  Landschaften  Grenland  und  Vestmarar,  Grenmarr  und  Höfund 
dann  pelamörk  und  Naumudalr  erwuchs.  Indessen  wird  durch  der- 
artige Vorkommnisse  weder  der  Begriff  des  Volklandes  als  eines  ur- 
sprünglich selbständigen  Staatsorganismus ,  noch  auch  die  andere 
Tatsache  beeinträchtigt,  daß  die  Einteilung  in  Volklande  den  weitaus 
größten    und    wichtigsten   Teil    des   Reiches    umfaßte.     Die    Bezirke, 


38 


Abschnitt  I.     Das  norwegische  Land. 


welche  nicht  als  Volklande  bezeichnet  werden,  gehören  zumeist  dem 
inneren  Lande  an,  und  mögen  somit  erst  in  späterer  Zeit  ihre  Be- 
völkerung erhalten  haben,  sodaß  sie  zu  der  Zeit,  in  welcher  Begriff 
und  Grenzen  der  Volklande  sich  feststellten,  noch  garnicht  in  Be- 
tracht kommen  konnten ;  die  spätere  Verbindung  früher  gesonderter 
Landschaften  mochte  dagegen  mit  dem  Bestreben  zusammenhängen, 
die  Bezirkseinteilung  des  Reiches  gleichartiger  zu  gestalten.  Die 
geringe  Zentralisation  des  Staates,  und  andererseits  das  kräftige  Auf- 
treten föderativer  Tendenzen  mußte  Umgestaltungen  der  letzteren 
Art  sehr  erleichtern,  und  kann  dieserhalb  auf  die  Vorgänge  in  Eng- 
land verwiesen  Averden,  dessen  Einteilung  in  shires  ja  ebenfalls  im 
großen  und  ganzen  auf  älterer  Kleinstaaterei  beruhte,  aber  doch  im 
einzelnen  gar  vielfach  von  administrativen  Gesichtspunkten  aus  mo- 
difiziert oder  vervollständigt  wurde.  Daß  aber  zumal  in  Vikin  und 
in  den  Hochlanden  derartige  Unregelmäßigkeiten  sich  vorzugsweise 
bemerkbar  machen,  kann  möglicherweise  mit  der  gerade  hier  länger 
erhaltenen  Kleinstaaterei,  sowie  mit  der  hier  öfter  wiederkehrenden 
Fremdherrschaft  in  Zusammenhang  stehen.  Beides  konnte  die  hier 
erst  später  durchdringende  Alleinherrschaft  zu  umso  gründlicherem 
Brechen  mit  der  alten  Volklandsverfassung  veranlassen,  und  mag 
sein,  daß  es  der  heil.  Olafr  war,  welcher  gelegentlich  der  Reorgani- 
sation des  Eiösifa|n'nges  auch  eine  mehr  auf  administrativen  als  hi- 
storischen Gesichtspunkten  beruhende  Bezirkseinteilung  durchführte. 
—  In  sprachlicher  Beziehung  bemerke  ich  noch,  daß  fylki,  von 
folk  abgeleitet,  gleichwie  dieses  ursprünglich  die  zur  Schlacht  ge- 
ordnete Mannschaft  bezeichnet,  wie  denn  auch  das  Zeitwort  fylkja 
das  Ordnen  der  Schlachtreihe  bezeichnet;  von  hier  aus  erst  erlangt 
das  eine  wie  das  andere  Hauptwort  dann  auch  die  Bedeutung  Schar, 
und  wird  fylki  dann  auch  zur  Bezeichnung  des  von  einem  Volks- 
komplexe besetzten  Landes.  Man  darf  daran  erinnern,  daß  einerseits 
auch  Ausdrücke  wie  allsherjar])ing,  allsherjardömr,  allsherjarfe  und 
dergl.  mehr,  dann  in  den  festländischen  Quellen  Ausdrücke  wie 
exercitus  Francorum,  Langobardorum  usw.  die  Gleichstellung  der 
Begriffe  von  Volk  und  Heer  bestätigen,  und  daß  andererseits  auch 
in  Schweden  die  Bezeichnung  folkland  für  bestimmte  Bezirke  ge- 
braucht, und  in  England  von  Noröfolc  und  Suöfolc  als  den  beiden 
Abteilungen  des  ostanglischen  Landes  gesprochen  wird.  Dagegen 
halte  ich  es,  wie  Fritzner,  für  durchaus  willkürlich,  wenn  in  der 
jüngeren  Edda  zwischen  folk  und  fylki  unterschieden,  und  unter 
jener  Bezeichnung  eine  Zahl  von  40,  unter  dieser  eine  Zahl  von   50 
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Menschen  verstanden  werden  will;  ^)  für  ebenso  willkürlich  aber  auch, 
wenn  der  Mönch  Oddr  bemerkt:  -)  „en  ])at  er  fylki  kallat  meö  Norö- 
mönnum,  er  gera  mä  af  12  skip  alskipuö  af  mönnum  ok  väpnum, 
ok  ä  hverjo  skipi  60  manna  eöa  70,  sem  l)ä  var  siör  til".  Die  An- 
gaben der  ersteren  Quelle  über  die  verschiedenen  Personenkomplexe 
und  deren  ziffernmäßige  Bedeutung  sind  überhaupt  zumeist  nur  als 
eine  Spielerei  zu  betrachten,  wenn  auch  einzelnen  unter  ihnen,  wie 
sich  gleich  zeigen  wird,  eine  ernsthaftere  Bedeutung  allerdings  zu- 
kommt; ein  grundsätzlicher  Zusammenhang  aber  der  Einteilung  des 
Landes  in  Volklande  mit  der  Verfassung  der  SeeAvehr  scheint  nie 
bestanden  zu  haben,  und  zeigen  auch  die  älteren  Angaben  über  die 
Zahl  der  von  einem  jedem  Volklande  zu  stellenden  Schiffe,  daß  diese 
Zahl  in  verschiedenen  Volklanden  eine  ganz  verschiedene  war.  Die 
Zahl  aber  der  Volklande  in  Norwegen  betrug  in  der  genauer  be- 
kannten Zeit  24 — 25,  wozu  dann  nocii  9 — lO  unter  solchem  Namen 
nicht  auftretende  Bezirke  hinzukommen. 

Die  einzelnen  Volklande  zerfallen  sodann  wieder  in  kleinere 
Bezirke,  für  welche,  wenigstens  teilweise,  die  Bezeichnung  h  e  r  a  ö 
üblich  war,  welche  ja  auch  in  Dänemark,  und  teilweise  auch  in 
Schweden,  zumal  in  dessen  gotischen  Provinzen,  gebraucht  wurde. 
Es  kann  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  diese  Bezeichnung 
ihrem  Wortlaut  nach  auf  die  Zahl  hundert  zurückführt,  und  daß 
somit  der  betreffende  Bezirk  mit  dem  schwedischen  hundari  und  dem 
ags.  hundred,  dann  weiterhin  mit  dem  alemannischen  huntari  und  der 
fränkischen  centena  zusammenzustellen  ist.  In  einer  Reihe  von 
Fällen,  zumal  aber  wenn  es  gilt,  den  Tatbestand  gewisser,  mit  ge- 
sammelten Gehilfen  begangener  Verbrechen  festzustellen,  wurde  es 
den  älteren  germanischen  Rechten  nötig,  eine  bestimmt  abgegrenzte 
Zahl  von  Personen  unter  einer  einheitlichen  Bezeichnung  zusammen- 
zufassen; unter  den  zu  solchem  Behufe  aufgestellten  technischen 
Bezeichnungen  findet  sich  aber  auch  der  Ausdruck  „Heer"  ver- 
wendet. Die  verschiedenen  Rechte  bestimmen  dabei  freilich  dessen 
Begriff  sehr  verschieden.  Das  langobardische  Recht  fordert  für  den 
Begriff  des  „exercitus"  eine  Schar  von  mmdestens  vier  Männern,  ^) 
und  daß  dabei  exercitus  nur  die  Übersetzung  eines  entsprechenden 
einheimischen  Wortes  ist,  zeigt  eine  andere  Stelle,  welche  dafür  den 


')  Skdldskaparmdl,  66/534.  ^)  Ed.  Hafn.  41/306;  in  ed.  Munch,  33/35 

steht  irrig  XL  statt  LX.  ')  Ed.   Rothari,   19;    vgl.  Ratchis,   lo  (Monum. 

Germ.,  Leg.  IV,  S.   16  und   190). 
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Ausdruck  arischild,  d.  h.  Heerschild,  braucht.^)  Das  dänische  Recht 
läßt  „hservasrki"  nur  von  mindestens  fünf  Männern  begehen ;  ^)  das 
angelsächsische  dagegen  spricht  bis  zu  sieben  Personen  von  einzelnen 
Dieben, -von  7 — 35  von  einer  „hloö"  oder  Bande,  und  erst  von  35 
an  von  einem  „here",  während  es  das  haervaerki  des  dänischen  Rechtes 
als  „hereteäm"  bezeichnet.'')  Das  bayrische  Recht  endlich  fordert 
für  das  Verbrechen  der  „heriraita"  eine  Zusammenrottung  von  min- 
destens 42  Männern,  wogegen  es  von  einer  geringeren  Anzahl  höch- 
stens das  Vergehen  der  „heimzuht"  verüben  läßt.^)  Nun  finden  wir 
in  der  jüngeren  Edda  eine  Zusammenstellung  ähnlicher  Bezeichnungen 
für  bestimmte  Zahlenkomplexe  von  Personen,  ^)  und  wenn  zwar,  wie 
oben  bereits  bemerkt,  gar  manche  von  diesen  sicherlich  ganz  un- 
technische, und  nur  zu  dem  Behufe  willkürlich  aufgenommen  sind, 
um  eine  größere  Vollständigkeit  der  Nomenclatur  zu  erzielen,  so 
kommt  doch  anderen  ebenso  unzweifelhaft  eine  bestimmte  juristisch- 
technische Geltung  zu,  wie  denn  z.  B.  die  Bezeichnung  „föruneyti" 
für  vier  und  „flokkr"  für  fünf  Männer  durch  ausdrückliche  Vorschriften 
eines  unserer  Provinzialrechte  bestätigt  wird.^)  Da  liegt  es  nun  nahe, 
auch  die  weitere  Angabe  „herr  er  hundrat",  als  eine  technisch-juri- 
stische anzusehen,  und  da  heraö  sich  von  herr  ableitet,  ^)  so  muß^ 
wenn  herr  eine  Zahl  von  100,  oder  vielmehr  120  Männern  bedeutet, 
das  heraö  mit  unserer  Hundertschaft  zusammenfallen :  bestätigt  wird 
dieser  Schluß,  welchen  übrigens  schon  Stjernhöök,  Ihre  und  Geijer, 
Kofod  Ancher  und  Velschow,  J.  Grimm  und  Dahlmann,  R.  Keyser 
und  P.  A.  Munch  gezogen  haben,  noch  durch  die  weitere  Tatsache, 
daß  in  den  schwedischen  Quellen  die  Ausdrücke  hundari  und  h^ra]) 
geradezu  mit  einander  wechseln.  Übrigens  hat  sich  die  Bedeutung 
des  Wortes  schon  frühzeitig  abgeschwächt,  und  wird  dasselbe  sogar 
in  den  Legalquellen  schon  oft  genug  in  dem  unbestimmteren  Sinne 
eines  Landbezirkes  überhaupt,  zumal  auch  im  Gegensatze  zu  den 
Stadtbezirken  gebraucht,  während  dieselben  Quellen  freilich  ander- 
wärts wieder  an  der  älteren,  engeren  und  technischen  Geltung  des 
Ausdruckes  festhalten;  es  muß  demnach  stets  von  Fall  zu  Fall  fest- 
gestellt werden,  in  welchem  Sinne  derselbe  an  jeder  einzelnen  Stelle 


^)  Leges  Liutprandi,   134  (ebenda  S.   166).  •)  Skänelagen,  87, 

Andreas  Sursnio,  60,  Bj  kerkeret,  47  und  K.  Knuts  Verordnung,  S.  438— 9 
(bei  Schlyter,  IX);  Valdimars  S?ellanske  Lov,  56  und  64;  Eriks  Scellanske 
Lov,  II,   16.  ^)  Ine,   13—15.  *)  Leges  Bajuvar.,  IV,  23  (Monum. 

Germ.  Leg.  III,  S.  293).  ^)  Skdl  ds  kaparm  al ,  66/532—34.  «)  GI)L. 

154  und    168.  ')  Guöbrandr  Vigfiisson,  h.  v. 
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ZU  verstehen  sei.  —  Nicht  selten  werden  nun  aber,  und  zwar  in  den 
Legalquellen  sowohl  als  in  den  Urkunden,    auch    noch    ganz  andere 
Bezeichnungen  für  gewisse  Unterabteilungen  der  Volklande  gebraucht, 
und  zwar  Bezeichnungen,    welche    zwar    auch    mit  Zahlbegriffen    zu- 
sammenhängen, aber  mit  Zahlbegriffen  von  ursprünglich  territorischer, 
nicht   persönlicher  Geltung.     In    nicht   wenigen   Teilen    des  Reiches 
zerfielen  die  Volklande  in  Hälften  (hälfur).     So    teilt    sich  Häloga- 
land  in  eine  nördliche  und  eine  südliche  Hälfte,  ^)  und  G.  Storm  hat 
dargetan,  ^)  daß  diese  Einteilung  daselbst  bis  in  des  heil.  Olafr  Zeit 
hinaufreicht.     Für  das  Naumda:^lafylki  ergibt  sich  aus  einer  Urkunde 
aus  dem  Jahre   1344  die  Einteilung  in  eine   obere    und  eine  niedere 
Hälfte, '")  und  eine  ganz  entsprechende  Zweiteilung  bezeugt  eine  Ur- 
kunde des  Jahres  1278  von  dem  Sparbyggjafylki  im  Drontheimischen 
in  der  sie  von  dessen  oberer  Hälfte  spricht ;  *)  mit  solchen  Vorkomm- 
nissen muß  es  zusammenhängen,  wenn  auch  in  dem  drönter  Rechts- 
buche von  der  Möglichkeit   die  Rede    ist,    daß    ein  Volkland    geteilt 
sein,  '^)  und  daß  in  demselben  ein  hälfuliing  bestehen  könnte,  ^)  oder 
wenn  daselbst  als  ein  Vorrecht,    welches    die  drei  Könige  Eysteinn, 
Sigurör  Jörsalafari  und  Olafr  den  Uteynir,  d.  h.  den  Bewohnern  von 
Yttero    im    Skeynafylki    zugestanden    haben,    das    Recht    bezeichnet 
wird, ')    zu   Jörülfsstaöir   ihr   eigenes   Ding   zu    halten ,    wie    die    Ge- 
samtheit |der   fylkismenn.     Auch    in    den  Hochlanden   läßt   sich    das 
hälful)ing  nachweisen,  ^)  und  da  im  Borgarjiinge  je  zwei  fylkiskirkjur 
auf    das   Volkland    gerechnet    werden,    wird    man    vielleicht    auch 
hier  eine  Spaltung  dieses  letzteren  in  zwei  Hälften  annehmen  dürfen. 
Endlich  mag  auch  der  innerhalb  des  Egöafylki  gemachten  Scheidung 
zwischen  Austragöir    und    Noröragöir    eine    ähnliche  Zweiteilung    zu- 
grunde liegen,    wobei    indessen   dahinstehen    muß,    ob  solcher  Zwei- 
teilung in  allen  Fällen  dieselbe  Bedeutung  beizulegen  sei.  In  manchen 
Fällen,  und  zumal  im  Drontheimischen  und  vielleicht  auch  in  Vikin, 
scheint   dieselbe    eine   durchgreifende    gewesen   zu    sein,    indem    das 
hälfujiing  an  die  Stelle  des  fylkisl^inges  trat,  nicht  unter  diesem  stand, 
und  die  Kirchen  beider  Hälften  des  Volklandes  als   fylkiskirkjur  be- 
handelt wairden;    in    solchem  Falle    w^aren  eigentlich  aus  dem  einen 
Volklande  deren  zwei  geworden,  wenn  auch  aus  geschichtlicher  Pietät, 
oder  auch  weil  die  Spaltung  nicht  auf  allen  Gebieten  gleich  durch- 


^)  G|)L,  315;  vgl.  Fr{)L.  XVI,  2.  ^)  Sigurd  Ranessöns  Proces,  S.  60—65 

(1877).  ^)  Diplom,  norveg.  I,  290/230.  ■*)  Diplom,  norveg.  II,   18/18. 

^)  FrI)L.  X,  30.  «)  ebenda,  XIV,  7.  *)  ebenda,  VIII,   19  und  XV,   16. 

**)  Vgl.  das  Bruchstück  der  E|)L.,  in  Xorges  gamle  Love,  II,  S.   523. 
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greifend  sich  geltend  machte,  die  Form  und  der  Name  der  herge- 
brachten Einheit  sich  erhielt.  An  der  Mole  dagegen,  wie  in  den 
Hochlanden  und  in  Helgeland,  reichte  die  Spaltung  nicht  so  weit; 
ein  fylkisl)ing  erhielt  sich  über  dem  hälful)ing,  und  in  diesem  Falle 
wenigstens  war  die  hälfa  in  der  Tat  nur  eine  Abteilung  des  nach 
wie  vor  als  Einheit  fortbestehenden  Volklandes.  Häufiger  noch  als 
Hälften  finden  sich  Drittel  (])  r  i  ö  j  ü  n  g  a  r)  und  Viertel  (fj  ö  r  ö  ü  n  g  a  r), 
dann  weiterhin  Sechstel  und  Achtel  (settüngar,  ätt Ungar),  als 
Unterabteilungen  der  Volklande  erwähnt,  und  zwar  nennen  die  FrpL. 
sowohl  Drittel  und  Viertel  ^)  als  Sechstel  und  Achtel,  -)  die  GI)L. 
Viertel  und  Achtel,  •^)  die  EI)L.  Drittel,  *)  und  ist  dabei  die  Meinung 
doch  wohl  die,  daß  die  Sechstel  als  Unterabteilungen  der  Drittel,  die 
Achtel  aber  als  Unterabteilungen  der  Viertel  gelten,  also  die  Drittel 
und  Viertel  sich  gleichmäßig  in  Hälften  teilen  sollten.  Man  sieht, 
alle  diese  letzteren  Abteilungen  gehen  von  dem  Volklande  als  von 
einer  Einheit  aus,  durch  deren  Zerlegung  in  zwei,  drei  oder  vier, 
dann  sechs  oder  acht  Teile  sie  sich  bilden,  wogegen  die  Hundert- 
schaft, soweit  deren  ziffernmäßige  Bedeutung  in  Frage  kommt,  nur 
durch  die  Summierung  einer  Anzahl  von  kleineren  Einheiten  er- 
wachsen sein  kann;  jene  entstehen  also  durch  Division,  während 
diese  durch  Multiplikation  sich  bildet,  und  sie  sind  überdies  von 
Anfang  an  Abteilungen  des  Landes  gewesen,  wogegen  diese  ur- 
sprünglich jedenfalls  nur  eine  persönliche  Abteilung  des  Volkes  ge- 
wesen sein  kann.  Da  entsteht  nun  die  Frage,  ob  beide  Bezirks- 
abteilungen in  der  für  uns  geschichtlichen  Zeit  wirklich  von  einander 
verschieden  gewesen  seien,  oder  ob  es  sich  bei  ihnen  nicht  vielleicht 
bloß  um  verschiedene  Namen  für  dieselbe  Sache  gehandelt  habe.? 
Dahlmann  hatte  sich  bereits  für  die  letztere  Annahme  ausgesprochen,^) 
und  ich  war  ihm  schon  in  einer  früheren  Schrift  gefolgt,  **)  nur  mit 
dem  Unterschiede,  daß  ich  die  Sechstel  und  Achtel  schon  damals 
als  Unterabteilungen  der  Drittel  und  Viertel  auffaßte,  w^ährend  Dahl- 
mann auch  sie  diesem  letzteren  parallel  stellen,  also  neben  Volklanden 
von  drei  und  vier  auch  solche  von  sechs  und  acht  Horden  annehmen 
wollte.  Dagegen  hatte  sich  Munch  schon  in  einer  früheren  Schrift 
für  die  erstere  Alternative  ausgesprochen,  ')  indem  er  die  Drittel, 
Viertel  usw.  als  eine  höhere,  zwischen  dem  fylki  und  dem  heraö  in 

^)  Frl)L.  II,  7.  2)  ebenda,  II,  14;  IV,  8.  ''^)  GI)L.,  9,  12,  298,  301 

und  öfter.  -i)  EI)L.  I,  32,  34,  38;  vgl.  Norges  gamle  Love,  II,  S.  523. 

^)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  294—95.  ")  Die  Entstehung  des  isländischen 

Staats,  S.  118—19.  •)  Norges  Beskrivelse,  S.  9. 


§   2.     Die  weltliche  Bezirkseinteilung  Norwegens.  AT. 

der  Mitte  stehende  Einteilung  auffassen  wollte,  und  er  hat  auch 
später  noch  an  dieser  Auffassung  festgehalten,  ^)  obwohl  ihm  Zweifel 
an  deren  Richtigkeit  gekommen  waren.  Für  die  erstere  Annahme 
läßt  sich  geltend  machen,  daß  K.  Haraldr  härfagri  bei  der  Ordnung 
der  Bezirksverwaltung  seines  Reiches  über  jedes  fylki  einen  jarl 
setzte,  und  jedem  jarle  „fjöra  hersa  eöa  fleiri"  untergab;  -)  da  nämlich 
der  hersir,  wie  sein  Name  zeigt,  je  über  ein  heraö  gesetzt  war,  zeigt 
diese  Angabe,  daß  vier  heröö  im  fylki  eine  ganz  gewöhnliche  Er- 
scheinung waren.  Bedeutsamer  noch  ist  ein  weiterer  Umstand,  auf 
welchen  bereits  der  alte  Päll  Vidalin  aufmerksam  gemacht  hat.  ^) 
Nach  den  GI)L.  soll  nämlich,  wenn  ein  in  Stammgutssachen  am 
fjöröüngsliinge  gesprochenes  Urteil  gescholten  werden  will,  der  Zug 
an  das  fylkisl^ing  gehen,  womit  dann  der  Spruch  „ütheraösmenn'' 
anheimgegeben  wird,  welche  nicht  der  „])ingsökn"  angehören,  von 
welcher  das  angefochtene  Urteil  gefällt  worden  war;^)  daß  der 
fjöröüngr  mit  der  l)ingsökn  sowohl  als  dem  hcraö  sich  deckt,  ist 
hiermit  denn  doch  unverkennbar  ausgesprochen.  Endlich  stimmt 
hierzu  auch  ganz  wohl  die  Bezeichnung  der  drei  oberschwedischen 
Volklande  als  Fjaörundaland,  Attundaland  und  Tiundaland,  welche 
auf  Volklande  hinAveist,  die  aus  vier,  acht  und  zehn  Hundertschaften 
bestehen,  und  somit  ebenfalls  wieder  zu  erkennen  gibt,  daß  die  Zahl 
der  heröö  im  fylki  keine  gar  zu  große  gewesen  sein  kann.  Die 
einzige  hiergegen  von  Munch  angeführte  Stelle  der  GpL.,  welche 
„fjöröüngskirkjur  ok  ättüngskirkjur,  heraöskirkjur  ok  hoegindiskirkjur" 
sich  gegenüberstellt,  ^)  ist  meines  Erachtens  nicht  beweiskräftig.  Ich 
habe  anderwärts  *^)  aus  der  Tatsache,  daß  eine  spätere  Quelle,  welche 
diese  Stelle  ausgeschrieben  hat,  nur  von  „fjöröüngskirkjum  ok  ätt- 
üngskirkjum  ok  hcegindiskirkjum"  spricht,'^)  den  Schluß  gezogen, 
daß  an  derselben  die  Lesart  der  älteren ,  Olafschen  Redaktion 
(heraöskirkjur  ok  hoegindiskirkjur)  vom  Kompilator  neben  der  Lesart 
der  jüngeren,  Magnüsschen  aufgenommen  worden  sei,  während  das 
Christenrecht  Sverrirs  lediglich  dieser  letzteren  folgte,  und  daß  somit 
in  der  jüngeren  Redaktion  als  von  den  Bauern  des  Bezirks  zu  er- 
haltende Kirchen  die  Viertels-  und  Achtelskirchen  bezeichnet  worden 
seien,  während  die  ältere  als  solche  die  heraöskirkjur  bezeichnet  hatte. 
Die  inzwischen    erfolgte   vollständigere  Lesung    der   von  Cod.  C.  er- 


^)  Norwegische  Geschichte,  II,  S.  1003,  Ahm.  i.  ^)  Heimskr.  Haralds 

s.  harfagra,  6/52.  ^)  Skyringar,  S.  244.  "*)  GJ)L.  266.  ^)  ebenda 

12.  **)  Studien  über  das  sogenannte  Christenrecht  K.  Sverrirs,  S.  22 — 25. 

')  Sverris  KrR.   13. 
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haltenen  Bruchstücke  hat  freilich  ergeben,  ')  daß  auch  in  diesem  be- 
reits geschrieben  steht  „fjöröüngskirkjur  ok  ättüngskirkjur,  hoegindis- 
kirkjur  ok  heraöskirkjur",  und  ergibt  sich  hieraus,  daß  allerdings 
schon  die  Olafsche  Redaktion  beiderlei  Bezeichnungen  nebeneinander 
nannte,  wenn  anders  diese  Redaktion  wirklich  in  der  erwähnten  Hs. 
ungemischt  überliefert  ist,  was  ich  vorläufig  nicht  festzustellen  im- 
stande bin-  die  Beweiskraft  der  Stelle  für  Munchs  Annahme  wird 
aber  dadurch  noch  keineswegs  gesichert,  da  auch  unter  jener  Vor- 
aussetzung die  Worte  „fjöröüngskirkjur  ok  ättüngskirkjur"  immerhin, 
noch  als  tautologisch  neben  „heraöskirkjur"  gesetzt  gelten  können, 
und  im  Hinblick  auf  die  entsprechende  Stelle  des  Sverrirschen 
Christenrechtes  doch  wohl  auch  gelten  müssen.  Ist  aber  diese  Aus- 
führung begründet,  so  wird  man  doch  wohl  anzunehmen  haben,  wie 
dies  von  R.  Keyser  bereits  treffend  angedeutet  wurde,  -)  daß  die 
Drittel  oder  Viertel,  in  welche  sich  die  Volklande  teilten,  ursprüng- 
lich mit  den  Hundertschaften  identisch  gewesen  waren,  daß  jedoch 
hinterher,  als  sich  in  den  Sechsteln  und  Achteln  weitere  Unterab- 
teilungen bildeten,  die  Bezeichnung  heraö  auch  auf  diese  letzteren 
überging;  damit  verlor  dann  freilich  diese  letztere  Bezeichnung  ihre 
ursprüngliche  streng  technische  Bedeutung,  und  gewann,  wie  oben 
bereits  bemerkt,  die  allgemeine  Bedeutung  von  Bezirk  überhaupt,  wie 
ja  auch,  wenn  eine  von  Munch  gemachte  Bemerkung  richtig  ist, "') 
in  Helgeland  der  Viertel  des  Volklandes  eine  sehr  beträchtliche  An- 
zahl wairde,  ohne  daß  sie  doch  den  alten  Namen  der  fjöröüngar 
aufgaben.  Da  den  größeren  und  kleineren  Unterabteilungen  der 
Volklande  auch  eigene  Dingversammlungen  entsprachen,  konnten 
auch  die  Bezeichnungen  })  i  n  g  h  ä  oder  p  i  n  g  s  ö  k  n  auf  dieselben  An- 
wendung finden,  Ausdrücke,  die  an  und  für  sich  völlig  farblos,  und 
darum  für  kleinere  wie  für  größere  Dingbezirke  ganz  gleichmäßig 
verwendbar  sind. 

Über  den  Volklanden  standen  andererseits  zum  Teil,  aber  auch 
nur  zum  Teil,  umfassendere  Vereinigungen,  welche  ich  als  Dingver- 
bände bezeichne,  während  die  Quellen  für  dieselben  die  Bezeich- 
nungen log,  l^  1  n  g  oder  1  ö  g  [i  i  n  g  verwenden.  Ihr  Bestand  hat  im 
Verlaufe  der  Zeiten  vielfache  Veränderungen  durchgemacht,  deren 
geschichtlicher  Verlauf  ein  sehr  bestrittener  und  nur  durch  sehr  ins 
einzelne   gehende  Erörterungen   festzustellender   ist;   ich   beschränke 


')  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  4.  "-)  Norwegische  Rechtsgeschichte, 

S-  156—57-  ^)  Norges  Beskrivelse,  S.  66—67. 
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mich  hier  auf  die  Mitteilung  der  Ergebnisse,  wie  ich  sie  für  richtig 
halte,  und  verweise  bezüghch  ihrer  Begründung  auf  die  ausführUche 
Darstellung,  welche  ich  an  einem  anderen  Orte  gegeben  habe.  ^)  — 
Uralt  war  aber  zunächst  die  Verbindung  der  acht  Volklande  Dront- 
heims ;  in  dem  Bezirke  Prosta  hatten  sie  ihre  gemeinsame  Dingstätte, 
und  als  Frostul)ing  wurde  ihr  Verband  darum  auch  wohl  bezeichnet. 
Man  hat  neuerdings  zumeist  angenommen,  daß  dieser  Dingverband 
bereits  unter  K.  Häkon  gööi  über  Drontheim  hinaus  auch  auf  die 
vier  außerhalb  des  Drontheimsfjordes  gelegenen  Landschaften  Raums- 
dalr  und  Norömoeri,  Naumudalr  und  Hälogaland  ausgedehnt  worden 
sei ;  indessen  glaube  ich  die  Unhaltbarkeit  dieser  Annahme  mit  ziem- 
licher Bestimmtheit  nachgewiesen  zu  haben.-)  Allerdings  ist  richtig, 
daß  von  dem  genannten  Könige  gesagt  wird :  ^j  „hann  setti  Frostu- 
Jjingslög  meö  raöi  Siguröar  jarls  ok  annara  proenda,  l)eira  er  vitrastir 
väru" ;  aber  da  der  Ausdruck  „log"  nicht  nur  den  Dingverband,  son- 
dern auch  das  für  denselben  geltende  Recht  bezeichnet,  steht  dahin, 
ob  die  Stelle  von  der  Ordnung  des  Dingverbandes  oder  von  der 
Erlassung  von  Gesetzen  für  denselben  sprechen  will,  und  wenn  die- 
selbe Quelle  hinterher  von  dem  heil.  Olafr  berichtet:^)  „hann  let  opt 
telja  fyrir  ser  log  l)au,  er  Häkon  Aöalsteinsföstri  haföi  sett  i  jiränd- 
heimi",  löst  sich  dieser  Zweifel  zugunsten  der  letzteren  Alternative, 
womit  der  Angabe  jede  Beziehung  auf  unsere  Frage  genommen  ist. 
Umgekehrt  läßt  sich  aus  anderen  Behelfen  dartun,  daß  bis  in  die 
zweite  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  herein  das  Frostul)ing  mit  der 
Landschaft  Drontheim  zusammenfiel,  indem  dasselbe  nur  aus  deren 
acht  Volklanden  beschickt  wurde,  wogegen  allerdings  das  Recht  des 
Dingverbandes  auch  auf  jene  anderen  vier  \^olklande  Anwendung 
gefunden  hatte,  wxshalb  auch  deren  Bewohner  insofern  als  lögunautar 
der  Drönter  bezeichnet  werden  konnten,  als  sie  deren  Rechtsgenossen, 
wenn  auch  nicht  Dinggenossen  waren.  Erst  durch  das  gemeine 
Landrecht  des  K.  Magnus  lagaba^tir  wurde  das  Frostu|n'ng  auch  über 
Raumsdalr  und  Uppdalr,  Norömoeri  und  Naumudalr  erstreckt,  und 
diesen  Landschaften  eine  Vertretung  am  gemeinsamen  Lögdinge  ein- 
geräumt, wogegen  Hälogaland  nach  wie  vor  außerhalb  des  gemein- 
samen Dingverbandes  belassen  wurde,  ganz  wie  dies  bezüglich  Jamta- 


^)  Vgl.  meinen  Artikel  ,,GulaI)ing"  in  der  Allgemeinen  Enzyklopädie  der 
Wissenschaften  und  Künste,  Sektion  I,   Bd.  96  S.  377 — 418  (1877). 

^)  Vgl.  bereits  meine  akademische  Abhandlung  „die  Entstehung  der  älteren 
Frostupingslög"  (1875).  ^)  H  e  i  m  s  k  r.  Hakonar  s.   goÖa,    1 1/90  usw. 


*)  ebenda,  Olafs  s.  helga,   56/258. 
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lands  und  Herjärdals  der  Fall  war.  — -  Alt  ist  auch  der  Verband 
des  G  u  1  a  |)  i  n  g  e  s ,  welcher  nach  der  Dingstätte  im  Bezirke  Gula  be- 
nannt war.^)  Dasselbe  wird  bereits  um  das  Jahr  934  genannt;  aber 
danach  wurde  das  Ding  nur  von  drei  Volklanden  beschickt,  nämlich 
von  dem  Höröafylki,  Sygnafylki  und  Firöafylki,  -)  und  nur  auf  diese 
scheint  dann  auch  bei  der  Wahl  der  Dingstätte  Rücksicht  genommen 
worden  zu  sein,  welche,  an  der  Südseite  einer  nach  Norden  den 
Sognefjord  berührenden  Halbinsel  in  der  äußersten  Nordwestecke  des 
Höröafylki  gelegen,  auch  für  das  Firöafylki  leicht  erreichbar  war,  das 
ja  bis  nahe  an  die  Nordküste  des  Sognefjordes  herabreichte.  Die 
GpL.  rechnen,  und  zwar  in  ihren  beiden  Redaktionen,  auch  noch 
das  Rygjafylki  und  Egöafylki  einerseits,  und  die  Landschaft  Sunn- 
mceri  andererseits  zum  Gulaj^nge,  ohne  daß  ausgesagt  würde,  wann 
diese  Erweiterung  des  Dingverbandes  stattgefunden  habe;  neuere 
Schriftsteller  pflegen  anzunehmen,  daß  dieselbe  durch  K.  Häkon  gööi 
angeordnet  worden  sei,  diese  Annahme  unterliegt  indessen  denselben 
Einwendungen,  welche  oben  bezüglich  des  Frostu]iinges  erhoben 
wurden.  Sunnmoeri  scheint  sich  vielmehr  erst  in  den  letzten  Jahren 
des  II.  oder  in  den  ersten  Jahren  des  12.  Jahrhunderts  dem  Ding- 
verbande angeschlossen  zu  haben,  während  es  früher  mit  dem  Raums- 
dalr  und  Norömoeri  in  engerer  Verbindung  stand,  und  auch  bei  der 
Feststellung  der  Diözesengrenzen  zum  Bistume  Drontheim,  und  nicht 
zum  Bistume  Bergen  geschlagen  wurde;  die  ältere  Redaktion  der 
GI)L.  zeigt  dann  auch  dieser  Landschaft  noch  keine  bestimmte  Ver- 
treterzahl zugewiesen,  wie  dies  bei  allen  anderen  Volklanden  der 
Fall  ist.  Rogaland  und  Agöir  scheinen  dagegen  schon  früher  dem 
Gulal^inge  angehört  zu  haben,  da  ihnen  auch  schon  die  ältere  Re- 
daktion des  Gesetzbuches  die  bestimmte  Zahl  ihrer  Vertreter  am 
Dinge  zugesteht;  daß  aber  bereits  zu  Anfang  des  12.  Jahrhunderts 
tür  beide  Volklande  ein  eigenes  Bistum  errichtet  wurde,  mag  immer- 
hin darauf  hinweisen,  daß  deren  Verbindung  mit  dem  Gula|3inge 
damals  noch  keine  recht  festgewurzelte  war.  Nach  dem  gemeinen 
Landrechte  endlich  sollten  auch  noch  die  im  Innern  gelegenen  Land- 
schaften Valders  und  Hallingdal,  dann  Ssetersdalen  und  Otterdalen, 
d.  h.  die  Räbyggjalög,  ihre  Vertreter  zum  Gulal^'nge  schicken;  da 
in  einer  anderen  Quelle  bereits  „Waldresia  et  vallis  Haddingorum 
ac  ceteri,  qui  Gulaticis  subjacent  legibus"  besprochen  wurden,  ^)  mag 


^)  Vgl.    meine    akademische    Abhandlung    ,,die    Entstehung    der    älteren    Gula- 
l.ingslög"  (1872).  2)  Eigla,  57/123.  3)  Ristoria  Norvegia?,  S.  82. 
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auch  bezüglich  dieser  Landschaften  der  späteren  Dinggenössenschaft 
eine  frühere  Rechtsgenossenschaft  vorangegangen  sein,  wie  wir  ähn- 
Hches  bereits  bezüghch  einiger  dem  Frostu]iinge  zugehöriger  Land- 
schaften zu  bemerken  hatten,  wenn  man,  mit  G.  Storm,  Anstand 
nimmt  jene  Quelle  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  zuzuweisen.  — ■ 
Bis  auf  K.  Hälfdan  svartis  Zeit  (f  um  860)  soll  ferner  der  Dingver- 
band die  Hochlande  hinaufreichen,  welcher,  wenigstens  später,  zu 
Eiösvelhr  seine  Dingstätte  hatte,  und  danach  als  Eiösifal)ing  be- 
zeichnet wurde ;  auch  in  diesem  Falle  darf  man  indessen  die  Stiftung 
des  Dingverbandes  selbst  nicht  auf  den  genannten  König  zurück- 
führen, da  die  betreffenden  Nachrichten  nur  auf  ein  Erlassen  von 
Gesetzen,  nicht  auf  die  Gründung  eines  Dingverbandes  zu  beziehen 
sind.  Ganz  unglaubhaft  sind  die  vereinzelten  Erzählungen,  sei  es 
nun  über  die  Stiftung  des  Dingverbandes  oder  über  die  Erlassung 
von  Gesetzen  für  denselben  durch  K.  Häkon  gööi,  welchem  die 
Hochlande  garnicht  unterworfen  waren;  dagegen  ist  die  Angabe 
glaubhaft,  daß  der  heil.  Olafr  den  Dingverband,  wenn  auch  nicht  ge- 
stiftet, so  doch  neu  geordnet  habe,  bei  welcher  Gelegenheit  zwar 
die  Geltung  der  Eiösifal^ingslög  neben  den  Hochlanden  auch  auf 
Vikin  erstreckt,  aber  doch  der  Besuch  der  Dingversammlung  zu 
Eiösvellir  nur  den  Hochländern  zur  Pflicht  gemacht  worden  sein 
soll.  ^)  Da  die  Bezeichnungen  Upplönd,  d.  h.  Hochlande,  und  Vik 
oder  Vikin,  d.  h.  die  Meeresbucht,  offenbar  korrespondierende  sind, 
und  auch  sonst  beide  Landschaften  unverkennbar  in  engerem  Zu- 
sammenhange miteinander  standen,  hat  dieses  Bestehen  einer  Rechts- 
gemeinschaft unter  denselben  trotz  der  Sonderung  derselben  in  zwei 
Dingverbände  nichts  AuffälHges ;  sie  w4rd  überdies  durch  die  Angabe 
der  legendarischen  Olafs  s.  helga  bestätigt,  daß  es  nur  drei  Legis- 
lationen in  Norwegen  gegeben  habe,  nämHch  die  Frostul)ingslög,  die 
Gulajn'ngslög  und  die  „Sefslög",  unter  welcher  letzteren  die  Quelle 
eben  die  Eiösifajjingslög  versteht.  Da  neben  der  Form  Eiösifaliing, 
welche  die  Legalquellen  selbst  bieten,  in  den  Geschichtsquellen  auch 
noch  die  Bezeichnung  Heiösa^vis]iing  gebraucht  wird,  darf  man  allen- 
falls die  Vermutung  wagen,  daß  vom  heil.  Olafr  auch  die  gemeinsame 
Dingstätte  der  Hochlande  verlegt  worden  sei;  als  Heiösaevi,  d.  h. 
seichte  See  von  Heiömörk,  mochte  der  See  Mjösen  bezeichnet  worden 
sein,  und  somit  die  Dingversammlung  ursprünglich  an  dessen  Ufern 


^)  Legendarische  Olafs  s.  helga,  31/23  ;  H  eimskr.  ]  20/349  ;  ed.  Munc  h 
und  Unger,   loi  iio;  FMS.,  IV,   109/250;  Flbk,,  II,   192. 
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zusammengetreten  sein,  während  später,  nachdem  die  Dingstätte 
nach  EiösveUir,  d.  h.  der  Ebene  von  Eiö,  verlegt  worden  war,  die 
Bezeichnung  Eiösifa])ing,  d.  h.  Ding  der  Genossen  von  Eiö,  aufkam. 
Schwierigkeiten  macht  auch  die  Feststellung  des  ursprünglichen  Um- 
fanges  des  Dingverbandes.  Ein  Bruchstück  der  E[)L.,  welches  noch 
dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  anzugehören  scheint,  ^)  nennt  ein 
J)riggjafylknal)ing  als  die  oberste  Dingversammlung  der  Hochlande, 
und  wenn  das  Inhaltsverzeichnis  zu  einer  Hs.  des  Rechtsbuches 
sagt:-)  „hafuuökirkjur  ero  9  ä  Upplandum'',  so  stimmt  auch  dies, 
wenn  wir  voraussetzen,  daß  unter  dieser  Bezeichnung  die  Kirchen  der 
[)riöj Ungar  verstanden  wurden,  in  welche  sich  die  Volklande  teilten. 
Auch  erklärt  sich  von  hier  aus  recht  wohl,  daß  das  gemeine  Land- 
recht nur  dem  Haöafylki,  Heinafylki  und  Raumafylki  eine  gleich- 
mäßige Vertretung  durch  je  zwei  Dutzende  von  Abgeordneten  ein- 
räumt, wogegen  es  die  Guöbrandsdalir  und  Eystridalir  nur  mit  einer 
vergleichsweise  geringen  und  überdies  völlig  unorganischen  Vertreter- 
zahl bedenkt;  man  wird  hieraus  doch  wohl  den  Schluß  ziehen  dürfen, 
daß  eben  nur  jene  drei  Volklande  den  ursprünglichen  Bestand  des 
Dingverbandes  ausmachten,  und  daß  die  oberen  Tallande  nicht,  wie 
man  annehmen  wollte,  bereits  durch  den  heil.  Olafr  zur  Beschickung 
des  Eiösifaliinges  herangezogen  wurden,  sondern  erst  durch  K.  Magnus 
lagaboetir,  auf  welchen  ja  auch  eine  analoge  Erweiterung  des  Gula- 
In'nges  und  Frostuliinges  zurückzuführen  ist.  Schwierigkeiten  macht 
demgegenüber  die  Historia  Norvegise.  Sie  teilt  Norwegen  zunächst 
in  drei  Abteilungen,  die  Seeküste  (zona  maritima),  das  innere  Hoch- 
land (zona  mediterranea,  oder  montana),  und  das  Waldland  (zona 
silvestris) ;  ^)  da  die  letztere  ausdrücklich  als  von  den  Finnen  bewohnt 
bezeichnet  wird,  und  anderwärts  auch  unter  dem  Namen  silva^  Fin- 
norum  auftritt,  ^)  ist  klar,  daß  unter  ihr  nur  die  Finnmörk  zu  ver- 
stehen sind,  und  hat  somit  diese  letzte  Abteilung  für  uns  keinen 
weiteren  Wert.  Die  zona  maritima  soll  aber  in  „4  patrias"  sich 
teilen,  welche  „22  provinciarum  capaces''  seien,  '^)  und  da  sofort  als 
erste  „patria"  der  „Sinus  orientalis",  d.  h.  Vikin,  mit  vier  „provinciae", 
als  zweite  „Gulacia",  d.  h.  das  Gulal)ing,  mit  deren  sechs,  als  dritte 
„Throndemia",  d.  h.  I)rändheimr,  mit  acht  Provinzen,  zu  welchen 
noch  drei  weitere  außerhalb  des  Meerbusens  gelegene  hinzukommen, 


')  Norges  gamle  Love,  II,  S.  523.  ")  ebenda,  I,  S.  393. 

")  G.  Storni,  Monumenta  historica  Norvegia;,  S.  73.  "*)  ebenda,  S.  82. 

^)  ebenda,  S.  76;    die    Hs.    liest    zwar  ,,30  provinciarum",    aber    die    folgende 
Aufzählung  zeigt,  daß  der  Herausgeber  mit  Recht  XXII  für  XXX  emendiert  hat. 
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endlich  als  vierte  „Halogia",  d.  h.  Hälogaland,  genannt  wird,  so  ist 
klar,  daß  unter  der  patria  der  Dingverband  und  unter  der  provincia 
das  Volkland  verstanden  werden  will.  Dem  gegenüber  soll  nun  aber 
die  zona  mediterranea  ebenfalls  vier  patriae  mit  zusammen  zwölf  pro- 
vinciae  umfassen,  ^)  und  als  jene  vier  patriae  werden  sofort  bezeichnet: 
„regnum  Raumorum  ac  Ringorum  cum  continuis  provinciis",  also 
Raumariki  und  Hringariki  mit  den  dazu  gehörigen  Gegenden,  doch 
wohl  Haöaland  und  l)ötn,  zweitens  „Thelamarchia  cum  remotis  ruribus", 
also  l)elamörk  mit  den  entlegeneren  Gegenden,  doch  wohl  Naumu- 
dalr;  drittens  „Heidmarchia  cum  convallibus  Albiae'',  also  Heiömörk 
mit  den  Elfardalir;  endlich  ,,valles  Gudbrandi  cum  Loariis  et  finitimis 
provinciis'',  also  Gudbrandsdalen  mit  Lom,  Lesje  usw.  Ich  habe 
schon  anderwärts  darauf  aufmerksam  gemacht,  -)  daß  diese  Angaben 
über  die  Hochlande  vollkommen  unverständlich  sind,  indem  sie  nicht 
nur  einen  ganz  anderen  Gebrauch  der  Bezeichnungen  patria  und 
provincia  voraussetzen,  als  welcher  vorher  bezüglich  Vikins,  des  Gula- 
])inges  und  des  Frostu|iinges  stattgefunden  hatte,  sondern  auch  mit 
allen  übrigen  Nachrichten  in  bestimmtem  Widerspruche  stehen, 
welche  wir  bezüghch  der  Einteilung  der  Hochlande  besitzen.  Frei- 
lich hat  sich  G.  Storm  neuerdings  wieder  gegen  diese  meine  Aus- 
führung erklärt,  •^)  aber  meines  Erachtens  ohne  genügende  Gründe 
hierfür  anzugeben.  Die  von  mir  geltend  gemachten  Argumente  sucht 
er  in  der  Art  zu  widerlegen,  daß  er  das  Fragment,  welches  ein 
drittes  fylknal)ing  nennt,  auf  Vikin  statt  auf  die  Hochlande  bezogen 
wissen  will;  daß  er  annimmt,  die  vt)n  neun  Hauptkirchen  in  den 
Hochlanden  sprechende  Stelle  beziehe  sich  nur  auf  den  Teil  südlich 
des  Mjössees,  wozu  deren  defekter  Zustand  allerdings  eine  MögUchkeit 
eröffnet;  endlich  daß  er  die  Nennung  des  Heina-,  Haöa-  und  Rauma- 
fylki  in  den  Landslög  auf  einen  vorübergehenden  Einfall  des  K. 
Magnus  zurückführen  will.  Aber  wenn  zwar  zuzugeben  ist,  daß  das 
erste  Argument  insoferne  anfechtbar  ist,  als  jenes  Membranfragment 
nicht  selbst  angibt,  welchem  Dingverbande  es  angehöre,  und  somit 
nur  aus  dem  dürftigen  Inhalte  desselben  Wahrscheinlichkeitsschlüsse 
gezogen  werden  können,  so  sind  doch  die  beiden  anderen  Einwände 
schlechthin  ohne  Erheblichkeit.  Das  Wichtigste  an  der  Bestimmung 
der  Landslög,  den  Gegensatz  nämlich  zwischen  der  gleichmäßigen 
Vertretung    der    drei   genannten  Volklande    durch   je    zwei    Dutzend 


^)   G.  Storm,  Monumenta  historica  Norvegiae,  S.  8l.  -)   In  meinem  Ar- 

tikel „GulaHng",  S.  380—81.  ^)  ang.  O.,  S.  XXV— VIII. 
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Männer  und  der  ungleichmäßigen  der  beiden  Hälften  der  Guöbrands- 
dalir  durch  vier  und  acht,  dann  der  beiden  Hälften  der  Eystridalir 
durch  zwei  und  vier,  wird  von  Storm  ganz  unbeachtet  gelassen  und 
kann  auch  kaum  auf  einen  willkürlichen  Einfall  zurückgeführt  werden ; 
gerade  hieraus  aber  ergibt  sich,  zumal  im  Zusammenhalte  mit  ähn- 
lichen Vorkommnissen  im  Frostul)inge  und  teilweise  auch  Gula])inge, 
der  Schluß,  daß  jene  drei  Volklande  den  ursprünglichen  Bestand  des 
Eiösifa])inges  gebildet,  die  Tallande  dagegen  erst  eine  spätere  Er- 
weiterung desselben  ausgemacht  haben.  Ist  dieser  Schluß  richtig, 
so  ergibt  sich  auch  sofort,  daß  in  den  älteren  Ef)L.  nur  jene  drei 
Volklande  berücksichtigt  oder  doch  zunächst  berücksichtigt  sein 
konnten,  und  daß  somit  nur  deren  Hauptkirchen  gezählt  sein  konnten, 
wenn  diese  von  neun  Hauptkirchen  sprechen ;  ob  also  an  jener  de- 
fekten Stelle  des  Inhaltsverzeichnisses  noch  eine  Bezugnahme  auf 
weitere  Hauptkirchen,  sei  es  nun  in  Lom  oder  anderwärts,  genommen 
worden  war  oder  nicht,  erscheint  sehr  gleichgültig,  da  bejahendenfalls 
denn  doch  nur  an  Kirchen  in  den  Tallanden  wird  gedacht  werden 
dürfen,  welche  Bezirke  ja  ganz  w^ohl  schon  früher  in  der  Rechtsge- 
nossenschaft des  Eiösifa|3ings  gestanden  sein  konnten,  als  sie  in  dessen 
Dinggenossenschaft  eintraten,  wie  ja  im  Frostu]iinge  ähnliches  be- 
züglich der  Landschaften  Naumudalr,  Norömoeri  und  Raumsdalr 
wirklich  vorgekommen  war.  Ganz  willkürlich  ist  aber,  wenn  Storm 
dabei  an  Raumariki,  Haöafylki  und  Hringariki  denken  will,  statt  an 
Raumariki,  Haöafylki  und  Heinafylki,  worauf  die  Landslög  hinweisen; 
die  von  Storm  betonte  Tatsache,  daß  in  Rommerige,  Ringerige,  Hade- 
land,  Thoten  und  Hedemarken  einerseits,  und  in  Gudbrandsdalen, 
Thelemarken  und  Raabyggelaget  andererseits  verschiedene  Arten  der 
Berechnung  des  Wertes  der  Grundstücke  geherrscht  haben,  beweist, 
wenn  überhaupt  irgend  etwas,  so  doch  jedenfalls  nur  die  hier  an- 
genommene ursprüngliche  Sonderung  der  Tallande  von  den  drei 
Volklanden.  Schwächer  noch  sind  die  übrigen  Argumente.  In  des 
K.  Magnus  lagabcetir  Verordnung  aus  dem  Frühjahr  1273  *)  werden 
Raumariki,  Heiömörk  und  Haöaland,  dann  die  GuöbrandsdaHr  und 
EystridaHr  als  die  Bezirke  der  Hochlande  genannt ;  in  dem  Testament 
aber  des  Königs  vom  i.  Februar  1277  -)  werden  als  von  ihm  bedacht 
in  den  Hochlanden  erwähnt  die  GuöbrandsdaHr,  das  „Haöafylki", 
„Heiömörk"  und  „Raumafylki",  alle  gleichmäßig,  mit  je  30  Mark. 
Osterdalen  ist  also  im  Testamente  nicht  speziell  erwähnt,  doch  wohl 


M  HirÖskrä,  §  36.  ^)  Diplom,  norveg.,  IV,  3/4. 
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weil  man  die  wenig  bevölkerte  Landschaft  als  ein  bloßes  Annex  zu 
den  Guöbrandsdalir  betrachtete;  daß  aber  im  einen  Falle  von  Rauma- 
riki  und  Haöaland,    im    anderen    vom  Raumafylki   und  Haöafylki,    in 
den  Landslög  endlich  auch  noch  vom  Heinafylki  statt  von  Heiömörk 
gesprochen    wird,    ist    eben    nur    ein  Wechsel    der  Bezeichnung    und 
somit  ohne  alle  Bedeutung,    da  immer  dieselben  drei  Volklande  ge- 
meint sind,  und  steht  die  Sache  ganz  ebenso,  wie  wenn  anderwärts 
bald  von  Sogn,  Raumsdalir,  Hälogaland,  Rogaland,  Agöir,    bald   von 
einem  Egöafylki,  Rygjafylki,  Häleygjatylki,  Raumsdoelafylki  und  Sygna- 
fylki  gesprochen  wird.     Nicht  anders  ist  es  auch    aufzufassen,    wenn 
in  einem  alten  Verzeichnisse  der  „Provinciae  Norvegiae",    welches  G. 
Storm    schon    früher    herausgegeben,  ^)  und  auf  Ari  frööis    verlorene 
erste  Bearbeitung  der  lslendingabc3k    zurückgeführt    hat,    „Raumariki, 
Hringariki,  Heinmörk,    Guöbrandsdalir"    aufgeführt   wurden;    um    ein 
Verzeichnis  der  „provinciae",  nicht  der  Dingv^erbände  handelt  es  sich 
dabei,  und  konnten  darum  die  Guöbrandsdalir  erwähnt  werden,  auch 
wenn  sie  das  Eiösifa|)ing  nicht    beschickten,    wenn    ferner  Hringariki 
anstatt  Haöaland  genannt  ist,  erklärt  sich  auch  dies  sehr  einfach,  da 
beide  zu  einem  fylki  verbunden  gewesen  zu  sein    scheinen,    welches 
eben  darum  ebensogut  nach  der  einen  wie  nach  der  anderen  Land- 
schaft benannt  werden  konnte.     Nur    soviel    bleibt    hier    noch  übrig, 
daß   die    drei   hochländischen  Volklande,    und   zumal   das  Haöafylki, 
mehrere    verschiedene    Landschaften    zu    einem    Ganzen    zusammen- 
iaßten,  welche  auch  hinterher  noch  unter  ihren  gesonderten  Bezeich- 
nungen auftraten,    und    daß,    vielleicht   im  Zusammenhange    hiermit, 
die  Bezeichnung  als  fylki  hier  weniger  üblich  wurde  als  anderwärts ; 
wie    weit  Storms    fernere  Vermutung,    daß    in    den    Hochlanden    die 
Zersplitterung  in  Lögmannsbezirke  früher  als  anderwärts  eingetreten 
sei,  haltbar  erscheine  oder  nicht,  muß  einer  späteren  Erörterung  vor- 
behalten bleiben.     Zu  vier  Dingbezirken  und    zwölf  Volklanden,  wie 
sie  die  Historia  Norvegise  voraussetzt,    gelangt   man   jedenfalls    auch 
auf  diesem  Wege  nicht,  und  wird  kaum  etwas  anderes  übrig  bleiben 
als  die  Annahme,    daß    der  Verfasser    die    vielen  Bezirksnamen,    von 
denen  er  Kenntnis  hatte,    in    sehr  willkürlicher  Weise  in  den  Hoch- 
landen unterzubringen  suchte.  —  Das  B  o  r  g  a  r  |»  i  n  g  endHch,  welches 
nach  seiner  bei  Borg  oder  Sarpsborg  gelegenen  Dingstätte   benannt 
ist,  wird  allerdings  erst  gegen  die  Mitte  des  ii.  Jahrhunderts  erwähnt, 
und  kann  unter  diesem  Namen  auch  nicht  viel  früher  existiert  haben, 


^)  Historisk  Tidsskrift,  IV,  S.  478—9  (1877). 
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da  Sarpsborg  erst  im  Herbste  1016  die  Burg  und  Stadt  am  Sarps- 
flusse  anlegte,  von  welcher  dieser  Name  hergekommen  ist;  da  in- 
dessen die  betreffenden  Landschaften  schon  von  alters  her  unter  der 
Bezeichnung  Vikin  zusammengefasst  worden  waren,  läßt  sich  kaum 
bezweifeln,  daß  dieselben  schon  viel  früher  ihr  gemeinsames  Ding, 
nur  an  einem  anderen  Orte,  gehabt  haben  werden,  und  mag  der 
heil.  Olafr  zu  derselben  Zeit,  in  welcher  er  die  Geltung  der  Eiösifa- 
|)ingslög  auf  Vikin  ausdehnte  und  den  Hochlanden  eine  neue  Ding- 
stätte anwies,  auch  die  Dingstätte  jener  ersteren  Provinz  verlegt 
haben.  Der  Umstand,  daß  einmal  von  dem  Bestehen  nur  dreier 
großer  Legislationen  in  Norwegen  die  Rede  ist,  nämlich  der  Frostu- 
])ingslög,  Gula|)ingslög  und  Eiösifa|n'ngslög,  ^)  steht  dem  nicht  im 
Wege,  da  ja  Vikin  mit  den  Hochlanden  in  der  Tat  durch  den  heil. 
Olafr  ein  gemeinsames  Recht  erhielt,  was  die  Sonderung  der  Ding- 
verbände nicht  ausschloß;  die  Erwähnung  ferner  nur  dreier  großer 
Lögdinge,  des  Frostu|)inges,  Gulaln'nges  und  Heiösaevisl)inges  nämlich, 
gelegentlich  eines  Prozesses,  welcher  im  Anfange  des  12.  Jahrhunderts 
spielt,  beweist  ebenfalls  nichts,  da  an  einer  der  beiden  Stellen  die 
einschlägigen  Worte  möglicherweise  nur  exemplificatio  sind  (ä  lög- 
})ingi  einhverju,  Frostu|iingi,  Gulal)ingi  eör  Heiösaevisliingi),  ^)  während 
an  der  anderen  Stelle  nur  die  eine  Hs.  liest:  „i  öUum  lögtjingum  1 
Noregi,  i  Frostu|)ingi,  Gulaf)ingi,  Heiösaevisj^ingi",  während  die  andere 
sagt  „i  öllum  lögjjingum  i  Noregi",  ■^)  sodaß  also  die  Möglichkeit  be- 
steht, daß  der  ursprüngliche  Text  der  letzteren  Lesart  folgte,  und 
die  Nennung  der  drei  Dingstätten  in  die  andere  Hs.  nur  aus  jener 
anderen  Stelle  ungeschickterweise  herübergenommen  wurde.  Die 
B[)L.  wissen  übrigens  nur  drei  Volklande  an  dem  Dingverbande  be- 
teihgt,  in  welchen  wir  mit  voller  Sicherheit  Ränriki,  Vingulmörk  und 
Vestfold  zu  erkennen  vermögen,  ^)  und  auch  die  von  G.  Storm  her- 
ausgegebene Provinzenliste  nennt  nur  diese  drei  Volklande ;  dagegen 
sehen  wir  bereits  im  Jahre  1164  ein  viertes  fylknajjing  nach  Borg 
berufen,^)  und  auch  die  Historia  Norvegiae  weist  der  Landschaft 
Vikin  vier  provinciae  zu,  sodaß  also  damals  bereits  das  Grenafylki 
sich  an  den  Dingverband  angeschlossen    gehabt    haben    muß.     Dem 


^)  Legendarische  Olafs  s.  helga,  31/23.  -)  So   Hulda  und  Morkin- 

skinna;  siehe  G.  Storm,  Sigurd  Ranessöns  Proces,  S.  15. 

^)  Ersteres  Hulda,  letzteres  Morkinskinna,  ebenda,  S.  18.  Die  übrigen  Texte, 
Eirspennill,  Jöfraskinna,  GuUinskinna  und  Frissbök,  haben  nichts  den  beiden  Stellen 
ähnliches.  *)  BJ)L.,  I,  8;   II,  16;  III,  11. 

•\)  Heimskr.  Magnüss  s.   E  r  1  f  n  gs  so  n  a  r  ,  24/798,  FMS.,  VII,  15/308. 
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entspricht  denn  auch,  daß  bezüglich  des  Borgartn'nges  die  Landslög 
hinsichthch  der  Vertretung  der  einzelnen  Landschaften  einfach  auf 
das  Herkommen  verweisen,  indem  hier  zu  einer  weiteren  Ausdehnung 
des  Dingverbandes  keine  Möglichkeit  mehr  bestand;  eine  spätere 
Margin alnotiz  trägt  dabei  die  Verteilung  der  Vertreter  unter  die 
einzelnen  Bezirke  nach,  wobei  neben  Grenland  als  solche  genannt 
werden  Höfund,  Bamblar,  Naumudalr  und  Skattland,  d.  h.  I)elamörk. 
—  Während  demnach  die  Dingverbände  ursprünglich  nur  vereinzelt 
im  Reiche  aufgetreten  waren,  ohne  dessen  gesamtes  Gebiet  irgendwie 
unter  sich  aufzuteilen,  machte  sich  im  Verlaufe  der  Zeit  stetig  das 
Bestreben  geltend,  die  noch  unverbundenen  Landschaften  denselben 
nach  und  nach  einzufügen,  und  in  der  Tat  mußte  die  Unmöglich- 
keit, neben  der  Fortbildung  der  vier  großen  Provinzialrechte  auch 
noch  für  die  des  Rechtes  aller  einzelnen  isoliert  stehenden  Bezirke 
zu  sorgen,  Volk  und  König  ganz  entschieden  auf  diesen  Weg  der 
Entwicklung  treiben,  weshalb  denn  auch  eine  Erweiterung  der  Rechts- 
genossenschaft in  nicht  wenigen  Fällen  der  Erweiterung  des  Ding- 
verbandes vorangeht.  Doch  gelang  es  erst  unter  K.  Magnus  laga- 
boetir,  den  weitaus  überwiegenden  Teil  des  Reiches  unter  die  vier 
genannten  Dingverbände  zu  verteilen,  und  selbst  in  dieser  späten 
Zeit  war  der  Erfolg  kein  ganz  vollständiger,  indem,  wie  bereits  be- 
merkt, Helgeland  sowohl  als  Ja^mtland  und  Herjedalen  auch  jetzt 
noch  außerhalb  desselben  stehen  blieben.  Überdies  wird  sich  unten 
noch  zeigen,  daß  das  mit  Mühe  erreichte  Maß  von  Einheitlichkeit 
sofort  wieder  einer  neuen,  von  anderer  Seite  sich  anbahnenden  Zer- 
splitterung Platz  machte. 

Schon  frühzeitig  erfuhr  nun  aber  die  Einteilung  des  Reiches  in 
Hundertschaften,  Volklande  und  Dingverbände  eine  Reihe  von  Er- 
gänzungen sowohl  als  Abänderungen.  Ich  denke  dabei  nicht  an 
Veränderungen,  wie  solche  die  Vermehrung  der  heröö  eines  oder 
des  anderen  fylki,  oder  deren  Zerfällung  in  weitere  Unterabteilungen, 
dann  die  Teilung  früher  einheitlicher  Volklande,  oder  die  Vereinigung 
früher  getrennter  Bezirke  zu  einem  einheitlichen  Volklande,  oder 
endlich  die  allmähliche  Vergrößerung  der  Dingverbände  durch  den 
Anschluß  früher  unverbundener  Landschaften  mit  sich  brachte ;  der- 
artige Neuerungen  sind  im  bisherigen  bereits  berücksichtigt  worden, 
wie  sie  sich  denn  auch  durchaus  auf  der  älteren  Grundlage  bewegen. 
Ich  sehe  auch  ab  von  Vorkommnissen  rein  lokaler  Art,  wie  etwa 
die  Scheidung  der  acht  Volklande  Drontheims  in  vier  innerdröntische 
und  vier  außerdröntische,    da    solche  Erscheinungen    eben  nur  einen 
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ausnahmsweisen  Charakter  tragen,  und  ebenfalls  wieder  auf  keinem 
eigentümlichen  Prinzipe  beruhen ;  ich  fasse  vielmehr  nur  solche  Neue- 
rungen ins  Auge,  welche  sowohl  in  weiterem  Umfange  auftreten, 
als  auch  auf  einer  selbständigen  Grundlage  ruhen,  und  welche  eben 
darum  von  erheblicherer  Bedeutung  für  die  rechtsgeschichtliche  Ent- 
wicklung sind.  Da  steht  nun  schon  der  Zeit  nach  voran  die  Ein- 
teilung des  gesamten  Küstenlandes  in  Schiffsreeden  (skipreiöur). 
In  unseren  Geschichtsquellen  wird  deren  Einführung  dem  K.  Häkon 
gööi  zugeschrieben,  und  zwar  soll  derselbe  durch  die  zahlreichen 
Einfälle  veranlaßt  worden  sein,  welche  die  Söhne  des  K.  Eirikr  blöööx 
in  Norwegen  machten;^)  indessen  fragt  sich  doch,  ob  diese  Angabe 
richtig  ist.  Eine  ganz  ähnliche  Einteilung  wie  die  der  norwegischen 
Schiffsreeden  läßt  sich  nämlich  auch  in  den  beiden  anderen  nor- 
dischen Reichen  nachweisen.  In  Schweden  stellt  sich  zunächst  der 
Küstendistrikt  von  Upland  (Gestrikeland  mit  inbegriffen)  unter  dem 
Namen  Rojjin,  später  Roslagen,  den  drei  Volklanden  gegenüber; 
schon  durch  diesen  seinen  Namen  als  Ruderbezirk  bezeichnet  wie 
das  Volkland  als  Bezirk  des  Kriegsheeres,  zerfiel  überdies  Rof>in  in 
Distrikte,  welche  als  skiplagh,  d.  h.  Schiffsdistrikte  bezeichnet  wurden.^) 
Ähnlich  stand  die  Sache  aber  auch  in  Södermannland,  ^)  sowie  in 
Helsingland,  welche  letztere  Landschaft  ihrem  vollen  Umfange  nach 
als  Küstenland  behandelt  und  in  Schiffsbezirke  eingeteilt  war,  für 
welche  hier  auch  die  Bezeichnung  skip  oder  skipnöti  vorkam;*) 
ähnlich  ferner  auch  in  Östrgötland,  ^)  wo  der  Schiffsbezirk  als  rojisbo 
bezeichnet  worden  zu  sein  scheint,  und  da  die  Vogtei  von  Kalmar 
ohnehin  mit  jener  Landschaft  mehrfach  in  engerer  Beziehung  stand, 
wird  auch  für  sie  eine  ähnliche  Einteüung  vorausgesetzt,  und  somit 
angenommen  werden  dürfen,  daß  sich  diese  über  die  sämtlichen 
Küstengegenden  des  schwedischen  Reiches  im  wesentlichen  gleich- 
mäßig erstreckte.*^)  Eine  ganz  ähnliche  Einrichtung  behufs  der  Her- 
stellung einer  Seewehr  kommt  ferner  auch  in  Dänemark  vor,  ^)  wo 
der  Schiftsbezirk   (skipaen)  genannt    wird,    und    liegt    somit    die  Ver- 


')  He  im  skr.  liakonar  s.  göÖa,  21/98;  Fagrskinna,  §  32. 
^)  Vgl.  Schlyter,  Juridiska  Afhandlingar,  II,  S.  65 — 66  und   72  —  76. 
")  ebenda,  S.  78—79.         ■")  ebenda,  S.  92— 93.         *)  ebenda,   S.  50— 53. 
")  Vgl.   auch  Nordström,    Bidrag    tili    den  svenska  Samhällsförfattningens  11  i- 
storia,   I,  S.  22—25. 

')  Vgl-  Velschow,  de  institutis  militaribus  Danorum,  zumal  S.  51  und  fgg. ; 
Larsen,  Forelaisninger  over  den  danske  Retshistorie,  S.  79— 80;  J.  Steenstrup; 
Studier  over  Kong  Valdemars  Jordebog,   I,  S.  188-97,  "•   dergl.  m. 
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mutung  nahe  genug,  daß  es  sich  hier  um  eine  uralte,  den  sämtHchen 
nordgermanischen  Stämmen  gemeinsame  Einrichtung  handelte,  welche 
K.  Häkon  in  seinem  Reiche  nur  etwa  verbessert   und    im    einzelnen 
neu    geregelt    haben    möge,    oder    deren  Einführung    vielleicht  sogar 
ohne  allen  Grund  von  der  Sage  an  seinen  gefeierten  Namen  geknüpft 
worden  sei,  wie  ja  dergleichen  in  der  Tat  sehr  häufig  vorgekommen 
ist.     Wie  dem  aber  auch    sei,    nach    dem  Zeugnisse    der  Geschichts- 
quellen   sollte   sich   die  Einteilung   in  Schiffsreeden    von    Anfang   an 
auf  alles  Land    beziehen,    soweit   der  Lachs    in    den  Flüssen   hinauf- 
steigt;   andererseits  umfaßte  sie  von  Anfang  an  jedenfalls  die  ganze 
Westküste  des  Reiches,  von  der  Nordzunge  Hälogalands  ab  bis  nach 
Rygjarbit,  wogegen  zweifelhaft  bleiben  muß,    ob  dieselbe  nicht  viel- 
leicht erst  später  sich  auf  Vikin  erstreckt  habe.     Die  Einteilung  war 
ursprünglich  eine  rein  militärische,  indem  jeder  Schiftsreede  die  Her- 
stellung, Ausrüstung    und  Bemannung  je    eines  Schiffes    zur  Kriegs- 
flotte übertragen  war,  und  bezeichnet  denn  auch  der  Name,  welchen 
der  Bezirk    trägt,    lediglich    die  Schiffsleistung    als    solche,    wie    etwa 
unter  der  biskupsreiöa  und  der  prestsreiöa  die  an    den  Bischof  oder 
an  den  Priester  zu  entrichtenden  Leistungen  verstanden  werden;  als 
Unterabteilung  aber  der  Schiffsreede  kommt  die  mannger(^  oder  der 
liöi  vor,    d.  h.  ein  Bezirk,    von    welchem  je  ein  Mann    zur  Seewehr 
abzustellen  war,    und    lassen  sich  für  einen  Teil  von  Vikin  die  liöar 
ziemlich  vollständig  nachweisen.')     Im   übrigen  war  jedem  einzelnen 
Volklande  eine  bestimmte  Zahl  von  Schiffen    auferlegt,    welche  das- 
selbe zur  Kriegsflotte  zu  stellen  hatte,    und    damit    stand  dann  auch 
sofort  die  Zahl  der  Schiftsreeden  fest,  welche  dasselbe  enthielt;  aber 
die  Zahl  der  zu  stellenden  Schiffe  war  bei  den  verschiedenen  Volk- 
landen eine    sehr   verschiedene,    sodaß   sich    die    oben    bereits    ange- 
führte Angabe  des  Mönches  Oddr,  daß  jedes  fylki  zwölf  Schiffe  ge- 
stellt habe,  -)    als  vollkommen  unbegründet  erweist :    sogar   als  Mini- 
malgrenze, unter  welche  die  Leistung  keines  Volklandes  herabsinken 
durfte,    läßt    sie    sich    nicht    aufrechthalten,    da    ihr   das  Zeugnis  der 
beiden    sofort    unten    zu    besprechenden  Berichte    über   die  Zahl  der 
Schiffsreeden  im  Lande  entgegensteht.     War   die  Zahl,    so    war    üb- 
rigens auch  die  Größe  der  zu  stellenden  Schiffe  keineswegs  für  alle 


^)  Vgl.  Diplom,  norveg. ,  IV,  278  —  79/228 — 30  und  305/246 — 47.  Diese 
Urkunden  gehören  freilich  erst  den  Jahren  1 344  und  1346  an,  aber  auch  dieSverris 
s.  nennt  bereits  liÖar,  162/395,  und  liöagjöld,  139/327  und  167/419.  Vgl.  Munch, 
IV,  I,  S.  510 — II  und  zumal  Fr.  Brandt,  Den  norske  Krigsforfatning  i  Middelalderen, 
S.  12.  ")  ed.  Munch,  33/35  ;  ed.   Hafn.,  41/306. 
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Volklande  die  gleiche ;  in  beiden  Richtungen  scheint  man  vielmehr 
die  Verschiedenheit  der  Volkszahl,  der  Wohlhabenheit  und  wohl 
auch  der  seemännischen  Gewohnheiten  in  den  verschiedenen  Ge- 
genden berücksichtigt  zu  haben.  Außerdem  war  aber  auch  weder 
die  Größe  noch  die  Zahl  der  Schiffe,  welche  das  einzelne  fylki  zu 
stellen  hatte,  eine  schlechthin  unveränderliche,  und  war  hiernach 
auch  die  Zahl  der  SchifTsreeden  im  Reiche  keineswegs  zu  allen 
Zeiten  die  gleiche.  Als  Regel  galt,  daß  auf  je  sieben  Seelen  ein 
Mann  dienstpflichtig  sei,  ^)  wobei  jedoch  die  Unfreien  nicht  nur, 
sondern  auch  die  Weiber  und  die  Kinder  mitgezählt  wurden,  letztere 
nach  den  GpL.  soferne  sie  ihr  drittes  Lebensjahr  überschritten  haben,-) 
nach  den  Gesetzen  aus  der  Alfifuöld  vom  erreichten  fünften  Jahre 
an,  ^)  nach  den  FrpL.  aber  vom  erreichten  sechsten  Jahre  ab ;  *)  doch 
war  damit  nur  die  äußerste  Grenze  dessen  bezeichnet,  was  überhaupt 
gefordert  werden  konnte,  während  doch  durch  die  Zahl  und  Größe 
der  zu  stellenden  Schiffe  die  Grenze  des  zu  Beanspruchenden  zumeist 
weit  enger  gezogen  sein  mußte.  Stieg  demnach  die  Volkszahl  einer 
Schiffsreede,  so  kam  deren  Wachstum  der  Gesamtheit  der  Dienst- 
pflichtigen zugute,  da  eben  doch  nicht  mehr  als  die  Stellung  des 
vorschriftsmäßigen  Schiffes  gefordert  werden  konnte;  nahm  dagegen 
die  Volkszahl  einer  Schiffsreede  ab,  so  fiel  deren  Sinken  den  Dienst- 
pflichtigen nur  insolange  zur  Last,  als  von  ihnen  noch  die  volle 
Bemannung  des  Schiffes  gestellt  werden  konnte,  ohne  daß  mehr  als 
ein  Mann  auf  je  sieben  Seelen  auszurücken  hatte,  wogegen  für  den 
Fall  eines  Herabsinkens  der  Einwohnerzahl  unter  diese  Minimalgrenze 
zuvörderst  durch  eine  Verkleinerung  des  zu  stellenden  Schiffes,  even- 
tuell aber  durch  die  Auflösung  der  Schiffsreede  und  die  Einteilung 
ihrer  Angehörigen  in  die  benachbarten  Bezirke  geholfen  werden 
Ynußte.^)  Von  Zeit  zu  Zeit  scheint  ferner  eine  durchgreifende  Re- 
vision der  Schiffsreeden  im  ganzen  Reiche  (almannatal)  stattgefunden 
zu  haben,  bei  welcher  man  von  einem  Ende  des  Landes  bis  zum 
anderen  den  Bestand  der  Schiffsreeden  sowohl  als  ihrer  Unterabtei- 
lungen mit  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Einwohner  neu  regulierte;^) 
es  konnte  nicht  fehlen,  daß  dabei  die  Zahl  der  einem  jeden  Volk- 
lande zugehörigen  Schiffsreeden  mehrfach  verändert  wurde,  und  aller 


')  GJ)L.  297.  2)  ebenda,  296. 

')  Ägrip,  24/398—99;  legendarische  Olafs  s.  helga,  77/60—61; 
Heimskr.,  253/503—4;  ed.  Munch  und  Unger,  239'226— 27;  FMS.  V,  223/ 
101—2;  Flbk.  II,  369—70. 

•*)  Fr{)L.  VII,   18.  5)  G{)L.  297  und  301.  «)  ebenda,  298. 
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Wahrscheinlichkeit  nach   wird    man    gelegentHch    solcher  Revisionen 
auch    wohl   die  Größe    der   zu    stellenden  Schiffe    mit  Rücksicht  auf 
die  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Bezirke  und  die  Anforderungen 
des  Kriegsdienstes  mehrfach  verschieden  bestimmt  haben.     Von  hier 
aus  ergibt  sich,  daß  die  Einteilung  des  Landes  in  Schiffsreeden  eine 
schwebende  gewesen  sein  muß,  \)  und  daß  somit  alle  Versuche  ver- 
geblich   sein   müssen,    die    verschiedenen    uns    zu   Gebote    stehenden 
Angaben    über    die  Zahl    der  Schiffsreeden    im  Lande    unter   sich  in 
Einklang  zu  bringen.     Man  hat  drei  oder  vier    solcher  Verzeichnisse 
herangezogen.     Wir   besitzen    nämlich    zunächs't    ein  Verzeichnis  der 
von    den   verschiedenen  Landesteilen    zu    stellenden  Schiffe,    welches 
dem    von    der  Seewehr  handelnden  Abschnitte  der  GpL.  angehängt 
ist;-)    da    dasselbe    zwischen  dem  Schlüsse    dieses  Rechtsbuches  und 
der  Wergeidstafel  in  Mitte  steht,    welche  Bjarni  Maröarson   verfaßte, 
mag  es   wohl   der  Zeit    angehören,    welche   zwischen  K.  Magnus  Er- 
lingssons  Revisionsarbeiten    und    der  Tätigkeit   dieses  letzteren  Lög- 
mannes in  Mitte  lag,  d,  h.  dem  Schlüsse  des   I2.  Jahrhunderts  etwa, 
und  sehe  ich  keinen  Grund  ab,  weshalb  dasselbe,   mit  Munch,  ^)  der 
Zeit  des  heil.  Olafr  oder  doch  noch  dem   ii.  Jahrhundert  zuzuweisen 
wäre.   Ein  zweites  Verzeichnis  der  sämtlichen  Schiffsreeden  im  Lande 
enthält  sodann  das  vom   i.  Februar  1277  datierte  Testament  des  K. 
Magnus  lagaboetir,  ^)  aus  Anlaß  von  Zuwendungen,  welche  der  König 
der   Armenpflege    in    diesen   Bezirken   bestimmte.      Drittens   glaubte 
man  auch  wohl  aus  einem  Berichte  Schlüsse  ziehen  zu  dürfen,  welchen 
geschichtliche  Quellen  über  die  Verhandlungen  bringen,  die  im  Jahre 
1223  zwischen  K.  Häkon  gamli  und  Sküli  jarl  über  die  Teilung  des 
Reiches  geführt  wurden ;  der  König,  hieß  es  hier,  '^)  wollte  dem  Jarle 
das   nördlichste  Drittel    des  Reiches   bis   zur  Nordgrenze   von  Sunn- 
mceri    herab    einräumen,    wogegen    dieser    die    Grenze    bis    Sognsaer 
herabgedrückt   zu    sehen   verlangte,    und    wird   dabei    bemerkt,    daß 
Sküli  bei  einer  derartigen  Teilung  nur  um  zehn  Schiffsreeden  weniger 
als  die  volle  Hälfte  des  Reichs  erhalten  haben  würde.     Endlich  fügt 
eine  Hand  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  in  einer  Hs.  der  Lands- 
lög,  Landvarnarb.   13,   die  Notiz  bei,    daß  aus  Norwegen   „6  tvitugh- 
sessor  ok  30  ok  3  hundrad  tiroed"  ausgehen,    was    also    336  Schiffs- 
reeden   ergeben    würde.     Aber   diese    letztere  Notiz   hat   bereits   Fr. 


^)  So  auch  Munch,  Norges  Beskrivelse,  S.  V — VI.  ^)  GJ)L.  315. 

')  Norwegische  Geschichte,  II,  S.  981  :  vgl.  I,   i,  S.  718.  Beachte    indessen    das 

Groenaskip  !  *j  Diplom,  norveg.,  IV,  3/3 — 7.  •')  Häkonar  s.  gamla, 
98/336;  Flbk,  III,  59. 
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Brandt^)  als  für  unseren  Zweck  nicht  verwertbar  erkannt,  da  sie 
offenbar  nur  eine  Normalzahl  gebe,  und  in  der  Tat  ist  kaum  glaub- 
lich, daß  man  in  jener  Zeit  von  sämtlichen  Bezirken  des  Reichs 
Schiffe  ganz  gleicher  Größe  und  überdies  so  geringer  Größe  habe 
stellen  lassen.  ,  Nicht  minder  ist  auch  die  an  vorletzter  Stelle  er- 
wähnte Angabe  zu  einer  genauen  Berechnung  der  Schiffsreedenzahl 
unbrauchbar,  soferne  sie  augenscheinlich  nicht  bloß  die  Küsten- 
gegenden, sondern  auch  das  innere  Land  in  Betracht  zieht,  und  damit 
einen  ganz  unberechenbaren  Faktor  in  die  Rechnung  hereinbringt; 
Munch  ^)  hat  sich  darum  mit  Recht  damit  begnügt,  eine  annähernde 
Übereinstimmung  mit  der  im  Testamente  des  K.  Magnus  angegebenen 
Schiffsreedenzahl  zu  konstatieren,  und  wenn  Dahlmann  ein  haar- 
scharfes Zusammentreffen  der  Angabe  mit  den  Ansätzen  der  GI)L. 
herausrechnen  zu  können  glaubte,  ^)  so  beruht  dies  auf  dem  doppelten 
Irrtume,  daß  er,  durch  ein  Versehen  des  alten  Hans  Paus  verleitet, 
die  Zahl  der  in  den  GI)L.  genannten  Schiffe  auf  nur  292  statt  310 
berechnete,  und  überdies  die  nördlich  von  Sogn  gelegenen  Schiffs- 
reeden nach  den  Angaben  des  Testamentes  des  K.  Magnus,  nicht 
nach  denen  der  GI)L.  in  Rechnung  stellte,  während  doch  zweifellos 
hier  wie  dort  von  dem  gleichen  Verzeichnisse  auszugehen  war. 
Hiernach  bleiben  also  nur  zwei  brauchbare  Angaben  zurück,  nämlich 
die  der  GI)L.  und  des  Testamentes  von  1277;  vergleicht  man  aber 
diese  beiden  Angaben  miteinander,  so  ergeben  sich  erhebliche  Ver- 
schiedenheiten. Nach  den  GpL.  hat  Vikin  mit  Grenland  61,  das 
Gulal)ing  1 16,  I)rändheimr  80,  und  haben  die  übrigen  vier  Volk- 
lande des  Nordens  zusammen  noch  52 — 53  Schiffe  aufzubringen,  je 
nachdem  man  nämlich  in  den  Worten:  „Häleygir  13  tuttugsessur 
ok  eitt  pritugt  skip"  das  größere  Schiff  als  in  den  13  mit  inbe- 
griffen, oder  zu  ihnen  hinzukommend  ansieht;  für  das  ganze  Reich 
berechnen  sich  hiernach  309 — 10  Schiffe,  aber  freilich  Schiffe  von 
sehr  verschiedener  Größe,  indem  eines  der  helgeländischen  eine 
l)ritugsessa,  d.  h.  mit  30  Ruderbänken  versehen  war,  während  die 
Schiffe  des  Gula|)inges  sämtlich  hälf|)ritugsessur  und  alle  übrigen 
nur  tvitugsessur  waren.  Dagegen  weist  das  Testament  des  K.  Magnus 
für  Vikin  nur  48,  für  das  Gulal3ing  volle  126,  für  Drontheim  59  und 
für  die  übrigen  vier  Volklande  im  Norden  46  Schiffsreeden  auf,  also 
für   das    ganze    Reich    nur    279.     Da   kein    Grund    vorliegt,    für    das 


^)  Ang,  O.,  S.  4.  2)  Norwegische   Geschichte,  III,  S.  662  Anm.  i. 

^)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  312— 13. 
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13.  Jahrhundert,  eine  der  ruhigsten  und  glücklichsten  Zeiten,  deren 
das  Reich  jemals  zu  genießen  hatte,  eine  Verminderung  der  Volks- 
zahl oder  des  allgemeinen  Wohlstandes  in  Norwegen  anzunehmen, 
werden  wir  diese  Verminderung  der  Gesamtzahl  der  Schififsreeden 
wohl  nur  auf  eine  inzwischen  eingetretene  Vergrößerung  der  Schiffe 
zurückzuführen  haben;  dagegen  scheint  das  unverhältnismäßige  Herab- 
sinken der  Schiffszahl  in  Vikin  und  zumal  im  Drontheimischen  gegen- 
über einer  Erhöhung  derselben  im  Bereiche  des  Gula|)inges  mit  dem 
Übergewichte  zusammenzuhängen,  welches  der  gerade  hier  immer 
mehr  aufblühende  und  zumal  in  Bergen  sich  immer  mehr  konzen- 
trierende Handel  diesem  Teile  des  Reiches  verlieh. 

Eine  zweite  Neuerung  lag  sodann  in  dem  Aufkommen  der 
Amtsbezirke  (syslur),  welche  anfangs  die  Einteilung  des  Reiches  in 
Volklande  kreuzten,  später  aber  dieselbe  auch  wohl  verdrängten. 
Es  wird  später  noch  darzulegen  sein,  daß  die  Könige  schon  früh- 
zeitig die  Verwaltung  ihrer  Krongüter  sowie  die  Erhebung  ihrer 
sonstigen  Einkünfte  eigenen  Beamten  zu  übertragen  pflegten,  welche 
v^on  hier  aus  vielfach  in  die  Verwaltung  der  Strafrechtspflege  sowohl 
als  anderer  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes  einzugreifen  hatten;  als 
ärmenn  oder  Vögte  werden  diese  Beamten  bezeichnet,  und  der  Name 
ärmenning  wird  sowohl  für  ihren  Dienst  als  auch  für  den  Bezirk 
gebraucht,  über  welchen  sich  dieser  ihr  Dienst  zu  erstrecken  hat.  ^) 
Bestimmt  begrenzt  waren  diese  Bezirke  sicherlich;  dagegen  scheinen 
sie  den  einzelnen  Vögten  immer  nur  von  Fall  zu  Fall  angewiesen 
worden  zu  sein,  ohne  jemals  zu  ein  für  allemal  feststehender  Be- 
grenzung zu  gelangen,  wenn  es  auch  vielleicht  im  allgemeinen  üblich 
gewesen  sein  mag,  sich  bei  der  Verleihung  der  Bedienstung  mög- 
lichst an  die  Grenzen  der  Volklande  zu  halten.  Neben  den  Vögten 
stehen  aber  noch  andere  Beamte  des  Königs,  welche  als  dessen 
s  y  s  l  u  m  e  n  n  oder  Amtleute  bezeichnet  werden,  während  ihr  Amt  so- 
wohl als  der  Bezirk,  auf  welchen  dasselbe  sich  bezieht,  sysla  heißt. 
Von  dem  Zeitwort  sysla,  tätig  sein,  verrichten,  abgeleitet,  bezeichnet 
das  letztere  Wort  zunächst  soviel  wie  Tätigkeit,  Geschäft,  dann  ins- 
besondere auch  Amtsgeschäft,  und  von  hier  aus  Amtsbezirk,  ohne 
daß  dabei  irgendwelche  besondere  Art  des  Amtes  oder  Bezirkes  vor- 
ausgesetzt würde.  Nicht  nur  auf  Island  wird  die  Diözese  eines  Bi- 
schofs  gelegentlich    als    seine    sysla    bezeichnet,  -)    sondern    auch    in 

^)  Vgl.  meine  akademische  Abhandlung:  ,,die  ärmenn  des  altnorwegischen 
Rechtes"  S.  107 — 10  (1879).  -)  Pals  bps  s.,   14/140;  Guömundar  bps  s., 

55/492  und   öfter. 
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Bezug  auf  Norwegen  kehrt  derselbe  Sprachgebrauch  wieder ;  ^)  so 
begreift  sich  denn  w^ohl,  daß  der  Ausdruck  auch  wohl  einmal  auf 
die  ärmenning  angewandt  werden  kann,  zumal  in  ais.  Stellen,  welche 
neben  dieser  zugleich  auch  noch  andere  Beamtungen  im  Sinne  haben, 
wie  etwa:  „ärmaör  konüngs  eöa  lendrmaör,  hverr  i  sinni  syslu",  ^) 
oder:  „j^eir  yfirsöl^narmenn,  er  liar  eigu  syslur  bseöi  af  konüngs  hendi 
ok  biskups".  ^)  In  einem  engeren  Sinne  wird  der  Ausdruck  aber  für 
eine  ganz  bestimmte  Art  von  Bedienstung  gebraucht,  und  solchen- 
falls dann  von  dem  Amte  der  königlichen  Vögte  scharf  unterschieden, 
so  werden  in  den  Gesetzen  gelegentlich  „lendirmenn,  eöa  ärmenn, 
eöa  syslumenn''  als  gesonderte  Klassen  nebeneinander  gestellt,  ^)  und 
in  den  Geschichtsquellen  werden  in  derselben  Weise  „syslur  ok  är- 
menningar"  unterschieden,  ^)  wie  denn  zumal  der  heil.  Olafr  selbst 
einmal  scharf  scheidet  zwischen  denjenigen  „er  i  syslum  sitja",  und 
d-en  ärmenn,  „er  bü  vär  varöveita,  ok  veizlur  skulu  gera  i  möti  mer 
ok  liöi  minu''.  ^)  Der  syslumaör  unterschied  sich  aber  vom  ärmanne 
zunächst  dadurch,  daß  seine  Stellung  nicht  von  der  Verwaltung  be- 
stimmter Königshöfe  ausging,  und  erst  von  hier  aus  durch  die  Für- 
sorge für  die  anderweitigen  Einkünfte  des  Königs  vermittelt  in  ver- 
schiedene Zweige  des  Staatsdienstes  hinübergriff,  sondern  vielmehr 
umgekehrt  in  einer  Übertragung  der  königlichen  Rechte  staatlichen 
Ursprungs  zur  Ausübung  in  einem  bestimmten  Bezirke  wurzelte,  und 
dafür  mit  den  Königshöfen  und  deren  Bewirtschaftung  nichts  oder 
doch  nur  sehr  beiläufig  zu  tun  hatte;  der  Umstand  aber,  daß  der 
ärmaör  zunächst  ein  Wirtschaftsbeamter  des  Königs,  der  syslumaör 
dagegen  ein  bevollmächtigter  Vertreter  des  Königs  in  seinen  staat- 
hchen  Befugnissen  war,  hatte  zur  weiteren  Folge,  daß  der  letztere 
eines  ungleich  höheren  Ansehens  genoß  als  der  erstere  und  somit 
auch  aus  ungleich  vornehmeren  Klassen  hervorzugehen  pflegte  als 
dieser.  Wir  werden  kaum  fehlgehen,  wenn  wir  den  norwegischen 
ärmann  mit  dem  ags.  scirgerefa,  den  nordischen  syslumann  dagegen 
mit  dem  ags.  ealdormanne  vergleichen;  dem  letzteren  Amte  wohnt 
entschieden  ein  aristokratischer  Charakter  bei,  welcher  dem  ersteren 
fehlt.  Übrigens  war  das  Amt  des  syslumanns  anfänglich  ebenso- 
wenig wie  das  des  ärmanns  an  ein  für  allemal   feststehende  Bezirke 


^)  Siguröar  s.  Jörsalafara,   52/172  (FMS.   VII). 

*)  G|)L.  3;  aber  Sverris  KrR,  2  hat  dafür:   „ärmaÖr  konüngs  eÖa  lendrmaÖr, 
hverr  i  sinu  fylki  eÖa  syslu".  =*)  G  |)  L.  30.  *)  ebenda,  3. 

•)  He  imskr.  Olafs  s.  Tryggvasonar,  103/204  ;  Magnü  ss   s.  goÖa  ,  3/517. 
«)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,   122/350. 
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gebunden;  vielmehr  entschied  zunächst  von  Fall  zu  Fall  des  Königs 
Wille  darüber,  innerhalb  welcher  Grenzen  dasselbe  dem  einzelnen 
Manne  anvertraut  werden  sollte.  Hinterher  stellten  sich  indessen 
nach  und  nach  bestimmte  territorische  Bezirke  fest,  innerhalb  deren 
die  Gewalt  einem  einzigen  Beamten  verliehen  wurde,  und  diese  Be- 
zirke erhielten  dann  auch  den  Namen  der  syslur.  Zum  Teil  fielen 
diese  syslur  mit  den  alten  Volklanden  zusammen,  wie  dies  bei  der 
Mehrzahl  der  kleinen  fylki  Drontheims,  dann  beim  Raumsdalr  und 
Grenafylki  der  Fall  war,  sowie  auch  bei  Jamtaland  und  Herjärdalr. 
Andere  Male  teilte  sich  das  Volkland  in  zwei  syslur,  wie  der  Naumu- 
dalr,  einige  dröntische  fylki,  Norömceri  und  Sunnmoeri,  Firöafylki 
und  Sogn  (welches  letztere  indessen  zuweilen  auch  nur  eine  einzige 
sysla  bildete),  Rogaland  und  das  Ränafylki,  dann  Raumafylki,  Heina- 
fylki,  Valdres  und  die  Guöbrandsdalir.  Wieder  andere  Male  waren  der 
syslur  drei  im  fylki,  wie  im  Haöafylki;  oder  vier  wie  im  Höröafylki 
und  im  Egöafylki;  oder  sieben  bis  acht  wie  in  Hälogaland.  Nur  sehr 
selten  aber  geht  die  Einteilung  in  syslur  von  der  Einteilung  in  Volklande 
völlig  ab,  wie  denn  Vestfold  und  Vingulmörk  in  drei  syslur  zerfielen, 
nämlich  die  Tünsbergssysla,  Osloarsysla  und  Borgarsysla.  Der  Regel 
nach  wurde  dabei  die  sysla  nach  ihrem  Hauptorte  benannt,  wie  denn 
hierfür  die  zuletzt  genannten  drei  Namen  bereits  einen  Beleg  geben, 
und  wie  dies  auch  bei  unseren  deutschen  Grafschaften  so  häufig 
vorkommt;  andere  Male  dient  freilich  auch  wohl  ein  älterer  Land- 
schaftsname für  sie  als  Bezeichnung,  wie  z.  B.  bei  der  Haöalands- 
sysla,  Hringarikissysla  und  pötnarsysla,  oder  wird  auch  wohl  von 
anderen  lokalen  Umständen  her  der  Name  geschöpft,  wie  dies  z.  B, 
bei  der  Elfarsysla,  bei  Innstrind  und  Ütstrind  im  Strindafylki,  oder 
bei  der  efri  hälfa  und  neöri  hälfa  des  Sparbyggjafylki  der  Fall  war.^) 
Wie  man  sieht,  haben  ältere  Unterabteilungen  der  einzelnen  Volk- 
lande bezüglich  der  Begrenzung  sowohl  als  der  Benennung  der  syslur 
vielfach  eingewirkt. 

Über  die  syslur  treten  sodann,  aber  allerdings  erst  in  ziemlich 
später  Zeit,  als  höhere  Bezirke  von  zunächst  finanzieller  Bedeutung  die 
Schatzmeistereien  (fehiröslur,  thesauraria?).  Von  jeher  hatten 
die  Könige,  wie  später  noch  des  Näheren  zu  besprechen  sein  wird, 
an  ihrem  Hofe  neben  anderen  Hausbeamten  auch  ihren  eigenen 
Schatzmeister;  aber  erst  eine  Verordnung  vom  17.  Juni  1308  er- 
wähnt neben  diesem  am  Königshofe  selbst  anwesenden  Schatzmeister 


')  Vgl.  Munch,  Norges  Beskrivelse,  S.   8 — 9. 
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auch  noch  vier  andere,  welche  in  Niöarös,  Björgvin,  Tünsberg 
und  Oslo  ihren  Amtssitz  hatten.  ^)  In  dem  Testamente  des  K. 
Magnus  Eiriksson  und  seiner  Königin  Blanka  vom  15.  Juli  1347 
kehren  ferner  dieselben  vier  thesaurariae  wieder,'^)  während  neben 
denselben  auch  noch  die  Elfarsysla  und  Ränrikissysla  in  einer  Weise 
genannt  werden,  welche  auf  das  Bestehen  einer  fünften  für  diese 
beiden  Bezirke  schließen  läßt,  so  daß  Munchs  Vermutung,  daß  auch 
noch  eine  solche  mit  dem  Sitze  zu  Bagahüs  bestanden  haben 
werde, ■^)  in  d»sr  Tat  alle  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat.  Die  weit- 
aus wichtigste  von  diesen  fünf  Schatzmeistereien  war  die  von  Bergen, 
unter  welcher  neben  dem  Gula]iinge  auch  noch  Hälogaland  samt 
allen  übrigen  Schatzlanden  stand,  womit  denn  auch  zusammenhängen 
mag,  daß  in  einer  Urkunde  vom  23.  Juni  13 16  einmal  zwei  Schatz- 
meister gleichzeitig  in  Bergen  auftraten.^)  Unter  der  Schatzmeisterei 
zu  Niöarös  dagegen  stand  das  Frostu])ing  und  wohl  auch  Jamtaland 
mit  Herjärdalr;  unter  der  zu  Tünsberg  die  südliche  Hälfte  von  Vikin, 
also  die  Skiöusysla,  Tünsbergssysla  und  Borgarsysla,  während  die 
Oslöarsysla  samt  den  Hochlanden  unter  Oslo  stand;  die  Schatz- 
meisterei zu  Bagahüs  endlich  umfaßte  die  Ränrikissysla  und  die 
Elfarsysla.  Bestimmend  für  diese  Einteilung  scheinen  die  festen 
Schlösser  an  den  genannten  Orten  gewesen  zu  sein,  welche  als 
sichere  Aufbewahrungsplätze  für  die  königlichen  Kassen  gelten 
konnten;  ihre  erheblichere  Bedeutung  gewinnt  dieselbe  erst  in  einer 
späteren  Zeit,  soferne  sie  der  späteren  Einteilung  des  Reiches  in  fünf 
„Hovedlen"  zugrunde  liegt,  welche  dann  freilich  sich  nicht  mehr  auf 
das  finanzielle  Gebiet  beschränkte. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  gegen  das  Ende  unserer 
Periode  auch  noch  besondere  Lögmannsbezirke  aufkommen ,  für 
welche  die  Bezeichnungen  lögmannsumdoemi,  lögsaga,  lög- 
s  ö  g  n  gebraucht  werden,  ^)  und  welche  die  alten  Dingbezirke  all- 
mählich untergruben.  Über  das  Alter  des  Amtes  der  Lögmänner 
in  Norwegen  und  über  die  mehrfachen  Umgestaltungen,  welche  das- 
selbe im  Verlaufe  der  Zeiten  erfuhr,  wird  später  noch  zu  sprechen 
Veranlassung  sein;    hier  mag  die  Bemerkung  genügen,    daß   wir  be- 


')  Norges  gamle  Love,  III,  25I74  und   79. 

^)  Diplom,  norveg.,  V,   193/152. 

^)  Norges  Beskrivelse,  S.  9  und  Unionsperioden,  I,  S.  421 — 22;  vgl.  Keyser, 
norwegische  Rechtsgeschichte    S.   105 — 6. 

*)  Diplom,  norveg.,  I,   147/130.  ■')  Vgl.  meinen  Artikel  „GulaJ)ing" 
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reits  im  Jahre  1223  auf  einem  Herrentage  zu  Bergen  mehrere  solche 
je  in  einem  und  demselben  Dingverband  genannt  finden,  nämlich 
drei  „ör  prcendalögum",  und  je  zwei  „or  Gula|»ingslögum",  „or  Vikinni 
austan",  und  „af  Upplöndum".  \)  Eine  natürliche  Folge  dieses  Auf- 
tretens mehrfacher  Lögmänner  innerhalb  eines  und  desselben  Ding- 
verbandes war  die,  daß  sich  dieselben  hinsichtlich  ihrer  Amtsführung 
in  diesen  teilten,  und  wirklich  wird  uns  bereits  gelegentlich  des  er- 
wähnten Herrentages  von  dem  einen  Lögmanne  gesagt,  daß  er  „af 
Rygjafylki'V')  von  einem  zweiten,  daß  er  „austr  frä  Svinasundi",^)  von 
einem  dritten,  daß  er  „ä  Heiömörk",^)  und  von  einem  vierten,  daß 
er  „af  hinum  syöra  hluta  Upplanda"  Lögmann  gewesen  sei.^)  Daß 
man  bereits  für  jene  Zeit  geographische  Geschlossenheit  der  den 
einzelnen  Lögmännern  zugewiesenen  Bezirke  anzunehmen  hat,  ist 
damit  erwiesen ;  nicht  erwiesen  aber,  ob  die  Zahl  dieser  Bezirke  ge- 
rade mit  der  Zahl  der  genannten  Lögmänner  zusammengefallen  sei, 
wie  man  dies  mehrfach  angenommen  hat.^)  Mit  keiner  Silbe  wird 
uns  angedeutet,  daß  die  sämtlichen  Lögmänner  des  Reiches  sich  zu 
dem  Herrentage  in  Bergen  eingefunden  hätten,  und  konnten  dem- 
nach neben  den  neun  als  anwesend  genannten  noch  recht  wohl 
andere  vorhanden  gewesen  sein,  die  ausblieben;  ja  es  fehlt  nicht  an 
Anhaltspunkten,  welche  dies  geradezu  wahrscheinlich  machen.  Von 
den  beiden  aus  Vikin  erschienenen  Lögmännern  hatte  der  eine  nur 
das  Land  südlich  vom  Svinasund  unter  sich,  also  die  Elfarsysla  und 
Ränriki ;  sollte  alles  übrige,  also  Vingulmörk,  Vestfold  und  das  Grena- 
fylki,  nur  einen  einzigen  Lögmann  über  sich  gehabt  haben  ?  Von  den 
beiden  Lögmännern  der  Upplönd  wird  ferner  Saxi  af  Haugi  nach  Heiö- 
mörk  versetzt,  und  neben  ihm  pörör  Guömundarson  als  zweiter  ge- 
nannt, hinterher  aber  der  Lögmann  l)ürir  von  dem  südlichen  Teile  der 
Upplönd  zur  Abgabe  seines  Gutachtens  aufgefordert ;  entweder  liegt 
also  hier  ein  Fehler  im  Namen  vor  oder  es  kommt  noch  ein  dritter 
Lögmann  zu  den  vorher  genannten  beiden  hinzu,  und  überdies  kommt 
zu  beachten,  daß  in  einer  ziemlich  gleichzeitig  von  B.  Ivarr  skjälgi 
von  Hamar  (1197  — 1221)  zu  Lom  ausgestellten  Urkunde')  ein  Lög- 
mann l)örir  handelnd  auftritt,  während  doch  diese  zu  oberst  in  Gud- 
brandsdalen  gelegene  Landschaft  unmöglich  dem  Lögmanne  des 
südlichen  Teiles  der  Hochlande  unterstellt  gewesen  sein  konnte,  wie 


*)  Häkonar  s.  gamla,  86/325;  Flbk.  111,   52.  ^j  ebenda,  93/332. 

3)  ebenda,  94/334.  *)  ebenda,  95/334-  '')  ebenda,  96/335- 

^)  Vgl.    Munch,    111,    S.   193 — 94    und    652 — 54;  Keyser,    Rechtsgeschichte, 
S.    173.              '^)  Diplom,  norveg.   II,  4/5. 
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denn  auch  die  Bezeichnung  „lögmaör  ä  Heiömörk",  „lögmaör  af 
Rygjafylki"  auf  kleinere,  und  eben  darum  zahlreichere  Bezirke  hin- 
zudeuten scheint.  So  hat  denn  G.  Storm  bereits  die  Frage  aufge- 
worfen, ^)  ob  nicht  der  wunderliche  Bericht,  welchen  die  Historia 
Norvegiae  von  den  vier  patriae  und  zwölf  provinciae  der  Hochlande 
p^ibt,  sich  teilweise  daraus  erklären  lasse,  daß  die  zersetzende  Ein- 
Wirkung  des  Lögmannsamtes  auf  die  alten  Dingverbände  hier  früher 
als  anderwärts  ihren  Verlauf  genommen  habe?  Mag  sein,  daß  diese 
Andeutung  den  richtigen  Weg  weist;  jedoch  könnte  ich  diese  nur 
für  den  Fall  zugestehen,  daß  man  auf  Storms  Zurückführung  der 
Entstehungszeit  der  Quelle  auf  die  Jahre  1180 — 90  verzichtet  und 
dieselbe  vielmehr  erst  dem  vorgeschritteneren  13.  Jahrhundert  zu- 
weist; aber  auch  unter  dieser  Voraussetzung  beseitigt  diese  Annahme 
noch  keineswegs  alle  Schwierigkeiten,  da  sie  höchstens  die  vier  pa- 
triae, aber  nicht  die  zwölf  provinciae  zu  erklären  vermag.  Wie  dem 
aber  auch  sei,  gewiß  ist,  daß,  je  entschiedener  die  Bedeutung  der 
Lögmänner  sich  hob,  desto  entschiedener  auch  ihre  Amtsbezirke  auf 
Kosten  der  alten  Dingverbände  an  Bedeutung  gewinnen  mußten; 
seit  dem  Schlüsse  zumal  des  13.  Jahrhunderts  zersplitterten  sich  die 
großen  alten  Dingverbände  zumeist  vollständig,  indem  an  die  Stelle 
ihrer  ausgedehnten  Dingversammlungen  neue  und  kleinere  Zu- 
sammenkünfte traten,  welche  zwar  den  alten  Namen  der  Lögdinge 
beibehielten,  aber  von  den  einzelnen  Lögmännern  je  in  ihren  be- 
sonderen Amtsbezirken  abgehalten  wurden.  Für  das  flache  Land 
bildeten  sich  auf  diese  Weise  zehn  bis  zwölf  Lögmannsbezirke,  wäh- 
rend zugleich  die  größeren  Städte  des  Reichs,  Niöarös  also,  Björgvin, 
Tünsberg  und  Oslo,  von  den  Landbezirken  eximiert  waren  und  je 
ihr  eigenes  Lögding  und  ihren  eigenen  Lögmann  hatten ;  jedoch 
sind  diese  Bezirke  keineswegs  zu  allen  Zeiten  stets  dieselben  ge- 
blieben, und  ist  deren  Bestand  umso  schwerer  festzustellen,  als  man 
sich  dabei  fast  ausschließlich  auf  urkundliches  Material  angewiesen 
sieht.  Es  zerfiel  aber  das  alte  Borgar|)ing  nunmehr  in  fünf  Bezirke, 
nämlich  Vikin  oder  das  Bagahü  sj)  i  ng,  für  das  Land  südlich 
des  Svinasundes,  auf  welches  sich  jetzt  der  Name  Vikin  beschränkt 
hatte,  also  Ränriki  samt  der  EUarsysla,  —  das  Borgar|)ing  im 
neueren  Sinne,  welches  nur  noch  die  Borgarsysla,  Oslöarsysla  und 
Tünsbergssysla  umfaßte,  —  dann  das  Skiöu|)ing,  für  das  alte 
Grenafylki,    zu  welchen    drei  Bezirken  sodann  noch  die  Stadtbezirke 


^)  Monumenta  historica  Norvegiae,  S.  XXVII— VIH. 
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von  Oslo  und  T  ü  n  s  b  e  r  g   hinzukamen ;    doch    schienen   den  Lüg- 
männern dieser  beiden  Städte  mehrfach  auch  wohl  die  entsprechenden 
Landbezirke  unterstellt  worden  zu  sein.    Das  alte  G  u  1  a  |n'  n  g  bestand 
für  den  größeren  Teil  seines  früheren  Bezirkes  unter  diesem  seinem 
früheren  Namen  fort,    doch   so,    daß    dasselbe    auch    wohl    nach    der 
Stadt  Bergen  benannt   wurde,    innerhalb   deren    dasselbe    später   ge- 
halten zu  werden  pflegte;  für  Rogaland  und  Agöir  kam  dagegen  ein 
eigenes  0  g  v  a  1  d  s  n  e  s  s  ])  i  n  g  auf,  welches  auch  wohl  zu  Stafangr  ge- 
halten und  darum  nach  dieser  Stadt  benannt  w^urde.   Vorübergehend 
tritt   auch   wohl    noch    eine   Spaltung   dieses   letzteren   Bezirkes    ein, 
sodaß   neben    dem  Lögmanne   von  Stafangr   auch    noch    ein  solcher 
von    der  Agöasiöa   genannt   w^erden    kann;    ganz   regelmäßig    hat 
ferner  die  Stadt  Bergen  ihren  eigenen  Lögmann,  wenn  auch  dessen 
Funktion  gelegentlich  mit  der  des  Gulal)ingslögmanns  in  einer    und 
derselben  Hand  vereinigt  werden  mochte.     Im  früheren  Eiösifal)inge 
tritt  fortan  ein  lögmaör  ä  Upplöndum  auf,  welcher  sein  Lögding 
in  der  Stadt  Hamarr  zu  halten    pflegt    und    darum   auch  wohl  nach 
dieser  genannt  werden  mag,    während    er   wieder  andere  Male  auch 
w^ohl   als   lögmaör  ä  Heiömörkinni   bezeichnet   auftritt.     Ein  zweiter 
Lögmann    hält    sodann    sein   Lögding   an    der    alten    Dingstätte    zu 
Eiösvellir  ab;  doch  scheint  die  Funktion  dieses  letzteren  bald  mit 
der  jenes  ersteren,  bald  mit  der  des  Lögmannes  von  Oslo  verbunden 
gewesen  zu  sein.     Für  das  alte  Frost u|u'ng  bestand  nach  wie  vor 
nur  ein  einziges  Lögding,  gleich  wie  es  hier  für  das  Land  auch  nur 
einen  einzigen  Lögmann  gab;   nur  die  Stadt  Niöarös  oder  pränd- 
heimr  bildete  auch  hier  ihren  eigenen  Bezirk  mit  ihrem  eigenen  Lög- 
manne.  Weiterhin  hatte  dann  noch  Hälogaland  sein  Steigarln'ng, 
Jamtaland     sein    Jamtamot     zu     Sproöeiö,     und    Herjärdalr    sein 
S  V  e  i  g  a r  |)  1  n  g;  dagegen  steht  der  lögmaör  i  konüngsgaröi,  oder  wie 
er    auch    wohl    genannt   wird,    der   yfirlögmaör,    ganz  außerhalb    der 
Bezirksverfassung,    indem  derselbe  lediglich  am  Königshofe    und  zur 
Unterstützung  des  Königs    in    der  Handhabung   der    ihm    persönlich 
zustehenden  Gerichtsbarkeit  tätig  wurde.  —  Ein  Punkt  bleibt  freilich 
bei  diesem  ganzen  Entwicklungsprozesse  schwer  erklärlich.     Das  ge- 
meine Landrecht  nämlich  hält  noch  durchaus  an  den  vier  alten  Ding- 
verbänden  fest   und   erstrebt  sogar  nicht  ohne  Erfolg  deren  weitere 
Ausdehnung    über   das    gesamte   Reich,    wobei    nur    zugunsten   von 
Hälogaland,  Jamtaland  und  Herjärdalr  aus  naheliegenden  Gründen  eine 
Ausnahme  zugelassen  wurde.     Nirgends  wird  ferner  in  diesem  Land- 
rechte   der    gleichzeitigen   Existenz    mehrerer   Lögmänner    innerhalb 
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eines  und  desselben  Dingverbandes  Erwähnung  getan ;  vielmehr  wird 
stets  vom  Lögmanne,  der  ja  jetzt  vielfach  mit  der  Tätigkeit  des 
Lögdinges  in  Verbindung  gebracht  ist,  in  einer  Weise  gesprochen, 
welche  voraussetzen  lassen  möchte,  daß  nur  je  ein  solcher  in  jedem 
Dingverbande  vorhanden  sei.^)  Man  könnte  allenfalls  daran  denken,, 
daß  K.  Magnus  wirkHch  die  bereits  begonnene  Zersplitterung  der 
großen  Dingverbände  rückgängig  machen  und  zu  diesem  Ende  wirk- 
lich nur  je  einen  Lögmann  in  jedem  derselben  angesetzt  wissea 
wollte;  aber  solchenfalls  hätte  er  doch  wohl  der  bereits  im  Laufe 
begriffenen  Entwicklung  gegenüber  eine  ausdrückliche  Verfügung 
dieserhalb  treffen  müssen  und  bliebe  überdies  auffallend,  daß  die 
Absicht  des  Königs  in  keiner  Weise  erreicht  wurde.  Man  könnte 
andererseits  annehmen,  daß  der  König  umgekehrt  dieser  Entwicklung 
ihren  Lauf  lassen  wollte,  soweit  es  sich  um  das  Gerichtswesen  han- 
delte, dagegen  die  großen  Dingverbände  zu  legislativen  Zwecken 
nach  wie  vor  aufrecht  zu  halten  gedachte ;  von  hier  aus  müßte  dann 
seine  Meinung  die  gewesen  sein,  daß  an  jedem  der  vier  großen 
Lögdinge  wirklich  stets  der  Lögmann  allein  fungieren  solle,  innerhalb 
dessen  Bezirk  dessen  Dingstätte  lag,  wogegen  bezüglich  aller  ander- 
wärts vorzunehmenden  Amtshandlungen  jedesmal  der  Lögmann  zum 
Zuge  zu  kommen  hätte,  in  dessen  Bezirk  diese  vorgenommen  waren. 
Aber  solchenfalls  müßten  dann  zweierlei  Lögmänner  und  Lögdinge 
unterschieden  worden  sein,  von  welchen  die  einen  zugleich  legisla- 
tiven und  judiziellen,  die  anderen  nur  judiziellen  Zwecken  gedient 
hätten,  und  hätte  dieser  Unterschied  doch  wohl  um  so  mehr  aus- 
drücklich hervorgehoben  werden  müssen,  als  der  pingfararbälkr  des. 
Landrechtes  immer  nur  von  einem  Lögdinge  und  einem  Lögmanne 
spricht,  und  lediglich  deren  gerichtliche  Kompetenz  des  näheren 
regelt;  überdies  wird  auch  nur  auf  die  Zusammensetzung  der  vier 
großen  Dingverbände  eingegangen,  während  doch  unter  obiger  Vor- 
aussetzung notwendig  hätte  gesagt  sein  müssen,  in  welcher  Weise 
die  kleineren,  zu  judiziellen  Zwecken  bestehenden  Lögdinge  zu- 
sammenzusetzen seien.  Sind  aber  derartige  AusWege  ausgeschlossen,, 
so  mag  man  sich  ja  wohl  daran  erinnern,  daß  das  gemeine  Land- 
recht nach  Ausweis  seines  Prologes  und  Epiloges  zunächst  nur  für 
das  Frostu])ing  erlassen  worden  war;  einzig  und  allein  dieses  unter 
den  vier  großen  Dingverbänden  erhielt  sich  aber,  wie  oben  bemerkt,. 


I 


^)  Vgl.  Munch,   norwegische    Geschichte,  IV,   i,  S.  498— 504  ;    Keys  er,    nor- 
weg.  Rechtsgeschichte,  S.  173. 
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als  ein  einheitlicher,  sodaß  für  ihn  die  Nennung  nur  eines  Lögdinges 
und  nur  eines  Lögmannes  in  der  Tat  vöüig  korrekt  war.  Berück- 
sichtigt man  überdies,  daß  von  den  Bestimmungen  über  die  Zu- 
sammensetzung des  Lögdinges,  welche  allein  über. die  Ausdehnung 
der  vier  Dingverbände  Aufschluß  geben,  jede  einzelne  Hs.  regel- 
mäßig immer  nur  diejenigen  enthielt,  welche  sich  auf  den  Dingver- 
band bezogen,  für  welchen  die  betr.  Hs.  bestimmt  war,  und  daß  so- 
mit die  für  das  Frostu|)ing  bestimmten  Hss.  sich  auch  nur  über  die 
Zusammensetzung  eines  Lögdinges  aussprechen,  so  ist  ganz  klar,, 
daß  die  erste,  für  diesen  Dingverband  allein  bestimmte  Ausfertigung 
in  keiner  Beziehung  auffällig  erscheinen  konnte;  anstößig  wurde 
vielmehr  die  Ausdrucksweise  des  Gesetzbuches  erst  dadurch,  daß 
man  dasselbe  auch  auf  die  übrigen  Teile  des  Reiches  anwandte,  und 
nur  insoferne,  als  man  dabei  in  pingfarab.  §  2  anstatt  der  für  das 
Frostuliing  gültigen  Vorschriften  über  die  Beschickung  des  Lögdinges, 
die  für  das  Gulajiing  oder  Eiösifa|)ing  bestimmten  einschob,  oder 
auch,  wie  dies  in  ein  paar  dem  Gulajimge  zugehörigen  Hss.  der  Fall 
ist,  die  für  das  Gulafjing  bestimmten  mit  den  das  Frostuliing  an- 
gehenden verband.^)  Da  ließe  sich  nun  allerdings  auf  die  oben  zu- 
rückgewiesene Vermutung  zurückgreifen,  daß  K.  Magnus  wirklich 
beabsichtigt  habe,  der  begonnenen  Zersplitterung  der  Dingverbände 
hindernd  entgegenzutreten,  und  nur  versäumt  habe,  der  hierauf  ge- 
richteten Absicht  entsprechend  den  für  das  Frostuj^ing  bestimmten 
Text  des  Gesetzbuches  umzugestalten,  und  hätte  man  sich  unter 
dieser  Voraussetzung  den  Hergang  etwa  folgendermaßen  zu  denken : 
Auch  im  Frostulnnge  waren,  wie  die  Berichte  über  den  Herrentag 
zu  Bergen  zeigen,  zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  mehrere  gewesen; 
es  kann  aber  darüber  kein  Zweifel  bestehen,  daß  K.  Magnus  hier  für 
die  Zukunft  nur  einen  einzigen  eingesetzt  weissen  wollte,  und  wird 
man  demnach,  je  nachdem  man  den  Ausdruck  „ör  proendalögum" 
in  jenen  Berichten  in  seinem  engeren  Sinne  nur  auf  die  Landschaft 
prändheimr  bezieht  oder  in  einem  weiteren  Sinne  auch  noch  die  vier 
äußeren  Volklande  mit  umfassen  läßt,  annehmen  müssen,  daß  im 
prändheimischen  die  Mehrheit  der  Lögmänner  noch  zu  keiner  Zer- 
splitterung des  Dingverbandes  geführt  hatte,  oder  daß  neben  einem 
Lögmanne  für  das  prändheimische  noch  andere  für  jene  vier  weiteren 


•■)  Die  für  das  Borgar{)ing  bestimmten  Hss.  machen  keine  Schwierigkeit,  da 
sie  nur  auf  das  bestehende  Herkommen  verweisen,  ohne  positive  Vorschriften  zu 
geben. 


ßQ  Abschnitt  I.     Das  norwegische  Land. 

Volklande  und  deren  besondere  Dingversammlungen  gestanden  waren: 
im  einen  wie  im  anderen  Falle  mußte  die  Nennung  nur  eines  Lög- 
mannes im  Gesetzbuche  in  Verbindung  mit  den  Vorschriften  über 
die  künftige  Zusammensetzung  des  Frostu]iinges  vollkommen  ge- 
nügen, um  die  beabsichtigte  Neuerung  klar  zu  bezeichnen.  Im 
ersteren  Falle  brauchte  der  König  eben  nur  auf  administrativem 
Wege  die  überflüssig  gewordenen  Lögmänner  ihres  Amtes  zu  ent- 
heben ;  im  letzteren,  mir  wahrscheinlicheren  Falle  dagegen  war  durch 
die  Vereinigung  von  Raumsdalr,  Norömoeri  und  Naumudalr  mit  dem 
Frostujiinge  schon  von  selbst  ausgesprochen,  daß  jene  drei  Volklande 
mit  ihrer  bisherigen  Selbständigkeit  auch  ihren  eigenen  Lögmann 
verloren,  und  daß  sie  durch  ihren  Anschluß  an  das  Frostu]H'ng  auch 
dessen  Lögmann  untergeben  wurden.  Bezüglich  des  Gula]n'nges  und 
Eiösifal)inges  stand  die  Sache  freilich  etwas  anders,  da  hier  eine 
Spaltung  des  alten  Dingverbandes  bereits  eingetreten  war,  ganz  ab- 
gesehen davon,  ob  die  nun  mit  beiden  Dingverbänden  verbundenen 
Landschaften  auch  ihrerseits  ihre  besonderen  Lögmänner  gehabt 
hatten  oder  nicht,  und  bezüglich  ihrer  wäre  demnach  allerdings  eine 
ausdrückliche  Wiederaufhebung  der  eingetretenen  Trennung  zu  er- 
warten gewesen ;  das  bloß  mechanische  Herübernehmen  des  für  einen 
anderen  Dingverband  erlassenen  Gesetzbuches  erklärt  indessen  leicht, 
daß  man  sich  zu  einer  Umredaktion  der  einschlägigen  Bestimmungen 
desselben  nicht  bewogen  fühlte.  Mag  aber  sein,  daß  gerade  das 
Fehlen  einer  solchen  ausdrücklichen  Bestimmung  zur  Folge  hatte, 
daß  die  auf  Wiederherstellung  der  großen  Dingverbände  gerichtete 
Absicht  des  Königs  nicht  erreicht  wurde. 

Man  sieht  übrigens  leicht,  wie  zersetzend  einerseits  die  steigende 
Bedeutung  der  Lögmänner  und  andererseits  die  Umwandlung  in  der 
Stellung  der  Sysselmänner  auf  die  alte  Einteilung  des  Reiches  ein- 
wirken mußte.  Diirch  die  neuere  Einteilung  in  S3''slur  wurde  die 
ältere  Einteilung  in  fylki  durchbrochen  und  aufgelöst;  durch  die  neue 
Einteilung  in  Lögmannsbezirke  aber  zerfiel  allmählich  jene  ältere 
Einteilung  in  Dingverbände ,  welche  sich  soeben  erst  mühsam  zu 
einer  sozusagen  das  ganze  Reich  umfassenden  durchgearbeitet  hatte. 
In  beiden  Fällen  mußte  eben  ganz  gleichmäßig  die  ältere,  auf  ge- 
schichtlichen Grundlagen  erwachsene  Einteilung  einer  neuen  weichen, 
welche  ihrerseits  lediglich  auf  Rücksichten  der  administrativen  Zweck- 
mäßigkeit ruhte. 
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Für  die  kirchliche  Verfassung  Norwegens  waren  natürlich  die 
maßgebenden  Grundsätze  durch  das  allgemeine  Recht  der  abend- 
ländischen Christenheit  von  vornherein  schon  festgestellt ;  im  übrigen 
aber  suchte  sich  die  kirchliche  Einteilung  des  Landes,  wie  es  scheint^ 
so  weit  als  möglich  mit  dessen  weltlicher  Einteilung  übereinstimmend 
zu  halten.  Den  Mittelpunkt  der  kirchlichen  Bezirksverfassung  bildet 
hiernach  hier  wie  anderwärts  die  Diözese  oder  das  Bistum  (bis- 
kupsdoemi,  biskupsdömr,  biskupsveldi);  über  ihm  erhebt 
sich  sodann  das  Erzbistum  oder  die  Provinz,  während  sich  unter  ihm 
die  Pfarrei  und  späterhin  auch  noch  die  Propstei  einfindet.  Feste 
Diözesen  entstanden  aber  in  Norwegen  erst  gegen  das  Ende  des 
II.  Jahrhunderts  hin.  Meister  Adam  von  Bremen,  welcher  um  das 
Jahr  1075  seine  Geschichte  der  hamburgischen  Kirche  schrieb,  er- 
klärt ausdrücklich,  daß  es  im  Norden  noch  keine  „episcopatus  certo 
limite  designati"  gegeben  habe,  vielmehr  nur  eine  Anzahl  von  Bi- 
schöfen, welche,  vom  König  oder  Volk  angenommen,  gemeinsam  im 
Lande  wirkten,  und  er  weiß  darum  für  die  Bischöfe,  welche  er  in 
der  nordischen  Mission  tätig  kennt,  keine  bestimmten  Sitze  anzu- 
geben, sondern  höchstens  die  Gegenden  zu  nennen,  auf  welche  sich 
ihre  Wirksamkeit  vorzugsweise  richtete.  ■*)  Missionsbischöfe 
also  sind  es,  welche  zunächst  im  Lande  wirken,  wie  denn  der  Mönch 
Theodorich  von  einem  solchen  sagt,  er  sei  „ad  hoc  ipsum  ordinatus'* 
gewesen,  „ut  gentibus  praedicaret  verbum  Dei",  ^)  was  eine  isländische 
Quelle  mit  den  Worten  ausdrückt:  „er  til  liess  var  vigör,  at  boöa 
luöum  guös  nafn" ;  ^)  nur  insoweit  scheint  man  bezüglich  ihrer  dem 
kirchenrechtlichen  Grundsatze,  daß  Bischöfe  nur  für  bestimmte  Sitze 
geweiht  werden  sollten,  Rechnung  getragen  zu  haben,  als  man  die 
für  Norwegen  bestimmten  Bischöfe  sämtlich  auf  den  Namen  der 
Landschaft  I)rändheimr  weihte,  welche  damals  als  der  wichtigste  Teil 
des  Reiches  galt.  Mit  dieser  Ungeordnetheit  der  Verhältnisse  scheint 
es  denn  auch  zusammenzuhängen,  daß  die  uns  erhaltenen  norwe- 
gischen Bischofsverzeichnisse  ^)  manche  Namen  nennen,  welche  Meister 
Adam  nicht  kennt,    und   daß    umgekehrt    auch    dieser  wieder  einige 


^)  Gesta  Hammaburgensis  ecclesii^e  pontificum,  IV,  33383;  vgl. 
II,  23/314.  -)  Historia  de  antiquitate  regum  Norvagiensium,  8/15- 

^)  Agrip  af  Noregs  Koniingasögum,   1 6/393. 

*)  Die  beiden  ältesten  und  verlässigsten  gab  Munch  in  Langes  Norslc  Tids- 
skrift,   V,   S.  41 — 45   heraus,  jetzt  auch  in  Samlede  Af  handlinger,   II,  S.  591 — 94. 
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aufführt,  welche  jenem  Verzeichnisse  fremd  sind;  —  daß  ferner  ein- 
zelne Namen  in  verschiedenen  Bischofsreihen  sich  wiederholen,  wenn 
nämlich  derselbe  Mann  abwechselnd  an  verschiedenen  Orten  gewirkt 
hatte,  und  daß  die  Reihenfolge  der  verschiedenen  Namen  nicht  aller- 
wärts  die  gleiche  ist,  wenn  nämlich  deren  Träger  gleichzeitig  ge- 
wesen waren,  so  daß  deren  sukzessive  Aufzählung  überhaupt  nicht 
chronologisch  gemeint  war;  —  daß  endlich  die  weitaus  meisten  unter 
den  älteren  Bischöfen  nach  prändheimr  versetzt  wurden,  weil  eben 
diese  Landschaft  als  Sitz  aller  nicht  ausdrücklich  anderswohin  diri- 
gierten Missionsbischöfe  bezeichnet  zu  werden  pflegte.  — ■  Mit  dem 
Ende  des  ii.  Jahrhunderts  tritt  nun  aber  eine  Änderung  in  diesen 
Zuständen  ein,  indem  sich  nunmehr  drei  große  Diözesen  für  Nor- 
wegen feststellten,  und  auch  sofort  mit  dem  Baue  von  Kathedralen 
für  dieselben  begonnen  wurde.  Wir  wissen  aus  geschichtlichen 
Quellen,  daß  K.  Olafr  kyrri  (1066 — 93)  den  Bau  der  Kathedralen  zu 
Niöarös  und  zu  Bergen  begann,  und  den  der  ersteren  auch  beendigte, 
von  der  Kathedrale  zu  Oslo  steht  aber  wenigstens  zu  v^ermuten,  daß 
auch  ihr  Bau  bereits  unter  ihm  begonnen  worden  ist,  da  derselbe 
jedenfalls  bereits  unter  K.  Sigurör  Jörsalafari  (f  1130),  also  noch  lange 
vor  der  Vollendung  der  Bergener  Domkirche  (i  170)  zu  Ende  geführt 
wurde.  Wir  können  ferner  aus  den  uns  erhaltenen  Bischofsverzeich- 
nissen ersehen,  daß  seit  dem  Schlüsse  des  11.  Jahrhunderts  drei  Diö- 
zesen in  Norwegen  bestanden,  und  teils  diese  Verzeichnisse,  teils 
einzelne  in  den  Geschichtswerken  zerstreute  Notizen  zeigen,  daß  die- 
selben vor  und  nach  der  Vollendung  ihrer  Kathedralen  zwar  mit 
verschiedenen  Namen  bezeichnet  wurden,  im  übrigen  aber  in  ihrer 
Kontinuität  nicht  geschädigt  wurden.  Im  äußersten  Norden  lag  die 
Diözese  I)rändheimr,  oder  wie  sie  später  nach  ihrer  Kathedrale 
genannt  wurde,  Niöarös;  an  der  Westküste,  etwas  weiter  südlich, 
folgt  die  Diözese  der  Bischöfe  zu  Selja,  später  zu  Bergen;  den 
Süden  und  Osten  des  Landes  endlich  umfaßte  die  Diözese  von 
Vikin,  später  von  Oslo.  Wenn  demnach  zwar  keine  Quelle  aus- 
drücklich über  die  Stiftung  dieser  drei  Diözesen  berichtet,  so  kann 
doch  keinem  begründeten  Zweifel  unterliegen,  daß  dieselbe  dem  K. 
Olafr  kyrri  zu  verdanken  war,  und  daß  für  deren  Begrenzung  im 
großen  und  ganzen  der  Bestand  der  drei  großen  Gesetzgebungen  des 
Reiches  maßgebend  geworden  ist.  Bald  trat  jedoch  eine  weitere 
Vermehrung  der  Diözesen  ein.  Bereits  unter  K.  Sigurör  Jörsalafari 
wird  neben  dem  Bischof  von  Bergen  auch  noch  ein  solcher  von 
Stafangr  genannt,    und   wird   demnach  die  Angabe  des  Ordericus 
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Vitalis,  daß  jener  König  Bistümer  und  Klöster  in  seinem  Reiche  ge- 
gründet habe,  ihrer  ersten  Hälfte  nach  gerade  auf  die  Gründung 
dieser  Diözese  zu  beziehen  sein ;  im  Jahre  11 52  aber  wurde  noch  ein 
weiteres  Bistum  für  die  Hochlande  eingesetzt,  welches  seinen  Sitz  zu 
Hamarr  hatte.  Mit  diesen  fünf  Diözesen,  von  welchen  die  eine, 
wie  gleich  nachher  zu  zeigen  sein  wird,  seit  11 52  unter  einem  Erz- 
bischofe  stand,  war  die  Diözeseneinteilung  Norwegens  endgültig  ab- 
geschlossen. Mit  der  oben  dargelegten  weltlichen  Bezirksverfassung 
•des  Reiches  fällt  dieselbe  allerdings  nicht  ganz  zusammen.  Das  Bis- 
tum Niöarös  umfaßte  außer  der  Landschaft  prändheimr,  dann  Naumu- 
dalr  und  Hälogaland,  Norömoeri  und  Raumsdalr  auch  noch  Sunn- 
moeri,  Herjärdalr  und  den  nördlichsten  Teil  von  Eystridalir;  Björgvin 
den  ursprünglichen  Bestand  des  Gula|>inges,  also  das  Firöafylki, 
Sygnafylki  und  Höröafylki,  vorbehaltlich  einer  kleinen,  aus  ledigUch 
lokalen  Gründen  beliebten  Grenzberichtigung  im  Südosten;  Stafangr 
umfaßte  das  Rygjafylki  und  Egöafylki,  samt  Valdres  und  dem  Hadd- 
ingjadalr;  zu  Oslo  gehörte  Vestfold,  Vingulmörk  und  Ränriki,  ferner 
das  Raumafylki  und  der  größere  Teil  des  Grenafylki,  der  Überrest 
nördlich  der  Hochlande  samt  einem  Teile  von  pelamörk  bildete 
die  Diözese  Hamarr,  während  Jamtaland  unter  der  Diözese  Upsala 
stand.  Alle  diese  Abweichungen  erklären  sich  indessen  aus  Ver- 
änderungen, welche  die  weltliche  Bezirksverfassung  im  Verlaufe  der 
Zeit  erlitt,  und  welchen  man  auf  die  einmal  feststehende  Begrenzung 
der  Diözesen  keinen  Einfluß  mehr  verstattete,  —  teils  aus  dem  Be- 
streben möglichst  abzurunden  und  deren  sämtliche  Teile  unter  sich 
in  gehörige  Verbindung  zu  bringen,  —  teils  endlich  wohl  auch  aus 
dem  Bestreben,  dieselben  in  Bezug  auf  ihre  Ausdehnung  und  ihren 
Ertrag  sich  einigermaßen  gleichzustellen.  Dieselben  sind  demnach 
durchaus  individuell  motiviert  und  tun  dem  Prinzip  der  Überein- 
stimmung der  geistlichen  Einteilung  mit  der  weltlichen  keinen 
Eintrag. 

Über  den  Diözesen  stand  das  Erzbistum  (erkibiskupsdoemi). 
Anfangs  gehörte  Norwegen  zur  Provinz  von  Hamburg-Bremen 
und  seit  dem  Jahre  1103  zur  Kirchenprovinz  von  Land;  im  Jahre 
II 52  wurde  aber  der  bischöfliche  Stuhl  von  Niöarös  zu  einem 
erzbischöflichen  erhöht,  und  trotz  aller  Proteste  der  hamburgischen 
Erzbischöfe  wurde  an  der  Schmälerung  ihrer  Kirchenprovinz  festge- 
halten. Mit  einziger  Ausnahme  von  Jamtaland  stand  ganz  Norwegen 
unter  dem  Metropoliten  von  Niöarös;  darüber  hinaus  umfaßte  aber 
dessen  Provinz  auch  noch  die  sämtlichen  Schatzlande  der  norwegischen 
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Krone,  also  die  Hebriden,  die  Orkneys  samt  Shetland,  die 
Fceröer,  endlich  auch  Island  mit  seinen  beiden  Diözesen  und 
Grönland,  und  zwar  die  letzteren  beiden  Lande  bereits  zu  der 
Zeit,  da  sie  in  politischer  Hinsicht  von  Norwegen  noch  unabhängig- 
waren und  selbständige  Freistaaten  bildeten.  Volle  elf  Diözesen  ge- 
hörten also  zur  Kirchenprovinz,  von  welchen  eine  dem  Erzbischofe 
unmittelbar  unterstellt  war. 

Unter  den  Diözesen  standen  andererseits  die  Pfarreien  (kirkju- 
s  ö  k  n  i  r) ;  mit  ihrer  Bildung  ging  es  aber  in  Norwegen  langsam 
voran,  und  in  manchen  Beziehungen  ist  ihre  Geschichte  noch  nicht 
genügend  aufgeklärt.  Daß  schon  sehr  frühzeitig  einzelne  Kirchen 
in  Norwegen  gebaut  wurden,  ist  allerdings  bezeugt,  wie  denn  schon 
auf  K.  Häkon  gööi  (934 — 61)  die  Gründung  von  solchen  zurückge- 
führt wird;  aber  erst  K.  Olafr  Tryggvason  (995  — 1000)  scheint  einiger- 
maßen geordnet  mit  dem  Baue  von  Bezirkskirchen  vorgegangen  zu 
sein  und  erst  der  heil.  Olafr  die  betreffenden  Einrichtungen  zu  einem 
vorläufigen  Abschlüsse  gebracht  zu  haben.  Dabei  diente  wieder  die 
weltliche  Bezirkseinteilung  als  Stützpunkt  für  die  Einrichtung  der 
geistlichen,  wie  denn  auch  die  Bezeichnung  der  Kirchengemeinde  als 
kirkjusökn  der  Bezeichnung  des  weltlichen  Bezirkes  als  pingsökn 
nachgebildet  war;  von  dem  Ausdrucke  scekja  liing,  hof,  kirkju  für  das 
Besuchen  des  Dings,  des  Tempels,  der  Kirche  ausgehend,  gelangte 
das  Wort  sökn  zunächst  zur  Geltung  einer  Bezeichnung  der  ver- 
sammelten Ding-,  Tempel-  oder  Kirchgemeinde  und  wurde  dann 
weiterhin  auch  für  den  Bezirk  gebraucht,  aus  welchem  diese  Ge- 
meinde hervorging.  Es  scheint  aber  K.  Olafr  Tryggvason  den  Bau 
je  einer  Kirche  jedes  einzelnen  Volklandes  angeordnet  zu  haben, 
während  der  heil.  Olafr  diese  fylkiskirkj  ur  dann  in  der  Art  mit 
Grundbesitz  ausstatten  ließ,  daß  jede  Kirche  mindestens  eine  Mark 
gewogenen  Silbers  an  jährlichen  Einkünften  aus  demselben  bezog  ;-^) 
außerdem  mag  er  auch  wohl  den  Bau  derartiger  Kirchen  in  den- 
jenigen Landesteilen  betrieben  haben,  auf  welche  sich  der  Einfluß 
des  älteren  Olafr  noch  nicht  erstreckt  hatte,  wie  z.  B.  in  den  Hoch- 
landen, und  dürfte  sich  hieraus  erklären,  daß  andere  Quellenstellen 
nicht  bloß  die  Dotierung,  sondern  auch  den  Bau  der  Volklandskirchen 
dem   heil.  Olafr   zuschreiben.  ^)     Schon   frühzeitig   scheint   man    aber 


^)  Legendarische  Olafs  s.  helga,  31/23. 

2)  ebenda,  47/35;    Fagrsk.  §  98;    Flbk.  III,   11/246    (Styrmir) ;    vorsichtiger 
Theodoricus  monachus,   16/28. 
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bei  dem  Baue  von  fylkiskirkjur  nicht  stehen  gebHeben  zu  sein.  In 
den  Gula|»ingslög  zunächst,  welche  sich  bezügUch  der  Kirchenbaulast 
ausdrückhch  auf  die  Bestimmungen  beziehen,  welche  der  heil.  Ölafr 
mit  seinem  B.  Grimkell  am  Mostrar|)inge  erlassen  habe,  ^)  wird  in 
erster  Linie  der  höfuökirkjur  gedacht,  deren  je  eine  in  jedem 
Volklande  besteht,  und  welche  von  der  Gesamtheit  der  fylkismenn 
zu  unterhalten  sind-  in  ihnen  sind  natürlich  die  fylkiskirkjur  der  ge- 
schichtlichen Quellen  nicht  zu  verkennen.  In  zweiter  Linie  wird  dann 
aber  auch  noch  von  h  e  r  a  ö  s  k  i  r  k  j  u  r  gesprochen,  sowie  von  fjoröüngs- 
kirkjur  und  ättüngskirkjur,  als  von  Kirchen,  deren  Unterhaltung  den 
Angehörigen  der  betreffenden  Bezirke  oblag;  es  wurde  aber  bereits 
bei  anderer  Gelegenheit  bemerkt,  daß  die  Viertel  und  Achtel  unter 
den  Kollektivbegriff  der  heröö  oder  Gaue  fallen,  und  daß  somit  die 
Viertels-  und  Achtelskirchen  nicht  als  zwei  weitere  Kategorien  zu 
den  Gaukirchen  hinzukommen,  sondern  nur  als  zwei  Unterarten  der- 
selben zu  betrachten  sind.  An  dritter  Stelle  werden  endlich  noch 
hoegindiskirkjur  genannt,  welche  im  Privatbesitze  stehen  und  je 
von  ihrem  Privatbesitzer  erhalten  werden  müssen;  von  hcegindi,  Be- 
quemlichkeit, hergenommen,  weist  ihr  Name  auf  Kirchen  hin,  zu 
deren  Bau  keinerlei  Zwang  besteht,  welche  vielmehr  von  ihrem  Be- 
sitzer lediglich  aus  freiem  Willen  und  um  seiner  eigenen  Bequem- 
lichkeit willen  gebaut  wurden,  und  bietet  sich  für  das  Aufkommen 
der  Bezeichnung  ein  zweifacher  Anhaltspunkt  dar.  Auf  der  einen 
Seite  nämlich  bezeichnet  das  gemeine  Landrecht  Norwegens  einmal 
als  hoegindahüs  ein  Gebäude,  ^)  welches  der  Pächter  auf  seinem  Pacht- 
lande aus  eigenen  Mitteln  aufgeführt  hat,  ohne  dazu  verpflichtet  ge- 
wesen zu  sein,  und  w^elches  er  darum  nach  Ablauf  seiner  Pachtzeit 
wneder  abbrechen  und  mitnehmen  darf,  wenn  der  Verpächter  es 
ihm  nicht  um  seinen  vollen  Schätzungswert  abnehmen  will;  auf  der 
anderen  Seite  mag  man  aber  auch  wohl  an  jene  „oratoria"  anknüpfen, 
welche  nach  einer  in  das  Dekret  Gratians  aufgenommenen  Stelle  der 
Beschlüsse  des  Concilium  Agathense  von  506  „propter  fatigationem 
familiae"  neben  den  Pfarrkirchen  gebaut  werden  dürfen.^)  Im  pränd- 
heimischen  werden  demgegenüber  nur  fylkiskirkjur  und  hoegindis- 
kirkjur unterschieden,  und  mag  wohl  die  Kleinheit  der  dortigen 
Volklande  den  Bau  von  heraöskirkjur  überflüssig  gemacht  haben-. 
Dagegen   kennt    das    Christenrecht   von   Vikin    wieder    fylkiskirkjur, 


^)  GJ)L.    10.  -)  I.  andslög,  Landsleigub.  3. 

^)  c.  35.  Distinctio   prima  de  consecratione. 
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heraöskirkjur  und  hoegindiskirkjur  nebeneinander;^)  aber  der  fylkis- 
kirkjur  sind  in  diesem  Dingverbande  je  zwei  in  jedem  Volklande, 
und  nicht  bloß  eine,  wie  dies  doch  der  Name  eigentlich  mit  sich 
bringen  würde.  In  den  Hochlanden  endlich  werden  gar  keine  fylkis- 
kirkjur  genannt,  sondern  nur  priöjüngskirkjur  den  hoegindiskirkjur 
gegenübergestellt;  aber  diese  priöjüngskirkjur  werden  zugleich  auch 
als  höfuökirkjur  bezeichnet,  mit  einem  Namen  also,  welcher  ander- 
wärts nur  den  fylkiskirkjur  zukommt,  und  wenn  das  Inhaltsverzeichnis 
einer  Hs.,  deren  Text  leider  an  der  betreffenden  Stelle  defekt  ist, 
ausdrücklich  neun  höfuökirkjur  im  Dingverbande  zählt,  ^)  so  ent- 
spricht auch  dies  genau  den  drei  Dritteln  der  drei  Volklande,  welche 
diesen  bilden.  Hiernach  ist  die  Annahme  Munchs,  daß  die  priöjüngs- 
kirkja  von  der  höfuökirkja  zu  unterscheiden  sei,  ^)  entschieden  zu 
verwerfen;  der  Widerspruch  aber  zwischen  zwei  Stellen,  deren  eine 
für  den  Fall  der  Weihe  einer  höfuökirkja  oder  priöjüngskirkja  im 
Sommer  eine  Begleitung  von  30,  im  Winter  von  15  Männern  und 
Pferden  gestattet,  während  die  andere  deren  nur  15  und  8  ver- 
willigt, *)  wird  demnach  entweder  aus  einer  Änderung  des  Rechts 
erklärt  werden  müssen,  welche  die  erstere  Stelle  ausdrücklich  vor- 
behält, oder  wird  man  an  der  zweiten  Stelle  für  höfuökirkja  zu  emen- 
dieren  haben  „heraöskirkja",  wobei  dann  etwa  anzunehmen  wäre, 
daß  auch  in  den  Hochlanden  ursprünglich  fylkiskirkjur  vorgekommen 
wären,  an  deren  Stelle  erst  später  die  Drittelskirchen  getreten  wären, 
sodaß  hier  die  heraöskirkja  als  eine  eben  darum  bald  nicht  mehr 
verstandene  Reminiszenz  aus  einer  vergangenen  Zeit  stehen  geblieben 
wäre,  ^)  oder  auch,  daß  die  Bezeichnung  heraöskirkja  sich  hier  an 
kleinere  Unterabteilungen  innerhalb  der  Drittel  geknüpft  habe,  wie 
sie  ja  auch  im  Gula])inge  die  Achtelskirchen  neben  den  Viertels- 
kirchen umfaßte.  —  Man  sieht  übrigens,  in  wie  eigentümlicher  Weise 
in  Norwegen  die  Entwicklung  der  kirchlichen  Gemeinden  sich  an 
die  weltliche  Bezirksverfassung  des  Reiches  anschließt.  Anfänglich 
ist  es  das  fylki,  welches  zugleich  auch  zur  kirchlichen  Gemeinde  ge- 
macht wird;  als  aber  im  Verlaufe  der  Zeiten  der  Kirchen  mehr 
wurden,  sind  es  die  hälfur,  I)riöjüngar  und  fjöröüngar,  dann  weiterhin 
die  ättüngar,  aus  welchen  sofort  die  kleineren  Gemeinden  hervor- 
gehen, soweit  nicht  etwa  solche  sich  gar  an  Privatkirchen  anschließen. 


^)  B{)L.  I,  8;  II,  16—17;  III,  II  — 12.  2)  Norges  gamic  Love,  I,  S.  393. 

3)  Norweg.  Geschichte,  I,  2/634  —  35.  *)  EI)L.  I,  34  u.  40. 

^)  vgl.  meine  „Studien  über  das  sog.  Christenrecht  K.  Sverrirs",  S.  27—28. 
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Zwischen  den  Bistümern  und  den  Pfarreien  stand  in  Norwegen 
die  längste  Zeit  hindurch  keine  weitere  Bezirkseinteilung  in  Mitte. 
Allerdings  scheint  den  Hauptkirchen  und  den  Priestern,  welche 
an  ihnen  dienten,  ein  gewisser  Vorrang  vor  den  übrigen  Kirchen 
und  Priestern  innerhalb  ihres  Bezirkes  eingeräumt  gewesen  zu  sein. 
Wir  erfahren,  daß  die  fylkiskirkja  eines  höheren  Rechtsschutzes  ge- 
nas als  die  hoegindiskirkja,  ganz  wie  die  Domkirche,  welche  im  Falle 
ihrer  Entweihung  eine  höhere  Buße  zu  beanspruchen  hatte  als  die 
Volklandskirche ;  0  daß  ferner  nur  in  der  fylkiskirkja  ein  Gottesurteil 
vollzogen  werden  durfte ;  -)  daß  endlich  die  Spendung  der  Sakra- 
mente zunächst  dem  fylkisprestr  oblag,  während  die  übrigen  Priester 
dieselbe  nur  in  seiner  Vertretung  übernehmen  durften.  •^)  Aber  alle 
diese  Bestimmungen  gehören  dem  Rechte  prändheims  an,  welches 
nur  hcegindiskirkjur  neben  den  fylkiskirkjur  kennt,  und  kann  dem- 
nach aus  ihnen  auf  die  Stellung  der  heraöskirkjur  und  der  an  ihnen 
angestellten  Priester  in  anderen  Landschaften  nichts  geschlossen 
werden.  Ein  geistliches  Statut  ferner  aus  dem  Jahre  1320  setzt  ge- 
radezu den  höfuöprestr  seinem  undirprestr  gegenüber,  welcher  zu- 
gleich als  kapelluprestr  bezeichnet  wird,  weist  ihn  an,  den  letz- 
teren in  seinem  Wandel  zu  überwachen  und  droht  ihm  zugleich  für 
gewisse  Vergehen  die  doppelte  Buße  an  wie  diesem  letzteren.  *)  Ein 
zweites  Statut  ferner,  welches  demselben  Jahre  anzugehören  scheint,'^) 
unterscheidet  ebenfalls  den  höfuöprestr  oder  fylkisprestr  von  den  ka- 
pelluprestar  oder  hcegindisprestar,  welche  letzteren  auf  Berufung  des 
ersteren  mit  ihm  die  Diözesensynode  besuchen  oder  auch  nötigen- 
falls ihn  auf  derselben  vertreten  sollen;  die  Zurückbleibenden  haben 
inzwischen  den  Dienst  in  den  Gemeinden  zu  versehen  und  von  dem 
heimkehrenden  höfuöprestr  dann  über  die  Beschlüsse  der  Synode 
Nachricht  zu  erhalten ;  endlich  soll  der  fylkisprestr  auch  den  Romschatz 
aus  seinem  ganzen  Volklande  zur  Synode  mitbringen,  während  die 
kapelluprestar  denselben  zu  erheben  und  an  ihn  abzuliefern  hatten. 
Nach  altem  Brauche  haben  überdies  alle  Priester  von  der  Synode 
eine  als  „prestasilfr''  bezeichnete  Abgabe  zu  entrichten,  und  zwar 
bezahlt  der  fylkisprestr  gleich  dem  Domherrn  (körsbrööir)  eine  Unze, 
der  fjöröüngsprestr  eine  halbe  Unze,  der  kapelluprestr  aber  Vo  Unze;^) 


^)  FrJ)L.  II,   10.  ^)  ebenda,  II,  45.  ')  ebenda,  II,   14  und   17. 

"*)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  247.  ^)  ebenda,  S.  265  und  266;  ein 

anderer  und  teilweise  besserer  Text  S,  307 — lo. 
•^)   ang.  O.,  S.  309. 
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andererseits  aber  sollen  alle  höfuöprestar  sowohl  als  alle  diejenigen 
kapelluprestar,  welche  einer  Gemeinde  vorstehen  (er  sökn  hafa),  alle 
Sonntage  predigen,  und  sollen  die  höfuöprestar,  zumal  an  allen 
höheren  Festtagen,  ebensogut  selbst  Messe  lesen  und  Beichte  hören 
wie  ihre  „vicarii".  ^)  Man  sieht,  unter  den  kapelluprestar  oder  hoeg- 
indisprestar  werden  auch  hier  Priester  verstanden,  welche,  mögen 
sie  nun  einer  eigenen  Gemeinde  vorstehen  oder  nicht,  Untergebene 
des  höfuöprestr  oder  fylkisprestr  sind;  die  Nennung  aber  eines 
Viertelspriesters  in  einer  Ausfertigung  des  Statutes,  welche  von  einer 
Abgabe  spricht,  die  „allir  prestar  innan  Agöaness"  dem  „penitenci- 
ario  1  Niöarösi"  zu  entrichten  haben,  ^)  und  somit  augenscheinlich  nur 
für  die  Diözese  des  Erzbischofes  selbst  bestimmt  war,  erklärt  sich 
leicht,  wenn  man  bedenkt,  daß  zu  dieser  Diözese  neben  den  acht 
Volklanden  prändheims  auch  noch  eine  Reihe  weiterer  Landschaften 
gehörte,  von  denen  einige  wenigstens,  wie  Hälogaland  und  Naumudalr, 
nachweisbar  wirklich  in  Viertel  zerfielen,  wie  allerdings  auch  einzelne 
Volklande  von  prändheimr.  ^)  Eine  Urkunde  ferner  aus  dem  Jahre 
1306  bezieht  sich  auf  ein  Schreiben,  welches  B.  Arni  von  Bergen  an 
alle  höfuöprestar  seiner  Diözese  betreffs  der  Einsammlung  des  Cathe- 
draticum  erlassen  hatte,  ^)  und  eine  weitere  Urkunde  desselben  Bi- 
schofs aus  demselben  Jahre  erwähnt,  daß  der  fylkisprestr  es  war, 
welcher  den  Priestern  seines  Volklandes  ein  Zeugnis  darüber  auszu- 
stellen hatte,  daß  sie  der  Verpflichtung,  diese  Abgabe  zu  entrichten, 
entledigt  seien.  ^)  Eine  gewisse  Überordnung  des  fylkisprestr  oder 
höfuöprestr  über  die  übrigen  Priester  innerhalb  seines  Volklandes  ist 
nach  allem  dem  unverkennbar  begründet;  indessen  steht  doch  dahin, 
wie  weit  diese  Stellung  derselben,  und  zumal  deren  Verwendung  als 
bischöfliche  Organe  zur  Beaufsichtigung  ihrer  Bezirke  und  zur  Er- 
hebung der  Einkünfte  des  Bischofs  aus  diesen  bereits  eine  völlig  ab- 
geschlossene und  stetig  anerkannte  war,  und  nicht  minder  ist  noch 
unaufgeklärt,  wie  weit  diese  ihre  Stellung  mit  der  gewisser  anderer 
Funktionäre  in  geschichtlichem  Zusammenhang  steht,  welche  im 
späteren  Mittelalter  zwischen  den  Bischof  und  seinen  Pfarrklerus  sich 
in  die  Mitte  schieben.  —  In  der  späteren  Zeit  kommen  nämlich  wirk- 
liche Oberbeamte  über  den  einzelnen  Pfarrern  vor,  welche  als  Pröpste 
(praepositi,  pröfastar)  bezeichnet  werden.    Die  Geschichte  ihres 


')  Norges  gamle  Love,  III,  S.  266.  -)  ebenda,  S.  310. 

")  vgl.  Munch,  Norges  Beskrivelse,  S.  66—67  und   70. 

*)  Diplom,   norveg.,  IV,  64/67—68.  ^)  ebenda,   III,  63:71. 
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Amtes  ist  noch  keineswegs  gehörig  klargelegt,  und  macht  zumal  der 
Umstand  erhebliche  Schwierigkeit,  daß  der  erwähnte  Titel,  selbst 
wenn  man  von  den  Klöstern  ganz  absieht,  für  zwei  ganz  verschiedene 
Ämter  gebraucht  wird,  von  welchen  doch  nur  das  eine  hierher  ge- 
hört. ^)  Auf  der  einen  Seite  bezeichnete  man  nämhch  als  Pröpste 
die  Vorsteher  der  Domkapitel  und  der  sonstigen  Kollegiatstifter,  ganz 
wie  diese  auch  anderwärts  denselben  Titel  führten,  und  nur  in  diesem 
Sinne  kann  es  z.  B.  verstanden  werden,  wenn  uns  berichtet  wird,  daß 
K.  Magnus  lagaboetir  im  Jahre  1271  einen  Propst  an  der  Apostel- 
kirche zu  Bergen  ansetzte,  ^)  welcher  später  durch  P.  Clemens  V.  zum 
„magister  capellarum  regis"  bestellt  und  mit  mancherlei  Vorrechten 
ausgestattet  wurde  ^)  (1308),  oder  wenn  uns  ein  Propst  neben  vier 
Kanonikern  (körsbrceör)  an  der  St.  Michaelskapelle  in  Tünsberg  ge- 
nannt wird*)  (13 17).  Auf  der  anderen  Seite  wird  aber  der  Ausdruck 
auch  zur  Bezeichnung  von  Beamten  gebraucht,  welche  die  Bischöfe 
,über  einzelne  Teile  ihrer  Diözese  setzten,  und  welchen  sie  zumal 
die  Verfolgung  ihrer  Klagesachen  und  die  Erhebung  ihrer  Einkünfte 
übertrugen.  In  der  älteren  Zeit  waren  diese  Verrichtungen  Leuten 
weltlichen  Standes  übertragen  gewesen,  den  Vögten  des  Bischofs 
{ä  r  m  e  n  n  b  i  s  k  u  p  s)  nämlich ;  ^)  später  dagegen  scheint  es  üblich 
geworden  zu  sein,  solche  Klerikern  zu  übertragen,  wie  denn  die 
Krche  überhaupt  bestrebt  war,  jede  Einmischung  von  Laien  in  ihre 
Angelegenheiten  fernzuhalten.  Ob  die  Pröpste,  welche  im  Jahre  1223 
auf  dem  Herrentage  zu  Bergen  erschienen,  ^)  der  einen  oder  der  an- 
deren Kategorie  angehörten,  läßt  sich  kaum  mit  Sicherheit  be- 
stimmen;') am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  sind  die  Landpröpste 
jedenfalls  bereits  vorhanden,  wie  sich  dies  aus  einer  Reihe  von  Ver- 
ordnungen ergibt,  welche  sich  mit  deren  Amt  befassen.  Diese  Ver- 
ordnungen lassen  erkennen,  daß  das  Amt  dieser  Art  von  Pröpsten 
am  Schlüsse  des  13.  und  am  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  noch  als 
eine  Neuerung  galt,  welche  seitens  der  weltlichen  Gewalt  keineswegs 
mit  freundlichen  Augen  angesehen  wurde.  Wiederholt  wurde  von 
Icöniglicher  Seite  aus  die  Besetzung  des  Amtes  mit  Priestern,  welchen 


^)  vgl.  R.  Keyser,  Kirchengeschichte,  I,  S.  450;  II,  S.  121  und  321 — 22. 
^)  Magnüss  s.  lagabrjetis,  S.  159;  Islenzkir  Annälar,  h.  v. 
3)  Diplom,  norveg.  I,  113/100 — loi,  ■*)  ebenda,  III,  1 10/107 

^)  vgl.  meine  Abhandlung:   ,,die  armenn  des  altnorweg.  Rechtes",  S.  91 — 104. 
**)  Hakonar  s.  gamla,  S6/325  ;  t  1  b  k.  III,  S.  53. 

■''j  Munch,  III,  S.  654  Anm.  I   und   1017    hält   sie    für  Landpröpste;  Keyser, 
ang.  O.,  I,  S.  450  ist  mehr  geneigt,  in  ihnen  KoUegiatpröpste  zu  sehen. 
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die  Seelsorge  anvertraut  war,  verboten  (1280,  1313),^)  ein  Verbot, 
welches  augenscheinlich  dem  Mißbrauche  des  Beichtstuhles  zur  Ein- 
treibung von  Geldstrafen  wegen  geistlicher  Vergehen  vorbeugen 
wollte;  andere  Male  wurde  die  Erhebung  unrechtmäßiger  Abgaben 
durch  die  Pröpste  mit  Strafen  bedroht  (1308 — 9),-)  oder  auch  wohl 
sogar  die  gänzliche  Abschaffung  ihres  Amtes  gefordert,  wie  dies  Herr 
Bjarni  Erlingsson  geboten  haben  soll  (1282?).^)  Umgekehrt  sah  man 
sich  geistlicherseits  wiederholt  veranlaßt,  die  Übertragung  des  Amtes 
(praepositura)  an  Laien  und  die  Verwendung  von  solchen  zur  Füh- 
rung geistlicher  Rechtssachen  zu  verbieten  (1334),^)  und  insbesondere 
auch  den  Pröpsten  die  Benützung  weltlicher  Unterbeamten  nur  mit 
dem  Vorbehalte  zu  gestatten,  daß  diese  ihre  Strafgelder  nur  unter 
Mitwirken  des  Pfarrherren  des  Zahlpflichtigen  erheben  (1334,  1336 
— 46).  ^)  Man  sieht,  wie  in  jener  Zeit  das  neue  Amt  noch  um  seine 
Existenz  kämpfen  mußte,  indem  der  alte  Brauch,  die  betreffenden 
Geschäfte  durch  weltliche  Beamte  des  Bischofs  besorgen  zu  lassen, 
nicht  widerstandslos  aufgegeben  werden  konnte.  So  erklärt  sich, 
daß  im  Christenrechte  Erzbischof  Jons,  welches  im  übrigen  noch 
unbedenklich  den  ärmann  biskups  bespricht,  an  einer  einzigen  Stelle 
der  Propst  als  Beamter  des  Bischofs  genannt  wird,  ®)  während  um- 
gekehrt ein  soeben  erst  angeführtes  Synodalstatut  von  1334  die 
Übertragung  der  Praepositur  an  Laien  verbietet ;  daß  ferner  bei  einer 
dem  Jahre  1290  angehörigen  Zeugenvernehmung  über  des  Erzbischofs 
Recht,  durch  seine  Beamten  den  Julfrieden  in  Niöarös  verkündigen 
zu  lassen,  diese  Beamten  von  den  vernommenen  Zeugen  bald  als 
Leute  bezeichnet  werden,  welche  „heilagrar  kirkju  starf  ok  erkibiskups 
i  Niöarösi"  hatten,  als  „erkibiskups  umboösmenn"  oder  „lensmenn", 
dann  als  solche,  welche  „erkibiskups  ärmenning"  haben,  wobei  die 
genannten  Namen  durchaus  auf  Laien  hinweisen,  bald  aber  auch  ein 
Priester  als  Inhaber  des  „pröfastadoemi"  erwähnt  wird,  welcher  die- 
selbe Funktion  ausgeübt  haben  soll ;  ')  daß  endlich  in  einem  Be- 
stallungsbrief, welchen  B.  Häkon  von  Stafangr  unterm  4.  Juni  141 7 
zugunsten  eines  gewissen  Arnviör  Arnviösson,  offenbar  eines  Bauern, 
ausstellt,^)  diesem  zugleich  „ärmans  starf"  und  „pröfastadoemi" 
über    die   Eiöafjaröar    kirkjusökn    in    Haröangr    übertragen    wurde. 


^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  5  und   107.  -)  ebenda,  S.  84—85. 

')  Diplom,  norveg.,  III,  30/30.  •*)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  279. 

^)  ebenda,  S.  279  und  293.  «)  Jons  KrR.  §  35;  vgl.  meine  Abhand- 

lung über  die  ärmenn,  S.  133—34.  ")  Diplom,  norveg.  III,  28/26—28. 

^)  ebenda,  IV,  803/582. 
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Man  sieht  aus  derartigen  Vorkommnissen,  daß  der  Beruf  des  ärmanns 
und  des  Propstes  in  der  Tat  seinem  Inhalte  nach  wesentHch  derselbe 
war,  und  daß  der  Unterschied  zwischen  beiden  Ämtern  nur  in  deren 
einerseits  geistlichen  und  andererseits  weltlichen  Gestaltung  lag;  bei 
dem  Widerstreite  königlicher  Verordnungen  und  geistlicher  Statuten 
mochte  man  darum,  wenn  es  galt,  eine  Bestallung  vor  geistlichen 
und  weltlichen  Gerichten  gleichmäßig  unanfechtbar  zu  machen,  ganz 
wohl  zu  dem  Auswege  greifen,  dieselben  auf  die  ärmenning  und 
das  pröfastadoemi  zugleich  zu  stellen,  während  man  allerdings  für 
gewöhnlich  sich  einfacher  durch  den  Gebrauch  allgemeinerer  Aus- 
drücke, wie  zumal  "umboö,  d.  h.  Vollmacht,  geholfen  zu  haben  scheint. 
Über  die  Entstehung  des  Amtes  der  Landpröpste  ist  damit  aber 
freilich  noch  garnichts  gesagt  Die  Vermutung  liegt  nahe  genug, 
daß  man  in  der  Zeit,  in  welcher  man  sich  die  Einmischung  von 
Laien  in  kirchHche  Angelegenheiten  vom  Leibe  halten  zu  müssen 
meinte,  seitens  der  Bischöfe  zunächst  zu  dem  Auswege  griff,  die 
höfuöprestar,  welche  ohnehin  bereits  eine  gewisse  Aufsicht  über  ihre 
undirprestar  führten,  und  im  Zusammenhange  damit  auch  die  Ein- 
künfte, welche  der  Bischof  (wie  das  cathedraticum)  von  diesen  letz- 
teren oder  doch  (wie  den  Romschatz)  durch  deren  Vermittlung  be- 
zog, von  diesen  einsammelten  und  an  den  Bischof  ablieferten,  nun 
auch  zugleich  mit  der  Funktion  der  bischöflichen  Vögte  zu  betrauen ; 
aber  doch  erklärt  eine  derartige  Annahme  weder  den  Gebrauch  der 
Bezeichnung  praepositus  für  derartige  Beamte,  noch  läßt  sich,  soviel 
ich  zu  erkennen  vermag,  in  der  späteren  Abgrenzung  der  Propsteien 
ein  bestimmter  Zusammenhang  mit  den  alten  Volklanden  nach- 
weisen. Andererseits  fehlt  es  zwar  in  der  schwedischen  Kirchenge- 
schichte nicht  ganz  an  Anhaltspunkten,  welche  auf  einen  ursprüng- 
lichen Zusammenhang  der  Landpropsteien  mit  den  Pröpsten  der 
Domkirchen  hinzudeuten  scheinen,  ^)  und  in  der  dänischen  Kirchen- 
geschichte treten  solche  Bezeichnungen  sogar  noch  weit  bestimmter 
zutage ;  ^)  für  Norwegen  aber  ist  es  bisher  nicht  gelungen  einen 
ähnlichen  Zusammenhang  aufzudecken,  und  erscheint  es  um  so  be- 
denklicher auf  jener  Parallele  allein  zu  fußen,  als  für  Dänemark  be- 
reits ein  Erlaß  des  P.  Innocenz  III.  an  Erzbischof  Absalon  vom  13. 
November  1198  den  „praepositus"  als  Vertreter   seines  Bischofs    hin- 


^)  vgl.  Reuterdahl,  Svenska  Kyrkans  Historia,  II,  i,  S.  222 — 24,  vgl.  II,  2^ 
S.  632. 

2)  vgl.  Helveg,  Den  danske  Kirkes  Historie  til  Reformationen,  II,  S.  55 — 58» 
vgl.  I,  S.  274—75- 
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sichtlich  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in  einer  Tätigkeit  kennt,  ^) 
in  welcher  das  schonische  Kirchenrecht  -)  sowohl  als  das  seeländische  ^) 
des  Bischofs  „umboösmann"  auftreten  läßt,  also  in  Dänemark  der 
Landpropst  um  nahezu  ein  Jahrhundert  früher  auftritt  als  in  Nor- 
wegen. Wenn  übrigens  hier  das  Amt  der  Landpröpste  mit  Sicher- 
heit wenigstens  bis  in  den  Schluß  des  13.  Jahrhunderts  hinauf  ver- 
folgt werden  kann,  wie  es  denn  auch  auf  Island  um  dieselbe  Zeit 
auftritt,  so  ist  damit  doch  noch  keineswegs  gesagt,  daß  auch  die 
Einteilung  des  Reiches  in  ein  für  allemal  fest  abgegrenzte  Propsteien 
(pröfastad  oemi)  gleichen  Alters  sei,  und  in  der  Tat  scheint  sich 
zur  Zeit  noch  nicht  mit  Sicherheit  feststellen  zu  lassen,  welcher  Zeit 
diese  letztere  zugewiesen  sei.  Für  das  Bistum  Oslo  hat  Munch,  je- 
doch ohne  Belege  dafür  anzugeben,  zehn  namentlich  genannte  Prop- 
steien als  um  das  Jahr  1400  nachweisbar  bezeichnet,  *)  und  R.  Keyser 
hat  ihm  diese  Angabe  nachgeschrieben  •  ^)  in  der  Tat  lassen  sich  die 
von  ihm  aufgezählten  Propsteien  in  Urkunden  des  15.  Jahrhunderts 
sämtlich  nachweisen.  Um  so  weniger  vermag  ich  aber  Munchs 
weitere  Bemerkung  begründet  zu  finden,  daß  von  Propsteien  vor- 
nehmlich nur  in  der  Diözese  Oslo,  dagegen  ganz  und  gar  nicht  in 
den  Diözesen  Niöarös,  Björgvin  und  Stafangr  die  Rede  sei.  Ich  finde 
nämlich  nicht  nur  in  Jamtaland  Pröpste  erwähnt  (1345,  1422),^*)  was 
man  allenfalls  auf  die  Zugehörigkeit  dieser  Landschaft  zu  der  schwe- 
dischen Kirchenprovinz  zurückführen  kann,  sondern  auch  in  Hjert- 
dalen  in  Oberthelemarken ')  (1494,  1503),  einen  solchen  zu  Tinn 
(1489),  ^)  oder  zu  Naumudalr  und  Tinn  (1498),  ^)  und  einen  weiteren 
„i  syöra  hlutnum  Guöbrandsdalanna"  (1439),  ^^)  welche  Bezirke  sämt- 
lich zu  der  Diözese  Hamarr  gehören;  ferner  einen  Propst  in  Lister- 
land (1446),.^^)  und  einen  solchen  in  Jaederen  (1443),^^)  welche  beiden 
Bezirke  der  Diözese  Stafangr  angehören.  Genauere  Durchsicht  der 
Urkundenwerke  würde  sicherlich  noch  manche  weitere  Propsteien 
entdecken  lassen;  indessen  genügen  schon  die  erwähnten,  um  die 
Unrichtigkeit  der  Angabe  Munchs  darzutun,  an  der  nur  soviel  richtig 
ist,   daß  innerhalb  des  Oslöer  Bistumes  Pröpste  weitaus  am  öftesten 


*)  Diplom.  Suecan.,  I,    108/13 1—32.  ^)  Jus  ecclesiasticumSca 

ni'^'.   15/373-  ''j  Saellandske  Ki  r  kel  o  v  ,  S.  72. 

*)  Norges  Beskrivelse,  S.  13— 14.  ^)  Kirchengeschichte,  II,  S.  321—22. 

«)  Diplom,  norveg.,  VI,  412/440;  X,  50/45. 

')  ebenda,  VI,  635/665;  IX,  418/387.  »)  ebenda,  IX,  399/371—72. 

^)  ebenda,  VI,  624/657.  i»)  ebenda,  VII,  411/4H. 

J')  ebenda,  VI,  498/523—24.  ^^)  ebenda,  IX,  289/267. 
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genannt  werden.  Wie  in  der  späteren  Zeit,  so  wurden  übrigens 
auch  im  14.  und  15.  Jahrhundert  bereits  die  Pröpste,  soweit  sie  nicht 
etwa  den  Dom-  oder  Kollegiatstiftern  angehörten,  regelmäßig  dem 
Pfarrklerus  ihres  Bezirkes  entnommen. 


§  4.     Die  norwegischen  Nebenlande. 

Zum  Reiche  des  norwegischen  Königs  (Noregs  konüngs- 
veldi,  Noregs  veldi)  zählte  außer  Norwegen  selbst  noch  eine 
Reihe  weiterer  Länder,  welche  dessen  Oberherrlichkeit  anerkannten, 
obwohl  sie  eines  gewissen  Grades  von  Selbständigkeit  sich  erfreuten. 
Diese  Nebenländer  pflegten  einen  Tribut  an  den  König  zu  ent- 
richten und  wurden  mit  Rücksicht  auf  diese  ihnen  auferlegte 
Schätzung  als  Schatzlande  (skattlönd)  bezeichnet. 

Als  das  älteste  aller  Schatzlande  Norwegens  sind  die  Finnmarken 
(Finnmörk)  zu  bezeichnen.  Schon  zu  Ende  des  Q.Jahrhunderts 
erzählte  der  Häleygingr  Ottarr  dem  K.  Alfred,  seinem  Dienstherrn,  ^) 
daß  die  Finnen  oder  Lappen  seinen  Landsleuten,  oder  vielmehr  den 
angeseheneren  Männern  unter  diesen,  -)  einen  Zins  an  Tierfellen, 
Vogelfedern,  Fischbein,  dann  Tauwerk  zahlten,  welches  aus  der  Haut 
von  Walfischen  und  Seehunden  verfertigt  wurde,  und  er  bemerkte 
dabei,  daß  in  dieser  Abgabe  der  Hauptreichtum  der  vornehmeren 
iläleygir  bestehe;  Bären-,  Marder-  und  Otterfelle,  dann  Renntier- 
häute erwähnt  er  dabei  noch  insbesondere  unter  den  Zahlmitteln, 
welche  bei  der  Entrichtung  der  Schätzung  gebräuchlich  waren.  Un- 
gefähr um  dieselbe  Zeit  nennt  uns  andererseits  eine  isländische 
Quelle  den  I)örölfr  Kveldülfsson  als  von  K.  Haraldr  härfagri  mit  der 
„konüngssysla"  in  der  Finnmörk  betraut,  und  erwähnt  zugleich, 
daß  vor  ihm  Bärör  Brynjülfsson  mit  dem  gleichen  Amte  bekleidet 
gewesen  sei.^)  Mag  sein,  daß  beide  Angaben  sich  auf  verschiedene 
Teile  von  Hälogaland  bezogen,  das  ja  frühzeitig  in  zwei  Hälften  zer- 
fiel, und  daß  K.  Haraldr  sich  vorläufig  nur  der  Herrschaft  über  den 
Teil  der  Finnmörk  bemächtigt  hatte,  welcher  zu  der  südlichen 
Hälfte  Hälogalands  gehörte;  wie  dem  aber  auch  sei,  gewiß  ist,  daß 
unter  ihm    sowohl    als    seinen  Nachfolgern  die  Finnenschatzung  und 


^)  bei  Thorpe,  Analecta,  S.  84.  ^)  So  bemerkt  mit  Recht  G.  Storm, 

Sigurd  Ranessöns  Proces,  S.  60.  ^)  Eigla,  9/16 — 17  und  öfter. 

Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  6 
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der  Finnenhandel  als  Recht  des  Königs  galten,  welches  von  diesem 
bald  an  einen,  bald  an  mehrere  Bedienstete  übertragen  wurde,  und 
zwar,  soviel  sich  erkennen  läßt,  zumeist  an  dieselben,  welche  auch 
über  Hälogaland  oder  dessen  beide  Hälften  gesetzt  waren.  ^)  Von 
einer  geordneten  Bezirkseinteilung  in  der  Finnmörk  selbst  war 
übrigens  keine  Rede  und  konnte  in  der  Tat  keine  Rede  sein ;  man 
unterschied  vielmehr,  als  sich  nach  und  nach  norwegische  Kolonisten 
in  das  öde  Land  vorschoben,  nur  zwischen  diesen,  welche  man  als 
b  ü  m  e  n  n ,  d.  h.  seßhafte  Leute  bezeichnete,  und  den  nomadisierenden 
Finnen.  -)  In  kirchlicher  Beziehung  gehörte  das  Land  natürlich  zur 
Diözese  Niöarös,  soweit  in  ihm  überhaupt  von  Christentum  die  Rede 
war ;  aber  erst  K.  Häkon  gamli  hatte  in  Trums,  d.  h.  Tromsö,  eine 
Kirche  bauen  lassen,  und  das  dortige  Volk  insoweit  dem  Glauben 
gewonnen,  daß  sich  aus  ihm  eine  Kirchengemeinde  daselbst  bilden 
ließ.^) 

Ein  zweites  Schatzland  der  norwegischen  Krone  bildeten  die 
Orkneys  (Orkneyjar).  Schon  frühzeitig  waren  diese  ein  Schlupf- 
winkel für  norwegische  Heerleute  (vikingabceli)  geworden ;  ^)  später 
aber  wurden  sie  von  K.  Haraldr  härfagri  "unterworfen  und  an  Rögn- 
valdr  Moerajarl  gegeben,  in  dessen  Haus  sich  sodann  die  Jarlswürde 
vererbte,  wenn  auch  nicht  ohne  mehrfachen  Übergang  auf  den 
Weibsstamm.  Am  Schlüsse  des  lo.  Jahrhunderts  brachte  Sigurör  jarl 
Hlöövesson  neben  den  Inseln  durch  glückliche  Kriege  auch  noch 
einen  beträchtlichen  Teil  von  Schottland  unter  seine  Herrschaft, . 
nämlich  neben  Caithness  und  Sutherland  auch  noch  Ross  und  Mur- 
ray, sowie  die  „Thäler",  d.  h.  die  Grafschaften  Inverness  und  Argyll,^) 
welche  Landschaften  er  übrigens  als  schottische  Lehen  besessen  zu 
haben  scheint,  während  er  für  die  Orkneyjar  dem  Häkon  jarl  von 
Norwegen  schatzpflichtig  war;  auch  von  den  Suöreyjar  bis  Man  herab 
erhob  er  Abgaben,  ^)  bis  er  endlich  in  der  Schlacht  bei  Clontarf  auf 
Irland  fiel  (1014).  Auf  der  Überfahrt  nach  Norwegen  soll  K.  Ölafr 
Tryggvason  den  Jarl  zur  Annahme  des  Christentums  gezwungen 
haben  (995),  und  habe  dieser  von  da  ab  weder  Dienst  noch  Abgaben 
mehr  an  die  Regenten  von  Norwegen  geleistet ; ')  Zerwürfnisse  unter 


')  vgl.  z.  B.  Heimskr.   Olafs  s.  helga,    1 10/336  und    132/366. 
'•')  vgl.  z.  B.  die  Grenzbestimmung  in  Norges  gamle  Love,  III,  S.  152. 
^)  Hakonar  s.  gamla,  333/152;  Flbk.  III,  S.  232. 

*)  Olafs  s.  helga,  81/90  (ed.  Munch  und  Unger).  ^)  Xjdla,  87  127. 

«)  Njäla,  86/126;  Eyrbyggja,  29/49.  ')  Flbk.   I,  229  (Olafs  s.  Tryggva- 

sonar);  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  99/323  usw. 
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seinen  Söhnen  porfinnr  und  Brüsi  gaben  indessen  bereits  dem  heil. 
Ölafr  Gelegenheit,  die  Inseln  wieder  in  feste  Abhängigkeit  von  Nor- 
wegen zu  bringen,  und  wenn  zwar  I)orfinnr,  nachdem  er  sich  zu 
deren  alleinigem  Herren  gemacht  hatte,  die  Oberherrlichkeit  des 
norwegischen  Königs  eine  Zeitlang  wieder  abzuschütteln  wußte,  so 
mußte  er  sich  doch,  wie  es  scheint,  schließlich  dem  Könige  Haraldr 
harörätM  unterwerfen,  ^)  und  von  da  ab  wurde  die  Unterordnung  der 
Inseln  unter  die  norwegische  Krone  nicht  mehr  angefochten,  wenn 
auch  deren  Jarle  sie  nach  wie  vor  ziemlich  selbstherrlich  regierten. 
Im  Jahre  1195  führte  die  Beteiligung  des  Jarles  Haraldr  Maddaöarson 
an  dem  Aufstande  der  Eyjarskeggjar  zu  einem  Vergleiche,  welcher, 
zu  Bergen  abgeschlossen,  die  Beziehungen  der  Jarle  zu  ihren  Ober- 
herren des  näheren  feststellte,  aber  freilich  auch  sehr  erheblich  zum 
Nachteile  der  ersteren  veränderte.  Shetland  (Hjaltland),  ein  ur- 
alter Besitz  der  Jarle,  wurde  ihnen  jetzt  abgenommen  und  direkt 
unter  die  Krone  gestellt;  die  Orkneyjar  aber  wurden  den  Jarlen  zwar 
belassen,  jedoch  mit  der  Auflage,  die  Hälfte  aller  Strafgelder  (sakeyrir) 
fortan  an  den  König  abzuliefern,  und  überdies  wurden  die  Besitzungen 
aller  im  Aufstande  Gefallenen  zugunsten  der  Krone  eingezogen,  nur 
mit  dem  Vorbehalte  einer  dreijährigen  Einlösungsfrist  zugunsten  der 
Verwandten.  Zur  Wahrung  der  königlichen  Rechte  und  zur  Er- 
hebung der  königlichen  Einkünfte  setzte  K.  Sverrir  sofort  eigene 
syslumenn  über  die  Inseln,  und  wenn  zwar  Haraldr  jarl  die  Ver- 
tragsbedingungen keineswegs  sofort  getreulich  erfüllte,  so  galt  doch 
die  dazumal  aufgenommene  Vertragsurkunde  auf  lange  hinaus  als 
maßgebend  für  die  Beziehungen  der  Jarle  zur  norwegischen  Krone. ^) 
Im  Friedensschlüsse  zu  Perth  (1266)  wurden  die  Orkneyjar  ausdrücklich 
der  norwegischen  Krone  vorbehalten,  und  im  Jahre  1267  schloß  K. 
Magnus  lagaba^tir  mit  Magnus  jarl  Gillibertsson  sogar  einen  neuen 
Vertrag  ab  über  die  beiderseitigen  Beziehungen,  '^ )  über  dessen  Inhalt 
wir  freilich  nicht  unterrichtet  sind;  mehrfach  im  Weibsstamme  sich 
vererbend,  fiel  die  Jarlswürde  seinerzeit  erst  den  Grafen  von  Athole, 
dann  denen  von  Stratherne,  endlich  denen  von  St.  Clair  oder  Sinclair 
zu,  welche  letzteren  sie  behaupteten,  so  lange  die  norwegische  Herr- 


')  Die  Flbk.,  II,  420  spricht  freilich  nur  von  einer  Versöhnung  mit  dem 
Könige,  ohne  deren  Bedingungen  anzugeben;  aber  Adam.  Brem.,  III,  16/341  und 
dessen  Sc  hol.  141/382  bezeugen  ausdrücklich  die  Unterwerfung  der  Inseln  durch 
den  König. 

-)  Sverris  s.,   125/300— 301  ;  Flbk.  II,  519;  IlirÖskrd,  §   15. 

^)  li  irÖskrd,  §   15. 
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Schaft  über  die  Inseln  währte.  Der  Ehevertrag,  welchen  K.  Jakob  III. 
von  Schottland  am  8.  September  1468  mit  der  Tochter  K.  Christians  I. 
von  Dänemark,  Margareta,  abschloß,  ^)  ließ  aber  nicht  nur  den  unten 
noch  zu  besprechenden  Zins  von  den  Suöreyjar  und  Man  nach,  son- 
dern versprach  auch  die  Bezahlung  einer  Mitgift  im  Betrage  von 
60000  fl.  rheinisch,  von  welchem  Betrage  die  Summe  von  10  000  fl. 
sofort  entrichtet,  der  Rest  aber  durch  die  Verpfändung  der  Orkneyjar 
sichergestellt  werden  sollte.  Da  ferner  bei  der  Abreise  der  Braut 
nach  Schottland  von  der  ersteren  Summe  erst  2000  fl.  bezahlt  waren, 
wurde  unterm  20.  Mai  1469  für  die  übrigen  8000  fl.  Shetland  ver- 
pfändet, -)  und  von  da  ab  waren  beide  Inselgruppen  für  Norwegen 
verloren.  Längere  Zeit  hindurch  bewahrten  sich  dieselben  zwar 
noch  ihre  nordische  Nationalität  und  teilweise  auch  ihr  nordisches 
Recht,''')  aber  seit  dem  Schlüsse  des  18.  Jahrhunderts  sind  selbst  auf 
Shetland  die  letzten  Reste  des  „Norse"  verklungen.  —  Im  übrigen 
mögen  die  Inseln  die  Einteilung  in  Hundertschaften  gekannt  haben, 
da  die  Orkneyinga  saga  einmal  ein  „Birgisheraö"  auf  denselben 
nennt;*)  überdies  hatten  dieselben  auch  ihren  eigenen  Lögmann, 
wofür  aus  dem  14.  Jahrhundert  vielfache  Belege  vorliegen,^)  während 
bereits  um  ein  Jahrhundert  früher  ein  solches  in  der  den  Jarlen 
unterworfenen  Landschaft  Caithness  genannt  wird.  ^)  Seit  der  Ab- 
trennung Shetlands  von  den  Orkneyjar  hatte  ferner  auch  die  erstere 
Inselgruppe  ihren  eigenen  Lögmann,  der  aber,  zuweilen  wenigstens, 
auch  zugleich  über  die  Faeröer  gesetzt  gewesen  zu  sein  scheint,  da 
das  „Sauöabref  (1298)  einen  shetländischen  Lögmann  als  nach  den 
Faeröern  geschickt  bezeichnen  kann.'')  In  kirchlicher  Hinsicht  endlich 
bildeten  die  Orkneyjar,  etwa  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts,  ein 
eigenes  Bistum,  welches  seit  der  Errichtung  des  Erzbistums  von 
prändheimr  zu  dessen  Kirchenprovinz  gehörte;  Shetland  dagegen 
bildete  ein  eigenes  Archidiakonat  (erkidjäknsriki)  innerhalb  jener 
Diözese,  eine  Einrichtung,  welche  durch  die  entfernte  Lage  dieser 
Inseln  genügend  sich  erklärt. 

Als    ein    weiteres    Schatzland    kommen    sodann     die    Hebriden 


')  Bei  We gener,  Diplomatarium  Christiani  Primi,   S.  20i — 7. 

-)  vgl.  Hvitfeldt,  Danmarckis  Riigis  Kr0nicke,  II,  S.  921—22. 

'^)  vgl.  Aubert,  De  norske  Retskildcr  og  deres  Anvendelse,   I,   S.  394— 97. 

*)  Flbk.  II,- S.  421. 

^•)  vgl.  Munch,  Unionsperioden,   I,  S.  316— 17  und  II,  S.  48. 

«)  Flbk.  II,   517   und   529;  Sturlünga,   VII,   115/338. 

')  Norges  gamle  Love,   III,  S.  ^3- 
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(Suöreyjar)  in  Betracht.  Auch  sie  hatte  bereits  K.  Haraldr  härfagri 
sich  unterworfen,  gelegentHch  einer  Heerfahrt,  welche  er  nach  den 
Westlanden  unternahm;  aber  zwei  Jarle,  welche  er  über  die  Inse\n 
gesetzt  hatte,  Tryggvi  und  Asbjörn  skerjablesi,  fielen  im  Kampfe  mit 
nordischen  Heerleuten,  ^)  und  fortan  scheinen  die  Inseln  bald  unter 
den  Ostmannenkönigen  von  Dublin,  bald  unter  den  Jarlen  der  Orkn- 
eyjar  gestanden  zu  haben,  während  sie  unmittelbar  über  sich  ebenfalls 
Jarle  oder  Lögmänner,  dann  seit  der  Mitte  des  ii.  Jahrhunderts  allen- 
falls auch  eigene  Könige  hatten.  Ein  Versuch  des  Häkon  jarl,  auf  den 
Inseln  Schätzung  erheben  zu  lassen,  blieb  ohne  dauernden  Erfolg;  ^) 
erst  gegen  das  Ende  des  ii.  Jahrhunderts  wurde  vielmehr  deren 
Verbindung  mit  Norwegen  wieder  erneuert,  indem  K.  Magnus  ber- 
beinn  auf  seinen  mehrfachen  Heerfahrten  die  Suöreyjar  sich  unter- 
warf, und  durch  einen  mit  dem  Schottenkönige  abgeschlossenen 
Vertrag  (1098)  sich  die  Herrschaft  über  alle  im  Westen  Schottlands 
gelegenen  Inseln  zusichern  ließ,  zwischen  denen  und  dem  Hauptlande 
man  mit  einem  Seeschiffe  durchfahren  konnte.  Obwohl  ein  eigenes 
Königreich  bildend,  mußten  die  Suöreyjar  von  da  ab  doch  als  ein 
rechtlich  zu  Norwegen  gehöriges  Schatzland  betrachtet  w^erden,  und 
wir  finden  demgemäß  ihre  Könige  wiederholt  am  norwegischen 
Königshofe  anwesend,  wde  denn  z.  B.  K.  Guöröör  Olafsson  im  Jahre 
II 52  dem  K.  Ingi  Haraldsson,  und  dessen  Sohn,  K.  Rögnvaldr,  im 
Jahre  1210  dem  K.  Ingi  Bäröarson  den  Lehnseid  schwor;  aber  freilich 
war  die  Oberherrlichkeit  des  norwegischen  Königs  nach  wie  vor  eine 
ziemlich  unsichere.  Eben  jener  K.  Rögnvaldr  z.  B.  unterwarf  sich 
hinterher  auch  dem  K.  Johann  von  England  (12 12),  ja  sogar  dem 
päpstlichen  Stuhle  (12 19),  und  wenn  zwar  sein  Bruder  und  sieg- 
reicher Gegner,  K.  Olafr  svarti,  wieder  an  K.  Häkon  gamli  seine 
Stütze  suchte  (1230),  so  war  doch  auch  damit  nur  wenig  gewonnen. 
Neben  der  auf  Man  gesessenen  älteren  Königslinie  hatte  sich  ferner 
das  Sumarliöische  Haus  in  Argyll  und  auf  den  benachbarten  Inseln 
festgesetzt  und  gleichfalls  den  Königsnamen  angenommen;  fort- 
währende Kämpfe  wurden  nicht  nur  unter  beiden  Häusern,  sondern 
auch  unter  den  verschiedenen  Angehörigen  jedes  einzelnen  Hauses 
geführt,  und  des  norwegischen  Oberkönigs  wurde  dabei  nur  dann 
und  nur  insoweit  gedacht,  als  etwa  der  eine  oder  andere  Prätendent 
sein  Interesse  dabei  fand,  auf  dessen  Anerkennung  sich  zu  stützen. 
Bald  ergaben  sich    überdies    auch  Verwicklungen    mit   den  Königen 

^)  Droplaugarsona  s.,  S.  4;  Landnäma,  IV,  2243  und   V,   12/314. 
-)  Flöamanna  s.,   15 — Ji 6/133 — 35. 
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von  Schottland,  welchen  die  Nachbarschaft  der  von  ihnen  unab- 
hängigen Inseln  um  so  lästiger  fallen  mußte,  als  diese,  von  Norwegen 
aus  nicht  überwacht,  ein  steter  Tummelplatz  für  Abenteurer  und 
Unruhestifter  jeder  Art  waren.  Schon  im  Jahre  1244  hatte  K. 
Alexander  IL  die  Abtretung  der  Inseln,  und  als  diese  abgelehnt 
wurde,  deren  Verkauf  in  Vorschlag  gebracht;  nur  sein  jäher  Tod 
(7  1249)  hatte  sodann  den  Ausbruch  von  Feindsehgkeiten  verhindert. 
Im  Jahre  1261  hatte  sodann  K.  Alexander  III.  die  Sache  nochmals 
in  Anregung  gebracht,  und  im  Jahre  1262  sodann  die  Inseln  offen 
angegriffen ;  ein  gewaltiger  Heerzug,  welchen  K.  Häkon  gamli  gegen 
ihn  unternahm,  hatte  keinen  günstigen  Erfolg,  und  neuerdings  an- 
geknüpfte Verhandlungen  führten  endlich  zum  Abschlüsse  des  Friedens 
zu  Perth  (1266),  durch  welchen  Man  mit  den  übrigen  Inseln  an  Schott- 
land abgetreten  wurde.  Neben  einer  Kaufsumme  von  4000  M.  sollte 
noch  eine  jährliche  Rente  von  lOO  M.  auf  ewige  Zeiten  entrichtet 
werden;  aber  diese  Rente  bheb  zumeist  unbezahlt,  und  wurde  über- 
dies im  Jahre  1468  aus  Anlaß  der  Vermählung  K.  Jakobs  III.  mit 
der  Tochter  K.  Christians  L,  Margareta,  völlig  erlassen.  Doch  blieb 
die  kirchliche  Verbindung  der  Inseln  mit  Norwegen  zunächst  noch 
aufrecht  erhalten.  Während  diese  ihre  Bischöfe  anfangs  bald  aus 
Norwegen,  bald  aus  England,  Schottland  oder  Irland  bezogen  hatten, 
und  diese  demgemäß  bald  von  den  Erzbischöfen  von  York,  bald  von 
denen  von  Dublin  als  ihre  Sufifragane  behandelt  worden  waren,  war 
nämlich  im  Jahre  1152  die  „Sodorensis  diöcesis"  zu  der  neugestifteten 
Kirchenprovinz  von  Niöarös  geschlagen  worden,  und  im  Frieden  von 
Perth  wurde  ihre  fortwährende  Zugehörigkeit  zu  dieser  ausdrücklich 
vorbehalten;  allein,  wenn  zwar  die  Kurie  diesen  Provinzialnexus  allen 
vom  Erzbischofe  von  York  erhobenen  Ansprüchen  gegenüber  bis  in 
das  15.  Jahrhundert  herab  fortwährend  anerkannte,  so  wurde  doch 
schon  seit  dem  14.  Jahrhundert  der  bischöfUche  Stuhl  von  Man 
regelmäßig  durch  päpstliche  Provision  besetzt,  und  bei  der  Errichtung 
des  schottischen  Erzbistumes  von  St.  Andrews  mittels  einer  von  P. 
Sixtus  IV.  am  27.  August  1472  erlassenen  Bulle  wurden  sowohl  die 
Suöreyjar  als  die  Orkneyjar  dieser  neuen  Kirchenprovinz  einverleibt. \) 
Die    neuerdings   ausgesprochene  Behauptung,  -)   daß    die   Eroberung 

')  vgl.  meine  Geschichte  der  Bekehrung  des  norwegischen  Stammes  zum 
Christentum,  II,  S.  631— 36;  R.  Keyser,  Kirchengeschichte,  I,  S.  158  und  414—16, 
dann  11,  S.  304— 5 ;  zumal  aber  Munch,  Chronica  Mannicv,  S.  136—51. 

2)  Bell  CS  he  im,  Geschichte  der  katholischen  Kirche  in  SchotÜand,  I,  S.  262— 3, 
^85  -  6  und  297. 
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der  Insel  Man  durch  K.  Eduard  III.  von  England  (1334)  dessen  Ver- 
bindung mit  Schottland  gelöst  habe,  ohne  zunächst  deren  Unter- 
ordnung unter  den  norwegischen  Metropoliten  zu  gefährden,  daß 
jedoch  wenig  später  die  Bischöfe  von  Man  allerdings  Suffragane  der 
Erzbischöfe  von  Canterbury  geworden  seien,  wogegen  sich  nunmehr 
das  Bistum  der  Suöreyjar  von  dem  von  Man  getrennt  und  zu  Schott- 
land gehalten  habe,  daß  endhch  bei  der  Errichtung  des  Bistums  St. 
Andrews  nur  das  Bistum  der  Suöreyjar,  nicht  aber  das  von  Man  an 
die  neue  Provinz  gelangt  sei,  vermag  ich  zur  Zeit  nicht  auf  ihre  Be- 
gründung zu  prüfen.  —  Über  die  Bezirkseinteilung  der  Inseln  finde 
ich  keine  Angaben;  dagegen  mag  noch  daran  erinnert  werden,  daß 
irische  Annalen  schon  im  10.  Jahrhundert  auf  denselben  Lögmänner 
nennen,  und  daß  Lagmaör  oder  Lögmaör  auf  denselben  sogar  als 
Eigenname  vorkommt,  wie  denn  mehrere  Angehörige  des  Königs- 
hauses diesen  Namen  führen.  Endlich  ist  noch  einer  Schwierigkeit 
zu  gedenken,  welche  sich  bezüglich  der  Schatzpflichtigkeit  der  Inseln 
erhebt.  Die  Historia  Norvegiae  nämlich  nennt  unter  der  Überschrift 
„de  tributariis  insulis"  neben  den  Orkneyjar  auch  die  „meridianae  in- 
sulae",  also  die  Suöreyjar,  und  bemerkt,  daß  diese  letzteren  unter 
Königen,  jene  ersteren  aber  unter  Jarlen  (comites)  stehen,  „qui  utrique 
regibus  Norvegiae  non  modica  persolvunt  tributa".  •^)  G.  Storm  hat 
diese  Angabe  als  Beleg  dafür  benützt,  daß  diese  Quelle  vor  dem 
Jahre  1266  abgefaßt  sein  müsse  ;^)  ich  habe  dagegen  meinerseits 
geltend  gemacht,  ^)  daß  trotz  des  Friedens  von  Perth  die  Zustände 
auf  den  Inseln  zunächst  noch  unsicher  genug  blieben,  wie  denn  die 
Manxmen  im  Jahre  1275  den  Guöröör  Magnüsson,  einen  Sohn  ihres 
letzten  Königs,  zum  König  Jausriefen,  und  im  Jahre  1293  Afreca,  eine 
Angehörige  desselben  Königshauses,  noch  Ansprüche  auf  die  Insel 
Man  erhob,  *)  wogegen  die  Zuzählung  Islands  zu  den  „tributariae  in- 
sulae"  auf  die  Entstehung  der  Historia  Norvegiae  nach  dem  Jahre 
1262  hindeute.  An  dieser  Stelle  kann  ich  den  schwer  zu  lösenden 
Streit  auf  sich  beruhen  lassen,  da  er  für  unseren  Zweck  ohne  er- 
hebliche Bedeutung  ist. 

\\lederum  waren  die  Faeröer  (Fa^reyjar),  welche  Dicuilus  um  das 
Jahr  825  als  „causa  latronum  Nortmannorum''  in  neuester  Zeit  von  ihren 


^)  G.  Storm,  Monumenta  historica  Norvegioc,  S.  87 — 88. 

^)  Aarboger    for  nordisk  Oldkyndighed    og  Historie,    1871,  S.  411  — 12;    Monu- 
menta, S.  XXIV.  i 
^)  Die  Entstehungszeit  der  älteren  FrostuJ)ingslög,  S.  8 — 9. 
^)  vgl.  Munch,  Chron.  Manniiv,  S,  135 — 36. 
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keltischen  Einwohnern  verlassen  bezeichnet,  schon  vor  der  Mitte  des 
9.  Jahrhunderts  von  einzelnen  Nordleuten  bewohnt  gewesen,  während 
sie  freilich  eine  dichtere  Bevölkerung   nordischen  Stammes    erst   zur 
Zeit  des  K.  Haraldr  härfagri  erhielten.    Unter  den  von  diesem  Könige 
unterworfenen  Ländern  werden  sie  nicht  erwähnt,  aber  doch  standen 
sie  bereits  zu  K.  Haraldr  gräfelds  Zeit  unter  norwegischer  Oberhoheit, 
indem  Hafgrimr  in  Suörey  von  diesem  Könige  mit  der  einen  Hälfte 
der  Inseln   belehnt   wurde,   während   Beinir    und    Brestir,    die  Söhne 
Sigmunds,    deren    andere  Hälfte   von  Häkon   jarl   zu    Lehen   trugen. 
Später    gab    eben    dieser    Häkon    dieselben     ungeteilt    an    Sigurör 
Brestisson,  jedoch  so,   daß  die  eine  Hälfte,    als  von  ihm  ererbt,    un- 
belastet,   die  andere  dagegen  als   dem  Jarle    heimgefallen    mit   einer 
Schätzung   beschwert  sein  sollte.     Dabei   verblieb    es,   sowohl   unter 
K.  Olafr  Tryggvason,  als  unter  der  auf  ihn  folgenden  Jarlsregierung; 
als  aber  Sigmundr  seinen  Feinden  erlegen  war,  wurde  keine  Schätzung 
mehr  an  die  norwegische  Krone  bezahlt,    und   wenn   zwar  der  heil. 
Olafr  den  nach  Norwegen  berufenen  Häuptlingen  der  Insel  das  Ver- 
sprechen ihrer  Zahlung  abzuzwingen  wußte,  so  wurde  diese  Zusage 
doch    nicht   gehalten,    und    der  Versuch,    die  Schätzung   daselbst  er- 
heben  zu   lassen,    schlug   fehl.     Eine   Dreiteilung    der   Inseln    unter 
Sigmunds    Söhne,    den    alten    l)rändr  1  Götu    aus   demselben  Hause, 
endlich  Leifr  Özurarson,  jenes  Hafgrims  Enkel,  gewann  keinen  Bestand ; 
der  letztere  wußte  bald  die  Alleinherrschaft  zu  erringen,  und  um  sich 
in  dieser  zu  befestigen,  nahm  er  die  Inseln  von  K.  Magnus  gööi   zu 
Lehen.    Seitdem  verblieben  die  Fa^röer  unter  norwegischer  Herrschaft, 
und  zwar  bildeten  sie  nicht  etwa  einen  Vasallenstaat  wie  die  Orkn- 
eys oder  die  Hebriden,  sondern  einen  integrierenden  Bestandteil  des 
norwegischen  Reichs,  der  von  königlichen  Beamten,  von  Lögmännern 
nämlich  und  Sysselmännern,  regiert  wurde;  doch  scheinen  diese  bis 
in  das  13.  Jahrhundert  herab  aus  dem  Hause  Leifs  entnommen  worden 
zu  sein,   da  Nachkommen   von   ihm  noch  unter  K.  Sverrir  als  syslu- 
menn  auf  den  Inseln  genannt  werden.    Die  Historia  Norvegiae  nennt 
auch  sie  den  norwegischen  Königen  tributpflichtig.  ^)   —   Es   hatten 
aber  die  Faeröer,   welche  erst  durch   den  Kieler  Frieden  (18 14)   von 
Norwegen  abgetrennt  wairden,  schon  frühzeitig  ihr  Straumsfjaröarln'ng, 
welches  in  der  Nähe  von  I)örshöfn  gehalten  wurde ;  sie  hatten  ferner 
auch   ihren    eigenen  Lögmann,    w4e    denn    schon    zu    des    heil.  Olafr 
Zeiten  ein  Gilli  lögmaör  oder  lögsögumaör    auf   denselben    genannt 
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;v^ird.  ^)  Von  einer  geordneten  Bezirkseinteilung  der  Inseln  weiß  ich 
keine  Spur  nachzuweisen,  und  insbesondere  scheint  auf  ihnen  von 
heröö  keine  Rede  zu  sein;  einige  Volkssagen,  welche  Niels  Winther 
mitteilt,-)  scheinen  ohne  historischen  Wert  zu  sein,  und  die  Syssel, 
in  welche  die  Inseln  heutzutage  zerfallen,  und  welche  etwa  den  Ge- 
meindebezirken anderer  Länder  entsprechen,  sind  späterer  Ent- 
stehung, ^)  wogegen  die  ältere  Zeit  nur  von  syslumenn  weiß,  welche 
über  die  Inseln  im  ganzen  oder  doch  über  eine  größere  Anzahl  von 
ihnen  gesetzt  waren.  In  kirchlicher  Hinsicht  bilden  die  Inseln 
spätestens  seit  dem  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  eine  Diözese  für 
sich,  welche  seit  dem  Jahre  1152  zur  Provinz  von  Niöarös  gehört. 

Auch  Island  ist  bereits  dem  Dicuilus  bekannt,  wurde  jedoch 
von  den  Nordleuten  erst  in  den  Jahren  860 — 70  entdeckt  und  bald 
darauf  auch  bevölkert,  während  die  sparsame  keltische  Einwohner- 
schaft, welche  von  denselben  vorgefunden  und  mit  dem  Namen  der 
Papar,  d.  h.  Pfaffen  bezeichnet  wurde,  sofort  vor  ihnen  sich  zurückzog. 
Ein  eigener  Freistaat  entstand  hier,  welcher  zwar  durch  die  Ein- 
reihung seiner  beiden  Diözesen  in  die  Kirchenprovinz  von  Niöarös 
seit  dem  Jahre  11 52  in  kirchlicher  Beziehung  in  eine  gewisse  Ab- 
hängigkeit von  Norwegen  geriet,  in  weltlicher  Beziehung  aber  erst 
in  den  Jahren  1262  —  64  sich  der  norwegischen  Krone  unterwarf,  und 
seitdem  zu  den  Schatzlanden  des  Reiches  Norwegen  gezählt  wurde. 
Erst  durch  den  Kieler  Frieden  ging  das  Land  für  Norwegen  ver- 
loren. —  In  der  .freistaatlichen  Zeit  hatte  die  Einteilung  des  Staates 
zunächst  auf  den  goöorö  beruht,  welche,  ursprünglich  Tempelge- 
meinden bildend,  in  der  christlichen  Zeit  nur  noch  als  staatliche 
Verbände  fortbestanden,  durch  die  Gewalt  der  an  ihrer  Spitze 
stehenden  Häuptlinge  (goöar)  zusammengehalten.  Seit  dem  Jahre 
965,  in  welchem  die  Bezirksverfassung  des  Landes  geordnet  wurde, 
bildeten  je  drei  Godorde  zusammen  einen  Dingverband  (I)ing- 
söknj,  welcher  sein  gemeinsames  värj)ing  und  haustl)ing  abhielt, 
und  je  drei  Dingverbände  bildeten  ein  Landesviertel  (landsfjörö- 
üngr),  nur  daß  den  Nordlanden  aus  rein  lokalen  Gründen  aus- 
nahmsweise vier  Dingverbände  verwilligt  wurden.  So  waren  also 
der  Dingverbände  13  und  der  Godorde  39  im  Lande;  aber  nur  die 
Landesviertel  hatten  ihre  festen  territorischen  Grenzen,  welche  weder 


^)  Fitreyinga  s.,  42^190;  Olafs  s.  helga,   116  127  (ed.  Munch  u.  Unger)  usw. 
'■^)  VxToernes  Historie-,  S.  277 — 79  und  dazu  S.  86 — 7  und  91. 
^)  ebenda,  S.  292 — 93. 
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durch  die  Godorde  noch  ckirch  die  Dingverbände  derselben  über- 
schritten werden  durften,  wogegen  das  goöorö  sowohl  als  die  auf 
ihm  beruhende  pingsökn  von  rechtswegen  lediglich  persönliche  Ver- 
bindungen waren,  soferne  jeder  einzelne  Dingmann  seinen  Goden 
und  sein  Ding  innerhalb  des  einzelnen  Landesviertels  beliebig  wechseln 
konnte.  Die  Dingleute  verschiedener  Goden  und  selbst  verschiedener 
Dingvxrbände  konnten  demnach  buntgemischt  durcheinander  wohnen, 
solange  nur  die  Viertelsgrenzen  dabei  nicht  überschritten  wurden; 
die  Landesviertel  wurden  dabei  nach  der  Himmelsrichtung  oder  auch 
nach  hervorragenden  geographischen  Eigentümlichkeiten  bezeichnet 
(Norölendinga-  oder  Eyfiröingafjöröüngr;  Austfirdingafjöröüngr;  Sunn- 
lendinga-  oder  Rängseingafjöröüngr;  Vestfirdinga-  oder  Breiöfiröinga- 
fjöröüngr),  die  Dingverbände  zumeist  nach  der  Dingstätte  (z.  B. 
I)verär])ing  oder  pingnessl^ing,  I)örsnessl)ing,  I)orskafjaröar)iing  usw.), 
die  Godorde  endlich  nach  den  Namen  der  Familien,  in  welchen  die- 
selben sich  vererbten  (z.  B.  pörsnesingagoöorö,  Saurboejingagoöorö, 
Jöklamannagoöorö,  Mööruvellingagoöorö  usw.).  Nur  tatsächlich  war 
eine  gewisse  lokale  Geschlossenheit  der  Godorde  und  mehr  noch 
der  Dingverbände  dadurch  geschaffen,  daß  der  Schutz,  welchen  der 
Gode  seinen  Dienstleuten  zu  gewähren  hatte,  und  nicht  minder  der 
Dienst,  zu  dessen  Leistung  umgekehrt  der  Dingmann  seinem  Goden 
verpflichtet  war,  nur  bei  nicht  allzu  entferntem  Wohnen  beider  von- 
einander praktischen  Wert  hatte.  Die  kaum  erst  geordnete  Ding- 
verfassung wurde  übrigens  sofort  wieder  gelockert,  als  durch  ein 
Gesetz  vom  Jahre  1004  die  Bildung  neuer  Godorde  über  die  bis- 
herigen 39  wieder  verstattet  wurde,  deren  Besitzer  der  Natur  der  Sache 
nach  an  den  alten  Dingverbänden  keinen  Anteil  hatten;  da  überdies 
die  Godorde  von  Anfang  an  wie  jeder  andere  Besitz  teilbar,  ver- 
erbUch  und  veräußerhch  waren,  war  eine  bedeutende  Zersplitterung 
der  einzelnen  Godorde  sowohl  als  eine  sehr  bedenkliche  Admassierung 
mehrfacher  Godorde  oder  Teile  von  solchen  in  einer  und  derselben 
Hand  gleichmäßig  ermöglicht.  Die  Insel  im  ganzen  besaß  in  ihrem 
a  1 1) i n g i ,  sowie  auch  in  ihrem  lögsögumaör  ihre  gemeinsamen 
Organe,  während  andererseits  in  den  hreppar  Gemeindebezirke 
von  territorialer,  wenn  auch  keineswegs  schlechthin  unveränderlicher 
Begrenzung  gegeben  waren,  welche,  von  jedem  staatlichen  Eingreifen 
unabhängig,  zunächst  nur  zu  Zwecken  der  Armenpflege  dienten.  — 
Nach  der  Unterwerfung  Islands  unter  die  norwegische  Krone  ver- 
wandelte sich  die  I)ings6kn  in  einen  geographisch  geschlossenen 
Bezirk,  welche  \^eränderung  allerdings  bereits  in  der  letzten  Zeit  des 
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Freistaates  angebahnt  worden  waren,  wie  es  scheint  im  Zusammen- 
hange mit  der  Bildung  größerer  Herrschaftsgebiete,  wie  sie  in  der 
Sturlüngenzeit  vor  sich  gegangen  war.  Nach  der  Järnsiöa  sowohl 
als  nach  der  Jönsbok  sind  dieser  Dingbezirke  nunmehr  zwölf,  indem 
das  Ostland  dann  nur  noch  zwei  enthält,  und  sind  deren  Namen 
sämtlich  bereits  aus  der  älteren  Zeit  bekannt.  Als  königliche  Beamte 
treten  nunmehr  s y s  1  u m e n n ,  u  m b o ö  s m e  n  n  oder  valdsmenn 
konüngs  auf,  denen  anfänglich  ihre  Bezirke  von  Fall  zu  Fall  an- 
gewiesen wurden,  bis  sich  diese  allmählich  bleibend  feststellten,  den 
alten  Dingbezirken  im  wesentlichen  entsprechend.  Das  aljiingi  be- 
stand als  lüg])  in  g  fort,  und  anfänglich  wurde  nur  ein  einziger 
lögmaör  über  die  Insel  gesetzt;  seit  den  letzten  Jahren  des  13. 
Jahrhunderts  kam  indessen  der  Gebrauch  auf,  deren  zwei  zu  ernennen, 
den  einen  für  das  Nordland  und  Westland,  den  anderen  für  das  Süd- 
land und  Ostland.  Die  Godorde  verschwanden  sofort  oder  gingen 
vielmehr  samt  und  sonders  in  die  Hand  des  Königs  und  seiner  Be- 
amten über ;  dagegen  bestanden  die  h  r  e  p  p  a  r  wesentlich  in  der 
früheren  Weise  fort.  Der  Ausdruck  he raö  endlich  wird  zwar  in 
der  früheren  wie  in  der  späteren  Zeit  auch  auf  Island  gebraucht; 
aber  zumeist  ist  dieser  sein  Gebrauch  ein  völlig  untechnischer,  und 
wenn  es  ja  einmal  technisch  gebraucht  wird,  bezeichnet  das  W^ort 
nur  den  hreppr,  in  der  Zeit  der  Königsherrschaft  hin  und  wieder 
auch  wohl  einmal  die  j^ingsökn.  Bezüglich  der  kirchlichen  Einteilung 
Islands  ist  zu  bemerken,  daß  die  Insel  zwar  schon  im  Jahre  1055 
einen  einheimischen  Bischof  erhielt,  welcher  auf  einem  eigenen  Hofe 
zu  Skälholt  residierte,  daß  aber  erst  unter  dessen  Sohn  und  Nach- 
folger dieser  Hof  zu  einem  bleibenden  Bischofssitze  erhoben  wurde 
(um  1090?),  zu  welchem  dann  im  Jahre  1106  als  zAveites  das  Bistum 
zu  Hölar  hinzukam,  letzteres  das  Nordland  umfassend,  wogegen  die 
drei  übrigen  Landesviertel  der  Diözese  Skälholt  verblieben.  Daß 
beide  Diözesen  im  Jahre  1152  der  Provinz  von  Niöar(')s  zugeteilt 
wurden,  während  sie  vorher  unter  dem  Metropoliten  von  Lund,  und 
bis  1103  unter  den  zu  Hamburg  gestanden  waren,  ist  bereits  bemerkt 
worden.  Im  übrigen  waren  ursprünglich  die  sämtlichen  Kirchen 
auf  Island  im  Privatbesitze  einzelner  Grundeigentümer,  also  hoegindis- 
kirkjur  im  Sinne  des  norwegischen  Rechtes,  wenn  auch  diese  Be- 
zeichnung nicht  für  sie  gebraucht  wurde.  Die  Bemühungen  des 
heiligen  porläkr  (1178 — 93),  über  dieselben  freie  Verfügung  zu  er- 
halten, führten  nur  im  Ostland  annähernd  zum  Ziel,  und  wenn  zwar 
um  ein  Jahrhundert  später  B.  Arni  l)orläksson  (1269 — 98)  nach  harten 
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Kämpfen  glücklicher  war,  so  mußte  doch  auch  er  durch  den  Ver- 
gleich von  Ögvaldsnes  (1297)  den  Fortbestand  von  Patronatskirchen 
in  ziemlich  erheblichem  Umfange  anerkennen ;  ^)  doch  scheint  dieser 
Vergleich  die  Grundlage  abgegeben  zu  haben,  auf  welcher  sich  im 
Laufe  des  14.  Jahrhunderts  allmählich  fest  begrenzte  Pfarreien  und 
Filialgemeinden  bildeten.^)  Seit  dem  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts 
kommen  endlich  auch  Pröpste  (pröfastar)  auf  Island  vor,  für  welche 
sich  dann  allmählich  auch  feste  Sprengel  bildeten ;  wie  die  Pfarreien 
an  die  hreppar,  so  pflegen  sich  dabei  die  Propsteien  zunächst  an 
die  syslur  anzuschließen.^)  —  Schließlich  bemerke  ich  noch,  daß  auch 
bezüglich  der  Schatzpflichtigkeit  Islands  die  Historia  Norvegiai  wieder 
Schwierigkeiten  macht.  Sie  bespricht  in  dem  Abschnitte,  welcher 
„de  tributariis  insulis''  handelt,  und  welcher  durch  eine  Eingangs- 
bemerkung sowohl  als  Schlußbemerkung  als  ein  Ganzes  zusammen- 
gehalten wird,*)  außer  den  Orkneys,  Hebriden  und  Fa^röern  auch  Is- 
land, und  rechnet  dessen  Einwohner  zu  den  „tributarii"  sogar  schon 
an  einer  Stelle,  welche  von  K.  Olafr  Tryggvason  spricht.^)  Nun 
wissen  wir  aber,  daß  zwar  schon  K.  Haraldr  härfagri  den  Uni 
Garöarson  nach  Island  schickte,  um  das  Land  zu  unterwerfen  und 
als  norwegischer  Jarl  zu  regieren ;  ^)  aber  wir  wissen  auch,  daß  dieser 
Plan  mißlang,  indem  Uni  in  einer  Privatfehde  erschlagen  wurde,  ohne 
ihn  ausgeführt  zu  haben.  Wir  erfahren  ferner,  daß  später  der  heil. 
Olafr  zu  wiederholten  Malen  (um  1024  und  1026)  die  Isländer  zur 
Unterwerfung  unter  seine  Herrschaft  aufforderte,  wobei  denselben 
insbesondere  auch  die  Übernahme  der  Verpflichtung  zur  Zahlung 
einer  Kopfsteuer  und  des  r)egngildi  verlangt  wurde ;  ^)  aber  auch 
diesmal  mißlang  das  Unternehmen,  indem  des  Königs  Anerbieten 
höflich,  aber  bestimmt,  abgelehnt  wurde.  Weiterhin  will  zwar 
Meister  Adam  von  Bremen  wissen,  daß  K.  Haraldr  harörädi  sein  Reich 
bis  nach  Island  ausgedehnt  habe ;  ^)  aber  man  wird  solcher  Nachricht 
nicht  mehr  Glauben  zu  schenken  haben  als  der  eines  Scholiasten,  ^) 
der  von  der  Ausdehnung  seines  Reichs  „usque  ad  Rhipasos  montes  et 
Island"  fabelt,  vielmehr  sich  an  eine  andere  Angabe  des  Scholiasten 


^)  Lovsamling  for  Island,  I,  S.  22 — 23. 

^)  vgl.  meinen  Aufsatz  über  das  isländische  Kirchenrecht    in  der  Krit.  Viertel- 
jahrsschrift, VII,  S.  190—91.  3)  ebenda,  S.  384— 85. 
'*)  Monumenta  historica  Norvegize,  S.  87  und  97. 
■'•)  ebenda,  S.  116.              «)  Lan  d  nama,  IV,  4/246. 
')  Heim  skr.  Olafs  s.  helga,   134/369  — 71   und   146/390 — 91   usw. 
*^)  Adam.   Brem.,  III,   16/341.  »)  Schol.    141  382. 
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über  Island  halten  müssen,  welche  lautet:  ^)  „apud  illos  non  est  rex,  nisi 
tantum  lex".  Erst  als  Gizurr  I)orvaldsson  die  Jarlswürde  erhielt  (1258), 
mußte  er  sich  verpflichten,  Island  zur  Übernahme  einer  Schätzung  zu 
bestimmen,^)  und  nach  mancherlei  Weiterungen  kam  es  nun  zur  Über- 
nahme einer  solchen  (1262),^)  wie  denn  auch  der  Unterwerfungs- 
vertrag sowohl^)  als  die  Jönsbok^)  derselben  gedenken.  Ich  habe 
seinerzeit  aus  diesen  Anhaltspunkten  den  Schluß  gezogen,  daß  die 
Historia  Norvegiae  erst  nach  dem  Jahre  1262  abgefaßt  sein  könne, 
und  die  von  G.  Storm  hiergegen  geltend  gemachten  Gründe  ^)  ver- 
mögen mich  in  dieser  Annahme  nicht  zu  erschüttern.  Allerdings 
ist  richtig,  daß  die  Quelle  bezüglich  der  Faeröer,  Orkneys  und 
Hebriden  der  Zahlung  einer  Abgabe  noch  speziell  gedenkt,  während 
sie  bezüglich  Islands  hiervon  keine  weitere  Erwähnung  mehr  tut; 
aber  dies  genügt  mir  nicht,  um  darauf  die  Annahme  zu  bauen,  daß 
der  Verfasser  unter  seinen  „tributariae  insulae"  zwischen  solchen  unter- 
schieden habe,  die  Tribut  zahlten,  und  anderen,  die  keinen  zahlten, 
und  wenn  derselbe  Verfasser  die  Isländer  bereits  zu  des  K.  Olafr 
Tryggvason  Zeiten  zu  den  „tributarii"  zu  rechnen  scheint,  so  mag  er 
dabei  einfach  eine  für  seine  Zeit  passende  Bezeichnung  in  die  Vorzeit 
zurückgetragen  haben,  wie  denn  auch  die  im  übrigen  korrespon- 
dierenden Angaben  zweier  isländischer  Quellen  "')  jene  Bezeichnung 
weglassen,  welche  hiernach  kaum  ursprünglich  ist.  Übrigens  ist, 
da  feststeht,  daß  Island  erst  seit  dem  Jahre  1262  zinspflichtig  wurde, 
die  ganze  Frage  nur  für  die  Feststellung  der  Entstehungszeit  der 
Historia  Norvegiae  wichtig,  nicht  für  unseren  Zweck. 

Endlich  Grönland  bekam  um  das  Jahr  985  von  Island  aus 
diesen  seinen  Namen,  und  seine  nordische  Bevölkerung,  nachdem 
das  Land  um  reichlich  ein  halbes  Jahrhundert  zuv^or  entdeckt  worden 
war.  ^)  Nach  isländischem  Muster  bildete  sich  sofort  in  diesem  ein 
selbständiger  Freistaat ;  Häuptlingschaften  wurden  begründet,  welche 


1)  Sc  hol.  150/385. 

-)  Sturliinga,  VII,  317/250;  Iläkonar  s.   gamla,  297/93. 

^)  Hdkonar  s.  gamla,  311/113 — 14;  Sturliinga,  VII,  322/254;  327/260; 
Annalar,  a.   1262. 

*)  Diplom.  Island.,  I,  152/620;  vgl.  Jon  SigurÖssons  Bemerkungen  über 
die  Schätzung,  S.  614 — 18. 

•'')  Um  konüngs  {)egnskyldu,    i.  *)  Monum.  hist.  Norv.,  S.  XXV. 

^)  Agrip,  16/393;  Oddr,  39/39  (ed.  Munch),  48/317  (ed.  Hafn.) ;  vgl.  auch 
Fagrsk.  §  71,  sowie  Rekstefja,  Str.  10 — li. 

®)  vgl.  meinen  Aufsatz:  „Grönland  im  Mittelalter",  in  dem  Werke  über  die 
zweite  deutsche  Xordpolarfahrt,  I,   i,  S.  203 — 48. 
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auch  hier  den  Namen  der  goöorö  trugen,  —  ein  gemeinsames  Ding 
wurde  gehalten,  welches  als  Groenlendinga|)ing  oder  auch  nach  seiner 
Dingstätte  als  Garöajiing  bezeichnet  wurde,  —  endlich  auch  ein 
Lügmann  war  vorhanden,  wenn  wir  anders  den,  freilich  etwas  späten, 
Skäldhelga-rimur  trauen  dürfen.  Wir  werden  wohl  annehmen  dürfen, 
daß  das  goöorö  hier  wie  auf  Island  nicht  geographisch  begrenzt  war; 
dagegen  war  die  Unterscheidung  einer  Eystribygö  undVestri- 
bygö  eine  territoriale,  ohne  daß  sich  erkennen  ließe,  ob  derselben 
auch  irgendwelche  politische  Bedeutung  zukam.  Man  pflegt  die 
erstere  mit  dem  jetzigen  Distrikte  von  Julianehaab,  die  letztere  aber 
mit  dem  von  Godthaab  zu  identifizieren;  indessen  ist  diese  Be- 
stimmung doch  keineswegs  völlig  sicher.  Die  Unterwerfung  Grön- 
lands unter  die  norwegische  Krone  vollzog  sich  in  derselben  Weise, 
und  auch  ziemlich  um  dieselbe  Zeit  wie  die  von  Island,  nämlich  im 
Jahre  1261 ;  daß  die  Historia  Norvegia^  das  Land  nicht  zu  den 
norwegischen  Schatzlanden  rechnet,  obwohl  sie  von  den  „Viridenses'' 
und  der  „Viridis  terra"  Kenntnis  hat,  ^)  ist  freilich  auffällig,  aber  doch 
aus  der  entfernten  Lage  des  Landes  unschwer  zu  erklären.  Nach 
der  Unterwerfung  wurden  übrigens  s  y  s  1  u  m  e  n  n  über  dieses  gesetzt, 
deren  Sprengel  festbegrenzt  gewesen  zu  sein  scheinen,  da  einmal 
von  einer  „sysla  i  Eiriksfiröi''  oder  „Eiriksfjaröarsysla''  gesprochen 
wird;  ebenso  wird  ein  lögmaör  und  ein  aljn'ngi  zur  Zeit  der 
Königsherrschaft  in  Grönland  erwähnt.  In  kirchlicher  Beziehung 
endlich  hatte  das  Land  seit  dem  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  sein 
eigenes  Bistum,  mit  dem  Sitze  in  Garöar,  welches  seit  dem  Jahre 
1152  zur  Kirchenprovinz  von  Niöarös  gehörte;  ob  der  eine  im  14. 
Jahrhundert  erwähnte  Bischofssitz  zu  Steinsnes  neben  dem  zu  Garöar 
stand,  oder  nur  zeitenweise  diesen  ersetzte,  dann  ob  den  einzelnen 
im  Lande  genannten  Kirchen  geordnete  Pfarrsprengel  entsprachen, 
läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  erkennen.  Gewiß  ist  dagegen,  daß 
das  Land  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  vollkommen  verschollen 
war;  ein  Erlaß  P.  Nikolaus  V.  vom  20.  September  1448,  welcher  die 
isländischen  Bischöfe  auffordert,  der  von  Heidenleuten  bedrängten 
Bevölkerung  zu  Hilfe  zu  kommen,  ist  die  letzte  Nachricht,  welche 
uns  über  das  alte  Grönland  erhalten  ist.  Als  das  Land  am  Schlüsse 
des  16.  Jahrhunderts  neuerdings  wieder  entdeckt  und  besucht  wurde, 
fand  man  in  demselben  keinerlei  lebende  Überreste  der  früheren 
nordischen  Bevölkerung  mehr  vor. 


')  Monum.  hist.  Norv.,  S.  75 — 76  und   79. 
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Abschnitt  II. 

Das  norwegische  Volk. 

§  5.     Die  Unfreien.  ^) 

Als  oberste  Einteilung  alles  Volkes  kennt  das  ältere  norwegische 
Recht,  ganz  in  derselben  Weise  wie  die  älteren  südgermanischen 
Rechte,  dessen  Einteilung  in  Freie  und  Unfreie.  Dieser  Gegensatz 
wird  durch  die  Ausdrücke  l>egn  ok  l)rcXill,  seltener  l^egn  ok 
l>j6nn  bezeichnet;  neben  den  Bezeichnungen  |)raill  ok  l)jünn  für 
unfreie  Männer,  dann  ambött  und  \)y  für  unfreie  Weiber,  kommen 
aber  auch  noch  andere  Bezeichnungen  für  Unfreie  beiderlei  Ge- 
schlechts vor,  wie  zumal  man,  hj  ü  n  oder  hjön,  änauöugir 
m  e  n  n  und  dergleichen  mehr.  Die  rechtliche  Stellung  der  Unfreien 
läßt  sich  hier  wie  anderwärts  kurz  dahin  bezeichnen,  daß  sie  als 
Sachen,  nicht  als  Personen  behandelt  werden.  Sie  entbehren  somit 
der  mannhelgi,  d.  h.  des  der  Person  gebührenden  Rechtsschutzes, 
sowie  auch  der  Möglichkeit  irgend  eines  rechtlich  gesicherten  Ver- 
mögensbesitzes; sie  w^erden  ferner,  in  weiterer  Verfolgung  desselben 
Grundgedankens,  selbst  als  Objekt  privatrechtlicher  Herrschaft  be- 
handelt. Mit  strengster  Folgerichtigkeit  wird  allerdings  dieser  Ge- 
sichtspunkt nicht  durchgeführt,  wie  denn  zumal  für  Vergehen  des 
Unfreien  diesem  schon  frühzeitig  Strafen  angedroht  wurden,  beim 
Verfahren  in  Strafsachen  schon  frühzeitig  die  Folter  gegen  ihn  in 
Anwendung  kam,  ein  gewisses  Maß  von  Vermögensbesitz  (orka)  ihm 
eingeräumt  wird,  und  insbesondere  auf  dem  kirchenrechtlichen  Ge- 
biete der  Unfreie  dem  Freien  näher  gerückt  erscheint ;  indessen  ver- 
mögen derartige  Inkonsequenzen  die  prinzipielle  Härte  des  Verhält- 
nisses ebensowenig  aufzuheben,  als  dies  die  familiäre  Behandlung 
vermag,  deren  die  Unfreien  in  bei  weitem  den  meisten  Fällen  im 
Norden  genossen  zu  haben  scheinen. 


^)  vgl.  A.  E.Erik  son,  Om  Tra?ldom  hos  Skandinaverne  (Nordisk  Universitets 
Tidsskrift,  Jahrg.  VII,  Heft  3,  S.  i — 61  und  Heft  4,  S.  83  —  110;  1861  und  1862);  A. 
Gjessing,  Tra^ldom  i  Xorge  (Annaler  for  nordisk  Oldkyndighed,  1862,  S.  28 — 322); 
Fr.  Brandt,  Tr;vldenes  Retsstilling  efter  Xorges  gamle  Love  (Historisk  Tidsskrift, 
I,  S.  196  -  207  ;  1871 )  und  Forela^sninger  over  den  norske  Retshistorie,  I,  S.  65 — 77  (1880). 
Eine  ältere  Schrift  von  J.  Hertzholm,  Parerga  de  Servitute  personali  e  reali  (Hafniae, 
1673),  ^^^  ^^r  unbekannt  geblieben. 
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Die  Entstehung  derUnfreiheit  ist  im  großen  und  ganzen 
auf  die  Kriegsgefangenschaft  zurückzuführen.  Man  darf  dabei  jedoch 
nicht,  wie  mehrfach  geschehen  ist,  ^)  so  weit  gehen  zu  behaupten, 
daß  die  bloße  Tatsache  der  Freiheitsberaubung  genügte,  um  die  Un- 
freiheit entstehen  zu  lassen,  selbst  wenn  dieselbe  eine  durchaus  wider- 
rechtliche war,  vielmehr  war  nur  die  Heerfahrt  außer  Landes  schlecht- 
hin straflos,  wenn  nur  durch  dieselbe  kein  Volksgenosse  gekränkt 
und  überdies  der  Zug  nicht  gegen  ein  durch  besonderen  Vertrag 
befriedetes  Land  gerichtet  war,  und  konnte  somit  der  Fremde  außer 
Lands  ohne  weiteres  zum  Unfreien  gemacht  werden,  wogegen  das 
„herja  innan  lands",  und  die  Vergewaltigung  eines  freien  Volksge- 
nossen jederzeit  als  ein  schwerer  Friedensbruch  galt,  und  somit 
keine  rechtlich  anerkannte  Unfreiheit  entstehen  lassen  konnte.  Die 
älteste  Zeit,  wo  bereits  die  verschiedenen  norwegischen  Volklande 
sich  als  fremde  gegenüberstanden,  mußte  natürlich  den  reichsten 
Ertrag  an  Sklaven  liefern,  da  man  auch  wieder  auf  die  Nationalität 
der  Gefangenen  keinerlei  Rücksicht  nahm,  "■^)  wie  denn  z.  B.  Arneiör, 
eine  Tochter  des  Jarles  Asbjörn  skerjablesi  auf  den  Hebriden,  von 
nordischen  Vikingern  gefangen  genommen  und  als  Sklavin  fortge- 
führt wurde ;  '^)  in  dieser  Zeit  mochte  überdies  auch  die  widerrecht- 
liche Vergewaltigung  von  Volksgenossen  tatsächlich  oft  genug  vor- 
kommen und  straflos  bleiben,  wenn  es  nur  gelang,  die  Gefangenen 
unbemerkt  im  Auslande  zu  verkaufen.  Aber  auch  in  einer  späteren 
Zeit,  in  welcher  jene  Art,  die  Unfreiheit  zu  begründen,  bereits  minder 
ergiebig  geworden  war,  mußte  die  Zahl  der  Unfreien  im  Norden 
noch  eine  ziemlich  bedeutende  sein,  denn  einmal  war  die  Unfreiheit 
erblich,  und  zweitens  wurde  auch  der  Sklavenhandel  schwunghaft 
betrieben,  ganz  abgesehen  davon,  daß  auch  eine  strafweise  Verhängung 
der  Unfreiheit  wenigstens  für  einen  einzelnen  Fall  im  norwegischen 
Rechte  ausdrücklich  bezeugt  ist,  *)  und  nach  der  Analogie  des  islän- 
dischen, dann  auch  des  dänischen  und  schwedischen  Rechts  zu 
schließen  doch  wohl  in  noch  anderen  Fällen  ebenfalls  eingetreten 
sein  mag.  Nur  von  einer  freiwilligen  Ergebung  in  die  Unfreiheit, 
wie  sie  bei  dem  schwedischen  gjaf|)ra?ll  vorliegt,  scheint  das  nor- 
wegische wie  das  isländische  Recht  nichts  gewußt  zu  haben,  was 
möglicherweise  mit  der  eigentümhchen  Entwicklung  der  Schuld- 
knechtschaft in  demselben  zusammenhängen  mag. 

')  Gjessing,  S.  in  — 17;    Brandt,    Om  Tr.xUene,  S.  197—98    und    Forelws- 
ninger,  I,  S.  67.  '^)  Dies  gegen  Erikson,  S.  8— 9.  ^)  D  r  o  p  1  auga  r  sona 

s.,  S.  4;  Landndma,   IV,   2/243  und  V,   12/314.  •*)  G  J)  L.   71. 
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Die    Aufhebung    der    Unfreiheit    erfolgte,    anders    als    in 
Schweden,    wo  dieselbe,  wenigstens  für  Westergötland,    ausdrücklich 
abgeschafft    wurde,    als  K.  Magnus  Eiriksson    im    Jahre    1335    seine 
Eiriksgata  ritt,  ^)  in  Norwegen  ebensowenig  als  in  Dänemark  auf  ge- 
setzlichem Wege;    vielmehr   kam    dieselbe    hier   lediglich    nach    und 
nach  außer  Gebrauch,  ohne  jemals  formell  beseitigt  zu  werden.     Im 
Verlaufe  des   12.  Jahrhunderts   war   der  Unfreie  noch   oft   genug    er- 
wähnt,   und  der  letzte  von  ihnen,    der  namentlich  genannt  wird,    ist 
Bärör  skjoldr,    welcher    im    Jahre   1181    in   Begleitung   seines  Herrn, 
des    K.    Magnus   Erlingsson,    erschlagen   wurde.  -)      Die    ausführliche 
Besprechung  der  Unfreiheit  in  den  sämtlichen  norwegischen  Provinzial- 
rechten,    dann  auch  die  Erwähnung  von  frelsingjar    im  Hause    eines 
angesehenen   Norwegers,    Brynjölfr   Jönsson,    im  Winter  1244 — 45,^) 
welche  denn  doch  den  Gegensatz  unfreier  Hausdiener  vorauszusetzen 
scheint,  läßt  ferner  darauf  schließen,    daß  auch   in  der  ersten  Hälfte 
des   13.  Jahrhunderts   die  Sklaverei   noch  keinesvvegs    aus  Norwegen 
völlig   verschwunden  war.     Wenn    wir   aber   die   im    älteren   Rechte 
gebotene  jährliche  Freilassung  einer  Anzahl  von  Sklaven  auf  öffent- 
liche Kosten  unter  K.  Magnus  Erlingsson  abgeschafft  oder  vielmehr 
durch    eine    andere  Leistung    ersetzt   sehen,  ^)    so  darf  man   hieraus 
nicht   etwa   mit  Munch  ^)    auf  das   völlige  Erlöschen   der  Unfreiheit 
unter   jenem    Könige    schließen,    sondern    vielmehr,    mit  Gjessing,  *') 
hierin  nur   ein  Zeugnis  dafür   erkennen,    daß    die  Zahl  der  Unfreien 
zu    seiner  Zeit  bereits    eine    hinreichend  geringe  geworden  war,    um 
die  Beschaffung  der  freizulassenden  Sklaven  als  eine  drückende  Last 
und  ihren  als  ein  gottgefälliges  Werk  gemeinten  Ankauf  vielmehr  als 
eine    auf  die    gewerbsmäßige    Sklavenzüchterei    gesetzte   Prämie    er- 
scheinen zu    lassen.     Endhch    zeigt   auch   die   bittere  Klage,    welche 
K.  Häkon  gamli  über  den  Mangel  an  freien  Arbeitern  zum  Betriebe 
der   Landwirtschaft   führt,  ')    daß    zu    seiner   Zeit    die    norwegischen 
Bauern  schon  wesentlich  auf  die  Verwendung   freier,    nicht    unfreier 
Dienstleute  angewiesen  waren,    und    es    stimmt  hiermit  vollkommen 
wohl  überein,    daß   die  Gesetzgebung  des  K.  Magnus   lagaboetir   die 
Unfreiheit    überhaupt   nicht   mehr   als  ein  praktisches  Institut  kennt 
und   behandelt.     Das   Motiv    aber,    welches   dieses    allmähliche   Ab- 
kommen der  Unfreiheit  bewirkte,    darf  man    nicht   etwa    in   der  all- 


')  Diplom.  Suecan.,  IV,  3106/408.  -)  Sverris  s.,  64/166. 

*)  Sturlünga,  VII,  222/I07,  *)  GI)L.  4  und  5;   Fr|)L.  III,   19;  Jons 

KrR.,  59.  ^)  Norwegische  Geschichte,  II,  S.  962 — 64. 

•*)  ang.  O.,  S.  308— 9.  •)  FrI)L.,  Einleitung,  20. 
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mählich  fortschreitenden  und  durch  das  Christentum  erheblich  ge- 
förderten Anerkennung  der  auch  dem  Sklaven  zukommenden  Men- 
schenwürde suchen,  sondern  nur  in  der  sich  allmählich  vollziehenden 
Entwertung  der  Sklavenarbeit.  ^)  Die  Kirche  nämlich  konnte  zwar 
durch  die  Teilnahme  an  der  Gemeinde  der  Gläubigen,  welche  sie 
auch  dem  Sklaven  einräumte,  die  Achtung  seiner  Menschenwürde 
ihren  Angehörigen  etwas  näherlegen.  Sie  konnte  ferner  durch  die 
Mittel  der  Kirchenzucht  auf  eine  menschlichere  Behandlung  der  Un- 
freien hinwirken  oder  auch  ihren  Einfluß  auf  die  staatliche  Gesetz- 
gebung in  gleicher  Richtung  geltend  machen.  Sie  konnte  endlich, 
indem  sie  die  Freilassung  von  Unfreien  als  ein  verdienstliches  Werk 
bezeichnete,  im  einzelnen  auf  eine  Verminderung  der  Zahl  der  Un- 
freien hinwirken.  In  der  Tat  hat  dieselbe  nachweisbar  auf  allen 
diesen  Wegen  zugunsten  der  unfreien  Leute  kräftig  gewirkt;  aber 
an  die  Beseitigung  der  Sklaverei  als  solcher  hat  die  Kirche  zu  keiner 
Zeit  gedacht  und  konnte  sie  in  der  Tat  ihrer  ganzen  Stellung  nach 
nicht  denken;  vielmehr  waren  es  lediglich  ökonomische  Momente, 
welche  in  dieser  Beziehung  den  Ausschlag  gaben.  Zu  keiner  Zeit 
hat  es  in  Norwegen  unfreie  Hintersassen  gegeben,  und  auch  die  Zahl 
der  Haussklaven  scheint  schon  von  Anfang  an  eine  viel  zu  geringe 
gewesen  zu  sein,  als  daß  sie  dem  Bedarfe  an  Händen  hätte  genügen 
können ;  freie  Dienstboten  kamen  darum  schon  sehr  frühzeitig  nebea 
den  unfreien  vor,  und  nicht  nur  erwähnen  ihrer  die  Geschichtsquellen 
oft  genug,  sondern  auch  in  den  norwegischen  Rechtsquellen  findet 
sich  die  Dienstmiete  freier  „verkmenn''  einläßlich  besprochen,  ")  wenn 
dieselben  auch  keine  so  ausführliche  Unterhaltsordnung  enthalten, 
wie  das  isländische  Recht.  Von  altersher  konnte  man  also  den  Wert 
der  freien  Arbeit  mit  dem  der  Sklavenarbeit  vergleichen,  und  daß 
wenigstens  klügere  Männer  sich  über  den  Unterschied  zwischen 
beiden  bald  völhg  klar  wurden,  zeigt  das  Verfahren  des  ErHngr 
Skjälgsson,  ^)  welcher  seinen  Sklaven  Zeit  und  Gelegenheit  zum  Ar- 
beiten auf  eigene  Rechnung  gewährte,  damit  sie  sich  durch  den  Er- 
trag ihrer  Arbeit  freikaufen  konnten,  und  dann  aus  den  eingehenden 
Loskaufssummen  sich  wieder  andere  Sklaven  kaufte.  Es  wird  be- 
richtet, daß  mancher  Unfreie  sich  schon  im  ersten  oder  zweiten, 
jeder  nur  einigermaßen  betriebsame  aber  wenigstens  im  dritten  Jahre 
die    Freiheit    zu    erkaufen    vermochte;    der   Durchschnittsertrag    der 


^)  vgl.   Gjessing,  S.  306.  -)  GI)L.   70;  Fr|)L.  X,    10. 

^)  Heimskr.   Olafs  s.  helga,  22/231. 
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Sklavenarbeit  stand  also  hinter  der  Leistungsfähigkeit  des  Unfreien 
weit  zurück,  und  konnte  deshalb  die  Sklavenarbeit  mit  der  freien^ 
bei  welcher  dieses  Mißverhältnis  nicht  in  demselben  Maße  vorhanden 
war,  nur  insolange  konkurrieren,  als  einerseits  der  Preis  der  Sklaven 
noch  ein  sehr  niedriger  und  andererseits  das  Angebot  an  freier  xA.r- 
beit  noch  ein  sehr  beschränktes  war.  Je  mehr  nun  aber  durch  die 
Begründung  der  Alleinherrschaft,  durch  die  Herstellung  geordneter 
Beziehungen  zu  den  Nachbarländern,  endlich  durch  den  sich  all- 
mählich feststellenden  Grundsatz  der  Unzulässigkeit  jeder  Privatheer- 
fahrt gegenüber  christlichen  Ländern  die  Zufuhr  von  Sklaven  sich 
verminderte,  desto  mehr  mußte  deren  Preis  steigen,  und  zugleich  deren 
Qualität  sich  verschlechtern;  je  mehr  andererseits  die  Freilassungen 
sich  mehrten,  und  je  mehr  die  Zahl  der  Bevölkerung  und  die  Un- 
gleichheit des  Besitzes  im  Lande  wuchs,  desto  mehr  mußte  auch  die 
Zahl  der  kleinen  Leute  anwachsen,  die  von  ihrer  Hände  Arbeit  zu 
leben  hatten.  Berücksichtigt  man  überdies,  daß  man  das  freie  Ar- 
beiterpersonal je  nach  dem  wechselnden  Bedarfe  der  Wirtschaft  ver- 
mehren und  vermindern  konnte,  wogegen  man  den  Unfreien  bleibend, 
und  selbst  für  den  Fall  seiner  eintretenden  Arbeitsunfähigkeit  zu  er- 
halten hatte,  daß  man  ferner  für  den  nur  zeitenweise  beschäftigten 
freien  Arbeiter  nicht  ebenso  die  drückende  Heerlast  zu  tragen  hatte 
wie  für  den  unfreien,  und  daß  man  überhaupt  bei  der  Verwendung 
jenes  ersteren  vermögensrechtlich  nicht  dieselbe  Gefahr  lief  wie  bei 
der  Verwendung  dieses  letzteren,  so  ist  klar,  daß  schon  frühzeitig 
der  Zeitpunkt  eintreten  mußte,  in  welchem  das  Halten  von  Sklaven 
sich  nicht  mehr  verlohnte,  zumal  da  die  Seltenheit  größerer  Guts- 
komplexe und  der  schwunghafte  Betrieb  des  Handels  und  der 
Fischerei  in  Norwegen  dem  Fortbestehen  der  Sklaverei  ohnehin  nicht 
günstig  war. 


§  6,     Die  Schuldknechte.  ^) 

Völlig  getrennt  von  den  Unfreien  hält  sowohl  das  norwegische 
als  das  isländische  Recht  diejenigen  Leute,  die  es  als  skuldarmenn 

^)  vgl.  meine  Abhandlung:  „Die  Schuldknechtschaft  nach  altnordischem  Rechte" 
(1874).  Im  Zusammenhange  mit  der  Unfreiheit  wird  der  Gegenstand  behandelt  von 
Gjessing,  S.  251 — 55;  Erikson,  S.  lo — 12;  Fr.  Brandt,  Om  Troellene,  S.  199 
— 201  und  Forelnesninger,  S.  69 — 71;  vgl.  auch  von  Amira,  Das  altnorwegische 
Vollstreckungsverfahren,  S.  228—29  und  262 — 66. 
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und  skuldarkonur  bezeichnet;  über  deren  rechtliche  Behandlung 
aber  gewährt  zumal  eine  längere  Bestimmung  der  GpL.  genügenden 
Aufschluß. ') 

Die  Entstehung  der  Schuldknechtschaft  kann  zunächst 
eine  vertragsmäßige  sein.  Bei  der  Eingehung  des  betreffenden 
Vertrages  muß  ein  gewisses  Maß  von  Publizität  eingehalten  und  ein 
Einstandsrecht  des  geborenen  Erben  berücksichtigt  werden;  Weiber 
bedürfen  überdies  der  Zustimmung  ihrer  Verwandtschaft;  während 
Kinder  umgekehrt  bis  zum  Betrage  von  3  Mark,  d.  h.  bis  zum  Durch- 
schnittswerte eines  Unfreien,  von  ihrem  Vater  in  Schuldhaft  gegeben 
werden  dürfen.  Aber  auch  durch  einen  bei  der  Freilassung  ge- 
machten Vorbehalt  konnte  die  Schuldknechtschaft  begründet 
werden,-)  oder  durch  die  einseitige  Erklärung  desjenigen, 
welcher  die  Kosten  für  die  Alimentation  eines  anderen  vorgelegt 
hatte ;  ^)  überdies  kommt  auch  eine  s  t  r  a  f w  eise  Begründung  der- 
selben vor,  zumal  gegenüber  Weibern,  welche  eine  Unzuchtsbuße 
verwirkt  haben,  ^)  oder  die  mit  Zauberei  und  Besprechungen  um- 
gehen, ^)  dann  gegenüber  arbeitsscheuen  Bettlern  ^)  und  Freigelassenen, 
welche  sich  des  Undankes  gegen  ihren  Freilasser  schuldig  machen.^) 
Dagegen  scheinen  ein  paar  weitere  Stellen,  welche  den  Gegner, 
welcher  für  sein  Erscheinen  bei  Gericht  keine  Sicherheit  zu  bestellen 
weiß,  bis  zum  Gerichtstage  in  Haft  nehmen,  und  wenn  er  hier  verur- 
teilt und  von  einem  Angehörigen  nicht  ausgelöst  wird,  dem  ob- 
siegenden Teile  zur  Verstümmelung  übergeben  lassen,  ^)  nicht  hierher 
bezogen  werden  zu  dürfen,  wie  dieses  von  manchen  Schriftstellern 
versucht  wurde.  ^)  Die  von  ihnen  zugelassene  Haft  ist  eine  Präventiv- 
haft, nicht  eine  Schuldhaft,  und  das  nach  erfolgtem  Urteilsspruche 
dem  Gläubiger  eingeräumte  Recht  hat  mit  einer  Haft  nichts  mehr 
gemein,  ist  vielmehr  lediglich  ein  Verstümmlungsrecht;  immerhin 
aber  mußte  dieses  dem  Gläubiger  eventuell  zugestandene  Verstümm- 
lungsrecht   dahin     wirken,     eine     vertragsweise    Unterwerfung     des 


^)  GI)L.  71.  2)  ebenda,  61. 

3)  ebenda,  298;  vgl.  Fr|)L.  V,   13,  dann  II,  2  mit  Jons  KrR.  5. 

*)  Fagrskinna,  17;  ferner  GI)L.  198;  Fr|)L.  II,  i  und  Sverris  KrR.  31  ; 
BjarkR.  III,  124;  B|)L.  II,  14;  vgl.  auch  FrJ)L.  IX,  16  und  III,  14,  sowie  Sverris 
KrR.  68.  ^)  EI)L.  I,  45. 

«)  FrI)L.  X,  39;  BjarkR.  III,  163.  ')  G|)L.  66-67;  vgl.  FrI)L.  IV,  lo. 

*)  Fr{)L.  26—27  und  besser  Fragm.  II,  S.  512—13;  BjarkR.  II,  50. 

")  Gjessing,  S.  254;  Fr.  Brandt,  Om  Trcellene,  S.  199  und  Foreloesninger, 
S.  69  ;  von  A  m  i  r  a  ,  S.  262 — 63. 
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Schuldners    unter  die  Schuldhaft  zu    erzwingen,    und    indirekt  hängt 
dasselbe  somit  immerhin  mit  dieser  zusammen. 

Die  Wirkungen  der  Schuldknechtschaft,  welche  übri- 
gens im  Vertragswege  modifiziert  werden  können,  bestehen  grund- 
sätzlich darin,  daß  der  ihr  Unterworfene  während  ihrer  Dauer  in  ein 
der  Unfreiheit  ähnliches  Verhältnis  versetzt  wird.  Dem  Gläubiger, 
dessen  Frau  und  dessen  Sklaven  gegenüber  wird  er  „rechtlos",  wo- 
gegen andere  die  dem  Schuldknecht  zugefügte  Verletzung  nach 
dessen  Geburtsstand  büßen  müssen,  nur  daß  der  Gläubiger  von  der 
Bußsumme  den  Betrag  abziehen  darf,  welchen  er  für  seinen  besten 
Sklaven  zu  fordern  hätte.  ■*)  Der  Gläubiger  hat  ferner  den  Schuld- 
knecht ebenso  zu  behandeln  wie  seine  Unfreien,  und  wie  diese  darf 
er  ihn  insbesondere  auch  durch  Schläge  zur  Arbeit  anhalten;  ob 
aber  der  Ertrag  seiner  Arbeit  dem  Schuldknecht  auf  seine  Schuld 
angerechnet  wurde  oder  nicht,  darüber  sprechen  sich  die  Quellen 
nicht  bestimmt  aus.  Wird  der  Schuldner  während  der  Dauer  des 
Verhältnisses  arbeitsunfähig,  so  muß  ihn  der  Gläubiger  fernerhin 
alimentieren ;  doch  kann  er  sich  dieser  Verpflichtung  dadurch  ent- 
ziehen, daß  er  dem  Manne  seine  Schuld  bereits  zu  einer  Zeit  erläßt, 
da  er  noch  arbeitsfähig  ist,  und  die  Schuldhaft  somit  dem  Gläubiger 
noch  Vorteil  und  nicht  bloß  Nachteil  bringt.  Selbst  die  Kinder, 
welche  der  Schuldknecht  während  der  Dauer  seiner  Schuldhaft  er- 
zeugt, hat  der  Gläubiger  zu  erhalten,  wogegen  sich  freilich  die  Schuld- 
summe um  den  Betrag  der  Alimentationskosten  erhöht;  nur  inso- 
weit, als  durch  diese  der  Wert  des  Schuldknechtes  selbst  über- 
schritten w^ürde,  hat  die  Verwandtschaft  dieses  letzteren  die  Alimen- 
tationslast  zu  übernehmen.  Die  Scheidung  aber  der  Schuldhaft  von 
der  Unfreiheit  zeigt  sich  sehr  deutlich  darin  ausgesprochen,  daß  der 
Schuldknecht  nicht  als  Sklave  verkauft  werden  durfte,  außer  in  dem 
Falle,  daß  er  der  Schuldhaft  sich  durch  die  Flucht  entzogen  und 
dadurch  seine  Freiheit  verwirkt  hatte,  die  Übertretung  des  Verbotes 
ist  sogar  mit  genau  denselben  Strafen  bedroht,  wie  der  Verkauf  jedes 
anderen  freien  Menschen. 

Die  Beendigung  der  Schuldknechtschaft  erfolgt  ord- 
nungsgemäß durch  die  Bezahlung  der  Schuld.  Wünscht  der  Schuld- 
knecht diese  herbeizuführen,  so  kann  er  vom  Gläubiger  einen  halb- 
monatlichen Urlaub  verlangen,  um  die  nötigen  Mittel  aufzubringen; 
verläßt  er  aber  heimlich  den  Dienst  oder  überschreitet  er  die  Grenzen 


')  GI)L.  71  und  198. 
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des  Volklandes,  so  gilt  er  als  flüchtig  und  verfällt  der  Sklaverei. 
Verlangt  umgekehrt  der  Gläubiger  sein  Geld,  so  ist  es  wiederum 
zunächst  Sache  des  Schuldknechts,  dieses  aufzubringen;  gelingt  ihm 
dieses  nicht,  so  hat  ihn  der  Gläubiger  sofort  seinen  Verwandten  zur 
Auslösung  anzubieten,  wenn  diese  aber  von  dem  Anerbieten  keinen 
Gebrauch  machen,  mag  er  ihn  im  Inlande  verkaufen  an  wen  er 
will,  jedoch  um  keinen  höheren  Preis  als  um  den  Betrag  seiner 
Schuld,  d.  h.  er  darf  ihn  nur  als  Schuldknecht  mit  seiner  bisherigen 
Belastung  verkaufen,  nicht  aber  als  Sklaven.  Führt  auch  dieses 
Mittel  nicht  zum  Ziele,  so  darf  der  Gläubiger  von  dem  Schuldner 
beliebig  welche  Stücke  herunterhauen,  von  oben  oder  von  unten, 
und  tritt  somit  dasselbe  Verstümmlungsrecht  ein,  welches  wir  oben 
bereits  in  einem  anderen  Falle  als  Exekutionsbehelf  verwandt  fanden, 
und  welches  man  nicht  versuchen  darf  zu  einem  bloßen  Züchtigungs- 
recht herabzudrücken.  ^) 

So  war  demnach  die  Schuldknechtschaft,  welche  auch  dem  is- 
ländischen Rechte  in  ganz  gleicher  Ausprägung  bekannt  war,  im 
altnorwegischen  Rechte  der  Unfreiheit  ganz  ähnlich  gestaltet,  aber 
doch  dadurch  scharf  von  derselben  unterschieden,  daß  sie  nicht,  wie 
diese,  auf  ewige  Dauer  berechnet,  vielmehr  von  vornherein  von  dem 
Bestände  eines  Schuldverhältnisses  abhängig  gestellt  war,  mit  dessen 
Tilgung  sie  von  selbst  aufhören  sollte,  und  daß  somit  bei  dem  in 
seinen  Freiheitsrechten  nur  suspendierten  Schuldknechte  stets  berück- 
sichtigt werden  mußte,  daß  er  im  Grunde  doch  frei,  und  überdies 
bestimmt  war,  früher  oder  später  von  jeder  Beschränkung  seiner 
P>eiheit  durch  Heimzahlung  der  Schuld  wieder  frei  zu  werden. 
Andererseits  bezweckt  die  Schuldknechtschaft  stets  die  Sicherstellung 
einer  Forderung  und  tritt  damit  dem  Pfandrechte  zur  Seite;  sie 
schließt  sich  aber  dabei  mehr  der  Analogie  der  „mälajörö''  oder 
„forsölujörö"  als  der  des  „veö"  an,  da  bei  ihr  von  keinem  Verfallen 
des  Pfandes  die  Rede  ist,  vielmehr  die  Sicherung  des  Gläubigers 
ganz  wie  bei  jener  ersteren  nur  auf  dem  Besitze  und  Genüsse  des 
Pfandobjektes  beruht. 

Die  spätere  norwegische  Gesetzgebung  kennt  nur 
noch  sehr  verloschene  Spuren  der  Schuldhaft.  Nach  dem  gemeinen 
Landrechte  -)  darf  der  Gläubiger  von  einem  Schuldner,  der  unbe- 
scholtenen Rufes  und  vornehmlich  nur  durch  unverschuldete  Un- 
glücksfälle um  sein  Vermögen  gekommen  ist,  nur  das  eidliche  Ver- 


^)  Wie  dies  von  Amira,  S.  265,  tut.  ^~)  Landslüg,  Kaupab.  5. 
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Sprechen  fordern,  daß  er  seine  Schuld  sofort  berichtigen  werde,  sowie 
ihm  Gott  zu  den  nötigen  Mitteln  verhelfe;  liegen  dagegen  solche 
Unglücksfälle  nicht  vor,  so  mag  der  Gläubiger  den  Schuldner  in 
Haft  nehmen,  zum  Ding  führen,  hier  seinen  Verwandten  zur  Aus- 
lösung um  den  Betrag  der  Schuld  anbieten,  und  wenn  diese  die 
Auslösung  desselben  ablehnen,  ihn  sich  zum  Abverdienen  der  Schuld 
zuerkennen  lassen.  Doch  mag  der  Schuldner  auch  in  diesem  letzteren 
Falle  seinen  Verdienst  da  suchen,  wo  er  ihn  findet,  und  trifft  ihn 
nur  für  den  Fall  eines  Fluchtversuches  eine  je  nach  den  Umständen 
zu  bemessende  Strafe.  Eine  ganz  analoge  Vorschrift  kennt  auch 
das  neuere  Stadtrecht,  ^)  nur  daß  hier  die  Strafe  etwas  anders  be- 
stimmt ist  für  den  Fall  eines  Fluchtversuches.  Auch  nach  dem 
neueren  Rechte  dient,  wie  man  sieht,  die  Arbeitskraft  des  Schuldners 
noch  als  Exekutionsobjekt;  aber  von  einer  Schuldknechtschaft  ist  in 
demselben  doch  nicht  mehr  die  Rede. 
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Als  ein  wesentlich  vererbliches  Verhältnis  konnte  die  Unfreiheit 
nur  durch  eine  förmliche  Freilassung  beendigt  werden,  gleich- 
viel übrigens,  ob  diese  unentgeltlich  erfolgte,  weil  der  Herr  den 
langen,  treuen  Dienst  oder  auch  eine  einzelne,  besondere  Leistung 
seines  Sklaven  durch  solche  belohnen  oder  durch  ein  derartiges 
Werk  der  Barmherzigkeit  für  sein  eigenes  Seelenheil  sorgen  wollte, 
oder  aber  gegen  Entgelt,  indem  man  irgendwelchen  Verwandten 
oder  Freunden  des  Unfreien,  oder  allenfalls  auch  diesem  selbst,  seinen 
Loskaut  gestattet.  Unter  den  Gesichtspunkt  eines  Freikaufes  fallen 
insbesondere  auch  die  Freilassungen,  welche  von  Staats  wegen  er- 
folgten, sei  es  nun  um  einen  Unfreien  für  die  bei  der  Landesver- 
teidigung von  ihm  bewiesene  Tapferkeit  zu  belohnen,  ^j  oder  um 
innerhalb  der  einzelnen  Volklande  und  Dingverbände  jener  periodisch 
wiederkehrenden  Verpflichtung  zu  genügen,  welche  augenscheinlich 
an  die  Stelle  eines  älteren  Menschenopfers  getreten  war;*)  im  ersteren 

^)  Neuerer  BjarkR.,  Kaupab.    13. 

'•^j  vgl.  meine  Abhandlung:  ,,die  Freigelassenen  nach  altnorwegischem  Rechte" 
(1878).  Im  Zusammenhange  mit  der  Unfreiheit  behandelt  von  Gj  es  si  n  g,  S.  260— 98; 
Erikson,  S.  53 — 59;  Fr.  Brandt,  Om  Troellene,  S.  202 — 7  und  Forelaesninger,  I, 
S.  72-77-  ^)  GI)L.  312.  *)  ebenda,  4  und   5;  vgl.   FrI)L.  111,    19. 
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Falle  wenigstens  muß  dabei  ein  Expropriationsrecht  des  Staates  be- 
standen haben,  gleichwie  ein  solches  auch  zugunsten  des  J)yborinn 
sonr,  d.  h.  des  Kindes,  bestand,  welches  ein  freier  Vater  mit  einer 
unfreien  Mutter  erzeugt  hatte,  und  welches  nun  der  Vater  oder  einer 
seiner  Verwandten  freizulassen  wünschte.  ^ )  Dagegen  kennt  das 
norwegische  Recht  keine  zeitliche  Begrenzung  der  Unfrei- 
heit, wie  solche  das  gotländische  Recht  in  dem  Satze  enthält,  daß 
die  Freilassung  von  rechtswegen  einzutreten  habe,  sowie  die  Un- 
freiheit eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  (mäli)  gedauert  habe ;  ^) 
freilich  liegt  dieser  Bestimmung  von  Gotlandslagen  ebenso  wie  einer 
ähnlichen  Vorschrift  angelsächsischer  Gesetze,  ^)  lediglich  eine  Ein- 
wirkung des  mosaischen  Sabbathjahres  und  Jubeljahres  zugrunde.  '^) 
Dagegen  kennen  die  GpL.  allerdings  eine  Ersitzung  der  Frei- 
heit als  ein  Surrogat  der  Freilassung,  indem  sie  bestimmen,  daß 
der  Unfreie,  welcher  in  Bezug  auf  die  Wahl  seines  Aufenthaltsortes^ 
seine  Verehelichung  und  seine  vermögensrechtlichen  Verfügungen 
volle  20  Jahre  lang  unbehelligt  geblieben  ist,  für  frei  gelten  solle, 
wenn  er  sich  anders  für  frei  ausgeben  wolle ;  ^)  indessen  ist  dieses 
Recht  der  Ersitzung  nur  eine  Folge  der  durchgreifenden  Regel  dieses 
Rechtsbuches,  daß  kein  gezogenes  Zeugnis  über  20  Jahre  lang  vor- 
hält, ^)  aus  welcher  sich  die  Konsequenz  ergibt,  daß  nach  Ablauf 
von  20  Jahren  von  dem  Freigelassenen  kein  Beweis  einer  Freilassung 
mehr  gefordert  werden  kann,  vielmehr  einer  durch  den  Besitzstand 
unterstützten  Behauptung  einfach  geglaubt  wird.  Es  ist  nur  eine 
andere  Folge  einer  analogen  Grundregel,  wenn  die  Fr]')L.  umgekehrt 
für  die  Forterhaltung  der  Möglichkeit  eines  Zeugenbeweises  sorgen, 
indem  sie  eine  von  10  zu  10  Jahren  zu  wiederholende  Bekannt- 
machung der  Freilassung  vom  Ding  fordern,  ')  dafür  aber  von  keiner 
Ersitzung  der  Freiheit  wissen. 

BezügHch  der  Form  der  Freilassung  unterscheiden  die 
Rechtsbücher  zwei  verschiedene  Akte,  deren  erster  als  das  Geben  der 
Freiheit  (gefa  frelsi)  und  deren  zweiter  als  das  Halten  des  Freilassungs- 

^)  GJ)L.  57;  vgl.  FrJ)L.  X,  47.  Parallelen  aus  anderen  nordgermanischen 
Rechten  siehe  bei  Gjessing,  S.  264  und  in  meiner  Abhandlung  S.  25. 

2)  vgl.  Erikson,  S.  109—10;  Schlyter,  Bd.  XIII,  s.  v.  mah. 

^)  ^Ifredes  domas,  Einleitung,  §   li. 

*)  11.  Mos.  21/2  — 11;  III.  Mos.  25/39— 55;  V.  Mos.  15/12— 18. 

*)  GJ)L.  61   und  66. 

**)  vgl.  meine  Bemerkungen  in  der  Krit.  Vierteljahrsschrift,  X,  S.  398— 400  und 
E.  II  ertzberg,  Grundtr^iekkene  i   den  aridste  norske  Proces,  S.  II  — 12. 

''}  FrJ)L.  IX,   12. 
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bieres  (gera  frelsisöl  sitt)  bezeichnet  wird,  doch  beruht,  was  wir  von 
demselben  wissen,  nur  auf  den  GpL.  und  FrpL.,  während  die  BI)L. 
und  EI)L.,   von    welchen   die    kirchenrechtlichen  Abschnitte  erhalten 
sind,    nichts  davon  berichten.     Über  die  Form    der   eigentlichen 
Freilassung  sprechen  sich  die  FrI)L.  nicht  aus,  wogegen  die  GpL. 
eine   kirchHche  Form   derselben  kennen,    welche    in    der  Einführung 
in  die  Kirche  bestand,  wobei  dem  Unfreien  ein  EvangeHenbuch  auf 
den  Kopf  zu  legen,    oder   auch,    wie  es  scheint,    derselbe    auf  einen 
Reliquienschrein  (kista)  zu  setzen  war;^)    die  Haltung  des  Frei- 
lassungsbieres   dagegen    regeln   beide    Rechtsbücher    und    auch 
das  ältere  Stadtrecht  in  wesentlich  übereinstimmender  Weise.  -)     Der 
Freigelassene,    welcher   dasselbe  halten  will,    hat   eine  gesetzlich   be- 
stimmte Quantität  Bier  zu  bereiten,    seinen  Freilasser  mit   einer   be- 
stimmten Zahl  weiterer  Gäste  zum  Mahle  förmlich    einzuladen,    und 
jenem  bei  diesem  den  Ehrenplatz   einzuräumen.     Am    ersten  Abend 
des  Gelages    hat  er  sodann  seinem  Herrn  sechs  aurar   als  „leysings- 
aurar"  anzubieten;  nimmt  er  die  Zahlung  an,    oder  erläßt  er  sie,    so 
ist  damit  die  Sache  abgemacht,  und  kann  letzterenfalls  die  Zahlung 
hinterher  nicht  mehr  nachgefordert  w^erden ;  ^)    bleibt  er  aus,  so  hat 
der  Freigelassene  die  gehörige  Vornahme  der  Einladung,  sow4e  das 
wiederholte  Anbieten  zu  konstatieren,  und  sodann  ruhig  abzuwarten, 
bis  der  Herr   ihm  diese    abfordert.     Die  FrpL.  fordern  überdies  das 
Schlachten    eines  Widders    und    lassen  dem  Herrn,    nachdem  dessen 
Kopf  abgeschnitten  worden  ist,  von  dessen  Hals  die  „hälslausn",  d.  h. 
eben  jene  Zahlung,  nehmen;  sie  fordern  ferner,  wie  bereits  bemerkt, 
beim  Ausbleiben  des  Herrn  eine  von  lo  zu  lo  Jahren  zu  wiederholende 
pmglysing  bezüglich  der  gehörigen  Haltung  des  Bieres.     Der  ganze 
Akt  trägt  augenscheinlich  noch  die  Gestalt  eines  heidnischen  Opfer- 
festes   und    gehören    somit    die    betreffenden    Vorschriften    sicherlich 
einer  uralten  Zeit  an.  —  Die  sorgsame  Unterscheidung  beider  Akte 
legt   die  Vermutung  nahe,   daß  an  jeden    derselben   sich    besondere 
Rechtswirkungen  knüpften  und  daß  somit  zwei  verschiedene  Klassen 
von  Freigelassenen  unterschieden  wurden,  je  nachdem  nur  der  eine 
Akt  oder  beide  über  dieselben  ergangen  waren.   In  der  Tat  bezeichnen 
die  beiden  erwähnten  Rechtsbücher  zwar  alle  und  jede  Freigelassenen 
mit  der  gemeinsamen  Bezeichnung  leysingr  oder  leysingi,  fem. 
leysingja;  aber  sie  unterscheiden  mehrfach  in  Bezug  auf  die  ihnen 
zustehenden  Rechte  zwischen  dem  „er  gjört  hefir  frelsisöl  sitt"  und  dem 

')  G{)L.  6l.     Die   Deutung  der  Stelle  ist  nicht  klar  und   mehrfach  bestritten, 
'^)  G{)L.  62;  FrI)L.  IX,    12;  BjarkR.  III,   166.  ^)  G|)L.   129. 
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,,er  eigi  hefir  gjört  frelsisöl  sitt";  die  BpL.  aber  und  die  EI)L.  unter- 
scheiden geradezu  zwischen  dem  1  e  y  s  i  n  g  r  oder  1  e  y  s  i  n  g  i  als  einen 
Freigelassenen     höherer     Ordnung     und     dem     frjälsgjafi,      fem. 
frjälsgjafa  als  einen  Freigelassenen  geringerer  Ordnung.     Es  liegt 
nahe,    diesen  Unterschied    mit   der   soeben    besprochenen  Abstufung 
zweier  Klassen  von  Freigelassenen  in  Verbindung  zu  bringen,  zumal 
da   die  Bezeichnung  frjälsgjafi  ebenso  bestimmt  auf  das  „gefa  frelsi" 
als  die  Bezeichnung  leysingr   auf  das  Geben  der  hälslausn    oder  der 
leysingsaurar  hinweist ;  berücksichtigt  man  dabei  noch,  daß  im  älteren 
Stadtrechte  die  Gegenüberstellung  der  leysingja  und  frjälsgjafa^)  und 
in    den   Frl)L.    wenigstens    noch    einmal    in    einer  Kapitelüberschrift 
der  frjälsgjafi  zu  finden  ist,  -)    so  wird  man  wohl    annehmen  dürfen, 
daß  jene  Scheidung  der  Terminologie    für  beide  Klassen    ursprüng- 
lich   in    ganz  Norwegen    gegolten,    und    daß    der  Gebrauch    der  Be- 
zeichnung leysingr  für  beide  Klassen  erst  später  sich  geltend  gemacht 
haben  werde.     Jedenfalls   liegt   der  Sprachgebrauch  des  isländischen 
Rechtes,    nach   welchem    als   frjälsgjafi    der    Freilasser   zunächst    be- 
zeichnet wird,    ganz  ab;   die    norwegische  Rechtssprache   bezeichnet 
diesen  letzteren  vielmehr  immer  nur  als  dröttinn,  d.h.  Herr,  oder 
skapdröttinn,    d.   h.    rechtmäßiger   Herr,    mit   Ausdrücken    also, 
welche  allerdings  auch  den  Herrn  eines  Unfreien  bezeichnen  mögen. 
Bezüglich  der  Wirkungen  der  Freilassung  unterscheiden 
die  BpL.    und  EI)L.    sehr   deutlich   die    beiden  Klassen   der   Freige- 
lassenen als  völlig  verschiedene  Stände.     Sie  weisen  :zu nächst  beiden 
Klassen    ihre    gesonderten  Begräbnisplätze    auf  dem  Kirchhofe    an,  ^) 
und  nach  den  Bl)L.  stuft  sich  auch  die  Buße  verschieden  ab,    wenn 
der  Begräbnisplatz  der  einen  oder  anderen  Klasse  durch  das  Herein- 
bringen einer    nicht   dahin    gehörigen  Leiche    verunehret   wird.     Die 
BpL.  stufen  ferner  auch  den  Betrag    für    das   legkaup,    d.  h.  der  für 
die  Grabstätte  zu  erlegenden  Gebühr,  bei  beiden  Klassen  verschieden 
ab,  ^)  und  wenn  zwar  die  entsprechende  Stelle  der  EI)L.  korrupt  ist, 
so  läßt  sich  doch  immerhin  erkennen,  daß  auch  in  ihr  ursprünglich 
in    gleicher  Weise    unterschieden  worden   war.     Endlich  weisen   die 
BpL.   auch  den  Weibern    und  Töchtern  des  leysingi    und  des  frjäls- 
gjafi verschiedene  Bußen  zu  bei  Kränkungen  ihrer  Geschlechtsehre, ^) 
wogegen    sich    freilich    beide    Klassen    bezüglich    des    Umfanges,    in 

1)  BjarkR.  III,   127.  ^)  FrI)L.  IX,    13. 

3)  BI)L.  I,  9;  II,    18;  III,   13;  E{)L.  I,  50;  II,  39. 

*)  BJ)L.  I,    12;  II,  20;  vgl.  E1)L.  I,  48;  II,  37. 

'^)  BI)L.   II,   14. 
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welchem  wegen  solcher  Kränkungen  die  blutige  Rache  gestattet  ist, 
unter  sich  gleichstellen,  und  nur  von  den  Unfreien  einerseits  und 
den  Freigeborenen  andererseits  unterschieden.^)  Das  Verhältnis  der 
Abstufung  ist  bei  der  Unzuchtsbuße,  dem  Grabkaufe  und  der  Buße 
wegen  widerrechtlicher  Beerdigung  ganz  gleichmäßig  das  von  i  :  2 ; 
bezüglich  des  Begräbnisses  werden  aber  auch  die  Kinder  des  leysingi 
diesem  gleichgestellt,  während  sie  bezüglich  des  Grabkaufes  und  der 
Unzuchtsbuße  mit  einem  eigenen  Ansätze  zwischen  ihn  und  den 
Freigeborenen  hineingeschoben  werden.  —  In  den  Gl)L.  und  Frl)L. 
dagegen  wird  hinsichtlich  des  Begräbnisses  auf  den  Unterschied  der 
Stände  überhaupt  keine  Rücksicht  genommen,  und  auch  bezüglich 
des  Grabkaufes  legen  ihm  die  GpL.,  deren  ältere  Redaktion  diese 
Gebühr  noch  kennt,  -)  keine  Bedeutung  bei,  ganz  wie  das  isländische 
Recht  alle  Begräbnisplätze  gleich  bezahlen  läßt,  mögen  sie  nun  näher 
oder  ferner  von  der  Kirche  liegen ;  ^)  in  anderen  Beziehungen  aber 
betonen  auch  diese  beiden  Rechtsbücher  den  Unterschied  beider 
Klassen  sehr  bestimmt.  Die  GpL.  zunächst  gewähren  dem  Freige- 
lassenen niederer  Ordnung  noch  kein  freies  Verfügungsrecht  über 
sein  Vermögen,  lassen  ihn  vielmehr  nur  bis  zum  Werte  einer  örtug 
disponieren.  '^)  Sie  gestatten  ihm  ferner  auch  keine  freie  Verehe- 
lichungsbefugnis,  soferne  nur  die  von  ihm  mit  Zustimmung  seines 
Herrn  eingegangene  Ehe  diesem  gegenüber  ihre  volle  Wirkung 
äußert,  ^)  und  der  Freigelassene  muß  demnach  sein  Freilassungsbier 
halten,  wenn  er  will  „räöa  kaupum  sinum  ok  kvänföngum''.  *^)  End- 
lich steht  ihm  auch  nur  innerhalb  des  \^olklandes,  dem  er  angehört, 
die  freie  Wahl  seines  Aufenthaltes  zu,  und  der  Herr  kann  ihn  heim- 
fordern, wenn  er  diese  Grenze  ohne  seine  Erlaubnis  überschreitet ; ') 
der  Ausdruck  „skira  far  sitt'',  d.  h.  sich  die  Fahrt  klären,  kann  eben 
darum  geradezu  die  Haltung  des  Freilassungsbieres  bezeichnen.^) 
Überdies  fehlt  den  Kindern  der  Freigelassenen  geringerer  Ordnung 
das  Erbrecht,  ^)  und  daß  er  selber  noch  zum  Hause  seines  Freilassers 
gerechnet  wird,  ergibt  sich  daraus,  daß  ihn  dieser  bei  der  Mannzahl 
anzusagen  und  für  ihn  eventuell  einzustehen  hat,  wenn  auch  der 
Freigelassene  die  Heerlast  zunächst  selbst  zu  tragen  hat.^^)    Endlich 


')  B1)L.  II,   15.  2)  Qj^i^.   23. 

3)  Kgsbok.,  2/9;  St.  8/9  usw.  •»)  G{)L.   56. 

'*)  ebenda,  63.  ^)  ebenda,   61   und  62. 

')  ebenda,  61   und  67.  *)   ebenda,  66. 

®)  ebenda,    65;    vgl.  25;  63;   106.     Die    litla  erfö    der    §  65    und    114  gehört 
nicht  hierher,   da  sie  auf  Miteigentum  zu  gesamter  Hand  beruht.  "^)  ebenda,  296. 
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wird  bei  Besprechung  der  Wertgrenzen,  welche  den  Verfügungen 
der  Weiber  aus  den  verschiedenen  Volksklassen  gezogen  sind,  nur 
der  Frau  des  Freigelassenen  höherer  Ordnung  gedacht,  ^)  was  doch 
wohl  daraus  zu  erklären  ist,  daß  dem  Weibe  des  Freigelassenen  ge- 
ringerer Ordnung,  dessen  eigene  Dispositionsbefugnis  bereits  so  sehr 
beschränkt  war,  eine  solche  überhaupt  nicht  eingeräumt  werden 
sollte.  Um  so  auffälliger  ist,  daß  bei  der  Abstufung  der  zu  be- 
ziehenden und  zu  entrichtenden  Buße  zwischen  beiden  Klassen  von 
Freigelassenen  nicht  unterschieden  wird,  obwohl  sich  die  Standes- 
unterschiede sonst  gerade  in  diesem  Punkte  ganz  besonders  scharf 
auszuprägen  pflegen.  Da  in  Fällen  einer  zu  empfangenden  Buße 
der  leysingi  stets  halb  so  hoch  als  der  vollfreie  Mann  angesetzt 
wird,  während  der  leysingjasonr  mit  einer  unorganischen  Ziffer 
zwischen  beide  eingeschoben  erscheint,  ^)  zeigt  die  Vergleichung  der 
BpL.  und  EI)L.,  daß  der  Bußbeitrag  der  höheren  und  nicht  der  ge- 
ringeren Klasse  von  Freigelassenen  dabei  maßgebend  geworden  ist; 
bei  den  zu  zahlenden  Bußen  freilich  war  das  Verhältnis  1:2:3,^) 
indem  das  Bestreben,  die  baugar  zu  runden,  maßgebend  geworden 
zu  sein  scheint  und  bei  den  Wertgrenzen  für  die  Dispositionsbefug- 
nisse der  Weiber  galt,  doch  wohl  aus  demselben  Grunde,  das  Ver- 
hältnis von  2:3:6.*)  Bei  der  Bestimmung  endlich  der  Wertgrenzen, 
innerhalb  deren  uneheliche  Kinder  mit  Vergabungen  bedacht  werden 
durften,  wird  zwar  unter  den  gewöhnlichen  Bauern  nur  der  leysingja- 
sonr, nicht  der  leysingi  selbst  erwähnt,  und  zwar  mit  dem  halben 
Betrage  des  ersteren ;  ^)  aber  dabei  liegt  zweifelsohne  eine  Textver- 
derbnis zugrunde,  indem  eine  unorganische  Ziffer  für  den  leysingja- 
sonr und  die  Erwähnung  des  leysingi  selbst  ausgefallen  ist,  auf 
welchen  letzteren  der  Betrag  von  sechs  aurar  allein  paßt.  —  Weit 
minder  deutlich  und  zugleich  auch  weit  minder  folgerichtig,  sprechen 
sich  die  FrI)L.  und  das  ältere  Stadtrecht  aus.  An  einer  längeren 
Reihe  von  Stellen  sehen  die  FrI)L.  von  jeder  Scheidung  zweier 
Klassen  von  Freigelassenen  bezüglich  der  Bußsätze  völlig  ab ;  ^)  bei 
Besprechung  der  Verbalinjurien  aber  unterscheiden  sie  und  ebenso 
das  ihnen  folgende  Stadtrecht  beide  Klassen."^)  Eine  weitere  Stelle 
des  Stadtrechts  gibt   zwar    bezüglich    der  Unzuchtsbußen    nur    einen 


^)  GJjL.  56.  -)  ebenda,  91 ;   198;  200. 

^)  ebenda,   185.  ■*)  ebenda,  56.  •'^)  ebenda,   129. 

«)  FrJ)L.  IV,  49  und  53;  X,  41  und  46;  XIII,    15. 

')  ebenda,  X,  35;  BjarkR.  III,   162. 
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einfachen  Bußsatz  an,  ^)  aber  da  sie  dabei  doch  die  frjälsgjafa  neben 
der  leysingja  nennt,  dürfte  sie  doch  darauf  hindeuten,  daß  in  älteren 
Texten  für  beide  Klassen  verschiedene  Bußsätze  angeordnet  gewesen 
seien.  Eine  letzte  Stelle  des  Stadtrechtes  endlich  erkennt  zwar  allen 
Leuten  in  der  Stadt,  vom  Landherren  herab  bis  zu  dem  Freige- 
lassenen, der  sein  Freilassungsbier  gehalten  hat,  ganz  gleichmäßig 
dieselbe  Buße  von  drei  Mark  zu,  wogegen  der  Freigelassene,  der  dieses 
noch  nicht  gehalten  hat,  nur  eine  Buße  v^on  sechs  Unzen  zu  bean- 
spruchen haben  soll;-)  aber  wenn  sie  damit  zwar  in  entschiedenen 
Widerspruch  zu  jenen  anderen  Stellen  tritt,  so  hält  doch  auch  sie 
an  der  verschiedenen  Behandlung  der  beiden  Klassen  von  Freige- 
lassenen entschieden  fest.  Für  die  Abstufung  der  Bußsätze  der  ver- 
schiedenen Stände  wird  dabei,  freilich  ohne  Nennung  der  Freige- 
lassenen, ganz  allgemein  das  Verhältnis  von  2  :  3  vorgeschrieben,  '^) 
und  auch  in  einem  einzelnen  Falle  eingehalten ;  ^)  anderwärts  zeigt 
sich  dasselbe  aber  auch  wohl  nicht  eingehalten,  und  mag  wohl  dessen 
konsequente  Durchführung  durch  die  spätere  Einschaltung  von 
Zwischenstufen  (leysingjasonr,  reksl^egn)  behindert  worden  sein,  so- 
ferne  man  eben  doch  nicht  auf  gar  zu  unhandliche  Brüche  hinaus- 
kommen durfte.  Außerdem  erfahren  wir,  daß  nur  der  Freigelassene, 
welcher  sein  Freilassungsbier  gehalten  hatte,  seine  Kinder  beerbte,  '^) 
und  daß  der  andere,  der  dieses  noch  nicht  gehalten  hatte,  von  seinem 
Freilasser  beerbt  wurde  ;^)  so  stimmt  hierzu  aber  auch  vollständig, 
daß  der  Sohn  eines  Freigelassenen,  welchen  dieser  mit  einem  frei- 
geborenen Weibe,  welches  er  nach  erfolgter  Freilassung  geheiratet 
hat,  gewinnt,  ehe  er  noch  sein  Freilassungsbier  gehalten  hat,  nie- 
mandes Erbe  zu  nehmen  berechtigt  ist,  und  nur  dieselbe  Buße  be- 
zieht wie  sein  Vater,  ')  während  sonst  die  Söhne  von  Freigelassenen, 
höherer  Ordnung  nämlich,  eine  etwas  höhere  Buße  beziehen.  Der 
Freigelassene  geringerer  Ordnung  unterliegt  ferner  auch  einem  Schutz- 
rechte seines  Freilassers  (vorn),  ^)  und  scheint  ähnlich  wie  nach  den 
GI)L.  in  seiner  Freizügigkeit  beschränkt  gewesen  zu  sein ;  endlich  ist 
er  auch  in  Bezug  auf  seine  vermögensrechtlichen  Verfügungen  be- 
schränkt wie  dort.  ^)  —  Neben  den  bisher  besprochenen  Eigentüm- 
lichkeiten   in    der    Stellung    der   Freigelassenen    erwähnen    aber    die 


1)  BjarkR.  III,  127.      ^)   ebenda,  II,  47;  III,  97, 

3)  Frl)L.  X,  34;  BjarkR.  III,  161. 

^)  Fr|)L.  IV,  49.      •'^)  ebenda,  IX,  ii. 

**)  ebenda,  13.      ')  ebenda,  15. 

^)  ebenda,  10.      ®)  ebenda,  XI,  23. 
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FrpL.  sowohl  als  die  GpL.  noch  gewisser  Verpflichtungen  derselben, 
welche  als  [)yrmslir  bezeichnet  werden.  Der  Ausdruck,  von  dem 
Zeitworte  ]iyrma,  d.  h.  achtungsvoll  und  schonend  behandeln  ab- 
geleitet, deutet  auf  Verpflichtungen  hin,  welche  dem  Freigelassenen 
vermöge  einer  gewissen  Abhängigkeit  und  Dienstbarkeit,  in  welchem 
er  zu  ihm  steht,  seinem  Freilasser  gegenüber  obliegen,  und  damit 
stimmt  denn  auch  ganz  wohl  überein,  w^as  die  GpL.  über  die 
jjyrmslir  berichten.^)  Sie  verpflichten  den  P>eigelassenen,  sich  bei 
keinem  Anschlage  gegen  das  Leben  oder  das  Vermögen  seines 
Herrn  zu  beteihgen,  sodaß  er  ihm  nicht  einmal  im  Gerichte  ent- 
gegentreten darf,  es  sei  denn,  daß  er  sich  in  eigener  Sache  gegen 
ihn  zu  verteidigen  hätte;  er  hat  sich  ferner  jeder  Verbal-  und  Real- 
injurie gegen  ihn  zu  enthalten,  und  darf  nicht  einmal  als  Zeuge  gegen 
ihn  auftreten  oder  in  einem  Gerichte  über  ihn  sitzen ;  endlich  darf 
er  auch  nicht  ohne  seine  Erlaubnis  in  fremden  Herrendienst  treten. 
Die  Verpflichtung  liegt  nicht  nur  dem  Freigelassenen,  sondern  auch 
noch  dessen  Sohn  ob,  und  nicht  nur  gegenüber  dem  Freilasser, 
sondern  auch  gegenüber  seinem  Sohne;  bricht  sie  der  Freigelassene 
selbst,  so  wird  er  in  die  Unfreiheit  zurückversetzt,  insolange  er  sich 
nicht  von  dieser  loskauft,  und  verwirkt  überdies  sein  Vermögen; 
bricht  sie  dessen  Sohn,  so  verwirkt  er  dadurch  dem  Herrn  gegen- 
über denselben  Geldbetrag,  um  w^elchen  sein  Vater  sich  losgekauft 
hat.  Es  sind  hiernach  wesentlich  Verpflichtungen  der  Treue  und 
der  Ehrerbietung,  welche  die  GJ)L.  unter  den  jiyrmslir  begreifen, 
und  wir  haben  keinen  Grund,  dem  Worte  in  den  FrpL.  eine  andere 
Bedeutung  beizulegen,  obwohl  diese  eine  ähnliche  Erklärung  über 
den  Begrifi"  nicht  enthalten;  die  alte  Streitfrage  aber,  ob  die  l)yrmslir 
nur  die  Freigelassenen  treß^en,  welche  ihr  Freilassungsbier  noch  nicht 
gehalten  haben,  wie  dies  Gjessing  annimmt,^)  oder  auch  diejenigen, 
welche  dasselbe  bereits  gehalten  haben,  wie  dies  von  Erikson,  Fr. 
Brandt,  P.  A.  Munch  und  R.  Keyser  behauptet  wird,  ^)  ist  im  ersteren 
Sinne  zu  entscheiden,  wie  sich  dies  sofort  aus  dem  folgenden  mit 
Bestimmtheit  ergeben  wird. 

Nach  dem  bisherigen  erschien  lediglich  die  Haltung  des  Frei- 
lassungsbieres als  der  Akt,  mittels  dessen  der  frühere  Unfreie  aus 
der  Klasse  der  Freigelassenen  niederer  Ordnung    in   die    der  Freige- 


1)  GI)L.  66.  2)  Gjessing,  S.  278. 

^)  Erikson,  S.  56;  Fr.  Brandt,  Om  Tr^ellene,  S.  204—6  und  Forelcesninger, 
S.  74— 76;  Keyser,  S.  293  ;  Munch,  II,  S.  964— 65. 
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lassenen  höherer  Ordnung  aufstieg,  und  scheint  dabei  in  die  freie 
Wahl  des  Freigelassenen  gestellt  gewesen  zu  sein,  ob  und  wann  er 
zu  jenem  Akte  schreiten  wolltet)  Nur  dem  Sklaven,  der  sich  selbst 
freikauft,  schrieben  die  GpL.  vor,  daß  er  noch  mindestens  ein  Jahr 
für  seinen  Herrn  arbeiten  müsse,  -)  und  verwehren  ihm  somit  inso- 
lange  die  Haltung  des  Freilassungsbieres,  wie  sie  ihn  ja  auch,  inso- 
lange  nicht  mindestens  die  Hälfte  seines  Loskaufspreises  bezahlt  war, 
von  rechtswegen  einer  Schuldhaft  unterwarfen ;  '^)  die  FrI)L.  dagegen 
wollen  sogar  den  ersten  Akt  der  Freilassung  bis  zu  dem  Zeitpunkt 
verschoben  wissen,  da  der  halbe  Preis  bezahlt  ist,  "*)  und  scheinen 
andererseits  die  Haltung  des  Freilassungsbieres  demjenigen  zu  ge- 
bieten, der  sich  als  selbständiger  Landwirt  setzen  will.^j  Trotz  dieser 
Bedeutung  des  Freilassungsbieres  ist  indessen  dessen  Haltung  doch 
nicht  in  allen  Fällen  nötig,  um  die  Rechte  eines  Freigelassenen 
höherer  Ordnung  zu  erwerben,  und  kann  solche  unter  Umständen 
auch  wohl  durch  andere  Akte  vertreten  werden.  Als  unnötig  be- 
zeichnen die  GpL.  die  Haltung  des  Freilassungsbieres  bei  demjenigen 
„er  frjäls  feUr  ä  jörö",  ^i  d.  h.  bei  dem  Sohne,  welcher  mit  einer 
unfreien  Mutter  erzeugt  worden  ist,  welche  noch  vor  seiner  Geburt 
freigelassen  wurde ;  ferner  bei  dem  |)  y  b  o  r  i  n  n  s  o  n  r ,  d.  h.  dem 
Sohne,  welchen  ein  freier  V^ater  mit  einer  unfreien  Mutter  gewonnen 
hat,  und  welcher  noch  vor  zurückgelegtem  dritten  Lebensjahre  von 
seinem  Vater  oder  einem  väterlichen  Verwandten  freigelassen  und 
sodann  als  Freier  auferzogen  worden  ist,  '')  ohne  daß  eine  Schuld 
auf  ihn  gelegt  worden  wäre.  Den  letzteren  Fall  behandeln  auch  die 
FrpL.  als  einen  privilegierten,  indem  sie  sagen :  ^)  „jiä  ä  sä  maör 
viö  engan  mann  at  |)yrmask";  die  Bedeutung  dieses  Satzes  kann 
nämlich  augenscheinlich  keine  andere  sein  als  die,  daß  der  Jiyborinn 
sonr  unter  den  obigen  Voraussetzungen  von  den  |iyrmslir  von 
rechtswegen  frei  sein  solle,  also  ohne  daß  es  zu  solchem  Be- 
hufe    des   formellen   Aktes   der   Haltung   des   Freilassungsbieres    be- 


^)  G{)L.  62.  2)  ebenda,  61. 

^)  vgl.  meine  Abhandlung  über  die  Schuldknechtschaft,  S.  7 — 8. 

*)  Frj[)L.  IV,  55.  5)  ebenda,  IX,   12;  BjarkR.  III,   166. 

")  GJ)L.  61;  wegen  des  Ausdruckes  vgl.   Kgsbok.  229/I65. 

")  G])L.  61;  vgl.  57/31   und   104. 

^)  Fr])L.  X,  47.  Auch  in  Bezug  auf  die  Buße  ist  der  J)yborinn  sonr  be- 
günstigt, sowohl  nach  den  G{)L.  57  und  104,  als  nach  den  FrJ)L.  X,  47  ;  ich  gehe 
auf  diesen  Punkt  indessen  nicht  näher  ein,  da  für  denselben  offenbar  familienrecht- 
liche Gesichtspunkte  maßgebend  waren. 
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bedürfte.      Auch    derjenige    Mann    braucht    kein    Freilassungsbier   zu 
halten,    welchem  der  König  die  Freiheit  gibt,  ^)  und  dasselbe  wird 
wohl  auch,  obwohl  nirgends  ausdrücklich  gesagt,  von   denjenigen  zu 
gelten   haben,    die  vom  Dingverbande    oder   von   den    einzelnen 
Volklanden  freigelassen  werden,  da  nicht  abzusehen  ist,  wer  ihnen 
gegenüber  die  Rolle  des  Freilassers  zu  spielen  haben  sollte.  -)     End- 
lich   braucht   aber   auch    der  Freigelassene   kein  Freilassungsbier   zu 
halten,   der  „skattalaust  ok   skulda"  freigelassen  wurde,  '^)  d.  h. 
ohne    daß  irgend   eine  Abgabe  oder  Dienstleistung   für  die  Zukunft 
vom  Freilasser   vorbehalten  worden  wäre,  doch  soll  ein  solcher  den 
|)yrmslir  gegenüber  seinem  Freilasser  unterworfen  sein.     Für  diesen 
letzteren  Fall  mochte  der  Umstand  bestimmend  sein,  daß  der  Verzicht 
auf  jede  weitere  Leistung  auch  den,    wie  oben  bereits  bemerkt,  un- 
widerruflichen*) Verzicht  auf  die  leysingsaurar  enthielt,  durch  welchen 
die  Haltung  des  Freilassungsbieres  gegenstandslos  zu  werden  scheinen 
mochte.     Wie  bereits    in  diesem  Falle    der  Übertritt   in   die   höhere 
Klasse   der  Freigelassenen   sich   vollzog,    ohne    daß    damit  doch   die 
sämtlichen  Wirkungen  erzielt  wurden,  die  sich  sonst  an  die  Haltung 
des  Freilassungsbieres    knüpften,    so   kennen    die    GpL.    auch    einen 
Vertrag,    durch  welchen  der  PVeigelassene    niederer  Ordnung  seinen 
Kindern  das  Erbrecht   erkaufte,    wie    es  ihnen  zustände,    nach- 
dem   er  sein  Freilassungsbier  gehalten  hätte ;  '^)    die  FrpL.    aber    be- 
handeln das  „kaupa  af  ser  l)yrmslir"  geradezu  als  ein  Surrogat 
der  Haltung   des   Freilassungsbieres,  ^)    vielleicht,    weil    die    altertüm- 
lichen Formen  dieser  letzteren  außer  Gebrauch  kamen,  vielleicht  aber 
auch,  weil  der  gewöhnliche  Vertrag  gestattete,  die  verschiedenen  an 
den  Formalakt  sich  knüpfenden  Wirkungen  zu  trennen,  und  je  nach 
Belieben  nur  einen  Teil  derselben  in  Anwendung  kommen  zu  lassen. 
Jedenfalls  aber  ergibt  sich  aus  diesen  und  ähnlichen  Bestimmungen, 
daß    die    l)yrmslir  der  Regel    nach    nur   den  Freigelassenen    niederer 
Ordnung  oblagen  und  durch  die  Haltung  des  Freilassungsbieres  und 
deren  Surrogate  beseitigt  wurden,    wenn  dieselben    auch    ausnahms- 
weise  trotz  des  Übertrittes    in  die  höhere  Klasse    noch  fortbestehen 
konnten.  —  Aber  noch  von  einem  ganz  anderen  Surrogate  des  Frei- 

')  GI)L.  6i. 

'^)  Nach  den  FrJ)L.  IX,  13  soll  sogar  überhaupt  der  Unfreie,  der  eigens  zum 
Zwecke  seiner  Freilassung  gekauft  wurde,  ,,viÖ  engan  mann  I)yrmaz.",  wie  es  scheint, 
weil  das  Werk  der  Barmherzigkeit  dies  ausschloß.  ^)  ebenda. 

'')  GI)L.   129.  •'^)  ebenda,  66. 

")  FrI)L.  IX,   14;  vgl.  IX,   10  und   11,  sowie  XI,  23. 
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lassungsbieres  wissen  unsere  Quellen.  Es  wurde  bereits  bemerkt, 
daß  die  GpL.  die  l)yrmslir  neben  dem  Freigelassenen  selbst  auch 
noch  seinem  Sohne  auferlegen,  und  zwar  nicht  nur  zugunsten  des 
Freilassers,  sondern  auch  zugunsten  seines  Sohnes;^)  dazu  kommt 
nun  aber  eine  weitere  Stelle  desselben  Rechtsbuches,  welche  dem 
Freilasser  und  seiner  Nachkommenschaft  b i s  zum  neunten  Grade 
ein  Erbrecht  am  Nachlasse  des  Freigelassenen  und  seiner  Nachkommen- 
schaft, wiederum  bis  zum  neunten  Grade,  einräumt,  ")  sowie  eine 
Stelle  der  FrpL.,  welche  einerseits  ebenfalls  von  einem  derartigen, 
bis  zum  neunten  Grade  reichenden  Erbrechte  spricht,  andererseits 
aber  die  |)yrmslir  bis  zum  vierten  Grade  reichen  läßt. ^)  Es 
sollen  also  nach  den  FrpL.  die  l^yrmslir,  sofern  sie  nicht  durch 
die  Haltung  des  Freilassungsbieres  oder  durch  besonderen  Vertrag 
bereits  früher  beseitigt  worden  sind,  außer  dem  Freigelassenen  selbst 
auch  noch  dessen  Sohn,  Enkel  und  Urenkel  beschweren,  wogegen 
•der  Sohn  dieses  letzteren  von  denselben  von  rechtswegen  frei 
wird,  auch  wenn  ihre  vertragsweise  Beseitigung  nicht  erfolgt  ist. 
Die  Stelle  läßt  ferner  erkennen,  daß  dem  Freigelassenen  selbst  und 
den  drei  nächsten  Graden  seiner  Nachkommenschaft,  sofern  sie 
anders  den  jjyrmslir  unterworfen  sind,  keinerlei  verwandtschaftliches 
Erbrecht  untereinander  zusteht,  so  daß  also  insoweit  lediglich  ein 
Erbrecht  des  Freilassers  und  seiner  Nachkommenschaft  Platz  greift, 
und  werden  wir  wohl  diese  Angaben  dahin  generalisieren  dürfen, 
daß  neben  dem  Freigelassenen  selbst  auch  noch  die  nächsten  drei 
Grade  seiner  Nachkommenschaft  in  allen  und  jeden  Beziehungen  als 
Freigelassene  niederer  Ordnung  behandelt  werden.  Andererseits  aber 
wird  der  Sohn  des  Urenkels  des  Freigelassenen,  wie  bemerkt,  von 
rechtswegen  von  den  l^yrmslir  frei,  und  er  stellt  sich  demnach  in- 
soweit dem  Freigelassenen  gleich,  der  sein  Freilassungsbier  gehalten 
oder  von  demselben  sich  freigekauft  hat;  wenn  nun  sofort  von 
diesem  gesagt  wird,  daß  er  seine  Kinder  beerbe,  daß  ferner  sein 
Sohn  neben  seinen  Kindern  auch  seine  Eltern  und  seine  Ge- 
schwister beerbe,  und  entsprechenderweise  auch  dieses  letzteren  Sohn 
und  Enkel,  während  das  Erbrecht  dem  Freilasser  und  seiner  Deszen- 
denz zufalle,  wenn  weder  Eltern  noch  Kinder  noch  Geschwister  vor- 
handen sind,  die  einen  solchen  beerben  könnten,  so  ergibt  sich  aus 
dem  Zusammenhange,  daß  ganz  dasselbe  auch  von  dem  Sohne, 
Enkel,  Urenkel    und   dem  Sohne    des  Urenkels   eines   Freigelassenen 


1)  Gl) L.  66.  2)  ebenda,  §   io6.  ^)  FrI)L.  IX,   ii. 

Maurer,    Altnorwegisches  Staatsrecht. 
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gelten  muß,  welcher  von  rechtswegen  und  ohne  Haltung  eines 
Freilassungsbieres  von  den  J)yrmslir  freigelassen  wurde,  und  nur  von 
hier  aus  erklärt  sich  auch,  daß  sofort  gesagt  wird,  das  materielle 
Erbrecht  des  Freilassers  und  seiner  Nachkommenschaft  reiche  bis 
zum  neunten  Knie,  d.  h.  dasselbe  umfasse  als  imprimäres  den  Frei- 
gelassenen selbst  nebst  seinen  Kindern,  Enkeln  und  Urenkeln,  und 
als  ein  eventuelles  den  Sohn  seines  Urenkels  samt  seinen  Kindern, 
Enkeln  und  Urenkeln.  Innerhalb  beider  Gruppen  sind  demnach  je 
vier  Generationen  begriffen;  aber  innerhalb  der  niederen,  welche 
den  ]3yrmslir  unterliegt,  stehen  sich  alle  vier  völlig  gleich,  während 
in  der  höheren,  welche  den  l:>yrmslir  nicht  unterliegt,  die  erste 
Generation  im  Erbrechte  schlechter  gehalten  ist  als  die  drei  folgen- 
den, wogegen  diese  letzteren  wieder  unter  sich  völlig  gleich  stehen. 
Damit  scheint  es  nun  zusammenzuhängen,  daß  wir  an  einer  Reihe 
von  Stellen  der  FrpL.  den  leysingjasonr  mit  einer  höheren  Buße  an- 
gesetzt finden  als  den  leysingi  selbst,  ^)  während  an  einigen  anderen 
Stellen  allerdings  nicht  dasselbe  der  Fall  ist,  ^)  aber  teilweise  wenig- 
stens offenbar  nur  zufolge  einer  Verderbnis  des  Textes ;  ^)  an  einer 
jener  ersteren  Stellen,  und  entsprechend  an  einer  Parallelstelle  des 
älteren  Stadtrechtes,  wird  dabei  nach  den  Worten  „leysingja  syni 
mörk"  ausdrücklich  hinzugefügt:  „ok  svä  hinn  J3ri5i  taka  mörk",*)  woraus 
sich  ergibt,  daß  die  ganze  Bestimmung  sich  nur  auf  den  Sohn  eines 
Freigelassenen  beziehen  kann,  der  sein  Freilassungsbier  gehalten  oder 
abgekauft  hat,  resp.  auf  den  Sohn  eines  Urenkelssohns  eines  Frei- 
gelassenen, bei  dem  dies  nicht  der  Fall  war,  und  daß  sie  andererseits 
auch  auf  den  Sohn  und  Enkel  eines  solchen  sich  mit  beziehen  muß, 
der  als  annarr  und  |jriöi  dem  ersten  leysingjasonr  gleich  gestellt 
wird.  Andererseits  finden  wir  an  einer  Stelle  des  Stadtrechtes, 
welche  in  den  Fr[)L.  keine  vollständige  Parallele  hat,  ^)  der  „leysingja 
manns  eöa  frjälsgjafa"  eine  Buße  auferlegt,  mit  dem  Beisatze:  „jafnt 
hin  fjöröa  sem  hin  fyrsta'',  und  werden  wir  annehmen  dürfen^ 
daß  sich  dieselbe  ursprüngHch  nur  auf  die  frjälsgjafa,  also  die  Frei- 
gelassene geringerer  Ordnung  bezog;  der  Zusammenhalt  beider 
Stellen  bestätigt  aber,  daß  der  Freigelassene  geringerer  Ordnung, 
solange  weder  Abkauf  der  l)yrmslir  noch  Haltung  des  Freilassungs- 
bieres   in    Mitte    trat,    samt    den    drei    nächsten    Graden    seiner   De- 


*)  B'rI)L.  X,  35  und  46;  XIII,   15.  2)  ebenda,  IV,  49  und   53;  X,  41. 

^)  vgl.  ebenda,  X,  41  mit  46.  •*)  e  b  en  da,  X,  35  ;  Bj  ar  k  R.  III,    162. 

^)  BjarkR.  III,   127;  vgl.  etwa  FrI)L.  IX,   16. 
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szendenz  in  der  Buße  ganz  gleich    gestellt   war,    wogegen    der  Frei- 
gelassene höherer  Ordnung  noch  etwas  tiefer  in  der  Buße  stand,  als 
sein  Sohn,  Enkel  und  Urenkel,    wogegen  diese    letzteren  drei  Grade 
in  der  Buße  ganz  gleich  standen.     Beides  ganz  wie  es  bezüglich  des 
Erbrechtes  hier  und  dort  gehalten  wurde.     Der  Ausdruck  leysingja- 
sonr   scheint   demgemäß    nicht    nur   den    Sohn,    sondern    auch    den 
Enkel    und  Urenkel  des  Freigelassenen  höherer  Ordnung  bezeichnet 
zu  haben.    Zu  den  aus  dem  ]jrändheimer  Rechte  gewonnenen  Ergeb- 
nissen stimmt   aber   auch,   was    die    anderen   Provinzialrechte,    wenn 
auch  minder  deutlich,  aussprechen.     Auch  die  GpL.  lassen,  wie  wir 
gesehen  haben,    das    subsidiäre  Erbrecht    des  Freilassers    und    seiner 
Deszendenz  gegenüber  dem  Freigelassenen  und  den  seinigen  bis  zum 
„neunten  Knie"  reichen,    also    über   zweimal  vier  Generationen    sich 
erstrecken.  Auch  sie  gewähren  ferner  dem  leysingjasonr  einen  eigenen 
Bußbetrag,  welcher  zwischen  dem  des  leysingi  selbst  und  des  böndi 
in  der  Mitte  steht,  ^)  und  wenn  zwar  der  Regel  nach  dabei  ungesagt 
bleibt,    ob   damit   der  Sohn    eines  Freigelassenen    höherer   oder   ge- 
ringerer Ordnung  gemeint  sei,    so  fehlt  es  doch  keineswegs    an  An- 
haltspunkten, welche  nach  der  ersten  Richtung  hinweisen.     Die  Ver- 
fügungsbefugnis des  Weibes  eines  Freigelassenen,  der  sein  Freilassungs- 
bier gehalten   hat,   ist  z.  B.    eine    weniger   ausgedehnte,    als   die    des 
Weibes    eines   Sohnes    eines   solchen    Freigelassenen ;  ^)    andererseits 
wird   von  den  Kindern   freigelassener  Eltern,    welche  beiderseits   ihr 
Freilassungsbier  noch  nicht  gehalten   haben,    gesagt,    sie  seien  „jafn- 
rettismenn  viö  fööur  sinn",^)  und  ist  damit  denn  doch  ausgesprochen, 
daß  solche  Kinder  eben  keine  höhere  Buße  als  ihr  Vater  anzusprechen 
haben.     Der   einzige  Unterschied   also,    welcher   zwischen    den  GpL. 
und  FrI)L.  besteht,  liegt  darin  begründet,   daß  die  ersteren  von  den 
acht   Generationen,    die    dem    Erbrecht    des   Patronen    unterliegen, 
nur   die    zwei    ersten    noch    den    [lyrmslir    unterworfen   sein   lassen, 
während    die   letzteren  solche  auf  die  vier    ersten  Generationen    er- 
strecken; ein  Unterschied,    von  dem  wir  weder  wissen,    w^ie  weit  er 
reichte,    ob  er  nämlich  auf  die  JDyrmslir  sich  beschränkte,  oder  auch 
auf  Buße,  Erbrecht,  Freizügigkeit  usw.  sich  erstreckte,  noch  auch,  ob 
er  von  Anfang  an  begründet    oder    aber   erst  hinterher  in  Begünsti- 
gung der  Deszendenz  der  Freigelassenen  aufgekommen  war.    Die  B[)L. 
und  die  EI)L.  ferner  behandeln  in  Bezug  auf  die  Abstufung  der  als 
Grabkauf  zu   erlegenden  Beträge    die  frjälsgjafar,    die  leysingjar   und 


^)  G|)L.  91;    185;   198;  200.  2j  ebenda,   56.  ^)  ebenda,  63. 
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die  leysingjasynir  als  drei  verschiedene  Klassen,  ^)  wenn  sie  auch  die 
leysingjabörn  auf  der  Abteilung  der  leysingjar  ebensogut  beerdigen 
lassen  wie  die  frjälsgjafabörn  auf  dem  der  frjälsgjafar,  ^)  und  die 
BpL.  stufen  überdies  auch  in  Bezug  auf  die  Unzuchtsbuße  dieselben 
drei  Klassen  untereinander  ab,  ^)  wobei  nicht  zu  übersehen  ist,  daß 
hier  wie  dort  die  Abstufung  des  frjälsgjafi,  leysingi,  höldr  in  dem 
normalen  Verhältnisse  von  1:2:4  sich  bewegt,  dagegen  der  Ansatz 
des  leysingjasonr  sich  als  ein  unorganischer  zwischen  die  beiden 
letzteren  hineinschiebt.  Auch  hier  also  finden  wir  die  Deszendenz 
des  Freigelassenen  geringerer  Ordnung  diesem  selbst  völlig  gleich- 
gestellt, dagegen  die  Deszendenz  des  Freigelassenen  höherer  Ordnung 
über  diesen  erhoben,  ohne  daß  sich  freilich  bestimmen  ließe,  wie 
viele  Grade  der  Deszendenz  hier  und  dort  ins  Auge  gefaßt  werden, 
und  ob  sich  die  verschiedene  Behandlung  der  drei  Klassen  neben 
Grabkauf  und  Buße  auch  noch  auf  andere  Punkte  erstreckte.  Fremd- 
artig wie  sie  auf  den  ersten  Blick  erscheint,  ist  doch  diese  kompli- 
zierte Scheidung  von  zweimal  vier  Generationen  von  Freigelassenen 
nicht  ohne  tiefere  Begründung  im  Rechtssystem,  und  die  FrI)L.  sind 
es,  welche  deren  Zusammenhang  mit  diesem  aufdecken.  Dieselben 
lassen  das  bauggildi  sowohl  als  das  nefgildi  bis  zum  dritten  gleichen 
Grade  reichen,  wobei  der  gemeinsame  Stammvater  nicht  mitgezählt 
wird,  *)  so  daß  also,  wenn  ich  die  Terminologie  der  BI)L.  und  E[)L. 
anwenden  darf,  einerseits  der  frjälsgjafi  und  andererseits  der  leysingi 
mit  je  einem  vollständigen,  neben  ihm  selbst  je  drei  Grade  der  De- 
szendenz umfassenden  Verwandtenkreise  jene  zweimal  vier  Genera- 
tionen bildet.  Damit  dürfte  zusammenhängen,  daß  einerseits  die 
FrpL.  den  Freigelassenen  geringerer  Ordnung  selbst  samt  seinem 
Sohne,  Enkel  und  Urenkel  die  „leysingjaaetf'  bilden  lassen,^)  womit 
denn  doch  gesagt  scheint,  daß  erst  von  dem  Momente  an,  da  aus 
der  Nachkommenschaft  des  frjälsgjafi  ein  bauggildi  und  nefgildi  heran- 
gewachsen ist,  eine  aett  für  den  nunmehrigen  leysingi  erwächst,  wo- 
gegen der  frjälsgjafi  selbst  samt  den  nächsten  drei  Generationen 
seiner  Deszendenz  eine  aett  noch  nicht  hat;  daß  ferner  andererseits 
der  vollfreie  Mann  im  Gegensatze  zum  Freigelassenen  von  den  GpL. 
sowohl  ^)    als    von    den    Fr[)L.  ')    als  „aettborinn",    von   den    letzteren 

1)  BI)L.  I,  12;  II,  20;  E|)L.  I,  48;  n,  37. 

2)  BI)L.  I,  9;  II,   18;  III,   13;  EI)L.  I,  50;  II,  39. 

^)  BI)L.  II,   14.  4)  Fr|)L.  VII,  2—3  und   7—8. 

">)  FrJjL.  IX,   II.  6)  G{)L.  63;   71;    198. 

')  z.  B.  Frj3L.  IX,    16  und  öfter. 
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noch  häufiger  als  „ärborinn"  bezeichnet  wird,  d.  h.  als  ein  zu  einem, 
nämlich  freien,  Geschlechte  geborener,  oder  als  ein  altgeborener  be- 
zeichnet wird,  weil  er  nämlich  in  dem  Freigelassenen  höherer  Ord- 
nung und  den  drei  ersten  Generationen  seiner  Deszendenz  bereits 
ein  in  potenziertem  Sinne  freigeborenes  bauggildi  und  nefgildi  hat. 
Damit  stimmen  endlich  auch  die  Vorschriften  überein,  welche  die 
FrpL.  über  das  Verfahren  gegenüber  einem  Kläger  geben,  welcher 
den  Beklagten  als  seinen  frjälsgjafi  in  Anspruch  nimmt.  ^)  Ist  der 
Freilassungsakt  bestritten,  so  hat  diesen  der  Kläger  zu  beweisen ;  gibt 
der  Beklagte  diesen  zu,  behauptet  aber  leysingi  zu  sein,  so  hat  er 
die  Haltung  des  Freilassungsbieres  oder  den  Abschluß  eines  diesen 
ersetzenden  Vertrages  zu  beweisen;  behauptet  aber  der  Beklagte 
ärborinn  zu  sein,  so  muß  er  durch  das  Zeugnis  zweier  ärbornir  menn 
beweisen,  daß  schon  vier  seiner  Aszendenten  ärbornir  waren.  In- 
korrekt ist  dabei  freilich  der  Ausdruck  schon  insofern,  als  selbstver- 
ständlich die  letztgenannte  Verteidigung  einen  vorgängigen  Beweis 
der  Freilassung  durch  den  Kläger  ausschließt,  während  der  Wortlaut 
der  Stelle  diesen  zuzulassen,  ja  zu  fordern  scheint;  dann  aber  auch 
insofern,  als  die  Bezeichnung  ärborinn  sichtUch  in  zweifachem  Sinne 
gebraucht  ist,  da  ja  die  Forderung,  die  Eigenschaft  eines  ärborinn 
durch  den  Beweis  zu  stützen,  daß  schon  vier  Aszendenten  desselben 
ärbornir  gewesen  seien,  sonst  zu  einem  circulus  vitiosus  führen 
müßte:  offenbar  will  nur  dem  ärborinn  der  Beweis  einer  ärborin 
<ett,  wie  dem  leysingi  der  Beweis  einer  leysingjaaett  auferlegt  werden. 
Man  wird  übrigens  aus  diesem  Zusammenhange  der  zweimal  vier 
Generationen  von  Freigelassenen  mit  der  Struktur  der  Verwandt- 
schaft den  Schluß  ziehen  dürfen,  daß  die  Beschränkung  der  ])yrmslir 
auf  den  frjälsgjafi  selbst  und  seinen  Sohn  in  den  GI)L.  kaum  eine 
ursprüngliche  gewesen  sein  werde. 

Es  begreift  sich  nach  dem  Bisherigen,  daß  anstatt  der  in  den 
östlichen  Provinzen  üblichen,  und  vordem,  vielleicht  im  ganzen  Reiche 
gebräuchlichen  Bezeichnungen  frjälsgjafi  und  leysingi  für  die  beiden 
Klassen  der  Freigelassenen  hinterher  Bezeichnungen  aufkamen,  die 
nicht  mehr  von  den  beiden  Akten  der  Freilassung,  sondern  von  der 
Rechtslage  hergenommen  waren,  in  welcher  sich  die  eine  und  die 
andere  Klasse  derselben  befand.  Als  |)yrmslamenn  bezeichnen 
die  FrI)L.  und  das  Stadtrecht  die  niedere  Klasse  der  Freigelassenen, 
und  ist  diese  Bezeichnung  selbstv'erständlich   von   den    jiyrmslir  her- 

^)  FrI)L.  IX,   10. 
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genommen,  welchen  dieselben  unterworfen  sind,  und  zwar  in  der 
Stadt  ebensogut  unterworfen  sind  wie  auf  dem  Lände ;  ^)  sie  werden 
in  Fällen,  in  welchen  die  Ebenbürtigkeit  in  Frage  kommt,  den 
leysingjar  an  die  Seite  gestellt,  und  eben  damit  auch  wieder  von 
ihnen  unterschieden ;  ^)  sie  sollen  ferner  nicht  über  ihren  Patron 
zu  Gericht  sitzen  dürfen,^)  weil  dies  eben  den  Jjyrmslir  widerspricht,*) 
und  wenn  sie  von  der  Regel,  daß  arbeitsfähige  Bettler  um  3  Mark  ge- 
büßt und  für  diese  Buße  in  Schuldhaft  genommen  werden  dürfen, 
ausdrücklich  ausgenommen  werden,  ^)  muß  auch  dabei  die  Rücksicht 
auf  die  Rechte  des  Herrn  zugrunde  liegen.  Erheblicher  noch  ist, 
daß  wiederholt  ausgesprochen  wird,  bei  Bußzahlungen  sei  die  Buße 
der  l)yrmslamenn  „sakgilt  fe",  dagegen  die  Buße  aller  anderen  Leute, 
insbesondere  der  ärbornir  menn,  „silfrmetit  fe" ;  ^)  da  der  sakgildr  eyrir 
bereits  zu  des  K.  Magnus  Erlingsson  Zeit  nur  halbsoviel  galt  als 
der  silfrmetinn  eyrir,  ')  so  ist  hiernach  klar,  daß  bei  nominell  gleicher 
Angabe  ihres  Betrages  die  Buße  des  frjälsgjafi  materiell  stets  nur  halb 
so  hoch  ist  als  die  des  leysingi.  Mag  sein,  daß  gerade  von  hier  aus 
zu  erklären  ist,  daß  die  FrpL.  keine  besonderen  Bußsätze  für  die 
beiden  Klassen  der  Freigelassenen  anzugeben  pflegen;  jene  generelle 
Regel  vorausgesetzt,  war  nämlich  durch  die  Angabe  der  gleichen 
Bußziffer  für  beide  Klassen  bereits  selbst  gesagt,  daß  die  niedere 
Klasse  nur  halbsoviel  zu  erhalten  habe  als  die  höhere.  —  An  zwei 
Stellen  der  FrpL.  werden  ferner  vänarmenn  genannt ;  ^)  beide  Male 
werden  sie  neben  die  leysingjar  gestellt,  und  gleich  diesen  be- 
stimmten Rechten  eines  Herrn  unterworfen.  Da  der  Ausdruck 
arfvän,  der  im  isländischen  Rechte,  seiner  Etymologie  entsprechend, 
jede  Anwartschaft  auf  eine  Erbschaft  bezeichnet,  in  den  FrpL.  speziell 
auch  für  das  eventuelle  Erbrecht  gebraucht  wird,  welches  dem  Erb- 
lasser und  seiner  Nachkommenschaft  gegenüber  dem  Freigelassenen 
und  seiner  Deszendenz  bis  zum  achten  Grade  einschließUch  zusteht,^) 
und  da  in  den  GI)L.  auch  das  einfache  „van"  sich  in  diesem  Sinne 
gebraucht  findet,  ^^)  wird  man  kaum  irren,  wenn  man  unter  den  vänar- 
menn die  höhere  Klasse  der  Freigelassenen  versteht,  welche  zwar 
von  den  |)yrmslir  befreit  war,  aber  doch  einem  eventuellen  Erbrechte 
des  Patrones  unterlag. 

')  BjarkR.  II,  47.  2)   FrI)L.  IV,  4;  XV,   i.  ^)  ebenda,  X,    14. 

*)  GI)L.  66.  •^)  Frj^L.  X,  39;  BjarkR.  III,   163. 

^)  FrJ)L.  IV,  45;  X,  46;  ferner  X,  35  und  BjarkR.  III,   162. 

')  Heimskr.  Magniiss  s.  Erlingssonar,    16/792  usw. 

'')  FrI)L.  IX.    10  und    16.  »)  ebenda,    ii.  i»)  G^L.  63. 
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Man  sieht,  die  Vorschriften  der  Provinzialrechte  über  die  Frei- 
gelassenen lassen  bereits  auf  eine  gewisse  Zerrüttung  des  Standes 
schließen,  die  sich  leicht  begreift,  wenn  man  bedenkt,  daß  mit  dem 
Schwinden  der  Unfreiheit  auch  die  Freigelassenen  schwinden  mußten. 
Insbesondere  scheint  die  Haltung  des  Freilassungsbieres  oder  auch 
dessen  Abkaufen  ganz  regelmäßig  geworden  zu  sein,  so  daß  die  alte 
Regel,  daß  mit  dem  Ablaufe  der  vierten  Generation  die  Deszendenz 
des  Freigelassenen  ganz  von  selbst  in  die  höhere  Klasse  einrücke, 
nur  noch  als  ein  wenig  praktischer  Rest  älteren  Rechts  stehen  blieb, 
soweit  nicht  etwa  überdies  noch  eine  Ermäßigung  der  Frist  auf  den 
Ablauf  der  zweiten  Generation  eintrat.  Von  hier  aus  dürfte  sich 
sowohl  das  Überhandnehmen  der  ursprünglich  nur  für  die  höhere 
Klasse  üblichen  Bezeichnung  leysingi,  als  auch  der  andere  Umstand 
erklären,  daß  hin  und  wieder  in  den  Rechtsbüchern  eben  nur  von 
den  Freigelassenen  gesprochen  wird,  ohne  daß  sich  dabei  mit  Sicher- 
heit bestimm  en  ließe,  ob  an  die  höhere  oder  an  die  geringere  Klasse 
derselben  zu  denken  sei  oder  an  beide.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn 
die  GpL.  aussprechen,  ^)  daß  zwar  die  Annahme  von  Schuldknechten 
im  übrigen  vom  Ding  erfolgen  müsse,  daß  sie  jedoch  auch  in  einer 
beliebigen  anderen  Versammlung  erfolgen  könne,  wenn  es  sich  nur  um 
„leysingjabörn"  handle.  Ebenso,  wenn  dasselbe  Rechtsbuch  die  Frei- 
gelassene, welche  sich  eines  Unzuchtsvergehens  schuldig  macht,  in 
die  Schuldknechtschaft  ihres  Herrn  fallen  und  deren  Mitschuldigen 
an  diesen  eine  bestimmte  Buße  zahlen  läßt;-)  doch  scheinen  sich 
die  ganz  analogen  Vorschriften  des  jirändheimer  Rechtes  nur  auf  die 
Freigelassenen  geringerer  Ordnung  zu  beziehen,^)  für  welche  sie  auch 
im  Hinblicke  auf  die  ihnen  fehlende  Verehelichungsfreiheit  ungleich 
besser  passen.  So  ferner,  wenn  die  GpL.  der  Freigelassenen  wie 
der  inländischen  Sklavin  für  ein  Diebstahlsvergehen  Verstümme- 
lung, zunächst  an  einem  und  dem  zweiten  Ohr,  dann  aber  auch  an 
der  Nase  androhen.  *)  Nicht  ganz  klar  ist  es  auch,  ob  die  Alimen- 
tationspflicht, welche  nach  den  GI)L.  in  gewissem  Umfange  dem 
Freigelassenen  obliegen  sollte,  ^)  sich  auf  Freigelassene  der  einen 
oder  anderen  Klasse  bezog;  da  indessen  die  FrpL.  noch  von  einer 
subsidiären  Alimentationspflicht  wissen,  welche  dem  Freilasser  und 
seiner  Deszendenz    gegenüber   den  Freigelassenen   höherer  Ordnung 


')  GI)L.   71.  2)  ebenda,   198. 

3)  FrJ)L.   IX,    16;  BjarkR.  III,    127. 
*)  GJ)L.  259.  **)  ebenda,   129. 
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obliegt,  ^)  wird  wohl  angenommen  sein,  daß  die  eine  wie  die  andere 
Alimentationspflicht  auf  beide  Klassen  der  Freigelassenen  sich  bezog. 
Doch  liegt  dieselbe  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  der  GpL.  dem- 
jenigen Freigelassenen  nicht  ob,  der  sich  selber  losgekauft  hat  Auf  ein 
paar  Stellen,  welche  die  AUmentationsansprüche  von  Kindern  von 
Freigelassenen  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  mögUchen 
Fälle  besprechen,  ^)  je  nachdem  nämlich  die  Eltern  gleichen  oder 
verschiedenen  Standes  sind,  ferner  der  einen  oder  anderen  Klasse  der 
Freigelassenen  angehören,  oder  auch  vollfrei  sind,  glaube  ich  hier 
nicht  eingehen  zu  sollen;  dieselben  könnten  bei  ihrer  kasuistischen 
Haltung  nicht  ohne  unverhältnismäßige  Weitläufigkeit  besprochen 
werden,  und  sind  von  mir  anderwärts  schon  des  näheren  erörtert 
worden.  ^) 

Kurz  zusammengefaßt    ist   hiernach    unser   Ergebnis    folgendes : 
Die    sämtlichen    norwegischen    Provinzialrechte    unterscheiden    zwei 
Klassen   von  Freigelassenen.     Die  geringere  Klasse  (frjälsgjafar  nach 
den  BpL.    und  EI)L.,    ursprünglich   wohl    auch    den  FrpL.,    [)yrmsla- 
menn    nach  diesen  letzteren)    entbehrt   der  vollen  Freizügigkeit,    des 
Verehelichungsrechtes,    der   freien  Verfügung    über   das    eigene  Ver- 
mögen,   sowie    des    gegenwärtigen    Erbrechtes    selbst    unter   Eltern, 
Kindern  und  Geschwistern ;  sie  unterliegt  ferner  den  ])yrmslir  gegen 
den  Freilasser   und  seiner  vorn,   während  sie  zugleich   in  Bezug   auf 
Wergeid  und  Buße,    dann  so  manche  andere  Verhältnisse,  in  denen 
sich  die  Standesverschiedenheiten  auszuprägen  pflegen,  zurückgesetzt 
erscheint.     Die  höhere  Klasse  dagegen  (leysingjar  der  BpL.  und  El)L. ; 
vänarmenn   der   Fr[)L.)    ist   von  den   jjyrmslir   sowohl    als    der   vorn 
befreit,    besitzt  die  Freizügigkeit,   Verehelichungsbefugnis,    freie  Ver- 
mögensdisposition,   sowie    ein    beschränkt   verwandtschaftHches    Erb- 
recht ,  sie  unterliegt  aber  doch  noch  einem  subsidiären  Erbrecht  des 
Freilassers,    welchem   hinwiederum  auch  gegenseitige  subsidiäre  Ali- 
mentationspflichten  entsprechen,    und   steht   bezüglich    der   Standes- 
rechte zwar  den  vollfreien  Leuten  nach,  aber  doch  über  der  geringeren 
Klasse  der  Freigelassenen.     Die  Angehörigkeit  zu  beiden  Klassen  ist 
dabei  eine  beschränkt  vererbHche,    indem  der  Sohn,   Enkel    und  Ur- 
enkel des  frjälsgafi  diesem,  der  Sohn,  Enkel  und  Urenkel  des  leysingi 


^)  Fr|)L.  IX,   II   und   13;  ähnlich  G|)L.  63. 
2)  G|)L.  63;  Fr{)L.  IX,    11. 


)  vgl.  meine  Abhandlung  „Die  Freigelassenen  nach  altnorwegischem  Rechte", 
S.  70—80. 
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dem  letzteren  gleichsteht,  wogegen  der  Urenkelssohn  des  frjälsgjafi 
zum  leysingi,  der  Urenkelssohn  des  leysingi  zum  Vollfreien  vorrückt; 
außerdem  rückt  aber  der  frjälsgjafi  auch  durch  Haltung  seines  Frei- 
lassungsbieres oder  Abschluß  eines  entsprechenden  Vertrages  in  die 
höhere  Klasse  hinauf.  Späteren  Ursprungs  erst  erscheint  die  Bevor- 
zugung der  leysingjabörn  vor  den  leysingjar  selbst,  sowie  eine  gewisse 
Verwischung  der  Schärfe  des  Gegensatzes  der  beiden  Klassen  zu  sein^ 
welche  sich  zumal  in  den  GpL.  und  FrpL.  bemerkbar  macht.  — 
Aus  der  Gesetzgebung  des  K.  Magnus  lagaboetir  sind  natürlich 
mit  den  Unfreien  auch  die  Freigelassenen  völlig  verschwunden. 
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Für  den  freien  Mann,  welcher  weder  besonderen  Schmälerungen 
seines  Rechtes  ausgesetzt  war,  wie  der  Freigelassene,  noch  auch  be- 
sonderer Auszeichnungen  sich  erfreute,  wie  der  Stammgutsbesitzer, 
der  Landherr  oder  der  Jarl,  brauchen  die  G[)L.  zumeist  die  Bezeich- 
nung b  ö  n  d  i.  Streng  korrekt  ist  dieser  Sprachgebrauch  allerdings 
nicht.  Aus  büandi  oder  böandi,  einer  Partizipialform  des  Zeitwortes 
büa,  zusammengezogen,  bezeichnet  nämlich  dieses  Wort,  unserem 
„Bauer"  ganz  entsprechend,  ursprünglich  den  Mann,  welcher  als  selb- 
ständiger Hauswirt  die  Landwirtschaft  betreibt;  doch  wird  der  Aus- 
druck analog  auch  für  die  selbständigen  Hauswirte  in  der  Stadt, 
also  die  boendr  i  kaupangi  gebraucht,  ^)  möge  nun  ein  solcher  ein- 
fach als  büandi  oder  bondi,  -)  oder  emphatischer  als  hüsböndi  be- 
zeichnet werden :  •^)  nicht  den  bcendr  werden  darum  die  kaupangrs- 
menn  oder  bcejarmenn  entgegengesetzt,  sondern  den  heraösmenn.  *) 
Der  böndi  in  diesem  Sinne  wird  aber,  gelegentlich  auch  als  bümaör 
oder  bül)egn  bezeichnet,  demheimamaör  oder  griömaör  gegen- 
übergestellt, d.  h.  dem  Dienstknechte  freien  Standes,  welcher  in 
fremdem  Hause  sein  Brod  erwirbt.  Weiterhin  bezeichnet  der  Aus- 
druck aber  auch  den  Ehemann  als  solchen,  ohne  alle  Rücksicht  auf 
den  Stand,  welchem  derselbe  angehört,  und  zwar  wird  \T>n  hier  aus 
nicht  nur  der  „büandi"  seiner  „kona"  gegenübergestellt,  ^)  sondern 
es    werden    auch    von    den    „boendr"    die    „dre  ngm  en  n",  ^)  „ein- 


^)  BjarkR.  II,   37.  ^)  ebenda,  III,  98;   130;   138;    142;    150. 

^)  ebenda,  II,  23;  27;  29;  III,   100.  *)  ebenda,  II,  43;  III,   102. 

^)  z.  B.  GJ>L.  53;  Fr|)L.  XI,  22  u.  dergl.  m.  »)  GJ)L.  299. 
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hleypir  men n",  ^)  „e i n h  1  e y  p  i s m e  n  n",  -)  „e i n h  1  e y  p  i n g a r"  ^) 
oder  „lausir  menn"*)  u.  dergl.  m.  unterschieden,  wobei  freilich 
ebensogut  der  zwischen  ansässigen  und  nicht  ansässigen  Leuten  be- 
stehende Gegensatz  gemeint  sein  kann,  als  der  zwischen  verheirateten 
und  ledigen  bestehende,  wie  denn  in  der  Tat  der  Ansässige  regel- 
mäßig auch  verheiratet,  und  der  Verheiratete  regelmäßig  auch  an- 
sässig gewesen  zu  sein  scheint.  Als  Standesbezeichnung  im  poli- 
tischen Sinne  kann  natürlich  der  Ausdruck  weder "  im  einen  noch 
im  anderen  Sinne  gelten,  da  ja  der  Natur  der  Sache  nach  auch  der 
Freigelassene,  der  Stammgutsbesitzer,  der  Landherr  und  der  Jarl  ver- 
heiratet und  mit  eigenem  Rauche  angesessen  zu  sein  pflegte,  und 
umgekehrt  auch  der  gemeinfreie  Mann  von  freier  Abkunft  recht 
wohl  ledig  und  ohne  eigenen  Haushalt  sein  konnte.  Dagegen  kommt 
derselbe  anderwärts  ganz  unzweifelhaft  als  solcher  gebraucht  vor,  und 
zumal  setzen  die  GpL.  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  sie  auf  die 
Abstufung  der  Stände  zu  sprechen  kommen,  also  bei  der  Angabe 
der  Bußsätze,  ^)  bei  Erwähnung  der  den  Verfügungen  der  Weiber 
gezogenen  Schranken,  ^)  endlich  bei  der  Bestimmung  der  Grenzen, 
innerhalb  deren  Vergabungen  an  den  pyborinn  sonr  sich  zu  halten 
haben,  ')  den  böndi  sowohl  dem  leysingi  und  dem  leysingjasonr,  als 
dem  höldr  und  dem  lendrmaör  entgegen.  Nur  wenn  es  gilt,  den 
freigeborenen  Mann  recht  emphatisch  als  solchen  zu  bezeichnen,  und 
zumal  ihn  von  dem  freigelassenen  scharf  zu  unterscheiden,  gebrauchte 
man  die  Bezeichnung  settbo  rin  n,  ^)  und  ist  dieser  Ausdruck  be- 
achtenswert. Die  isländischen  Rechtsquellen  ^)  sowohl  als  die  geschicht- 
lichen Quellen  ^'^j  brauchen  in  gleichem  Sinne  die  Bezeichnung 
frj  älsborinn,  wofür  allenfalls  auch  frelsborinn  sich  gebraucht 
findet; ^\)  wenn  die  norwegischen  Quellen,  soviel  ich  sehe,  dieselbe 
vermeiden,  so  ist  der  Grund  hiervon  doch  wohl  der,  daß  auch  die 
Kinder  des  frjälsgjafi,  dann  die  des  leysingi,  ja  allenfalls  auch  dieser 
selbst  freigeboren  sind,  und  somit  diesen  halbfreien  Leuten  gegen- 
über erst  derjenige  als  vollfrei  erscheinen  kann,  der  bereits  eine  frei- 
geborene Verwandtschaft  im  vollen  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  mindestens 


^)  FrJ)L.  VII,  7;  vgl.  auch  II,  33;  X,  36;  BjarkR.  III,  99  u.  dergl.  m. 
2)  BjarkR.  III,  63.  »)  Grettla,  27/64. 

*)  Vatnsdoela,    12/23.  ^)  G|)L.  91;   185;   198;  200. 

<*)  ebenda,  56.  ')  ebenda,   129.  ^)  ebenda,  63;  71;   19S. 

")  z.  B.  Kgsbk.  94/167  und    168;   96/172. 

^^)  z.  B.  Heimskr.    Olafs    s.    helga,   123/354;    Anhang  zur  Eyrbyggja, 
125.  ^1)  Gammelnorsk  Homiliebök,    191. 
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drei  freigeborene  Aszendenten  in  gerade  aufsteigender  Linie  besitzt. 
Jener  ungenauere  Sprachgebrauch  in  Bezug  auf  die  Bezeichnung 
böndi  erklärt  sich  aber  daraus,  daß  einerseits  die  freigeborenen  Leute 
ohne  besondere  Auszeichnung  eben  doch  die  große  Masse  und  den 
Kern  des  Bauernstandes  bildeten,  und .  daß  andererseits  doch  auch 
die  ledigen  Burschen  unter  ihnen  zumeist  einer  Bauernfamilie  fbon- 
daaett)  anzugehören  pflegten,  wenn  sie  auch  nicht  selber  als  Bauern 
angesessen  waren ;  man  mochte  demzufolge  immerhin  den  Ausdruck 
bondi  für  den  Gemeinfreien  als  solchen  brauchen,  und  demgemäß 
einerseits  die  durch  besondere  Vorzüge  oder  Zurücksetzungen  aus- 
gezeichneten Klassen,  und  andererseits  die  nicht  ansässigen  Mitglieder 
des  gemeinfreien  Standes  selbst  unter  besonderen  Bezeichnungen  den 
bcendr  gegenüberstellen,  wenn  es  darauf  anzukommen  schien,  diesen 
letzteren  Ausdruck  einerseits  in  seiner  Bedeutung  als  Standesbezeich- 
nung und  andererseits  in  seiner  Bedeutung  als  soziale  Bezeichnung 
schärfer  hervortreten  zu  lassen. 

Die  FrI)L.  samt  dem  Stadtrechte  gehen  in  ihrer  Terminologie 
genauer  zu  Werke.  Der  Ausdruck  böndi  wird  in  ihnen  als  Standes- 
bezeichnung für  den  Gemeinfreien  im  Gegensatze  zum  Freigelassenen 
und  zu  den  höheren  Klassen  nicht  gebraucht;  dagegen  wird  der 
Ausdruck  aettborinn  hin  und  wieder  in  diesem  Sinne  verwandt,^) 
und  häufiger  noch  wird  der  Mann  als  ärborinn  bezeichnet,  welchen 
die  GI)L.  böndi  nennen.  Man  wird  aber  diese  letztere  Bezeichnung 
nicht  mit  Munch,  Fritzner  und  Guöbrandr  Vigfüsson  als  eine  Ver- 
kürzung von  arfborinn  ansehen  dürfen;  vielmehr  wird  dieselbe  wohl 
auf  är,  d.  h.  frühzeitig,  uranfänglich  zurückzuführen  und  in  derselben 
Weise  zu  deuten  sein,  in  welcher  die  Völuspä  der  „jötna  är  um 
borna''  gedenkt  als  der  am  Anfange  der  Zeiten  geborenen,  wie  denn 
in  der  Tat  im  Sonatorrek  „ärborinn  ör  Jötunheimum"  in  diesem 
Sinne  gebraucht  steht,  -)  und  wird  dieselbe  an  die  Tatsache  anzu- 
knüpfen sein,  daß  nach  dem  l)rändheimer  Rechte  erst  derjenige  zu 
keiner  leysingjaaett  mehr  gehörte,  dessen  Urgroßvater  bereits,  wenn 
nicht  eines  vollfreien  Mannes,  so  doch  eines  Freigelassenen  höherer 
Ordnung  Sohn  gewesen  war.  Dem  Umstände  also,  daß  man  frjäls- 
borinn  sein  konnte,  ohne  darum  doch  zu  den  Vollfreien  zu  gehören, 
trägt  diese  Terminologie  vollkommen  Rechnung ;  materiell  aber  wird 


1)  z.  B,  FrI)L.  IX,    12  und  BjarkR.  III,    i66;   FrI)L.  IX,   i6;  dann  BjarkR. 
III,  145,  wo  jedoch  die  FrJ)L.  XIV,  10  ärborinn  haben.     Auch  BjarkR.  III,  127. 
^)  Guöbrandr  Vigfüsson,   Corpus  poeticum  boreale,  I,  S.  277. 
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der  ärborinn  maör,  wo  immer  in  Bußsätzen  die  Abstufung  der  Stände 
sich  geltend  macht,  mit  einem  eigenen  Ansätze  bedacht,  welcher 
höher  steht  als  der  des  leysingi  oder  leysingjasonr,  aber  niedriger 
als  der  des  höldr.  ^)  —  Eigentümlich  ist  aber  dem  l^rändheimer  Rechte 
auch  noch  die  andere  Tatsache,  daß  dasselbe  zwischen  den  ärborinn 
maör  und  den  leysingjasonr  noch  ein  weiteres  Glied  einschiebt, 
nämlich  den  reks])egn.  ^)  Was  unter  diesem  zu  verstehen  sei, 
wird  uns  nirgends  gesagt,  und  sind  dieserhalb  die  verschiedensten 
Meinungen  ausgesprochen  worden ;  ich  möchte  aber  weder  mit  Wilda 
an  einen  halb  ausgewachsenen  und  darum  nur  halbe  Buße  beziehen- 
den Menschen  denken,  ^)  noch  mit  Munch  an  einen  Fremden,  einen 
Mann  von  unsteter  Lebensweise,  oder  den  Nachkommen  eines  Frei- 
gelassenen,*) obwohl  sich  der  zuletzt  erwähnten  Auffassung,  wenn 
auch  mit  verschiedenen  Modifikationen,  auch  R.  Keyser,  ^)  A.  Gjes- 
sing  ^)  und  Fr.  Brandt  ^j  angeschlossen  haben,  sondern  vielmehr  das 
Wort,  wie  auch  Guöbrandr  Vigfüsson  tut,  als  mit  rekkr,  d.  h.  tüch- 
tiger, angesehener  Mann,  zusammengesetzt  ansehen.  In  der  dichte- 
rischen Sprache  sehr  häufig  wiederkehrend,  kommt  dieses  Wort  doch 
auch  in  den  FrpL.  vor  in  der  altertümlichen  alliterierenden  Formel 
„ä  rekka  skaut  ok  rygja",  ^)  d.  h.  in  den  Schoß  von  Mann  und  Weib; 
von  hier  aus  wird  mir  aber  der  reksl)egn  nicht,  wie  Guöbrandr  Vig- 
füsson will,  „a  freeholder,  franklin",  sondern  ein  freier  Mann,  der  eines 
anderen  Freien  Untergebener  geworden  ist,  also  ein  Mann,  der  keinen 
eigenen  Haushalt  hat  und  darum  genötigt  ist,  in  fremdem  Dienste  seinen 
Unterhalt  zu  suchen.  Der  nicht  zwar  in  den  norwegischen  Rechts- 
quellen, wohl  aber  in  den  Geschichtsquellen  ^)  und  auch  in  den  is- 
ländischen Rechtsbüchern  ^^)  vorkommende  Ausdruck  frelsingi, 
welcher  zumeist  auf  die  Freigelassenen  bezogen  werden  will,  scheint 
ziemlich  in  demselben  Sinne  gebraucht  worden  zu  sein,  nur  etwa 
mit  der  Abweichung,  daß  er  neben  freigeborenen  auch  noch  die 
freigelassenen  Hausdiener  mit  umfaßte.    Als  eine  Standesbezeichnung 

1)  FrJ)L.  IV,  45;  49;  53;  X,  35;  41;  46;  XIII,   15;  BjarkR.  III,   162. 

2)  FrI)L.  IV,  49  und  53;  X,  35,  41   und  46;  XIII,   15;  BjarkR.  III,    162. 
■')  Strafrecht  der  Germanen,  S.  342  Anm.  3. 

*)  Norwegische  Geschichte,  I,  i,  S.  137;  II,  S.  967  Anm.  i;  Samlede  Afhand- 
linger,  I,  S.  78-9  Anm.  4.  »)  Rechtsgeschichte,  S.  297. 

*)  ang.  O.,  S.  293— 96.  ')  Brudstykker,  S.  2— 3  ;  Forelresninger, 

I,  S.  78— 79.  »)  FrJ)L.  IX,   1. 

*)  vgl.  z.  B.Ei  gl  a,  10/19  und  16/30;  Eyrbyggja,  II/12;  Landndma,  II, 
19/123;  Grettla,  19/41  ;  Sturlünga,  VII,  222/107  ;  Heimskr.  Olafs  s.  helga, 
21/231  und   151/405  usw.  1«)  Kgsbk.,  9/26;  St.  24/34  usw. 
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in  streng  rechtlichem  Sinne   kann    der  Ausdruck   eben    darum  wohl 
nicht  aufgefaßt  werden. 

In  derselben  Weise,    in  welcher   sich    nach  den  FrI)L.  rechtlich, 
nach  den  übrigen  Quellen   aber  wenigstens  sozial  die  freien  Dienst- 
leute von    dem  Kerne  der  Gemeinfreien  nach    unten   abzweigen,    er- 
heben sich  über  diese,    wenigstens  nach    einigen  der  uns  erhaltenen 
Rechtsbücher,  nach  oben  die  h  ö  1  d  a  r.     Auch  dieses  Wortes  Etymo- 
logie  ist   eine    sehr  bestrittene.     Hans  Paus  (175 1)  wollte   den  höldr 
an    „höir*    anknüpfen,    und    entweder    auf  die    in    des  Königs  Halle 
dienenden  Hofleute  beziehen,  oder  auf  größere  Grundbesitzer,  welche 
ihre    eigene   Halle    und   Hofhaltung   besassen.     Das    Glossar   zum  I. 
Bande  der  Kopenhagener  Ausgabe  der  S?emundar  Edda  (1787)  leitet 
das  Wort  von  „hylja"  ab,  und  faßt  hiernach  die  höldar  als  „tutores, 
protectores",  wogegen  das  Glossar  zum  II.  Bande  (1818)  an  das  Zeit- 
wort „halda"  anknüpft,    wie  dies  vorher  schon  Päll  Vidalin  (f   1727) 
getan  hatte ;  in  der  Ausgabe  seiner  „Skyringar  yfir  fornyröi  lögbökar" 
(Reykjavik,  1854)  fehlt  freilich  die  betreff  ende  Angabe,  aber  sie  findet 
sich  in  dem  Auszuge  aus  dieser  Schrift,  welche  l)ürarinn  Sigvaldsson 
Liliendal    in  den  älteren  Felagsrit,    Bd.  III,    S.  238 — 9  mitgeteilt  hat 
(1783).     In  letzterem  Sinne  erklärte  sich  auch  Grimr  Jönsson  porkelin 
im  Glossare  zu  einer  Ausgabe  der  Landslög  (1817);  ferner  Sveinbjörn 
Egilsson,   Fr.  Brandt^)    u.  a.  m.,    indem    dabei   an    den   längere  Zeit 
währenden  Besitz  gewisser  Liegenschaften   gedacht  werden  will;   in- 
dessen   sind    alle  diese  Ableitungen    ganz    gleichmäßig   unbrauchbar, 
sowohl   in    sprachlicher   wie    in   sachlicher   Hinsicht,    und    ist   ledig- 
lich an  einer  neuerdings  von  Sophus  Bugge  (1867)-)  und  Guöbrandr 
Vigfüsson   (1869)    aufgestellten    anderweiten    Ableitung    festzuhalten. 
Danach    erscheint  das  Wort  kontrahiert   aus  „haluör",    welches    dem 
ags.  häleö,  ahd.  helid  entspricht,  und  ganz  in  derselben  Weise  neben 
neben  „halr",    d.  h.  Mann  sich  stellt,    wie    im    ags.    neben    häleö    ein 
häle  auftritt.     So  bezeichnet  das  Wort  dann  auch  ursprünglich,  ganz 
wie  rekkr,  |)egn  oder  karl,    nur  den  Mann  als  solchen,   oder  empha- 
tischer den  tüchtigen,  tapferen  Mann,  also  den  Helden;  die  Dichter- 
sprache   hält  noch   auf  lange  hinaus    an  dieser    ursprünglichsten  Be- 
deutung des  Wortes  fest,  aber  auch  in  prosaischer  Rede  kann  einmal 
die  Bezeichnung  „sä  hinn  heimski  höldr"  für  einen  dummen  Menschen 
gebraucht  werden,  '^)  und  noch  heutigen  Tages  bezeichnet  man  einen 


')  Om  Odels-  og  Aascedesretten,  S.  9 — 10  (1850). 

2)  Sitmundar  Edda,  S.  144 — 45,  Anm.  ^)  Flbk.   I,  315/391. 


J25  Abschnitt  II.     Das  norwegische  Volk. 

tüchtigen  Landwirt  auf  Island  ganz  ebensogut  als  „bühöldr",  wie  als 
büjiegn  oder  bümaör.  Dagegen  liegt  bereits  eine  Verengerung  dieses 
ältesten  Sprachgebrauches  vor,  wenn  die  Hyndluljöö  die  „höldbornir 
menn"  den  „hersbornir"  gegenüberstellen,  oder  wenn  die  später 
noch  des  näheren  zu  besprechende  Rigsl^ula  den  Namen  des  Höldr 
unter  den  Söhnen  des  Karl  nennt,  und  somit  den  Söhnen  des  praell  so- 
wohl als  den  Söhnen  des  Jarl  gegenüberstellt,  oder  wenn  vollends  die 
jüngere  Edda  die  Definition  gibt:  ^)  „jjegnar  ok  höldar,  svä  eru  büendr 
kallaöir";  der  Ausdruck,  der  ursprünglich  nur  den  Mann  als  solchen 
bezeichnet  hatte,  ist  damit  zu  einer  Bezeichnung  des  gemeinfreien 
Mannes  geworden,  im  Gegensatze  zu  den  geringeren  sowohl  als  den 
höheren  Volksklassen.  Aber  sogar  noch  eine  weitere  Verengerung 
des  Sprachgebrauches  trat  ein.  Eine  andere  Stelle  der  Snorra  Edda 
fährt,  nachdem  sie  von  den  „hersar"  gesprochen  hat,  weiter :  -)  „jiar 
naest  eru  [leir  menn,  er  hölöar  heita;  l)at  eru  büendr,  jjeir  er  gildir 
eru  af  aettum  ok  rettum  fullum,"  und  in  den  Geschichtsquellen 
werden  die  höldar  als  eine  Klasse  von  Leuten  bezeichnet,  welche, 
ohne  zu  des  Königs  Dienstverband  zu  gehören,  doch  diesen  im 
Range  am  nächsten  stehen,  und  in  welchen  eben  darum  die  Land- 
herrn und  die  Jarle  herabsinken,  sowie  sie  diese  ihre  Würde  auf- 
geben. ^)  Insoweit  also  ergibt  sich  aus  den  nicht  juristischen  Quellen 
deutlich  ein  mehrfacher  Wechsel  in  der  Bedeutung  des  Wortes  höldr, 
indem  dieser  ursprünglich  den  Mann  im  allgemeinen,  weiterhin  dann 
nur  noch  den  gemeinfreien  Mann,  endlich  aber  in  noch  engerer  Be- 
grenzung gar  nur  noch  einen  durch  besondere  Vorzüge  begünstigten 
Mann  innerhalb  des  gemeinfreien  Standes  bezeichnet.  Die  Rechts- 
bücher aber  stehen  auch  ihrerseits  auf  verschiedenen  Stufen  der  da- 
mit nachgewiesenen  Entwicklung;  von  der  ersten  Stufe  des  Sprach- 
gebrauches weiß  ich  freilich  in  ihnen  keine  Spur  zu  finden,  aber  die 
zweite  und  dritte  tritt  in  ihnen  sehr  bestimmt  geschrieben  zutage. 
In  den  BpL.  und  EJ^L.  wird  der  hauldr,  hauldmaör  oder  hauldborinn 
maör  samt  seinen  Kindern  einerseits  dem  lendrmaör  und  anderer- 
seits dem  leysingi  mit  seiner  Nachkommenschaft  gegenübergestellt.  *) 
Die  BpL.  stellen  dabei  dem  Landherrn  nur  diejenigen  unter  seinen 
Kindern  gleich,  welche  noch  „i  landvänum"  sind,  die  EpL.  aber  die- 

^)  Skäldskaparm.,  65/530.  ^)  ebenda,  53/456. 

^)  vgl.  z.  B.  Eigla,  40/80  — 81  mit  41/81  ;  Heimskr.  Haralds  s.  hdrfagra, 
27/68  u.  dergl.  m.  Vgl.  auch  FMS.  VI,  62/278—9  und  Flbk.  III,  349,  wo  freilich 
der  Name  der  höldar  nicht  genannt  wird.  '^j  BI)L.  I,  9  und  12;  II,  14,  18  und 

20;  III,  13;  EJ,L.  I,  48  und  50;  II,  37  und  39. 
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jenigen,  welche  das  40.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben,  während 
diejenigen  Kinder,  welche  älter  geworden  sind,  und  damit  die  Hoff- 
nung auf  die  Verleihung  von  Land  verloren  haben,  aber  damit  von 
selbst  in  die  nächst  niedere  Klasse,  als  die  der  höldar,  herabsinken. 
Die  BI)L.  bezeichnen  endlich  denjenigen  Teil  des  Kirchhofes,  auf 
welchem  die  höldar  begraben  werden,  als  die  böndalega,  und  zeigen 
damit,  daß  die  Begriffe  böndi  und  höldr  für  sie  als  identische  gelten. 
Beide  Rechtsbücher  verwenden  somit  ganz  zweifellos  die  Bezeichnung 
höldr  in  der  zweiten  der  oben  nachgewiesenen  Bedeutungen,  und 
wissen  noch  nichts  von  dessen  Begrenzung  auf  eine  bevorzugte 
Klasse,  welche  innerhalb  des  Bauernstandes  von  dessen  übrigen  Mit- 
gliedern sich  ausgeschieden  hätte.  Dagegen  scheiden  die  GpL.  und 
FrpL.  den  höldr  oder  höldmaör  in  allen  den  Punkten,  in  welchen 
sich  die  Sonderung  der  Stände  überhaupt  geltend  zu  machen  pflegt,, 
scharf  von  dem  bloßen  böndi  oder  ärborinn  maör,  indem  sie  ihn 
zwischen  diesen  und  den  Landherren  als  einen  besonderen  Stand  in 
die  Mitte  schieben;  ganz  konsequent  lassen  ferner  die  GpL.  den 
Sohn  des  Landherrn  „hauldsrettr"  nehmen,  wenn  er  nicht  durch  die 
Verleihung  von  Land  selber  zum  Landherrn  befördert  wird,  ^)  wäh- 
rend andererseits  die  FrI)L.  die  höldar  doch  auch  wieder  sogar  von 
den  besten  Bauern  unterscheiden,  w^enn  sie  zu  einer  zunächst  den 
ersteren  übertragenen  Funktion  die  letzteren  nur  unter  der  Voraus- 
setzung zugelassen  wissen  wollen,  daß  es  an  höldar  gänzlich  fehlt.-) 
Die  Voraussetzungen,  an  welche  der  Stand  gebunden  ist,  geben 
beide  Rechtsbücher  allerdings  nicht  an ;  aber  da  die  GI)L.  wiederholt 
den  üöalborinn  maör  gerade  an  der  Stelle  nennen,  '^)  an  welcher 
sonst  der  höldr  genannt  zu  werden  pflegt,  und  da  überdies  die  Be- 
gründung des  Standes  auf  den  Besitz  von  oöal  durch  eine  unten 
noch  zu  besprechende  Stelle  des  gemeinen  Landrechtes  ausdrücklich 
bestätigt  wird,  kann  trotzdem  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  der 
höldr  beider  Rechtsbücher  als  ein  Besitzer  von  ööal  oder  Stammgut 
aufzufassen  ist,  d.  h.  als  ein  Besitzer  von  Gut,  welches  einerseits  be- 
reits eine  bestimmte  Reihe  von  Generationen  hindurch  in  einer  und 
derselben  Familie  in  gerade  absteigender  Linie  vererbt  worden  ist,, 
und  welches  andererseits  auch  für  die  Zukunft  in  gewisser  Weise  an 
eben  diese  Familie  gebunden  ist.  Die  Vorzüge  der  höldar  vor  den 
gewöhnlichen  Bauern    bestehen    aber   zunächst   in  höheren  Ansätzen 


^)  G1)L.  200.  2j  Fr{)L.  XIV,  7.  ^)  GI)L.    185;  zumal  aber  218, 

vgl.  mit  243. 
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von  Wergeid  (hauldsgjöld)  und  Buße  (hauldsrettr) ;  in  einer  weiteren 
Begrenzung    der    Dispositionsbefugnisse    ihrer    Frauen,    sowie    ihrer 
eigenen  Dispositionsrechte  zugunsten  ihrer  l^ybornir  synir;   ferner  in 
ausgedehnteren  Ansprüchen  auf  gefundene  Walfische  und    vielleicht 
auch  auf  entdeckte  Schätze;  endhch  in  einer  gewissen  Bevorzugung 
im  Prozesse  über  Liegenschaften,    soferne  in  Stammgutsachen,    dann 
auch  in  Almendesachen,    nur   sie,    oder  doch   vorzugsweise  sie,    zum 
Zeugnisse  zugelassen  werden,  und  allenfalls  auch  der  ööalsmaör  näher 
zum  Eide  sein  soll  als  der  kauplendingr.   —    Hiernach  ist  klar,   daß 
der  Ausdruck  höldr  in  der  westlichen  Reichshälfte  etwas  ganz  anderes 
bezeichnet  als  in  der  östlichen,  und  daß  sich  zwar  dort,    aber  nicht 
hier  der  Bauernstand  in  zwei  verschiedene  Stände  zerlegt   zeigt,    für 
deren  höheren  dort    dieselbe  Benennung    gilt,    welche    hier    den    ge- 
samten und  ungeteilten  Bauernstand  bezeichnet.     Wir  werden  wohl 
berechtigt  sein    anzunehmen,    daß    die  B[)L.  und  El)L.  in  dieser  Be- 
ziehung  das   ältere,    die  GpL.    dagegen    und   die    FrpL.    das    neuere 
Recht  repräsentieren,    daß  also  die  Abzweigung  der  höldar  von  der 
übrigen  Bauernschaft  erst  im  Verlaufe  der  Zeit  sich  vollzogen  habe. 
Dies  vorausgesetzt,  werden  wir  aber  sofort  auch  noch  die  zweite  Ver- 
mutung wagen  dürfen,  daß  diese  Absonderung  der  höldar  zu  einem 
eigenen    Stande    ihren   Ausgangspunkt    auf  demjenigen    Gebiete    zu 
suchen  haben  werde,  in  welchem  deren  Bevorzugung  wurzelte,    also 
auf  dem  Gebiete   des    Grundgüterrechtes;    daß    also    die    zuletzt   er- 
wähnten Begünstigungen  derselben  im  Prozesse  über  Liegenschaften, 
dann    etwa    auch   deren  Bevorzugung    in  Bezug    auf   das    Recht   am 
Strandwal  und  am  gefundenen  Schatz  den  Ausgangspunkt  für  diese 
ihre  Absonderung  gebildet  haben  möge.    Bedenken  wir  nun,   daß   uns 
von  den  BpL.  und  EI)L.  nur  die  Christenrechte  erhalten  sind,  so  mag 
es  ja  sein,  daß  auch  diese  bereits  auf  dem  Gebiete  des  Grundgüter- 
rechtes   eine    Bevorzugung    der    Stammgutsbesitzer    gekannt    haben 
könnten,    welche  nur  noch  nicht  bis  zu  deren  Abtrennung  von  den 
übrigen  Bauern   in  Bezug  auf  Wergeid,   Buße   und   andere    ähnhche 
Standesvorrechte  und  darum  auch  noch  nicht  bis  zur  Beschränkung  der 
Bezeichnung  als  höldar  auf  dieselben  fortgeschritten  gewesen  wäre.   Es 
ist  von  vornherein  nicht  wahrscheinhch,  daß  ein  so  fundamentales  In- 
stitut wie  das  ööal  in  der  einen  Reichshälfte  gefehlt  haben  sollte,  und 
die  vorbehaltslose  Besprechung  desselben  in  den  verschiedensten  Bear- 
beitungen der  Landslög,   sowie    die  Bekanntschaft  des  schwedischen 
Rechtes  mit  demselben  spricht  für  dessen  Wurzelhaftigkeit  auch  im 
Rechte  von  Vikin  und  der  Hochlande ;  bei  Besprechung  der  Zurück- 
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Erstattung  der  von  K.  Haraldr  härfagri  eingezogenen  Stammgüter  an 
deren  Besitzer  durch  K.  Häkon  gööi  werden  ferner  die  Hochlande 
ausdrücklich  zu  denjenigen  Landschaften  gerechnet,  auf  welche  diese 
iMaßregel  berechnet  war.  ^)  Stammgüter  also  gab  es  von  altersher 
in  der  östlichen  Reichshälfte  ganz  ebensogut  wie  in  der  westlichen, 
und  der  Ausgangspunkt  für  die  Bildung  des  besonderen  Standes  der 
höldar  war  demnach  hier  wie  dort  ganz  gleichmäßig  gegeben,  wie 
denn  auch  die  Landslög  deren  Vorhandensein  für  das  ganze  Reich 
voraussetzen ;  nur  scheint  die  Entwicklung  der  Stammgutsbesitzer  zu 
einem  besonderen  Stande,  und  damit  auch  die  Beschränkung  des 
Namens  höldar  auf  dieselben,  in  der  östlichen  Reichshälfte  später 
begonnen  zu  haben  als  in  der  westlichen.  Wie  weit  aber  der  Stand 
der  höldar  als  ein  gesonderter  in  der  Westhälfte  des  Reiches  zeitlich 
hinaufreicht,  läßt  sich  kaum  mit  Sicherheit  bestimmen.  Daraus,  daß 
derselbe  dem  isländischen  Rechte  völlig  fremd  ist,  läßt  sich  kein 
Schluß  ziehen,  da  die  eigentümlichen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Insel,  und  doch  wohl  auch  die  eigentümliche  Art  der  Einwan- 
derung auf  derselben  das  Aufkommen  eines  Stammgüterrechtes  von 
vornherein  ausschloß ;  um  so  wichtiger  ist  dagegen,  daß  bereits  in 
den  Jahren  905,  911,  918  und  921  von  der  ags.  Chronik  unter  den 
in  England  heerenden  Nordleuten  „holdas"  genannt  werden,  und 
daß  in  einer  ungefähr  derselben  Zeit  angehörigen  ags.  Aufzeichnung 
über  das  Recht  der  „Nordleute"  der  „hold"  halb  so  hoch  angesetzt 
wird  als  der  Bischof  oder  Ealdormann,  und  doppelt  so  hoch  als  der 
Priester  oder  I)egn,  d.  h.  15  mal  so  hoch  als  der  einfache  ceorl,  ^) 
welcher  letztere  hinwiederum  in  einem  etwas  älteren  ags.  Dokumente 
mit  dem  lysing  oder  liesing,  d.  h.  leysingr  der  nordischen  Heerleute, 
gleichgestellt  wird.  ■^)  Auf  dänisches  Recht  können  sich  diese  An- 
gaben nicht  beziehen,  da  dieses,  so  weit  wir  es  verfolgen  können, 
von  höldar  nichts  weiß,  selbst  J.  Steenstrup  hat  diese  Tatsache  nicht 
bestritten,'^)  so  sehr  er  geneigt  ist,  in  England  lediglich  dänischen 
Einfluß  zu  verspüren.  Auf  die  norwegische  Nordküste  werden  die- 
selben also  bezogen  werden  müssen,  von  welcher,  wenn  man  von 
Dänemark  absieht,  die  Heerfahrten  nach  den  britischen  Inseln  vor- 
zugsweise ausgingen,  und  für  diese  scheint  hiernach  die  Bevorzugung 


^)  z.  B.  Heim  skr.  Hdkonar  s.  güÖa,    1/83.  -)  R.  Schmid,  Anh.  VII, 

cap.  2,  S.  396.  ^)  ebenda,  .Elfredes  and  GüÖrümes  friÖ,  §  2,  S.  106. 

■*)  Normannerne,  IV,  S.  II I  — 12;  bei  ihm  findet  man  noch  zwei  weitere  Belege 
für  das  Vorkommen  der  Bezeichnung  in  England  nachgewiesen,  die  aber  ohne  erheb- 
lichen Belang  sind. 
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der  höldar  in  Wergeid  und  Buße  schon  zu  Anfang  des  lO.  Jahr- 
hunderts vöUig  festgestellt  gewesen  zu  sein.  Dagegen  glaube  ich 
der  anderen  Tatsache  keinen  Wert  für  die  Geschichte  des  Standes 
beilegen  zu  sollen,  daß  das  Stadtrecht  allen  und  jeden  freien  Leuten,, 
vom  Landherrn  ab  bis  zum  Freigelassenen  höherer  Ordnung,  die 
gleiche  Buße,  und  zwar  die  des  höldr  zuweist.^)  Der  Umstand  zwar,, 
daß  der  eine  der  beiden  Texte,  welche  diesen  Satz  enthalten,  ander- 
wärts in  Bezug  auf  die  Buße  sowohl  als  den  gefundenen  Wal  die- 
selbe Abstufung  der  Stände  kennt  wie  die  FrpL.,  ^)  mag  unbedenk- 
lich erscheinen,  da  er  sich  aus  ungeschicktem  Exzerpieren  der  letz- 
teren Quelle  erklären  läßt;  aber  wenn  das  Stadtrecht  mit  jener  Be- 
stimmung weit  über  die  Vorschriften  der  BpL.  und  EpL.  hinausgeht,, 
indem  es  einerseits  auch  den  Landherrn  und  andererseits  auch  den 
Freigelassenen  höherer  Ordnung  vom  Gemeinfreien  nicht  unter- 
scheidet, so  zeigt  dies  bereits  deutlich,  daß  dieselbe  auf  Motiven  be- 
ruhen muß,  welche  über  das  Bereich  des  gemeinfreien  Standes  und 
seiner  Entwicklung  hinausreichen.  Ich  möchte  vielmehr  darauf  auf- 
merksam machen,  daß  die  GpL.  auch  dem  Isländer,  welcher  auf  der 
Kauffahrt  nach  Norwegen  kommt,  das  Recht  eines  höldr  zuerkennen,^) 
und  daß  nach  einem  isländischen  Rechtsbuche  der  Bezug  eben  dieser 
Buße  den  Isländern  sogar  in  ganz  Norwegen  zukommen  sollte.  "*) 
Vielleicht  läßt  sich  aus  dieser  Tatsache  der  Schluß  ziehen,  daß  die 
gleiche  Taxierung  aller  freien  Leute  in  der  Stadt,  und  zwar  unter 
Zugrundelegung  des  für  den  besten  unter  den  Gemeinfreien  geltenden 
Ansatzes,  lediglich  auf  einer  dem  älteren  Schifferrechte  eigentümlichen 
Regel  beruhte,  welches  für  alle  ihm  unterliegenden  Leute  den  gleichen 
Grundsatz  aufgestellt  haben  mochte,  doch  wohl  um  der  Schwierigkeit 
einer  Beweisführung  über  die  Standeseigenschaft  jedes  einzelnen,  und 
der  noch  größeren  Schwierigkeit  zu  entgehen,  welche  die  Vergleichung 
der  verschiedenen,  bei  verschiedenen  Völkern  üblichen  Standesver- 
hältnisse untereinander  mit  sich  führen  mußte.  Ich  erinnere  zur 
Erläuterung  an  zwei  entsprechende  Vorkommnisse  auf  englischem 
Boden.  Der  Friedensschluß,  welchen  K.  ^Elfred  im  letzten  Jahrzehnt 
des  9.  Jahrhunderts  mit  K.  Güörüm  einging,  enthält  die  Bestimmung,'^) 
daß  jeder  dänische  oder  englische  Mann,  welcher  erschlagen  werden 
würde,  gleichhoch  gebüßt  werden  solle,  nämlich  mit  acht  Halbmark 


^)  BjarkR.  II,  47;  III,  97.  2)  ebenda,  III.   145  und   161— 6: 

•■')  GI)L.  200.  4)  Kgsbk.,  248/195. 

^')  Bei  R.  Schmid,  S.  106. 
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reinen  Goldes,  außer  dem  zinspflichtigen  Bauern  englischerseits  und 
dem  Freigelassenen  dänischerseits,  die  aber  auch  wieder  unter  sich 
gleich  hoch  angeschlagen  werden  sollten,  nämlich  zu  je  200  Schilling. 
In  einem  weiteren  Friedensvertrage  ferner,  welchen  K.  .-Eöelred  am 
Schlüsse  des  10.  Jahrhunderts  mit  einer  Anzahl  nordischer  Heerführer 
abschloß,  findet  sich  die  Vorschrift,  ^)  daß  ein  freier  Engländer,  der 
einen  freien  Dänen  erschlagen  würde,  oder  umgekehrt,  dafür  mit 
25  Pfd.  büßen  müsse,  wogegen,  wenn  der  Erschlagene  unfreien 
Standes  war,  im  einen  wie  im  anderen  Falle  die  Zahlung  nur  ein 
Pfd.  zu  betragen  hatte.  In  beiden  Friedensverträgen  wird  demnach 
für  die  freien  Angehörigen  beider  Völker  in  ihrem  Verkehre  unter- 
einander ein  gleiches  Wergeid  festgesetzt,  wogegen  die  innerhalb 
der  Freienklasse  bei  jedem  der  beiden  Völker  bestehenden  weiteren 
Standesverschiedenheiten  unbeachtet  gelassen  werden  sollten;  hier 
wie  dort  ist  dabei  das  zu  zahlende  Wergeid  das  des  cyninges  l^egn^ 
also  des  zum  selbständigen  Heerdienste  verpflichteten  Freien,  wo- 
gegen das  zweite  Friedensdokument  nur  für  die  Unfreien,  das  erste 
aber  auch  schon  für  die  geringsten  Freien,  einen  eigenen,  geringeren 
Ansatz  kennt,  ganz  wie  das  norwegische  Stadtrecht  einen  solchen 
für  die  |iyrmslamenn  vorsieht.  Man  sieht,  für  den  internationalen 
Verkehr  der  nordischen  Heerleute  mit  den  eingeborenen  Engländern 
sind  hier  wesentlich  ähnliche  Vorschriften  getroffen,  wie  solche  das 
norwegische  Landrecht  für  den  Verkehr  der  Einheimischen  mit  is- 
ländischen Gästen,  und  das  norwegische  Stadtrecht  für  den  Verkehr 
aller  und  jeder  Leute  in  der  Stadt  untereinander  kennt;  mit  der 
Entwicklung  der  verschiedenen  Klassen  des  Freienstandes  haben 
aber  diese  und  jene  Vorschriften  gleich  w^enig  zu  tun. 

Die  Gesetzgebung  endlich  des  K.  Magnus  lagabcetir 
knüpft  wesentlich  an  die  Bestimmungen  der  G1)L.  und  FrpL.  an, 
und  zwar  mehr  noch  an  die  der  ersteren  als  der  letzteren.  Wie  die 
genannten  beiden  Rechtsbücher  zeigt  sie  den  höldr  ganz  unzwei- 
deutig über  den  gewöhnlichen  Bauern  emporgerückt,  wie  die  Gr)L. 
bezeichnet  sie  ferner  den  Gemeinfreien  gewöhnlichen  Schlages  als 
böndi,  woneben  nur  vereinzelt  einmal  die  Bezeichnung  ärborinn  stehen 
geblieben  ist, "-)  und  weiß  sie  nichts  von  einem  reks|)egn.  Im  Kom- 
positionensysteme freilich,  in  welchem  sich  früher  die  Standesver- 
schiedenheiten ganz  besonders  handgreiflich  ausgeprägt  hatten,  sind 
diese  jetzt  nur  noch  wenig  erkennbar,  da  an  die  Stelle  der  früheren 


^)  Bei  R.  Schmid  ,  S.  2o6.      -)  Lands  1.,  Mannhelgarbälkr3;  BjarkR.  3. 
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festen  Büß-  und  Wergeidsbeträge  jetzt  Ansätze  getreten  sind,  welche 
von  Fall  zu  Fall  durch  eigens  ernannte  Schätzleute  festzustellen  sind ;  ^) 
aber  doch  macht  sich  vereinzelt  beim  landnäm  die  Standesverschieden- 
heit noch  in  älterer  Weise  geltend,  und  erscheint  dabei  in  den  Lands- 
lög  der  höldr  über  den  böndi  emporgerückt,  während  in  der  Jöns- 
bök,  recht  charakteristisch,  der  „riddari"  an  die  Stelle  des  auf  Island 
nicht  vorkommenden  höldr  gesetzt,  und  sodann  der  „böndi  eöa  höldr" 
erwähnt,  also  die  Bezeichnung  des  höldr  als  gleichbedeutend  mit 
der  Bezeichnung  böndi  genommen  wird.  -)  In  derselben  Weise  tritt 
die  Bevorzugung  des  höldr  vor  dem  böndi  auch  in  Bezug  auf  -die 
Grenzen  hervor,  welche  den  Dispositionsbefugnissen  der  Weiber  der 
verschiedenen  Stände  gezogen  sind,  ^)  und  auch  in  diesem  Falle  setzt 
wieder  die  Jönsbök  anstatt  der  Frau  des  höldr  die  „riddarakona'' 
ein,  während  die  Järnsiöa  aus  den  betreffenden  Bestimmungen  jede 
Bezugnahme  auf  die  Standesverschiedenheiten  völlig  beseitigt  hatte; 
die  Vorzugsrechte  des  höldr  in  Bezug  auf  den  gefundenen  Wal  *) 
und  den  entdeckten  Schatz,  ^)  dann  dessen  ausschließliche  Verwen- 
dung zum  Zeugnisse  in  Stammgutssachen,  *")  und  dessen  vorzugsweise 
Verwendung  in  Almendesachen  '')  kehrt  ganz  in  früherer  Weise 
wieder,  nur  daß  die  einschlägigen  Bestimmungen  in  die  Gesetzgebung 
für  Island  nicht  übergegangen  sind.  Gelegentlich  des  Walfischrechtes 
gibt  aber  das  gemeine  Landrecht  auch  eine  Definition  des  höldr, 
welche  den  neueren  Schriftstellern  mehrfach  Schwierigkeiten  gemacht 
hat;  sie  lautet:  „en  sä  er  höldr,  er  hann  hefir  ööal  at  erföum  tekit 
baeöi  eptir  fööur  ok  mööur,  ])au  er  hans  forellrar  hafa  ätt  fyrir  ])eim, 
ok  eigi  annarra  manna  ööal  i  at  telja,  l)au  er  meö  kaupi  eru  at  komin 
eöa  üterföum."  Es  ist  klar,  daß  durch  diese  Definition  der  Begriff 
des  höldr  enger  begrenzt  ist,  als  er  dieses  nach  früherem  Rechte 
gewesen  war.  Derselbe  wird  nunmehr  nicht  mehr  wie  früher  mit 
dem  ööalborinn  maör  schlechthin  identifiziert,  und  der  bloße  Besitz 
von  ööal  genügt  nicht  mehr,  um  ohne  weiteres  den  Anteil  an  dem 
Stande  zu  gewähren;  man  mußte  vielmehr  fortan  von  beiden  M 
Eltern  her  ööal  geerbt  haben,  um  als  höldr  gelten  zu  können,  oder  ■ 
vielmehr,  da  die  Worte  der  Stelle  doch  wohl  kaum  ihrem  strengsten 
Wortlaute  nach  zu  verstehen  sein  dürften,    von    beiden  Eltern  her 

')  So  bereits  Jarns.,  Mannh.   29;  dann  aber  auch  Landsl.,  12;  BjarkR.  13 
und  Jönsb.   i,  21   u.  dergl.  m.  2)  Landsl.,  Landsleigub.   20;  Jönsb.    18. 

')  Landsl.,  Kaupab.  21;  Jönsb.  24;   vgl.  Jarns.   18. 
*)  Landsl.,  Landsleigub.  64.  ■^)  Landsl.  Landabrb.   16. 

«)  Landsl.  Landabrb.  8.  ')  Landsl.,  Landsleigub.  61. 
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in  Bezug  auf  irgendwelchen  Grundbesitz  stammgutsberechtigt,  also 
von  beiden  Seiten  her  ööalborinn  sein.  Es  ist  unbegründet,  wenn 
Dahlmann,  ^)  einigen  älteren  Vorgängern  folgend,  diese  letztere  Ge- 
staltung des  Standes  als  die  ursprüngliche  ansehen  will,  während  in 
derselben  doch  nur  die  letzte  Verknöcherung  zu  sehen  ist,  welche 
den  Stand  denn  auch  bald  seinem  Untergange  entgegenführte;  noch 
unrichtiger  ist  es  aber,  wenn  Sars  vollends  annehmen  will,  ^)  daß  die 
Alleinherrschaft  in  Norwegen  eine  allmähliche  Abminderung  der 
aristokratischen  Absonderung  der  höldar  von  dem  geringeren  Bauern- 
stande bewirkt  habe,  während  doch  diese  nach  den  Landslög  un- 
verkennbar vielmehr  umgekehrt  zugenommen  und  der  Umfang  des 
vStandes  sich  erheblich  verringert  hatte. 

Zum  Schlüsse  noch  eine  zweifache  Bemerkung.  Der  Stand  des 
gewöhnlichen  freien  Mannes  sowohl  als  der  des  höldr  im  engeren 
Sinne  des  Wortes  war  insofern  allerdings  ein  Geburtsstand  zu 
nennen,  als  es  eine  gewisse  Qualifikation  der  Eltern  war,  welche  die 
Teilnahme  an  demselben  verlieh,  und  aettborinn  oder  ärborinn  einer- 
seits, höldborinn  oder  ööalborinn  andererseits  mußte  somit  der  Mann 
sein,  welcher  die  Vorteile  des  einen  oder  anderen  Standes  bean- 
spruchen wollte.  Aber  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Geschlechtern 
war  darum  doch  auf  die  Dauer  weder  der  eine  noch  der  andere 
Stand  abgeschlossen;  bei  beiden  war  vielmehr  eine  Vermehrung  der 
ursprünglich  dahin  zählenden  Geschlechter  stets  möglich,  da  ja  die 
Nachkommen  der  Freigelassenen  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Reihe  von  Generationen  von  selbst  in  die  Klasse  der  Freigeborenen 
aufrückten,  und  da  die  ununterbrochene  Erbfolge  in  absteigender  Linie 
nach  einer  bestimmten  Zahl  von  Sukzessionsfällen  den  gewöhnlichen 
bäuerlichen  Grundeigentümer  von  selbst  zum  höldr  machte.  Eine 
stete  Erneuerung  und  Auffrischung  der  beide  Stände  bildenden 
Geschlechter  war  demnach  bei  beiden  jederzeit  möglich.  Zu  beachten 
ist  aber  ferner  auch,  daß  zwar  der  gewöhnliche  Bauernstand  sowohl 
als  auch  der  Stand  der  höldar  im  engeren  Sinne  des  Wortes  im 
großen  und  ganzen  neben  der  Abstammung  sich  zugleich  auch  auf 
gewisse  Arten  des  Grundbesitzes  stützte,  daß  aber  dennoch 
zu  den  ersteren  auch  solche  Leute  gezählt  werden,  welche,  weil  des 
eigenen  Herdes  entbehrend,  als  boendr  streng  genommen  nicht  be- 
zeichnet werden  konnten,  und  daß  man  zu  den  letzteren  gleichfalls 
nicht   nur   die  wirklichen  Besitzer   von  Stammgütern,    sondern    auch 


')  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  85  und  303.  -)  Udsigt,  S.  125. 
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die  bloßen  Stammgutsgenossen  (ööalsnautar)  rechnete,  welche,  ohne 
selbst  ödal  zu  besitzen,  doch  ein  Folgerecht  an  solchem  zu  bean- 
spruchen hatten,  vermöge  dessen  ihnen  auch  ein  Verkaufs-  und  Ein- 
lösungsrecht an  demselben  zustand.  Ganz  ähnlich  wie  bei  unserem 
hohen  Adel  entschied  also  nicht  die  Qualifikation  der  einzelnen  Per- 
son, sondern  die  Qualifikation  der  gesamten  Familie  über  den  Stand 
der  einzelnen  Familienangehörigen,  und  zählten  somit  alle  Personen 
zur  Klasse  der  einfachen  Bauern  oder  der  Stammgutsbesitzer,  deren 
Geschlecht  mit  Rücksicht  auf  seine  Besitzverhältnisse  zu  den  bönda- 
aettir  oder  höldsaettir  zu  rechnen  war.  Anders  stand  es  nur  nach 
der  einen  Seite  hin  nach  den  Frl)L. ,  indem  diese  den  reksjiegn 
von  dem  ärborinn  maör  oder  aettborinn  maör  unterschieden,  und 
somit  dem  nichtansässigen  Gemeinfreien  einen  geringeren  Stand  an- 
wiesen als  dem  ansässigen. 


§  9.     Der  Adel. 

Ganz  wie  die  übrigen  germanischen  Stämme  scheinen  auch  die 
Nordleute  ursprünglich  einen  Geburtsadel  gekannt  zu  haben,  der, 
aus  regierenden  Häusern  bestehend,  nur  freilich  hier  wie  anderwärts 
schon  frühzeitig  die  Natur  eines  Dienstadels  annahm,  und  sich  mit 
einer  von  Anfang  an  aus  dem  Königsdienste  sich  entwickelnden 
Dienstaristokratie  verschmolz.  Es  ist  unter  diesen  Umständen  schwer, 
beide  Klassen  auseinander  zu  halten;  doch  soll  hier  der  Versuch 
gemacht  werden,  auf  die  Gefahr  hin,  daß  der  Inhalt  dieses  und  des 
folgenden  Paragraphen  manche  Wiederholungen  zeigen   mag. 

In  den  R  i  g  s  m  ä  1  oder  der  R 1  g  s  j)  u  1  a ,  einem  Liede  unbekannten 
Ursprunges,  welches  in  einer  in  der  ersten  Hälfte  ^)  oder  um  die  Mitte  ^) 
des  14.  Jahrhunderts  geschriebenen  Hs,  dem  Codex  Wormianus,  er- 
halten ist,  dessen  Vorlage  aber  einer  weit  älteren  Zeit,  vielleicht 
schon  der  Zeit  um  1200  entstammt,^)  wird  neben  praell,  dem  Stamm- 
vater der  Unfreien,  und  Karl,  dem  Stammvater  der  Gemeinfreien, 
noch  Jarl  genannt,  und  als  Stammvater  des  dritten  und  obersten 
Standes  bezeichnet;  seine  Frau  wird  als  Tochter  des  Hersir  genannt, 
und    unter  seinen  Söhnen  weist  Aöal   durch    seinen  Namen    auf  die 


I 


^)  So  nach  GuÖbrandr  Vigfüsson,  Corpus  poeticum  Boreale,  I,  S.  XLV. 
2)  So  nach  Sophus  Bugge,  S^emundar  Edda,  S.  XXIV. 
•'')  vgl.   GuÖbrandr  Vigfüsson,   ang.  O.,  I,  S.  235. 


§  9-     Der  Adel.  i^t 

edle  Abkunft,  der  jüngste  und  am  kraftvollsten  Aufstrebende  aber, 
Konr  ungr,  auf  das  Königtum  hin.  Nun  ist  freilich  die  in  der  letzteren 
Beziehung  hervortretende  etymologische  Spielerei  eine  völlig  haltlose, 
da  konüngr  nicht  aus  konr  =  filius  und  ungr  =  iuvenis  zusammen- 
gesetzt, sondern  von  kon  oder  kyn  =  genus  mit  der  bekannten  Ab- 
leitungsgabe -ungr  odef  -ingr  gebildet  ist,  und  somit  der  lateinischen 
Ableitung  generosus  von  genus  formell  wie  materiell  entspricht; 
aber  immerhin  bezeugt  uns  das  Lied  soviel,  daß  man  die  Königs-, 
Hersen-  und  Jarlsgeschlechter  als  Zweige  eines  Stammes,  und  somit 
als  zusammengehörig  betrachtete,  und  daß  man  sie  als  edle  den 
verschiedenen  Klassen  der  Gemeinfreien  sowohl  als  den  Unfreien 
gegenüberstellte.  Auf  dieselbe  Auffassung  weist  aber  auch  die  mehr- 
fach wiederkehrende  Gegenüberstellung  des  alliterierenden  Gegen- 
satzes „karl  ok  konüngr"  hin,^)  und  nicht  minder  die  des  reimen- 
den Gegensatzes  „karl  o  k  j  a  r  T' ;  -)  der  letztere  Gegensatz,  welcher 
noch  gegen  die  Mitte  des  1 1.  Jahrhunderts  in  den  Bersöglisvisur  des 
Sighvatr  skäld  vorkommt,  ist  andererseits  in  der  Form  „eorl  and 
ceorl''  auch  den  ags.  Quellen  bekannt,  und  zwar  bereits  in  einer  Zeit, 
welche  weit  hinter  der  Zeit  zurückliegt,  in  welcher  an  nordische 
Einflüsse  zu  denken  ist,  ^j  ja  in  der  Form  „erl"  und  „cerl"  auch  schon 
den  Sachsen,  und  vielleicht  selbst  den  Oberdeutschen  und  Gothen 
geläufig.  Wie  dort  der  Regierte  einem  Regierenden,  so  wird  hier 
der  gemeinfreie  Mann  dem  Angehörigen  einer  höheren  Klasse  gegen- 
übergestellt;  über  die  Grundlage  freihch,  auf  welcher  die  Bevor- 
zugung dieser  letzteren  Klasse  beruht,  läßt  uns  die  Gegenüberstellung 
ohne  Aufschluß.  Da  mag  nun  vielleicht  noch  die  weitere  Tatsache 
zu  beachten  kommen,  daß  einerseits  die  Ausdrücke  hersir,  fylkir, 
|>j6öann  mehrfach  zur  Bezeichnung  regierender  Herren  verwendet 
\\'urden,  welche  von  den  Bezeichnungen  heraö,  fylki,  ])jöö  abgeleitet, 
den  einzelnen  Mann  doch  nur  als  den  Vorsteher  einer  Hundertschaft, 
eines  Volklandes  oder  eines  Gesamtvolkes  charakterisieren,  ohne  auf 
die  Grundlage  seiner  Vorsteherschaft  und  deren  Eigenschaft  als  einer 


^)  z.  B.  Fr|)L.  Einleitung ,  §  lo  und  24;  vgl.  konüngsdöttir,  karlsdöttir, 
Ragnarskgs.  s.  loÖbrokar,  8/255  und  256,  und  das  Sprichwort:  margt  er  Iiat  i 
karls  hiisi,  at  ei  er  1  konüngs  garÖi,  Gisla  s.  Sürssonar,  II,  80. 

^)  z.  B.  karlfölk  ok  sva  jarla,  in  den  Bersöglisvisur,  Heims  kr.  Magnus  s  s. 
göÖa,    17/527. 

^)  vgl.  meine  Abhandlung:  Über  das  Wesen  des  ältesten  Adels  der  deutschen 
Stämme  (1846),  S.  180 — 89  und  Kritische  Überschau,  II  (1855),  S.  423 — 31,  sowie 
R.  Schmid  (1858),  S.  544  und  567—68. 
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erblichen  oder  wählbaren  irgendwie  einzugehen,  wogegen  der  Aus- 
druck konüngr  umgekehrt  etymologisch  den  Träger  dieses  Titels 
nur  als  den  Abkömmling  eines  hervorragenden  Geschlechtes  bezeichnet^ 
ohne  dabei  zu  erkennen  zu  geben,  ob  derselbe  als  solcher  auch  zur 
Regierung  irgend  eines  Gebietes,  und  welches,  berufen  war,  wes- 
halb man,  wenn  genauere  Unterscheidung  geboten  schien,  durch 
Zusammensetzungen  nachhelfen,  und  von  einem  l^jöökonüngr,  fylkis- 
konüngr  oder  heraöskonüngr,  oder  auch  von  einem  yfirkonüngr  im 
Gegensatze  zu  undirkonüngar,  smäkonüngar  oder  skattkonüngar 
sprechen  mußte.  Man  möchte  aus  dem  allen  den  Schluß  ziehen,  daß 
man  unter  den  jarlar  in  Norwegen  ursprünglich,  ganz  wie  in  England 
unter  den  eorlas,  einen  Adel  verstanden  habe,  und  daß  sich  dieser 
aus  den  an  der  Spitze  der  einzelnen  Hundertschaften,  Volklande  oder 
auch  größeren  Reiche  stehenden  Geschlechtern  zusammengesetzt  habe, 
gleichviel  welchen  Titel  die  Häupter  dieser  Geschlechter  sei  es  nun 
mit  Rücksicht  auf  den'  Umfang  der  Ihnen  untergebenen  Land- 
schaften, oder  auf  das  Maß  der  ihnen  zustehenden  oder  nicht  zu- 
stehenden Erblichkeit  führten.  Der  Name  der  jarlar  würde  einer 
derartigen  Annahme  jedenfalls  nicht  im  Wege  stehen.  Mittelst  der 
bekannten  Schlußsilbe  -ill  oder  -ull  von  einem  Stamme  „ir"  abgeleitet, 
der  in  jara  =  Kampf,  as.  irri,  ags.  yrre  =  Zorn,  andererseits  aber 
auch  in  dem  Namen  des  Kriegsgottes  Eor,  Ear,  Er  erhalten  ist,  be- 
zeichnet jarl  ursprünglich  nur  den  streitbaren  Mann  oder  den  Kriegs- 
mann, und  wirklich  läßt  sich  dieser  älteste  Sprachgebrauch  für  die 
altnordische  Sprache  noch  ebensogut  wie  für  die  angelsächsische  und 
altsächsische  nachweisen,  gleichviel  übrigens,  ob  man  mit  K.  Zeuss, 
J.  Grimm  und  P.  A.  Munch,  auch  den  Volksnamen  der  Heruler  von 
demselben  Stamme  ableiten  zu  sollen  glaubt  oder  nicht.  Die  Aus- 
drücke karl,  liegn,  rekkr,  höldr,  jarl  gehen  hiernach  alle  von  einem 
gemeinsamen  Grundbegriffe  aus,  dessen  verschiedene  Seiten  sie  nur 
in  etwas  verschiedener  Weise  herauskehren ;  insbesondere  bezeichnet 
jarl  im  Gegensatze  zu  karl  den  adeligen  Mann  speziell  als  den  An- 
gehörigen eines  vorzugsweise  kriegerischen  Standes. 

Die  im  bisherigen  angenommene  Grundbedeutung  des  Wortes, 
vermöge  deren  die  Königs-  und  die  Hersengeschlechter  in  den 
Jarlsgeschlechtern  mit  einbegriffen  gewesen  waren,  konnte  sich  aber 
freiUch  nicht  lange  erhalten,  und  gerade  die  Umgestaltungen,  welche 
die  Jarlswürde  so  frühzeitig  erfahren  hat,  sind  es,  welche  die  Fest- 
stellung ihres  geschichtlichen  Ausgangspunktes  so  sehr  erschweren. 
Zunächst  war  es  die    Begründung    der   Alleinherrschaft    in 
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Norwegen,  welche  die  Stellung  der  Jarle  in  durchgreifender  Weise 
veränderte.  In  ihren  Anfängen  scheint  diese  Veränderung  bereits 
über  die  Zeit  des  K.  Haraldr  härfagri  hinaufzureichen.  Ein  Ivarr 
Upplendingajarl,  ^)  ein  Haraldr  Naumdcelajarl  -)  und  dessen  Sohn, 
Grjütgarör  Häleygjajarl,  ^)  dann  wieder  ein  [)orkell  Naumdoelajarl,  *) 
werden  uns  schon  in  früherer  Zeit  genannt,  und  die  von  einer  be- 
stimmten Gegend  hergenommene  Bezeichnung  aller  dieser  Männer 
läßt  darauf  schließen,  daß  der  Jarlstitel  damals  bereits  ähnlich  wie 
der  Hersen-  oder  Königstitel  den  Vorsteher  einer  bestimmten  Land- 
schaft als  solchen  bezeichnen  konnte,  nicht  bloß  den  Angehörigen 
eines  bestimmten  höheren  Standes ;  die  Erwähnung  eines  Eyvindr 
jarl  unter  den  Gegnern  des  K.  Haraldr  in  der  Schlacht  im  Hafrsfjörör, 
und  die  Angabe,  daß  Arnmödr  jarl  dessen  Vater  und  Nereiör  jarl  hinn 
gamli  dessen  Großvater  gewesen  sei,  ^)  wird  wohl  auf  ähnliche  Ver- 
hältnissen hinweisen.  Andererseits  wird  uns  aber  auch  von  K.  Hälfdan 
hvitbeinn,  dem  fünften  Aszendenten  des  K.  Haraldr,  erzählt,  ^}  daß  er 
„Vermaland  sich  unterwarf,  und  Schätzung  davon  nahm,  und  Jarle 
darüber  setzte,  so  lange  er  lebte,"  und  von  K.  Hälfdan  svarti,  ')  daß 
er  den  „Atli  jarl  hinn  mjövi  af  Gaulum  über  das  Sygnafylki  setzte, 
um  da  nach  Landrecht  zu  richten,  und  die  Schätzung  einzusammeln", 
wobei  nicht  zu  übersehen  ist,  daß  auch  des  Atli  Vater,  Hundölfr,  bereits 
den  Jarlstitel  führte;  ein  Hröaldr  jarl  wird  ferner  als  Untergebener  des 
K.  Auöbjörn  vom  Firöafylki  genannt,  mit  dem  Bemerken,  daß  ihn 
später  K.  Haraldr  über  eben  dieses  Volkland  gesetzt  habe,  ^)  und 
schon  gelegentHch  der  Schlacht  bei  Sölskel,  also  in  den  ersten  Jahren 
der  Regierung  des  K.  Haraldr,  wird  uns  berichtet,  daß  zwxi  Jarle  des- 
selben, Asbjörn  und  Asgautr,  im  Kampfe  fielen.  ^)  In  allen  diesen 
Fällen  sehen  war,  ganz  wüe  dies  bei  den  späteren  Hlaöajarlar  odfer 
Moerajarlar,  dann  bei  den  von  diesen  letzteren  sich  abzweigenden 
Ruöujarlar  in  der  Normandie  der  Fall  war,  den  Jarl  als  Untergebenen 
des  Königs  über  eine  bestimmte  Provinz  gesetzt,  um  diese  in  seinem 
Namen  zu  regieren,  und  wenn  zwar  an  und  für  sich  der  Zweifel 
sich  recht  wohl  regen  mag,  wie  w^eit  derartigen  Überlieferungen 
Glauben   beizumessen,    oder    aber    ein    Hereinspielen    späterer   Vor- 


^)  Landndma,   IV,  8/259.  ^j   Flbk.   I,  23  (Hversu  Xoregr  bygÖiz). 

3)  Landndma,  V,  3/283 — 84,  Anm.  13  und  7/297.  ■*)  eb  e  nd  a,  V,  3/281  ; 

Eigla,  23/44.  ^)  Landndma,  V,    13/317.  «)  Ynglinga  s.,   50/38. 

")  Hdlfdanar  s.  svarta,  3/44;  vgl.  Landndma,  I,  3/31  und  4/31 — 32;  V, 
9/300 — 301;  Eigla,   2^2 — 3;  Flöamanna  s.,    1/119. 

^)  Eigla,  2/2;  4/6.  •*)  ebenda,  4/5;  Haralds  s.  hdrfagra,   11/56. 
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Stellungen  in  die  Berichte  über  die   ältere  Zeit    anzunehmen   sei,    so 
sind  doch  die  Nachrichten  allzu  zahlreich  und  passen  dieselben  über- 
dies allzu  gut  in  den  gesamten  Entwicklungsgang,    als    daß    ein  ge- 
nügender Grund  vorläge,  sie  zu  verwerfen.     Wie  dem  aber  auch  sei, 
jedenfalls   scheint   doch    erst  K.  Haraldr  härfagri   die  Neuerung  über 
das  ganze  Reich   verbreitet    und   zugleich    sozusagen    in    ein  System 
gebracht  zu  haben.     Er  selber  wollte  fortan  allein  in  Norwegen  den 
Königsnamen  tragen  und  alle  Kleinkönige  mußten  diesen    aufgeben 
und  sich  ihm  unterwerfen,    oder   aber    aus  dem  Reiche  fliehen;   da- 
gegen setzte  er  sofort  über  jedes  fylki  einen  Jarl  und  untergab  jedem 
Jarle  eine  Anzahl  von  Hersen,    deren  jeder,    wie  es  scheint,   je  über 
ein  heraö  gesetzt  war.-^)    Die  Jarle  sowohl  als  die  Hersen  sind  damit 
Untergebene  des  Alleinherrschers    geworden    und   stehen  fortan  nur 
noch  als  deren  Beamte  ihren  Gebieten  vor;    der  Jarlsname,  welcher 
vordem  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  besondere  Stellung  des  einzelnen 
als  Standesbezeichnung   für    alle  Angehörigen   der  herrschenden  Ge- 
schlechter  gegolten    hatte,    ist   nunmehr   zur  Bezeichnung    einer   be- 
stimmten Amtswürde  geworden,  und  während  bisher  die  Königsge- 
schlechter sowohl  als  die  Hersengeschlechter  zu  den  Jarlshäusern  ge- 
zählt zu  haben  scheinen,  sind  jetzt  die  Hersen  unter  den  Jarl  gestellt, 
wogegen  der  allein  regierende  König  weit  über  diesen  emporgerückt 
erscheint.     Geringere  Bedeutung  hat  dieser  Veränderung  gegenüber, 
daß   K.  Haraldr   gelegentlich    der  Teilung   des   Reiches    unter   seine 
Söhne,  welche  er  in  seinen  späteren  Jahren  vornahm,  nur  ein  Ober- 
königtum sich  selber  vorbehielt,    welches    nach    wie  vor  die  Einheit 
des  Gesamtreiches  vertreten  sollte,    dagegen  seinen  Söhnen  für  sich 
und    ihren  Mannsstamm    die  Königswürde,    allen    männlichen   Ange- 
hörigen seines  Weibsstammes  aber  die  Jarlswürde  zuerteilte.  ^)     Neben 
abhängigen  Jarltümern  waren  damit  allerdings  auch  noch  abhängige 
Königtümer   geschaffen;    aber    der   Gegensatz    zwischen   souveränen 
und  mediatisierten  Regenten  bestand  dabei  ganz  in  derselben  Weise 
fort,  wie  ihn  der  König  bereits  früher  eingeführt  hatte  und  auch  das 
von  ihm  gleichzeitig  gesetzte  Rangverhältnis  zwischen  den  Königen, 
Jarlen  und  Hersen  bheb  unverändert. 

So  tief  übrigens  des  K.  Haraldr  Neuerungen  in  die  älteren  Ein- 
richtungen eingriffen,  so  wenig  vermochten  sie  doch  alle  Spuren  dieser 
letzteren  zu  vertilgen.  Wie  das  Königtum  nach  wie  \'or  ein  erb- 
liches bheb,  so  galt  vielmehr  auch  die  Jarlswürde  und  das  Hersentum 

^)  Haralds  s.  hiirfagra,  6,52;  Flbk.   I,   570. 

^)  Haralds  s.  hcirfagra,  35/74;   FMS.   I,  2/6 — 7   und    105/220. 
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noch  immer  insofern  als  an  bestimmte  Gesciilechter  gebunden,  als 
der  König  bei  Verleihung  beider  Würden  nicht  ohne  besonderen 
Grund  von  diesen  abzugehen  vermochte,  und  scheint  demnach  die 
königliche  Ernennung  bezüglich  der  Besetzung  beider  Würden  im 
Grunde  nur  in  die  Stelle  eingerückt  zu  sein,  welche  früher  bei  der 
Bestallung  der  Hersen  und  teilweise  selbst  der  Könige  die  Volks- 
wahl eingenommen  hatte;  von  jarlbornir  menn^)  und  hers- 
bornir  menn'-)  wird  demgemäß  auch  jetzt  noch  ganz  in  der- 
selben W^eise  gesprochen,  wie  von  k  o  n  ü  n  g  b  o  r  n  i  r  menn.'')  Nach 
wie  vor  haben  ferner  diese  drei  Klassen  v^on  Geschlechtern  das  ge- 
mein, daß  sie  wesentlich  als  herrschende  aufzufassen  sind,  wenn 
auch  die  herrschaftliche  Gewalt  bei  den  Königshäusern  eine  ungleich 
stattlichere  ist  als  bei  den  Jarls-  und  Hersengeschlechtern;  nach  wie 
vor  ist  es  ferner  bei  ihnen  allen  ganz  gleichmäßig  lediglich  die 
Stellung  des  Familienoberhauptes,  auf  welcher  der  Rang  der  gesamten 
Familie  beruht.  So  blieb  denn  auch  in  der  Dichtersprache  wenig- 
stens das  Bewußtsein  von  der  ursprünglichen  Standesgemeinschaft 
der  Könige,  Jarle  und  Hersen  stets  lebendig,  und  derselbe  Snorri, 
welcher  uns  diese  Tatsache  mit  klaren  W^orten  bezeugt,  *)  fügt  über- 
dies bei,  daß  die  Hersen,  wenn  nur  der  König  nicht  selber  anwesend 
war,  ebensogut  ihre  eigene  Heerfahne  führen  durften  wie  der  König 
oder  der  Jarl,  womit  er  ihnen  ein  Ehrenrecht  zuerkennt,  welches  in  Nor- 
wegen wenig  später  auf  den  König,  Herzog  und  Jarl  beschränkt  er- 
schien, ^)  und  welches  schon  frühzeitig  als  ein  spezifisch  königliches 
galt,  *^)  ja  in  England  sogar  von  den  Königen  nicht  allgemein  und  nicht 
regelmäßig  ausgeübt  wurde.  ')  Andererseits  hatten  des  K.  Haraldr  Ein- 
richtungen auch  nicht  in  allen  ihren  Teilen  bleibenden  Bestand. 
Die  kleinen  Könige  aus  seinem  Hause  vertrugen  sich  schlecht  unter 
sich  und  mit  dem  Oberkönigtume ;  im  weitaus  größeren  Teile  des 
Reiches  wurde  infolgedessen  das  Kleinkönigtum  rasch  aufgerieben, 
während  dasselbe  umgekehrt  in  den  Hochlanden  nahezu  völlige  Unab- 
hängigkeit erlangte,  welcher  erst  um  ein  Jahrhundert  später  der  heil. 
Olatr  ein  Ende  machte.  Die  Jarlswürde  ferner,  welche  auch  ihrerseits 
mit  dem  Kleinkönigtum  ganz  unverträglich,  und  sicherlich  auch  von  den 


^)   Fl(')amanna  s.,   6/125.  ^)  Hyndluljöd,    ii   und    16. 

^)  z.  B,  Helgakv.  HjörvarÖssonar,  32;  Helgakv.  Hundi'ngsbana,  II, 
48;  aber  auch  Haralds  s.  harÖraÖa,  3/134  (FMS.,  VI). 

■*)  Skaldskaparmal,   53/454 — 56  und  64/512.  '')  HirÖskra,   13  und   17. 

<*)  Bandamanna  s.,  34  (ed.  Halldörr  FriÖriksson)  und   14    (ed.  Cederschiöld). 
')  Beda,  Hist.  eccL,  II,    16. 
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Oberkönigen  stets  nur  sehr  ungern  gesehen  war,  kam  ebenfalls  in 
Abgang.     Nach  der  Vellekla  standen  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des 

10.  Jahrhunderts  volle  i6  Jarle  unter  Häkon  jarl,  ^)  was  die  Heims- 
kringla  zu  dem  Schlüsse  benützt,  daß  derselbe  i6  Volklande  unter 
sich  gehabt  habe;  um  ein  Jahrhundert  später  aber  kann  K.  Haraldr 
haröräöi  sagen : ")  „König  Olafr,  mein  Bruder,  und  K.  Magnus,  dessen 
Sohn,  ließen  auf  einmal  nur  einen  Jarl  im  Lande  sein,  so  lange 
sie  das  Reich  regierten;  auch  ich  habe  es  so  gehalten,  seitdem  ich 
König  bin,''  und  sieht  man  daraus,  daß  schon  seit  dem  Anfange  des 

11.  Jahrhunderts  die  Sache  ganz  anders  stand.  Abgesehen  von  den 
Inseln  des  Westens,  auf  welchen  sich  die  Jarlswürde  ziemlich  in 
ihrer  früheren  Bedeutung  erhielt,  kommen  seit  dieser  Zeit  Jarle  nicht 
mehr  vor,  oder  werden  doch  nur  noch  ganz  vereinzelt  und  in  rein  per- 
sönlicher Eigenschaft  von  den  Königen  ernannt,  so  daß  die  Würde 
fortan  jeder  Erblichkeit  entbehrt,  und  der  Dienst-  und  Amtscharakter 
bei  derselben  über  ihre  frühere  patrimoniale  Bedeutung  den  ent- 
schiedensten Sieg  davonträgt.  Die  Hersenwürde  endlich  blieb  zwar 
immerhin  noch  eine  halbwegs  erbliche;  aber  doch  begann  auch  bei 
ihr  der  Amtscharakter  bald  wenigstens  insoweit  vorzuwiegen,  als 
eine  neue  Verleihung  für  erforderlich  galt,  wenn  der  Sohn  eines 
Hersen  den  gleichen  Titel  erwerben  sollte,  und  als  von  des  Königs 
Gutbefinden  abhing,  ob  er  einem  solchen  eine  Bedienstung  in  diesem 
oder  jenem  Reichsteile  anweisen  wollte.  Überdies  büßte  die  Würde 
schon  frühzeitig  ihren  ursprünglichen  Zusammenhang'  mit  der  Gau- 
verfassung ein,  indem  man  ganz  nach  Willkür  bald  eine  größere, 
bald  eine  geringere  Zahl  von  hersar  in  den  einzelnen  Volklanden  an- 
setzte; dadurch  wurde  aber  die  mit  dem  Amte  von  Anfang  an  ver- 
bundene Dotation  mit  Liegenschaften  zur  Hauptsache,  und  mit 
dieser  Veränderung  scheint  hinwiederum  ein  Wechsel  zusammen- 
zuhängen, welcher  sich  nunmehr  in  Bezug  auf  den  Wechsel  seiner 
Träger  vollzieht.  In  der  zweiten  Hälfte  des  lO.  Jahrhunderts  werden 
uns    noch    öfter  hersar   genannt;   so  Klyppr  hersir,   welcher   den  K. 

•Sigurör  slefa  erschlug,  ^)  Erlingr  Skjälgsson,  von  dem  Dichter  pörör 
Kolbeinsson  so  bezeichnet,  *)  wie  er  denn  auch  selbst  sagt,  daß  alle 
seine  Vorfahren   Hersen    gewesen    seien  ^)    usw.     Aber    nur    in   den 


^)  Heimskr.  Olafs  s.  Tr.,  50/163.  2)  Heimskr.  Haralds  s.  harÖ- 

raöa,  49/583.  "^j  vgl.  die  Nachweise  in  meiner  Abhandlung:  Die  Quellen- 

zeugnisse über  das  erste  Landrecht,  S.  90—92. 

*}  Heimskr.  (3lafs  s.  Tr.,   I2I;2I7.  '')  Flbk.  I,  245294. 
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Guöbrandsdalir,  also  einem  Bezirke,  in  welchem  sich  die  Kleinstaaterei 
bis  auf  des  heil.  Ölafr  Zeit  herab  erhalten  hat,  findet  sich  der  Hersen- 
titel  noch  zu  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  gebraucht,^)  während  der- 
selbe Erlingr  Skjälgsson,  welcher  kurz  zuvor  noch  hersir  genannt 
worden  war,  jetzt  von  Sighvatr  skäld  den  neueren  Titel  eines  lendr- 
maör  beigelegt  erhält,  -)  —  die  Snorra  Edda  aber  erklärt  uns  gerade 
heraus:"')  „ok  1  einu  landi  eru  mörg  heruö,  ok  er  ])at  hättr  konünga, 
at  setja  l)ar  rettara  yfir  svä  mörg  heruö,  sem  hann  gefr  vald  yfir,  ok 
heita  [leir  hersar  eöa  lendirmenn  i  danskri  tüngu,  en  greifar  i  Saxlandi, 
en  barünar  i  Englandi'',  und  besagt  damit,  daß  die  Titel  hersir  und  lendr- 
maör  völlig  gleicher  Bedeutung  seien.  So  kann  man  also  annehmen, 
daß  seit  dem  Anfange  des  11.  Jahrhunderts  die  neuere  Bezeichnung  als 
lendirmenn  die  ältere  als  hersar  endgültig  verdrängt  habe,  während  in 
Berichten  über  die  frühere  Zeit  beide  Bezeichnungen  vielfach  wechseln, 
wofür  neben  dem,  was  über  Erlingr  Skjälgsson  bereits  bemerkt  wurde, 
zumal  auch  die  Eigla  gute  Belege  bietet.  Sie  erzählt  z.  B.,  wie  im  An- 
fange des  10.  Jahrhunderts  nach  dem  Tode  des  l)(3rir  hersir  dessen  Sohn 
Arinbjörn  „haföi  tekit  viö  arfi,  ok  gjörz  lendrmaör*',  *)  bezeichnet  aber 
eben  diesen  Arinbjörn  hinterher  oft  genug  selbst  wieder  als  hersir  ;■'') 
sie  braucht  ferner  die  Bezeichnung  „lendborinn"  von  der  Asgerör;^) 
deren  Vater  Björn  ein  Sohn  des  Brynjölfr  hersir  Bjarnarson  in  Sogn 
und  deren  Mutter  pöra  hlaöhönd,  eine  Schwester  des  I)ürir  hersir 
Hröaldsson  ')  gewesen  war,  welcher  pörir  Hröaldsson,  dessen  Vater 
jarl  gewesen  war,  ^)  selbst  anderwärts  als  lendrmaör  bezeichnet  wird.^j 
Eigentümlich  ist  dabei  aber,  daß  seit  derselben  Zeit  zwischen  den 
Hersen-  oder  Landherrnhäusefn  einerseits  und  den  Jarls-  und  Königs- 
familien andererseits  eine  scharfe  Sondern  ng  sich  geltend  macht, 
welche  zu  jener  ursprünghchen,  in  der  Dichtersprache  allenfalls  auch 
später  noch  festgehaltenen  Standesgleichheit  beider  einen  auffäUigen 
Kontrast  bildet.  Tign,  d.  h.  fürstliche  Würde,  wird  bereits  seit  dem  10. 
Jahrhundert  nur  noch  den  Königen  und  Jarlen  zugeschrieben  und  nur 
die  Angehörigen  ihrer  Häuser  werden  als  tignirmenn  oder  tignarmenn, 
oder  auch  als  Träger  eines  tignarnafn  bezeichnet,  wogegen  die  hersar 
oder  lendirmenn  mit  ihren  Angehörigen  nunmehr  bereits  zu  den 
ütignir  menn  gezählt  werden;  nur  die  Königs-  und  Jarlshäuser  gelten 


^)  He  im  skr.  Olafs  s.  helga.    118/342.  -)  ebenda,  2I/231. 

3)  Skäld  skaparm.  53 '456.  ")  Eigla,   55/118. 

°)  ebenda,  62/140  und   142;  Syii^J  usw.  ^)  ebenda,   57/ 124. 

'^)  ebenda,  32 '64.  ^)  ebenda,  2/2.  ")  ebenda,  25/51. 
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demgemäß  fortan  untereinander  als  ebenbürtig,  während  die  Heirat 
einer  Tochter  aus  fürstHchem  Hause  mit  einem  Landherrn  als  eine 
Mißheirat  betrachtet  wird.  Es  fehlt  in  den  Quellen  nicht  an  Be- 
legen für  diese  Auffassung.  Die  jüngere  Edda  z.  B.  spricht  von 
„tignarnöfn,  svä  sem  konüngs  nafn  eöa  nafn  jarls",  ^)  und  beschränkt 
dabei  jene  Bezeichnung  auf  diese  beiden  Klassen  von  Personen;  ganz 
dieselbe  Anschauung  spricht  sich  aber  auch  in  einer  Reihe  von  Be- 
richten über  einzelne  Vorgänge  aus.  So  wird  z.  B.  des  Egill  Skalla- 
grimsson  bereits  erwähnte  Frau,  Asgerör,  als  es  gilt,  vor  Gericht 
ihre  Standeseigenschaft  präzis  zu  bezeichnen,  „ööalborin  ok  lendborin 
ok  tiginborin  fram  i  settir,"  genannt.  -)  Da  wir  wissen,  daß  ihr 
Vater  Björn  ein  höldr,  dessen  Vater  Brynjölfr  ein  hersir  oder  lendr- 
maör,  ihr  mütterlicher  Großvater  Hröaldr  aber  ein  jarl  gewesen  war, 
ist  klar,  daß  der  Ausdruck  tiginborin  nur  auf  diesen  letzteren  hin- 
deuten kann;  für  den  Anfang  des  lo.  Jahrhunderts,  in  welchem  der 
Vorfall  spielt,  mag  die  Bezeichnung  freiUch  nicht  völlig  korrekt  sein, 
aber  für  das  13.,  in  welchem  die  Sage  aufgezeichnet  wurde,  ist  sie 
dies  vollständig.  Andererseits  wird  ferner  erzählt,  ^)  wie  Astriör,  des 
K.  Olafr  Tryggvason  Schwester,  den  Erlingr  Skjälgsson  zu  heiraten  ab- 
lehnt, wxil  sie  keinen  Mann  nehmen  will,  der  „ütiginn  maör"  ist,  da 
ein  solcher  ihr  als  der  Tochter  und  Schwester  von  Königen  nicht 
ebenbürtig  sei;  als  dann  der  König  jenem  die  Jarlswürde  anbietet, 
um  ihn  „tiginn"  zu  machen,  lehnt  sie  Erlingr  ab,  weil  alle  seine 
Vorfahren  hersar  gewesen  seien,  und  er  keinen  höheren  Namen 
tragen  wolle  als  sie.  Nur  wxnig  später  wurde  Einarr  I)ambarskelfir, 
ein  lendrmaör,  ^)  der  zu  den  mächtigsten  Häuptlingen  des  Landes 
zählte,  ^)  von  K.  Knütr  für  den  besten  aller  „ütiginna  manna"  in 
Norv..^-e^en  erklärt,  mit  dem  Beifügen,  daß  er  der  Geeignetste  wäre, 
daselbst  das  „tignarnafn"  zu  tragen,  wenn  man  von  des  Königs 
eigenem  Neffen,  Häkon  jarl  Eiriksson,  absehe,  ^)  welchen  Ausspruch 
Einarr  dann  hinterher  nach  Häkons  Tod  als  ein  eventuelles  Ver- 
sprechen der  Verleihung  der  Jarlswürde  verstanden  wissen  will. 
Wiederum  einige  Jahrzehnte  später  wird  uns  von  Häkon  Ivarsson 
erzählt,    daß  er  eines  lendrmaör  Sohn    und  einer  der    ausgezeichnet- 


I 


^)  Skdld  skaparm.  64/518.  '^)  Eigla,  57/124. 

3)  Heimskr.  Olafs  s.  Tr.,  62—64/175—76;  FMS.  I,  147/298—99;  FIbk.  I, 
293—94-  *)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  44/250;   154/413  und  öfter. 

'^)  Legendarische  Sage,  26/19.  ^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  181/ 

439  und  255/505;  ed.  Munch  und  Unger,  165/179  und  241/228;  FMS.  V,  165/4 
—5  und  225/103;   Flbk.  II,  305—6  und  371. 
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sten  Männer  seiner  Zeit  gewesen  sei ;  ^)  dennoch  aber  mag  ihn  Ragn- 
hildr,  des  K.  Magnus  gööi  Tochter,  nicht  heiraten,  weil  er  „ütiginn 
maör"  sei,  oder  auch  „böndi",  wie  sie  ihn  weiterhin  bezeichnet,  ^) 
und  der  König,  welcher  durch  Verleihung  eines  „tignarnafn"  ab- 
helfen könnte,  verweigert  dies,  weil  er  nicht  neben  einen  bereits  vor- 
handenen noch  einen  zweiten  Jarl  im  Lande  haben  wollte.  Nach 
einer  der  einschlägigen  Darstellungen  ^j  meint  Häkon  selbst,  er  werde 
„tiginna  manna  dcettrum"  zu  geringer  Geburt  sein,  während  er  selber 
mit  der  Tochter  eines  Landherrn  nicht  zufrieden  sei,  und  als  dann 
K.  Haraldr  ihm  die  Ragnhildr  vorschlägt,  erklärt  er,  eine  Königstochter 
sei  ihm  wohl  zu  hoch,  dagegen  würde  eine  Jarlstochter  eben  für  ihn 
passen.  In  allen  diesen  Fällen  werden  also  die  Jarle  als  den  Königen 
wesentlich  ebenbürtig,  wenn  auch  geringeren  Ranges  und  als  mit 
ihnen  den  Fürstenstand  bildend  bezeichnet,  wogegen  die  Hersen  oder 
Landherren  als  beiden  unebenbürtig  und  als  nicht  zum  Fürstenstande 
gehörig  behandelt  werden ;  aber  als  die  ursprüngliche  darf  man,  wie 
oben  bereits  bemerkt,  diese  Auffassungsweise  nicht  betrachten,  und  in 
die  ältere  Zeit  darf  man  sie  nicht  zurücktragen.  Nicht  nur  stellt  sich  der 
alliterierende  Gegensatz  „höldr  ok  hersir"  ganz  gleichartig  neben  den  be- 
reits besprochenen  „karl  ok  konüngr"  oder  den  reimenden  „karl  ok  jarl", 
sondern  in  den  abgelegenen  Guöbrandsdalir  hat  sich,  wie  bereits  be- 
merkt, die  ältere,  den  Königen  und  Jarlen  ebenbürtige  Stellung  der 
Hersen  sogar  bis  in  den  Anfang  des  1 1.  Jahrhunderts  erhalten.  Zur 
Zeit  der  Könige  Hälfdan  svarti  und  Haraldr  härfagri  bereits  wird  ein 
Guöbrandr  hersir  zu  den  Häuptlingen  der  Hochlande  gezählt,  ^)  und 
als  Zeitgenosse  des  K.  Haraldr  gräfeldr  wird  uns  im  weiteren  Dalaguö- 
brandr  genannt,  ^)  doch  wohl  derselbe,  von  dem  die  Njäla  in  frei- 
lich sehr  wenig  glaubhafter  Weise  erzählt,  daß  er  gemeinsam  mit 
dem  ihm  befreundeten  Häkon  jarl  einen  großen  Tempel  besessen 
habe ;  ^)  zu  des  heil.  Olafr  Zeit  aber  herrschte  in  den  Tälern  wieder- 
um ein  Häuptling  Namens  Guöbrandr  oder  Dala-Guöbrandr,  von 
welchem  zwar  eine  unserer  Quellen  nur  weiß, ')  daß  „hann  var  rikazti 


')  Heimskr.  Haralds  s.  harÖrdÖa,  40/576;  FMS.  VI,  56/267 — 68  und 
66/288;  Morkinsk.,  76;  Flbk.  III,  360;  Hakonar  s.  Ivarssonar,  2/237  (bei 
G.  Storni,  Snorres  Historieskrivning). 

2)  Heims  kr.,  49/582—83;  FMS.  VI,  67/288—89;  Häkon  ar  s.  Ivarssonar^ 
247—48.  3j  Morkinsk.   83—84;  Flbk.  III,  367—68. 

^)  Hälfdanar  s.  svarta,  2/43;  Haralds  s.  harfagra,    1  —  249. 

•^)  Haralds  s.  grafeldar,  9,117.  ")  Njdla,  88 — 89/129 — 32. 

')  Legendarische  Sage,  33/23. 
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manna  i  Dalunum  i  ])ann  tima",  von  welchem  jedoch  anderwärts  be- 
richtet wird,  daß  er  sein  Land  gleich  einem  Könige  regiert,  aber 
dennoch  nur  den  Titel  eines  hersir  gefuhrt  habe.  ^)  Wie  der  Name 
Guöbrandr  so  war  demnach  auch  der  Hersentitel  bei  dem  betreffen- 
den Häuptlingsgeschlechte  als  ein  von  Alters  her  üblicher  bis  in  das 
II.  Jahrhundert  hinein  in  Geltung  geblieben,  während  doch  die 
Stellung  seiner  Träger  nicht  die  von  gewöhnlichen  Landherrn,  sondern 
nach  wie  vor  ganz  die  von  Kleinkönigen  war;  der  späteren  Zeit 
mußte  freiUch  diese  Erscheinung  sehr  fremdartig  erscheinen,  und  so 
ist  uns  denn  auch  eine  eigentümliche  Sage  erhalten,  durch  welche 
man  sich  dieselbe  zurecht  zu  legen  suchte.  König  Raumr,  erzählt 
die  Flateyjarbök,-)  der  Sohn  des  K.  Norr,  nach  dem  Norwegen  benannt 
ist,  erzeugte  mit  der  Riesentochter  Bergdis  einen  Sohn  Namens 
Brandr,  den  weihte  er  den  Göttern,  und  nannte  ihn  seitdem  Guö- 
brandr. Ihm  schenkte  er  die  Talgegenden,  welche  fortan  nach  ihm 
Guöbrandsdalir  heißen;  ein  Urenkel  aber  dieses  ältesten  „Guöbrandr 
Dalakonüngr''  war  ein  anderer  Guöbrandr,  „der  sich  nicht  König 
nennen  lassen  wollte,  vielmehr  sich  den  Jarlsnamen  geben  ließ,  weil 
er  der  mächtigste  Jarl  im  Norden  sein  wollte";  ein  Urenkel  dieses  zweiten 
war  aber  sodann  wieder  ein  dritter  Guöbrandr,  „der  weder  König 
noch  Jarl  sein  wollte,  und  sich  den  Hersennamen  geben  ließ,  aber 
sein  Land  regierte  wie  ein  König,  und  um  nichts  weniger  mächtig 
war",  und  von  seiner  Zeit  ab  soll  dann  das  ganze  Geschlecht  den 
Hersennamen  geführt  haben.  Ähnliche  Beispiele  von  stolzer  Be- 
scheidenheit kommen  wohl  öfter  vor;  wie  Erlingr  Skjälgsson  die  ihm 
angebotene  Jarlswürde  ablehnte,  ist  bereits  erwähnt  worden,  und  in 
ganz  ähnlicher  Weise  lehnt  auch  der  Bauer  Högni  Längbjarnarson 
die  Ernennung  zum  Landherren  ab.'^j  Die  Art  aber,  wie  solche  be- 
scheidene Beschränkung  auf  den  geringeren  Titel  benützt  wird,  um 
die  ungewöhnlich  lange  Fortführung  eines  anderwärts  antiquierten 
Titels  in  einzelnen  Häusern  zu  erkläreii,  ist  obiger  Erzählung  eigen- 
tümlich und  kommt  außerdem  meines  W^issens  nur  noch  in  einer 
zweiten,  auf  das  Haus  der  Hlaöajarlar  bezüglichen  Erzählung  vor. 
Obwohl  mit  königUchen  Rechten  über  eine  stattliche  Zahl  von  Land- 
schaften gebietend,  führten  die  Fürsten  aus  diesem  Geschlechte  doch 


^)  Heim  skr.  Olafs  s.  helga,    118/342;    ed.  Munch  und  Unger,    99  106; 
FMS.  IV,   107/240;  Flbk.  II,   188. 

2)  Flbk.  I,  23  (Hversu  Noregr  bygöiz). 

^)  Haralds  s.  harÖräÖa,  62278—79,  vgl.   60/276—77  (FMS.  VI). 
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stets  nur  den  Jarlstitel,  welchen  selbst  der  mächtige  Häkon  nicht 
mit  dem  Königsnamen  vertauschte,  als  er  die  Herrschaft  über  den 
größten  Teil  von  Norwegen  erwarb,  und  welchen  auch  seine  Söhne, 
Eirikr  und  Sveinn,  dann  sein  Enkel,  Häkon  Eiriksson,  noch  beibe- 
hielten, obwohl  auch  sie  vorübergehend  ganz  Norwegen  sich  zu 
unterwerfen  wußten.  Da  wird  nun,  und  zwar  unter  Berufung  auf 
das  im  10.  Jahrhundert  von  Eyvindr  Skäldaspillir  gedichtete  Häleygja- 
tal,  erzählt,  ^)  daß  einer  der  Vorfahren  des  Häkon  jarl  hinn  riki, 
namens  Hersir,  ein  König  im  Naumudalr  gewesen  sei.  Der  habe 
aus  Gram  über  den  Tod  seiner  Frau  sich  das  Leben  nehmen  wollen, 
weil  aber  nur  unter  den  Jarlen,  nicht  unter  den  Königen  der  Vorzeit 
hierfür  ein  Präzedenzfall  sich  habe  auffinden  lassen,  habe  er  sich  von 
dem  Königssitze  herabgewälzt  und  dann  auf  den  Jarlsnamen  hin 
aufgehängt,  und  um  seinetwillen  habe  dann  auch  seine  ganze  Nach- 
kommenschaft, den  Königsnamen  verschmähend,  sich  mit  dem  Jarls- 
titel begnügt.  Man  sieht,  der  Zweck  dieser  Sage  ist  genau  derselbe 
wie  bei  der  vorigen,  soferne  auch  sie  die  auffällige  Tatsache  zu  er- 
klären sucht,  daß  Fürsten,  welchen  doch  die  königliche  Gewalt  über 
ausgedehnte  Bezirke  oder  selbst  das  ganze  Reich  zustand,  dennoch 
nur  einen  Titel  führten,  welcher  doch  sonst  nur  von  gewissen  Statt- 
haltern und  Beamten  von  Königen  geführt  zu  werden  pflegte;  nur 
richtet  sich  der  Erklärungsversuch  hier  auf  den  Jarlsnamen,  wie  dort 
auf  den  Hersennamen,  und  ist  dabei  nur  auffällig,  daß  Hersir  hier 
noch  geradezu  als  Königsname  gilt  und  daß  die  Annahme  des  Jarls- 
titels  durch  Hersir  demgemäß  als  eine  Erniedrigung  betrachtet  wird. 
Aber  auch  noch  in  einer  anderen  Beziehung  ist  die  Erzählung  be- 
deutsam. An  und  für  sich  stimmt  nämlich  die  Form,  welche  K. 
Hersir  nach  ihr  für  seine  Selbsterniedrigung  wählte,  vollkommen  zu 
der  von  K.  Haraldr  härfagri  getroffenen  Bestimmung,  ^)  daß  nur  der 
Oberkönig  des  Gesamtreiches  auf  dem  höchsten  Throne  sitzen  sollte, 
wogegen  die  Unterkönige  um  eine  Stufe  tiefer,  und  wieder  um  eine 
Stufe  tiefer  die  Jarle  Platz  zu  nehmen  hatten;  sie  wird  ferner  be- 
stätigt durch  das,  was  von  K.  Hrollaugr  im  Naumudalr  erzählt  wird,-^) 
daß  er  nämlich,  um  den  Verzicht  auf  die  Königswürde  und  die  An- 
nahme des  Jarlsnamens  zu  erklären,  von  dem  Königssitze  herabge- 
stiegen sei  und  sich  auf  die  Jarlsbank  gesetzt  habe,  dann  auch  durch 
die  weitere  Angabe,'^)  daß  Hallaör  jarl  von  den  Orkneyjar  „veitist  ör 


^)  Agrip,    12/389 — 90.  '^)  Haralds  s.  harfagra,  35/74. 

^)  ebenda,  8/53;  Eigla,  3/3.  *)  Haralds  s.  harfagra,  27/68. 

Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  lO 
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jarldöminum",  als  er  diese  Würde  aufgeben  und  „hauldsrettr''  nehmen 
wollte.  Aber  doch  ist  dabei  zu  unterscheiden.  Mag  sein,  daß  der 
Jarl  zu  allen  Zeiten,  wie  Hallaör  tat,  beliebig  auf  seine  Würde  ver- 
zichten und  dadurch  sich  zum  höldr  machen  konnte ;  aber  ein  ein- 
seitiges Aufgeben  des  Königsnamens,  um  sich  zum  Jarl  zu  machen, 
konnte  nur  in  der  älteren  Zeit,  ein  einseitiges  Aufgeben  des  Jarls- 
namens,  um  sich  zum  Hersen  zu  machen,  konnte  vollends  zu  keiner 
Zeit  vorkommen,  da  der  Hersenname  zu  allen  Zeiten  und  der  Jarls- 
name  wenigstens  in  der  späteren  Zeit  nicht  einen  Stand,  sondern 
eine  Funktion  bezeichnete,  welche  der  einzelne  nicht  ohne  weiteres 
annehmen  konnte.  Ganz  richtig  erzählt  denn  auch  die  Heimskringla,. 
daß  K.  HroUaugr,  nachdem  er  durch  Erniedrigung  seines  Sitzes  sich 
selber  zum  Jarl  gemacht  hatte,  sich  erst  noch  zu  K.  Haraldr  begab, 
der  „ein  Schwert  nahm  und  ihm  am  Gürtel  befestigte,  dann  einen 
Schild  ihm  um  den  Hals  hing  und  ihn  zu  seinem  Jarl  machte  und 
auf  den  Hochsitz  führte";  das  einfache  Herabsinken  in  den  Adel 
ohne  herrschende  Stellung  wird  durch  den  ersteren,  der  Erwerb  der 
königlichen  Statthalterschaft  aber  wird  durch  den  letzteren  Vorgang 
bezeichnet.  —  Auch  in  dieser  Richtung  bietet  das  angelsächsische 
Recht  wieder  eine  interessante  Parallele.  ^)  Nach  dem  Rechte  der 
Nordleute  sowohl  als  nach  dem  Rechte  von  Merkien  setzt  sich  die 
Totschlagsbuße  des  Königs  aus  zwei  gleichen  Hälften  zusammen,, 
deren  eine  als  Wergeid  (wer)  an  dessen  Verwandte,  und  deren  an- 
dere als  Königsbuße  (cyneböt,  cynegild)  an  das  Volk  entrichtet 
wurde.  Der  Betrag  jeder  dieser  beiden  Hälften  war  aber  bei  den 
Nordleuten  ebenso  hoch,  wie  der  des  Wergeides  eines  ael)eling, 
d.  h.  eines  Angehörigen  des  Königshauses,  oder  nach  anderer  Lesart 
wie  der  des  Wergeides  eines  earl;  der  König  stand  also  seinem 
Geburtsstande  nach  jedem  anderen  ael^eling  oder  earl  gleich,  und 
wurde  nur  durch  den  Besitz  seiner  Herrschergewalt  insolange  über 
alle  anderen  sel^eUngas  oder  earlas  emporgerückt,  als  dieser  Besitz 
währte.  Ganz  ebenso  muß  die  Sache  ursprünglich  auch  in  Norwegen 
gestanden  haben ;  erst  seitdem  K.  Haraldr  härfagri  den  Königsnamen 
auf  sein  eigenes  Haus  beschränkte,  den  Jarlsnamen  und  Hersennamen 
aber  zum  Amtstitel  der  von  ihm  ernannten  Vorsteher  größerer  und 
kleinerer  Distrikte  machte,  trat  nach  der  einen  Seite,  —  erst  als  derselbe 
auch  den  Jarlsnamen  auf  die  AbkömmHnge  seines  Weibsstammes 
beschränkte,    die   Hersen   aber   zu    Untergebenen    der   Jarle    machte 


^)  R.  Schmid,  Anhang  VII,  2,   §    1—2  und  3,  §  2—4. 
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und  zugleich  aus  ihrer  früheren  Beziehung  zu  den  heröö  löste,  trat 
nach  der  anderen  Seite  jene  Veränderung  ein,  welche  einerseits  die 
Hersen  und  Jarle  zu  Beamten  des  Königs  machte,  andererseits  aber 
zwar  die  Ebenbürtigkeit  der  Jarle  mit  den  Königen  festhielt,  aber 
gleichzeitig  für  die  hersir  oder  lendirmenn  die  Ebenbürtigkeit  mit 
beiden  fallen  ließ. 

Es  bleibt  noch  übrig,  die  Stellung  einerseits  der  Jarle 
und  andererseits  der  Landherrn  unter  dem  norwegischen 
Kleinkönigtume  etwas  einläßlicher  zu  betrachten,  wobei  freilich  das 
Vorwiegen  des  dienstrechtlichen  Charakters  in  der  Stellung  beider 
vor  dem  landrechtlichen  mehrfach  zu  einem  antizipierenden  Hinüber- 
greifen in  das  Bereich  des  folgenden  Paragraphen  nötigen  wird. 

Es  ist  aber  der  Ausdruck  lendrmaör  von  dem  Zeitworte 
„lenda",  d.  h.  mit  Land  versehen,  und  bezeichnet  somit  einen  mit 
Land  ausgestatteten  Mann.  ^)  Man  darf  das  Wort  somit  nicht  mit 
Icn,  d.  h.  Lehen  zusammenbringen,  welches  Wort  überdies  nicht  mit 
veizla,  sondern  mit  umboö  oder  sysla  identisch  gebraucht  zu  werden 
pflegt,  und  vermeidet  man  darum  besser  auch  dessen  vielfach  be- 
liebte Übertragung  durch  „Lehnsmann";  zur  Wahl  der  Übertragung 
durch  „Landherr''  bestimmt  mich  einerseits  der  Umstand,  daß  die 
an  sich  näher  liegende  wortgetreue  Wiedergabe  durch  „Landmann" 
an  einem  störenden  Doppelsinne  leidet,  und  andererseits  die  Analogie 
der  ags.  Quellen,  welche,  doch  wohl  unter  nordischem  Einflüsse^ 
vielfach  den  Ausdruck  landrica  für  Herrn  gebrauchen,  welche  in 
einer  ähnlichen  Stellung  wie  die  norwegischen  lendirmenn  sich  be- 
funden zu  haben  scheinen.  Zur  Erklärung  der  Bezeichnung  mag 
aber  dienen,  daß  bereits  K.  Haraldr  härfagri,  als  er  seine  hersar  ein- 
setzte, denselben  eine  Ausstattung  an  liegenden  Gütern  zuwies,  und 
zwar  mindestens  eine  „20  marka  veizla",  ^)  d.  h.  Land  von  20  Mark 
jährlichen  Ertrages;  die  spätere  Zeit  freilich  läßt  sich  bereits  mit 
15  Mark  jährlicher  Einkünfte  genügen.  ^)  Es  mag  ja  sein,  daß  lendir- 
menn in  Norwegen  bereits  vor  K.  Haraldr  vorkamen,  wie  denn  z.  B. 
Kveldülfr  bereits  lendrmaör  des  K.  Auöbjörn  vom  Firöafylki  ge- 
wesen sein  soll,  ehe  er  dieselbe  Würde  von  K.  Haraldr  empfing,  ^) 
und  mag  auch  sein,  daß  die  lendirmenn  ursprünglich  von  den  hersar 


^)  vgl.  P.  A.  Munch,  Om  de  saakaldte  Lendirmenn  i  Norge,  in  den  Samlinger 
til  det  norske  Folks  Sprog  og  Historie,  V,  S.  72—94  (1838);  auch  in  dessen  Samlede 
Afhandlinger,  I,  S.  77 — loi  ;  Ebbe  Hertzberg,  Norske  Aristokratis  Hist.  indtil 
Sverres  Tid   (1869).  ^)  Haralds  s.  harfagra.  6/52.  ^)  Hiröskrä,   iS 

und  36.  *)  Eigla,   i/i   und  3/4—5- 
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geschieden  gewesen  waren,  und  daß  diese  letzteren  erst  von  dem 
Zeitpunkte  an  mit  jenen  ersteren  zusammengeworfen  zu  werden  be- 
gannen, in  welchem  dieselben  durch  K.  Haraldr  mit  Königsgut  aus- 
gestattet und  in  den  Königsdienst  gezogen  worden  waren;  jeden- 
falls steht  aber  so  viel  fest,  daß  schon  vom  lO.  Jahrhundert  ab,  wie 
oben  bereits  bemerkt,  die  Hersen  geradezu  als  Landherrn  bezeichnet 
werden,  und  daß  seit  dem  Ende  dieses  Jahrhunderts  der  Hersenname 
so  gut  wie  völlig  außer  Gebrauch  kommt,  und  in  dem  Landherrn- 
namen ganz  und  gar  aufgeht.  —  Eigentümlich  ist  dabei  aber,  daß 
der  Stand  der  Landherrn  auch  in  der  späteren  Zeit  noch 
weder  als  ein  reiner  Geburtsstand,  noch  als  ein  reiner  Berufsstand 
•dasteht,  vielmehr  zwischen  beiden  Eigenschaften  geradezu  die  Mitte 
hält.  Auf  der  einen  Seite  ist  es  die  Verleihung  von  Land  seitens 
des  Königs,  welche  den  Landherrn  zum  solchen  macht,  und  von 
welcher  er  denn  auch  seinen  Namen  hat.  AusdrückHch  wird  dem- 
gemäß die  Regel  aufgestellt,  daß  der  Sohn  eines  Landherrn  an  dem 
Stande  seines  Vaters  nur  insolange  Anteil  nehme,  als  er  noch  „i 
landvänum"  sei,  d.  h.  begründete  Hoffnung  habe,  selbst  mit  Land 
ausgestattet  zu  werden;-^)  es  ist  nur  ein  anderer  Ausdruck  desselben 
Gedankens,  wenn  anderwärts  gesagt  wird,  daß  ein  solcher  nur  bis 
zum  erreichten  40.  Lebensjahre  den  Stand  seines  Vaters  teile,  ^)  von 
da  ab  aber  nur  noch  zu  den  höldar  zähle,  falls  er  nicht  selbst  wieder 
Land  vom  Könige  erhalte.  ^)  Auf  der  anderen  Seite  gilt  aber  doch 
auch  wieder  der  Satz,  daß  der  Mann,  welchen  der  König  einmal 
•durch  die  Verleihung  einer  veizla  zum  Landherrn  gemacht  habe, 
das  Recht  eines  solchen  behalten  solle,  auch  wenn  ihm  der  König 
•diese  hinterher  wieder  nehme,  ^)  und  von  lendbornir  menn  wird  in 
einer  Weise  gesprochen,  wie  wenn  der  Stand  ein  ganz  unzweifel- 
hafter Geburtsstand  wäre.  ^)  Über  die  Aufnahme  der  Land- 
herrn in  den  Dienstverband  des  Königs,  dann  über  deren 
gesamte  dienstliche  Stellung  innerhalb  desselben  gibt  zumal  das 
Dienstmannenrecht  des  K.  Magnus  lagabcetir  genauen  Aufschluß ;  ^) 
■die  hier  gegebenen  Vorschriften  scheinen  indessen  der  Hauptsache 
nach  unbedenkhch  bereits  einer  weit  früheren  Entstehungszeit  zu- 
gewiesen werden  zu  dürfen.  Nach  dieser  Quelle  zählen  die  lendir- 
menn   zu    den   „handgengnir   menn"  und   „sverötakarar   konüngs", "') 

^)  B|>L.  I,  12;  II,  20.  2)  GI)L.  20 f.;  vgl.  37;  EI)L.  I,  48. 

')  G{)L,  200.  1)  ebenda,   206. 

^)  Eigla,  57/124;  Sverris  s.,  60/155. 

^)  HirÖskrd,   18—20.  ")  vgl.  z.  B.  ebenda,   ii. 
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d.  h.  ZU  den  Leuten,  die  in  formellster  Weise  die  Aufnahme  in  den 
Dienstverband  des  Königs  erlangt  haben;  doch  werden  sie  von  den 
eigentlichen  hirömenn  als  eine  höhere  Klasse  unterschieden.  ^)  Ihre 
Würde  (lendsmannsnafn)  wird  für  die  höchste  innar  hiröar,  d.  h. 
innerhalb  des  Dienstverbandes  erklärt,  -)  und  sie  selber  werden  zu 
den  hiröstjörar,  d.  h.  den  Führern  dieses  Verbandes  gerechnet,  und 
zugleich  den  obersten  Ratgebern  (räögjafar)  des  Königs  zugezählt, 
soferne  sie  überhaupt  am  Königshofe  anwesend  sind.  ^)  Wie  alle 
anderen  Dienstleute  sind  auch  sie  dem  Könige  zur  Treue  in  allen 
und  jeden  Dingen,  und  insbesondere  zur  Heerfahrt  verpflichtet;  wie 
alle  anderen  dürfen  sie  ihn  nicht  verlassen,  ohne  seinen  Urlaub  er- 
halten zu  haben,  es  sei  denn,  daß  Alter  oder  Krankheit  sie  dazu 
nötige;  nicht  minder  müssen  sie,  gleich  allen  anderen  Dienstleuten,, 
vor  dem  Dienstmannengerichte  (hiröstefna)  zu  Recht  stehen,  wenn  sie 
vom  Könige  des  Landesverrates  bezichtigt  werden  wollen ;  *)  endlich 
haben  sie  auch  wie  alle  anderen  Dienstleute  den  persönlichen  Hof- 
dienst zu  verrichten,  nur  daß  freilich  dessen  persönliche  Ableistung 
von  ihnen  nur  bei  besonders  feierlichen  Gelegenheiten  gefordert  zu 
werden  pflegt.  ^)  Andererseits  kommt  den  Landherren  nicht  nur  die 
bereits  besprochene  Dotation  mit  veizlur  im  Betrage  von  mindestens 
15  Mark  jährlicher  Einkünfte  zu,  ^)  sondern  dieselben  genießen  auch 
des  Vorrechtes,  selbst  wieder  ein  bewaffnetes  Dienstgefolge  halten 
zu  dürfen,  welches  nur  der  Regel  nach  nicht  über  40  Mann  stark 
sein  soll ; ')  erinnert  man  sich  daran,  daß  bereits  K.  Haraldr  härfagri 
seinen  hersar  die  Stellung  von  je  20  Kriegsleuten  zu  des  Königs 
Dienst  auferlegt  hatte,  ^)  und  bedenkt  man  überdies,  daß  nach  einem 
im  Jahre  1273  zu  Tünsberg  erlassenen  Gesetze  jeder  Landherr  von 
je  15  Mark  Einkünften  aus  seinen  veizlur  je  5  Mann  zu  solchem 
Behufe  zu  stellen  hatte,  ^)  so  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  jener 
Maximalgrenze  für  das  zu  haltende  Gefolge  auch  eine  Minimalgrenze 
gegenübergestanden  sein  möge,  und  daß  dieses  Dienstgefolge  neben 
dem  Landherrn  selbst  zugleich  auch  dem  Könige  als  dessen  Ober- 
herrn zu  Dienst  und  Treue  verpflichtet  gewesen  sein  werde.  Nach 
altem  Herkommen  pflegte  die  Würde  (nafnböt)  vom  Könige  an  einem 
der  höheren  Festtage  unmittelbar  vor  Tisch   erteilt  zu  werden,    und 


^)  So  auch  Sverris  s.,  60  155;    Königsspiegel,  28/62  und  29/64;    Anek 
d  oton  S  verr  eri ,    1/176.  -)  HirÖskra,   18. 

^)  ebenda,    19;  vgl.  24.  **)  ebenda,  20. 

^)  ebenda,   19.  **)  ebenda,   18;  vgl.  36.  ")  ebenda,    19. 

^)  Haralds  s.  harfagra,  6/52.  *')  HirÖskrd,  36. 
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zwar  in  der  Art,  daß  er  die  betreffende  Person  durch  zwei  lendir- 
menn,  oder  in  deren  Ermangelung  durcti  zwei  der  vornehmsten 
hirömenn  sich  vorführen,  und  dann,  nachdem  er  seinen  Entschluß, 
dieselbe  zu  der  Würde  zu  befördern,  feierHch  erklärt  hatte,  sofort  an 
seiner  Seite  Platz  nehmen  ließ.  ^)  Von  der  Beobachtung  irgend- 
welcher dienstrechtlicher  Formen,  insbesondere  von  der  Überreichung 
eines  Schwertes,  ist  dabei  auffälligerweise  nicht  die  Rede,  obwohl 
die  Landherren,  wie  bereits  bemerkt,  ausdrücklich  zu  den  sverötakarar 
des  Königs  gerechnet  werden;  dies  erklärt  sich  aber  sehr  einfach 
aus  der  stillschweigend  gemachten  Voraussetzung,  daß  der  Beförderte 
bereits  vor  seiner  Ernennung  zum  Landherrn  einem  der  geringeren 
Grade  des  Dienstverbandes  angehört  haben  werde.  —  Sehr  wesent- 
lich vervollständigt  werden  nun  aber  diese  Bestimmungen  des  Dienst- 
mannenrechtes  durch  die  Angaben  der  Provinzialrechte  sowohl  als 
der  Geschichtsquellen.  Diese  zeigen  zunächst,  daß  die  Landherren 
einen  Stand  für  sich  bildeten,  zunächst  über  dem  höldr  und 
zunächst  unter  dem  jarl  stehend,  und  daß  sie  in  allen  denjenigen 
Beziehungen  als  solcher  sich  geltend  machten,  in  welchen  die  Standes- 
verschiedenheit sich  überhaupt  bemerkbar  zu  machen  pflegte,  also 
im  Kompositionenwesen,  in  Bezug  auf  die  Dispositionsbefugnisse  der 
Weiber,  und  bezüglich  ihrer  eigenen  Befugnis  zu  Verfügungen  zu- 
gunsten des  l)yborinn  sonr,  endlich  allenfalls  auch  in  Bezug  auf  die 
Art  und  den  Preis  des  Begräbnisses.  In  den  GpL.  ist  dabei  das 
Verhältnis  des  höldr  zum  lendrmaör,  soweit  es  sich  überhaupt  in 
Ziffern  ausspricht,  das  von  i  :  2,  -)  und  dasselbe  gilt  auch  von  den  BI)L. 
und  EI)L.,  ^)  wogegen  dasselbe  in  den  FrI)L.  teils  ebenso,  *)  teils  wae 
2:3,^)  teils  aber  auch  gar  nicht  angegeben  wird ;  ^)  wenn  dagegen 
das  Stadtrecht  dem  Landherrn  vor  den  geringeren  Freien  in  Bezug 
auf  seine  Buße  gar  keinen  Vorzug  gewährt,  ')  so  erklärt  sich  dies 
sehr  einfach  aus  eigentümlichen  Rücksichten  des  städtischen  Ver- 
kehres, deren  früher  bereits  gedacht  worden  ist.  Teils  aus  dieser 
allgemeinen  Vornehmheit  der  Landherren,  teils  aber  doch  wohl  auch 
aus  deren  Stellung  im  Dienstverbande  des  Königs  mag  es  sich  ferner 
erklären,  wenn  in  den  Rechtsbüchern  sich  mehrfach  eine  gewisse 
Scheu  vor  Übergriffen  bemerkbar  macht,  welche  dieselben  sich  etwa 


^)  HirÖskrd,   18.  2)  gJ)L.  56;  91;   129;   185;   198;  200. 

3)  B|)L.  I,  9  und   12;  E1)L.  I,  48  und   50.  -*)  FrI)L.  IV,  53. 

<>)  ebenda,  IV,  49;  X,  34;  XIII,   15.  «)  ebenda,  IX,    17;  XI,  22. 

')  BjarkR.  H,  47;  HI,  97. 
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dem  Rechte  der  Bauernschaft  gegenüber  erlauben  möchten.  In  einem 
skiladömr  z.  B.  soll  weder  ein  Landherr  sitzen,  noch  der  Sohn  eines 
solchen,  ■")  und  in  die  lögretta  darf  ein  Landherr  nur  mit  ausdrück- 
licher Bewilligung  der  Bauern  eintreten ;  -)  einem  Landherrn  dürfen 
Weiber  die  Führung  ihrer  Rechtssachen  nicht  übertragen,  wiewohl 
sie  im  übrigen  befugt  sind,  ihre  Vertreter  frei  zu  wählen ;  ^)  auf  eines 
Landherrn  Haus  darf  sich  niemand  als  auf  sein  Domizil  berufen,  der 
nicht  wirklich  in  demselben  wohnhaft  ist,  *)  und  auf  den  Verkauf  an 
einen  Landherrn  darf  sich  im  Prozesse  über  Stammgut  niemand  be- 
rufen, um  sich  dadurch  der  eigenen  prozessualischen  Vertretung  des 
streitigen  Gutes  zu  entziehen ;  ^)  gegen  den  widerrechtlichen  Angriff 
eines  Landherrn  endlich  soll  das  Volk  ganz  ebensogut  durch  den 
Heerpfeil  aufgeboten  werden,  wie  gegen  den  widerrechtlichen  An- 
griff des  Königs  oder  des  Jarles,  nur  daß  das  Aufgebot  dem  Land- 
herrn gegenüber  an  zwei  Volklande  ergehen  soll,  dem  Jarle  gegen- 
über aber  an  vier,  und  dem  Könige  gegenüber  an  alle  acht  in  der 
Landschaft  prändheimr.^)  Aber  ganz  abgesehen  von  derartigen  Be- 
stimmungen, welche  immerhin  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  die 
hervorragende  Stellung  der  Landherren  im  Dienstverbande  des 
Königs  zurückgeführt  werden  können,  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß 
diese  neben  ihrer  dienstrechtlichen  auch  noch  eine  ganz  andere  Rolle 
im  Staate  spielten.  Es  wurde  bereits  früher  bemerkt,  daß  die  jüngere 
Edda  die  nordischen  „hersar  eöa  lendirmenn''  als  vom  Könige  über 
bestimmte  Bezirke  gesetzte  Richter  und  Verwaltungsbeamte  bezeichnet 
und  sie  als  solche  den  deutschen  Grafen  und  den  englischen  Baronen 
vergleicht.')  Der  Eid  ferner,  welchen  dieselben  dem  Könige  bei 
seiner  Thronbesteigung  zu  schwören  haben,  enthält,  in  der  späteren 
Zeit  wenigstens,  zugleich  auch  eine  ausdrückliche  Bestätigung  jenes 
Eides,  w^elchen  der  König  selbst  vorgängig  seinem  Volke  zu  schwören 
gehabt  hatte,  ^)  und  kann  demnach  ebensogut  als  dem  Volke  wie 
dem  Könige  geleistet  gelten.  Vielleicht  darf  man  auch  die  andere 
Tatsache  hierher  beziehen,  daß  nach  den  GI)L.  in  einer  Reihe  von 
Fällen,  in  welchen  der  ärmaör  konüngs  ausschließlich  an  die  Bauern 
Buße  zu  zahlen  hat,    der   lendrmaör   diese    halb    an    den  König  und 


')  GI)L.  37;  Fr{)L.  X,   16.  ^)  Fr{)L.  I,  2.  'j  GpL.  47. 

*)  ebenda,  46;  Landslög,  Kaupab.  7.  ^)   GI)L,  267. 

«)  Fr{)L.  IV,  50—52;  vgl.  G|)L.    141   und  Landslög,  Kaupab.   i. 
")  Skäldskaparm.  53/456. 

^)  JarnsiÖa,    Kristinnd  6msb.    6;    Landslög,    10;    BjarkR.    9;    Hirö' 
skrä,  8. 
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halb  an  die  Bauern  zahlen  soll.^)  Man  mag  sich  ja  allenfalls  diese 
Vorschrift  daraus  erklären,  daß  beim  Vogte  als  einem  Privatbeamten 
des  Königs  angenommen  wurde,  er  werde  stets  im  Interesse  und 
Auftrage  dieses  seines  Herrn  handeln,  wogegen  der  Landherr,  weil 
in  einer  weit  selbständigeren  und  freieren  Stellung  sich  befindend^ 
sich  ebensogut  gegen  den  König  als  gegen  das  Volk  kehren  zu 
können  schien,  und  mag  man  demnach  in  derartigen  Bestimmungen 
ebenfalls  wieder  ausgesprochen  finden,  daß  der  Landherr  ebensogut 
als  ein  Beamter  des  Volkes  wie  als  ein  Beamter  des  Königs  be- 
trachtet wurde;  indessen  ist  doch  jene  Erklärung  der  fraglichen  Vor- 
schriften keine  völlig  sichere,  ^)  sodaß  ich  ihr  kein  maßgebendes 
Gewicht  beilegen  möchte.  Immerhin  sehen  wir  nach  den  Rechts- 
büchern die  Landherren  mit  dem  Schutze  des  Landes  gegen  Räuber 
und  Diebe  betraut;^)  sie  haben  dafür  zu  sorgen,  daß  sich  der  Be- 
stohlene  nicht  zum  Nachteile  der  öffentlichen  Ordnung  und  der 
königlichen  Kasse  mit  dem  Diebe  abfinde/)  Sie  haben  ferner  Ver- 
brecher, welche  ihnen  eingeliefert  werden,  nötigenfalls  in  Empfang 
zu  nehmen  und  bei  eigener  Haftung  in  Gewahrsam  zu  halten ;  ^) 
nicht  minder  liegt  ihnen  unter  Umständen  die  Mitwirkung  bei  dem 
Vollzuge  gerichtlicher  Urteile  ob,  ^)  nämlich  doch  wohl  dann,  wenn 
die  Staatsgewalt  bei  deren  Vollzuge  entweder  als  solche  beteiligt, 
oder  auch  zur  Mitwirkung  bei  demselben  eigens  aufgefordert  worden 
ist.  Sie  haben  ferner  auch  die  Verteidigung  des  Reiches  gegen 
innere  wie  äußere  Feinde  zu  überwachen,  und  im  Zusammenhange 
damit  für  die  Aufrechthaltung  der  Heeresordnung  zu  sorgen ;  ^)  sie 
erscheinen  ferner  neben  den  syslumenn  und  ärmenn  bei  der  Ernen- 
nung der  Abgeordneten  zum  Lögdinge  beteiligt  ^)  u.  dergl.  m.  Alles 
in  allem  genommen  erscheint  hiernach  der  Landherr  zwar  einerseits 
ganz  in  derselben  Weise  als  ein  Dienstmann  des  Königs,  wie  dies 
die  königlichen  Gefolgsleute  ihrerseits  sind  und  es  ist  nur  sein  höherer 
Rang,  welcher  ihn  von  diesen  unterscheidet;  auf  der  anderen  Seite 
ist  er  aber  doch  auch  ein  Staatsbeamter,  welcher  staatHche  Funk- 
tionen zu  versehen  hat,  und  für  deren  richtige  Ausübung  dem  Volke 
ebensogut   wie    dem    Könige    verantwortlich    ist.      Durch    königUche 


')  GI)L.  71;  152;  253. 

2)  vgl.  meine  Abhandlung;  „Die  armenn  des  altnorwegischen  Rechtes",  S.  115 
—16  und   130.  3)  GI)L.  3;  vgl.  HirÖskra,  3. 

'*;  GI)L.  256;  Landslög,  I)jöfab.  3.  •'')  G{)L.   152  und  253. 

*')   ebenda,    141.  ")  ebenda,  309;  311;  312;  314;  Landslög,  Land- 

varnarb.  4  und   18.  »<)  GI)L.  3;  Landslög,  |)fngfb.  2. 
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Ernennung  wird  derselbe  ferner  zu  seinem  Amte  berufen;  aber  tat- 
sächlich ist  der  König  bei  seiner  Wahl  doch  an  die  einmal  vorhan- 
denen Landherrengeschlechter  ziemlich  gebunden  und  nur  ganz  aus- 
nahmsweise konnte  er  allenfalls  auch  einmal  einen  besonders  aus- 
gezeichneten Mann  von  geringerer  Herkunft  zu  der  Würde  befördern 
und  nur  ausnahmsweise  sogar  den  einen  oder  anderen  Landherrn 
von  einer  Provinz  in  die  andere  versetzen.  Neben  dem  höheren  An- 
sehen, welches  der  Königsdienst  als  solcher  verlieh,  neben  der  Macht 
ferner,  welche  das  Amt  gewährte  und  der  Dotation  an  Liegenschaften, 
welche  mit  demselben  verknüpft  zu  sein  pflegte,  stützte  sich  nämlich 
die  hervorragende  Stellung,  welche  den  Landherren  zukam,  auch 
noch  auf  deren  nicht  unbedeutenden  Privatbesitz,  auf  deren  Be- 
ziehungen zu  anderen  vornehmen  Häusern,  sowie  auf  das  ererbte 
Ansehen,  dessen  sie  sich  innerhalb  ihrer  heimatlichen  Bezirke  er- 
freuten und  der  aristokratische  Charakter  derselben,  welcher  sich  in 
ihrer  Bevorzugung  in  den  Bußsätzen  und  analogen  anderen  Rechten 
so  deutlich  ausprägte,  war  demnach  wenigstens  teihveise  jeder  Ein- 
wirkung des  Königtums  entrückt,  sodaß  auch  in  der  Zeit,  in  welcher 
die  ursprüngliche  Verbindung  der  Würde  mit  der  Gauverfassung 
längst  gelöst  und  somit  auch  die  Zahl  der  Landherren  an  keine  be- 
stimmte Grenze  mehr  gebunden  war,  doch  immerhin  in  jedem  Volk- 
lande nur  eine  beschränkte  Zahl  von  Familien  zu  bestehen  pflegte,, 
aus  deren  Mitte  der  König  regelmäßig  seine  Landherren  zu  ent- 
nehmen hatte. ^)  Der  König  mußte  wissen,  daß  er  Gefahr  laufe,  die 
großen  Geschlechter  der  Landschaft  sich  zu  verfeinden,  wenn  er  eine 
innerhalb  derselben  erledigte  Landherrnstelle  nicht  sofort  wieder  mit 
einem  Angehörigen  ihres  Kreises  besetze,  und  wissen  auch,  daß  nur 
der  eigene  Besitz  und  der  ererbte  Einfluß  auf  die  eingesessene 
Bauernschaft  dem  neuen  Landherrn  dasjenige  Maß  von  Ansehen  ver- 
schaffen konnte,  dessen  er  schlechterdings  bedurfte,  um  die  Verwal- 
tung seines  Bezirkes  mit  gebührendem  Erfolg  führen  zu  können. 
Überdies  wissen  wir,  daß  bereits  um  die  Mitte  des  ii.  Jahrhunderts 
die  Aufnahme  von  Männern  in  seinen  Dienstverband  vom  Könige 
nur    mit   Einwilligung    seines    Dienstverbandes    geschehen    konnte,  -) 


^)  G.  Storm,  Om  Lendermands  Klassens  Talrighed  i  12  og  13  Aarhundrede 
(Historisk  Tidsskrift,  II.  R.-^kke,  4.  Bd.)  scheint  mir  allerdings  die  Zahl  der  Land- 
herren gar  zu  niedrig  anzuschlagen,  wie  ich  denn  auch  mit  ihm  darin  nicht  einver- 
standen sein  kann,  daß  die  Hersenwürde  von  Anfang  an  mit  den  heröÖ  nichts  zu 
tun  hatte,     cf.  Ebbe  Hertzberg,  1.  c.  S.  97 — 98. 

2)  Morkinsk.    105;  Haralds  s.  harÖräÖa,   IIO/393  (FMS.  VI). 
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und  derselbe  Satz  wird  auch  noch  durch  das  Dienstmannenrecht  des 
K.  Magnus  lagaboetir  bestätigt;^)  es  versteht  sich  von  selbst,  daß  die 
Folgen  eines  solchen  Kooptationsrechtes  sich  bald  in  der  Zusammen- 
setzung der  hirö  geltend  machten,  die  Landherren  aber  gingen,  wie 
bereits  bemerkt,  regelmäßig  gerade  aus  dieser  hervor.  Schon  zu 
Anfang  des  12.  Jahrhunderts  erschien  es  als  etwas  Auffälliges,  wenn 
ein  Bauernsohn  wie  Ottarr  birtingr,  welcher  als  kertisveinn  in  des 
Königs  Dienst  steht,  von  diesem  zum  Landherrn  befördert  wird;^) 
um  reichUch  ein  halbes  Jahrhundert  später  konnte  bereits  K.  Magnus 
Erlingsson  darüber  klagen,  daß  in  seinen  Kämpfen  mit  K.  Sverrir 
ein  volles  Hundert  „lendborinna  hirömanna"  auf  seiner  Seite  gefallen 
sei,  ^)  und  gegen  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  war  bereits  nicht 
mehr  mit  Sicherheit  darauf  zu  rechnen,  daß  in  des  Königs  hirö  auch 
nur  ein  einziger  Bauernsohn  zu  finden  sei.  ^)  Unter  solchen  Um- 
ständen mußte  der  Stand  der  Landherren  einen  sehr  ausgeprägt 
aristokratischen  Charakter  annehmen,  wenn  sich  auch  dessen  Stellung 
äußerlich  durchaus  in  die  Formen  des  Königsdienstes  einkleidete ;  es 
begreift  sich  aber  auch,  daß  derselbe  eben  darum  schon  frühzeitig 
dem  Königstume  unbequem  wurde  und  daß  dieses  sich  deshalb 
allmählich  durch  die  Übertragung  seiner  staatsrechtlichen  Funktionen 
an  abhängigere  Beamte  zu  helfen  suchte.  In  den  Gesetzbüchern  des 
K.  Magnus  lagabcetir  macht  sich  freilich  dieses  Bestreben  nur  wenig 
bemerkbar,  da  dieselben  wesentlich  aus  älteren  Quellen  kompiliert  sind 
und  überdies  auf  die  administrativen  Zustände  des  Reiches  nur  wenig 
eingehen;  daß  jedoch  die  Stellung  der  Landherren  tatsächlich  längst 
eine  wesentlich  andere  als  vordem  geworden  war,  läßt  sich  ander- 
weitig immerhin  nachweisen.  Die  Verwaltung  der  Volklande,  soweit 
sie  nicht  von  den  ärmenn  als  spezifisch  königlichen  Beamten  geführt 
worden  war,  welche  Leute  von  geringer  Geburt  und  entsprechend 
geringem  Ansehen  beim  Volke  zu  sein  pflegten,  hatte  vordem 
wesentlich  in  der  Hand  der  Landherren  gelegen,  allmähUch  aber  ge- 
wöhnten sich  die  Könige  daran,  die  konüngssysla  oder  das  umboö 
konüngs  immer  häufiger  an  Beamte  zu  geben,  welche  nicht  zu  der 
Klasse  der  Landherren  gehörten  und  welchen  die  betreffenden  Funk- 
tionen nicht  zu  eigenem  Recht,  sondern  nur  amtsweise  übertragen 
waren   und    gegen  Verrechnung   der   Einkünfte    des  Amtes    an   den 


^)  HirÖskra,  30.          -)  Heimskr.  SigurÖar  s.  Jürsalafara,  30,688—89; 
FMS.  VII,  42/157;  Morkinskinna,   190. 

^)  Sverris  s.,  60/155.  *)  Fr{)L.  IV,  4. 
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ECönig;  die  Stellung  dieser  syslumenn  neueren  Schlages  galt  aber 
immerhin  als  eine  hinreichend  ehrenvolle,  um  auch  von  Männern 
Desseren  Schlages  gerne  gesucht  zu  werden.  In  ihren  Anfängen  in 
der  Zeit  weit  hinaufreichend,  vollzog  sich  die  Umgestaltung  nur  sehr 
lUmählich.  Auch  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  kam 
2S  demgemäß  noch  vor,  daß  der  König  einzelnen  Landherren  neben 
ihren  veizlur  den  einen  oder  anderen  Bezirk  als  len  oder  sysla  an- 
i^ertraute ;  ^)  aber  teils  bildete  dies  jetzt  nicht  mehr  die  Regel,  teils 
^vurde  jetzt,  wie  es  scheint,  strenger  als  vordem  darauf  gesehen,  daß 
luch  für  den  Fall  einer  derartigen  Verleihung  wenigstens  die  be- 
deutenderen Einkünfte  des  Bezirks  nicht  mehr  der  willkürlichen  Ver- 
fügung des  Beliehenen  unterstellt  blieben.  Im  wesentlichen  sahen 
sich  demnach  die  Landherren  immer  mehr  auf  ihre  veizlur  und  ihren 
eigenen  Grundbesitz,  dann  auf  den  Genuß  ihrer  Standesprivilegien 
and  Ehrenrechte  beschränkt,  wogegen  sie  die  Handhabung  der  öffent- 
lichen Gewalt  mit  wirklichen  Beamten  des  Königs  teilen  müssen,  an 
welche  dieselbe  mehr  und  mehr  allein  übergeht.  Unter  Umständen 
hätte  nun  freilich  dieser  Gang  der  Entwicklung  einem  noch  ent- 
schiedenerem Hervortreten  des  aristokratischen  Charakters  ihres 
Standes  sich  günstig  erweisen  können,  soferne  er  dessen  selbständige 
Grundlage  im  eigenen  Grundbesitze,  dem  Besitze  an  veizlur  und  dem 
ererbten  Ansehen  beim  Volke  entschiedener  in  den  Vordergrund 
treten  ließ.  Die  ersten  Schritte  in  dieser  Richtung  wurden  auch 
nachweisbar  getan.  Schon  die  Snorra  Edda  hatte,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  norwegischen  Landherren  mit  den  englischen  Baronen 
und  den  deutschen  Grafen  verglichen.  In  einzelnen  lateinischen  Do- 
kumenten aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  wird  der  Baronentitel 
wirklich  ohne  weiteres  auf  dieselben  angewandt,  wie  z.  B.  in  einem 
Schreiben  des  P.Innocenz  IV.  vom  3.  November  1246 -)  und  im  Friedens- 
vertrage von  Perth  vom  2.  Juli  1266;'^)  ja  dieselbe  Bezeichnung  findet 
sich  wiederholt  sogar  in  den  Gesetzbüchern  des  K.  Magnus  für  die- 
selben gebraucht,  ^)  wobei  freilich  dahingestellt  bleiben  muß,  ob  dieser 
Gebrauch  nicht  etwa  erst  auf  spätere  Abschreiber  zurückzuführen 
sei.  An  einem  Reichstage  zu  Tünsberg  aber  vom  Jahre  1277  legte 
der  genannte  König  seinen  Landherren  den  Baronentitel  geradezu 
von  rechtswegen  bei  ^)  und  von  da  ab  stand  somit  deren  Anspruch 


^)  HirÖskrd,    19.  ^)  Diplom,  norveg.,  1,  31/25. 

3)  ebenda,  VIII,  9/13 — 17.  *)  z.  B.  Land  slög,  Krb.    io;Landsbrb. 

l8;  Kaupab.   i   und  7;  I)jöfab.  3;  HirÖskrd,  3  und  8. 


)  Arna  bps.  s.,  20/706;  Laurentius  bps.  s,,  5/794;  Annalar,  h. 
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auf  diesen  gesetzlich  fest.  Das  war  nun  freilich  zunächst  nur  eine 
Veränderung  in  der  Titulatur ;  aber  wenn  man  bedenkt,  daß  nur  um 
60  Jahre  früher  die  englischen  Barone,  von  denen  der  neue  Titel 
entlehnt  war,  sich  die  Ausstellung  ihrer  Magna  Charta  erzwungen 
hatten,  so  leuchtet  ein,  daß  mit  der  Annahme  des  neuen  Titels  doch 
wohl  auch  die  Absicht  einer  Umgestaltung  der  gesamten  Stellung 
der  Landherren  verbunden  gewesen  sein  muß.  Schon  seit  K.  Häkon 
des  Alten  Zeit  macht  sich  ein  Einströmen  süd-  und  westeuropäischer 
Kulturelemente  in  Norwegen  sehr  auffällig  bemerkbar,  und  wenn  von 
da  ab  in  der  Literatur  der  Geschmack  an  deutschen,  französischen 
und  englischen  Rittergedichten,  sowie  der  Gebrauch  sich  ein- 
bürgerte, solche  in  die  Landessprache  zu  übersetzen,  so  äußerte  sich 
der  Einfluß  fremder  Vorbilder  gleichzeitig  nicht  minder  auch  im 
Bereiche  des  Rechtslebens.  Rasch  vollzog  sich  jetzt  zumal  die  Um- 
bildung der  königlichen  Hofhaltung  und  weiterhin  der  gesamten 
Beamtenhierarchie,  nach  westeuropäischem  Muster;  nachdem  bereits 
etwas  früher  das  Königtum  von  Gottes  Gnaden  in  seiner  kirchlichen 
Färbung  durch  K.  Magnus  Erlingsson  und  in  seiner  staatlichen  Um- 
prägung durch  K.  Sverrir  in  Norwegen  eingeführt  worden  war,  wa- 
rum sollte  da  nicht  auch  in  den  norwegischen  Landherren  das  Ge- 
lüste erwacht  sein,  es  den  englischen  Baronen  nachzutun  und  frei 
von  der  demokratischen  Beimischung  des  alten  Hersentumes  sowohl 
als  von  der  monarchischen  des  königlichen  Dienstverbandes,  auf 
eigenen  Füßen  stehend  dem  Könige  wie  dem  Volke  gleichmäßig 
als  selbstbewußte  Aristokratie  entgegenzutreten.?*  Es  ist  sicherlich 
kein  Spiel  des  Zufalls,  daß  die  Verwilhgung  des  neuen  Titels  gerade 
auf  demselben  Reichstage  erfolgte,  auf  welchem  auch  die  „Compo- 
sitio"  zustande  kam,  durch  welche  der  geistlichen  Aristokratie  eine 
so  gewaltige  Stellung  eingeräumt  wurde,  und  um  dieselbe  Zeit,  in 
welcher  den  Dienstleuten  des  Königs  sowohl  als  der  Kirche  eine 
sehr  weitgehende  Befreiung  von  der  drückenden  Heereslast  zuge- 
standen wurde;  hier  wie  dort  handelt  es  sich  vielmehr  ganz  gleich- 
mäßig um  Zugeständnisse,  welche  der  milde  und  friedHebende  König 
der  emporstrebenden  Aristokratie  seines  Reiches  machte.  Nach  dem 
Tode  des  K.  Magnus  schien  sich  die  Gelegenheit  zu  einer  weiteren 
Befestigung  ihrer  Macht  noch  weit  günstiger  anzulassen,  da  während 
der  Minderjährigkeit  des  K.  Eirikr  die  Reichsregierung  naturgemäß 
in  ihre  Hände  fiel;  aber  derselbe  Mangel  an  Einigkeit  unter  den 
weltlichen  und  geistlichen  Herren,  welcher  schon  früher  dem  Empor- 
kommen beider  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  hatte,    machte   sich 
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auch  jetzt  wieder  in  entscheidender  Weise  geltend.  Wie  die  nor- 
wegischen Prälaten  zu  des  Magnus  Erlingsson  Zeiten  nur  an  sich  selbst 
gedacht  und  die  Thronfolgeordnung  lediglich  zu  ihrem  eigenen  Vor- 
teile umgestaltet  hatten,  ohne  der  weltlichen  Aristokratie  irgend- 
welchen legalen  Einfluß  auf  die  Königswahl  einzuräumen,  so  wußten 
sich  auch  nach  des  Magnus  lagabcetir  Tod  die  geistlichen  und  welt- 
lichen Herren  nicht  zu  gemeinsamem  Handeln  zu  einigen ;  der  eben 
jetzt  wieder  in  erbittertster  Weise  ausbrechende  Kampf  zwischen 
Kirche  und  Staat  stellte  sich  beide  vielmehr  in  schroffster  Weise 
gegenüber,  während  die  maßlos  leidenschaftliche  Haltung  beider  Teile 
in  diesem  Kampfe  nicht  geeignet  war,  der  einen  oder  anderen  Partei 
die  besondere  Gunst  des  Volkes  zu  verschaffen.  So  begreift  sich 
denn,  daß  das  Königtum  sich  wieder  aufzuraffen  und  bereits  unter 
der  kraftvollen  Regierung  des  K.  Häkon  Magnussen  mit  ebensoviel 
Glück  als  Energie  der  aufstrebenden  Aristokratie  entgegenzutreten 
vermochte.  Unter  Berufung  auf  den  „unerhörten  Schaden",  welcher 
dem  Reiche  während  seiner  und  seines  Bruders  Jugend  durch  die 
Mißregierung  eben  dieser  Aristokratie  zugegangen  sei,  hatte  dieser 
König  schon  im  Jahre  1302  mit  Erfolg  auf  eine  bessere  Ordnung 
der  Thronfolge  sowohl  als  der  Reichsregentschaft  gedrungen ;  ^)  um 
sechs  Jahre  später  aber  schritt  er,  auf  ganz  dieselben  Gründe  sich 
berufend,  geradezu  zur  Abschaffung  der  Landherrnwürde,  Indern  er 
zwar  den  bisherigen  Inhabern  derselben  gestattete,  für  ihre  Lebens- 
dauer den  Titel  der  lendirmenn  noch  fortzuführen,  aber  dessen  neue 
Verleihung  untersagte,  und  jeden  mit  der  Strafe  des  Landesverrates 
bedrohte,  der  jemals  zu  dessen  Wiedereinführung  raten  würde.-)  So 
fiel  diese  Würde,  welche,  soweit  wir  das  norwegische  Reich  zurück- 
verfolgen können,  einen  der  wichtigsten  Faktoren  in  dessen  Ver- 
fassung gebildet  hatte,  und  zwar  fiel  dieselbe,  ohne  daß  ihrer  Ab- 
schaffung von  irgendeiner  Seite  her  irgendwelcher  Widerstand  ent- 
gegengesetzt worden  wäre;  ein  deutlicher  Beweis  dafür,  wie  wenig 
festen  Halt  dieselbe  noch  in  der  Anschauung  des  Volkes  besaß, 
dessen  sämtliche  Interessen  und  Neigungen  sich  vielmehr  schon 
längst  von  der  Aristokratie  ab  und  dem  Königstume  zugewendet 
hatten. 

Bezüglich  der  Jarle  ist  aber  oben  bereits  bemerkt  worden,  daß 
dieselben,   mit  Ausnahme    nur   der   auf  den  Inseln  des  Westens  ge- 


^)  Verordnung  vom   1 6.  September   1302;  Norges  gamle  Love,  III,  S.  49. 
-)  Verordnung  vom   1 7.  Juni   1308;  ebenda,  S.  74 — 75. 
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bietenden  Jarlsgeschlechter,  bereits  seit  dem  Anfange  des  i I.Jahr- 
hunderts aufgehört  haben,  eine  regelmäßige  Erscheinung  im  nor- 
wegischen Staate  zu  bilden.  In  der  zweiten  Hälfte  des  lO.  Jahr- 
hunderts wird  gelegentlich  noch  einmal  von  i6  Jarlen  gesprochen, 
welche  dem  mächtigen  Häkon  jarl  untergeben  waren,  ^)  während 
dieser  doch  nur  die  westliche  Hälfte  des  Reiches  beherrschte,  und 
auf  die  unzweideutigen  Worte  der  Vellekla  gebaut,  ist  diese  Angabe 
in  ihrer  Glaubwürdigkeit  unangreifbar,  wenn  der  von  Snorri  aus  ihr 
gezogene  Schluß  bezweifelt  werden  mag,  daß  Häkon  darum  gerade 
1 6  Volklande  unter  sich  gehabt  haben  müsse;  aber  bereits  am  Ende 
desselben  Jahrhunderts  sehen  wir  in  Norwegen  selbst  nur  noch  das 
Geschlecht  der  Hlaöajarlar  genannt,  dessen  Macht  zunächst  auf  die 
Landschaften  prändheimr,  Naumudalr  und  Hälogaland  begründet  war, 
vorübergehend  aber  auch  wohl  über  das  ganze  Reich  oder  doch  den 
größeren  Teil  desselben  sich  erstreckte,  und  seitdem  treten  daselbst 
nur  noch  ganz  vereinzelt  Jarle  auf,  durch  königliche  Ernennung  zu 
dieser  ihrer  Würde  berufen  und  ohne  allen  und  jeden  Anspruch  auf 
Erblichkeit.^)  Gegen  die  Mitte  des  ii.  Jahrhunderts  wird  uns  zu- 
nächst Ormr,  des  Tiöinda-Skopti  Sohn,  als  Jarl  genannt,'^)  dann 
Ormr  Eilifsson  und  nach  ihm  Häkon  Ivarsson ;  der  erstgenannte  war 
durch  K.  Magnus  göÖi,  der  zweite  und  dritte  aber  durch  K.  Haraldr 
haröräöi  zu  der  Würde  befördert  worden,  und  darf  nicht  unbemerkt 
bleiben,  daß  alle  drei  im  Weibsstamme  von  Häkon  jarl  ihr  Geschlecht 
herleiteten.*)  Ausdrücklich  wird  uns  bezeugt,  daß  der  heil.  Olafr 
sowohl  als  Magnus  der  Gute  an  der  Regel  festgehalten  hätten,  nie 
mehr  als  einen  einzigen  Jarl  im  Lande  zu  haben,  und  daß  K.  Haraldr 
haröräöi  sich  auf  diesen  Brauch  berufen  habe,  als  Häkon  Ivarsson 
noch  bei  Lebzeiten  Orms  sich  um  die  Würde  bewarb ;  ^)  mag  sein, 
daß  Häkon  jarl  in  seiner  späteren  Regierungszeit  den  Jarlsnamen  in 
derselben  Weise  ausschließlich  für  sein  Haus  beanspruchte,  wie  dies 
K.  Haraldr  härfagri  seinerzeit  mit  dem  Königsnamen  getan  hatte,  und 
daß  dann  die  folgenden  Könige  die  aus  ganz  anderen  Gründen  ihnen 
zusagende  Einrichtung  in  ihrer  Weise  bestätigt  und  umgebildet  haben. 
Ein  volles  Jahrhundert  hindurch  ist  nun  in  Norwegen  von  keinem 
Jarl   mehr   die  Rede,    bis  K.  Häkon   heröibreiör   im  Jahre    1159   den 

^)  Heims  kr.  Olafs  s.  Tr.,  50/163. 

^)  vgl.  wegen  des  folgenden  R.  Keyser,  Rechtsgeschichte,  S.  74 — 75. 

^)  Morkinsk.  24;  Fagrsk.  65/53. 

*)  vgl.  wegen  Orms  Abstammung  Munch,  I,  2,  S.  63,  Anm.  2. 

■^)  Heimskr.  Haralds  s.  harördÖa,  49/583  und  52/585. 
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Sigurör  von  Reyr  zum  Jarl  machte,  welcher  aber  bereits  im  Jahre 
1163  in  der  Schlacht  bei  Re  fiel.^)  Weiterhin  wurde  dann  Erlingr 
skakki  Ormsson  im  Jahre  1170  vom  Dänenkönige  Valdimarr  I.  als 
Jarl  über  Vikin  gesetzt,  auf  welche  Landschaft  dieser  König  An- 
sprüche zu  haben  glaubte,  -)  und  er  führte  von  da  ab  den  Jarlstitel 
bis  zu  seinem  Tode  (1179),  ohne  von  seinem  Sohne,  K.  Magnus,, 
deshalb  beanstandet  zu  werden,  aber  freilich  auch  ohne  sich  irgend- 
wie um  die  Oberherrlichkeit  des  Dänenkönigs  zu  kümmern,  von 
welchem  doch  dieser  Titel  herstammte.  Wieder  um  einige  Jahre 
später  ernannte  K.  Sverrir  seinen  Bruder,  Eirikr  Siguröarson,  zum 
Jarl  über  Vikin  und  die  Hochlande  (1188);  aber  schon  zwei  Jahre 
darauf  starb  derselbe  (ii9o)/'^)  Im  Jahre  1204  ernannte  sodann  der 
junge  K.  Guöormr  Siguröarson  einen  Verw^andten  des  königlichen 
Hauses,  den  gewaltigen  Häkon  galinn,  zum  Jarle,  und  der  Nachfolger 
des  ersteren,  K.  Ingi  Bäröarson,  bestätigte  ihn  in  dieser  seiner  Würde  ;*) 
in  demselben  Jahre  1204  wurde  aber  andererseits  von  dem  Gegen- 
könige Erlingr  steinveggr  auch  Philippus  Simunarson  zum  Jarl  ge- 
macht, ^)  ohne  daß  man  natürlich  aus  dieser  gleichzeitigen  Ernennung 
zweier  Jarle  den  Schluß  ziehen  dürfte,  daß  der  Grundsatz  damals 
aufgegeben  werden  wollte,  daß  immer  nur  ein  Jarl  im  Lande  sein 
solle,  da  ja  jeder  der  beiden  Jarle  selbstverständlich  nur  von  seiner 
eigenen  Partei  als  solcher  anerkannt  w^ar.  Übrigens  starb  Häkon 
bereits  im  Jahre  12 14,  während  PhiUpp  im  Jahre  1207  den  Königs- 
namen annahm,  welchen  er  auch  bis  zu  seinem  Tode  (f  12 17)  bei- 
behielt, obwohl  er  bereits  durch  einen  im  Jahre  1208  zu  Hvitingse>^ 
abgeschlossenen  Vergleich  auf  denselben  Verzicht  geleistet  hatte. 
Hinwiederum  ernannte  im  Jahre  12 17  K.  Ingi  seinen  eigenen  Halb- 
bruder, Sküli  Bäröarson,  zum  Jarle  ^)  und  dieser  bekleidete  die  Würde 
bis  zum  Jahre   1237,    in   welchem    er  sie  mit  dem  höheren  Herzogs- 

')  Heimskr.  Magnüss  s.  Erlingssonar,  3/780  und   14/791. 
2)  ebenda,  30/803.  ^)  Sverris  s.,   113/273  und   115/275. 

'*)  So  die  längere  Dreikönigssage,  S.  78  und    100,    die  kürzere  Sage^ 
418  weiß  nur  von  einer  Ernennung,   nicht  Bestätigung  durch  K.  Ingi.  Der  Stammbaum: 

Q  SigurÖr  konüngr  munnr 

/\ 

Sverrir  konüngr  Q      /\  Cecilia 

I         I 
SigurÖr  lävarÖr  Q      Q  Hdkon  jarl  galinn 

I         I 
Guöormr  konüngr  Q     Q  Knütr  jarl. 

^)  Längere  Sage,  88;  Kürzere  Sage,   7. 

*")  fnga  s.  konüngs  BärÖarsonar,  S.  210. 
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titel  vertauschte;  er  fiel  aber  im  Jahre  1240,  nachdem  er  kurz  zuvor 
den  Königsnamen  angenommen  hatte.  Noch  vor  seinem  Tode,  im 
Winter  1239 — 40  nämUch,  ernannte  K.  Häkon  gamU  einen  Sohn  des 
Häkon  gahnn,  namens  Knütr,  zum  Jarle,  und  dieser  trug  den  Titel 
bis  zu  seinem  Tode,  im  Jahre  1261.^)  Im  Jahre  1286  wurde  sodann 
die  Jarlswürde  von  K.  Eirikr  Magnüsson  dem  Alfr  Erlingsson  ver- 
liehen, welcher  jedoch  bereits  im  folgenden  Jahre  der  Acht  verfiel, 
und  im  Jahre  1290  hingerichtet  wurde,  "^j  Endlich  im  Jahre  1297 
wurde  Erzbischof  Jörundr  von  prändheimr  zum  Jarl  ernannt,  ^)  und 
im  Hinblick  auf  diese  Ernennung  mag  wohl  K.  Eirikr  einmal  von 
„fraelsi  l)vi,  er  ver  hafum  gefit  herra  erkibiskupi,  ok  pheudo  hans  heyrir" 
sprechen  (1298);*)  aber  nach  dem  Tode  des  genannten  Erzbischofes 
(1309)  wurde  diese  Ernennung,  welche  w4e  es  scheint  die  Jarlswürde 
bleibend  mit  dem  Erzbistum  hatte  verknüpfen  sollen,  mittelst  einer 
eigenen  Urkunde  kassiert  (1310),^)  nachdem  bereits  um  zwei  Jahre 
früher  (1308)  durch  dieselbe  Verordnung,  welche  die  Würde  der 
Landherrn  beseitigte,  auch  die  Ernennung  von  Jarlen  für  alle  Zu- 
kunft untersagt  worden  war,  nur  mit  dem  doppelten  Vorbehalte, 
daß  die  den  Jarlen  der  Orkneyjar  zustehende  Jarlswürde  durch  das 
Verbot  unberührt  blieben,  und  überdies  auch  die  Verleihung  des 
Jarlstitels  an  den  einen  oder  anderen  Königssohn  durch  dasselbe  un- 
verwehrt  bleiben  solle. ^)  —  Die  Stellung  der  Jarle,  soweit  solche 
überhaupt  noch  vorkamen,  war  aber  im  ii.  bis  13.  Jahrhunderte 
wesentlich  die  folgende.^)  Der  Jarl  wird  vom  Könige  nach  freier  Will- 
kür ernannt,  und  die  Formen,  in  welchen  sich  seine  Ernennung  voll- 
zieht, sind  im  wesentlichen  dienstrechtliche,  wenn  auch  einzelne  Spuren 
noch  an  die  ältere  und  selbständigere  Grundlage  der  Würde  erinnern. 
Die  Überreichung  eines  Schwertes,  und  selbst  einer  Fahne  bei  der 
Ernennung,  die  Ableistung  ferner  eines  Dienstrechtes  durch  den  Er- 
nannten, stammt  aus  dem  Dienstrechte,  und  die  Worte,  mittelst 
deren  die  Ernennung  erfolgt,  heben  sehr  bestimmt  hervor,  daß  diese 
lediglich  aus  gutem  Willen  des  Königs  und  kraft  der  diesem  von 
Gott  verliehenen  Gewalt,  daß  ferner  die  Bestellung  des  Jarles 
nicht  nur  um  seiner  eigenen  Ehre  willen  geschehe,  sondern  auch 
zur  Zier  und  Unterstützung  des  Königs,  sowie  zu  Nutz  und  Frommen 

^)  Hakonar  s.  gamla,  211/483  und   311/111. 

2)  IslenzkirAnnalar,  h.  a.  •'')  ebenda,  h.  a. 

^)  Diplom,  norveg.  I,  89/80.  ^)  ebenda,   125/ 113— 14. 

")  Norges  gamle  Love,  III,  S.  74—75. 

")  vgl.  zumal  HirÖskra,   16. 
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des  Volkes,  über  welches  der  Ernannte  gesetzt  werde.  Dagegen 
dürfte  allenfalls  noch  an  die  ursprünglich  staatsrechtliche,  nicht  dienst- 
rechtliche Stellung  des  Jarles  erinnern,  daß  seine  Ernennung  vom  Ding 
erfolgen  soll  und  nicht  von  der  hiröstefna  oder  sonst  bloß  von 
irgendwelchen  Dienstleuten,  daß  ferner  der  Jarl  einen  Hochsitz 
hat,  niedriger  zwar  als  der  des  Königs,  aber  doch  diesem  ähnlich, 
und  daß  er  vom  Könige  selbst  auf  diesen  eingewiesen  wird,  daß 
endlich  in  dem  von  ihm  abzuschwörenden  Eide  unter  anderen  auch 
auf  den  vom  Könige  selbst  gelegentlich  seiner  Thronbesteigung  zu 
schwörenden  Eid  Bezug  genommen  und  somit  das  staatsrechtliche 
Interesse  neben  dem  dienstrechtlichen  gewahrt  wird.  ^)  Die  Rechte 
aber,  welche  die  Würde  gewährt,  sind  z.  T.  Ehrenrechte,  welche  sich 
an  den  Stand  als  solchen  knüpfen ;  z.  T.  dagegen  sind  es  Regierungs- 
rechte, welche  freilich  nebenbei  auch  Vermögensvorteile  für  ihren 
Inhaber  abwerfen.  Unter  den  ersteren  Gesichtspunkt  stellt  sich  v^or 
allem  eine  Bevorzugung  im  Kompositionenwesen,  vermöge  deren 
der  Jarl  zwischen  den  Landherrn  und  den  König  in  die  Mitte  gestellt 
erscheint;  nach  den  GI)L.  ist  beiden  gegenüber  das  Verhältnis  von 
1  :  2,  -)  nach  den  FrI)L.  aber  teils  dasselbe,  teils  aber  auch  das  Ver- 
hältnis von  2  :  3  maßgebend,  ^)  und  bemerke  ich  dabei,  daß  in  Eng- 
land, wo  Jarle  seit  dem  Ende  des  neunten  Jahrhunderts  oft  genug 
als  Führer  dänisch-norwegischer  Heerscharen  auftraten,  der  earl  oder 
i3eljeling  nach  einer  das  Wergeid  der  „Nordleute"  behandelnden  Auf- 
zeichnung halb  so  hoch  als  der  König  und  annähernd  doppelt  so 
hoch  als  der  ealdorman  angesetzt  ist.  *)  Weiterhin  gehört  hierher 
die  Teilnahme  des  Jarles  an  der  „tign",  d.  h.  Fürsten  würde,  welche 
er  mit  dem  Könige  gemein  hat,  und  welche  sich  zumal  da  bemerk- 
lich macht,  wo  es  sich  um  eine  Heirat  zwischen  konüngbornir  menn 
und  jarlbornir  menn  handelt;  von  diesem  Punkte  ist  indessen  oben 
bereits  das  Nötige  bemerkt  worden  und  braucht  demnach  hier  nicht 
weiter  gesprochen  zu  werden.  Hierher  stelle  ich  ferner  das  Recht 
des  Jarles,  zu  Schiff  wie  zu  Land  seine  eigene  Fahne  zu  führen,  so- 
wie dessen  Befugnis,  mit  einer  Begleitung  aufzutreten,  welche  jedoch 
nicht  aus  mehr  als  sechs  Männern  bestehen  darf;  beides  freilich  sind 
Rechte,  deren  Ausübung  an  die  Voraussetzung  geknüpft  ist,  daß 
nicht  der  König   in    eigener  Person  anwesend  sei.     Hierher  ist  aber 


^)  vgl.  wegen  dieses  Eides  auch  HirÖskr.i,  7;    Landslög,    Kristb.  g  usw, 
2j  G{)L.  91;   185;  200.  ^)  FrI)L.  IV,  53;  XIII,   15. 

^)  bei  R.  Schmid,  S.  396. 
Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  II 
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auch  die  Befugnis  des  Jarles  zu  stellen,  eine  eigene  Gefolgschaft  zu 
halten,  wobei  jedoch  bei  strenger  Strafe  die  Zahl  nicht  überschritten 
werden  darf,  welche  der  König  mit  dem  Beirate  verständiger  Männer 
festzusetzen  beliebt.  ^)  Die  letztere  Bestimmung  erinnert  an  die 
60  Kriegsleute,  welche  der  Jarl  nach  dem  Gesetze  des  K.  Haraldr 
härfagri  zu  des  Königs  Dienst  bereit  zu  halten  hatte,  ^)  und  welche 
vielleicht  mit  der  Angabe  in  Verbindung  gebracht  werden  dürfen, 
daß  K.  Olafr  helgi  noch  nicht  mehr  als  120  Dienstleute  um  sich  zu 
haben  pflegte,  ^)  welche  Zahl  erst  unter  K.  Olafr  kyrri  verdoppelt 
wurde ;  ^)  das  Verhältnis  wie  i  :  2  würde  sich  auch  hier  wieder  er- 
geben, aber  allerdings  ist  sehr  fraglich,  ob  wirklich  das  Maß  der 
Verpflichtung  zugleich  auch  als  das  Maß  der  Berechtigung  gemeint 
war.  Nach  der  zweiten  Seite  hin  ist  dagegen  zu  bemerken,  daß 
dem  Jarle  regelmäßig  ein  bestimmter  Bezirk  angewiesen  war,  inner- 
halb dessen  er  die  königlichen  Rechte  auszuüben  und  die  könig- 
lichen Einkünfte  zu  beziehen  hatte.  Die  Begrenzung  des  Bezirkes 
unterlag  dabei  von  Fall  zu  Fall  dem  Gutbefinden  des  Königs,  und 
so  wenig  war  dabei  von  irgendwelcher  Erblichkeit  die  Rede,  daß 
der  König  sogar  bei  Lebzeiten  eines  Jarles  die  ihm  untergebene 
Landschaft  nach  Belieben  mit  einer  anderen  vertauschen  konnte,  um 
nur  jeden  Gedanken  an  ein  selbständiges  Besitzrecht  desselben  gänz- 
lich fern  zu  halten.  ^)  Aber  auch  das  Maß  der  Rechte,  welches  dem 
Jarle  über  seinen  Bezirk  eingeräumt  werden  sollte,  war  keineswegs 
in  allen  Fällen  das  gleiche,  und  die  in  der  Hiröskrä  dieserhalb  auf- 
gestellten Grundsätze  sind  darum  nur  sehr  allgemeiner  Natur,  und 
mehr  darauf  berechnet,  die  dienstrechtlichen  Verpflichtungen  als  die 
staatsrechtlichen  Befugnisse  des  Jarles  hervorzuheben.  ^)  Nach  ihnen 
soll  der  Jarl  den  ihm  übertragenen  Bezirk  frei  verwalten,  doch  so, 
daß  seine  Unterordnung  unter  den  König  stets  gewahrt  bleibt.  Ohne 
besondere  königliche  Bewilligung  soll  derselbe  von  den  Leuten  seiner 
Provinz  weder  an  Mannschaft  noch  an  Steuern  mehr  fordern,  als  der 
König  auch  seinerseits  in  den  ihm  unmittelbar  unterstehenden  Pro- 
vinzen beansprucht,  und  von  den  ihm  verliehenen  Ländereien  darf 
er  zwar  einzelne  Stücke  wieder  weiter  verleihen,  aber  nur  auf  die 
Dauer  seines  eigenen  Besitzrechtes,  und  somit  in  keinem  Falle  zu 
eigen   geben.     Dem  Könige  soll  der  Jarl   stets  treu    und   hold   sein,. 


^)  Hiröskrä,   17.  ^)  Heimskr.  Haralds  s.  hdrfagra,  6/52. 

^)  ebenda,   Olafs  s.  helga,  55/258.  *)  ebenda,  Olafs  s.  kyrra^ 

4630.  •'^)  Hiröskrä,   14.  «)  ebenda,   17. 
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und  ihm  gegen  Rat  und  Rede  seiner  Feinde  jederzeit  beistehen; 
immer  und  überall  hat  er  ihm  ferner  den  Vortritt  zu  lassen.  In 
Friedenszeit  wie  in  Kriegszeit  hat  er  ferner  alle  Fahrten  zu  tun, 
welche  der  König  billiger  Weise  von  ihm  fordern  mag;  sind  aber 
König  und  Jarl  zusammen,  so  soll  das  beiderseitige  Gefolge  allen 
Dienst  gleichmäßig,  je  nach  dem  Verhältnisse  der  Kopfzahl,  besorgen. 
Ohne  Urlaub  des  Königs  darf  der  Jarl  so  wenig  als  irgend  ein 
anderer  Dienstmann  das  Land  verlassen;  mit  keinem  Herrn  darf  er 
Freund  sein,  dem  der  König  aus  triftigen  Gründen  feind  ist,  und 
keinem  Manne  darf  er  Aufnahme  gewähren,  auf  welchem  des  Königs 
Zorn  ruht.  Ist  Unfrieden  im  Lande,  so  sollen  König  und  Jarl  ein- 
ander in  rechten  Treuen  beistehen,  und  die  beiderseitigen  Dienst- 
leute sollen  sich  gleichfalls  untereinander  kameradschaftlich  halten^ 
wie  wenn  sie  alle  nur  ein  einziges  Dienstgefolge  bilden  würden. 
Ausnahmsweise  konnte  sich  aber  die  Stellung  der  Jarle  auch  wohl 
mehrfach  anders  gestalten.  So  wurde  z.  B.  dem  Häkon  galinn  bei 
seiner  Beförderung  zum  Jarle  nicht  eine  bestimmte  Provinz  zur  Re- 
gierung übertragen,  sondern  vielmehr  die  Hälfte  aller  königlichen 
Einkünfte  aus  dem  ganzen  Reiche  angewiesen,-^)  Wenn  ferner  Sküli 
jarl  bei  dem  Regierungsantritte  des  K.  Häkon  die  Hälfte  von  ganz 
Norwegen  samt  den  Schatzlanden  beanspruchte,  und  ein  Drittel  wirk- 
lich zugestanden  erhielt,  -)  so  wurde  dabei  doch  ebenfalls  an  eine 
wirkliche  Teilung  des  Reiches  nicht  gedacht,  vielmehr  nur  eine  Ein- 
weisung des  Jarles  in  ein  Drittel  der  Einkünfte,  und  allenfalls  noch 
ein  Anspruch  desselben  auf  die  Besetzung  des  dritten  Teiles  der 
Amter  im  Reiche  ins  Auge  gefaßt;^)  erst  auf  Grund  eines  um  ein 
Jahr  später  abgeschlossenen  Vergleiches  wurde  wirklich  ein  Drittel 
des  Reiches  ausgeschieden  und  in  Vikin  und  den  Hochlanden  dem 
Jarle  ein  bestimmtes  Territorium  angewiesen,  *)  welches  dann  am 
Herrentage  zu  Björgvin  (1223)  mit  dem  nördlichsten  Drittel  des  Reiches 
vertauscht  wurde,  ^)  und  doch  währte  es  auch  jetzt  noch  weitere 
zehn  Jahre,  bis  die  Reichsteilung  so  vollständig  durchgeführt  wurde^ 
daß  die  dem  Könige  unmittelbar  unterstehenden  Dienstleute  nur  nach 
ihm  vereidigt  wurden,  während  die  dem  Jarle  untergebenen  natür- 
lich nach  wie  vor  für  beide  in  Eid  und  Pflicht  genommen  wurden.^) 
Beide  Fälle  sind  freilich  von  abnormer  Art,    teils   in  Anbetracht  der 


^)  FMS.  IX,   100.  -)  Hakonar  s.  gamla,  22/263 — 64. 

^)  vgl.  Munch,  III,  S.  584 — 85.  ■*)  Hakonar  s.  gamla,  46/284. 

•'■')  ebenda,  98/336 — 37.  **)  ebenda,   177/432,  vgl.  damit  1 81/436 — 37  Anm. 
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Jugend  der  betreffenden  Könige,  teils  aber  auch  mit  Rücksicht  auf 
die  Ansprüche,  welche  die  betreffenden  Jarle  auf  das  Königtum  selbst 
erhoben  und  bezüglich  deren  sie  eben  durch  die  Einräumung  un- 
gewöhnlich ausgedehnter  Rechte  abgefunden  wurden. 

Wesentlich  anders  als  in  Norwegen  selbst  war  die  Jarlswürde 
in  den  norwegischen  Schatzlanden  gestaltet.  Von  Anfang 
an  begründet,  wird  der  zwischen  beiden  Gestaltungen  der  Würde 
bestehende  Unterschied  immer  schärfer  ausgeprägt;  in  dem  Dienst- 
rechte des  K.  Magnus  wird  derselbe  mit  aller  Entschiedenheit  fest- 
gehalten, ^)  und  sogar  die  mehrfach  angeführte  Verordnung  des  Jahres 
1308  erkennt  ihn  noch  an,  indem  sie  die  Jarlswürde  für  die  Orkneyjar 
fortbestehen  läßt,  während  sie  dieselbe  für  Norwegen  aufhebt.-)  Schon 
unter  K.  Haraldr  härfagri  werden  uns  einerseits  einige  Jarle  genannt, 
welche  von  ihm  über  die  Suöreyjar  gesetzt  worden  waren,  ^)  und 
wird  uns  andererseits  berichtet,  wie  derselbe  König  die  Orkneyj  ar 
samt  Hjaltland  seinem  getreuen  Jarle  Rögnvaldr  von  Mceri  als 
Ersatz  für  einen  in  seinem  Dienste  gefallenen  Sohn  schenkte,  und 
wie  dieser  beide  Lande  sofort  wieder  an  seinen  Bruder  Sigurör  gab, 
welcher  dann  auch  als  des  Königs  Jarl  nach  denselben  abging.'*) 
Die  Suöreyjar  freilich  gingen  der  norwegischen  Krone  bald  verloren 
und  standen  auch  während  ihrer  vorübergehenden  Wiedervereinigung 
mit  derselben  nicht  mehr  unter  Jarlen,  sondern  unter  kleinen  Königen, 
deren  Beziehungen  zu  den  norwegischen  Oberkönigen  indessen  in 
ziemlich  ähnlicher  Weise  geordnet  gewesen  zu  sein  scheinen,  wie 
dies  sonst  bei  den  Jarlen  der  Fall  war;  auf  den  Orkneyjar  dagegen 
erhielt  sich  einerseits  die  Jarlswürde  im  Hause  der  Moerajarlar,  wenn 
auch  mehrfach  vom  Mannstamme  auf  den  Weibsstamm  übersprin- 
gend, und  erhielt  sich  andererseits  auch  mit  geringen  Unterbrechungen, 
die  Unterordnung  unter  die  norwegische  Krone,  bis  endlich  die  Ab- 
tretung der  Inseln  an  Schottland  in  den  Jahren  1468  und  1469  der- 
selben ein  Ende  machte.  Teils  jene  unbestrittene  Erblichkeit  der 
Würde,  teils  aber  wohl  auch  die  ungewöhnliche  Ausdehnung  der 
mit  ihr  verbundenen  Regierungsgewalt  verlieh  aber  der  Stellung  der 
Jarle  der  Orkneyjar  einen  durchaus  eigentümlichen  Charakter,  der  sie 
von  der  Stellung  der  norwegischen  Jarle  sehr  bestimmt  unterschied. 


^)  HirÖskra,   15.  2^  Norges  gamle  Love,  III,  S.  74—75. 

^)  Droplaugarsona  s.,  4;  Landnama,  IV,   2/243  ^^^  V,   12/314. 
*)  Heimskr.  Haralds  s.  hdrfagra,  22/64;  jüngere  Olafs  s.  Tr.,  95  194; 
Flbk.   I,  221    und  575. 
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Die  Beziehungen  der  Jarle  zu  ihrem  königUchen  Oberherrn  waren 
durch  den  Vertrag,  welchen  K.  Haraldr  jarl  Maddaöarson  im  Jahre 
1195  zu  Björgvin  mit  K.  Sverrir  abschloß,  dann  durch  einen  zweiten 
Vertrag,  welchen  Magnus  jarl  Gillibertsson  im  Jahre  1267,  ebenfalls 
zu  Björgvin,  mit  K.  Magnus  lagabcetir  einging,  des  näheren  geregelt; 
beide  Verträge  werden  in  der  Hiröskrä  ausdrücklich  als  in  dieser 
Beziehung  maßgebende  Grundgesetze  bezeichnet,  ^)  beide  sind  uns 
jedoch  leider  nicht  erhalten.  Bezüglich  Islands  ferner  war  zwar 
die  Bestellung  von  Jarlen  ebenfalls  schon  frühzeitig  ins  Auge  gefaßt 
worden;  jedoch  hat  die  Würde  hier  niemals  bleibenden  Bestand  ge- 
wonnen. Schon  K.  Haraldr  härfagri  hatte  den  Uni  oborni  die  Jarls- 
würde  über  die  Insel  versprochen,  für  den  Fall,  daß  er  dieselbe  ihm 
unterwerfen  w^ürde,  ^)  und  als  im  13.  Jahrhundert  die  Versuche,  Is- 
land zu  einem  norwegischen  Schatzlande  zu  machen,  neuerdings 
wieder  aufgenommen  wurden,  betrat  man  gleichfalls  wieder  denselben 
Weg.  Die  Glaubhaftigkeit  zwar  der  Angabe,  daß  Herzog  Sküli  im 
Jahre  1239  dem  Snorri  Sturluson  die  W^ürde  beigelegt  habe,  mag 
dahinstehen ;  ^)  um  so  gewisser  ist  aber,  daß  K.  Häkon  gamli  bereits 
im  Jahre  1258,  also  noch  vor  der  rechtsförmlichen  Unterwerfung  des 
Landes,  den  Gizurr  I)orvaldsson  als  seinen  Jarl  dahin  schickte,  ^)  und 
daß  dieser  den  Jarlsnamen  bis  zu  seinem  Tode  führte  (f  12.  Januar 
1268).^)  Der  Unterwerfungsvertrag  enthält  dann  auch  die  ausdrück- 
liche Bestimmung  (§  7),  daß  das  Land  einen  Jarl  über  sich  haben 
solle,  ^)  und  die  Hiröskrä  sieht  wenigstens  noch  den  Fall  vor,  daß 
der  König  einen  Jarl  für  dasselbe  zu  ernennen  für  gut  befinden 
würde;')  indessen  ist  es  sehr  fraglich,  ob  überhaupt  jemals  noch  ein 
weiterer  Jarl  nach  der  Insel  geschickt  wurde.  ^)  In  isländischen 
Annalen  wird  allerdings  berichtet,  daß  im  Jahre  1286  gleichzeitig 
mit  Alfr  Erlingsson  auch  Auöunn  hestakorn  Hugleiksson  zum  Jarl 
befördert  worden  sei,  und  zwar  von  einzelnen  unter  ihnen  mit  dem 
Beifügen,  daß  der  letztere  die  Jarlswürde  über  Island  erhalten  habe ;  '^) 
aber  Munch  hat  bereits  darauf  aufmerksam  gemacht,  ^^)  daß  Herr 
Auöunn  sowohl  in  der  Arna  bps  s.  als  in  späteren  Urkunden,  und 
darunter  von    ihm    selbst    ausgestellten,    niemals    den  Jarlstitel    führte 


^)  Hiröskrä,   15.  -)  Landnäma,  IX,  4/246—47. 

3)  Sturliinga,  VII,    147/384—85.  ■*)  ebenda,  VII,  317250;  Häkonar 

gamla,  297/93.  ^)  Islenzkir  Annalar,  a.    1267  und   1268. 

*)  Diplom,  island.  I,  S.  660  usw.  ')  Hiröskrä,   15. 

*•)  Wie  Jon  SigurÖsson  im  Diplom,  island.  I,  S.  665  Anm.  i    annimmt. 
'•)  Annälar,  S.  162  Anm.  t.  ^O)  Munch,  IV,  2  132. 
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und  daß  auch  in  den  sehr  verlässigen  Annales  regii  \'on  seiner  Er- 
nennung nichts  berichtet  wird,  so  daß  in  der  Tat  Munchs  Vermutung 
nicht  unwahrscheinlich  erscheint,  daß  nur  auf  Grund  umlaufender 
Gerüchte  die  Meldung  derselben  in  jene  anderen  Annalentexte 
hineingekommen  sei.  Weiterhin  ist  auch  richtig,  daß  in  der  Lebens- 
beschreibung des  B.  Arni  einmal  ein  Kolbeinn  jarl  genannt  wird  als 
der  Mann  einer  Tochter  des  Egill  Sölmundarson,  ^)  und  daß  in  dem 
Auöunnar  mäldagi  eine  Glocke  erwähnt  wird  „er  Kolbeinn  Jarli  gaf ', 
und  welche  der  Kirche  zu  Sjäfarborg  gehörte;-)  aber  es  steht  doch 
sehr  dahin,  ob  man  diesen  mit  jenem  Kolbeinn  Bjarnarson  Auökyl- 
ingr  identifizieren  darf,  der  im  Jahre  1301  mit  dem  Herrentitel  ver- 
sehen nach  Island  kam  und  im  Jahre  1309  erschlagen  wurde.  Nirgends 
wird  dieser  letztere  als  Jarl  bezeichnet,  und  so  gut  auf  den  Orkneyjar 
ein  Kolbeinn  karl  auftreten  kann,  ^)  mag  auch  bei  jenem  Kolbeinn 
„jarl"  oder  „jarli"  Beiname  und  nicht  Amtstitel  sein.  Weitere  Spuren 
isländischer  Jarle  lassen  sich  aber  nicht  aufweisen,  und  da  die 
Faereyjar  sowohl  als  Grixnland  überhaupt  niemals  Jarle  über  sich 
hatten,  waren  es  demnach  im  Grunde  nur  die  Orkneyja-jarlar,  welche 
die  Erinnerung  an  die  ursprüngliche  Bedeutung  der  Jarlswürde  als 
eine  Art  von  Schatzkönigtum  in  der  späteren  Zeit  noch  lebendig 
erhielten. 

Mit  der  Jarlswürde  läßt  sich  aber  endlich  auch  noch  das 
Herzogtum  (hertogadömr;*)  hertogadoemi^) )  in  Verbindung  bringen, 
welches  freilich  in  Norwegen  nur  ganz  vereinzelt  auftritt.  Es  wird 
uns  berichtet,  ^)  daß  K.  Haraldr  härfagri  seinen  Mutterbruder  Guöormr 
bereits  in  seinen  ersten  Regierungsjahren  zum  Herzog  ernannt  und 
über  sein  Dienstgefolge  sowohl  als  über  die  gesamte  Reichsregierung 
gesetzt  habe,  oder,  wie  die  Sache  anderwärts  ausgedrückt  wird,  ') 
daß  er  ihm  dabei  die  Regierungsgewalt  über  einen  bestimmten  Teil 
des  Reiches  übergeben  habe ;  weiterhin  finden  wir  aber  keines  Herzogs 
mehr  in  Norwegen  erwähnt  bis  zum  Jahre  1237,  in  welchem  SküU 
jarl  diese  Würde  aus  der  Hand  des  K.  Häkon  gamH  empfing,  ^)  und 
nach  seinem  Tode  (1240)  wurde  daselbst  nur  noch  ein  einziges  Mal 
ein  Herzog  ernannt,  nämUch  im  Jahre   1273,  in  welchem  K.  Magnus 


^)  Ärna  bps  s.   12/696.  ^)  J6n  Pjetursson,  Ti'marit,  III,  S.  95. 

^)  Sturlünga,   VII,  20/210.  *)  HirÖskra,   12. 

^)  Diplom,  norveg.,  II,  27/26  (1290). 

^)  Haralds  s.  harfagra,   1/48—49;  Flbk.  I,   567. 

')  Fagrskinna,   19/12;  vgl.  indessen  auch  Haralds  s.  harfagra,   18/61 

®)  Hakonar  s.  gamla,   190/449 — 50;  Annalar,  a.   1238. 
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lagaboetir  zu  Björgvin  seinem  älteren  Sohne  Eirikr  den  Königstitel, 
und  seinem  jüngeren  Sohne  Häkon  den  Herzogstitel  verlieh,  welchen 
dieser  letztere  sodann  führte,  bis  er  im  Jahre  1299  nach  seines  Bruders 
Tod  selbst  den  Thron  bestieg.  ^)  Die  letztere  Tatsache  erklärt  es, 
wenn  die  Würde  auch  in  des  Königs  Magnus  Dienstrecht  besprochen 
wird ;  -)  aber  freilich  wird  ihrer  hier  in  einer  Weise  gedacht,  welche 
deutlich  deren  nicht  nationalen  Charakter  erkennen  läßt.  Der  Huldi- 
gungseid zunächst,  welchen  der  Herzog  dem  Könige  zu  schwören 
hat,  ist  ganz  derselbe  wie  der  des  Jarles.  '^)  Die  Form  der  Einsetzung 
ist  ebenfalls  bei  beiden  wesentlich  die  gleiche,  nur  daß  der  Herzog 
vom  König  auf  dessen  eigenem  Thron  seinen  Sitz  angewiesen  erhält, 
nicht  auf  einem  eigenen  und  niedrigeren  Hochsitze.  Endlich  wird  auch 
die  Stellung  des  Herzogs  sowohl  dem  Könige  als  der  ihm  unter- 
gebenen Provinz  gegenüber  genau  ebenso  geregelt  wie  die  des  Jarles. 
Nach  alledem  hatte  somit  Snorri  guten  Grund  dazu,  wenn  er  den 
Herzogstitel  als  gleichbedeutend  mit  dem  Jarlstitel  bezeichnete,  *)  wie 
denn  auch  Sküli  jarl  in  lateinischen  Urkunden  bereits  vor  seiner  Er- 
höhung zum  Herzoge  den  Titel  eines  „dux"  führte  ^)  und  in  für 
Schweden  bestimmten  Urkunden  Birgir  jarl  brosa  mit  demselben 
Titel  bezeichnet  wird,  ^)  ebenso  Karl  jarl  '^)  u.  dergl.  m.  Es  wird  wohl 
lediglich  ausländischem  Einflüsse  zuzuschreiben  sein,  wenn  man  im 
Jahre  1237  zugunsten  eines  Angehörigen  des  Königshauses  den  Her- 
zogstitel als  einen  vom  Jarlstitel  verschiedenen  aufnahm  und  ganz  in 
derselben  Weise  als  einen  diesem  letzteren  übergeordneten  behandelte, 
wie  im  Lateinischen  der  dux  als  dem  comes  übergeordnet  galt;  nur 
von  Mitgliedern  des  königlichen  Hauses  sollte  derselbe  aber  auch 
nach  dem  Dienstrechte  des  K.  Magnus  geführt  werden  dürfen.  ^) 
Hiernach  ist  aber  auch  bereits  klar,  daß  der  Bericht  über  die  Er- 
nennung eines  Herzogs  durch  K.  Haraldr  härfagri  ganz  und  gar  un- 
glaubwürdig ist,  und  zu  allem  Überflusse  sagt  uns  die  Lebensbe- 
schreibung des  K.  Häkon  gamli  auch  noch  ausdrücklich,  ^)  daß  vor 
Sküli  niemand  in  Norwegen  den  Herzogsnamen  getragen  habe;  jene 
Nachricht  über  dessen  angeblichen  Gebrauch  um  die  Mitte  des  9.  Jahr- 


^)  Magnüsss.  lagabcetis,  163  ;  Annälar ,  a.  1273  ;  Arna  bp  s  s.,  10/691 — 92. 
2)  Hiri^skra,  12 — 13.  ^)  ebenda,  7;  Landslög,  Krb.  9;  BjarkR.  9. 
^)  Skdlds kaparm.    64/514.  ^)  Diplom,    norveg.    I,    6/6;    9 — 10    (8; 

^5/13);  VI,   18/20;  vgl.  Munch,  III,  S.  905  Anm.  3. 

*^)  vgl.  Z.B.Diplom,  suecan,  I,   113/138  (1199);   116/140  (1200?). 

')  ebenda,   181/205   (1219);   183/206  (1219). 

*)  HirÖskrd,   12.  ^)  Hrikonar  s.,    190/449 — 50. 
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hunderts  muß  somit  entweder  auf  einem  unbedachten  Zurücktragen 
einer  später  erst  aufgekommenen  Würde  in  eine  frühere  Zeit,  oder 
vielleicht  noch  wahrscheinlicher  auf  einer  irrigen  Übersetzung  irgend 
einer  lateinischen  Vorlage  beruhen,  wie  denn  auch  in  der  Passio 
Sancti  Olafi  von  einem  Gudormus  dux  die  Rede  ist,  ^)  wo  die  legen- 
darische Olafs  s.  hertogi  setzt,  ^)  die  geschichtliche  Sage  aber  jeden 
Titel  vermeidet.'^)  —  Übrigens  ist  neben  den  sehr  ausgedehnten  Be- 
fugnissen, welche  Häkon  Magnussen  über  Vikin  und  die  Hochlande 
übte,  auch  noch  der  weitere  Umstand  beachtenswert,  daß  er  seinem 
Herzogstitel  die  Formel  „von  Gottes  Gnaden"  ganz  in  derselben 
Weise  beifügte,  wie  dieselbe  von  den  Königen  gebraucht  zu  werden 
pflegte. 


§  10.     Die  königlichen  Dienstleute.  *) 

Von  einer  ursprünglich  vollkommen  selbständigen  Fürstenwürde 
ausgehend,  sind  die  Landherren  sowohl  als  die  Jarle  erst  hinterher 
zu  Dienstleuten  des  Königs  geworden,  und  selbst  nachdem  diese 
Umwandlung  ihrer  Stellung  sich  vollzogen  hatte,  haben  sich  beide 
doch  noch  in  gar  mancher  Beziehung  Reste  ihrer  früheren  Selbst- 
herrlichkeit erhalten.  Ihnen  tritt  nun  aber  eine  andere  Klasse  von 
Leuten  gegenüber,  welche,  ohne  in  irgend  welchem  Zusammenhange 
mit  dem  alten  Geburtsadel  zu  stehen,  von  Anfang  an  lediglich  einen 
dienstrechtlichen  Charakter  an  sich  getragen  hatte,  und  welche  dem- 
nach auch  das  Muster  gewesen  war,  nach  welchem  sich  die  Um- 
bildung jener  ersteren  beiden  Klassen  in  dienstrechtlicher  Richtung 
vollzog,  nämlich  die  Klasse  der  königlichen  Dienstleute  im 
engeren  Sinne  des  Wortes. 

Es  wurde  bereits  gelegentlich  bemerkt,  daß  neben  unfreien  auch 
freie  Hausdiener  schon  sehr  frühzeitig  im  Norden  vorkommen,  mögen 
sie  nun  als  v  i  n  n  u  m  e  n  n  oder  verkmenn,  als  griömenn  oder 
heimamenn,  dann  als  1  e  i  g  u  m  e  n  n  oder  als  hüskarlar  be- 
zeichnet werden ;  der  letztere  Name,  auf  Island  ganz  gewöhnlich  die 


^)  Metcalfe,  Passio  et  Miracula  Beati  Olafi,  S.  75. 

^)  Legendarische  Sage,    104/76;    ebenso  Unger,    Gammelnorsk    Homilie- 
bog,  S.  150. 

^)  Geschichtliche  Sage,  266/241;  FMS.  V,  249/135. 

'*)  vgl.  Joh.  Pet.  Anchersen,  Jus  publicum  et  feudale  veteris  Norvegix  (Haf- 
nioe  1736);  auch  in  dessen  Opuscula  minora,  edd.  Gerhard  Ulrichs  (Bremen   1775). 
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freien  Dienstboten  jedes  beliebigen  Herren  bezeichnend,  läßt  sich  in 
einzelnen  Fällen  auch  in  Norwegen  in  demselben  Sinne  gebraucht 
nachweisen,  und  zwar  in  Rechtsquellen  sowohl  ^)  als  in  Urkunden.^) 
Am  Hofe  vornehmerer  Herren  und  zumal  am  Hofe  des  Königs, 
vollzog  sich  nun  aber  innerhalb  dieser  Hausdienerschaft,  die  hier 
natürlich  ungleich  zahlreicher  sich  vorfand  als  auf  den  gewöhnlichen 
Bauernhöfen,  eine  Scheidung  zwischen  einer  geringeren  Klasse  von 
Bediensteten,  welche  die  niederen  Verrichtungen  der  Haus-  und 
Landwirtschaft  besorgte,  und  einer  höheren,  welche  lediglich  zur 
persönlichen  Bedienung  des  Herrn,  dann  zum  Waffendienste  und  zu 
anderen  höheren  Dienstleistungen  herangezogen  wurde,  und  welche 
zugleich  die  tägliche  vertraute  Umgebung  des  Herrn  bildete,  von 
welchem  jene  erstere  Klasse  von  Dienstleuten  durch  eine  mehr  und 
mehr  sich  erweiternde  Kluft  getrennt  sah.  Für  diese  höhere  Klasse 
der  Hausdienerschaft  scheint  ursprünglich  die  Bezeichnung  drött, 
d.  h.  Volks-  oder  Kriegerschar  üblich  gewesen  zu  sein,  '^)  und  scheint 
deren  Ableitung  von  einem  verlorenen  Zeitw^orte  drjüga  ziemlich 
gesichert  zu  sein,  w^elches  dem  gotischen  driugan  =  OTQaxsveiv  ent- 
sprochen haben  muß;  schon  sehr  frühzeitig  kam  aber,  soweit  we- 
nigstens der  Hof  des  Königs  in  Frage  war,  die  Bezeichnung  als 
k  o  n  ü  n  g  s  h  i  r  ö  und  für  ihre  einzelnen  Angehörigen  die  Bezeich- 
nung als  hirömenn  konüngs  auf.  Diese  letztere  Bezeichnung 
darf  man  nicht,  wie  dies  schon  in  einzelnen  älteren  Quellen,  ^)  und 
ihnen  folgend  dann  auch  von  manchen  neueren  geschehen  ist,  ^)  von 
dem  Zeitwort  hiröa,  d.  h.  hüten,  ableiten ;  dieselbe  ist  vielmehr,  wo- 
rauf schon  Dolmer,  Anchersen  und  Ihre  hingedeutet  haben,  auf  das 
ags.  Hauptwort  hired,  hiredman  zurückzuführen,  welches  familia,  fa- 
miliaris  bedeutet  und  aus  der  volleren  Form  hivred  sich  völlig  be- 
friedigend erklärt.  Auch  die  Bezeichnung  vcröüng  für  die  hirö 
und  sinnar  für  die  hirömenn,  findet  in  dem  ags.  veorod,  dann 
gesiöas  ihr  Vorbild,  und  werden  wir  demnach  wohl  anzunehmen 
haben,  daß  unter  dem  Einflüsse  der  vielfachen  Heerfahrten  in  Eng- 
land jedenfalls  die  Bezeichnung  und  vielleicht  auch  die  Gestaltung 
des  norwegischen  Dienstverbandes  sich  verändert  habe.  Doch  wird 
uns  ausdrücklich  bezeugt,  daß  der  alte,  über  den  Gefolgsdienst  weit 
hinausreichende    Name    der   hüskarlar    nach    wie    vor    auch    für    die 


^)  G|)L.   109.  ^)  Diplom,  norveg.  V,  4341    (1303). 

^)  Ynglinga  s.,  20/16.  ■*)  Konüngsskuggsjä,  29/63;  HirÖskrd,  27. 

•')  z.  B.  Dahlm  ann  ,  II,  S.  365  Anm.  I  ;  Munch  I,   I  130. 
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höhere  Klasse  der  Dienstleute  in  Gebrauch  blieb,  soweit  dieselbe  nur 
Landherren  diente,  und  daß  selbst  für  die  Gefolgsleute  der  Könige 
und  Jarle  die  als  vornehmer  geltende  Sonderbezeichnung  als  hircV 
menn  in  Dänemark  und  Schweden  nur  teilweise,  und  in  Norwegen 
nur  sehr  allmählich  jene  ältere  Benennung  verdrängtet) 

Schon  frühzeitig  macht  sich  der  vornehme  und  zugleich  vor- 
wiegend kriegerische  Charakter  ihres  Dienstes  in  den  Formen  der 
Aufnahme  in  ihren  Verband  bemerklich.  Während  nämlich  die 
Aufnahme  der  geringeren  Dienstboten  sich  einfach  in  den  Formen 
der  Dienstmiete  vollzog,  wurde  bei  der  Aufnahme  von  Gefolgsleuten 
eine  eigene  Huldigung  fg an ga  konüngi  til  handaj  nötig  be- 
funden, gelegentlich  deren  ein  eigener  Treueid  dem  Könige  ge- 
schworen (sverja  konüngi  hollostu  eiöj,  und  der  Regel  nach 
überdies  dessen  Schwert  in  eigentümlicher  Weise  berührt  wurde 
(taka  viö  sveröi  konüngsj,  weshalb  denn  auch  die  Gefolgsleute 
des  Königs  als  dessen  handgengnir  menn,  eiösvarar  oder 
sverötakarar  bezeichnet  werden  konnten.  Es  schuldeten  aber  die 
sämtlichen  Gefolgsleute  des  Königs  diesem  ihrem  Herrn  Dienst  und 
Treue ;  sie  standen  dafür  umgekehrt  auch  ihrerseits  in  dessen  be- 
sonderem Schutze,  und  der  König  bezog  demgemäß  für  ihre  Tötung 
neben  seinen  gewöhnlichen  l)egngjöld  von  40  Mark  noch  eine  w^eitere 
Zahlung  von  einer  Mark  Goldes,  welche  den  besonderen  Namen 
der  hüskarlsgjöld  trug.-)  Die  Analogie  dieser  Zahlung  mit  der 
manbot  des  ags.  Rechtes  ist  eine  schlagende;  ob  aber  in  Norwegen 
auch  andere  Dienstherren  als  der  König  für  die  Tötung  ihrer  Dienst- 
leute ein  entsprechendes  Sühngeld  zu  fordern  berechtigt  waren,  wie 
dies  bei  den  Angelsachsen  nachweisbar  der  Fall  war,  muß  dahin- 
gestellt bleiben,  da  die  Rechtsquellen  dieser  Zahlung  überhaupt  keine 
Erwähnung  tun.  Im  übrigen  lebt  der  Gefolgsmann  am  Hofe  seines 
Herrn  und  genießt  hier  seiner  vollen  Verpflegung;  außerdem  hat 
er  auch  wohl  noch  auf  einen  besonderen  Sold  (mäli)  Anspruch, 
von  welchem  die  Ausdrücke  mälamenn,gänga  ä  mälau.  dgl.  m. 
hergenommen  sind.  Bei  jeder  Gelegenheit  erwarteten  überdies  die 
Dienstleute  von  ihrem  Dienstherrn  reiche  Geschenke,  welche  mit 
dem  Solde  unter  der  Bezeichnung  heiöfe  zusammengefaßt  wurden,  ^) 
und    als  heiömenn  können  die  Dienstleute  hiernach    ebenfalls  be- 


*)  HirÖskra,  27;  Koniingssk.  25/57;  27/59;  29/63;    S  k  äl  d  s  kap  ar  m.  53/ 
456;  vgl.  Diplom,  norveg.  II,  402/315  (1368). 

2)  Koniingssk.  26/58.  ^)  S  k  a!  d  s  k  ap  a  r  m.   53458. 
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zeichnet  werden;  endlich  hatten  dieselben  doch  wohl  auch  schon 
von  Anfang  an  einen  Anteil  an  der  Kriegsbeute,  wie  ihnen  die 
Hiröskrä  einen  solchen  zuweist,  ^)  wenn  auch  nicht  jeder  König,  wie 
dies  dem  Dänenkönige  Skjöldr  nachgerühmt  wird,  -)  liberal  genug 
sein  mochte,  dieselbe  ihrem  vollen  Umfange  nach  ungeteilt  seinen 
Dienstleuten  zu  überlassen,  sich  selbst  aber  mit  der  Ehre  des  Sieges 
zu  begnügen.  Schon  die  Gesetze,  welche  dem  dänischen  K.  Frotho  bei- 
gelegt werden,  behandeln  unter  anderen  auch  die  Teilung  der  Beute,  ^) 
und  auch  in  den  Gesetzen  der  Jömsvikingar  finden  sich  Bestimmungen 
über  diese ; '')  zu  des  K.  Sverrir  Zeiten  hören  wir  von  einer  Beuteteilung, 
bei  welcher  es  freilich  nicht  völlig  geordnet  zuging.  ^)  Freigebigkeit 
ohne  alle  Grenzen  wurde  jedenfalls  zu  allen  Zeiten  und  vorab  in 
den  älteren  Zeiten  von  dem  Dienstherrn  begehrt  und  erwartet;  jede 
Kargheit  eines  solchen  verfiel  bitterem  Spott  und  Tadel;  der  Bei- 
name „hinn  mildi  ok  hinn  matarilli",  welchen  K.  Hälfdan  Eysteinsson, 
der  Urgroßvater  des  K.  Haraldr  härfagri,  erhielt,  weil  er  seinen  Leuten 
zwar  ebensoviele  Goldstücke  als  Sold  gab,  wie  andere  Könige  Silber- 
stücke, aber  sie  in  ihrer  Verköstigung  knapp  hielt,  ^)  ist  nach  dieser 
Seite  hin  in  hohem  Grade  bezeichnend. 

Schon  in  sehr  früher  Zeit  bildeten  sich  aber  auch  innerhalb  der 
Gefolgschaft  wieder  verschiedene  Abstufungen  aus,  deren  An- 
gehörige sich  durch  die  Verschiedenheiten  ihrer  Dienstleistungen 
sow^ohl  als  ihres  Ranges  voneinander  unterschieden.  Bereits  am  Hofe 
des  heil.  Olafr  war  die  freie  Dienerschaft  des  Königs,  welche  neben 
dessen  unfreien  Leuten  stand,  in  drei  Klassen  geteilt,  nämlich  in 
hüskarlar,  welche  die  Arbeit  auf  dem  Hofe  zu  besorgen  hatten, 
in  gestir  und  in  hirömenn,  wobei  bemerkt  wird,  daß  der  König 
60  Dienstleute  der  letzteren  Klasse,  dagegen  je  30  Dienstleute  der 
beiden  ersteren  Klassen  um  sich  zu  haben  pflegte.  '')  Dieselben  drei 
Klassen  von  Dienstleuten  bestanden  auch  noch  zur  Zeit  des  K.  Olafr 
kyrri  fort,  nur  daß  sich  die  Zahl  der  Angehörigen  einer  jeden  Klasse 
unter  ihm  verdoppelte;  ^)  ja  noch  zu  des  K.  Sverrir  Zeit  wird  an  dieser 
Dreiteilung  des  Königsdienstes   festgehalten.  ^)     Andererseits  werden 


^)  Hiröskrä,  38.  ^)  Saxo  Grammaticus,  I,  S.  25. 

^)  ebenda,  V,  S.  225 — 26.  "*)  Jömsvfkinga  s.  24/76. 

^)  Sverris  s.,   136/320 — 22.    Sonst  vgl.  etwa  Jo  h.  Ste  e  ns  tru  p  ,  Normannerne, 
I,  S.  316 — 18,  der  auch  noch  weitere  Belege  beibringt. 

**)  Ynglinga  s.,   52/39.  ')  He  im  skr.  Olafs  s.  helga,  55/258. 

^)  ebenda,  Olafs  s.  k  y  r  r  a  ,  4/630 — 3 1;  Fagrskinna,  220/ 150. 
^)  Sverris  s,  9/24. 
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unter  demselben  K.  Olafr  kyrri  auch  noch  zwei  andere  Arten  von 
Dienstleuten  genannt,  die  skutilsveinar  nämlich  und  die  kerti- 
sveinar,^)  und  zwar  genannt  in  einer  Weise,  wie  wenn  deren  Ein- 
führung auf  ihn  zurückgeführt  werden  wollte ;  indessen  läßt  sich  doch 
bezw^eifeln,  ob  beide  Dienstkategorien  nicht  bereits  ungleich  höheren 
Alters  seien.  In  Dänemark  wird  bereits  unter  K.  Sveinn  tjüguskegg 
ein  kertisveinn  genannt,  ^)  und  unter  K.  Sveinn  Astriöarson  ein  skutil- 
sveinn ;  ^)  in  Norwegen  selbst  aber  wird  uns  an  einer  Stelle  der  legen- 
darischen Sage  ein  skutilsveinn  am  Hofe  des  heil.  Olafr  genannt,  *) 
wo  aber  freilich  die  einzige  weitere  Quelle,  welche  die  Erzählung 
kennt,  keinen  solchen  nennt,  ^)  und  bei  einer  anderen  Gelegenheit^ 
bei  w^elcher  mehrere  geschichtliche  Quellen  eines  solchen  in  der 
Umgebung  desselben  Königs  erwähnen,  ^')  weiß  umgekehrt  die  legen- 
darische Sage  samt  einer  Reihe  kirchlicher  Quellen  nichts  von  einem 
solchen,  ^)  so  daß  allerdings  beide  Male  die  Möglichkeit  einer  Trü- 
bung der  Überlieferung  nahe  liegt;  es  wird  uns  ferner  von  kerti- 
sveinar  am  Hofe  des  K.  Haraldr  haröräöi  gesprochen,  ^)  aber  auch  in 
diesem  Falle  nur  von  einzelnen  Bearbeitungen  der  Königssagen,  so 
daß  derselbe  Zweifel  möglich  bleibt.  Der  skutilsveinar  tun  übrigens 
auch  unsere  Provinzialrechte  gelegentlich  Erwähnung,  ^)  und  werden 
solche  abgesehen  vom  Königshofe,  auch  an  dem  Hofe  von  Privat- 
herren ab  und  zu  genannt,  gleich  wie  dies  auch  von  den  kertisveinar 
gilt.  Beide  Klassen  von  Dienstleuten  treten  z.  B.  bereits  um  das 
Jahr  II 35  am  Hofe  der  Jarle  der  Orkneyjar  auf,  ^^)  was  natürlich  nicht 
ausschließt,  daß  der  Jarlssohn  Magnus  Erlendsson  selbst  wieder  dem 
K.  Magnus  als  skutilsveinn  dienen  kann ;  ^  ^)  in  Norwegen  selbst  hat 
ferner  Herzog  Sküli  neben  seinen  hirömenn  auch  gestir  und  kertis- 
veinar;^-) im  Tünsberger  Vergleichsinstrumente  ist  von  skutilsveinar 
des  Erzbischofs,  ^^)  und  in  ein  paar  Urkunden  aus  den  Jahren  1317 
und    1342    von   kertisveinar   des  Bischofs   von  Stafangr   die  Rede  ^^) 


^)  Fagrsk.  ang.  O.,  Heim  skr.  3/630.  -)  Jömsvikinga  s.,  22/71. 

3)  FMS.  VI,   74/304.  *)  Legendarische  Sage,  84/64. 

■^)  Flbk.  II,  270/340.  ^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  201/462;  FMS.  V, 

195;  Flbk.  II,  253/323. 

')  Legendarische  Sage,  1 10/80;  Unger,  Homiliebog,  S.  156;  Metcalfe, 
Passio  et  Miracula  Beati  Olafi,  S.  82 ;  Acta  Sancti  Olafi,  2,  §  9/129 — 40  (bei 
Storm,  Mon.  hist.  Norv.) ,  Fornswenskt  Legendarium,  S.  870, 

«)  Morkinsk.  47;  FMS.  VI,  43/242.  »)  G|)L.  200;  FrI)L.  IV.  60. 

^^)  Flbk.  II,  395/452.  11)  ebenda,  365/428;  Magniiss  s.  helga,  7 '452. 

12)  Ildkonar  s.  gamla,  201/466  und  Anm.  8.  1^)  Norges  gamle  Love, 

II,  S.  465.  14)  Diplom,  norveg.  IV,   119/114  und  263/219. 
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u.  dergl.  m.  Übrigens  werden  diese  beiden  Klassen  von  Dienstleuten 
zwar  in  der  Hiröskrä  eingehend  besprochen,  aber  in  unseren  Ge- 
schichtsquellen doch  nur  vergleichsweise  selten  erwähnt,  und  im 
Königsspiegel  finde  ich  sie  nicht  einmal  genannt,  während  dieser 
doch  sonst  das  lebendigste  Bild  von  den  Zuständen  des  Königs- 
dienstes gewährt;  wir  werden  hieraus  wohl  den  Schluß  ziehen  dürfen, 
daß  die  skutilsveinar  sowohl  als  die  kertisveinar  nur  als  Unterab- 
teilungen der  hirömenn  in  Betracht  kamen,  welche  in  politischer 
sowohl  als  militärischer  Beziehung  keine  erhebliche  selbständige  Rolle 
spielten;  Avir  werden  beide  Klassen  wohl  nur  zu  jenen  Inhabern  von 
Hofämtern  zu  zählen  haben,  welche,  den  „ministeria"  des  Franken- 
reiches und  der  „sundernote  on  cynges  healle"  des  ags.  Rechtes  ver- 
gleichbar, ihren  Trägern  zugleich  eigentümliche  Dienstleistungen  auf- 
erlegten und  einen  bestimmten  höheren  Rang  gewährten.  Die 
ältesten  unter  diesen  Hofämtern  scheinen  die  des  merkismaör 
und  des  stall  ari  gewesen  zu  sein;  später  erst  dürften  zu  denselben 
die  Amter  des  dröttseti  und  des  skenkjari,  dann  die  des  fe- 
h i r ö i r ,  des  hiröbiskup,  hiröprestr  und  k a p  a  1 1 n n ,  endlich 
das  des  kanceler  hinzugekommen  sein.  Von  allen  diesen  ver- 
schiedenen Klassen  von  Dienstleuten,  sowie  von  den  im  Gefolgs- 
dienste  vertretenen  verschiedenen  Ämtern  wird  nunmehr  noch  einzeln 
zu  handeln  sein. 

Da  sind  nun  zunächst  die  hüskarlar  im  engeren  Sinne  des 
Wortes  von  der  eigentlichen  Gefolgschaft  völlig  auszuscheiden.  Ob- 
wohl dieselben  Vorkommendenfalls  auch  kriegerischen  Dienst  leisteten 
und  sogar  ihr  eigenes  Schiff  für  sich  bemannten,  ^)  rechnete  man  sie 
doch  nicht  zu  den  handgengnir  menn,  ^)  noch  zu  den  mälamenn 
konüngs;^)  sie  genossen  weit  geringerer  Ehre  als  diese  und  werden 
in  der  Hiröskrä  ganz  und  gar  außer  Ansatz  gelassen.  Allerdings 
haben  auch  sie  ihren  ständigen  Aufenthalt  am  Königshofe;  aber  sie 
leben  hier  für  sich  abgesondert,  ohne  zum  Tische  der  eigentlichen 
Gefolgsleute  zugelassen  zu  werden,  und  die  Art  ihrer  Verwendung 
unterscheidet  sich  in  Nichts  von  der  Verwendung  der  gewöhnlichen 
Hausdiener  geringerer  Herrn :  sie  verrichten  unter  der  Leitung  eines 
Verwalters  (r  ae  ö  i  s  m  a  ö  r ,  ä  r  m  a  ö  r)  die  bäuerliche  Arbeit  auf  des 
Königs  Hof  und  die  häuslichen  Dienste,  und  sie  unternahmen  allen- 
falls   auch    die    Kauffahrten,    welche    der  Bedarf  der  Hofhaltung   er- 


^)  Sverris  s.,    103/249 — 50;   54/138.  ^)  Fagrsk.  220/150. 

^j  K  o  n  ü  n  g  s  s  k.  25/58. 
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forderte.  Aber  immerhinkam  auch  ihnen  der  höhere  Schutz  (traust) 
des  Königs  zugute,  und  teils  dieser  Umstand,  teils  die  Freude  an  dem 
bewegteren  Leben  an  dem  vielbesuchten  Königshofe,  vor  allem  aber 
die  durch  den  Eintritt  in  des  Königs  Dienst  eröffnete  Möglichkeit, 
sich  allmählich  zu  einer  höheren  Stellung  emporzuarbeiten,  lockte 
stets  zahlreiche  strebsame  Männer  selbst  aus  besseren  Häusern  zum 
Eintritt  in  diese  Klasse  der  Hofdienerschaft  an.  ^) 

Zur  Gefolgschaft  zählen  dagegen  bereits  die  k  e  r  t  i  s  v  e  i  n  a  r. 
Ihren  Namen  haben  sie  von  dem  Halten  der  Kerzen,  und  wir  wissen, 
daß  bereits  K.  Olafr  kyrri  anordnete,  daß  vor  jeder  Person  fürstlichen 
Ranges  (tignarmaör),  welche  an  des  Königs  Tische  saß,  eine  Kerze 
gehalten  werden  sollte,  so  daß  also  ebensoviele  kertisveinar  aufzu- 
warten hatten,  als  fürstliche  Gäste  zur  Stelle  waren;  die  Hiröskrä 
aber,  welche  über  deren  Stellung  näheren  Aufschluß  gibt,  -)  zeigt, 
daß  ihre  Wirksamkeit  in  diesem  höfischen  Dienste  keineswegs  auf- 
ging. Regelmäßig  sind  es  junge  Leute  aus  angesehenen  Häusern, 
welche  sich  um  die  Aufnahme  in  die  Klasse  bewerben;  deren  Auf- 
nahme erfolgt  aber  unmittelbar  nach  der  Tafel,  und  zwar  durch  den 
König,  welchem  der  dröttseti  den  Bewerber  vorzustellen  hat.  Dabei 
hat  der  Bewerber  zwar  dem  Könige  ein  Gelöbnis  der  Treue  abzu- 
legen; aber  er  wird  nicht  durch  die  Berührung  seines  Schwertes, 
sondern  dadurch  von  diesem  in  den  Dienst  aufgenommen,  daß  er 
ihm  als  Zeichen  seines  Dienstes  ein  Handtuch  überwirft,  worauf 
dann  der  Neuaufgenommene  sogleich  bei  der  Darreichung  des  Wasch- 
wassers und  des  Handtuches,  sowie  beim  Abdecken  der  Tafel  dem 
dröttseti  zu  helfen  hat.  Dieser  Form  ihrer  Aufnahme  entsprechend 
werden  dann  auch  die  kertisveinar  zwar  zu  den  handgengnir  menn 
gerechnet,  aber  nicht  zu  den  sverötakarar  konüngs ;  die  Leistung  des 
höfischen  Dienstes  mit  Kerzenhalten,  Begleitung  und  sonstiger  Auf- 
wartung wird  von  ihnen  in  der  Regel  nur  an  hohen  Festtagen  oder 
bei  anderen  feierlichen  Gelegenheiten  gefordert,  obwohl  er  allerdings 
auf  Verlangen  des  Königs  jederzeit  von  ihnen  geleistet  werden  muß; 
dafür  aber  nehmen  sie  auch  an  dem  kriegerischen  Dienste  gleich 
allen  übrigen  Dienstleuten  ihren  vollen  Anteil.  Sie  bilden  eine  eigene 
Genossenschaft  (1  ö  g  u  n  e  y  t  i)  für  sich ;  doch  wird  die  Aufnahme 
neuer  Genossen  in  ihren  Verband  nicht  ausdrückhch  an  die  Zu- 
stimmung der  älteren  geknüpft,  was  zwar  möglicherweise  nur  Zufall 
sein  kann,  möglicherweise  aber  auch  aus  der  Jugend  der  Angehörigen 

^)  Konüngssk.  26/58—59.  ^)  HirÖskra,  47. 
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dieses  Verbandes  sich  erklären  mag.  Die  kertisveinar  haben  dem- 
gemäß ihren  eigenen  Anführer,  welcher  vom  Könige  ernannt  wird; 
sie  bemannen  ihr  eigenes  Schiff,  mit  welchem  sie  sich,  solange  ihnen 
nicht  ausdrücklich  eine  andere  Weisung  erteilt  wird,  stets  möglichst 
nahe  zum  Königsschiffe  zu  halten  haben;  sie  führen  endlich  ihre 
eigene  Fahne,  welche,  im  13.  Jahrhundert  wenigstens,  von  gelber 
Farbe  war.^)  Auf  eine  erhöhte  Buße,  gleich  jener  der  höldar,  scheinen 
die  kertisveinar,  nach  einer  allerdings  korrupten  Stelle  zu  schließen,"^) 
nur  unter  der  Voraussetzung  Anspruch  gehabt  zu  haben,  daß  sie 
mit  dem  Leintuche  am  Hals,  d.  h.  während  der  Verrichtung  ihres 
höfischen  Dienstes,  verletzt  wurden,  wogegen  für  ihre  Tötung  ohne 
Zweifel  die  gewöhnlichen  hüskarlsgjöld  zu  entrichten  waren;  aber 
auch  bei  den  gestir  und  selbst  bei  den  gewöhnlichen  hirömenn  war 
von  einer  Steigerung  der  Buße  keine  Rede,  außer  während  der 
Dienstleistung  selbst.  Im  ganzen  war  hiernach  die  Stellung,  welche 
den  kertisveinar  zukam,  augenscheinlich  die  von  Pagen  oder  Buben. 

Bereits  um  eine  Stufe  höher  stehen  die  gestir,  über  welche 
sowohl  der  Königsspiegel  als  die  Hiröskrä  sich  eingehend  aus- 
sprechen. ^)  Sie  werden  ausdrücklich  zu  den  handgengnir  menn  ge- 
rechnet und  müssen  auch  zu  den  sverötakarar  konüngs  gezählt 
haben,  da  sie  bei  ihrer  Aufnahme  gleich  den  hirömenn  nicht  nur 
einen  Diensteid  schwören,  sondern  auch  an  des  Königs  Schwert 
greifen;  sie  sind  ferner  auch  als  mälamenn  zu  betrachten,  da  sie 
ihren  festen  Sold  beziehen,  dessen  Betrag  jedoch  um  die  Hälfte 
niederer  war  als  bei  den  hirömenn.  Innerhalb  des  Dienstverbandes 
bilden  auch  sie  eine  eigene  Genossenschaft  (löguneyti)  und  kann 
die  Aufnahme  in  diese  nur  mit  Zustimmung  ihrer  Angehörigen  er- 
langt werden,  welchen  denn  auch  bei  der  Aufnahme  ein  Handschlag 
zu  erteilen  ist.  Die  Gäste  haben  ihren  eigenen  Anführer  (gestahöfö- 
ingi)  und  wird  ein  solcher  bereits  unter  dem  heil.  Olafr  erwähnt,  *) 
dann  aber  auch  wieder  unter  Magnus  berfoettr,  ^)  unter  K.  Sverrir  ®j 
und  in  der  Hiröskrä; ')  ferner  ihre  eigene  Versammlung  (gestastefna);^) 


^)  So  die  Häkonar  s,  gamla,  217/489,  Anm.  I.  -)  FrI)L.  IV,  60. 

^)  Konüngssk.  47/59 — 60;  Hiröskrd,  43—46;  vgl.  Joh.  Pet.  Anchersen, 
De  hospitibus  Norvegise  veteris  in  jure  publice  Norvegice  ,, gestir"  appellatis  (Hafnise^ 
1762);  auch  in  dessen  Opuscula  minora,  S.  27 — 80, 

*)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  59/264. 

^)  Magnüss  s.  berfoetts,   18/35   (FMS.  VII) ;  Jons  bps.  s.  II,  9/222. 

^)  Sverris  s.,  54/139;   103/249;   171/427.  "j  Hiröskrä,  45. 

^)  ebenda,  45;  vgl.  42. 
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ihr  eigenes  Schifif  (gestaskip,  ^)  gestafley,  ^)  gestaskälpr  ^) ),  mit  welchem 
sie  angewiesen  sind,  sich  immer  mögHchst  dicht  hinter  dem  Königs- 
schiffe zu  lialten,  soferne  sie  nicht  der  König  selbst  zum  Vorgehen 
befehligt;  ihr  eigenes  Signalhorn  (gestalüör) '')  und  ihre  eigene  Fahne, 
welche  von  schwarzer  Farbe  war.  ^)  Eine  Folge  dieser  genossen- 
schaftlichen Organisation  der  Gäste  ist,  daß  sie  für  den  Fall  des 
Todes  eines  von  ihnen  verpflichtet  sind,  sämtlich  dessen  Leiche  zu 
Grabe  zu  geleiten ;  ^)  es  begreift  sich  aber,  daß  derselbe  kamerad- 
schaftliche Geist,  welcher  sich  in  allen  diesen  Einrichtungen  aus- 
spricht, unter  Umständen  auch  wohl  zu  einer  gewissen  Eifersucht 
auf  die  übrigen  Abteilungen  der  Gefolgschaft  führen  konnte,  wie 
wir  denn  in  der  Tat  von  blutigen  Kämpfen  hören,  Avelche  unter  K. 
Sverrir  zwischen  den  hüskarlar  und  gestir,  dann  unter  K.  Magnus 
Erlingsson  zwischen  den  gestir  und  hirömenn  ausgefochten  wurden.') 
In  des  Königs  Schutz  stehen  natürlich  die  gestir  ebensogut  wie  alle 
anderen  Dienstleute  des  Königs,  und  auch  für  ihre  Tötung  werden 
darum  die  hüskarlsgjöld  entrichtet;  aber  zu  der  näheren  Umgebung 
des  Königs  zählen  auch  sie  noch  nicht,  vielmehr  haben  sie  am 
Königshofe  ihre  besondere  Herberge  und  ihren  besonderen  Tisch, 
und  werden  nur  an  den  höchsten  Festen,  wie  an  Weihnachten  und 
an  Ostern,  zur  Tafel  des  Königs  und  seiner  hirömenn  herangezogen, 
und  selbst  da  nicht  immer.®)  Mag  sein,  daß  gerade  hierin  die  Er- 
klärung des  wunderlichen  Titels  zu  suchen  ist,  welchen  diese  Klasse 
von  Dienstleuten  des  Königs  trägt,  und  jedenfalls  darf  dieser  nicht, 
wie  dies  in  einigen  älteren  Quellen  geschieht,  ^)  davon  abgeleitet 
werden,  daß  diese  vermöge  ihrer  dienstlichen  Verpflichtungen  sehr 
liäufig  als  ungebetene  Gäste  bei  den  Leuten  sich  einzufinden  haben. 
Man  hat  übrigens  schon  früher  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  in 
Rußland  schon  frühzeitig,  und  bis  in  das  17.  Jahrhundert  herab 
„Gosti"  oder  Gäste  vorkommen,  deren  Stellung  mit  der  der  nor- 
wegischen „gestir"  manche  Ähnlichkeit  hat;^*^j  neuerdings  ist  ferner 
darauf  hingewiesen  worden,  daß  auch  am  Hofe  der  Könige  von 
Wales  neben  anderen  Hofbediensteten   12  „gwestai"  oder  „hospites" 


^)  IlirÖ.'^krä,  45;  Sverris  s.,   54  (138  und    139). 
^)  Sverris  s.,   86/211;  92/227. 

^)  Kürzere  D  r  ei  k  ö  ni  gssage  ,    I1/27;  längere  Sage,   135   und   163. 
*)  Sverris  s.,    103/249.  *)  Hakonar    s.    gamla,  217/489,  Ann.  i. 

<*)  Hiröskra,  45.  ")  Sverris  s.,  64/166—67;   103/249—50. 

8)  vgl.  ebenda,  64/166.  ^)  Koniingssk.,  S.  59;  Hiröskrä,43. 

^^)  vgl.  z.  B.  Munch,  I,  2/80,  Anm.  3. 
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vorkommend)  Man  hätte  auch  noch  den  fränkischen  conviva  regis 
heranziehen  können ;  ^)  indessen  ist  mit  derartigen  Verweisungen 
wenig  getan,  da  fremder  Einfluß  auf  die  Gestaltung  dieser  Klasse 
der  norwegischen  Hofdienerschaft  nicht  nachweisbar  und  gerade  bei 
den  Angelsachsen,  von  welchen  her  ein  solcher  am  ersten  zu  er- 
warten wäre,  von  einer  entsprechenden  Klasse  innerhalb  des  könig- 
lichen Dienstverbandes  keine  Spur  zu  finden  ist.  —  Übrigens  liegt 
der  gesamte  Dienst  der  gestir  weit  mehr  außerhalb  als  innerhalb  des 
Königshofes.  Allerdings  sind  die  sämtlichen  Dienstleute  des  Königs 
•und  keineswegs  bloß  dessen  gestir  verpflichtet,  sich  von  diesem  nach 
Gutbefinden  verschicken  zu  lassen;  aber  vorzugsweise  sind  es  doch 
diese  letzteren,  welche  zum  auswärtigen  Dienste  verwendet  werden. 
Zumal  haben  sie,  wenn  es  gilt.  Feinde  des  Königs  in  raschem  Über- 
fall zu  töten  oder  der  Konfiskation  verfallene  Güter  schleunigst  ein- 
zuziehen, diesen  ebenso  gefährlichen  als  verantwortlichen  Dienst  zu 
verrichten;  sie  sind  aber  dafür  auch  berechtigt,  alles,  was  sie  bei  dem 
Manne,  welchen  sie  auf  des  Königs  Geheiß  erschlagen  haben,  vor- 
finden und  mit  sich  fortbringen  können,  für  sich  zu  behalten,  mit 
einziger  Ausnahme  des  Goldes.  Sie  haben  ferner  den  Sicherheits- 
dienst im  Reiche  zu  besorgen  und  liegt  ihnen  somit  ob,  Spähe  zu 
halten,  ob  sich  nirgends  Feinde  im  Lande  zeigen,  und  diese  sofort 
anzugreifen,  wo  immer  sie  zum  Vorscheine  kommen;  sie  haben 
überdies  allerwärts  im  Reiche,  wo  sie  sich  gerade  befinden,  den  Land- 
herren und  den  Amtleuten  des  Königs  in  allen  Sachen,  in  welchen 
ihr  Vorgehen  ein  gerechtes  ist,  auf  Anfordern  behülflich  zu  sein, 
damit  des  Königs  Dienst  seinen  Fortgang  nehme,  und  sie  haben 
umgekehrt  unter  derselben  Voraussetzung  auch  ihrerseits  auf  die 
volle  kameradschaftliche  Unterstützung  jener  Beamten  und  Würden- 
träger Anspruch.  Sind  sie  gerade  in  des  Königs  Umgebung  an- 
wesend, so  haben  sie  mit  den  übrigen  Dienstleuten  desselben  den 
gesamten  Wachtdienst  zu  teilen,  nur  daß  auch  hier  wieder  die  Ehre 
der  eigentlichen  Hauptwache  (höfuövörör)  ihnen  entzogen  und 
dagegen  der  äußere  Wachtdienst  (ütvörör)  ihnen  ganz  vorzugsweise 
übertragen  zu  sein  pflegt;  doch  spricht  sich  das  höhere  Vertrauen, 
welches  der  König  ihnen  schenkt,  sehr  bestimmt  darin  aus,  daß,  wo 
immer  neben  den  gestir  noch  andere,   der  Gefolgschaft   nicht  ange- 

^)  Joh.  Steenstrup,  Normannerne,  IV,  S.   124 — 25;    vgl.  Walter,  Das    alte 
Wales,  S.  377. 

-)  vgl.  über  ihn  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  II,    i,  S.  337  Anm.    i 
und  S.  366  Anm.  i  ;  dann  2,  S.  104  Anm.  I. 
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hörige  Leute  herangezogen  wurden,  doch  niemals  eine  Wacht  diesen 
allein  überlassen  werden,  sondern  immer  nur  gemeinsame  Beziehung 
derselben  stattfinden  soll.  In  den  Geschichtsquellen  fehlt  es  nicht 
an  einzelnen  Belegen,  welche  zeigen,  daß  die  Stellung  der  gestir  zu 
allen  Zeiten  wesentlich  dieselbe  war,  wie  sie  uns  in  der  Hiröskrä 
geschildert  wird ;  ^)  sie  zeigen  aber  zugleich  auch,  daß  diese  unter 
allen  Dienstleuten  des  Königs  als  die  schlimmsten  und  verwegensten 
galten,  wie  denn  zumal  die  gestir  des  K.  Sverrir  einmal  geradezu  als 
die  schlimmsten  unter  allen  Teufelsbraten  (verstir  af  iDeim,  fjändalimir- 
nir,  gestirnir)  bezeichnet  wurden.^) 

Die  oberste  Klasse  der  Gefolgsleute  und  recht  eigentlich  den 
Kern  des  ganzen  Dienstverbandes  bilden  die  hirömenn  im  engeren 
Sinne  des  Wortes ;  ^)  von  ihnen  handelt  die  Hiröskrä  am  weitläufig- 
sten, und  die  auf  sie  bezüglichen  Vorschriften  sind  vielfach  auch  für 
die  Rechte  und  Pflichten  der  übrigen  königlichen  Dienstleute  maß- 
gebend. Die  Aufnahme  in  die  hirö  erteilt  der  König;  doch  ist  der- 
selbe, wie  dies  schon  K.  Haraldr  haröräöi  anerkannte,  *)  dabei  an  die 
Zustimmung  der  Genossenschaft  gebunden,  aber  freilich,  in  der 
späteren  Zeit  wenigstens,  nur  insoweit,  als  die  begründete  Einsprache 
einzelner  Genossen  Berücksichtigung  finden  muß.  ^)  Bei  der  Auf- 
nahme in  die  hirö  hat  aber  der  Aufzunehmende  zunächst  knieend 
des  Königs  Schwert  zu  berühren,  welches  dieser  sitzend  auf  seinem 
Schöße  liegend  hält,  und  des  Königs  Hand  zu  küssen.  Dann  hat 
er  einen  Eid  zu  schwören,  dessen  Formel  nicht  nur  auf  Treue  und 
Dienst  gegenüber  dem  Könige,  sondern  auch  auf  die  Haltung  jenes 
anderen  Eides  gestellt  ist,  welchen  der  König  selbst  seinem  Volke 
geschworen  hat.  Endlich  folgt  noch  die  Zeremonie  des  Händefaltens 
und  eines  vom  Könige  dem  Manne  zu  erteilenden  Kusses,  worauf 
dann  der  neue  Dienstmann  durch  den  diensttuenden  skutilsveinn 
der  Reihe  nach  bei  allen  in  der  Halle  anwesenden  lendirmenn  und 
hirömenn  herumgeführt  wird,  um  mit  ihnen  allen  Handschlag  und 
Kuß  zu  tauschen,  und  weiterhin  auch  noch  den  Versammlungsort 
der  übrigen  hirömenn  unter  derselben  Führung  und  zu  demselben 
Zwecke  zu  besuchen  hat.  ^)    Augenscheinlich  ist  für  dieses  Zeremoniell 

')  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  57I261  ;  59/264  und  221/478;  Haralds  s^ 
gilla,  5/708  und  16/721  ;  Hakonar  s.  gamla,  114/356;  auch  Eigla,  18/32—33» 
wo  der  Name  der  gestir  allerdings  nicht  genannt  wird. 

^)  Sverris  s.,  90/221.  ^)  HirÖskra,  27. 

^)  FMS.  VI,   110/392—93.  •')  HirÖskra,  30. 

**)  HirÖskra,  31;  Konüngssk.,  30/67. 
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das  Vorbild  des  ausländischen  Lehnswesens  maßgebend  geworden ; 
den  Kuß  hat  dabei  indessen  erst  K.  Magnus  lagaboetir  in  dasselbe 
hereingebracht.  ^)  —  Die  Stellung  der  hirömenn  wird  uns  kurz  und 
bündig  dahin  bezeichnet,  daß  dieselben  bei  Tag  und  Nacht  die 
nächste  Umgebung  ihres  königlichen  Herrn  zu  bilden  haben;  sie 
sollen  Speise  und  Trank  an  seinem  Tische  nehmen,  wie  wenn  sie 
dessen  nächste  Blutsfreunde  wären,  und  ihn  zu  allen  festlichen  wie 
geschäftlichen  Zusammenkünften  begleiten.  -)  Wenn  demnach  unter 
den  Verwilligungen,  welche  K.  Häkon  gamli  seinen  Dienstleuten 
angedeihen  ließ,  nicht  nur  einige  Aufbesserungen  ihres  Tischtrunkes 
erwähnt  werden,  sondern  auch  die  Vorschrift,  daß  in  Zukunft  alle 
die,  welche  in  Begleitung  des  Königs  Dienst  tun,  dafür  insolange 
auch  von  dem  Könige  verköstigt  werden  sollten,  was  vordem  nicht 
der  Fall  gewesen  war,  •')  so  kann  sich  diese  Bestimmung  wohl  nur 
auf  die  Dienstleute  geringerer  Ordnung  beziehen,  also  auf  die  gestir 
und  die  kertisveinar,  welche  in  der  späteren  Zeit  in  der  Tat  den 
Dienst  vorwiegend  übernommen  zu  haben  scheinen.  Der  regelmäßige 
Dienst  um  des  Königs  Person  besteht  aber  einerseits  in  dessen  Be- 
gleitung (fylgö)  und  andererseits  in  dessen  Bewachung  (vörör); 
die  Verpflichtungen,  welche  die  eine  wie  die  andere  Art  des  Dienstes 
auflegt,  sind  im  Dienstmannenrechte  genau  geregelt  ^)  und  werden 
von  den  hirömenn  abwechslungsweise  übernommen,  jedoch  mit  der 
Maßgabe,  daß  einerseits  bei  den  festlichsten  Gelegenheiten  allenfalls 
auch  die  lendirmenn  und  die  stallarar  die  fylgö  übernehmen,  und  daß 
andererseits  die  kertisveinar  und  natürlich  wohl  auch  die  gestir  an 
ihr  Anteil  nehmen  können,  was  indessen  doch  nie  so  ausschließlich 
geschehen  soll,  daß  nicht  gleichzeitig  auch  einige  hirömenn  mit  da- 
bei wären.  ^)  Im  übrigen  aber  teilen  die  hirömenn  natürlich  die  all- 
gemeine Pflicht  der  Treue  gegen  den  König  mit  allen  anderen 
Dienstleuten  desselben ;  nicht  nur  eine  Reihe  moralischer  Vorschriften 
und  Ratschläge,  über  das,  was  die  hirömenn  zu  tun  und  zu  lassen 
haben,  welche  das  Dienstmannenrecht  in  ziemlich  schwülstiger  Weise 
vorträgt,  ^)  müssen  demgemäß  auf  alle  handgengnir  menn  ganz  gleich- 
mäßig bezogen  werden,  sondern  dasselbe  hat  auch  von  mehrfachen 
Rechtsvorschriften  zu  gelten,  welche  dasselbe  aus  Anlaß  der  hirö- 
menn bespricht.     So  gilt  für  alle  königlichen  Dienstleute  die  Regel, 


^)  HirÖskrd,   52.  -)  Koniingssk.  29/63;  vgl.   37/82—83. 

^)  HirÖskra,  48/445.  ■^)  ebenda,  32  und  33. 

^)  ebenda,  25  und  47.  ^)  ebenda,  28 — 29. 
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daß  dieselben,  von  Fällen  ehrüafter  Not  abgesehen,  den  König  nicht 
ohne  von  ihm  erteilten  Urlaub  verlassen  dürfen,  wogegen  dieser  Ur- 
laub andererseits  auch  nicht  ohne  ausreichende  Gründe  verweigert 
werden  soll;^)  wer  ohne  Urlaub  weggeht  oder  auch  den  ihm  er- 
teilten Urlaub  ohne  Not  überschreitet,  kann  ohne  weiteres  aus  dem 
Dienstverbande  ausgestoßen  werden,  und  geschichtliche  Quellen,  in 
welchen  Urlaubsgesuche  von  Dienstleuten  schon  sehr  frühzeitig  er- 
wähnt werden,  ^)  zeigen,  daß  ein  derartiges  Vorgehen  unter  Um- 
ständen sogar  als  Verrat  am  Herrn  aufgefaßt  und  demgemäß  mit 
der  Acht  und  der  Einziehung  der  gesamten  Habe  bestraft  werden 
konnte,  •^)  wie  denn  z.  B.  K.  Häkon  gamli  dem  Snorri  Sturluson 
gegenüber  wirklich  diesen  Gesichtspunkt  mit  der  äußersten  Schärfe 
geltend  machte.  Dem  Verräter  gleich  wird  auch  derjenige  Dienst- 
mann behandelt,  welcher  von  fremdem  Verrat  Kenntnis  hat,  aber  sei 
es  nun  aus  Freundschaft,  Kameradschaft  oder  um  Geld  dazu  schweigt;*) 
in  allen  Fällen  aber,  in  welchen  Verrat  in  Frage  steht,  hat  der  an- 
geschuldigte Dienstmann  vor  dem  Dienstmannengerichte  zu  Recht 
zu  stehen.  Überhaupt  ist  die  Disziplin  im  Dienstverbande  streng, 
und  wird  einerseits  auf  die  Aufrechterhaltung  von  Zucht  und  Ord- 
nung innerhalb  desselben  und  andererseits  auf  die  Pflegung  eines 
kameradschaftlichen  Geistes  unter  dessen  Angehörigen  ein  entschei- 
dendes Gewicht  gelegt.  Bezeichnend  ist  in  der  ersteren  Beziehung, 
daß  jede  Vergewaltigung  eines  Untertanen  des  Königs  durch  einen 
Dienstmann  dieses  letzteren  als  ein  Dienstvergehen  betrachtet  und 
bestraft  wird ;  ^)  insbesondere  gilt  auf  Grund  eines  besonderen  Ge- 
lübdes jede  Kränkung  des  Kirchenfriedens  oder  Weiberfriedens  als 
eine  bußlose  Tat,  welche  sogar  mit  der  Entziehung  des  kirchlichen 
Begräbnisses  bedroht  ist,  ^)  und  jedes  niöingsverk,  welches  ein  Dienst- 
mann begeht,  insbesondere  auch  jeder  an  einem  Kameraden  be- 
gangene Totschlag,  welcher  stets  als  skemdarvig  gilt,  hat  als  eine 
schlechthin  bußlose  Tat  zu  gelten ;  ^)  auf  der  Verleumdung  eines 
Kameraden  aber  steht  die  Strafe  der  Talion,  ^)  was  freilich  nichts  dem 
Dienstrechte  Eigentümliches  ist,  soferne  dieselbe  sowohl  in  den  älteren 


^)  HirÖskra,  34. 

^)  vgl.  z.  B.  Gunnlaugs  s.  ormstungu,  7/223,  7/226  und  io,'242;  Hall- 
freftar  s.  vandrreÖaskalds,  7/99;  Magniiss  s.  göÖa,  4597 — 98  (FMS.  VI)  und 
Mor  kinskinna  ,  29  u.  dergl,  m. 

^)  vgl.  HirÖskra,  40.  *)  ebenda,  40. 

*)  ebenda,  34.  ^)  ebenda,  39.  ')  ebenda,  40. 

")  e  b  e  n  d  a  ,  4 1 . 
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Provinzialrechten  als  auch  in  den  Gesetzbüchern  des  K.  Magnus  laga- 
boetir  allen  und  jeden  Verleumdern  angedroht,  ^)  und  ganz  folge- 
richtig auch  für  den  Fall  einer  wiederholten  vergeblichen  Anklage 
wegen  Mordes  zur  Anwendung  gebracht  wird.  -)  Entsteht  anderer- 
seits ein  Zerwürfnis  innerhalb  der  hirö,  so  darf  keiner  ihrer  Ange- 
hörigen zur  Selbsthilfe  schreiten,  vielmehr  soll  zunächst  vom  Schul- 
digen selbst  dem  beleidigten  Kameraden  Buße  angeboten,  eventuell 
aber  nur  klagweise  vorgegangen  werden;  die  Mißachtung  des  einen 
oder  des  anderen  Gebotes,  dann  die  Nichtunterwerfung  unter  das 
Urteil  des  Gerichtes  zieht  die  sofortige  Ausstoßung  aus  dem  Dienst- 
verbande nach  sich,  soferne  nicht  der  König  und  die  hirö  aus  Gnaden 
ein  anderes  verwilligen.  •^)  Andererseits  soll  aber  auch  jedem  Dienst- 
manne für  alle  Rechtssachen,  welche  er  gerechter  Weise  zu  betreiben 
hat,  die  Hilfe  der  sämtlichen  Angehörigen  des  königlichen  Dienst- 
verbandes zur  Seite  stehen,  *)  und  auch  sonst  sollen  die  sämtlichen 
Kameraden  sich  allerwärts  und  überall  gegenseitig  beistehen,  sei  es 
nun  vor  dem  Feinde  oder  im  Falle  eines  Schiffbruches  oder  im 
unwegsamen  Gebirge,  oder  auch  wenn  sie  von  Anschlägen  erfahren^ 
welche  auf  Schaden  oder  Schande  eines  Kameraden  abzielen ;  die 
Ausstoßung  aus  dem  Dienstverbande  steht  auch  solchenfalls  wieder 
auf  der  Verletzung  der  kameradschaftlichen  Verpflichtungen,  soferne 
nicht  etwa  dem  Angeschuldigten  die  Reinigung  vor  dem  Dienst- 
mannengerichte gelingt.  ^)  Bis  zum  Tode  reicht  dabei  die  Verpflich- 
tung der  Genossen  untereinander.  Bei  einem  erkrankten  oder  ver- 
storbenen Kameraden  haben  die  gesunden  und  überlebenden  die 
Krankenwache  oder  Leichenwache  zu  halten.  Im  Augenblick  des 
Todes  eines  solchen  haben  sie  für  den  Verscheidenden  die  Glocke 
anziehen  zu  lassen,  und  wenn  es  auch  mitten  in  der  Nacht  wäre. 
Beim  Leichenbegängnisse  eines  Kameraden  endlich  haben  die  sämt- 
lichen Genossen  im  Zuge  mitzugehen,  sowie  nur  erst  zu  solchem 
Behufe  zusammengeblasen  wird,^)  und  sogar  dann,  wenn  ein  solcher 
ein  todeswürdiges  Verbrechen  begangen  hat,  sind  es  die  Kameraden, 
welche  ihn  im  Gefängnisse  zu  bewachen    und  schließlich  zur  Richt- 


^)  GI)L.  137;  FrJjL.  V,  27  im  Inhaltsverzeichnisse,  während  der  Text  aus 
NgL.  II,  S.  506,  §28,  dannjarns.,  Mannh.  28  zu  ergänzen  ist;  ferner  Land slög, 
Mannh.  24;  BjarkR.  24;  Jönsb.  26. 

-)  GJ)L.    157;  FrJjL.  IV,   7  und   14  u.  dergl.  m. 

^)  Hirö  skr  a,  41.  "*)  ebenda,  34.  '')  eb  e  nd  a  ,  41. 

^)  ebenda,  42;  wegen  des  hringja  fyrir  sal  hirÖmanns  vgl.  Heims  kr.  Olafs 
hclga,   84/297. 
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Stätte  ZU  begleiten  haben.  —  Wiederum  entsprechen  teils  dem  ge- 
samten Dienstverbande  (allt  föruneyti),  teils  auch  dessen  einzelnen 
Abteilungen  eigene  Versammlungen  (s  t  e  f  n  u  r),  zu  welchen  der  König, 
oder  wie  er  seinen  Dienstleuten  gegenüber  bezeichnet  zu  werden 
pflegt,  der  lävarör,  ags.  hlaford,  diese  je  nach  Bedarf  zusammenblasen 
läßt.  Wer  ohne  ehrhafte  Not  ausbleibt,  wird  um  eine  Unze  Silbers 
gebüßt  und  das  dritte  Mal  mit  Ausstoßung  aus  dem  Dienstverbande 
bestraft  ]  ^)  aber  auch  nur  die  Berufenen  dürfen  sich  zu  der  Versamm- 
lung einfinden,  also  die  hirömenn  dürfen  nicht  kommen,  wenn  die  gestir 
oder  die  kertisveinar,  und  diese  nicht,  wenn  jene  zusammengeblasen 
werden,  und  ebensowenig  dürfen  die  Dienstleute  ohne  besondere  Er- 
laubnis des  Königs  von  sich  aus  eine  Versammlung  halten ;  wer 
vollends  zum  Nachteile  des  Königs  irgend  eine  Verabredung  an- 
zettelt, wird  ohne  weiteres  als  Verräter  behandelt.  Eine  ganz  be- 
sondere Rolle  spielt  aber  für  die  königlichen  Dienstleute  die  Weih- 
nachtszeit. Um  diese  Zeit,  zu  welcher  die  Dienstleute  am 
zahlreichsten  um  den  König  sich  zu  versammeln  pflegten,  wurde 
zunächst  die  Waft'enschau  gehalten,  von  welcher  später  noch  zu 
sprechen  sein  wird.  ^)  Nicht  minder  wurde,  und  zwar  am  achten 
Tage  der  Julzeit,  also  am  i.  Januar,  den  Dienstleuten  ihr  Sold  aus- 
gezahlt, sowohl  zur  Zeit  des  K.  Haraldr  haröräöi  ^)  als  noch  unter 
K.  Häkon  gamli ;  *)  der  letztere  König  hatte  aber  den  Betrag  dieses 
Soldes  etwas  erhöht,  damit  die  Dienstleute  durch  den  Zehnt  nicht 
allzusehr  verkürzt  würden,  welchen  sie  von  demselben  zu  entrichten 
hatten.  ^)  Die  damals  verwilligte  Zulage  betrug  sechs  Unzen,  aber 
leider  erfahren  wir  nicht,  wie  hoch  sich  der  ursprüngliche  Betrag  des 
Soldes  belief;  zu  des  Haraldr  haröräöi  Zeit  erhielt  Haidörr  Snorrason, 
der  des  Königs  stafnbüi  gewesen  zu  sein  scheint,  i^/o  Mark  reinen 
Silbers,  ®)  was  also  etwa  3  Mark  Geldes  ausmachen  würde,  da  des 
Königs  Münze  nur  etwa  den  halben  Silbergehalt  hatte;  aber  doch 
ist  die  Stelle  kaum  völlig  beweisend,  da  möglicherweise  die  12  Unzen 
Silbers  auch  nur  die  Difterenz  gutmachen  sollten  zwischen  dem  vollen 
Silberwerte  und  dem  Münzwerte,  in  welchem  Haidörr  schon  zuvor 
bezahlt  worden  war.  In  der  W^eihnachtszeit  erfolgte  ferner  die  Ver- 
lesung des  Dienstmannenrechtes,  zu  welcher  der  König  seine  Dienst- 
leute zusammenblasen  ließ,  und  bei  welcher  jeder  am  Orte  anwesende 


^)  HirÖskra,  42.  ^)  ebenda,  35. 

=«)  FMS.  VI,  43/243.  *)  Häkonar  s.  gamla,   210482. 

«^j  HirÖskra,  48/444—45.  «)  FMS.  VI,  44/245  —  46;  Morkinsk.  48. 
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Dienstmann  bei  Verlust  seines  Dienstes  sich  einzufinden  hatte ;  ^)  am 
Schlüsse    der  Julzeit,    also    am  Dreikönigstage    oder   doch   längstens, 
ehe  diejenigen  Dienstleute  sich  beurlaubten,  welche  nicht  ständig  am 
Hofe  lebten,  mußte  diese  Lesung  beendigt  sein,  während  der  König 
sie  im  übrigen  beliebig  auf  die  einzelnen  Tage  der  Festzeit  verteilen 
konnte.     EndHch    werden,    wenigstens   zur  Zeit    des  Königs  Haraldr 
haröräöi,    in    der    Weihnachtszeit    auch    die    Trinkstrafen    vollzogen, 
welche    den  Dienstleuten    für   die   von   ihnen   begangenen  Versehen 
zudiktiert  worden  waren.  ^)     Solche  „viti"  wurden    schon    frühzeitig 
wegen  Versäumnissen    auferlegt,    deren   sich    der   einzelne  bezüglich 
des  rechtzeitigen  Erscheinens  bei  Tisch  oder  in  der  Kirche  schuldig 
gemacht  hatte,  ^)    und  sie  wurden    ersterenfalls    auch  wohl  als  borö- 
viti  bezeichnet,  ^)    sie  mußten  von    dem  Straffälligen    auf  dem  Stroh 
am  Boden  sitzend  getrunken  werden,  und  sogar  am  Hofe  des  Riesen 
Utgaröa-Loki  ist  von  einem  eigenen  „vitishorn"  die  Rede,  aus  welchem 
•dessen  hirömenn  und  skutilsveinar   ihre  Strafen  zu  trinken  hatten.  ^) 
—  Eine  Reihe   besonderer  Bestimmungen   ergibt   sich   aus    der  vor- 
zugsweisen  Beziehung   des   Dienstverbandes    zum   Kriegswesen.     So 
ist   z.  B.   jedem   Dienstmanne    die   Bewaffnung    vorgeschrieben,    mit 
welcher  er  zu  dienen  hat,  und  zwar  ist  deren  Beschaffenheit  bei  den 
verschiedenen  Klassen    der  Dienstleute  verschieden    abgestuft ;  ^)    die 
lendirmenn  und  die  syslumenn,  die  skutilsveinar,    die  hirömenn  und 
die  gestir  haben  je  ihre  besondere  Bewaffnung,   wogegen   die  kerti- 
sveinar  dieselben  Waffen  führen  wie  die  gestir.     In  der  Weihnachts- 
zeit, die  ja  überhaupt  den  Mittelpunkt  alles  höfischen  Lebens  bildet, 
wird    ein   v  ä  p  n  a  [i  i  n  g ,    d.    h.    eine    Waffenschau    gehalten,    um    zu 
überwachen,    ob  jeder   einzelne  Dienstmann   auch   wirklich  die    ihm 
gebührenden  Waffen    in    gehörigem  Zustande   besitze.     Wird   ferner 
einem  Dienstmanne    ein    feindlicher   Einfall    in   Norwegen   bekannt, 
während    er   gerade  vom  Königshofe    abwesend   ist,   so   hat   er   sich 
möglichst   rasch    an    diesen    zu    begeben   oder   auch   beim   nächsten 
syslumaör   sich    zu    stellen;   w^er   dies   ohne   ehrhafte   Not    unterläßt, 
der  hat  die  Ausstoßung  aus  dem  Dienstverbande  zu  gewärtigen,  und 
wer  vollends  einem  vom  Könige  ausdrücklich    erlassenen  Aufgebote 
nicht  Folge  leistet,  der  gilt  als  Verräter  (niöingr)  am  Könige  sowohl 


^)  HirÖskra,  54.  2)  pMS.  VI,  43/242;  Morkinsk.,  47. 

^)  HallfreÖar  s.  van  droeÖaskald  s ,  6/97;  FMS.  II,   171/57. 
*)  Halldörs  {).  Snorrasonar,   155  (FMS.  III);  Morkinsk.  227, 
•^)  G  ylf  ag  inn  i  ng  ,  46/156. 
^)  HirÖskra,  35. 
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als  an  seinen  Kameraden.  ^)  Hat  man  aber  eine  Schlacht  geschlagen 
und  in  dieser  glücklich  Sieg  und  Beute  gewonnen,  so  wird  zur  Vor- 
nahme der  Beuteteilung  eine  eigene  Versammlung  zusammengeblasen^ 
welche  uns  als  hüsl)ing  bezeichnet  wird;^)  der  auch  sonst  mehr- 
fach gebrauchte  Ausdruck  •^)  entspricht  dem  ags.  hüs]3ing  und  scheint 
ursprünghch  eine  Versammlung  bezeichnet  zu  haben,  welche  nicht 
wie  gewöhnlich  unter  freiem  Himmel,  sondern  in  einem  geschlossenen 
Räume  gehalten  wurde;  sie  scheint  zumal  für  Versammlungen  mili- 
tärischer Art  gebraucht  worden  zu  sein,  zu  welchen  doch  nicht,  wie 
zu  der  hiröstefna,  nur  gewisse  Klassen  von  Dienstleuten  berufen 
wurden.  Der  Bannerträger  des  Königs  pflanzt  an  dem  Orte,  an 
welchem  die  Versammlung  gehalten  werden  soll,  seine  Fahne  auf 
und  läßt  um  sie  herum  „vebönd"  errichten,  d.  h.  Schranken,  wie  sie 
am  Ding  üblich  sind.  Jeder  hat  sodann  die  Beute,  die  er  gemacht 
hat,  zur  Stange  zu  bringen  und  dabei  zu  beschwören,  daß  er  weder 
selbst  irgend  ein  Beutestück  verheimliche,  noch  auch  von  der  Ver- 
heimlichung eines  solchen  durch  einen  anderen  wisse.  Was  an 
Schiffen  oder  Kriegsgeräten  an  den  Feind  verloren  gegangen  war 
und  nun  zurückerobert  wurde,  oder  was  im  Kampfe  einem  einzelnen 
Krieger  verloren  ging  und  wieder  zurückgewonnen  wurde,  wird  nicht 
in  die  Beute  mit  einbezogen,  vielmehr  dem  früheren  Besitzer  oder 
auch  seinen  Erben  einfach  zurückgegeben,  es  sei  denn,  daß  jener 
die  Sache  durch  seine  besondere  Feigheit  verloren  hätte.  Die  weitere 
Auseinandersetzung  wird  sodann  durch  zwölf  vom  Könige  ernannte 
Männer  in  der  Art  besorgt,  daß  einerseits  die  Beute  in  bestimmte 
Portionen  und  andererseits  die  Mannschaft  in  bestimmte  Abteilungen 
zerfällt  und  sodann  durch  das  Los  die  Reihenfolge  bestimmt  wird,^ 
in  welcher  sich  die  einzelnen  Abteilungen  ihre  Portionen  wählen 
dürfen;  innerhalb  jeder  einzelnen  Abteilung  wird  sodann  nach  der 
Kopfzahl  weiter  aufgeteilt.  Truppenteile,  welche  etwa  dadurch  ver- 
hindert worden  waren  am  Gefechte  Anteil  zu  nehmen,  daß  sie  zur 
Bewachung  der  Flotte,  der  Bagage  u.  dergl.  abkommandiert  worden 
waren,  sollen  bei  der  Beuteteilung  gleichmäßig  mit  berücksichtigt 
werden ;  nach  einem  alten  Gelübde  der  Birkibeinar  soll  überdies  von 
aller  Kriegsbeute  der  Zehnt  gegeben  wxrden,  wobei  uns  jedoch  un- 
gesagt bleibt,  ob  dieser  noch  vor  der  Teilung  im  ganzen  abgezogen 

')  HirÖskra,  37.  3)  ebenda,  38. 

^)  Olafs  s.  Tryggvasonar,  93/188  (FMS.  I)  und  Flbk.  I,  175/216; 
Heimskr.  Olafs  s.  helga,  91/306  und  FMS.  IV,  85/183,  sowie  Flbk.  II,  91/111; 
Heim  skr.  Haralds  s.  gilla,  4707  (HalldcJrr  skvaldri)  u.  dergl.  m. 
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oder  ob  er  erst  nach  der  Teilung  von  jedem  einzelnen  Teilnehmer 
je  aus  seinem  eigenen  Anteile  entrichtet  werden  sollte.  Bezüglich 
alles  eroberten  Kriegsgerätes  steht  aber  dem  Könige  ein  unbedingtes 
Einlösungsrecht  zu,  und  bezüglich  aller  Kleinodien  wenigstens  ein 
bedingtes,  soferne  ihm  diese  letzteren  dann  zum  Verkaufe  angeboten 
werden  müssen,  wenn  der  Erwerber  sie  überhaupt  zu  veräußern  be- 
absichtigt. Zwei  nicht  uninteressante  Bestimmungen  schließen  sich 
noch  an  das  bisherige  an.  Einmal  w^ircl  nämlich  bei  strenger  Strafe 
untersagt,  bei  der  Plünderung  von  Leichen  weiter  zu  gehen  als  so 
weit,  daß  Hemd  und  Hosen  unberührt  bleiben,  es  wäre  denn  Silber 
daran ;  ^)  als  „rettr  hirömanna  siör"  wird  dies  bezeichnet,  aber  doch 
sofort  die  Buße  wegen  der  Verletzung  der  Vorschrift  für  den  gestr 
halb  so  hoch  angesetzt  als  für  den  hirömaör,  und  für  den  leiöangrs- 
maör  halb  so  hoch  als  für  den  gestr,  woraus  deutlich  zu  ersehen  ist, 
daß  die  Regeln  über  die  Beuteteilung  und  Alles,  was  sich  an  diese 
anschließt,  ebensogut  für  das  Landesaufgebot  als  für  die  königliche 
Dienstmannschaft  Geltung  beanspruchen  wollte.  Weiterhin  aber 
wird  auch  der  Satz  ausgesprochen,  -)  daß  Leute,  welchen  der  König 
Sicherheit  (griö)  verwilligt,  von  niemandem  verletzt  werden  dürfen; 
wer  an  sie  etwas  zu  fordern  hat,  soll  vielmehr  vor  dem  Könige  und 
seinen  Kameraden  sein  Recht  suchen  und  sich  zufrieden  geben,  wenn 
jener  sich  bereit  erklärt,  nach  des  Königs  und  guter  Männer  Spruch 
ihm  Buße  zu  entrichten,  wogegen  dem  Manne,  welcher  sich  hierzu 
nicht  erbietet,  des  Königs  Schutz  nur  noch  auf  eine  ganz  kurze  Frist 
gewährt  werden  soll,  um  ihm  eben  noch  die  Möglichkeit  des  Ent- 
fliehens  zu  sichern;  dies  ist  eine  Bestimmung,  die  augenscheinlich  nur 
der  Zeit  der  Bürgerkriege  ihre  Entstehung  verdanken  kann. 

Über  die  gewöhnlichen  hirömenn  erheben  sich  sodann  noch  die 
skutilsveinar,  ganz  in  derselben  Weise,  wie  sich  nach  unten  die 
kertisveinar  von  den  gestir  abzweigen.  Ihren  Namen  haben  sie  von 
dem  skutill,  worunter  man  sowohl  den  kleinen  Tisch  verstand,  welcher 
vor  jeden  einzelnen  Tisch  gestellt  zu  werden  pflegte,  w^enn  es  zur 
Mahlzeit  gehen  sollte,  und  auf  welchen  dann  erst  die  Teller  (diskar) 
gesetzt  wurden,  ^)  sodaß  Tisch  und  Schüssel  dem  Deutschen  gegen- 
über ihre  Bedeutung  getauscht  haben,  als  auch  diese  Teller  selbst, 
wie  denn  scutella  sowohl  als  discus  im  Mittellateinischen  den  Teller 


^)  HirÖskra,  38.  ^^  ebenda,  39. 

^)  vgl.  R.  Keyser,    Nordmaendenes    private  Liv    i    Oldtiden,    S.  83    (Efterladte 
Skrifter,  II,   2). 
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oder  die  Schüssel  bezeichnet.  Da  ags.  disc  den  Teller  und  hiernach 
discl)egn  den  Teller-  oder  Schüsseldiener  bezeichnet  und  am  schot- 
tischen Hofe  scutelliferi  als  Hofbeamte  genannt  werden,^)  wird  man 
die  skutilsveinar  wohl  mit  Dahlmann  als  Schüssel-  oder  Tellerjungen 
auffassen  müssen,  und  scheint  deren  Amt  von  England  her  bezogen 
worden  zu  sein.  In  der  Tat  hatten  die  skutilsveinar  seit  des  K.  Olafr 
kyrri  Zeiten  die  Bedienung  bei  Tisch  zu  besorgen,  wenigstens  den 
fürstlichen  Personen  gegenüber,  welche  an  des  Königs  Tafel  speisten, 
und  diesem  ihrem  Berufe  entsprach  denn  auch  die  ältere  Form  ihrer 
Einsetzung  in  den  Dienst,  welche  die  Hiröskrä  freilich  bereits  als 
eine  nicht  mehr  übliche  bezeichnet,  ohne  doch  anzugeben,  welche 
andere  Förmlichkeit  an  deren  Stelle  getreten  sei ;  ^)  der  König  sollte 
nämlich,  wenn  es  nach  Tisch  ans  Trinken  ging,  dem  für  das  Amt 
bestimmten  Manne  ein  leeres  Deckelgeschirr  ^)  in  die  Hand  geben, 
bei  dessen  Hinnahme  dieser  die  Hand  des  Königs  zu  küssen,  und 
welches  er  ihm  sodann  gefüllt  zurückzubringen  hat.  Gegenüber  dem 
Könige  selbst  soll  der  Dienst  knieend  verrichtet  werden  und  ebenso 
solchen  Häuptlingen  gegenüber,  bezüglich  deren  der  König  dies  aus- 
drücklich gebietet;*)  doch  wurde,  in  der  späteren  Zeit  wenigstens, 
die  persönliche  Aufwartung  bei  Tisch  überhaupt  nur  noch  ganz  aus- 
nahmsweise bei  besonders  feierlichen  Gelegenheiten  von  den  skutil- 
sveinar gefordert,  ^)  und  hat  dafür  ihr  Dienst  und  ihre  Stellung  in  der  . 
hirö  eine  viel  weitere  Bedeutung  angenommen.  Nach  dem  Dienst- 
rechte des  K.  Magnus  zählen  nämlich  die  skutilsveinar  nicht  nur  zu 
der  hirö  im  engeren  Sinne  des  Wortes,  sondern  sogar  zu  deren 
Führern  (h  i  r  ö  s  t  j  ö  r  a  r),  gleich  den  lendirmenn,  stallarar  und  merkis- 
menn,  ^)  weshalb  ihnen  dieser  König  auch  einen  Ehrenplatz  auf  dem 
hiröpallr  eingeräumt  hat;")  damit  mag  es  denn  auch  zusammen- 
hängen, daß  der  skutilsveinn  von  unseren  Provinzialrechten  in  Wer- 
geid und  Buße  dem  Stammgutsbesitzer  gleichgestellt  wird,  ^)  ohne 
daß  dieser  Vorzug  indessen  auf  dessen  Sohn  überginge.  Je  zwei 
skutilsveinar  haben  je  für  eine  Woche  den  Dienst  (staöa)  um  den 
König,  ^)  und  zwar  der  Reihenfolge  nach  ihrem  Dienstalter  ent- 
sprechend, wie  denn  überhaupt  das  Dienstalter,  oder  in  einzelnen 
Fällen  auch  wohl  das  Los,  innerhalb  jeder  einzelnen  Klasse  von  Ge- 

*)  vgl.  Henschel,  h.  V.  ^)  Hiröskrä,  24. 

^)  lokat  ker,  skenkja  meÖ  loki ;  vgl.  Eyrbyggja,  39/69:  lok  yfir  kerinu. 

*)  Hiröskrä,  24.  ^)  ebenda,  51.  «)  ebenda,  24. 

')  ebenda,  51.  »)  qjjL    200;   FrI)L.  IV,  60. 

*)   Hiröskrä,  25  ;  vgl.  31. 
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folgsleuten  die  Ordnung  bestimmt,  in  welcher  deren  Angehörige  zur 
Dienstleistung  heranzuziehen  sind.  Der  diensttuende  skutilsveinn  hat 
aber  jederzeit  denjenigen  Dienstleuten,  welche  die  Begleitung  und 
Bewachung  des  Königs  zu  übernehmen  haben,  diesen  ihren  Dienst 
rechtzeitig  anzusagen,  und  dabei,  je  nachdem  es  sich  um  eine  fest- 
lichere oder  minder  festliche  Gelegenheit  handelt,  seine  Ansage  bald 
an  lendirmenn  und  stallarar,  bald  nur  an  gewöhnliche  hirömenn  zu 
richten  und  auch  bald  eine  größere,  bald  eine  geringere  Anzahl  von 
solchen  aufzubieten,  je  nach  den  Umständen  des  Falles;  er  hat  ferner 
dafür  zu  sorgen,  daß  er  nicht  lauter  Leute  aufbiete,  die  allzujung 
im  Dienste  sind,  um  diesen  gründlich  zu  kennen,  oder  gar  lauter 
kertisveinar,  daß  er  ferner  niemandem  den  Dienst  ansage,  der 
erst  kürzlich  angekommen  oder  krank  oder  gerade  beim  König 
nicht  gut  angeschrieben  ist,  und  er  hat  sich  dieserhalb  mit  dem 
Bannerträger  und  nötigenfalls  mit  dem  Könige  selbst  zu  benehmen. 
Der  Dienst  muß  immer  vor  zwei  Zeugen  und  früh  morgens  ange- 
sagt werden,  oder  doch  längstens  noch  ehe  der  König  sich  zur  Tafel 
begibt;  erfolgt  die  Ansage  nicht  rechtzeitig,  so  muß  derjenige,  welcher 
sie  versäumt  hat,  den  betreffenden  Dienst  selbst  übernehmen,  wenn 
ihn  der  andere  nicht  etwa  aus  gutem  Willen  doch  noch  tun  mag. 
In  Kriegszeiten  haben  sich  die  skutilsveinar  am  Wachtdienst  nach 
Verhältnis  ihrer  Kopfzahl  gleich  allen  anderen  hirömenn  zu  betei- 
ligen, und  jedenfalls  müssen  diejenigen  unter  ihnen  an  der  Wache 
teilnehmen,  welche  gerade  die  Dienstwoche  haben;  außerdem  soll 
aber  auch  derjenige  von  den  beiden  diensthabenden  skutilsveinar, 
welcher  an  dem  betreffenden  Tage  nicht  das  Ansagen  des  Dienstes 
besorgt,  dafür  stets  an  der  fylgö  sich  beteiligen.  Auch  sonst  haben 
die  diensttuenden  skutilsveinar  in  allen  und  jeden  Beziehungen  für 
die  Ordnung  des  höfischen  Dienstes  zu  sorgen,  wie  sie  denn  auch 
z.  B.  die  neuaufgenommenen  hirömenn  sofort  bei  ihren  Kameraden 
einzuführen  haben ;  alles  in  allem  genommen  läßt  sich  hiernach  ihr 
Dienst  etwa  mit  dem  unserer  heutigen  Kammerherren  vergleichen. 
—  Wie  sich  die  skutilsveinar  augenscheinlich  nur  dadurch  vor  den 
übrigen  hirömenn  auszeichnen,  daß  ihnen  neben  ihrer  allgemeinen 
Dienstpflicht  noch  ein  besonderes  Hofamt  übertragen  ist,  so  sondern 
sich  aus  ihrer  eigenen  Mitte  in  ganz  gleicher  Weise  wieder  zwei 
Würden  aus,  nämlich  die  des  dröttseti  und  skenkjari.  Aus- 
drücklich wird  uns  gesagt,  daß  beide  Ämter  nur  mit  Leuten  besetzt 
werden  konnten,  Avelche  der  Klasse  der  skutilsveinar  angehörten  und 
daß  der  König  somit,  wenn  er  fand,    daß  ein  in  geringerem  Range 
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stehender  Mann  für  diesen  Dienst  besonders  geeignet  sei,  diesen  erst 
zum  hirömaör  und  weiterhin  zum  skutilsveinn  machen  müsse,  ehe 
er  ihm  eines  jener  beiden  Ämter  übertragen  könne.^)  Den  Namen 
des  dröttseti  hat  man  durch  die  Annahme  zu  erklären  gesucht,  daß 
er  es  gewesen  sei,  der  die  Sitzordnung  innerliaib  der  Dienstmann- 
schaft geregelt  habe;-)  indessen  stehen  diesem  Erklärungsversuche, 
soweit  er  sich  auf  nordischem  Gebiete  hält,  doch  erhebliche  Be- 
denken entgegen.  Die  Bezeichnung  drött  für  die  hirö  gehört  nach 
dem  ausdrücklichen  Zeugnisse  der  Ynglinga  saga  einer  vorgeschicht- 
lichen Zeit  an ;  dagegen  ist  von  einem  dröttseti  im  Norden  nicht 
vor  dem  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  die  Rede,  wenn  man  von 
einer  einzigen  Stelle  absieht,  '^)  welche  einen  solchen  am  Hofe  des 
dänischen  Königs  Sveinn  tjüguskegg  nennt,  aber  durch  ihre  völlig 
legendarische  Haltung  auf  eine  spätere  Entstehungszeit  und  wohl 
auch  auf  eine  lateinische  Quelle  zurückweist.  Dazu  kommt,  daß  der 
dröttseti  im  Norden  sich  von  Anfang  an  speziell  mit  der  königlichen 
Küche  beschäftigt  zeigt;  schon  die  erste  gesicherte  Nachricht  von 
einem  solchen  weist  auf  diesen  seinen  Beruf  hin,  ^)  und  wenn  zwar 
eine  zweite  Stelle  nur  einen  Träger  des  Titels  nennt,  ohne  über 
dessen  Funktion  irgend  welchen  Aufschluß  zu  geben,  ^)  so  nennt 
doch  auch  die  Hiröskrä  den  dröttseti  stets  zusammen  mit  dem  sken- 
kjari^)  und  betraut  beide  ausdrücklich  mit  der  Fürsorge  dafür,  daß 
„matr  ok  drykkr"  gut  bestellt  sei  am  Königshofe.  Da  nun  der  Titel 
des  skenkjari  unzweifelhaft  dem  des  deutschen  Schenken  nachgebildet 
ist,  wird  doch  wohl  auch  der  des  dröttseti  dem  des  deutschen  Truch- 
sessen  nachgebildet  sein,  wobei  dahingestellt  bleiben  mag,  Avelche 
der  vielbestrittenen  Ableitungen  dieses  letzteren  Titels  die  richtige 
sei.  Jedenfalls  scheinen  beide  Hofämter  erst  im  Beginne  des  12.  Jahr- 
hunderts nach  deutschem  Muster  eingeführt  worden  zu  sein,  wofür 
vielleicht  des  K.  Sigurör  Kreuzzug  maßgebend  geworden  sein  mochte ; 
am  Schlüsse  des  1 1.  Jahrhunderts  hatten  noch  die  skutilsveinar  den 
Dienst  verrichtet,  welcher  später  diesen  beiden  Ämtern  zugewiesen 
wurde,  und  diese  scheinen  ihre  Einführung  dem  Vorbilde  der  eng- 
lischen Hofhaltung  verdankt  zu  haben. 


^)  Hir  Ö  s  k  rd,   26. 

")  So  z.  B.  Munch,  IV,   1/603,  Anm.  3;   Fritzner,  h.  v.  u.  dergl.  m. 
^)  Jjorvalds  s.  viöförla,  1/37;  FMS.  I,   130/259. 

^)SigurÖar    s.    Jörsalafara,    44/159    (FMS.  VII);    Mork  i  n  skinna ,    139; 
Heim  skr.  32/690.  •">)  Ilakonar  s.  gamla,   11/249. 

®)  IlirÖskrd,  24  und   26;  vgl.   51. 
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Sind  die  beiden  soeben  besprochenen  Ämter,  gleich  dem  der 
skutilsveinar,  vorwiegend  höfischen  Charakters,  so  stehen  die  beiden 
nächstfolgenden  dagegen  ganz  entschieden  in  Beziehung  zu  dem 
kriegerischen  Dienste,  nämhch  das  Amt  des  merkismaör  und  des 
stallari.  Der  merkismaör  oder  Bannerträger  wird  bereits  in 
sehr  früher  Zeit  genannt,  und  zwar  nicht  bloß  am  Hofe  von  Königen, 
sondern  auch  an  dem  anderer  vornehmer  Herren,  welche  ihre  eigene 
Fahne  zu  führen  berechtigt  waren,  also  der  Jarle  und  der  Hersen. 
So  bietet  bereits  K.  Haraldr  härfagri  dem  pörölfr  Kveldülfsson  ein- 
mal die  Führung  seiner  Fahne  und  damit  den  Vorrang  vor  seinen 
sämtlichen  übrigen  Dienstleuten  an ;  ^)  aber  auch  pörölfr  Skallagrims- 
son,  des  älteren  pörölfr  Brudersohn  hat,  obwohl  er  nur  ein  isländischer 
Vikinghäuptling  war,  seinen  eigenen  Fahnenträger,  nämlich  den  porfinnr 
strangi,  -)  welcher  allenfalls  auch  seinem  Bruder  Egill  als  solcher  dient, 
wenn  dieser  gerade  einmal  ein  Schiff  führt.  ^)  Dem  heil.  Olafr  diente 
ferner  I)örör  Fölason  als  Bannerträger,  ^)  und  zu  derselben  Zeit  diente 
Sigurör  hit  in  gleicher  Eigenschaft  dem  hochländischen  Kleinkönige 
Hrcerekr;  ^)  in  der  Schlacht  bei  Clontarf  aber  fiel  der  Bannerträger  des 
Sigurör  jarl  Hlöövason  von  den  Orkney] ar,  und  nach  ihm  noch  ein 
zweiter  Mann,  welcher  dessen  Fahne  aufgenommen  hatte,  ^)  oder  nach 
einer  anderen  Angabe  auch  noch  ein  dritter.  ')  Später  sehen  wir  auch 
den  Häkon  jarl  Ivarsson  eine  eigene  Fahne  führen,  die  er  im  Kampfe 
vor  sich  hertragen  läßt,  ^)  u.  dgl.  m.  Keysers  Annahme,  daß  der  merki- 
smaör ursprünglich  mit  dem  stafnbüi  identisch  gewesen  sei,  und  später, 
als  der  stafnbüar  mehrere  geworden  seien,  die  Stellung  ihres  Anführers 
erlangt  habe,  '^)  scheint  mir  nicht  glaubhaft ;  einmal  nämlich  finde  ich, 
soweit  wdr  überhaupt  in  der  Geschichte  zurückzugehen  vermögen, 
der  stafnbüar  oder  frambyggjar  stets  mehrere,  wie  denn  z.  B.  schon 
K.  Haraldr  härfagri  in  der  Schlacht  im  Hafrsfjördr  vier  stafnbüar 
auf  seinem  Schiffe  hat,  ^^)  und  ebensoviele  K.  Olafr  Tryggvason  bei 
Svoldr;^^)  sodann  aber  wird  auch  in  der  späteren  Zeit  niemals 
von    einem  Anführer  der  stafnbüar  gesprochen,    und  ist    auch  kaum 


^)  Eigla,    16/29.  ^)   ebenda,   53/109;   54/113;   56/121;    Landnama,  II, 

4/73.  ')  Eigla,  48/97. 

*)  Heimskr.   Olafs  s.  helga,  84/297;  224/480;  238/490;  239/491. 

^)  ebenda,  84'296.  '^)  Njala,   158/274. 

')  I)orsteins  {).  SiÖuhallssonar,  2/170  (bei  Möbius,  Analecta). 

^)  Heimskr.  Haralds  s.  haröraÖa,   74/604—05. 

^)  Rechtsgeschichte,  S.  80.  ^^)  Eigla,  9/15.  '^)  Heimskr.  Olafs 

s.  T  r.   102/203. 
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wahrscheinlich,  daß  dieselben  jemals  eines  solchen  bedurften,  da  ihre 
Zahl  auf  einem  und  demselben  Schiffe  der  Natur  der  Sache  nach  zu  allen 
Zeiten  eine  sehr  beschränkte  war.  Wenn  demnach  zwar  allerdings 
hin  und  wieder  derselbe  Mann  bald  als  merkismaör  bald  als  stafnbüi 
bezeichnet  wird,  wie  z.  B.  der  oben  genannte  I)orfinnr  strangi  einmal 
als  Egils  stafnbüi  genannt,  -^)  oder  Ulfr  rauöi,  des  K.  Olafr  Tryggvason 
Bannerträger,  zugleich  zu  dessen  stafnbüar  gerechnet  wird,  -)  so  ist 
daraus  nur  zu  schließen,  daß  der  Bannerträger  stets  der  Klasse  der 
stafnbüar  angehörte,  aber  nicht,  daß  zu  irgend  einer  Zeit  die  Aus- 
drücke merkismaör  und  stafnbüi  gleichbedeutend  gewesen  seien. 
Nach  dem  Dienstmannenrechte  des  K.  Magnus  aber  steht  der  Banner- 
träger im  Range  zunächst  über  den  skutilsveinar  und  unmittelbar 
unter  dem  stallari;^)  durch  eine  Verordnung  des  K.  Magnus  laga- 
boetir  selbst  erst  wurde  er  diesem  letzteren  in  den  wesentlichsten 
Beziehungen  gleich  gestellt,  während  er  bis  dahin  nicht  unerheblich 
hinter  demselben  zurückgestanden  war.  Er  hat  fortan  nicht  nur 
seinen  Sitz  zunächst  neben  dem  stallari,  sondern  er  genießt  auch 
gleich  diesem  und  den  Landherren  einer  veizla  von  mindestens 
15  Mark  Einkünften,  statt  daß  ihm  vorher  nur  eine  solche  von 
10  Mark  gebührt  hatte;  er  nimmt  ferner  fortan  auch  dieselbe  Buße 
wie  der  stallari  oder  der  Landherr,  während  er  vordem  in  dieser  Be- 
ziehung nur  den  skutilsveinar  gleich  gestellt  gewesen  zu  sein  scheint. 
Seine  Ernennung  erfolgt  in  einer  hiröstefna,  welche  eigens  zu  diesem 
Behufe  zusammenberufen  wird,  und  vor  entfalteter  Fahne;  sie  ge- 
schieht in  der  Art,  daß  der  König  zuerst  durch  den  stallari  die  Er- 
nennung bekannt  geben  läßt,  dann  aber  dem  Ernannten  persönlich 
die  Fahne  überreicht,  worauf  dieser  des  Königs  Hand  zu  küssen  und 
die  Fahne  an  ihren  Aufbewahrungsort  zu  bringen  hat.  Der  Dienst 
des  Bannerträgers  besteht  übrigens  zunächst  darin,  in  Krieg  und 
Frieden  die  Fahne  dahin  zu  tragen,  wohin  der  König  sie  ihn  tragen 
heißt ;  überdies  soll  er  stets  um  des  Königs  Person  sein,  also  immer 
in  dessen  Behausung  oder  auf  dessen  Schiff  schlafen  und  jederzeit 
in  dessen  „fylgö"  sein,  wogegen  er  keine  „staöa"  zu  übernehmen  hat 
wie  die  skutilsveinar.  Als  einer  der  Vertrautesten  des  Königs  ver- 
mag er  stets  über  dessen  Stimmung  gegen  die  einzelnen  Dienstleute 
Aufschluß  zu  geben  ;^)  andererseits  hat  er  sich  aber  in  allen  und 
jeden  Dingen   seinem    königlichen  Herrn  nützlich   zu    erweisen    und 


1)  Eigla,  48/97.  2)  Hei  ms  kr.,  ang.  O. 

•')  llirÖskrä,  23 — 24;  vgl.   50.  ■*)  ebe  nd  a  ,  25. 
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zumal  alles  daran  zu  setzen,  jeden  Zwist,  der  etwa  innerhalb  des 
Dienstverbandes  auszubrechen  droht,  nach  dessen  Anweisung  beizu- 
legen. Endlich  hat  er  bei  allen  und  jeden  Versammlungen  gleich 
dem  stallari  anwesend  zu  sein,  zu  welchen  die  hirömenn,  gestir  oder 
sonstigen  Dienstleute  des  Königs  zusammentreten,  und  dabei  die 
Interessen  des  Königs  zu  wahren.  —  Um  eine  Stufe  höher  als  der 
Bannerträger  steht  der  stallari.  Er  zählt  neben  den  lendirmenn 
einerseits,  und  neben  den  skutilsveinar  und  dem  merkismaör  anderer- 
seits zu  den  hiröstjörar,  ^)  also  den  Führern  des  Dienstverbandes,, 
und  schon  nach  den  Provinzialrechten  kommt  ihm  die  gleiche  Buße 
zu  wie  den  Landherren,  ^)  welche  nur  freilich  bei  ihm  selbst  nicht  in 
der  beschränkten  Weise  auf  den  Sohn  übergeht,  wie  dies  bei  diesen 
letzteren  der  Fall  ist;  das  Dienstmannenrecht  des  K.  Magnus  be- 
stätigt jene  Gleichstellung  mit  den  Landherren  als  eine  althergebrachte,^) 
obwohl  sich  bezweifeln  läßt,  ob  dieselbe  wirklich  in  besonders  frühe 
Zeit  hinaufreiche.  Es  wird  uns  nämlich  erzählt,  daß  K.  Haraldr 
haröräöi  seinem  stallari  Ulfr  Uspaksson  das  Recht  eines  Landherrn 
(„lends  manns  rett")  eigens  beilegte ;  *)  wie  war  dies  möglich,  wenn 
dieses  Recht  schon  damals  mit  dem  Amte  bereits  von  rechtswegen 
verbunden  war  ?  Schon  zu  des  heil.  Olafr  Zeit  hatte  ferner  der  stallari 
seinen  besonderen  Ehrensitz  in  des  Königs  Halle,  soferne  ihm  das 
zweite  „öndugi"  zukam,  ^)  der  Hochsitz  nämlich,  welcher  dem  des 
Königs  selbst  gerade  gegenüberstand ;  auch  zu  des  Olafr  kyrri  Zeit  blieb 
dieser  eigene  ,,stallarastöll"  erhalten,  wenn  auch  dessen  Lage  einiger- 
maßen verändert  wurde,  ^)  und  nicht  minder  erwähnt  noch  die 
Hiröskrä  das  „stallarasaeti". '^)  Sehr  frühzeitig  scheint  es  überdies  üb- 
lich gewesen  zu  sein,  den  stallari  mit  ansehnlichen  veizlur  und  allen- 
falls auch  mit  der  Regierung  bestimmter  Bezirke  zu  betrauen,  wie 
denn  z.  B.  der  bereits  genannte  Ulfr  Uspaksson  zugleich  mit  dem 
Rechte  eines  Landherrn  auch  noch  veizlur  von  I2  Mark  jährlichen 
Ertrages  und  ein  halbes  Volkland  in  prändheimr  angewiesen  erhielt ; 
auch  spricht  die  Hiröskrä  ausdrücklich  aus,  ^)  daß  der  stallari  seine 
dienstlichen  Verpflichtungen  dem  Könige  sowohl  als  dem  Dienst- 
verbande gegenüber  auch  dann  noch  behalte,  w^enn  ihm  der  König 
„syslur   eöa   aörar  veizlur"  verleihe,    und    ihn    damit    des    ständigen 


1)  Hiröskrä,  24.  ^)  GJ)L.   185   und  200;  Fr|)L.  IV,  60. 

^)  Hiröskrä,  22.  *)  Heimskr.  Haralds  s.  harÖraÖa,  38/576. 

^)  ebenda,  Olafs  s.  helga,  55/258. 

^)  ebenda,  Olafs  s.  kyrra,  3/630. 

')  Hiröskrä,  22.  ^)  ebenda. 
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Aufenthaltes  an  seinem  Hofe  entbinde.  Aber  doch  war  dergleichen 
etwas  Zufälliges  und  keine  mit  dem  Amte  als  solchem  ein  für  alle- 
mal verbundene  Dotation;  vielmehr  schrieb  erst  K.  Magnus  lagaboetir 
ausdrücklich  vor,  ^)  daß  der  stallari  für  den  Fall,  daß  er  keine  sysla 
erhalten  habe,  15  Mark  jährlicher  Einkünfte  aus  des  Königs  Kasse 
bar  ausgezahlt  bekommen  sollte,  und  da  dabei  ausdrücklich  bemerkt 
wird,  es  sei  dies  im  älteren  Dienstrechte  nicht  deutlich  ausgesprochen 
gewesen,  wird  man  wohl  annehmen  dürfen,  daß  der  König  ein  all- 
mählich sich  bildendes  Gewohnheitsrecht,  vermöge  dessen  der  stallari 
auch  bezüglich  der  veizlur  den  Landherren  gleichgehalten  werden 
sollte,  einfach  gesetzlich  feststellen  wollte,  während  er  demselben  zu- 
gleich noch  ein  weiteres,  auf  Weihnachten  zu  reichendes  Ehren- 
geschenk an  Kleidern  zuwies.  Ernannt  wird  der  stallari  nach  der 
Hiröskrä  in  der  Art,  daß  der  König  nach  gesprochenem  Tischgebete 
seine  Absicht,  dem  Betreffenden  die  Würde  zu  verleihen,  bekannt 
geben  und  diesen  sich  sodann  durch  zwei  skutilsveinar  vorführen 
läßt,  worauf  er  ihn  selbst  an  der  Hand  nach  dem  stallarasaeti  führt.-) 
Der  Dienst  des  stallari  aber  besteht  vor  allem  darin,  daß  er  am 
Ding  sowohl  wie  in  der  hiröstefna  für  den  König  das  Wort  zu 
führen,  umgekehrt  aber  auch  alle  Anliegen  der  Dienstleute  zu  v^er- 
treten  und  vorkommendenfalls  an  den  König  zu  bringen  hat.  So 
sehen  wir  bereits  zu  des  heil.  Olafr  Zeiten  den  Björn  digri  in  seiner 
Eigenschaft  als  stallari  einerseits  die  Wünsche  des  Volkes  und  der 
Dienstleute  dem  Könige  vortragen,  ^)  andererseits  aber  auch  für  den 
König  am  Ding  das  Wort  ergreifen,  ^)  und  auch  wohl  eine  Gesandt- 
schaft ins  Ausland  übernehmen,  um  hier  am  Königshofe  wie  am 
Ding  für  seinen  König  zu  sprechen ;  ^)  K.  Olafr  aber  bezeichnet  dies 
ausdrücklich  als  in  seiner  Amtspflicht  gelegen.  ^)  Es  begreift  sich 
hiernach,  daß  der  stallari  ebensogut  wie  der  Bannerführer  bei  allen 
Zusammenkünften  der  hirömenn  und  der  gestir  sich  einzufinden 
und  etwa  ausbrechende  Zwistigkeiten  nach  Möglichkeit  auszugleichen 
berufen  ist;  auffälliger  ist  dagegen,  daß  er  auf  Reisen  des  Königs 
mit  Hilfe  der  zu  solchem  Behufe  ihm  beigegebenen  Leute  für  die 
Beschaffung  der  nötigen  Pferde  und  für  deren  Verteilung  unter  des 
Königs  Begleiter  zu  sorgen  hat.     Vielleicht  ist  dieser  Teil  seiner  Ob- 


^)  Hiröskrä,  49.  ^)  ebenda,  22. 

^)  Heims  kr.  Olafs  s.  helga,  67/269—70;  vgl.  91/306. 

*)  ebenda,  59/263  und  264. 

'"')  ebenda,  67/270;  68/271;  80/290. 

®)  ebenda,  67/270. 
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liegenheiten  aus  der  Geschichte  des  Amtes  zu  erklären.  Es  wird 
uns  aber  der  stallari  in  Norwegen  seit  dem  Ende  des  lo.  Jahrhunderts 
genannt.  Unter  K.  Olafr  Tryggvason  bereits  tritt  ein  Kolbjörn  stallari 
auf;  ^)  unter  dem  heil.  Olafr  sehen  wir  den  Björn  digri  und  Sighvatr 
skäld  gleichzeitig  mit  der  Würde  betraut;^)  unter  K.  Haraldr  haröräöi 
wird  der  Isländer  Ulfr  Uspaksson  als  stallari  genannt  und  nach  dessen 
Tode  noch  ein  gewisser  Styrkärr ;  ^)  unter  K.  Olafr  kyrri  aber'^)  und 
dann  wieder  unter  K.  Häkon  gamli  ^)  treten  der  stallarar  auch  wieder 
mehrere  gleichzeitig  auf  u.  dgl.  m.  Trotz  dieses  seines  frühen  Auf- 
tretens scheint  das  Amt  indessen  dennoch  in  Norwegen  nicht  wurzel- 
haft gewesen,  sondern  vielmehr,  wie  dies  auch  schon  von  R.  Keyser 
angenommen  wurde,  ^)  von  England  her  entlehnt  worden  zu  sein, 
wo  der  steallere  oder  horsjiegn  sich  in  Geschichtswerken  sowohl 
als  in  Urkunden  oft  genug  nachweisen  läßt,  'j  Die  lateinische  Über- 
setzung des  Titels,  stabulator,  zeigt,  daß  dessen  Ursprung  ganz  in 
derselben  Weise  auf  den  Stall  zurückführt,  wie  dies  bei  dem  franz. 
connetable,  und  in  etwas  anderer  Weise  bei  dem  deutschen  Marschalk, 
dem  langobardischen  marpahis  und  dem  ags.  hors]iegn  selbst  der 
Fall  ist;  in  der  dem  stallari  auch  in  Norwegen  noch  übertragenen 
Fürsorge  für  die  Pferde  des  Königs  werden  wir  hiernach  einen  letzten 
Überrest  dieses  Ausgangspunktes  für  die  Entwicklung  des  Amtes  zu 
erkennen  haben.  Ebendamit  dürfte  aber  auch  bereits  der  nicht 
nationale  Ursprung  der  Würde  festgestellt  sein,  denn,  wenn  zwar  das 
Wort  stallr  neben  so  mancher  anderen  Bedeutung  im  Altnordischen 
.auch  für  Krippe  sowohl  als  für  Stall  gebraucht  sich  nachweisen  läßt, 
und  wenn  auch  die  Pferde  als  Beförderungsmittel  im  Norden  von 
altersher  eine  sehr  erhebliche  Rolle  spielten,  so  war  doch  die  Reiterei 
daselbst  bis  in  das  13.  Jahrhundert  herab  eine  ganz  ungebräuchliche 
Waffengattung,  und  konnte  demnach  die  Fürsorge  für  den  Stall  hier 
immöglich  einen  so  hohen  Rang  im  Dienstverbande  gewähren  wie 
■dies  anderwärts  in  der  Tat  der  Fall  war.  Mag  sein,  daß  der  von 
England  aus  eingeführte  stallari  den  Bannerträger  aus  der  hervor- 
ragenden Stellung  verdrängte,    welche    ihm    ursprünglich  im  Dienst- 


^)  Heims  kr.  Olafs  s.  Tr.,    102/203    und    1 19/21 5;    Oddr,    60/58  und  61/60, 
ed.  Munch  usw.  ^)  Hei  ms  kr.  Olafs  s.   helga,   55/258  und   170/429. 

*)  ebenda,   Haralds  s.  harÖraöa,   38/576  und  98/622. 

*)  ebenda,  Olafs  s.  kyrra,  3/630. 

^)  Häkonar  s.  gamla,  310/109,  Anm.   i. 

^)  Rechtsgeschichte,  S.  81,  Anm.  2.  '')  Belege  gibt  Kemble,  The  Saxons 

in  England,  II,  S.  108. 

Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  I3 
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verbände  des  Königs  zugekommen  war.  und  daß  sich  hierauf  jene 
auffällige  Ähnlichkeit  der  Behandlung  beider  Hofämter  erklärt,  welche 
sich  noch  in  unserer  Hiröskrä  bemerklich  macht. 

An  die  bisher  besprochenen  Hofämter  reiht  sich  endlich  noch 
eine  letzte  Gruppe  von  solchen  an,  welche  mehr  oder  minder  ent- 
schieden geistlichen  Charakters,  und  deren  ausländischer  Ursprung 
eben  darum  schon  von  vornherein  klar  ist.  Schon  am  Hofe  des  K. 
Olafr  Tryggvason,  ^)  und  dann  wieder  am  Hofe  des  heil.  Olafr,  -) 
finden  wir  einen  h  i  r  ö  b  i  s  k  u  p ,  d.  h.  Hof bischof  vor,  welcher  den 
König  auf  seinen  Reisen  begleitete,  und  welchem,  zu  des  letzteren 
Königs  Zeit  wenigstens,  auch  schon  ein  bestimmter  Ehrenplatz  an 
des  Königs  Tisch  angewiesen  Avar.  Daneben  werden  uns  gleichzeitig 
auch  noch  hiröprestar,  d.h.  Hofpriester  genannt,  wie  denn  z.B. 
der  Deutsche  Dankbrand  bei  K.  Olafr  Tr>^gg\'ason  das  Amt  eines 
solchen  bekleidete  ^)  und  in  der  Schlacht  bei  Stiklastaöir  ebenfalls 
wieder  ein  Hofpriester  auftrat.  ^)  In  der  späteren  Zeit  aber  mußten 
zwar  die  Hofbischöfe  wegfallen,  als  das  Land  in  fest  begrenzte  Diö- 
zesen geteilt  und  mit  geordneten  Bischofssitzen  versehen  wurde ;  die 
Hofpriester  dagegen  erhielten  sich  und  werden  auch  noch  in  der 
Hiröskrä  eigens  besprochen.  ^)  Nach  ihr  sollten  am  Königshofe  zwei 
hiröprestar  gehalten  werden,  und  sollte  der  eine  von  ihnen  speziell 
die  Gottesdienste  in  der  Hofkapelle  abhalten,  wogegen  der  andere 
für  die  Aufbewahrung  der  zu  dieser  gehörigen  Bücher  und  Meß- 
gewänder zu  sorgen  hatte ;  ihre  Dotation  aber  bestand  teils  in  einem 
Lehen  von  5  Mark  jährlichen  Ertrages,  sowie  einigen  Geschenken  an 
Kleidern,  teils  aber  in  dem  Bezüge  eines  Drittels  von  dem  Zehnt, 
welchen  die  Dienstleute  von  ihrem  Solde  entrichteten,  und  dessen 
zweites  Drittel  an  die  sämtlichen  Bischöfe  des  Reiches  als  Gegen- 
leistung für  die  den  Dienstleuten  zu  gewährende  Grabstätte  fällt, 
während  das  dritte  dem  unten  noch  zu  besprechenden  Hospitale  zu 
Yarna  zugewiesen  ist.  Schon  frühzeitig  gelangten  übrigens  auch 
gewisse  welthche  Funktionen  in  die  Hand  der  Hofgeistlichkeit,  und 
war  es  zumal  die  Ausfertigung  der  königlichen  Urkunden  und  die 
Aufsicht  über  das  königliche  Archiv,  sowie  auch  die  Bewahrung  des 
königlichen   Schatzes,    mit   welcher  dieselbe   betraut   wurde.      Beide 
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^)  FMS.  I,  107/229;  Flbk.  I,  195 '244. 

2)  He  im  skr.  Olafs  s.  helga,  55/25S. 

')  Kristni  s.,  5/9;  FMS.  I,  81/151;  Flbk.  I,   119  151. 

*)  Flbk.  II,  268/337.  ^)  Hiröskrä,  21  410. 
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Funktionen  versieht  schon  frühzeitig  der  kapalinn,  d.  h.  Kaplan 
des  Königs;  da  dieser  aber  gelegentHcli  neben  einem  hiröprestr  des 
Königs,  also  von  diesem  unterschieden  auftritt,  ^)  wird  man  unter  ihm 
doch  wohl  denjenigen  unter  den  beiden  Hofpriestern  zu  verstehen 
haben,  welchem  die  Fürsorge  für  das  gesamte  Inventar  der  Hofkapelle 
übertragen  war,  und  welcher  demnach  ganz  naturgemäß  als  capellanus 
bezeichnet  werden  konnte.  Im  Jahre  1165  bereits  ist  es  ein  Kaplan 
des  Jarles  Erlingr  skakki,  welcher  ein  paar  Hochverräter  am  Ding 
durch  Brief  und  Siegel  ihres  Verbrechens  überführt,  -)  und  den  späteren 
Erzbischof  Eysteinn  haben  wir  bereits  gelegentlich  als  des  K.  Ingi 
Kaplan  sowohl  als  fehiröir,  d.h.  Schatzmeister,  kennen  gelernt;^) 
die  Verwendung  aber  eines  Hofkaplanes  zu  derartigen  weltlichen 
Funktionen  darf  um  so  weniger  auffallen,  als  wir  einen  solchen  ge- 
legentlich  auch  wohl  einmal  als  Führer  des  von  den  „gestir"  be- 
mannten Schiffes  verwendet  sehen,  ^)  überdies  aber  auch  in  anderen 
Ländern  die  Besorgung  des  Archivs  und  der  Kanzlei  des  Königs  in 
geistliche  Hand  gelegt  finden.  In  etwas  späterer  Zeit  tritt  indessen 
bezüglich  der  betreffenden  Dienstgeschäfte  insofern  eine  Veränderung 
ein,  als  dieselben  den  Hofpriestern  abgenommen  und  eigenen  Be- 
amten übertragen  wurden,  welche  den  Titel  des  kanceler,  d.  h. 
Kanzlers  führten.  Die  Ursprünge  des  Kanzleramtes  sind  indessen 
nicht  ganz  klar,  und  während  R.  Keyser  dessen  Aufkommen  erst 
der  Zeit  des  K.  Magnus  lagaboetir  zuweisen  w^oUte,  ^)  glaubte  Munch 
dasselbe  bereits  auf  eine  erheblich  frühere  Zeit  zurückführen  zu 
sollen.^')  Yngvar  Nielsen  hat  neuerdings  darauf  aufmerksam  gemacht,') 
daß  auf  den  Orkneyjar  ein  „cancellarius"  schon  um  das  Jahr  1190 
genannt  wird ;  ^)  aber  für  Norwegen  selbst  läßt  sich  aus  dieser  Tat- 
sache kein  sicherer  Schluß  ziehen.  In  Norwegen  wird  ferner,  worauf 
bereits  Munch  hingewiesen  hat,  zum  ersten  Male  um  das  Jahr  1208 
ein  Kanzler  am  Hofe  des  Baglakonüngr  Philippus  erwähnt;")  aber  die 
kürzere  Redaktion  der  Quelle,  welche  von  den  betreffenden  Vor- 
gängen berichtet,  bespricht  den  Kanzler  nicht,  so  daß  die  Möglich- 
keit besteht,    daß   in  Peder  Claussöns    ausführlicher  Bearbeitung  der 


^)  So  Z.B.Diplom,  norveg.  I,   51/39  (Häkon  gamli). 
2)  Hei  ms  kr.  Magnüss  s.  Erli'ngss  onar ,  26;8oo;  Fagrsk.  §  272. 
^)  Anekdoton  Sverreri,   1 8/1 86.  '*)  Hak  onar  s.  gamla,   18/257. 

^)  Rechtsgeschichte,  S.  82  und  221  ;  vgl.  auch  Kirchengeschichte,  II,  S.  120. 
^)  Norwegische  Geschichte,  IV,   i,  S.  599.  ')  Det  norske  Rigsraad,  S.  20. 

^)  Diplom,  norveg.,  II,  2/2.  '^j  Ausführlichere  Dreikönigssage, 
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Sage  dessen  Titel  irrtümlich  hineingekommen  sein  könnte.  Dagegen 
sollen  nach  Yngvar  Nielsen  ^)  zum  ersten  Male  namentlich  genannte 
Kanzler  unter  K.  Häkon  gamli  auftreten ;  unter  K.  Magnus  lagaboetir 
aber  ist  dessen  Dienst  schon  ein  ganz  geregelter.-)  Sein  Dienst  bestand 
aber  vorab  in  der  Aufbewahrung  des  königlichen  Siegels  und  in  der 
Ausfertigung  der  vom  Könige  ausgehenden  Schreiben,  welche  er  zu  be- 
siegeln hatte,  nachdem  sie  von  einem  „klerkr"  geschrieben  waren;  ferner 
in  der  Führung  eines  genauen  Verzeichnisses  über  alle  königlichen 
Güter,  in  welches  auch  alle  Vergabungen  und  Verlehnungen  von 
solchen  eingetragen  wurden,  sowie  in  der  Überwachung  der  auf  Kron- 
güter bezüglichen  Pachtbriefe ;  endlich  in  der  Verrichtung  von  Reisen 
innerhalb  wie  außerhalb  des  Landes,  zu  welchen  sich  freilich  auch  an- 
dere Kleriker  und  selbst  Bischöfe  vielfach  brauchen  lassen  mußten,  ^) 
oder  auch  Laien,  wie  z.  B.  jener  Deutsche  Namens  Heinrich,  der  mehr- 
fach von  K.  Häkon  dem  Alten  zu  Gesandtschaften  an  den  deutschen 
Kaiserhof  verwendet  wurde.  *)  Der  Wichtigkeit  seines  Amtes  ent- 
spricht aber  auch  das  Ansehen,  dessen  der  Kanzler  genießt.  Er 
zählt  zu  den  obersten  Ratgebern  des  Königs  und  ist  im  Range  den 
Landherren  gleichgestellt,  also  noch  etwas  höher  als  der  stallari ;  ^)  er 
hat  Anspruch  auf  Lehen  im  Betrage  von  15  Mark  Jahreseinkünften, 
also  ganz  gleich  den  Landherren,  und  bezieht  außerdem  auch  noch 
Sportein  für  die  Ausfertigungen,  welche  durch  seine  Hand  gehen. 
Die  Ernennung  des  Kanzlers  erfolgt  aber  in  der  Art,  daß  der  König 
die  sämtlichen  Dienstleute  zu  einer  Versammlung  zusammenblasen 
läßt  und  hier  bekannt  gibt,  daß  er  dem  Betreffenden  sein  Siegel 
anvertrauen  wolle,  worauf  dann  dieser  niederzuknieen  und  seinen 
Diensteid  zu  schwören  hat,  dessen  Formel  auf  Treue  im  allgemeinen 
und  auf  Amtsverschwiegenheit  insbesondere  gestellt  ist.  Daß  der 
Kanzler  geistlichen  Standes  sein  müsse,  wird  allerdings  nicht  aus- 
drücklich gesagt,  und  wenn  derselbe  als  der  zweite  Beichtvater  des 
Königs  bezeichnet  wird,  so  ist  dies  doch  wohl  nur  gleichnisweise  ge- 
meint, in  Bezug  auf  die  vielen  Heimlichkeiten,  welche  dieser  ihm  an- 
zuvertrauen genötigt  ist;  aber  es  liegt  dies  doch  in  der  Natur  der 
Verhältnisse  begründet  und  scheint  überdies  auch  stillschweigend  vor- 
ausgesetzt zu  werden,  da  der  Kanzler  von  der  Hiröskrä  in  demselben 
Kapitel  besprochen  wird  wie  die  hirösprestar.     Bestimmtere  Ordnung 


')  ang.  O.,  S.  20— 21.  2j  IlirÖskra,  21;  vgl.  Yng  v  ar  N  i  el  s  e  n  ,  ang.  O., 

S.  21—22.  3^  Konüngssk.,  28/62. 

■*)  vgl.  überhaupt  Hakonar  s.  gamla,   191 '450 — 51.  ^)  HirÖskrd,  22. 
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schaffte  in  dieser  Richtung  erst  K.  Häkon  Magnüsson.  Durch  eine 
Verordnung  vom  31.  August  13 14  bestimmte  er/)  daß  der  jeweilige 
Propst  der  Marienkirche  zu  Oslo  Kanzler,  einer  der  hiröprestar  aber 
Vizekanzler  sein  solle,  nachdem  er  schon  vorher  mittelst  Verordnung 
vom  17.  Juni  1308  das  Vizekanzleramt  zur  Erleichterung  des  Kanzlers 
eingeführt  hatte ;  -)  der  letztere  sollte  vom  Könige  mit  dem  Beirate 
des  Propstes  ernannt  werden  und  in  Abwesenheit  dieses  letzteren 
den  Dienst  versehen,  wofür  er  ein  Viertel  aller  anfallenden  Sportel- 
gebühren  beziehen  sollte.  Da  jener  Propst  selbst  auf  königliche 
Präsentation  durch  den  Magister  capellarum  regis  bestellt  wurde,  ^) 
d.  h.  durch  den  Vorstand  jener  14  Kapellen,  bezüglich  deren  dem 
Könige  sein  Präsentationsrecht  verblieben  war,  so  war  damit  das 
Kanzleramt  sowohl  als  das  Vizekanzleramt  immerhin  in  genügend 
verlässige  Hände  gelegt;  doch  scheint  man  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts nicht  immer  einen  Kanzler  bestellt  zu  haben,  so  daß  also 
der  Anspruch  des  Oslöer  Propstes  kein  unbedingt  anerkannter  ge- 
wesen zu  sein  scheint.  Die  „notarii''  und  „klerkar"  aber,  welche 
dem  Kanzler  in  der  Verrichtung  seines  Amtes  als  Untergebene 
dienten,  *)  haben  hier  nicht  weiter  in  Betracht  zu  kommen. 

Zum  Schlüsse  ist  noch  eines  Punktes  zu  gedenken,  welchen  der 
Königsspiegel  sehr  eingehend  behandelt,  ^)  während  ihn  die  Hiröskrä 
gänzlich  unbeachtet  läßt,  nämlich  die  Stellung  derjenigen  Dienstleute 
des  Königs,  welche  doch  nicht  an  dessen  Hof  ihren  stän- 
digen Aufenthalt  nehmen.  Zunächst  gibt  es  Leute,  welche 
an  des  Königs  Hof  „eigi  boröfastir"  sind,  d,  h.  nicht  in  Kost  stehen, 
und  welche  nur  selten  dahin  kommen,  welche  aber  dennoch  des 
Königs  hüskarlar  heißen  und  in  des  Königs  Schutz  stehen,  somit 
Vorkommendenfalls  auch  durch  Zahlung  der  hüskarlsgjöld  ihm  ver- 
golten werden  müssen.  Sie  mögen  im  übrigen  sehr  verschiedenen 
Berufes  sein,  teils  Bauern,  teils  Kaufleute,  teils  Spielleute;  sie  haben 
ferner  außer  dem  besonderen  Schutze  des  Königs  von  diesem  nichts 
zu  beanspruchen,  sind  dagegen  ihrerseits  verpflichtet,  auf  Anfordern 
den  Beamten  desselben  zur  Seite  zu  stehen  und  behülflich  zu  sein, 
wenn  diese  in  des  Königs  Dienst  in  ihrer  Gegend  zu  tun  haben.  — 
Es   gibt   ferner   andere   Leute,    welche   vom  Könige  Gut  „i  veizlur", 


^)  Diplom,  norveg.  I,   143/127. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  74;  vgl.  Yngvar  Nielsen,  S.  112. 
^)  Diplom,  norveg.  I,   113/100—101. 

*)  vgl.  die  bereits  angeführte  Verordnung  von   1308  in  Norges  gamle  Love, 
77 — 78.  ^)  Konüngssk.  27 — 28/60 — 62. 
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d.  h.  zu  abhängigem  Besitz  haben,  sei  es  nun  von  i  ^  o,  2  oder  3  Mark 
jährlichen  Ertrages  oder  selbst  noch  mehr.  Auch  solche  Leute  essen 
nicht  an  des  Königs  Tisch,  und  sie  sind  teilweise  sogar  diensthch 
verhindert,  ihren  ständigen  Aufenthalt  am  Königshofe  zu  nehmen, 
wie  denn  gelegentlich  von  veizlur  gesprochen  wird,  welche  des 
Königs  ärmenn  haben;  ^)  aber  auch  sie  stehen  in  seinem  besonderen 
Schutze  ganz  wie  jene  ersteren  und  sind  ihm  in  ganz  gleicherweise 
zum  Dienste  verpflichtet;  auch  sie  heißen  ferner  seine  hüskarlar, 
und  führen  als  hochangesehene  Leute  je  in  ihrem  Bezirke  das  große 
Wort,  wie  sie  denn  auch  von  Haus  aus  angesehener  Abkunft  zu  sein 
pflegen,  teils  Söhne  von  Landherren,  teils  auch  wohlhabende  Bauern, 
welche  sich  für  nicht  schlechter  halten  als  jene.  Beide  Klassen  von 
Leuten  kann  der  König  jeden  Augenblick  zu  jedem  Dienste  auf- 
bieten, möge  es  nun  gelten  den  Befehl  über  ein  Kriegsschiff  zu 
übernehmen  oder  einer  Sendung  ins-  Ausland  sich  zu  unterziehen, 
oder  endlich  mit  Kaufschiffen  oder  Waren  des  Königs  für  diesen 
eine  Reise  zu  machen.  Auch  derartigen  Leuten  scheint  der  Königs- 
dienst wenigstens  auf  so  lange,  als  sie  wirklich  in  demselben  in  Ver- 
wendung standen,  eine  höhere  persönliche  Würde  verschafft  zu  haben, 
wenigstens  möchte  ich  es  hierher  beziehen,  wenn  das  prändheimer 
Recht  sowohl  den  Goldschmieden  des  Königs  als  den  Führern  seiner 
Kaufschiffe  Recht  und  Buße  des  höldr  zuspricht.  -)  Wenn  aber  der 
Königsspiegel  schließlich  auch  die  lendirmenn  und  hirömenn,  denen 
Alter  oder  Krankheit  die  Heerfahrt  zu  beschwerlich  und  ein  ruhigeres 
Landleben  Avünschenswert  macht,  den  Namen  der  hüskarlar  um  des 
damit  verknüpften  Ansehens  willen  beibehalten  läßt,  so  ist  damit 
doch  wohl  nur  ein  nicht  völlig  genauer  Ausdruck  für  einen  an  und 
für  sich  richtigen  Gedanken  gebraucht.  Wir  wissen  aus  der  Hiröskrä,^) 
daß  keineswegs  die  ständige  Anwesenheit  der  sämtlichen  Dienstleute 
des  Königs  an  dem  Hofe  dieses  letzteren  als  nötig  galt,  und  bezüg- 
lich der  Landherren  brachte  sogar  deren  dienstliche  Stellung  mit 
sich,  daß  sie  sich  einen  guten  Teil  des  Jahres  daheim  in  ihrem  Be- 
zirke aufzuhalten  hatten;  wir  wissen  aber  auch  aus  zahlreichen  Be- 
richten der  Quellen  für  die  isländische  sowohl  als  norwegische  Ge- 
schichte, daß  solche  Männer  auch  während  der  Zeit,  da  sie  sich 
nicht  am  Königshofe  aufhielten,  die  Titel  fortführten,  welche  sie  sich 
einmal  in  des  Königs  Dienst  erworben  hatten.  Jene  Angabe  des 
Königsspiegels  wird  demnach  trotz  ihrer  hierauf  deutenden  Fassung 


')  GI)L.  308.  2)  FrI)L.   IV,  60.  ^)  vgl.  z.  B.  H  iröskrd,  22;  35;  37. 
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doch  wohl  nicht  speziell  auf  den  Titel  eines  hüskarl,  sondern  nur 
in  allgemeinem  Sinne  auf  alle  und  jede  dienstrechtlichen  Titel  be- 
zogen werden  dürfen,  welche  von  künigUchen  Dienstleuten  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes  geführt  wurden.  Allerdings  erfahren 
wir,  ^)  daß  nach  dem  älteren  Dienstrechte  jeder  Landherr  den  Genuß 
seiner  veizla  verlor,  wenn  er  über  ein  Jahr  lang  vom  Könige  entfernt 
lebte,  und  daß  erst  durch  eine  Verordnung  des  K.  Magnus  lagaba:,'tir 
bestimmt  wurde,  daß  ihm  deren  Genuß  ungeschmälert  verbleiben 
solle,  wenn  er  nur  mit  des  Königs  Urlaub  sich  zur  Ruhe  gesetzt 
habe;  aber  es  ist  klar,  daß  die  ältere  Bestimmung  schon  sich  nicht 
auf  diejenigen  Landherren  bezogen  haben  kann,  welche  durch  dienst- 
liche Gründe  vom  Königshofe  ferngehalten  wurden,  und  daß  sie  nur 
darauf  berechnet  gewesen  sein  kann,  möglichst  dafür  zu  sorgen,  daß 
jeder  Landherr  wenigstens  einige  Zeit  im  Jahre  in  des  Königs  Um- 
gebung zubringe. 

Es  bleibt  noch  übrig,  auf  die  späteren  Schicksale  des 
königlichen  Dienstverbandes  *  einen  Blick  zu  werfen,  und 
sind  dabei  zunächst  einige  Neuerungen  zu  besprechen,  welche  K. 
Magnus  lagabcetir  einführte.  Zum  Teil  beziehen  sich  diese  auf 
die  sämtlichen  Klassen  der  königlichen  Dienstleute,  und  insoweit 
sind  sie  darauf  berechnet,  den  kameradschaftlichen  Geist  innerhalb 
der  Verbindung  und  zugleich  deren  engen  Zusammenhang  mit  dem 
Könige  selbst  zu  kräftigen,  indem  zumal  die  Verpflichtung  der  Ge- 
nossen zu  gegenseitiger  Unterstützung  und  die  Verpflichtung  des 
Königs  zu  einer  dabei  zu  leistenden  Beihilfe  des  näheren  geregelt 
wird.  Dienstleuten,  welche  durch  schwere  Verwundung  hilfsbedürftig 
werden,  soll  der  König  Unterkunft  schafien;  wird  dagegen  ein  solcher 
durch  Krankheit  oder  hohes  Alter  hilfsbedürftig,  so  sollen  ihn  in 
Ermangelung  genügender  eigener  Mittel  der  König  und  die  Kame- 
raden gemeinsam  zum  „Kloster"  verhelfen,  und  zwar  in  der  Art,  daß 
jeder  von  beiden  Teilen  die  Hälfte  der  ihm  zu  gewährenden  Praebende 
bezahlt.^)  Es  soll  aber  jeder,  der  in  den  Dienstverband  eintritt,  ein 
bestimmtes  Eintrittsgeld  erlegen,  um  eine  Kasse  zu  bilden,  aus  deren 
Mitteln  vorkommenden  Falls  hilfsbedürftigen  Kameraden  eine  Ver- 
sorgung im  „Kloster"  in  obigem  Maße  besorgt  werden  soll  und  zwar 
bezahlt  der  hirömaör  zu  diesem  Behufe  eine  Unze,  der  gestr  oder 
kertisveinn  aber  eine  halbe  Unze,  während  jeder  von  ihnen  noch 
einen  zweiten  gleichen  Betrag  zum  Behufe  des  Ankaufs  von  Seelen- 

^)  HirÖskrä,  48.  =)  ebenda,   53 '448- 
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messen  für  die  sämtlichen  Angehörigen  des  Verbandes  zu  entrichten 
hat.-^)  Bedenkt  man,  daß  von  dem  Zehnt,  welchen  die  Dienstleute  zu 
entrichten  haben,  ein  volles  Drittel  an  das  „Spital"  zu  Varna  fallen 
soll,  so  ist  klar,  daß  gerade  dieses  das  Kloster  sein  muß,  in  welches 
die  dienstunfähig  gewordenen  Kameraden  mit  Praebenden  eingekauft 
werden  sollten ;  das  vielleicht  von  K.  Magnus  erst  gestiftete  Johanniter- 
hospital  zu  Varna  konnte  in  der  Tat  mit  gleichem  Rechte  als  ein 
Spital  und  als  ein  Kloster  bezeichnet  werden,  während  zugleich  die 
Einpfründung  in  ein  Johanniterhaus  als  eine  ganz  besonders  passende 
Versorgung  für  alte  Kriegsleute  gelten  mochte.  ^)  Doch  kann  dieses 
älteste  norwegische  Invalidenhaus  kaum  recht  lange  als  solches  ge- 
dient haben,  da  schon  eine  unten  noch  zu  besprechende  Verordnung^ 
aus  dem  Jahre  1308  für  die  dienstunfähigen  Gefolgsleute  des  Königs 
in  anderer  Weise  sorgt.  Weiterhin  bestimmte  aber  K.  Magnus,  daß 
einem  Dienstmanne,  welcher  mit  Aufopferung  seines  eigenen  Besitzes 
dem  Könige  von  einer  ihm  drohenden  Gefahr  Nachricht  bringt,  aller 
gehabte  Verlust  von  diesem  ersetzt  werden  soll,  wogegen  der  Ver- 
lust, welcher  einem  Dienstmanne  dadurch  zugeht,  daß  er  in  gleicher 
Weise  einen  Kameraden  vor  einer  drohenden  Gefahr  gewarnt  hat^ 
je  zu  einem  Drittel  von  dem  Gewarnten  selbst,  von  dem  ganzen 
Dienstverbande  und  von  dem  Könige  zu  decken  ist.^)  Trifft  ferner 
ein  Dienstmann  im  Auslande  einen  Kameraden  in  Gefangenschaft^ 
so  soll  er  ihn  bei  Vermeidung  der  Austoßung  aus  dem  Dienstver- 
bande mit  seinen  eigenen  Mitteln  loskaufen,  falls  er  anders  hierzu 
imstande  ist;  doch  soll  ihm  hinterher  seine  Auslage  zurückerstattet 
werden,  sei  es  nun  durch  den  Losgekauften  selbst,  oder  wenn  dieser 
es  nicht  vermag,  durch  den  König  und  die  Kameraden  je  zu  gleichen 
Hälften.^)  Endlich  wird  auch  die  Frage  ausdrücklich  geregelt,  wie- 
weit der  einzelne  Dienstmann  seinen  nächsten  Blutsfreunden  für  den 
Fall  Pardon  verschaffen  könne,  daß  sie  im  Kampfe  gefangen  werden  f} 
die  sämtlichen  bisher  aufgezählten  Bestimmungen  lassen  sich  aber 
ganz  gleichmäßig  auf  das  Bestreben  zurückführen,  den  kamerad- 
schafthchen  Geist  im  Dienstverbande  zu  heben,  und  es  ist  für  deren 
richtige  Würdigung  in  hohem  Grade  bezeichnend,  daß  K.  Magnus 
selbst  auf  das  Beispiel  der  Gilden  verweist,  ^)  welche  auch  ihrerseits 
für  die  Verpflegung  ihrer  hilflosen  und  für  das  Seelenheil  ihrer  ver- 


')  llirÖskra,  S.  449.  '^)  vgl.  Lange,  De  norske  Klostres  Historie,  S. 

462-63  (cd.  2).  ••»)  HirÖskra,   53/448.  ■*)   ebenda,   53/448—49. 

•'•)  ebenda,  S.  449.  «)  ebenda. 
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storbenen  Gildbrüder  durch  gemeinsame  Beiträge  zu  sorgen  bemüht 
waren.  Eine  weitere  Vorschrift  dagegen,  nach  welcher  alles  von  einem 
Dienstmann  erwirkte  Gewette  nur  vom  Könige  selbst  eingezogen 
werden  sollte,  während  der  Sysselmann  nur  in  Bezug  auf  das  l^egn- 
gildi  und  andere  besonders  schwere  Bußen  die  Bestellung  einer 
Zahlungskaution  fordern  durfte,  ^)  scheint  zugleich  die  Ehre  und  den 
gemeinsamen  Vorteil  der  Dienstleute  im  Auge  gehabt  zu  haben,  so- 
ferne  ein  Nachlaß  der  verwirkten  Zahlung  sicherlich  weit  eher  zu 
erwarten  war,  wenn  der  König  diese  in  eigener  Person  einzuziehen 
hatte,  als  wenn  deren  Erhebung  dem  Beamten  überlassen  blieb.  — 
Neben  diesen  auf  die  sämtlichen  Dienstleute  gleichmäßig  sich  be- 
ziehenden Neuerungen  hat  K.  Magnus  sodann  auch  noch  einzelnen 
Klassen  derselben  besondere  Privilegien  verwilligt;  diese  letzteren 
sind  indessen,  soweit  sie  überhaupt  erheblichere  Bedeutung  besitzen^ 
bereits  oben  gelegentlich  besprochen  worden,  und  erwähne  ich  darum 
nur  noch,  daß  den  "Landherren,  welche  im  Dienstrechte  stets  nur  als 
die  oberste  Klasse  der  Dienstleute  behandelt  werden,  für  sich  und 
ihre  eigenen  hüskarlar  eine  gewisse  Exemption  von  der  Heerlast 
verwilhgt  wurde,  an  welche  sich  noch  einige  weitere  Begünstigungen 
ihrer  Dienstleute,  sowie  eine  pekuniäre  Aufbesserung  der  Landherren 
selbst  für  die  Dauer  ihrer  Beurlaubung  anschloß.^)  Ich  erinnere 
ferner  daran,  daß  durch  eine  im  Jahre  1273  zu  Tünsberg  und  zu 
Björgvin  erlassene  und  auch  in  die  Hiröskrä  eingerückte  Verord- 
nung die  Zahl  der  von  den  Landherren  für  des  Königs  Dienst  zu 
stellenden  hüskarlar  auf  je  5  Mann  für  je  15  Mark  jährlichen  Er- 
trages der  veizlur  gesetzt  wurde,  ^)  wobei  jedoch  nicht  zu  übersehen 
ist,  daß  ganz  dieselbe  Verpflichtung  in  ganz  demselben  Umfange 
auch  alle  anderen  veizlumenn  treffen  sollte. 

Im  einzelnen  nicht  ohne  erhebliche  Bedeutung,  haben  doch  die 
Verordnungen  des  K.  Magnus  lagaboetir  im  wesentlichen  die  Stellung 
des  königlichen  Dienstverbandes  unverändert  gelassen ;  erst  unter 
seinen  Nachfolgern  tritt  eine  Umgestaltung  derselben  bestimmter 
hervor,  deren  erste  Anfänge  sich  freilich  schon  in  seine  Zeit  hinauf 
verfolgen  lassen.  Von  sehr  bescheidenen  Anfängen  ausgehend,  hatte 
des  Königs  Dienstgefolge  sich  bereits  am  Schlüsse  des  13.  Jahr- 
hunderts eine  sehr  ansehnliche  Stellung  errungen.  Während  das- 
selbe   ursprünglich  nur  die  persönliche  Dienerschaft  des  Königs  ge- 


^)  Hiröskrä,  S.  447— 48.  ^)  ebenda,  48'445— 46.  ^)  ebenda, 
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bildet  hatte,  weshalb  denn  auch  mehrere  gleichzeitig  regierende 
Könige  stets  je  ihren  eigenen  Dienstverband  liatten  und  beim  Tode 
eines  jeden  Königs  dessen  Dienstverband  sich  von  rechtswegen  auf- 
löste, wenn  nicht  dessen  Nachfolger  auch  seinerseits  wieder  die  Ver- 
bindung mit  den  Dienstleuten  seines  Vorgängers  einzugehen  be- 
schloß, ^)  nimmt  die  hirö  später  einen  festeren  und  mehr  gilden- 
mäßigen Anstrich  an,  wenn  auch  formell  bei  jedem  Thronwechsel 
nach  wie  vor  die  Wiedererneuerung  der  Verbindung  zwischen  Herrn 
und  Mann  als  notwendig  galt.  Wenn  ferner  die  ursprünglich  rein 
staatsrechtliche  Stellung  der  Jarle  und  der  Landherren  später  einen 
vorwiegend  dienstrechtlichen  Charakter  annahm,  so  gewannen  um- 
gekehrt auf  die  ursprünglich  rein  dienstrechtliche  Stellung  der  könig- 
hchen  Gefolgsleute  mit  der  Zeit  staatsrechtliche  Momente  Einfluß, 
wie  sich  dies  zumal  darin  sehr  bestimmt  ausspricht,  daß  deren  Dienst- 
eid fortan  auch  auf  die  Haltung  des  Landrechtes  gestellt  ist,  und 
daß  jede  grobe  Verletzung  dieses  letzteren  zur  sofortigen  Ausstoßung 
aus  dem  Dienstverbande  führt.  Es  begreift  sich  hiernach  ganz  wohl, 
daß  unsere  Hiröskrä  diese  sämtlichen  Kategorien  der  Dienstaristokratie 
gleichmäßig  berücksichtigen  konnte,  zumal  da  ihnen  allen  gleich- 
mäßig auch  der  Vorzug  einer  gewissen  Vornehmheit  zukam.  Da 
nämlich  schon  frühzeitig  auch  die  geringeren  Stufen  des  Dienstver- 
bandes sich  nur  noch  aus  den  besseren  Volksklassen  zu  ergänzen 
pflegten,  -)  nehmen  auch  ihre  Angehörigen  an  den  Vorteilen  Anteil, 
welche  größerer  Besitz  und  ererbtes  Ansehen  zu  verleihen  vermochten ; 
hieraus  erklärt  sich  aber,  daß  bereits  im  Verlaufe  des  13.  Jahrhunderts 
die  Angehörigen  desselben  mit  dem  Feudaladel  des  Auslandes 
auf  eine  Linie  gestellt  zu  werden  begannen.  Bereits  der  Königs- 
spiegel legt  den  hirömenn  nicht  nur  den  Namen  der  Ritter  (riddarar)  ^) 
sondern  sogar  den  Herrennamen  bei,  *)  welchen  in  der  älteren  Zeit 
nur  die  tignarmenn,  die  Könige  also  und  die  Jarle  und  neben  ihnen 
etwa  noch  die  Bischöfe  und  Äbte  zu  führen  pflegten ;  K.  Magnus 
lagabcetir  aber  verwilligte  mittelst  derselben  Verordnung,  welche  den 
Landherren  den  Baronennamen  beilegte,  wenigstens  den  skutilsveinar 
den  Rittertitel  und  beiden  Klassen  gemeinsam  den  Herrennamen,  ^) 
womit  jene  Gleichstellung  mit  dem  ausländischen  Adel  auch  offiziell 


^)  vgl,  R.  Keyser,  Rechtsgeschichte,  S.  87. 

*)  vgl.  HirÖskra,  47/443:  J)at  er  forn  siÖr,  at  koniingr  velr  ser  af  güÖum 
3ettum  {ja  menn  til  kertisveina,  sem  konüngi  {jykkir  til  Jjess  fallnir. 

^)  Konüngssk.  29/64;  Anekdoten,  2/176  und  13/183.  "*)  Koniingssk. 
29/63.  •'')  Arna  bps  s.,  20/706;   Islenzkir  Annälar,  a.    1277. 
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anerkannt  war.  Die  später  noch  des  näheren  zu  besprechende 
Exemption  von  der  Heerlast,  welche  derselbe  König  seinen  Dienst- 
leuten gewährte,  betätigte  diese  Gleichstellung  auch  materiell;  noch 
weiter  führte  aber  in  derselben  Richtung  jene  Verordnung  des  K. 
Häkon  Magnüsson  vom  17.  Juni  1308,  durch  welche  die  Würde  der 
Jarle  und  der  Landherren  aufgehoben  wurde.  ■')  Ganz  ebenso  wie 
diese  zwar  die  Ämter  der  lögmenn  und  der  syslumenn  aus  der  älteren 
Verfassung  herübernimmt,  aber  dieselben  doch  in  gar  mancher  Be- 
ziehung umgestaltet  und  neu  ordnet,  so  läßt  dieselbe  zwar  auch  den 
Dienstverband  in  bisheriger  Weise  fortbestehen^  verfügt  aber  in  Be- 
zug auf  denselben  zugleich  so  tiefgehende  Neuerungen,  daß  eben 
doch  eine  sehr  erhebliche  Umgestaltung  desselben  angebahnt  wird. 
Auf  der  einen  Seite  wird  demnach  die  Hiröskrä  nach  wie  vor  als 
geltendes  Recht  behandelt  und  angeführt.  ^)  Nach  wde  vor  erklärt 
der  König  die  Leitung  des  Dienstverbandes  vorzugsweise  sich  selbst 
vorbehalten  zu  wollen,  und  läßt  zugleich  „sich  zur  Erleichterung"  die 
alten  Ämter  des  Kanzlers,  Bannerträgers,  Schatzmeisters  und  Drosten 
als  wohldotierte  Bedienstungen  fortbestehen,  ^)  neben  welchen  auch 
noch  von  „riddarar  sem  stööu  halda"  gesprochen  wird,  *)  also  von 
Rittern,  welche  denselben  Dienst  tun,  der  früher  den  skutilsveinar 
zugewiesen  war,  an  dessen  Verrichtung  nur  freilich  jetzt  auch  syslu- 
menn sich  gelegentlich  beteiligen.  Endlich  ist  auch  von  Urlaubs- 
briefen die  Rede,  welche  die  „handgengnir  menn"  sich  erbitten 
mußten,  wenn  sie  vom  Aufenthalt  am  Königshofe  dispensiert  sein 
wollten,  ^)  und  wenn  zwar  kranken,  altersschwachen  und  verarmten 
Dienstleuten  jetzt  nicht  mehr  das  Johanniterhaus  zu  Varna,  sondern 
die  neu  gestifteten  Spitäler  zu  Oslo  und  zu  Björgvin  als  Zufluchtsstätte 
angewiesen  werden,  ^)  so  bewegt  sich  die  Verordnung  doch  auch  in 
dieser  Beziehung  noch  ganz  auf  der  früheren  Grundlage.  Aber  in 
anderen  Beziehungen  ergeben  sich  doch  auch  sehr  bedeutsame  Ver- 
änderungen. Während  die  Dienstleute  vordem  zur  Weihnachtszeit 
am  Königshofe  ihren  Sold  zu  empfangen  und  zugleich  der  \^erlesung 
der  Hiröskrä  beizuwohnen  gehabt  hatten,  werden  jetzt  die  vier  Schatz- 
meister des  Königs  in  Niöarös,  Björgvin,  Tünsberg  und  Oslo  ange- 
wiesen, jene  Auszahlung  sowohl  als  diese  Verlesung  vorzunehmen,') 


1)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  74—81.  -)   ebenda,  S.  75;  78;   79. 

■')  ebenda,  S.  74  ;   der  dröttseti  wird  in  Anm.  27   erwähnt. 
^)  ebenda,  S.  76.  '^)  ebenda,  S.  77. 

**)  ebenda,  S.  78 — 79;  vgl.  S.  80.    Siehe  auch  Lange,  Klosterhistorie,  S.  463; 
vgl.   damit  S.  398  und  260  —  61.  '')  ebenda,   S.  79. 
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dabei  wird  zwar  die  gjöf,  welche  sich  als  ein  weiterer  Bezug  neben 
den  mäli  stellt,  nur  an  denjenigen  ausbezahlt,  welcher  sich  Avirklich 
in  der  Umgebung  des  Königs  aufhält,  aber  den  mäli  wenigstens  er- 
hält auch  der  Dienstmann,  der  mit  Urlaub  zu  Hause  sitzt,  und  der 
wirkliche  Aufenthalt  am  Königshofe  ist  demnach  jetzt  noch  weniger 
als  früher  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  die  Stellung  im  Dienst- 
verbande. Wenn  ferner  nunmehr  die  Aufnahme  in  die  hirö  nur 
demjenigen  verw^illigt  werden  will,  welcher  ein  schriftliches  Zeugnis 
seines  Sysselmanns  über  sein  Vermögen  an  liegender  und  fahrender 
Habe,  sowie  über  sein  Wohlverhalten  gegenüber  den  Untertanen  des 
Königs  mitbringt,  ^)  so  spricht  sich  auch  hierin  eine  gewisse  Ent- 
fremdung aus,  welche  zwischen  dem  Könige  und  seinen  Dienstleuten 
eingetreten  ist,  seitdem  diese  angefangen  haben,  mehr  fern  vom  Königs- 
hofe sich  aufzuhalten  als  an  diesem.  Endlich  aber  verrät  sich  in  unserer 
Verordnung  auch  bereits  der  Anfang  einer  neuen  Gliederung  der 
Dienstleute,  welche  sich  auch  in  einigen  anderen,  annähernd  gleich- 
zeitigen Dokumenten  mehr  oder  minder  bemerklich  macht.  Eine  Ur- 
kunde des  K.  Häkon  vom  22.  Juni  1 300  unterscheidet,  von  den  lendir- 
menn  abgesehen,  die  riddarar,  hirömenn  und  kertisveinar  als  Leute 
verschiedenen  Rechts,  ^)  und  behält  somit,  da  der  Rittername  an  die 
Stelle  des  älteren  Titels  der  skutilsveinar  getreten  ist,  noch  ganz  die 
ältere  Einteilung  bei,  mit  der  einzigen  Einschränkung,  daß  die  gestir 
ausgefallen  sind;  eine  Verordnung  vom  15.  Mai  131 1  dagegen  unter- 
scheidet zwischen  den  riddarar  und  hirömenn  einerseits  und  den 
gestir  und  kertisveinar  andererseits,  und  behandelt  beide  Klassen  ver- 
schieden in  Bezug  auf  das  Maß  der  ihnen  zustehenden  Befreiung  von 
der  Heerlast,  ^)  so  daß  wir  wohl  werden  annehmen  dürfen,  daß  in 
jener  ersteren  Urkunde  die  gestir  unter  den  kertisveinar  mit  in- 
begriffen zu  denken  sind.  Unsere  Verordnung  vom  17.  Juni  1308 
aber  unterscheidet  drei  Klassen,  nämlich  die  riddarar,  ferner  die  hirö- 
menn ok  herbergissveinar,  endlich  die  gestir,  kertisveinar  ok  sveinar, 
er  fyrir  boröum.  l^jöna,  und  läßt  die  Mitglieder  der  ersteren  Klasse 
drei,  die  der  zweiten  zwei  und  die  der  dritten  nur  eine  Mark  alter 
Münze  als  Eintrittsgeld  in  diese  ihre  Stellung  entrichten.  ^)  Die  lendir- 
menn  oder  Barone  sind  durch  diese  Verordnung  völlig  abgeschaftt, 
und  wenn  diese  zwar  den  Sysselmännern  unter  Umständen  die  Erb- 


I 


^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  79. 

^)  Diplom,  norveg.  I,  92/85.  ^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  90. 

^)   ebenda,   S.  78 — 79. 


§   lo.     Die  königlichen  Dienstlcute.  20^ 

lichkeit  ihrer  Würden  in  Aussicht  stellt,  ^)  so  hat  diese  Erblichkeit 
doch  tätsächUch  niemals  sich  eingebürgert;  dagegen  prägen  sich 
einerseits  die  skutilsveinar  zu  einer  Ritterschaft  aus,  an  deren  Stellung, 
wie  die  Verordnung  von  131 1  zeigt,  auch  die  hirömenn  in  gewissem 
Umfange  Anteil  genommen  zu  haben  scheinen,  welchen  ja  von  alters- 
her  der  Herrenname  und  Rittertitel  ebenfalls  wenigstens  par  cour- 
toisie  zugestanden  worden  war,  und  rücken  andererseits  die  gestir 
und  die  kertisveinar  näher  aneinander,  eine  Klasse  bildend,  welche 
vorzugsweise  häufig  durch  den  für  Dienstleute  des  Königs  sowohl 
als  anderer  Herren  gebrauchten  Ausdruck  „sveinar"  bezeichnet  wird ; 
wenn  endlich  den  hirömenn  jetzt  herbergissveinar  und  den  kerti- 
sveinar und  gestir  noch  sveinar,  er  fyrir  boröum  [ijöna,  zur  Seite  gestellt 
werden,  so  mag  dies  auf  die  Zurückziehung  eines  guten  Teiles  der 
Dienstleute  von  dem  wirklichen  Hofgesinde  zurückzuführen  sein, 
welche  ja  notwendig  zu  einer  Unterscheidung  derjenigen,  welche 
wirklich  den  Dienst  verrichteten,  von  jenen  anderen  führen  mußte, 
welche  lediglich  die  entsprechenden  Titel  trugen.  Die  lateinischen 
Bezeichnungen,  welche  für  jene  beiden  Hauptgruppen  von  Dienst- 
leuten gebraucht  wurden ,  nämlich  m i  1  i t e  s  und  armigeri,-) 
deuten  bereits  an,  daß  auch  in  diesem  Punkte  ein  Übergang  zu  den 
Gestaltungen  des  südlichen  und  westlichen  Europas  sich  zu  voll- 
ziehen im  Begrift'e  stand.  Zunächst  freilich  blieb  für  den  Rechtsstand 
sowohl  als  für  den  Knappenstand  der  alte  Zusammenhang  mit  des 
Königs  Gefolgschaft  noch  immer  bewahrt,  indem  die  Aufnahme  in 
den  Dienstverband  durch  den  König  nötig  ist,  wenn  jemand  zu  den 
armigeri  soll  gerechnet  werden  können,  indem  ferner  auch  der  Ritter- 
name nur  aus  des  Königs  Hand  empfangen,  ^)  und  nach  einer  Ver- 
ordnung vom  9.  September  1302  nicht  einmal  von  einem  Reichs- 
verweser erteilt  werden  konnte ;  ^)  aber  diese  von  K.  Häkon  Magnüsson 
noch  sorgsam  gewahrte  Abhängigkeit  beider  Klassen  vom  Königtume 
ließ  sich  nicht  mehr  in  der  früheren  Weise  behaupten,  seitdem  sich 
unter  dessen  Enkel  und  Nachfolger,  K.  Magnus  Eiriksson,  die  Ver- 
bindung mit  Schweden  knüpfte. 

In  Schweden   hatte    bereits  K.  Magnus  laduläs  mittelst   eines 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  75. 

'^)  MiJites  und  armigeri  unterzeichnen  den  Kopenhagener  Friedensvertrag  vom 
17.  Juni  1309,  Diplom,  no  rv  e  g.  IX,  82/103 ;  die  Bezeichnung  armiger  auch  in  einem 
Siegel,  das  an  einer  Urkunde  vom  26.  Mai  1310  hängt,  ebenda,  II,  101/88,  und 
wegen  der  Siegels:  Yngvar  Nielsen,  Det  norske  Rigsraad,  S.  36,  Anm.  2. 

^)  Norges  gamle  Love,   III,  S.  79.  •*)   e  b  e  n  d  a  ,  S.  50. 
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im  Jahre  1280  zu  Alsnö  beschlossenen  Gesetzes  den  Satz  festgestellt,^) 
daß  alle  und  jede  Personen,  welche  den  Kriegsdienst  zu  Pferde  zu 
leisten  übernehmen  würden,  dafür  der  vollsten  Freiheit  von  Abgaben 
genießen  sollten,  und  damit  war  der  Grund  zur  Entwicklung  jenes 
Fraelse-Standes  gelegt,  welcher  sich  aus  Rittern  (riddare).  Knappen 
(Väpnare,  svenar  af  vapen)  und  gewöhnlichen  frälsemän  zu- 
sammensetzte, und  welcher  in  Wahrheit  eine  Art  von  Adel  bildete, 
wenn  auch  die  Bezeichnung  als  Adel  sich  erst  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert auf  ihn  angewendet  findet.^)  Nun  war  auch  in  Norwegen 
den  königlichen  Dienstleuten,  und  z.  T.  sogar  auch  den  Dienstleuten 
der  königlichen  Dienstleute,  nach  und  nach  eine  ähnliche  Befreiung 
gewährt  worden.  Die  FrI)L.  freilich  legen  sogar  den  Landherren 
noch  ohne  weiteres  die  gleiche  Teilnahme  an  der  Heerlast  wie 
den  Bauern  ausdrücklich  auf,  ^)  und  die  G1)L.  setzen  für  sie  sowohl 
als  für  alle  anderen  Dienstleute  des  Königs  diese  gleiche  Belastung 
wenigstens  stillschweigend  voraus,  indem  sie  nur  dem  Vogte  des 
Königs  eine  kleine  Begünstigung  in  Bezug  auf  dieselbe  angedeihen 
lassen ;  *)  aber  wenigstens  den  Dienstleuten  der  Kirche  war  bereits 
frühzeitig  eine  weitgehende  Befreiung  zuteil  geworden.  In  den  Rechts- 
büchern tritt  allerdings  auch  diese  nur  in  sehr  bescheidenem  Maße 
hervor,  denn  die  GpL.  räumen  eine  solche  nur  dem  Bischöfe  für 
seine  Person,  für  die  seines  Priesters  und  die  seines  Diakonen,  ferner 
jeden  angestellten  Priester  für  sich,  für  seine  Frau,  und  für  seinen 
„klerkr'',  d.  h.  Mesner  ein,  ^)  die  FrI)L.  aber  sprechen  gar  nur  von 
dem  Priester,  der  eine  fylkiskirkja  unter  sich  hat,  seiner  Frau  und 
seinen  Diakonen,  falls  er  einen  solchen  sich  hält.  ^)  Aber  schon  eine 
Bulle  P.  Cölestins  III.  vom  15.  Juni  1194  erwähnt  eines  königlichen 
Privileges,  welches  neben  den  Klerikern  auch  die  „laicos  Beati  Olafi 
martiris  servicio  deputatos",  also  die  weltlichen  Dienstleute  des  Erz- 
bischofes,  von  der  Heerlast  befreie,  ')  und  werden  wir  dieses  Privileg 
dem  Zusammenhange    nach  jedenfalls    auf  die  Zeit   des  K.  Magnus 


^)  Diplom.  Suecan.  I,  799/653,  §  3.  Daß  „Alsnö-stadgan"  im  Jahre  1280 
und  nicht  erst  1285  beschlossen  wurde,  hat  Strinnholm,  Svenska  folkets  historia, 
IV,  S  579 — 81,  Anm.  1330,  meines  Erachtens  erwiesen;  Schlyters  Gegenbemer- 
kungen, Ordbok,  S.  XVII — XVIII,  betreffen  nur  die  Ausfertigung  des  Gesetzes,  die  ja 
erst  1285   erfolgt  sein  mochte. 

^)  vgl.  Christian  Naumann,  Sveriges  Statsförfattnings-Rätt,  Bd.  I,  S.  26  und 
60—64  (ed.   1879).  3)  FrI)L.  VII,   18.  '*)  GI)L.  298. 

■'')  ebenda,  298.  ^)  FrI)L.  VlI,   17.  •)  D  iplom.  nor  veg., 

",   3:3. 
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Erlingsson  und  des  Erlingr  skakki  zurückzuführen  haben.  Im  Bjcirgviner 
Konkordate  wurde  diese  Befreiung  dahin  erweitert,  daf3  der  Erz- 
bischof 100  „homines"  „ab  expeditionibus  regiis  et  vocationibus  et 
a  tractione  navium,  et  speciaUter  de  tributo,  quod  vulgariter  Leydanger 
appellatur",  frei  und  ledig  haben  sollte,  und  zwar  in  der  Art,  daß 
bei  denjenigen  unter  diesen  Leuten,  welche  den  Titel  eines  skutil- 
sveinn  tragen,  noch  zwei  weitere  Leute,  bei  allen  anderen  aber  noch 
je  eine  weitere  Person  an  der  Befreiung  Anteil  nehmen  sollte;  gleich- 
zeitig wurde  ferner  den  Bischöfen  dieselbe  Immunität  für  je  40  Diener 
zugestanden,  hier  wie  dort  freilich  mit  einem  Vorbehalte  für  den 
Fall  einer  vom  Episkopate  selbst  anerkannten  schweren  Landesnot.^) 
Im  Tünsberger  Vergleiche  kehren  genau  dieselben  Bestimmungen 
wieder;  bezüglich  der  skutilsveinar  des  Erzbischofes  wird  aber  nun- 
mehr die  wichtige  Bestimmung  getroffen :  „sint  inmunes  eo  modo,  quo 
homines  regis  esse  solent,  et  tempore  compositionis  factae  habebant".^) 
Nun  weiß  das  Dienstmannenrecht  des  K.  Magnus  noch  nichts  von 
einer  derartigen  Begünstigung  der  königlichen  Dienstleute,  vielmehr 
erwähnt  es  unter  den  Privilegien,  welche  K.  Magnus  selbst  denselben 
verliehen  habe,  nur  des  Satzes,  daß  die  hüskarlar  oder  lendirmenn 
regelmäßig,  und  insolange  der  König  nicht  ausdrücklich  ein  anderes 
verfüge,  nur  unter  ihrem  eigenen  Dienstherrn  zu  dienen  schuldig 
seien,  und  darum  auch  nur  von  diesem,  nicht  von  des  Königs  Be- 
amten, aufgeboten  werden  sollen.  ^)  Andererseits  scheint  der  Ver- 
such, welchen  die  handgengnir  menn  sowohl  als  die  Priester  nach 
dem  neueren  Stadtrechte  gemacht  haben  sollen,  sich  der  Teilnahme 
an  den  städtischen  Lasten  zu  entziehen,  *)  darauf  schließen  zu  lassen, 
daß  zu  der  Zeit,  in  welcher  dieses  Stadtrecht  aufgezeichnet  wurde, 
auch  den  ersteren  jene  Befreiung  von  der  Heerlast  bereits  erteilt 
war,  und  wird  man  demnach  wohl  anzunehmen  berechtigt  sein,  daß 
diese  Befreiung  den  Dienstleuten  des  Königs  in  den  Jahren  1274—76 
etwa  verwilligt  worden  sein  werde.  ^)  Eine  Verordnung  des  K.  Häkon 
Magnüsson  vom  29.  Mai  1303,  welche  sich  bezüglich  dieser  Befreiung 
ausdrücklich  auf  Bestimmungen  seiner  Vorfahren  bezieht,  zeigt,  daß 
diese  damals  bereits  reale  Natur  angenommen  hatte,  indem  eine 
der  Anzahl    der    privilegierten    Personen  entsprechende   Anzahl   v^on 


^)  Norges  gamle  Love,  II,  S.  459 — 60.  ^)   ebenda,  S.  465. 

^)  Hiröskra,  48/445—46;  Munch,  IV,  1/577 — 78  und  598  will  ia  den  Worten 
mit  Unrecht  eine  Befreiung  von  der  Heerlast  ausgesprochen  finden. 

*)  BjarkR.,  Boejarsk.  13.  ^)  vgl.  Munch,  IV,   1/576— 79  und  589; 

Asch  eh  oug,  S.  105. 
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Gutem  als  lastenfirei  galt;^)  das  Maß  aber  der  gewählten  Be&eiiiiig 
bestinmit  eine  Verardnung  vom    15.  Mai  131 1,  unter  Bezognafame 
auf  altes  Recht  und  alte  Geuxdinheit.  dahin,  daß  der  Ritter  und  der 
hirömadr  fiir  je  drei,  der  gestir  und  der  keitisvidnn  für  je  zwei  Per* 
scmen  der  Abgabenfireiheit  genießen  scJle.-»  —  X^)en  das  Steoer- 
privileg   stellte  sich  bald  auc^  noch  ein  privilegieiter  Gerichts- 
stand.    Die  Hirdskrä  hatte,  al^esdhen  ¥on  den  Fallen,  welche  TT>r 
die  hirdstefitia  sdbst  gehörten,  den  Diensdeaten  des  Königs  n::z 
ihren  Gericdbtsstand  vor  dem  Lc^^manne  and  Sysselmanne  angewiesen, 
ganz  wie  scdcfaer  auch  für  alle  anderen  Leute  galt,^)   und  ein  paar 
Verordnungen  vom  29L  Mai    und  ii.  Oktober  1303   scfardten  ncch 
mit  aller  Entschiedenheit  gegen  diejenigen  Diensdeute  ein,  wr 
sidi   diesem  Gerichtszwange   nicht  fugen   wcrflen;*»    aber  be-    - 
wenig  s^üxicr  Zeit  s-cie""*'    ^   allgan^n   üUidi  ^r"    "   ^ 
daß  wenigstens    ;   '    ^  -  hen^   hd  wdcher 

hörige  des  kön  i-des  betsoligt  \ 

vor  dem  Köm.  >^efiaa,    oder  - 

bestellten    Koz  . :r  r^      rAanilrft 

wurden,  *)   und  ei  damit    : 

wenn   uns  seit  ies   14.  jaiirnundens 

wiedohc^  von   c.  r  iren  ^^^ogm^:  aungs   garöi"'   gt- 

sprodien  wird.«)      ..  waren  hie- i 

Dienstieute  zier~ ' "  -  -  '-  -^e  ausg^e  — 

sehen  Fradsem  ^- ~--t 

da"   dienstrech:  .„  _.    .__ 

wurd^  so  w?j-  r :  7  >-e5wegs  vo: 

derer  Erbeb  ~^..:.  .deten  an:        t  ~. 

scliv  :  die  königliche         t  desser 

t  .em,  wenn  a_  :  ^eitere  Klasse  v<m  Leuten  n^ 

57  m  Aufioatr::  V  hatte:  auf  der  anderen  Se.: 

war  r'.    :    '   norwe^  :  stleuten  deren  Vert:  .    r.  : 

dem  j::^.  .t  gutenteiü  e  sdir  lockere;    5 

überwie  '--'-:-       -  ^^f4mäßig 

böte    -■  -,  "^'"enstieu" 

Herr  ;      ._   _es  Kö-.^.   „    ;   .   .  .7^  7      __    teikn    _; : 


itiganilcLoTe,  HI,  S- 5a  xmd  57.  -    ebe:idi.  ^-  oc. 

skra,  34426.  *i  Norges  g-xmlc  Lore,  EI,  S.fc.  c*-^  S.  66 

nnd  67.  ^    Manch,  UoKM^eziodca^  I.  S.  413 — 16-  •/  cbcada,  S.  65  : 

TgL  auch  deiaea  Artikel:  Gala[»cn^.  S- 416 — 17. 


§   lo.     Die  königlichen  Dienstleute.  200 

So  kann  es  kaum  auffallen,  wenn  auch  in  Norwegen  die  Dienst- 
aristokratie  mit  der  Zeit  anfing,  sich  als  eine  Art  von  Adel  zu  fühlen 
und  sich  gelegentlich  adelige  Titel  beizulegen.  Schon  im  Jahre  1291 
hatte  P.  Nikolaus  I\".  dem  Ritter  Viökunnr  Erlingsson  und  seiner 
Braut  den  Titel  eines  „nobilis  vir"  und  einer  „nobilis  mulier"  beige- 
legt;^) im  Jahre  1347  aber  bezeichnete  nicht  nur  P.  Clemens  VI.  den 
Eili'fr  Eilifsson  und  seine  Braut,  Gyriör  Erhngsdöttir,  in  derselben 
AVeise, -)  sondern  auch  K.  Magnus  Eiriksson  hatte  sich  bezüglich  Eilifs 
in  einem  zu  seinen  Gunsten  gestellten  Ansuchen  an  die  Kurie  be- 
reits des  gleichen  Titels  bedient,  indem  er  den  Mann  zugleich  als 
„multum  generosus  et  nobilis"  bezeichnete.^)  In  einer  Urkunde  aus 
dem  Jahre  1386  führen  derartige  Männer  bereits  den  Titel  „wselbornir 
menn",  *)  welcher  daraufhindeutet,  daß  jene  Berücksichtigung  der 
Geburt  bei  der  Aufnahme  in  den  Dienstverband,  deren  erste  An- 
fänge oben  bereits  für  das  12.  Jahrhundert  nachgewiesen  wurden, 
nunmehr  schon  zu  einem  gewissen  Abschlüsse  geführt  hatten;  endlich 
liegen  aus  ungefähr  derselben  Zeit  auch  bereits  einige  königliche  Er- 
lasse vor,  welche  einzelnen  Dienstleuten  des  Königs  besonders  „nader, 
privilegia  oc  frealse"  verliehen,  ^)  worunter  doch  wohl  nur  adelige 
Befreiungen  nach  schwedischem  Vorbilde  verstanden  werden  können. 
Damit  ist  die  Umbildung  des  alten  Dienstverbandes  in  eine  Ritter- 
schaft oder  einen  niederen  Adel,  wie  solcher  anderwärts  im  Mittel- 
alter bestand,  vollzogen.  Es  ist  eine  seltene  Ausnahme,  wenn  nach 
der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  noch  einmal  von  einem  einzelnen 
Manne  der  Titel  eines  „hyrdman  konungx"  geführt  wird,  ^)  und  scheint 
dergleichen  bei  dem  Träger  des  Titels  wohl  ähnlich  absonderliche 
Neigungen  vorauszusetzen,  wie  sie  jener  Erlendr  Philippusson  zu 
Losna  besaß  (f  1407),  welcher,  obwohl  er  sehr  ausgedehnten  Grund- 
besitz hatte,  dann  die  Amter  eines  königlichen  Schatzmeisters  und 
eines  Sysselmanns  bekleidete,  dennoch  den  ihm  angebotenen  Ritters- 
namen ausschlug  und  Zeitlebens  ein  „böndi"  heißen  wollte, "')  und 
welcher  dabei,  offenbar  jedenfalls  aus  übergroßer  Vorliebe  für  die 
alte  Zeit,  nur  isländische  Männer  in  seinem  Dienste  haben  wollte.  ^) 


')  Diplom,   norveg.   I,   7972.  -)  ebend;i,  208 '245. 

^)  ebenda,  VII,   198,  r,  S.  202.  *)  ebenda,  I,   501/367. 

•^)  ebenda,  II,   504/389 — 90  (1381 — 87);  583/442 — 43  (1405),  an  welcher  letz- 
teren Stelle  freilich  von  keinem  Dienstmanne  die  Rede  ist;  vgl.  463360  (1380). 

^)  ebenda,  IV,  928/680  (1452).  '^)  vgl.  wegen  dieses  Titels  Munch, 

ünionsperioden,  I,  S.  434 — 35.  **)  Islenzkir  Annälar,  a.    1407,  S.  382  ;    vgl. 

€ber  den  Mann  Munch,  ang.  O.,  II,  S.  156 — 59. 

Maurer,  Altnorwegisches  Staaisreclit.  I4 
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Selbst  bezüglich  der  einzelnen  Hofämter  tritt  in  dieser  Zeit  das  ein- 
heimisch-norwegische Element  mehr  zurück,  und  macht  sich  das 
Streben  geltend,  den  schwedischen  und  dänischen  Zuständen  näher 
zukommen;  der  stallari  sowohl  als  der  merkismaör  verschwin- 
den allmählich,  und  wird  meines  Wissens  zuletzt  im  Jahre  1333  ein 
Stallare,  ^)  im  Jahre  1332  aber  ein  merkismaör  genannt,-)  w^ogegen 
der  Kanzler  sich  behauptet,  und  das  Amt  des  Drosten  nach 
dem  Vorbilde  Schwedens  und  Dänemarks  einen  um  so  bedeuten- 
deren Aufschwung  nimmt.  ^) 

Rechte  Stärke  und  Bedeutung  wußte  der  norwegische 
Adel  übrigens  niemals  zu  gewinnen.  Zum  Teil  scheint  der  Grund 
hierin  in  der  geringen  Ausdehnung  und  geringen  Ge- 
schlossenheit seines  Grundbesitzes  zu  liegen,  welche  ihrer- 
seits wieder  teils  durch  die  natürliche  Gestaltung  des  Landes  mit 
seiner  reichen  Küstenentwicklung  und  seinen  öden  Gebirgsplauteaus 
im  inneren  Lande  bedingt  war,  teils  aber  auch  durch  das  Fehlen 
einer  die  Erhaltung  des  Besitzes  sichernden  Individualsuccession.  Be- 
zeichnend ist  in  dieser  Beziehung  die  Vergleichung  der  norwegischen 
Zustände  mit  den  englischen.  ^)  Während  in  Norwegen  die  standes- 
mäßige veizla  eines  lendrmaör,  stallari,  merkismaör  und  kanceler  auf 
15  Mark  jährlichen  Ertrages  angesetzt  war,  repräsentiert  in  England 
bereits  das  einfache  Rittergut  eine  Jahresrente  von  20  Pfd.  Sterling 
=  120  Mark  norwegisch,  während  die  Baronie  mindestens  den  drei- 
fachen Betrag  an  Einkünften  abwarf.  In  Betracht  kommt  ferner  die 
vergleichsweise  geringe  Zahl  der  Mitglieder  der  norwegi- 
schen Aristokratie.^)  Allerdings  fehlt  es  uns  an  genügenden 
Anhaltspunkten  für  eine  ganz  verlässige  Abschätzung  der  Zahl  der 
Landherren,  welche  zu  verschiedenen  Zeiten  im  Lande  lebten.^)  Die 
Angabe,  daß  K.  Haraldr  härfagri  je  vier  bis  fünf  hersar  in  jedem 
fylki  angesetzt  habe,  ^)  was  für  das  ganze  Reich  deren  etwa  120 — 40^ 
ergeben  würde,  ist  an  sich  kaum  buchstäblich  zu  nehmen,  kann 
überdies  nur  für  die  älteste  Zeit  gelten  und  darf  andererseits  auch 
wieder  nur  auf  den  Teil  der  Landherren  bezogen  werden,  welchen, 
vom  Könige  eine  sysla  anvertraut  wurde.    Dieses  letztere  wird  ferner 


^)  Niculas  stallare,  jedoch  ohne  den  Herrennamen.  Diplom,  norveg.  V,  95/85. 
^)  Herr  Fall  Eiriksson,  ebenda,  I,  217/176.  '^)  vgl.  Munch,  Unions- 

perioden, I,  S.  416 — 17.  *)  vgl.  Aschehoug,  S.  Ii6  und   119  —  20. 

^)  vgl.  denselben,  S.  i2o — 21  ;  Keyser,  S.  94 — 95. 

*)  vgl.  oben  S.  153  und  die  dort  zitierten  Abhandlungen  von  Hertzberg  und  Storm. 
')  Heim  skr.  Haralds  s.  harf.,  6/52. 
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auch  wohl  von  den  drei  lendirmenn  angenommen  werden  müssen, 
welche  unter  K.  Magnus  berfoettr  neben  Sveinki  Steinarsson  in  Vikin 
auftreten,  ^)  und  bezüglich  ihrer  steht  überdies  nicht  einmal  fest,  ob 
die  betreffende  Angabe  auch  nur  überhaupt  als  eine  erschöpfende 
gemeint  ist.  Gar  nichts  läßt  sich  ferner  aus  der  auf  K.  Magnus  Erl- 
ingsson  zurückzuführenden  Vorschrift  entnehmen,  daß  während  der 
Haltung  des  Gulal)inges  in  Sunnhöröaland,  Firöafylki  und  Sunnmoeri 
je  ein  Landherr,  in  Agöir  aber  und  in  Rogaland  deren  je  zwei  zum 
Schutze  dieser  Bezirke  zurückbleiben  sollten,  während  die  übrigen 
sich  am  Ding  einzufinden  hatten,  -)  und  ebensowenig  läßt  die  im 
Jahre  Ii8i  von  demselben  Könige  in  Bezug  genommene  Tatsache 
einen  Schluß  auf  die  Gesamtzahl  der  Landherren  zu,  daß  er  im 
Kampfe  mit  K.  Sverrir  bereits  i6  lendirmenn  und  ein  Hundert  (120) 
„lendborinna  hirömanna"  verloren  habe,  ^)  da  die  Stelle  ja  über  das 
Verhältnis  keinerlei  Aufschluß  gibt,  in  welchem  die  Zahl  der  ge- 
fallenen zu  der  Zahl  der  überlebenden  Dienstleute  stand.  Nicht 
besser  steht  die  Sache  aber  auch  bezüglich  der  Gefolgsleute.  Die 
schon  mehrfach  besprochene  Angabe,  daß  der  heil.  Olafr  60  hirö- 
menn,  30  gestir  und  ebensoviel  hüskarlar  an  seinem  Hofe  gehalten 
und  daß  K.  Olafr  kyrri  diese  Zahl  verdoppelt  habe,  bezieht  sich 
doch  wohl  nur  auf  diejenigen  Dienstleute,  welche  sich  ständig  am 
Königshofe  aufhielten  und  welche  den  König  allenfalls  auch  auf 
seinen  Rundreisen  im  Lande  begleiteten,  wogegen  sie  diejenigen  un- 
gezählt zu  lassen  scheint,  welche  mit  syslur  oder  anderen  Aufträgen 
betraut,  durch  dieses  ihr  Geschäft  vom  Königshofe  ferngehalten 
wurden,  oder  welche  mit  Urlaub  des  Königs  daheim  auf  ihren 
Gütern  saßen  und  nur  vorübergehend  hin  und  wieder  zu  gelegent- 
licher Dienstleistung  aufgeboten  wurden.  Nicht  viel  weiter  hilft  auch 
die  Nachricht,  daß  K.  Magnus  Erlingsson  im  Jahre  1179  in  einer 
einzigen  Schlacht  60  hirömenn  verlor,  *)  und  daß  er  wenig  später, 
wie  oben  bereits  bemerkt,  von  120  lendbornir  hirömenn  sprechen 
konnte,  welche  in  den  Kämpfen  mit  K.  Sverrir  auf  seiner  Seite  ge- 
fallen seien;  daß  am  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  die  Zahl  der 
königlichen  Dienstleute  eine  ziemlich  beträchtliche  gewesen  sein 
muß,  läßt  sich  aus  diesen  Angaben  allerdings  ersehen,  auf  eine  be- 
stimmte Ziffer  aber  läßt  sich  auch  an  ihrer  Hand  nicht  gelangen.  Eine 
Verordnung  vom   17.  Juni   1308,    welche    schon    mehrfach    angeführt 


^)  Heimskr.  Magmiss  s.  berftetts,    8/642;   FMS.  VII,  917;    Morkinsk., 
135—36.  ^)  GI)L.  3.  3)  Svcrris  s.,  60/155.  *)  ebenda,  37/99. 
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wurde,  verpflichtet  ferner  den  Sysselmann,  wenn  der  König  in  seinen 
Bezirk  kommt,  um  unter  den  Leuten  Recht  zu  sprechen,  neben  dem 
Könige  selbst  noch  loo  (i 20?)  Leute  desselben  zu  unterhalten, ')  und 
wird  man  hieraus  schließen  dürfen,  daß  damit  die  regelmäßige  Zahl 
der  Begleiter  bezeichnet  sei,  welche  der  König  bei  seinen  Rundreisen 
im  Lande  bei  sich  zu  haben  pflegte,    oder   vielleicht  richtiger  deren 
Maximalzahl;    aber   damit   ist   weder   gesagt,    daß    diese    sämtlichen 
Begleiter  auch  Gefolgsleute  des  Königs  gewesen  seien,    noch  umge- 
kehrt, daß  dieser  außer  ihnen  keine  weiteren  Gefolgsleute  mehr  ge- 
habt  habe.     In    der  Tat   konnte   derselbe  König,   von   welchem    die 
angeführte  Verordnung   erlassen   wurde,    um   ein    Jahr   später   beim 
Friedensschlüsse  zu  Kopenhagen  sich  verpflichten,  für  die  Erfüllung 
der  vereinbarten  Friedensbedingungen  „270  milites  et  armigeri  nostri'' 
als  Bürgen  zu   bestellen,-)   und   konnte   derselbe   im  Jahre   13 16   an 
einem  einzigen  Tage  24  Männern  den  Ritterschlag   erteilen.  ^)     Daß 
in  dem  Friedensvertrage,    welcher   im  Jahre  1371  zu  Stockholm  ab- 
geschlossen   wurde,    hinsichtlich    des    für    K.  Magnus    Eiriksson    zu 
zahlenden  Lösegeldes  nur  60  Ritter  und  Knappen  aus  Norwegen  als 
Bürgen  bestellt  wurden,  ^)    läßt  natürlich  keinen  Schluß  auf  eine  in- 
zwischen   eingetretene    Verminderung    der    Zahl    der    norwegischen 
Dienstleute  ziehen,  da  bei  derartigen  Verabredungen  die  Willkür  der 
Kontrahenten  stets  einen  bedeutenden  Einfluß  ausüben  mußte;  immer- 
hin wird  man  aber  annehmen  dürfen,    daß   die    norwegische  Aristo- 
kratie des   14.  Jahrhunderts  an  Zahl  wie  an  Bedeutung  der  dänischen 
und  schwedischen  sehr  erheblich  nachstand,  da  die  militärische  Über- 
legenheit, welche  die  beiden  Nachbarreiche  bereits  damals  ganz  ent- 
schieden über  Norwegen  behaupteten,  nur  in  der  geringeren  Zahl  der 
norwegischen  Reisigen  begründet  sein  konnte.     Eine  erhebliche  Ver- 
ringerung   der   Zahl    der    norwegischen    Dienstleute    als    Folge    der 
Bürgerkriege  des   12.  und  13.  Jahrhunderts  anzunehmen,  wie  man  zu 
tun  pflegt,    scheint    nicht    zulässig;    eine  Ergänzung   der  durch  diese 
Kämpfe    entstandenen  Lücken   war  ja  jederzeit   leicht    und    scheint 
nach  den  obigen  Ziffern  auch  stattgefunden  zu  haben;  dagegen  dürfte 
durch  jene  inneren  Zerwürfnisse  allerdings  die  Bedeutung  jener  Dienst- 
aristokratie   sehr   beträchtlich   verringert   worden   sein.      Bis   in   den 
Anfang  des   12.  Jahrhunderts  herein  sind  es  vorzugsweise  Angehörige 
altangesehener  Häuser,  welche  sich  im  Besitze  der  Landherrenwürde 


')  Norges  gamle  Lovc,  III,  S.  75.  ^)  Diplom.  Suec.  II,    1629/582. 

^)  fslenzkir  Annalar,  h.a.  *)  Rydberg,  Sverges  Traktater,  II,  S.  429. 
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und    der   höheren  Grade   des  Königsdienstes   befinden,  Männer  also, 
welche  bei  der  Bauernschaft  ihrer  Bezirke    eines    ererbten  Ansehens 
genossen    und    dieser   von    altersher    nahe  genug  standen,    um    auch 
ihrerseits  deren  Interessen  zu  den  ihrigen  zu  machen ;    das  Gewicht 
des  gemeinfreien  Standes  also  stützte  die  Aristokratie,  welche  ihrer- 
seits ebensogut  für  diesen  Stand  das  Wort  dem  Königtume   gegen- 
über zu  führen  wußte,  als  sie  andererseits  auch  wohl  die  Rechte  des 
Königtumes    der   Bauernschaft    gegenüber    zu    vertreten    vermochte. 
Durch   die   Bürgerkriege    wurde    nun   aber   die    alte    Aristokratie    in 
ihrem   Bestände    furchtbar    gelichtet,    und    wenn    zwar    die    in    ihre 
Reihen    gerissenen  Lücken   sich   rasch   wieder   füllten,    so   war  doch 
das  Material,    aus   welchem    sich   der  Dienstverband  jetzt  erneuerte, 
gutenteils  von  ganz  anderer  Beschaffenheit   als    das  frühere.     Zumal 
K.  Sverrir   hatte    seinen   verzweifelten  Kampf   um   die   Königswürde 
von  Anfang   an    gutenteils    mit   der  Hülfe   verwegener  Gesellen   ge- 
ringsten Standes  beginnen  müssen,  und  als  sich  das  Glück  allmählich 
auf  seine   Seite    neigte,    mußte    er   diesen   Leuten    die   vornehmsten 
Stellungen  im  Staate  wie  im  Dienstverbande  einräumen.    Aber  damit 
kam   in   die  Aristokratie   ein   Element    hinein,   welches,   wenn    auch 
noch  so  reich  mit  Land  und  Titeln  ausgestattet,  doch  jeder  geschicht- 
lichen Tradition    und  jedes   tieferen  Einflusses   auf  die  Bauernschaft 
entbehrte,  und  welchem  somit  gerade  die  Eigenschaft  fehlte,  welche 
die  Landherren  der  älteren  Zeit  mächtig   gemacht  hatte.     \^on  jetzt 
ab  mußte  demnach  jene  numerische  Schwäche  der  Dienstaristokratie 
und  jene  Beschränktheit  ihres  Grundbesitzes  ihre  volle  Wirkung  tun, 
welche  von  Anfang  an  vorhanden  gewesen  war. 

Eine  Besprechung  des  norwegischen  Volkes  und  seiner  Gliede- 
rung hätte  an  und  für  sich  neben  dem  bisher  allein  besprochenen 
Laienstande  auch  noch  des  Klerus  in  seinen  verschiedenen 
Abstufungen  zu  gedenken,  zumal  auch  diese  in  Wergeid  und  Buße 
ganz  in  derselben  Weise  sich  ausprägen,  wie  die  verschiedenen 
Klassen,  in  welche  das  Laienvolk  zerfällt.  Indessen  hängt  doch  die 
Stellung  der  Geistlichkeit  so  eng  mit  der  gesamten  Regelung  des 
Kirchenrechts  und  Kirchenstaatsrechts  zusammen,  daß  sich  deren 
Überweisung  an  das  altnordische  Kirchenrecht    unbedingt  empfiehlt. 
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Abschnitt  III. 

Das  Königtum. 

§  II.    Die  Entwicklung  des  norwegischen  Königtumes  überhaupt. 

Allerwärts  im  Norden  finden  wir  in  der  ältesten  uns  nachweis- 
baren Zeit  zweierlei  Könige  unterschieden,  Könige  nämlich,  welche 
ihr  eigenes  Reich  (riki)  unter  sich  hatten  und  von  welchen  es  auch 
w^ohl  heißt,  daß  sie  Länder  regierten  (reöu  löndum)  und  andere  Könige, 
welche  lediglich  ein  Heer  und  Kriegsschiffe  unter  sich  hatten  und 
von  denen  gesagt  wird,  daß  sie  nur  über  solche  regierten  (reöu  her- 
liöi,  herskipum).  Als  herkonüngar,  saekonüngar,  neskon- 
üngar  werden  diese  letzteren  bezeichnet,  während  es  für  jene 
ersteren  an  einer  gemeinsamen  Bezeichnung  fehlt,  und  nur  je  nach 
der  Natur  des  Bezirkes,  welchen  der  einzelne  regierte,  von  J)jöö- 
kon  Ungar,  fy  Ikiskon  ü  ng  ar  und  heradskonüngar  gesprochen, 
oder  allenfalls  auch  ein  einvaldskonüngr  oder  y  f  i  r  k  o  n  ü  n  g  r 
den  smäkonüngar  oder  wieder  den  u  n d i r k o n ü n g a r  und  s k a 1 1 - 
kon Ungar  gegenübergestellt  wurde.  Außerhalb  dieser  Bezeich- 
nungen, aber  in  ähnlicher  Weise  abgestuft  wie  die  letzteren,  kommen 
dann  noch  die  Bezeichnungen  hersir,  fylkir  und  ])jööann  vor, 
und  gilt  es  demnach,  das  Verhältnis  festzustellen,  in  welchem  die 
Träger  dieser  verschiedenen  Titel  zueinander  stehen.  Da  gehen  nun 
die  norwegischen  Historiker  ^)  von  der  zwiefachen  Voraussetzung  aus, 
daß  diese  letztere  Reihe  von  Titeln  vom  Königsnamen  strengstens 
zu  unterscheiden  und  daß  der  Ursprung  des  Königtumes  in  den 
Heerkönigen,  nicht  in  den  Landkönigen  zu  suchen  sei.  Es  soll  dem- 
nach an  der  Spitze  jedes  heraö  ein  hersir  gestanden  sein,  welcher 
das  Heerführertum  mit  dem  Oberpriestertum  und  Richteramte  über 
einen  Bezirk  vereinigte,  und  eine  gleichartige  Obergewalt  über  ein 
ganzes  fylki  soll  sich  hin  und  wieder  einer  aus  ihrer  Mitte  als  fylkir 
errungen  haben,  wobei  dahin  gestellt  bleibt,  ob  die  eine  oder  andere 
Würde,  wie  Keyser  annimmt,  von  Anfang  an  in  patriarchalischer 
Weise  erblich  oder  ob  sie,   wie  Munch  will,   ursprünglich  nicht  erb- 

^)  Munch,  I,  1/124 — 34;  Keyser,  Rechtsg.,  6 — 8,20—21,29 — 30  und  öfter; 
Ilertzberg,  i  — 12;  Aschehoug,  9;  Sars,  I,  113 — 15  und  145—48,  und  vorher 
schon  in  der  Historisk  Tidsskrift,  II,  210—12. 


§   II.     Die   Entwicklung  des  norwegischen  Königtumes  überhaupt.  21 5 

lieh  gewesen  sei.  Das  Königtum  dagegen  habe  sich  zunächst  ganz 
außerhalb  dieser  Gewalten  in  der  Hand  von  Männern  aus  vor- 
nehmen Häusern  gebildet,  welche  an  der  Spitze  abenteuernder  Krieger- 
scharen im  Auslande  sich  Reiche  zu  erkämpfen  suchten,  und  welche 
dann  den  in  der  Fremde  angenommenen  Titel  auch  nach  ihrer  Rück- 
kehr in  die  Heimat  fortgeführt  hätten;  nach  und.  nach  habe  dann 
aber  der  Glanz  ihres  Kriegsruhms  die  Könige  über  die  hersar  er- 
hoben, indem  der  Heerführer  in  der  Meinung  des  Volks  über  den 
Priester  und  Richter  den  Sieg  davongetragen  habe.  Es  ist  also  die 
alte  Herleitung  des  Königtumes  von  der  Gefolgsführerschaft,  welche 
hier  neuerdings  auftaucht;  aber  auch  auf  norwegischem  Gebiete 
scheint  dieselbe  mir  durchaus  unbegründet,  und  möchte  ich  vielmehr 
den  Ausgangspunkt  für  die  Geschichte  des  Königtumes  auch  hier 
im  Landkönigtume  suchen,  und  in  diesem  selbst  wieder  nur  eine 
eigentümliche  Modifikation  der  dem  hersir  oder  fylkir  zukommenden 
Stellung  erkennen.  —  Das  höhere  Alter  des  Landkönigtums  gegen- 
über dem  Seekönigtume  scheint  sich  zunächst  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit feststellen  zu  lassen,  wenn  auch  direkte  Quellenzeugnisse  über 
diesen  Punkt  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  zu  erwarten  sind. 
Die  Sage  zunächst  zeigt  sich  geneigt,  dem  Landkönigtume  das  höhere 
Alter  zuzuerkennen.  Allerdings  berichtet  Snorri  schon  zu  des  K. 
Hrölfr  kraki  Zeiten  von  vielen  Seekönigen,  welche  „über  große  Heer- 
scharen geboten,  aber  kein  Land  besaßen ;"  ^)  aber  er  nennt  gleich- 
zeitig mit  ihnen  auch  bereits  Landkönige,  wie  etwa  die  Schweden- 
könige Aöils  und  Eysteinn,  die  Dänenkönige  Helgi  Hälfdanarson  und 
Hrölfr  kraki  selbst,  K.  Goögestr  von  Hälogaland  und  K.  ÄH  aus 
den  norwegischen  Hochlanden;  er  führt  ferner  das  Landkönigtum 
der  Upsalakönige  bis  auf  Oöinn  hinauf  und  von  Dyggvi,  dem 
lo.  Manne  in  dieser  Königsreihe,  sagt  er,  ^)  daß  er  als  der  erste 
seines  Hauses  den  Königsnamen  angenommen  habe,  während  seine 
Vorfahren  dröttnar  genannt  worden  seien,  und  er  sagt  zugleich  von 
ihm,  daß  er  „reo  löndum".  Wenn  ferner  Snorri  den  älteren  Titel 
„dröttinn"  mit  der  drött  =  hirö  in  Verbindung  bringen  will,  so  darf 
man  daraus  nicht  etwa  auf  einen  engeren  Zusammenhang  des  König- 
tumes mit  der  Gefolgschaft  schließen,  denn  einerseits  liegt  ein  solcher 
Schluß  dem  Snorri  selbst  gänzlich  fern,  welcher,  wenn  auch  in 
sprachlich  ganz  unzulässiger  Weise,  nicht  dr(')ttinn  von  drött,  sondern 
umgekehrt    drött   von    dröttinn    ableiten    will,    und    andererseits   be- 


^)  Yngli'nga  s.,   3428.  ^)  ebenda,  20/16. 
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zeichnet  drött  ganz  und  gar  nicht  ausschließHch  die  Gefolgschaft^ 
vielmehr  ganz  ebensogut  jede  andere  Schar  von  Leuten,  gleichviel 
welches  das  sie  zusammenhaltende  Band  sei,  und  stellt  sich  von  hier 
aus  der  Titel  dröttinn  ganz  in  eine  Reihe  mit  den  Titeln  hersir,. 
fy Ikir,  )ijööann,  sodaß  er  auf  das  Landkönigtum  ganz  ebensogut  paßt 
wie  auf  das  Heerkönigtum.  Ebensowenig  läßt  sich  daraus  entnehmen,, 
daß  die  Rigs])ula  des  Rigr  jarl  Sohn,  Konüngr  oder  wie  er  auch  genannt 
wird,  Rigr,  ins  Feld  ziehen  läßt,  um  nach  dem  Beispiele  des  Danr 
und  Danpr,  die  auch  nach  der  YngHnga  saga  bereits  vor  Dyggvi  den 
Königsnamen  trugen,  Eroberungen  zu  machen.  Die  Berufung  auf 
ein  Gedicht,  welches  wir  nicht  über  das  14.  Jahrhundert  hinauf  ver- 
folgen können,  ^)  und  welches  überdies  augenscheinlich  nicht  etwa 
eine  geschichtliche  Überlieferung,  sondern  vielmehr  nur  ein  Erzeug- 
nis spekulierender  Phantasie  geben  will,  ist  von  vornherein  von  ge- 
ringer Bedeutung  und  ihr  Wert  wird  noch  des  weiteren  geschwächt 
durch  die  Tatsache,  daß  die  Angaben  desselben  denen  der  Ynglinga 
saga  widersprechen,  sofern  diese  letztere  den  Königsnamen  schon 
von  Rigr,  dem  Großvater  des  Königs  Danr,  tragen  läßt,  welcher 
Dänemark  seinen  Namen  gab,  und  hinterher  erst  von  dem  dänischen 
Königshause  der  Skjöldungar  denselben  auf  das  schwedisch-nor- 
wegische Haus  der  Ynglingar  übertragen  sein  wissen  will,  ■)  wogegen 
die  Rigsliula  denselben  augenscheinlich  von  dem  Namen  des  Kon- 
üngr ableitet ,  der  zwar  auch  den  Namen  Rigr  als  Nebennamen 
trägt,  aber  doch  bereits  auf  das  Beispiel  des  Danpr  und  Danr  verwiesen 
wird,  die  also  als  älter  und  w^ohl  auch  als  einem  anderen  Stamme 
angehörig  erscheinen.  Endlich  ist  aber  auch  die  Verweisung  auf  die 
Waffengewalt  als  Grundlage  des  Königtums  noch  keineswegs  iden- 
tisch mit  dessen  Begründung  auf  die  Gefolgschaft,  und  weist  der 
Umstand,  daß  Konüngr  als  ein  Sohn  des  Jarl  und  Enkel  des  Hersir^ 
dann  als  ein  Bruder  des  Aöall  bezeichnet  wird,  gerade  umgekehrt 
auf  die  Vermutung  hin,  daß  der  Dichter  der  Rigs|iula  das  König- 
tum als  aus  älteren,  im  Staatsleben  bereits  vorhandenen  Keimen  er- 


^)  vgl.  Bugge,    in    der  Vorrede    zu    seiner  Ausgabe    der  Edda,  S.  XXIV,    dann 

S.  141  und   14g.  2j  £)gj.  Stammbaum  nach  Snorri: 

Q  Rigr,  er  fyrstr  var  konüngr  kallaÖr  ä  danska 

I  tungu : 

Q  Danpr  konüngr 

Dömarr  Q         ^  Drott    Q  Danr  konüngr  hinn  mikillati 

I 
.   O  Dyggvi  konüngr. 
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wachsen  und  nur  durch  gewaltsame  Mittel  in  seinem  Wachstum  be- 
fördert bezeichnen  wollte.      In    geschichtlichen    Quellen   wird    ferner 
nicht  selten  angedeutet,  daß  den  Heerkönigen  der  Königstitel  eigent- 
lich   nur    mißbräuchlich    zukomme.      Der  fränkische    Mönch    Abbo, 
welcher   als  Augenzeuge   die   Belagerung   von  Paris   durch   die  Nor- 
mannen   im  Jahre  885 — 6    schildert,    sagt   von    deren  K.  Sigafridus: 
„Solo  rex  verbo,  sociis  tamen  imperitabat",  \)  und    die  Heimskringla 
bemerkt  gelegentlich  der  Ausfahrt  des  jungen  Olafr  Haraldsson,  daf5 
es  der  Brauch  gewesen  sei  „at  herkonüngar,    [leir    er    1    viking  väru,. 
er  |>eir  varu  konüngbornir,  \)2l  bäru  |)eir  konüngsnafn  Jiegar,  jjött  |)eir 
sseti  eigi  at  löndum;"-)  beide    bezeugen  also  übereinstimmend,    daß 
der  königliche  Titel  eigentlich  nur  den  Landkönigen  zukam,  dagegen 
bloßen  Kriegsfürsten    nur    mißbräuchlich    beigelegt    wurde,    und    die 
letztere  Stelle  deutet  sogar  an,  daß  derselbe    überhaupt  nur  solchen 
Heerführern  beigelegt  zu  werden  pflegte,    welche   ihrer  Abkunft  zu- 
folge  ohnehin   schon  königlichen  Häusern   angehörten ;  beide  wiesen 
überdies  darauf  hin,  daß  der  Königsname  solchen  Heerfürsten  nicht 
etwa  hinterher,  auf  Grund  siegreich  gemachter  Eroberungen,  sondern 
gleich  bei  ihrer  Ausfahrt  aus  der  Heimat  beigelegt  zu  werden  pflegte^ 
indem  man  ihre  Heeresmannschaft  gewissermaßen  als  das  Reich  be- 
trachtete,   über  welches  sie  mit  königlicher  Gewalt   herrschten.     Zu 
ganz  ähnlichen  Ergebnissen    führt    aber    auch  die  Erwägung  einiger 
tatsächlicher  Momente,  welche  als  geschichtlich  feststehende  betrachtet 
werden  dürfen.     Kurz    nach    der  Mitte    des    9.  Jahrhunderts    begann 
K.  Haraldr    härfagri    in  Norwegen    die    Alleinherrschaft    aufzurichten, 
und  fast  allerwärts  im  Lande  waren  dazumalen  bereits  kleine  Könige 
im  Besitze  der  Staatsgewalt  über   die    einzelnen  Landschaften,    ganz 
wie  um  dieselbe  Zeit  der  heil.  Anskar   und  dessen  Nachfolger  Rim- 
bert  in  Dänemark  und  Schweden  mit  kleinen  Königen  zu  tun  hatten  ^ 
andererseits   begannen   aber   die   normannischen  Heerfahrten    in  der 
Fremde  nach  dem  übereinstimmenden  Zeugnisse  irischer  und  wälscher, 
angelsächsischer  und  fränkischer  Quellen  nur  um  etwa  70 — 80  Jahre 
früher,  und  selbst  Munch  wagt  trotz  der  zweifelhaftesten  Konjekturen 
den  Beginn  der  Vikingerzeit  nicht  über  das  Jahr  730  hinaufzurücken. 
Binnen  einer  Frist  von  ungefähr   loo  Jahren    müßte  demnach  zuerst 
das  Heerkönigtum  als  solches  entstanden  und  dann    aus   demselben 


^)  De  bello  Parisiacae  urbis,  I,  V.  38  (bei  Langebek,  II,  77). 
'^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  4/219;  ed.  Munch  und  Un'ger,  21/16;  FMS. 
IV,  26/39;  Flbk.  II,   14. 
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durch  einen  doch  immerhin  ziemHch  verwickelten  Umbildungsprozeß 
das  Landkönigtum  hervorgegangen  sein,  welches  wir  nach  Ablauf 
jener  kurzen  Zeit  doch  bereits  als  ein  fast  über  das  ganze  Reich 
verbreitetes  und  im  -  Volksbewußtsein  sehr  festgewurzeltes  vorfinden. 
Die  UnStatthaftigkeit  einer  solchen  Annahme  leuchtet  ein ;  gibt  man 
aber  sie  zu,  so  fällt  auch  sofort  jede  Möglichkeit  weg,  die  Ent- 
stehung des  Königtumes  an  jene  Heerfahrten  anzuknüpfen  und  das- 
selbe gewissermaßen  als  einen  aus  der  Fremde  bezogenen  Einfuhr- 
artikel zu  betrachten.  So  weist  denn  auch  die  Etymologie  des  Wortes 
konüngr  auf  kon  oder  konr  =  genus  hin,  eine  Nebenform  von  kyn, 
und  Sveinbjörn  Egilsson  hat  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  sich 
das  Wort  von  diesem  Stamm  ganz  ebenso  patronymisch  ableitet 
wie  ättüngr  =  gentilis  von  ätt  =  gens;  die  Grundbedeutung  des 
Wortes  ist  also  generosus  und  deutet  in  alle  Weite  nicht  auf  Ge- 
folgschaft oder  Heerführertum,  wie  man  doch  zu  erwarten  hätte, 
wenn  wirklich  in  diesem  letzteren  der  Ausgangspunkt  für  die  Ent- 
stehung der  Königswürde  und  zwar  in  einer  vergleichsweise  nicht 
einmal  besonders  weit  zurückliegenden  Zeit  zu  suchen  wäre.  End- 
lich können  wir  auch  zu  keiner  Zeit  ein  Nebeneinanderbestehen 
von  konüngar  und  hersar  in  einem  und  demselben  Bezirke  nach- 
weisen, mit  Ausnahme  des  Falles  natürlich,  daß  sich  etwa  über  den 
Vorsteherschaften  der  einzelnen  heröö  bereits  für  das  gesamte  fylki 
oder  auch  eine  Mehrheit  von  solchen  ein  Königtum  gebildet  hat; 
dieser  Ausnahmefall  ist  aber  natürlich  unter  einen  ganz  anderen 
Gesichtspunkt  zu  stellen,  indem  es  sich  hier  nicht  um  ein  Neben- 
einanderbestehen von  Königtum  und  Hersentum,  sondern  um  die 
Überordnung  eines  Oberkönigtums  über  untergebene  Gewalten 
handelt,  bezüglich  deren  es  möglicherweise  ganz  gleichgültig  sein 
kann,  ob  es  sich  dabei  um  einen  hersir  oder  heraöskonüngr  drehe. 
Dem  Gegensatze,  welcher  angeblich  zwischen  der  alten  patriarcha- 
lischen Häuptlingschaft  und  dem  Königthrone  bestanden  haben  soll, 
darf  man  nicht,  wie  R.  Keyser  tut,  den  anderen  Gegensatz  unter- 
schieben, welcher  zwischen  dem  Bezirkskönigtume  und  dem  Volks- 
königtume  wirklich  bestand,  und  um  die  ursprünglich  geringere  Ge- 
walt des  Königs  verglichen  mit  der  des  hersir  darzutun,  nicht  auf  den 
allerdings  unbestreitbaren  Satz  sich  berufen,  daß  der  älteste  Staat  im 
Norden  wie  anderwärts  nur  wenig  Zentralisation  zeigte  und  der 
Selbständigkeit  seiner  einzelnen  Bezirke  den  weitesten  Spielraum  ließ, 
da  ja  hierfür  völlig  gleichgiltig  sein  mußte,  ob  im  einzelnen  Falle 
ein  fylkir  oder  ein  fylkiskonüngr  einem  heraöskonüngr    oder   einem 
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hersir  gegenüberstand.  Ganz  ebensowenig  geht  es  endlich  auch  an, 
die  nicht  minder  feststehende  Tatsache  in  gleicher  Richtung  zu  ver- 
werten, daß  das  monarchische  Element  im  ältesten  germanischen 
Staate  vergleichsweise  schwach,  das  demokratische  Element  dagegen 
entsprechend  stark  vertreten  war;  auch  diese  Erscheinung  konnte 
sich  nämlich  dem  hersir  und  fylkir  gegenüber  nicht  vielmehr  geltend 
machen,  als  dem  heraös-  und  fylkiskonüngr  gegenüber,  und  auch  sie 
steht  demnach  wesentlich  außerhalb  dieses  ganzen  Gegensatzes,  wie 
immer  wir  ihn  auch  fassen  zu  sollen  glauben.  —  Soll  nun  aber  nach 
diesen  abwehrenden  Bemerkungen  meine  eigene  Ansicht  über  die 
Entwicklung  des  nordischen  Königtumes  dargelegt  werden,  so  geht 
dieselbe  dahin,  daß  das  Landkönigtum  das  ältere  ist,  während 
das  Heerkönigtum  nur  als  eine  spätere,  ganz  beiläufige  und  für  die 
Geschichte  der  Würde  sehr  wenig  bedeutsame  Nachahmung  und 
Nebenform  desselben  betrachtet  werden  darf,  daß  ferner  das  Land- 
königtum mit  der  Würde  des  hersir  und  fylkir  in  genauesten  Zu- 
sammenhang gebracht  werden  muß,  also  derselben  in  keiner  Weise 
gegensätzlich  gegenübergestellt  werden  darf.  Allerdings  sind  unsere 
Nachrichten  über  die  Verfassung  Norwegens  vor  den  Zeiten  des  K. 
Haraldr  härfagri  zu  dürftig,  als  daß  wir  über  die  rechtliche  Stellung 
des  hersir  und  fylkir  vollkommen  klaren  Bescheid  bekämen;  aber 
doch  läßt  sich  mit  annähernder  Sicherheit  erkennen,  daß  der  erstere 
zugleich  als  Priester,  Richter  und  Heerführer  seinem  heraö  vorstand, 
und  vermuten,  daß  der  fylkir,  soweit  ein  solcher  überhaupt  vorkam, 
derjenige  unter  den  hersar  eines  und  desselben  fylki  war,  welcher, 
sei  es  nun  als  Oberanführer  im  Kriege  oder  als  Vorsteher  des  an- 
gesehensten Tempels  im  Volklande  und  als  Leiter  der  Landgemeinde 
eines  gewissen  Vorranges  vor  allen  anderen  genoß.  Über  diese 
Punkte  sind  denn  auch  Munch  und  Keyser  einverstanden  und  wird 
man  unbedenklich  mit  ihnen  die  hersar  mit  den  principes  regi- 
onum  atque  pagorum  des  Caesar  und  Tacitus  identifizieren,  in  dem 
fylkir  aber  jenen  princeps  civitatis  erkennen  dürfen,  dessen  Tacitus 
an  ein  paar  Stellen  gedenkt.  Aber,  und  insoweit  gehe  ich  von  den 
Autstellungen  beider  ab,  nichts  berechtigt  uns,  das  Königtum  in  seinen 
ersten  Anfängen  auf  eine  engere  Kompetenz  zu  beschränken,  und 
nichts  hindert  uns,  demselben  von  Anfang  an  die  Bedeutung  einer 
Staatsgewalt  einzuräumen,  indem  wir  dasselbe  gerade  auf  jene  über 
den  Staat  und  seine  einzelnen  Abteilungen  begründeten  Häuptling- 
schaften zurückführen.  Mehrfache  Gründe  lassen  sich  für  eine  der- 
artige Annahme    geltend    machen.     Zunächst   können  wir  nicht   be- 
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zweifeln,    daß  jene  norwegischen  Auswanderer,    welche    ihre  Heimat 
verließen,    um  sich  nicht  dem   durch    die  Alleinherrschaft   bedingten 
Zwange    unterwerfen  zu  müssen,    auf  Island    ihren  Staat   soweit  nur 
immer   möglich    nach    dem  Muster    der    altnorwegischen  Verfassung 
einrichteten;  die  Rechte  der  Goden  über  ihre  Dingleute,  in  welchen 
wir  hiernach  das  Abbild  der  Rechte  der  hersar    über   ihre  Gauleute 
zu  erkennen  haben,    sind  aber  durchaus  denen    analog,    welche  dem 
norwegischen  Könige    auch  später  noch    über   seine  Untertanen    zu- 
standen, wenn  wir  nur  von  dem  Drucke  absehen,  welchen  die  fiska- 
lischen   Maßregeln    des    K.  Haraldr    seinen    Untertanen    auferlegten, 
sowie  von  der  ungleich  schwereren  Wucht,    mit  welcher  das  Volks- 
königtum im  Gegensatze  zum  Bezirkskönigtume  auf  diesen    und  zu- 
mal   auf   den  höheren  Klassen    lastete.     Freilich  war    auf  Island  das 
Band,  welches  den  Dingmann  mit  seinen  Goden  verknüpfte,  ein  rein 
persönliches,    ohne  alle  territoriale  Grundlage,    weshalb  es  auch  von 
beiden  Teilen  willkürlich  geknüpft    und    gelöst  werden  konnte,    und 
fand  überdies  das  isländische  Godord  in  dem  privatrechtlichen  Tempel- 
besitze seinen  Schwerpunkt,  vermöge  dessen  in  ihm  der  priesterliche 
Charakter  überwog,   während  zugleich  die  freie  Veräußerlichkeit  der 
Würde  durch  die  Veräußerlichkeit  des  Tempels  bedingt  war.  Aber  beide 
Eigentümlichkeiten  der  isländischen  Verfassung  sind  augenscheinlich 
eine  Folge  der  besonderen  Art,  wie  die  Einwanderung  auf  der  Insel  vor 
sich  ging,  nicht  aber  aus  Norwegen  mitgebracht,  und  sie  dürfen  darum 
auch  nicht  benutzt  werden,  um  für  Norwegen  einen  Gegensatz  zwischen 
Königtum  und  Hersentum  zu  konstruieren.  Ist  es  aber  nicht  die  Art  der 
Kompetenz,  was  den  hersir  oder  fylkir  vom  Könige  schied,  so  kann  es 
auch  nicht  der  Umfang  des  Gebietes  sein,  über  welches  die  Gewalt  des 
einen    und  des    anderen  sich  erstreckte,   da   man  ja  heraöskonüngar 
und  fylkiskonüngar  sich  gegenüberstellte,   ganz  wie  jene  beiden  Ge- 
walten sich  gegenüberstanden,  und  beide  ganz  gleichmäßig  von  der 
Alleinherrschaft  unterschied.     Nur  in  der  Art,    wie  die  eine  und  die 
andere  Würde  erworben  wurde,  kann  demnach  der  Unterschied  beider 
gesucht  werden,  falls  ein  solcher  überhaupt  bestand  und  nicht  etwa 
gar  nur  eine  Verschiedenheit  der  Bezeichnung  für   ein    und  dieselbe 
Würde   vorliegt;    auf  einen   derartigen  Unterschied    scheint   aber   in 
der  Tat  auch  schon  die  Etymologie  hinzudeuten.     Während  die  Aus- 
drücke hersir,  fylkir   nur  die  Stellung  an  der  Spitze  des  heraö    oder 
fylki  hervorheben,  weist  die  Ableitung  des  Wortes  konüngr  von  kon 
=  Geschlecht  ganz  bestimmt  auf  die  Abstammung  von  bestimmten 
Famüien  als  auf  das  charakteristische  Merkmal  des  Königtumes  hin, 
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und  die  Erblichkeit  der  Würde  mag  es  demnach  wohl  sein,   welche 
dieses  allein  von  jenen  anderen  Würden  unterschied.     Selbst  auf  Is- 
land,   wo  doch  die  Begründung   der  Godenwürde    auf  den  Tempel- 
besitz deren  privatrechtliche  Ausprägung  gar  sehr  begünstigen  mußte, 
zeigt   dieselbe   trotz   alier  Vererblichkeit    und  VeräußerHchkeit   noch 
ganz    unverkennbare  Spuren    einer  früheren  Wählbarkeit,    und    diese 
treten  um  so  entschiedener  hervor,  je  weiter  wir  in  die  älteren  Zeiten 
hinaufsteigen;  ja  in  Norwegen  selbst  scheinen  die  Formen  der  Thron- 
besteigung  eines    neuen  Königs    noch    in    der  späteren  Zeit    an    ein 
dem  Volke  ursprünglich  zustehendes  Wahlrecht  zu  erinnern,  so  daß 
die  Annahme  ganz  und  gar  nichts  Unwahrscheinliches  hat,   daß  die 
Vorsteherschaften  der  einzelnen  Gaue  und  Volklande  anfängUch  durch 
die  Volkswahl  vergeben  worden   seien,    und    daß    sie   demnach    erst 
hinterher  durch  eine  kräftigere  Entwicklung  der  Erbberechtigung  der 
hersir  und  f3'lkir  in  einen  heraös-  oder  fylkiskonüngr  sich  entwickelt 
habe.     Die   oben  schon   erwähnte  Sage,    daß  die  Regenten  der  ein- 
zelnen Länder  sich  früher  dröttnar  genannt  und    erst   in   vergleichs- 
weise später  Zeit  den  Königstitel  angenommen  hätten,  gewinnt  von 
hier  aus  einen  tiefen  Sinn,  soferne  sie  auf  den  im  Verlaufe  der  Zeit 
vollzogenen  Übergang  vom  Wahlprinzipe  zum  Prinzipe    der  Erblich- 
keit bei   der  Besetzung  der  obersten  Staatsgewalten    hindeutet;   von 
hier    aus  erklärt  sich    aber   auch,    was    außerdem    völlig   unerklärlich 
bliebe,    warum    der    Übergang    von    dem    älteren    zu    dem    neueren 
Systeme    sich    unserem  Blicke    so    gut  wie    völlig    entziehen    konnte, 
und  warum  die  Titel  der  älteren  Würden  noch  in  der  späteren  Zeit 
unbedenklich  als  Bezeichnung  der  Könige  verwendet  werden  mochten. 
Der   Übergang   von    der   Wahlmonarchie,    wenn    der    Ausdruck    ge- 
braucht  werden    darf,    zum  Erbkönigtume    konnte    ein    sehr    allmäh- 
licher   und    darum    für  die  Mitlebenden  selbst    nur   sehr  wenig  fühl- 
barer sein ;  der  Übergang  der  obersten.  Staatsgewalt  auf  einen  Träger, 
welcher  bisher  nicht   mit  denselben    betraut  gewesen  war,    und   das 
Herabsinken    ihres   bisherigen    Inhabers   zu    einer    untergeordneteren 
Stellung   hätte    dagegen    kaum    unbemerkt  vor    sich    gehen    können. 
Endlich  mag    aber  auch  noch  darauf  aufmerksam    gemacht  werden, 
daß  der  hier  für  Norwegen   angenommene  Entwicklungsgang  genau 
ebenso    auch  bei  allen  anderen  germanischen  Stämmen  wiederkehrt, 
und  daß  das  übereinstimmende  Vorkommen  des  Königsnamens  nahezu 
bei    ihnen    allen  den  Ausgangspunkt  wenigstens  dieser  Entwicklung 
in    eine  sehr  frühe  Zeit  hinauf  zu  verlegen  zwingt,    eine  Zeit  jeden- 
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falls,  welche  weit  hinter  dem  Beginne  des  nordischen  Vikingerlebens 
zurückliegt. 

Die  Aufrichtung  der  Alleinherrschaft  in  Norw^egen 
schien  in  ihren  ersten  Anfängen  die  Bedeutung  des  nationalen  König- 
tumes  unangetastet  lassen  zu  wollen.  Das  alleinige  Königtum  eines 
einzigen  Hauses  wurde  zunächst  nur  auf  Kosten  der  übrigen  herr- 
schenden Geschlechter  begründet,  mochte  nun  deren  Oberhaupt  den 
Titel  eines  hersir,  fylkir  oder  konüngr  führen  5  nur  diese  Geschlechter 
wurden  durch  K.  Haraldr  mediatisiert  oder  auch  völlig  unterdrückt, 
wogegen  die  Beziehungen  des  Königtumes  zu  dem  übrigen  Volke 
durch  den  Wechsel  in  der  Person  seines  Trägers  vorerst  unberührt 
blieben.  Auch  war  des  K.  Haraldr  Vorgehen  keineswegs  eine  plötzlich 
und  völlig  isoliert  auftretende  Erscheinung.  Durch  Heirat  oder  Erb- 
gang, Vertrag  oder  Eroberung  waren  schon  lange  vor  ihm  vielfach 
Reiche  entstanden,  welche  sich  aus  verschiedenen  Volklanden  oder 
Bruchteilen  von  solchen  zusammensetzten,  und  es  war  somit  nur  die 
größere  Ausdehnung  und  zumal  der  längere  Bestand  des  von  ihm 
begründeten  Gesamtreiches,  was  dieses  von  anderen,  schon  früher  ge- 
bildeten Landschaftskonglomeraten  unterschied.  An  derartige  Vor- 
kommnisse gewöhnt  und  zugleich  darüber  beruhigt,  daß  der  Wechsel 
des  regierenden  Hauses  an  den  Rechten  des  Volkes  der  Staatsgewalt 
gegenüber  nichts  ändere,  verhielt  sich  denn  auch  das  Volk  innerhalb 
der  einzelnen  Landschaften  dem  Untergange  des  Kleinkönigtumes 
gegenüber  zunächst  ziemlich  teilnahmslos,  ohne  daß  man  doch  hieraus 
mit  R.  Keyser  ^)  auf  eine  Stellung  dieses  letzteren  außerhalb  des 
staatsrechtHchen  Gebietes  schließen  dürfte.  In  ihrem  weiteren  Ver- 
laufe aber  mußte  die  Begründung  der  Alleinherrschaft  allerdings  auch 
die  Stellung  des  Königtumes  zum  gesamten  Volke  von  Grund  aus 
umgestalten,  und  die  dabei  maßgebenden  Gesichtspunkte  richtig  zu 
erkennen  und  zu  würdigen,  ist  für  das  Verständnis  seiner  Geschichte 
von  der  höchsten  Bedeutung ;  aber  auch  in  Bezug  auf  sie  gehen  die 
Ansichten  wieder  weit  auseinander.  —  Die  neueren  norwegischen 
Historiker  pflegen  anzunehmen,  daß  die  Umgestaltung  mit  einem 
Schlage  und  wohlüberlegt  durch  K.  Haraldr  härfagri  durchgeführt 
und  späterhin  dann  durch  K.  Häkon  gööi  ebenso  planmäßig  modifi- 
ziert worden  sei.  -)     Nach  ihnen  soll  K.  Haraldr  sich  auf  den  Stand- 


^)  Rechtsgeschichte,  S.  29. 

^)  vgl.    zumal    Keyser,    Rechtsgeschichte,    S.  30 — 34    und    Norges    Historie,    I, 
225—29  und  231—2;  Munch,  I,  I,  S.  466—8  und  714 — 5;  Aschehoug,  S.  12  —  13; 
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punkt  eines  Eroberers  gestellt  und  von  hier  aus  die  ganze  Grund- 
lage der  älteren  Verfassung  beseitigt  haben,  um  sie  durch  eine  völlig 
neue  zu  ersetzen.  Auf  das  Feudalitätsprinzip  habe  er  seine  Herr- 
schaft begründet,  indem  er  nicht  nur  die  Regierungsgewalt  der 
früheren  Häuptlinge  an  sich  gerissen,  sondern  auch  alles  Grundeigen- 
tum im  Lande  für  sich  in  Beschlag  genommen  und  alles  Volk  zur 
Unterwerfung  unter  seinen  Dienst  gezwungen  habe,  so  daß  alle 
Grundeigentümer  seine  Pächter,  alle  Kleinkönige  und  Hersen  seine 
Jarle  und  Landherren  geworden  seien,  und  sein  Besteuerungsrecht,, 
dann  sein  Recht  des  Aufgebotes  zur  Heerfahrt  und  zu  anderen 
Diensten  sich  über  das  ganze  Volk  erstreckt  habe;  K.  Häkon  da- 
gegen habe  das  Feudalitätsprinzip  wieder  fallen  lassen,  den  Bauern 
ihr  Grundeigentum  zurückgegeben,  und  auf  das  Recht  des  unbegrenzten 
Heeresaufgebotes  sowie  der  willkürlichen  Besteuerung  Verzicht  ge- 
leistet, dafür  aber  das  norwegische  Staatsrecht  auf  einen  förmlichen 
Grundvertrag  zwischen  dem  Monarchen  und  seinem  Volke  gestützt,, 
kraft  dessen  das  Königtum  als  eine  erbliche,  staatsrechtlich  anerkannte 
Zentralgewalt  über  das  ganze  Reich  ein  für  allemal  bestimmte,  ver- 
tragsmäßig sicher  gestellte  Rechte  besitzen,  und  innerhalb  der  ver- 
tragsmäßig gezogenen  Grenzen  auf  den  Gehorsam  der  Untertanen 
Anspruch  haben  sollte.  Indessen  kann  ich  mich  von  der  Richtigkeit 
dieser  Auffassung  nicht  überzeugen.  Die  allgemeinen  Erörterungen 
über  den  Gegensatz  einer  Odelsverfassung  und  einer  Feudalverfassung,, 
welche  bei  den  verschiedenen  germanischen  Völkern  nach  der  Mei- 
nung zumal  der  älteren  unter  den  norwegischen  Historikern  sich 
gegenüberstehen  sollten,  kann  ich  als  abgetan  betrachten,  soferne  die 
Tatsache  als  wissenschaftlich  vollkommen  festgestellt  gelten  kann^ 
daß  das  Lehnswesens  selbst  bei  den  Südgermanen  erst  geraume  Zeit 
nach  der  Besitznahme  römischer  Provinzen  aufgekommen  oder  doch 
zu  politischer  Bedeutung  gelangt  ist;  dagegen  kann  ich  mich  einer 
genaueren  Prüfung  der  speziell  nordischen  Berichte  über  das  von 
K.  Haraldr  beobachtete  Verfahren  nicht  entziehen.  Es  wissen  aber 
unsere  Quellen,    welche  sich  ziemlich  übereinstimmend  sowohl  über 


Hertzberg,  Det  norske  Aristokratis  Historie,  12  —  35.  Dagegen  meine  Abhand- 
lung: Über  die  Einziehung  der  norwegischen  Odelsgüter  durch  K.  Haraldr  harfagri, 
in  der  Germania,  XIV,  27  —  40.  Einen  Mittelweg  sucht  zu  gehen  J.  E.  Sars,  Om 
Harald  Haarfagres  Sämling  af  de  norske  Fylker  og  hans  Tilegnelse  af  Odelen,  in 
der  Historisk  Tidsskrifi,  II,  171  —  237  und:  Udsigt  over  den  norske  Historie,  I,  157 — & 
und    197 — 206. 
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die  Maßregeln  des  K.  Haraldr  härfagri  ^)  als  über  die  auf  deren  Be- 
seitigung hinzielenden  Verfügungen  des  K.  Häkon  gööi  aussprechen,-) 
von  einem  unbedingten  Rechte  des  Königs,  alle  und  jede  Untertanen 
beliebig  zur  Heerfahrt  oder  zu  anderen  Diensten  aufzubieten,  weder 
bei  der  einen  noch  bei  der  anderen  Gelegenheit  zu  erzählen,  und  die 
eine  sehr  wesentliche  Seite  des  Feudalismus  ist  demnach  durch  die- 
selben in  keiner  Weise  begrenzt;  die  Art,  wie  die  Heimskringla  die 
den  Jarlen  und  Hersen  auferlegte  Stellung  einer  bestimmten  Anzahl 
von    Kriegern    entspricht,    gibt   vielmehr    gerade    umgekehrt    zu    er- 
kennen, daß  den  Untertanen  als  solchen  eine  der  vasallitischen  ent- 
sprechende  Kriegspflicht    ganz    und    gar    nicht    oblag.     Dagegen    ist 
allerdings  richtig,  daß  jene  Stellen  von  einer  Einziehung  alles  Grund- 
eigentumes und  insbesondere  aller  Odelsgüter  im  Lande  sprechen,  und 
daß  sie  diese  mit  einer  Besteuerung    des  Volkes   in  Zusammenhang 
bringen.      Dieser    Punkt    ist    demnach    einer    scharfen    Prüfung   be- 
dürftig.    Da   läßt    sich    nun    schon    aus    inneren  Gründen    nicht    an- 
nehmen, daß  die  angebliche  Einziehung  alles  Grundeigentumes  wirk- 
lich buchstäblich  zu  verstehen  sein  sollte.     Durch  sein  Streben  nach 
der  Alleinherrschaft  notwendig  mit  den  sämtlichen  regierenden  Häusern 
des  Landes  verfeindet,  konnte  K.  Haraldr  unmöglich  einen  weiteren 
Schritt  tun,    welcher    ihn    gleichzeitig    auch  noch    mit    der    gesamten 
Bauernschaft   seines    Reiches    oder  doch  mit  deren  bestem  und  ein- 
flußreichstem Teile    in  Kriegszustand    bringen    mußte;    vollends    un- 
denkbar ist  aber,  daß  ihm  neben  der  Unterwerfung  der  Kleinkönige 
auch  noch  dieser  zweite,  gegen  die  demokratischen  Elemente  im  Reiche 
gerichtete  Schritt  hätte  gelingen  können.    Wie  sollte  der  König  ferner 
zu  jener  maßlosen  Ausdehnung  des  Eroberungsrechtes  gelangt  sein, 
während  dieses  Recht  nirgends  anderswo  von  germanischen  Fürsten 
bis  zur  Einziehung  alles  und  jedes  Grundeigentumes  erstreckt  worden 
war,  und  wie  sollte  es  sich  erklären,  daß  jene  Einziehung  des  Grund- 
eigentumes auch  auf  die  Teile  von  Norwegen  sich  erstreckte,  welche 
von  K.  Haraldr  nicht  erobert,  sondern  auf  dem  friedlichen  Wege  des 
Erbganges  erworben  worden  waren  ?     Nicht  eine  völlige  Einziehung, 


^)  Heimskr.  Haralds  s.  harfagra,  6/51 — 2;  Flbk.  I,  569 — 70;  ferner 
•Olafs  s.  helga,  1/3  und  4  ;  ed.  Unger,  FMS.  IV,  1/6  und  8  und  Olafs  s.  Trygg- 
vasonar,  i/i  und  2/5  (FMS.  I),  dann  Flbk.  I,  39  und  41;  endlich  Eigla,  4/6—7 
und  Gisla  s.  Sürssonar,  II,  83 — 4. 

2)  H  e  i  m  s  k  r.  H  a  k  o  n  a  r  s.  g  ö  5  a ,  1/83  ;  ferner  Ö 1  a  f  s  s.  helga,  88,  ed.  Unger, 
FMS.  IV,  7/15 — 16,  Olafs  s.  Tr  y  gg  vas  onar  ,  1320 — 21  und  Flbk.  I,  49;  end- 
lich Eigla,   62/140  und   Gisla  s.,  cit. 
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sondern  nur  eine  teilweise  Beschränkung  des  Rechtes  der  Grundeigen- 
tümer kann  demnach  durch  den  König  verfügt  worden  sein,  und 
gilt  es  somit  nur,  Art  und  Maß  dieser  Beschränkung  des  näheren 
festzustellen.  Da  kann  zunächst  die  familienrechtliche  Seite  des 
Oöalsrechtes,  vermöge  deren  dasselbe  als  Stammgut  eines  gewissen 
Hauses  sich  darstellte,  unmöglich  in  Betracht  kommen,  denn  das 
Bestreben,  „die  starre  Isolierung  der  Fylken  zu  brechen,"  auf  welches 
Dahlmann  Gewicht  legen  will,  ^)  liegt  der  Anschauung  der  älteren  Zeit 
überhaupt  und  der  des  K.  Haraldr  insbesondere  fern,  der  ja  seine  neue 
Ämterhierarchie  geradezu  auf  die  Einteilung  des  Landes  in  heröö  und 
fylki  begründete,  und  wir  wissen  überdies,  daß  ein  Erbrecht  am  ööal 
unter  K.  Eirikr  blöööx,  also  in  einer  Zeit,  welche  zwischen  der  an- 
geblichen Einziehung  des  ööal  und  dessen  angeblicher  Zurückgabe 
in  Mitte  lag,  vollkommen  anerkannt  war.-)  Ebensowenig  konnte  es 
auf  die  politischen  Vorrechte  der  Oöalsbauern,  also  deren  Vorzug  in 
Wergeid  und  Buße,  deren  ausschheßliche  oder  doch  vorzugsweise 
Verwendung  im  Prozesse  über  Liegenschaften  u.  dergl.  abgesehen 
sein,  denn  diese  hatten  ja  für  K.  Haraldr  in  keiner  Weise  etwas 
Störendes,  welcher  vielmehr  in  den  großen  Bauern  seine  verlässigsten 
Bundesgenossen  in  seinem  Kampfe  gegen  deren  nächste  Herren,  die 
kleinen  Könige,  zu  hohen  und  somit  umgekehrt  allen  Grund  hatte, 
deren  harmlose  politische  Privilegien  eher  zu  vermehren  als  anzu- 
tasten. Nur  die  althergebrachte  Freiheit  des  ööal  von  allen  Ab- 
gaben scheint  vielmehr  ins  Auge  gefaßt  werden  zu  dürfen,  wenn  wir 
uns  des  K.  Haraldr  Maßregel  klar  machen  wollen,  und  wirklich  ist 
es  die  Auflegung  von  Pachtgeldern  (landskyldir)  und  die  Verwand- 
lung der  Grundeigentümer  in  Pachtbesitzer  (leiglendingar),  was  in 
den  Quellen  speziell  hervorgehoben  und  allenfalls  auch  mit  der  Be- 
zahlung von  Abgaben  für  die  Benützung  von  Almendeland  in  Ver- 
bindung gesetzt  wird.  Die  Heimskringla  deutet  überdies  sehr  be- 
stimmt den  Zusammenhang  an,  in  welchem  die  Maßregel  mit  dem 
Bestreben  des  Königs  stand,  die  Dotation  seiner  Hersen  und  Jarle 
möglichst  zu  steigern,  um  dadurch  den  Eintritt  in  seinen  Dienst 
lockender  zu  machen,  und  die  Fagrskinna  beschränkt  sich,  ohne 
irgend  welcher  Einziehung  des  Grundeigentumes  zu  gedenken,  auf 
die  Angabe,  daß  allerwärts  im  Lande  Steuern  auferlegt  worden 
seien,  ^)    von    welchen    hinterher    die  Kopfsteuern    wenigstens    durch 


')  Geschichte  von  Dänemark,  II,  85   und  299.  '^)  Eigla,  57/124. 

3)  Fagrskinna,   149;  vgl.  Flbk.  I,  575. 
Maurer,   Altnorwegisches  Staatsrecht.  I5 
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K.  Häkon  gööi  dem  Heerwesen  zugewiesen  worden  seien.  ^)     Einige 
ältere  nordische  Geschichtsschreiber,  wie  pormöör  Torfason,  Gerhard 
Schjöning,  Tyge  Rotlie,    haben  sich  durch  solche  Erwägungen  dazu 
bestimmen  lassen,  die  ganze  Maßregel  des  K.  Haraldr  lediglich  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Auflegung  einer  allgemeinen  Grundsteuer  zu 
bringen,  neben  welcher  dann  auch  noch  die  von  der  Fagrskinna  be- 
zeugte Kopfsteuer  gestanden  wäre,   —   eine  Auffassung,  welche  doch 
von  dem  Wortlaute  der  Quellen  zu  weit  abzugehen  scheint,  als  daß 
sie  ohne   weiteres    aus    diesem    herausgelesen    werden    dürfte.     Noch 
viel  weniger  dürfte  es  aber  angehen,  mit  Sars  in  der  Maßregel  zwar 
nicht  eine  Einziehung  des  Grundeigentums,  aber  doch  die  Auflegung 
einer  härteren  Untertanenpflicht  zu  erkennen,    wie    solche    etwa  das 
fränkische  oder  angelsächsische  Volk  seinem  Könige  schuldete ;    nur 
der  Belastung  des  Grundeigentumes  und  der  Almendenutzungen  er- 
wähnen   die    nordischen  Quellen,    wenn   man    von    dem    ganz    unbe- 
stimmten   und    überdies    nur   in    der   Eigla    gebrauchten   Ausdrucke 
lyöskylda  absieht,    und    gerade  die  Durchführung  einer  Grundsteuer 
als    einer    allen  Untertanen    als    solchen    obliegenden  Last   ist  weder 
für  Frankreich  noch  für  England  in  der  kritischen  Zeit  nachweisbar, 
wenn  auch  hier  wie  dort  die  Belastung   einzelner  Grundstücke  oder 
einzelner  Gegenden  mit  derartigen  Steuern   oft  genug   vorkam,    wo- 
gegen   weder   in  Bezug    auf  den  Heerbann    noch    in  Bezug  auf  den 
Gerichtsbann  irgend  eine  Veränderung  der  mit  dem  Königtume  von 
Anfang    an   verbundenen  Rechte    mit  Sicherheit    auf  K.  Haraldr    zu- 
rückgeführt werden  kann.     Das  volle  Verständnis  der  von  K.  Haraldr 
durchgeführten  Maßregel  scheint  dagegen  aus  dem  Berichte  geschöpft 
werden  zu  können,    welchen  die  Quellen  über  einen  weiteren,    auch 
in  die  Regierungszeit  dieses  Königs  lallenden  Vorgang  geben,  welcher 
sich  auf  den  Orkneyjar  abspielt.-)    Zwei  Söhne  des  K.  Haraldr  hatten 
den  Rögnvaldr  Mcerajarl  getötet,  und  ein  Sohn  dieses  letzteren,  der 
Jarl  Torf-Einarr  von  den  Orkneyjar,    hatte    an  einem  von  ihnen  die 
Blutrache  geübt.     Der  alte  König  hatte  dafür  seinerseits  wieder  den 
Jarl  und  die  Bewohner  der  Inseln,  welche  er  für  die  Tat  ihres  Jarles 
mit  haftbar  machen  zu  sollen  glaubte,  mit  Krieg  überzogen,  und  ein 
Vergleich,  welcher  diesem  Kriege  ein  Ende  machte,  ist  es,  welchem 
wir  die  hierher  gehörigen  Notizen  verdanken.     Nach  der  Orkneyinga 
saga  forderte  nämlich  der  König  von  den  Inseln  das  unerhörte  Wer- 
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gelcl  von  60  Mark  Goldes,  und  der  Jarl  bot  den  Bauern,  welchen 
dessen  Zahlung  unerschwinglich  schien,  an,  dieselbe  allein  zu  erlegen, 
wenn  sie  ihm  dafür  das  Eigentum  an  ihren  sämtlichen  Oöalsgütern 
abtreten  würden;  darauf  seien  die  Bauern  gerne  eingegangen,  die 
armen,  weil  sie  nicht  anders  konnten,  die  reichen  aber,  weil  sie 
glaubten,  ihre  Güter  bald  wieder  auslösen  zu  können,  und  so  sei  es 
gekommen,  daß  alles  ööal  auf  den  Inseln  den  Jarlen  gehört  habe, 
bis  Sigurör  jarl  digri  am  Schlüsse  des  10.  Jahrhunderts  dasselbe  den 
Bauern  zurückgegeben  habe,  um  sich  in  einem  gefährlichen  Kriege 
mit  den  Schotten  ihre  energische  Unterstützung  zu  sichern.  ^)  In 
diesem  Falle  ist  es  also  ganz  und  gar  nicht  die  Eroberung  oder 
irgendwelche  feudalistische  Theorie,  auf  welche  sich  die  Abtretung  des 
Grundeigentumes  an  den  Jarl  stützte,  sondern  es  ist  ein  reines  Geld- 
geschäft, welches  derselben  zugrunde  liegt.  Der  Jarl  kauft  den  Bauern 
ihre  Stammgüter  um  den  Betrag  von  60  Mark  Goldes  ab,  welcher 
Preis  nur  im  Einverständnis  mit  den  Verkäufern  nicht  an  sie  selbst 
bezahlt,  sondern  zur  Tilgung  ihrer  Schuld  an  den  König  verwendet 
wird.  Der  stammgutsberechtigten  Verwandtschaft  der  Verkäufer 
und  wohl  auch  diesen  selbst  bleibt  dabei  das  gewöhnliche  Ein- 
lösungsrecht vorbehalten  und  auf5erdem  darf  wohl  sicher  angenommen 
werden,  daß  diese  samt  ihren  Rechtsnachfolgern  vertragsmäßig  bis 
zur  Wiedereinlösung  als  Pächter  auf  ihrem  bisherigen  Eigentume 
sitzen  blieben;  die  spätere  Zurückgabe  der  Oöalsgüter  aber  stellt 
sich  von  hier  aus  einfach  unter  den  Gesichtspunkt  eines  Verzichtes 
auf  die  Einlösungssumme.  Es  ist  kaum  denkbar,  daß  in  einer  und  der- 
selben Quelle  zwei  Fälle  eines  Überganges  des  Grundbesitzes  aus  der 
Hand  der  Bauern  in  die  des  Regenten  besprochen  worden  sein  sollten, 
wobei  in  dem  einem  Falle  die  gebrauchten  Ausdrücke  strengstens 
buchstäblich,  im  anderen  Falle  dagegen  nur  in  einem  sehr  uneigent- 
lichen Sinne  gebraucht  worden  wären,  und  es  wird  demnach  die 
Auslegung,  welche  für  den  keiner  Mißdeutung  fähigen  Fall  als  die 
richtige  sich  ergibt,  auch  für  den  anderen,  minder  klaren  Fall  an- 
genommen werden,  solange  deren  Anwendbarkeit  auf  denselben 
nicht  als  schlechterdings  unanwendbar  erwiesen  werden  kann;  wir 
werden  also  auch  bei  der  von  K.  Haraldr  ergriffenen  Maßregel  eine 
Wiedereinlösung  der  eingezogenen  Güter  als  vorbehalten  zu  denken 
haben,  deren  Nichterwähnung  in  den  Quellen  ja  aus  ihrer  Selbst- 
verständlichkeit sehr  einfach  sich  erklärt,  unter  dieser  Voraussetzung 


^)  vgl.  über  diese  Zurückgabe  Flbk.  I,  226 — 7. 
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aber  stellt  sich  die  ganze  Maßregel  wirklich  als  eine  rein  fiskalische 
dar,  während  doch  deren  Einkleidung  in  privatrechtliche  Formen 
die  von  den  Quellen  gebrauchten  Ausdrücke  vollkommen  rechtfertigt, 
und  da  dieselbe  überdies  im  Grunde  nur  auf  eine  einmalige  Brand- 
schatzung abzielt,  verlor  sie  überdies  viel  von  ihrer  Gehässigkeit,  so 
schwer  sie  auch  immerhin  auf  den  Betroffenen  lasten  mochte.  Es 
begreift  sich  von  hier  aus,  daß  die  große  Masse  der  Bauern  sich 
derselben  unterwerfen  konnte,  und  daß  eine  Reihe  älterer  Quellen, 
wie  Theodoricus  monachus,  das  Agrip  af  Noregs  konünga  sögum 
und  die  Historia  Norvegiae,  dieselbe  als  eine  bloß  vorübergehende 
ganz  unerwähnt  lassen  können,  ja  daß  dieselbe  bei  aller  ihrer  Härte 
dennoch  dem  mächtigen  Eindrucke  keinen  Abbruch  zu  tun  ver- 
mochte, welchen  des  Königs  gewaltige  Persönlichkeit  auf  seine  Unter- 
tanen  machte. 

Wenn  ich  hiernach  eine  plötzlich,  bewußt  und  planmäßig  durch- 
geführte Umgestaltung  des  Königtumes  durch  K.  Haraldr  schlechter- 
dings bestreiten  zu  müssen  glaube,  so  gestehe  ich  doch  unbedenk- 
lich zu,  daß  eine  solche  allmählich  und  vermöge  eines  unbewußt 
sich  vollziehenden  Entwicklungsprozesses  allerdings  eintrat  und  zwar 
gutenteils  infolge  der  Aufrichtung  der  Alleinherrschaft  durch  diesen 
König  eintrat.  Der  Abstand,  welcher  den  Alleinherrscher  über  ganz 
Norwegen  (einvaldskonüngr,  Noregsmanna-  oder  N  o  r  ö  - 
mannakonüngr,  Noregskonüngr)  von  seinen  Unterthanen 
und  zwar  selbst  von  deren  vornehmsten  Klassen  trennte,  war  ein 
ungleich  größerer,  als  welcher  zwischen  den  alten  Kleinkönigen  und 
und  ihren  Bauern  bestanden  hatte.  Was  uns  noch  aus  dem  An- 
fange des  II.  Jahrhunderts  über  den  hochländischen  K.  Sigurör  syr, 
des  heil.  Olafr  Stiefvater,  berichtet  wird,  zeigt  deutlich,  wie  einfach 
bäuerlich  es  damals  noch  um  die  Hofhaltung  solcher  kleiner  Fürsten 
älteren  Schlags  bestellt  war,  und  wenn  uns  ausdrücklich  bezeugt 
wird,  daß  des  K.  Haraldr  Jarle  durch  das  ihnen  zugewiesene  Drittel  der 
königlichen  Einkünfte  aus  ihrem  Volkslande  besser  gestellt  waren, 
als  dies  vordem  bei  den  kleinen  Königen  der  Fall  gewesen  war, 
so  ist  klar,  daß  der  König,  der  über  20—30  Volklande  gebot, 
mindestens  das  Zwanzig-  oder  Dreißigfache  jen-es  Betrages  beziehen 
mußte,  sodaß  auch  in  pekuniärer  Beziehung  die  neue  Alleinherrschaft 
dem  alten  Kleinkönigtume  sich  ganz  gewaltig  überlegen  zeigte. 
Wenn  ferner  das  Dienstgefolge  der  kleinen  Könige  schon  um  der 
Beschränktheit  ihrer  Mittel  willen  ein  ziemHch  geringes  gewesen  sein 
mußte,  so  hielt  bereits  der  heil.  Ölafr  seine  120  Dienstleute  um  sich, 
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und  von  K.  Haraldr  härfagri  selbst  wissen  wir  überdies,  daß  jeder 
Jarl  60  und  jeder  Hersir  20  Kriegsleute  für  seinen  Dienst  bereit 
halten  mußte;  I20 — 150  Mann  aus  jedem  Volklande  waren  hiernach 
jederzeit  verfügbar,  eine  stattliche  Macht  nach  dem  Maße  jener  Zeit 
gemessen,  und  jedenfalls  außer  allem  Vergleich  mit  dem,  was  die 
Kleinkönige  der  älteren  Zeit  aufzubringen  vermocht  hatten.  Es  ver- 
steht sich  aber  von  selbst,  daß  die  Steigerung  der  Einkünfte  und 
der  sonstigen  Machtmittel  des  Königtumes  dessen  tatsächliche  Stellung 
dem  übrigen  Volke  gegenüber  von  Grund  aus  verändern  mußte. 
Galt  es,  mit  Zwang  und  Gewalt  den  eigenen  Willen  durchzusetzen, 
so  konnte  der  König  jetzt  mit  ungleich  größerem  Nachdrucke  auf- 
treten als  vordem,  und  zumal  zeigte  er  sich  jetzt  auch  den  mäch- 
tigsten Mitgliedern  seiner  Aristokratie  weitaus  überlegen,  falls  diese 
ihm  einzeln  entgegenzutreten  versuchten;  aber  auch  den  Bauern 
gegenüber  mußte  des  Königs  Wort  in  der  Dingversammlung  jetzt 
ein  ganz  anderes  Gewicht  haben  als  früher  und  mußte  die  alte 
„auctoritas  suadendi"  sich  tatsächlich  der  Regel  nach  ohne  weiteres 
zu  einer  „jubendi  potestas''  erheben.  Andererseits  verminderte  die 
energische  Erhöhung  des  Königtumes  selbstverständlich  auch  die  Scheu 
vor  dem  Eintritt  in  dessen  Dienst,  und  es  sind  fortan  nicht  mehr 
vorwiegend  Leute  geringeren  Schlages,  welche  in  diesem  ihren 
Unterhalt  suchen,  oder  höchstens  noch  junge  Männer,  welche  in 
demselben  ihre  Schule  durchmachen  wollen,  um  ihn  in  reiferen 
Jahren  wieder  zu  verlassen,  sondern  gestandene  Männer  aus  den 
besten  Häusern  des  Landes  halten  es  nicht  mehr  unter  ihrer  Würde, 
auf  die  Dauer  am  Königshofe  zu  dienen,  nachdem  einmal  des  Königs 
Person  so  hoch  über  alle  anderen  Volksgenossen  emporgerückt  ist, 
daß  der  ihm  geleistete  Dienst  nicht  mehr  mit  anderen  Privatdiensten 
verglichen  werden  kann.  Dazu  kam  ferner,  daß  das  Königtum  in 
Norwegen  der  einzige  Repräsentant  der  Reichseinheit 
war,  während  die  Organisation  des  Volkes  sowohl  als  auch  der 
Aristokratie  daselbst  stets  eine  nur  partikularistisch-provinzielle  blieb. 
Die  Aufrichtung  der  Alleinherrschaft  durch  K.  Haraldr  hatte  nämlich 
Norwegen  zwar  zu  einem  Gesamtstaate  gemacht,  aber  ganz  und  gar 
nicht  als  einen  solchen  organisiert,  vielmehr  die  alte  Isolierung  der 
einzelnen  Dingverbände  und  Volklande  nach  wie  vor  fortbestehen 
lassen,  soweit  nicht  die  Einheit  der  Person  des  über  sie  alle  gesetzten 
Oberhauptes  ein  anderes  schlechterdings  forderte.  Nur  in  den  ein- 
zelnen Reichsteilen  als  solchen  spielte  das  Volk  und  spielte  die 
längste  Zeit  hindurch  auch  dessen  Aristokratie   ihre  Rolle;  nur  hier 
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wurde  die  Gesetzgebung  sowohl  als  die  Rechtspflege  gehandhabt 
und  zwar  in  jedem  einzelnen  Dingverbande  oder  selbst  Volklande 
nach  dessen  eigenem  Rechte,  sodaß  zunächst  nur  die  Vertretung 
des  Reiches  nach  außen  und  das  Heerwesen,  dann  etwa  noch  die 
Verwaltung,  soweit  von  einer  solchen  die  Rede  war  und  soweit  sie 
in  des  Königs  Hand  lag,  eine  einheitliche  Führung  zeigten.  Je  mehr 
nun,  sei  es  durch  irgendwelchen  Druck,  welcher  vom  Auslande  her 
geübt  wurde  oder  umgekehrt  durch  siegreiche  Unternehmungen 
gegen  das  Ausland,  ein  gemeinsames  norwegisches  Nationalgefühl 
sich  bildete  und  kräftigte,  desto  höher  mußte  sich  eben  damit  auch 
das  Ansehen  des  Königtumes  heben,  in  welchem  allein  die  Nation 
ihre  Einheit  verkörpert  sah.  Eben  jener  Mangel  aller  einheitlichen 
Organisation  des  Volkes  hatte  aber  auch  noch  die  weitere  Folge, 
daß  dessen  ganzer  Anteil  an  der  Staatsgewalt  sich  notwendig  auf 
die  provinziellen  Angelegenheiten  beschränkte,  wogegen  die  gemein- 
samen Reichsangelegenheiten  lediglich  in  des  Königs  Hand  lagen. 
Je  mehr  nun  Schritt  vor  Schritt  der  Gesamtstaat  sich  befestigte  und 
auch  das  Bestreben  die  Provinzialangelegenheiten  gleichmäßiger  zu 
gestalten  sich  geltend  machte ,  destomehr  mußte  notwendig  das 
monarchische  Element  in  der  Verfassung  als  der  Träger  der  Zen- 
tralisation erstarken,  dagegen  das  aristokratische  und  demokratische 
Element  mit  dem  von  ihm  getragenen  Provinzialismus  an  Boden 
verlieren.  Lassen  sich  die  bisher  besprochenen  beiden  Momente  auf 
die  Gründung  der  Alleinherrschaft  als  auf  ihren  letzten  Ausgangs- 
punkt zurückführen,  so  tritt  noch  ein  spezifisch  kirchliches 
Moment  als  die  Entwicklung  des  Königtumes  mächtig  fördernd 
hinzu,  welches  von  jenem  Vorgange  völlig  unabhängig  steht.  Eine 
eigentümliche  Auffassung  des  Königtumes  hatte  sich  in  der  abend- 
ländischen Christenheit  allmählich  herausgebildet,  vermöge  deren  das- 
selbe als  eine  von  Gott  selbst  eingesetzte  und  mit  der  Wahrung 
spezifisch  christlich-kirchlicher  Zwecke  betraute  gelten  sollte.  Im 
karolingischen  Reiche  groß  gezogen,  war  diese  Auffassung  desselben 
zumal  auf  Deutschland  und  das  von  seinen  Königen  getragene  rö- 
mische Kaisertum  übergegangen ;  aber  auch  die  übrigen  christHchen 
Reiche  des  Abendlandes  waren  von  derselben  mehr  oder  minder 
erfaßt  und  selbst  der  ferne  Norden  konnte  von  derselben  nicht 
völlig  unberührt  bleiben.  Schon  des  heil.  Ölafr  Regierung  läßt  jene 
Verquickung  des  monarchischen  Absolutismus  mit  kirchlich-religiösen 
Tendenzen  sehr  deutlich  erkennen,  wie  solche  für  jenes  System  des 
Staatskirchentumes  oder  Kirchenstaatstumes    bezeichnend    war,    und 
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seine  Heiligsprechung-  tat  derselben  sofort  noch  weiteren,  kräftigen 
Vorschub;  noch  ungleich  bestimmter  und  wirksamer  macht  sich  die- 
selbe aber  seit  der  Mitte  des  I2.  Jahrhunderts  geltend  und  zwar  in 
derselben  doppelten  Gestalt,  in  welcher  das  System  gleichzeitig  auch 
in  den  übrigen  germanisch-romanischen  Reichen  auftritt  In  ent- 
schieden kurialistischer  Färbung  tritt  diese  Anschauung  in  jenem 
Vertrage  zutage,  welcher  im  Jahre  1164  zwischen  Kirche  und  Staat 
abgeschlossen  wurde  um  die  feierliche  Krönung  des  jungen  Magnus 
Erlingsson  zu  ermöglichen;  wenn  auch  eine  auf  diesen  Vertrag  be- 
zügliche Urkunde  als  gefälscht  zu  betrachten  ist  und  damit  jeder  Be- 
weis für  eine  förmliche  Verwandlung  des  Königtumes  in  ein  Lehen 
der  Kirche  hinfällig  wird,  so  kann  doch  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  die  nach  einem  echten  Texte  dem  Klerus  hinsichtlich  der  Be- 
setzung des  Thrones  zugestandenen  Wahl-  und  Einspruchsrechte, 
dann  die  Anordnung  eines  regelmäßig  wiederkehrenden  Kronen- 
opfers, jene  Auffassung  nahe  genug  legten  und  daß  dieselbe  fortan 
auch  wirklich  vom  Klerus  aufgestellt  und  verfochten  wurde.  In 
ghibellinischem  Gewände  tritt  dagegen  die  gleiche  Theorie  zumal 
unter  K.  Sverrir  und  seinen  nächsten  Nachfolgern  auf;  im  Königs- 
spiegel sowohl  als  in  der  unter  dem  Namen  des  Anekdoton  Sverreri 
bekannten  Streitschrift  wird  die  durch  dieselbe  bedingte  Vergött- 
lichung des  Königtumes  mit  großer  Wohlgefälligkeit  vorgetragen,  ^) 
und  in  den  verschiedenen  Gesetzbüchern  des  K.  Magnus  lagaboetir 
erscheint  dieselbe  gleichfalls  als  die  offizielle  Doktrin ;  -)  als  Inhaber 
der  weltlichen  Gewalt  wird  hier  der  König  geradezu  dem  Bischof 
als  dem  Inhaber  der  geistlichen  Gewalt  gegenübergestellt  und  beiden 
ganz  gleichmäßig  ein  göttlicher  Ursprung  vindiziert.  Die  alte  zu- 
gleich nationale  und  legale  Grundlage  des  Königtumes  mußte  bei 
dem  Übergänge  zu  dieser  neuen  Auffassung  desselben  notwendig 
aufgegeben  werden;  eine  absolute,  nur  Gott  allein  verantwortliche, 
aber  durch  keinerlei  irdische  Schranken  begrenzte  Gewalt  mußte 
von  ihr  aus  dem  Könige  zugesprochen  werden,  welcher  vordem  im 
Grunde  nur  der  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt  gewesen  war, 
während  die  beschließende  dem  Volke  selbst  zugestanden  hatte. 
Tatsächlich  freilich  konnte  und  wollte  das  neue  Prinzip  keineswegs 
sofort  bis  in  seine  letzten  Konsequenzen  hinein  verfolgt  werden ; 
aber  immerhin  mußte  dessen  Aufstellung  in  die  Führung  des  König- 
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tumes  eine  neue  Richtung  hereinbringen,  welche  auf  die  Dauer  nicht 
ohne  Folgen  für  die  Begrenzung  seiner  Machtsphäre  bleiben  konnte. 
Auch  nach  dieser  Seite  hin  läßt  sich  also  nicht  an  irgend  welchen 
einzelnen  geschichtlichen  Vorgang  eine  plötzliche  und  auffallende 
Umbildung  der  Natur  des  Königtumes  anknüpfen,  sondern  nur  von 
einer  neuen  Auffassung  desselben  sprechen,  welche  sich  ganz  all- 
mählich und  anfänglich  durchaus  unbewußt  der  älteren  gegenüber- 
stellt und  welche  diese  nur  Schritt  vor  Schritt,  und  nicht  ohne 
mannigfache  Schwankungen  durchzumachen,  zu  verdrängen  vermag. 
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Wie    in    der    ältesten    Zeit    die    Würde    eines    hersir    oder  fylkir 
erworben    wurde,    läßt    sich     bei    der    Dürftigkeit     unserer    Quellen 
kaum    mit    Sicherheit    bestimmen.      Worauf    R.  Keyser    seine    Be- 
hauptung   stützen    will,    daß    „ohne    Zweifel"    diese    Würde    in    der 
ältesten  Zeit  sich  regelmäßig  im  Mannesstamme  nach  Erstgeburtsrecht 
vererbt  habe,  ^)    begreife    ich    um    so  weniger,    als    das    norwegische 
Recht   nirgends   sonst   eine  Spur   einer   derartigen   Erbfolgeordnung 
zeigt;  man  könnte  sogar,  wenn  man  überhaupt  geneigt  ist,  zwischen 
den  Hersen    und  Königen    einen  Unterschied  anzunehmen,    die  Ver- 
mutung wagen,    daß  bei  der  Bestellung  der   ersteren  die  Volkswahl 
eine  erheblichere  Rolle  gespielt  haben  möge,  und  daß  von  hier  aus 
die    unten  noch    zu    besprechenden  Förmlichkeiten    bei    der   Thron- 
besteigung  des    Königs    nur    als    die    letzten    verkümmerten   Spuren 
einer    vordem    sehr    bedeutsamen    Beteiligung    des    Volkes    zu    be- 
trachten seien.     Wie  dem  aber  auch  sei,    gewiß  ist  jedenfalls  soviel, 
daß  dem  Königtume    seinerseits  die  Erblichkeit  von  Anfang    an 
eigen  war,  und  daß  sie  geradezu  ein  charakteristisches  Merkmal  des- 
selben bildete ;  nur  freilich  hält  es  schwer,  die  Erbfolgeordnung  festzu- 
stellen, in  welcher  vor  des  K.  Haraldr  härfagri  Zeit  in  Land  und  Leute 
succediert  wurde.     Das  zwar  kann  keinem  Zweifel   unterliegen,    daß 
gleichnah  Berufene  grundsätzlich  nebeneinander  succedierten,  gleich- 
viel  übrigens,    ob    sie    sodann    eine    gemeinsame    Regierung   führten 
oder   das  Reich  teilten,    oder   ob    endlich    einer  der  Berufenen  nach 
gütlicher  Übereinkunft  die  Regierung  allein  übernahm,   während  die 
übrigen    mit    Grundbesitz    oder   Fahrhabe    abgefunden    wurden.      So 


^)  Rechtsgeschichte,    109. 
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Süllen  die  Brüder  Alfr  und  Yngvi  nach  ihres  Vaters  Tod  beide  den 
Königstitel  angenommen  haben,  während  doch  der  erstere  allein  das 
Land  regierte,  der  letztere  dagegen  als  Heerkönig  sich  herumtrieb;^) 
die  Brüder  Ölafr  Geirstaöaälfr  und  Hälfdan  svarti   aber   teilten   ihres 
Vaters  Reich,  -)  und  die  Brüder  Herlaugr  und  Hrollaugr  führten  die 
Regierung    des  Naumudalr   in    Gemeinschaft.  ^)     Mag   sein,   daß    das 
isländische  Recht,    welches    bei  seinen  Godorden  weder   eine  völlige 
Gemeinsamkeit  bezüglich  der  Ausübung  der  Regierungsgewalt  kennt, 
noch  auch  eine  völhge  Teilung  derselben  zulassen  will,  vielmehr  eine 
abwechselnde  Führung  derselben  durch  die  mehreren  Teilnehmer  am 
Godorde  anordnete,  ^)  nur  hinsichtlich  der  ursprünglichen  Gestaltung 
des   norwegischen  Rechtes    einen   beachtenswerten   Fingerzeig   gibt; 
von    einer  Individualsuccession   ist  jedenfalls    weder   hier   noch    dort 
eine  Spur  zu  finden.     Bedenklicher  ist,  daß  einzelne  Quellenberichte 
von  einer  gewissen  den  Weibern    eingeräumten  Successionsberechti- 
gung  wissen  wollen,  vermöge  deren  dieselben  unter  Umständen  zwar 
nicht  selber  das  Königtum    übernehmen,    aber  doch  dasselbe    einem 
Manne  zubringen  konnten.    So  soll  K.  Eysteinn  Hälfdanarson  Vestfold 
geerbt   haben,    als    sein    Schwiegervater,   K.  Eirikr   Agnarsson,    starb 
ohne  männliche  Erben  zu    hinterlassen ;  ^)    K.  Guöröör  Hälfdanarson 
soll  mit  Alfhildr,    einer  Tochter  des  K.  Alfarinn  von  Alfheimar,  die 
Hälfte  von  Vingulmörk  erheiratet  haben  ;^)  K.  Hälfdan  svarti  endlich 
soll    erst   einen    Teil    von  Agöir   von    K.  Haraldr    granrauöi,    seinem 
Großvater   mütterlicherseits,  'j    und    sodann    auch    noch   Sogn    durch 
Vermittlung   seines  Sohnes  Haraldr   von    des   letzteren   mütterlichen 
Großvater,    K.  Haraldr    gullskegg,    ererbt    haben.  ^)      Mit    dieser    den 
Weibern  eingeräumten  Berechtigung  mag  es  auch  zusammenhängen, 
wenn  erzählt  wird,    wie  für  den  minderjährigen  Hälfdan  svarti  seine 
Mutter  Asa    die  Vormundschaft   führte    über  das  Reich,    das    er  ^'on 
ihrem  Vater  ererbt  hatte,  und  wie  er  infolgedessen  erst  mit  i8  Jahren 
die  Regierung  selbst  übernimmt,  ^)  während  doch  sonst  der  Mündig- 
keitstermin auf  das    erreichte   I2.  Jahr  gesetzt    zu  sein  pflegte.     Man 
möchte  derartige  Zeugnisse,    weil  sie  mit  dem  späteren  Recht  nicht 
übereinzustimmen  scheinen,  als  unglaubwürdig  bezeichnen ;   indessen 


')   Ynglfnga  s.,  24/18.  -)  ebenda,  54/41;  Hälfdanar  s.   svarta, 

1/42.  ■■')  Haralds  s.  härfagra,  852 — 3;  Eigla,  33. 

■*)  vgl.  m  e  i  n  e  Schrift :  Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis  zum  Untergange 
des  Freistaats,   188.  '^)  Yngli'nga  s.,  51/38.  ")  ebenda,   53/40. 

')  Hälfdanar  s.  svarta,   1/42;  vgl.  Ynglinga  s.,   53/40. 

*")  Hälfdanar  s.  svarta,  3/43 — 44.  ^)  ebenda,    i  42. 
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ist  doch  zu  beachten,  daß  auch  auf  Island  im  Heidentume  gyöjur 
vorkommen,  ^)  und  noch  im  Christentume  Weiber  ein  goöorö  erben 
können,  wie  sie  aucii  dessen  Führung  nicht  selber  zu  übernehmen 
imstande  sind,  -)  —  daß  ferner  auch  das  spätere  norwegische  Recht 
den  Begriff  der  baugrygjar  kennt,  und  damit  den  Weibern  in  ge- 
wissem, allerdings  sehr  beschränktem  Umfange  eine  Teilnahme  an 
den  verwandtschaftlichen  Rechten  überhaupt  und  an  der  Stamm- 
gutsfolge insbesondere  einräumt,  für  dessen  Alter  der  auch  im  is- 
ländischen Rechte  wiederkehrende  Ausdruck  baugrygr  immerhin  eine 
gewisse  Wahrscheinlichkeit  begründet. 

Wie  dem  aber  auch  sei,  gewiß  ist  jedenfalls,  daß  die  Erblichkeit 
des  Königtumes  sowohl  als  dessen  Einheit  gegenüber  dem  neuge- 
gründeten Gesamtreiche  seit  K.  Haraldr  härfagri  zu  einem  feststehenden 
Grundsatze  des  norwegischen  Staatsrechtes  geworden  war.  Damit 
ist  allerdings  nicht  ausgeschlossen,  daß  das  Prinzip  der  Reichseinheit 
noch  einiger  Zeit  bedurfte,  um  in  der  Anschauung  des  Volkes  völlig 
festzuwurzeln  und  allen  entgegenstehenden  Überlieferungen  des  alt- 
hergebrachten Rechtes  mit  Erfolg  die  Spitze  bieten  zu  können,  und 
daß  selbst  das  Prinzip  der  Erblichkeit  vorübergehende  Anfechtungen 
erlitt,  und  jedenfalls  erst  langsam  in  seiner  Anwendung  zu  derjenigen 
Ausprägung  gelangen  konnte,  welche  allein  mit  den  Anforderungen 
eines  geordneten  Staatslebens  im  Einklang  steht.  Es  hatte  aber  K. 
Haraldr  durch  sein  um  das  Jahr  900  erlassenes  Hausgesetz  wesent- 
lich in  derselben  Weise,  wie  dies  um  ein  Jahrhundert  früher  K.  Karl 
der  Große  getan  hatte,  den  Versuch  gemacht,  die  von  ihm  begrün- 
dete Reichseinheit  mit  dem  altüberlieferten  Privatfürstenrechte  aus- 
einanderzusetzen. ^)  Seine  Söhne  sollten  je  einen  bestimmten  Teil 
des  Reiches  erhalten  und  den  Königstitel  führen,  auch  beides  auf 
ihre  Nachkommen  im  Mannesstamme  vererben;  seine  Tochtersöhne 
sollten  dagegen,  ebenfalls  in  erblicher  Weise,  den  Jarlsnamen  erhalten, 
mit  welchem  ebenfalls  die  Regierung  bestimmter  Landschaften,  wenn 
auch  in  Unterordnung  unter  den  einen  oder  anderen  König,  ver- 
bunden war.  Daneben  sollte  aber  ein  Oberkönigtum  bestehen,  und 
trotz  der  Teilung  die  Einheit  des  Reiches  zugleich  vertreten  und  be- 
wahren; formell  sollte  dabei  die  dreifache  Abstufung  der  Würden 
darin    hervortreten,    daß    die    Unterkönige    um    eine    Stufe   tiefer   zu 


^)  vgl.  meine  angeführte  Schrift,  44.  -)   Kgsbk.   84  142. 

■'')  H  e  i  m  s  k  r.   Haralds  s.  h  a  r  f  a  g  r  a  ,  35/74  und  44  80  ;    vgl,  wegen   der  Ein- 
künfte 6/52. 
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sitzen  kamen  als  der  Oberkönig,  und  die  Jarle  wieder  um  eine 
Stufe  tiefer  als  die  Unterkönige;  materiell  aber  sollte  dieselbe  sich 
darin  äußern,  daß  von  den  Einkünften  eines  jeden  Volklandes  ein 
Drittel  dem  gemeinsamen  Oberkönige,  ein  zweites  Drittel  dem  Unter- 
könige, zu  dessen  Reiche  dasselbe  gehörte,  endlich  das  letzte  Drittel 
dem  Jarle  zufallen  sollte,  welcher  über  dasselbe  gesetzt  war.  Das 
Oberkönigtum  behielt  K.  Haraldr  zunächst  sich  selbst  bevor;  in 
seinem  höheren  Alter  aber,  um  das  Jahr  930  etwa,  übertrug  er  das- 
selbe auf  K.  Eirikr  bloööx  als  denjenigen  seiner  Söhne,  dessen  Mutter 
der  vornehmsten  Abkunft  war.  Das  kaum  erst  gestürzte  Kleinkönig- 
tum war  damit  wieder  aufgerichtet,  und  wie  im  Frankenreiche  er- 
wies es  sich  daselbst  alsbald  als  mit  dem  Oberkönigtume  unvereinbar; 
da  aber,  anders  als  im  Frankenreiche,  von  vornherein  für  eine  ge- 
nügende Ausstattung  des  letzteren  mit  überlegenen  Machtmitteln 
gesorgt  war,  endigte  der  Kampf  in  Norwegen  mit  dem  Siege  des 
Oberkönigtumes,  wenn  dieser  auch  erst  nach  nahezu  einem  Jahr- 
hunderte vollständig  entschieden  war.  Wenn  nämlich  K.  Eirikr  zwar 
eine  Reihe  seiner  Brüder  aus  dem  Wege  räumen  mußte,  so  behaup- 
teten sich  doch  andere  im  Besitze  ihrer  Reiche,  und  er  selber  mußte 
schließlich  vor  seinem  Bruder,  Häkon  gööi,  aus  dem  Lande  weichen. 
Aber  auch  K.  Häkon  stand  nur  einem  Teile  seines  Reiches  un- 
mittelbar vor,  während  ein  anderer,  nämlich  f)rändheimr  mit  den 
ihm  sich  anschließenden  Landschaften,  und  andererseits  Vikin  nur 
mittelbar  unter  seiner  Botmäßigkeit  stand,  und  ein  dritter,  die  Hoch- 
lande nämlich,  nicht  einmal  seine  Oberherrlichkeit  anerkannt  zu  haben 
scheint.  Ganz  ähnlich  stand  es  um  das  Reich  der  Eirikssöhne,  ganz 
ähnlich  ferner  auch  um  die  Herrschaft  des  Häkon  jarl,  nur  daß  dieser 
letztere  es  verschmähte,  den  Königsnamen  anzunehmen,  der  ihm 
seiner  Abstammung  nach  nicht  gebührte.  Nicht  anders  verhielt  es 
sich  auch  noch  mit  dem  Königtume  des  K.  Olafr  Tryggvason,  \\'elches 
sich  auch  seinerseits  wenigstens  noch  nicht  über  die  Hochlande  er- 
streckte, und  unter  der  ihm  folgenden  Jarlsherrschaft  konnte  sogar 
die  Integrität  des  Reiches  den  dänischen  und  schwedischen  Nachbarn 
gegenüber  nicht  mehr  gewahrt  werden,  ganz  wie  dies  schon  früher 
einmal,  in  der  ersten  Regicrungszeit  des  Häkon  jarl  nämlich,  vorüber- 
gehend der  Fall  gewesen  war.  Allein  immerhin  hatte  sich  doch 
wenigstens  der  Kern  des  Landes,  das  Gula|)ing  und  das  Frostu|)ing 
nämlich  samt  den  dazu  gehörigen  Landschaften,  bereits  am  Ende 
des  10.  Jahrhunderts  zu  einem  einheitlichen  Reiche  zusammenge- 
schlossen,   in    welchem    das    Unterkönigtum    vollständig    unterdrückt 
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war,  und  auch  mit  Vi'kin  bestand  regelmäßig  eine  ziemlich  feste  Ver- 
bindung; als  vollends  K.  Olafr  helgi  ins  Land  kam,  dessen  Vor- 
fahren gerade  in  Vikin  ihr  kleines  Reich  besessen  hatten,  und  der 
andererseits  durch  seinen  Stiefvater,  K.  Sigurör  syr,  auch  auf  die. 
Hochlande  Einfluß  zu  gewinnen  wußte,  gelang  es  rasch,  die  Integrität 
des  Reichsgebietes  und  die  Einheit  des  Königtumes  wieder  herzu- 
stellen. Die  von  den  Dänen  und  Schweden  besetzten  Reichslande 
wairden  sofort  zurückgewonnen ;  das  Kleinkönigtum  aber  wurde  gänz- 
lich unterdrückt,  und  mußten  sich  dessen  bisherige  Träger  entweder 
die  Herabsetzung  zu  bloßen  Landherren  gefallen  lassen  oder  aber 
ein  noch  ungleich  härteres  Los  erleiden.  ^)  Bald  gab  es  keinen 
König  mehr  im  Lande  außer  dem  heil.  Olafr  selber,  und  war  damit 
ein  Zustand  geschaffen,  wie  er  seit  des  K.  Haraldr  härfagri  Zeiten  im 
Reiche  nicht  mehr  bestanden  hatte ;  -)  das  Oberkönigtum  hatte  das 
Unterkönigtum  vollständig  überwunden,  und  niemals  vermochte  dieses 
sich  wieder  von  seinem  Falle  zu  erheben.  -  -  Aber  wenn  zwar  seit 
dem  Anfange  des  ii.  Jahrhunderts  der  Gegensatz  eines  Oberkönig- 
tumes  und  Unterkönigtumes  beseitigt  war,  so  war  damit  doch  die 
Gefahr  einer  Teilung  des  Reiches  noch  keineswegs  verschwunden, 
vielmehr  legte  der  unveränderte  Fortbestand  der  alten  Grundsätze 
über  die  Succession  in  Land  und  Leute  dieselbe  nach 
wie  vor  nahe  genug,  während  derselbe  zugleich  auch  noch  in 
gar  manchen  anderen  Beziehungen  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten 
veranlaßte.  Es  galt  das  Königtum  eben  als  „eign  ok  ööal"  des 
regierenden  Hauses  ^)  und  der  König  selbst  als  „ööalborinn  til  lands  \ 
ok  [legna"  ^)  oder  „sannr  ööalsmaör  til  Noregs ;"  ^)  eine  notwendige 
Folge  dieser  Anschauungsweise  war  aber  die,  daß  die  Thronfolge  j 
sich  ganz  nach  denselben  Regeln  zu  richten  hatte,  welche  für  die  ; 
gewöhnliche  Stammguts  folge  galten.  Leider  ist  uns  nun 
freilich  diese  Stammgutsfolge  selbst  in  denjenigen  Punkten,  in  welchen 
sie  von  der  gewöhnlichen  Erbfolge  abwich,  nicht  ganz  klar,  und  über- 
dies scheint  dieselbe,  so  wie  sie  uns  in  unseren  Rechtsbüchern  vor- 
getragen wird,  bereits  mehrfache  Veränderungen  erlitten  zu  haben, 
bezüglich  deren  es  sich  fragt,  wieweit  dieselben  auch  sofort  auf  die 


^)  Legendarische  Olafs  s.  helga,  24/18. 

'-)  Fagrskinna,  §98;  vgl.  Hei  ms  kr.  Olafs  s.  helga,  74/285 ;  ed.  Unger 
58/63;  FMS.  IV,  73/152;  Flbk.  II,  68.  ^)  IlirÖskra,   14/403. 

*)  So  nach  der  Thronfolgeordnung  des  K.  Hakon  des  Alten,  Järnsiöa,  Krb 
4;  aber  auch  schon  nach  der  He  im  skr.   Olafs  s.  helga,  57/260. 

■'')  So  nennt  K.  Iläkon  sich  selber,  Hakonar  s.  gamla,  86/326. 
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Thronfolge  Anwendung  gefunden  haben;  indessen  dürften  sich  die 
für  jene  Folgeordnung  bestimmenden  Grundzüge  immerhin  feststellen 
und  auch  diejenigen  Punkte  erkennen  lassen,  vermöge  welcher  die- 
selben für  das  Staatsinteresse  bedenkliche  Wirkungen  äußerten.  Der 
oberste  Grundsatz  scheint  aber  für  die  Stammgutsfolge  der  gewesen 
zu  sein,  daß  regelmäßig  nur  Männer  und  nur  der  Mannesstamm 
succedierten  und  zwar  so,  daß  der  nähere  Grad  den  entfernteren 
unbedingt  ausschloß;  dabei  scheint  aber  die  Gradesnähe  nicht  mit 
Rücksicht  auf  den  unmittelbaren  Vorgänger,  sondern  mit  Rücksicht 
auf  den  gemeinsamen  Stammvater  berechnet  worden  zu  sein,  sodaß 
also  zwar  der  Sohn  den  Enkel  vom  Folgerechte  ausschloß,  aber  beim 
nächsten  Successionsfalle  die  Enkelkinder  beider  Linien  gleichmäßig 
succedierten,  obwohl  von  ihren  Vätern  nur  der  eine  das  Stammgut 
geerbt  und  besessen  hatte. ^)  Es  konnte  hiernach  vorkommen,  daß 
ein  entfernterer  Agnat  in  das  Stammgut  succedierte,  während  die 
übrige  Erbschaft  einem  näheren  Cognaten  zufiel,  wie  denn  z.  B. 
der  Sohnessohn  das  oöal  erhielt,  während  die  Tochter  das  übrige 
Erbe  nahm  und  der  Vatersbruder  das  ööal  erbte,  während  der  übrige 
Nachlaß  an  den  frater  uterinus  gelangte.-)  Schon  sehr  frühzeitig 
scheinen  übrigens  gewisse  Weiber  als  baugrygjar  ein  gewisses  Folge- 
recht in  Stammgütern  erlangt  zu  haben,  und  scheint  überdies  der 
Weibesstamm,  vielleicht  von  Anfang  an,  wenigstens  für  den  Fall  des 
Erlöschens  des  Mannesstammes  oder  sogar  schon  gewisser  näherer 
Grade  desselben  (des  bauggildi),  ein  eventuelles  Successionsrecht  be- 
sessen zu  haben;  aber  auch  dabei  machte  sich  wieder  die  Regel 
geltend,  daß  das  männHche  Geschlecht  dem  weiblichen  vorgeht  und 
daß  mit  dem  Geschlechte  auch  wohl  von  einer  Linie  zur  anderen  über- 
gesprungen wird,  wie  denn  z.  B.  von  zwei  Töchtern,  die  als  baugrygjar 
Stammgut  erben,  zwar  diejenige,  die  einen  Sohn  gewinnt,  das  volle 
Stammgutsrecht  auf  ihn  überträgt,  sodaß  ihre  Schwester  und  Schwester- 
tochter von  dem  Gute  weichen  müssen,  aber  hinwiederum  der 
Tochtertochtersohn  der  anderen  Linie  der  Tochtersohnestochter  der 
ersteren  das  Gut  abzunehmen  befugt  ist.'^)  Wir  wissen  nun  freilich 
nicht,  wieweit  diese  Zulassung  der  Weiber  und  der  Cognaten  zur 
Stammgutsfolge  sich  auch  auf  die  Thronfolge  erstreckte,  und  wenn 
zwar  einige  oben  schon  besprochene  Vorkommnisse  aus  ältester  Zeit 
eine    solche   Erstreckung    an    und   für    sich    wahrscheinlich    machen 


^)  vgl.  bezüglich   der  Thronfolge  M  u  n  cli ,   II,  996.  ^)   GJ)L.,    103. 

^)  ebenda,   275. 
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dürften,  so  möchte  doch  der  Umstand  das  Maß  der  den  Weibern 
eingeräumten  Successionsrechte  einigermaßen  zweifelhaft  erscheinen 
lassen,  daß  ihrer  Zulassung  zur  Stammgutsfolge  noch  mehrfach  das 
Recht -des  nächsten  Agnaten  oder  auch  des  nächsten  Mannes  inner- 
halb der  Cognation  gegenüberstand,  das  Gut  gegen  eine  billige  Ab- 
lösungssumme den  berufenen  Weibern  abzunehmen.  Immerhin  darf 
aber  als  gewiß  bezeichnet  werden,  daß  zwar  der  den  Männern  und 
dem  Mannesstamme  eingeräumte  Vorzug  den  staatlichen  Interessen 
vollkommen  entsprach,  daß  aber  die  Stammgutsfolgeordnung  in  ihrer 
Anwendung  auf  die  Thronfolge  mit  diesen  Interessen  im  einzelnen 
noch  vielfach  in  Konflikt  kam.  Bedenklich  mochte  bereits  der  er- 
wähnte Satz  erscheinen,  daß  bei  der  Succession  nicht  schlechthin 
die  Nähe  des  Grades  gegenüber  dem  unmittelbaren 
Vormanne  entscheide;  der  Übergang  der  Succession  von  einer 
Linie  auf  die  andere,  während  die  erstere  doch  auch  noch  fortbe- 
stand, war  dadurch  unter  Umständen  geboten,  während  sich  ihm 
gegenüber  doch  sehr  natürlich  ein  Widerstand  der  im  Besitze  der 
Gewalt  begriffenen  Linie  entgegenstellen  mußte.  Bedenklich  war 
ferner,  daß  die  ältere  Thronfolgeordnung  der  unechten  Geburt 
in  gewissem  Umfange  ein  Folgerecht  neben  der  echten  einräumte. 
Wir  wissen,  daß  Häkon  gööi  ein  unechter  Sohn  des  K.  Haraldr  här- 
fagri  war,  daß  Magnus  gööi  vom  heil.  Olafr  im  Ehebruche  und 
Olafr  kyrri  von  K.  Haraldr  haröräöi  in  einer  Bigamie  erzeugt  wurde, 
daß  endhch  Magnus  berfoettr  ein  unehelicher  Sohn  des  K.  Olafr  kyrri, 
dann  der  junge  Olafr  und  wahrscheinlich  auch  dessen  Brüder  Sigurör 
Jörsalafari  und  Eysteinn,  ein  uneheHcher  Sohn  des  K.  Magnus  ber- 
foettr war;  dennoch  aber  succedierten  sie  alle  ohne  alle  und  jede 
Anfechtung.  Allerdings  scheint  die  Stammgutsfolge  in  diesem  Punkte 
von  der  Thronfolge  früh  abgegangen  zu  sein,  da  selbst  das  älteste 
der  uns  erhaltenen  Rechtsbücher  den  unechten  Sohn  in  das  ööal 
wie  in  das  übrige  Erbe  erst  nach  den  Geschwisterkindern  succedieren 
läßt;  ')  allein,  wenn  zwar  unser  Text  dabei  den  hornüngr  und  hrisüngr 
dem  l)yborinn  sonr  vollkommen  gleichstellt,  so  darf  doch  aus  Gründen, 
welche  zu  entwickeln  hier  zu  weit  führen  würde,  mit  großer  Wahr- 
scheinlichkeit angenommen  werden,  daß  dieser  Satz  ursprüngUch  aut 
den  liyborinn  sonr  oder  allenfalls  auch  auf  ihn  und  den  hrisüngr 
beschränkt  gewesen  war,  und  daß  erst  die  Gleichstellung  der  liberi 
naturales  mit  den  vulgo    qua^siti    seitens   der  Kirche    hinterher  auch 


GI)L.   104;  vgl.  FrI)L.  VIII,  8. 


§   12.     Die  Thronbesteigung,  2^Q 

in    das    weltliche    Recht   deren    Gleichstellung   hereingebracht   habe. 
Jedenfalls  geht  es    nicht    an,    die    Zulassung    der    unehelichen  Söhne 
7Air   Thronfolge    lediglich    mit  Munch  ^)     auf    die    angebliche    Furcht 
vor  einem  völligen  Mangel  an  Thronfolgern  stützen  zu  wollen,  denn 
eine  derartige  Rücksicht   hätte  höchstens  eine    eventuelle    Zulassung 
der  unechten  Geburt,    w^ie  sie    etwa   die  G[)L.    bei    der   Stammguts- 
folge kennen,    aber  nicht  die    Gleichstellung    der    unecht    geborenen 
Söhne    mit    den    echtgeborenen    motivieren    können.      Ebensowenig 
darf  man  aber  auch    mit  R.  Keyser -)  jene  Zulassung    der    unechten 
Geburt  daraus  zu  erklären  suchen,    daß    das  Königtum    als    ein  per- 
sönliches   Standesrecht    und    nicht    als    ein  Objekt    der  Erbfolge    be- 
trachtet worden  sei.     Eine    solche  Auffassung    widerspricht    nämlich 
allen  den  Ouellenzeugnissen,  welche  das  Königtum  als  ein  oöal  des 
regierenden  Hauses    bezeichnen,    und    w^enn    zwar    die  GpL.    sowohl 
dem  hornungr  und  hrisüngr  als  dem  jiyborinn  sonr    dasselbe  Recht 
zusprechen,  welches  seinem  Vater  zukommt,  falls  nur  die  Freilassung 
des  letzteren    in    seiner    frühesten    Jugend    erfolgt,  '^j    die  FrpL.    aber 
diese    Gleichstellung    wenigstens    den    beiden     ersteren    verwiUigen, 
während  sie  den  letzteren  nur  ein  Drittel  niedriger  ansetzen,*)  so  ist 
doch    auch    daraus    keinerlei    Schluß    zu    ziehen.      Einmal    nämhch 
handelt  es  sich  bei  der  Buße  um  ein  Recht,  w^elches  den  sämtlichen 
Verwandten  gleichzeitig,  also  z.  B.  dem  Sohne  bereits  bei  Lebzeiten 
des  Vaters  zustand,  wogegen  bei  der  Thronfolge  ebensogut    als  bei 
der  Stammgutsfolge  oder  bei  der  gewöhnlichen  Erbfolge    eine  Aus- 
schließung der  Fernerstehenden  durch  die  Näherstehenden  stattfand, 
und  konnte  demnach  recht  wohl  dort  eine  Gleichstellung  dieser  und 
jener  verwilligt  werden,  welche  hier  durch  die  Natur  der  Sache  aus- 
geschlossen war;  die  Behandlung  des  Königtumes    als  eines  persön- 
lichen Standesrechtes  würde  jede  Thronfolgeordnung  ausgeschlossen 
und  die  gleichzeitige  Berufung  aller  Successionsfähigen  zur  Regierung 
zur   Folge    gehabt   haben.     Zweitens  aber    scheint    das  prändheimer 
Recht  darauf  hinzudeuten,  daß  von  Anfang  an  auch  hinsichtlich  der 
Buße  die  verschiedenen  Arten    der    unechten    Geburt    unterschieden 
worden  waren,  und  mag  demnach  sein,  daß  auch  bezüglich  der  Buße 
ursprünglich  die  Gleichstellung  nur  dem  hornungr  zugekommen  war, 
und  daß  erst    hinterher    der    ausgleichende   Einfluß    der  Kirche    die- 
selbe auch  auf  den  hrisüngr  und    allenfalls    sogar    auf  den  l)yborinn 


^)  Norweg.  Geschichte,  II,  995.  '^)  Rechtsgeschichte,  41 — 2,  Anm.  2. 

3)  G|)L.  57  und   104.  ^j  FrI)L.  X,  47. 
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sonr  ausgedehnt  hat.  Ich  möchte  hiernach  annehmen,  daß  von  An- 
fang an  in  der  Buße  sowohl  als  in  der  Stammgutsfolge  und  ge- 
meinen Erbfolge  der  hornüngr  mit  dem  echtgeborenen  Sohne  gleich- 
gestellt war,  wie  er  es  in  der  Thronfolge  auch  später  noch  blieb, 
wogegen  der  [lyborinn  sonr  in  beiden  Beziehungen  zurückgesetzt  ge- 
wesen war,  und  daß  erst  hinterher  der  letztere  in  der  Busse  zu  dem 
höheren  Rechte  aufstieg,  wogegen  der  erstere  zu  dem  schlechteren 
herabgedrückt  wurde ;  bezügiich  des  hrisüngr  dagegen  möchte  ich 
dahin  gestellt  sein  lassen,  ob  derselbe  von  Anfang  an  dem  hornüngr 
oder  aber  nicht  vielmehr  dem  lj3^borinn  sonr  gleichgehalten  worden 
sei,  für  welche  letztere  Verwertung  allenfalls  die  Vielweiberei  des 
Heidentumes  eine  Stütze  bieten  könnte.  Wie  dem  auch  sei,  solange 
das  Erbrecht  der  unechten  Geburt  auf  Söhne  beschränkt  blieb, 
welche  von  Konkubinen  eines  Königs  geboren  oder  doch  sonst  von 
ihrem  Vater  anerkannt  waren,  mochte  dasselbe  noch  ziemlich  unbe- 
denklich erscheinen;  ernsthaft  gefährlich  wurde  dasselbe  aber  für  den 
Staat  von  dem  Momente  an,  in  welchem  man  anfing,  die  Eisenprobe 
als  Beweismittel  für  die  außereheliche  Vaterschaft  und  somit  als  ein 
Mittel  zuzulassen,  die  Berechtigung  zur  Thronfolge  nachzuweisen. 
Schon  K.  Haraldr  gilli  succedierte  auf  Grund  einer  von  ihm  glück- 
lich bestandenen  Eisenprobe,  obwohl  viele  trotz  derselben  nicht  an 
die  Vaterschaft  des  K.  Magnus  berfoettr  glauben  wollten,  und  wenn 
zwar  seine  unechten  Söhne  Sigurör  munnr  und  Eysteinn  ohne  Eisen- 
probe neben  ihrem  ehelich  geborenen  Bruder  K.  Ingi  zur  Succession 
zugelassen  wurden,  weil  man  dem  Worte  des  gemeinsamen  Vaters 
vertraute,  der  beide  anerkannt  hatte,  ^)  so  fehlte  es  doch  nicht  an 
Prätendenten,  welche  auf  eine  wirklich  oder  vergeblich  bestandene 
Eisenprobe  ihren  Anspruch  auf  die  norwegische  Krone  zu  stützen 
versuchten.  Von  den  bedenklichsten  Folgen  für  den  Staat  war  end- 
lich der  der  Stammgutsfolge  wie  der  gemeinen  Erbfolge  gleichmäßig 
bekannte  Satz  begleitet,  daß  gleich  na  he  Berufene  das  Erbe 
zu  teilen  haben.  Allerdings  scheint  man  bereits  mit  der  Mitte 
des  10.  Jahrhunderts  die  Einheit  des  Reiches  insoweit  berücksichtigt 
zu  haben,  als  man  den  verschiedenen  Teilhabern  an  demselben  nicht 
mehr  je  ihre  besonderen,  ausgeschiedenen  Teile  desselben  überwies,  viel- 
mehr eine  gemeinsame  Regierung  aller  eintreten  ließ  wobei  Sachen,  die 
notwendig  einer  einheitlichen  Entscheidung  bedurften,  durch  Überein- 


^)  Heim  skr.,  Inga  s.  ok  brceÖra  hans,    13738;   Fagrsk.   259/171;  Mor^ 
k  in  sk.  22";. 
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kunft  der  sämtlichen  Teilhaber  oder  nötigenfalls  auch  wohl  durch  das 
Los    entschieden  wurden,    im    übrigen  aber  jeder  einzelne  Teilhaber 
am  Reiche    an  denjenigen  Orten  die  vollen  Rechte  des  Königtumes 
ausübte,  an  welchen  er  sich  gerade  aufhielt.     Ganz  konsequent  wird 
■denn  auch  für  die  Fälle,  in  welchen  es  darauf  ankam  die  Dauer  einer 
Königsregierung  (konüngsaefi)  zu  bestimmen,  wie  z.  B.  wenn  es  galt 
die  Regel,    daß    in  des  Königs  Hand   gelangtes  Stammgut   eingelöst 
werden  müsse,  „fyrr  en  l)riggja  konünga  aefi  se  liöin",  zur  Anwendung 
zu  bringen,  angenommen,  daß  das  Leben  mehrerer  gleichzeitig  regie- 
render Könige  nur  ein  einfaches  sei,  ■*)  d.  h.  daß  einzig  und  allein  die 
Lebensdauer    des  Längstlebenden    entscheide.     Nicht   minder   konse- 
<iuent  wurde  ferner,    wenn   einer   der  Mitregierenden  verstarb,    nicht 
etwa  von  dessen  Deszendenz  in  seinen  Anteil  am  Reiche  succediert, 
sondern  dieser  einfach  den  übrigen  Mitregenten  zugewiesen,  gewisser- 
maßen als  ein  Zuwachs,  der  sich  für  ihr  Recht  durch  das  Wegfallen 
eines  dasselbe  beschränkenden  fremden  Rechtes  ganz  von  selbst  er- 
gab ;  wenn  dann  freilich  die  verschiedenen  Teilnehmer  sämtlich  ver- 
storben waren,  so  konnte  hinw^iederum  der  Sohn  des  Vorverstorbenen 
neben  dem  Sohne  des  zuletzt  Verstorbenen  an  dem  erledigten  Reiche 
seinen  Anteil  gleichmäßig  begehren.     Als  z.  B.  K.  Magnus,  der  Sohn 
des  K.  Haraldr  haröräöi  starb,  welcher  mit  seinem  Bruder  K.  Olafr  kyrri 
gemeinsam  regiert  hatte,    führte  dieser  letztere  die  Regierung   allein 
fort,    obwohl    ein  Sohn    des    ersteren,    Häkon  pörisföstri,    am  Leben 
war ;  ^)  nach  des  K.  ülafr  Tod  aber  forderte  Häkon  neben  dessen  Sohn, 
Magnus  berfoettr,   seinen  Anteil  am  Reiche    und    erhielt   ihn.  ^)     Als 
ferner  Häkon  heröibreiör,  ein  Sohn  des  K.  Sigurör  munnr,  noch  bei 
Lebzeiten  seines  Vaterbruders,  K.  Ingi,  den  Königsnamen  sich  beilegen 
ließ,  wurde  dies  als  eine  Gesetzwidrigkeit  betrachtet  und  geahndet,*) 
obwohl  damals  bereits  eine  starke  Partei  sich  vorfand,  welche  dafür 
hielt,    daß   er   auf  seines  Vaters  Teil   am    Reiche  Anspruch   habe.  ^) 
Auf  eine   wirkUche   Reichsteilung   könnten   zwar   einzelne   Angaben 
bezogen  werden ;  indessen  scheint  sich  bei  näherer  Prüfung  der  ein- 
schlägigen Stellen  doch  zu  ergeben,  daß  es  sich  dabei  nicht  um  eine 
tatsächhche  Teilung,  sondern  höchstens  um  eine  sog.  Mutschierung  han- 
delte.   So  wird  z.  B.  zwar  von  der  Teilung  des  K.  Magnus  Haraldsson 
mit  seinem  Bruder  ülafr  kyrri  gesagt:  „haföi  Magnus  hinn  nyröra  hlut 


^)  G{)L.  271.  '^)  Heimskr,  Haralds  s.  haröraÖa,   106/627 — 8;  Olafs 

s.  kyrra,   1/629.  ^)  Heimskr.  Magniiss  s.  berfcttts,   ijö^^)- 

*)  Heimskr,  Hakonar  s.  herÖibreiÖs,   1/756.  ^)  ebenda,  3/758 

und   8/762. 
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lands,  en  Olafr  hinn  eystra";  ^)  aber  als  dann  später  nach  des  Olafr  kyrri 
Tod  Magnus  berbeinn  sich  in  Vikin  zum  König  „yfir  allan  Noreg'^ 
und  umgekehrt  Häkon  pörisföstri  sich  in  den  Hochlanden  als  König 
ausrufen  läßt,  heißt  es  von  den  I)rcendr,  daß  sie  den  letzteren  als 
König  anerkannten  „yfir  hälft  land,  svä  sem  haft  haföi  Magnus 
konüngr  faöir  hans",  ^)  und  wenn  schon  diese  Angaben  vermuten 
lassen,  daß  die  Teilung  als  eine  geographisch  begrenzte  nicht  gemeint 
war,  ergibt  sich  überdies  aus  dem  weiteren  Verlaufe  der  Darstellung,, 
daß  beide  Könige  sich  gelegentlich  gleichzeitig  in  Niöarös  befanden 
und  ganz  gleichmäßig  als  Herren  der  Stadt  auftraten.  Von  den  Söhnen 
des  K.  Magnus  berbeinn  heißt  es  ferner,  daß  Eysteinn  den  nörd- 
lichen Teil  des  Landes  inne  hatte,  Sigurör  aber  den  südlichen,  während 
das  dem  minderjährigen  Olafr  gehörige  Landesdrittel  von  beiden  ge- 
meinsam verwaltet  wurde ;  ^)  später  aber  zeigt  uns  nicht  nur  der 
|3ingaJ)ättr  beide  Könige  nebeneinander  an  den  verschiedensten  Ding- 
stätten des  Landes  in  die  Gerichtsverhandlungen  eingreifend,  sondern 
wir  erfahren  auch,  wie  einmal  K.  Eysteinn  einen  Winter  im  Süden 
und  K.  Sigurör  einen  solchen  im  Norden  des  Reiches  zubringt,  ^) 
oder  wie  ein  andermal  beide  zugleich  ihre  veizlur  in  den  Hochlanden 
einnehmen,  freilich  jeder  auf  einem  anderen  Hofe  liegend.  ^)  Wieder- 
um wird,  nachdem  erst  K.  Magnus  Siguröarson  zu  Oslo  als  König 
„yfir  land  allt"  anerkannt  worden  war,  hinterher  Haraldr  gilli  am 
Haugal)ing  bei  Tünsberg  „til  konüngs  tekinn  yfir  hälft  land",  und 
wird  zwischen  beiden  ein  Vergleich  dahin  abgeschlossen,  „at  hälft  riki 
skyldi  hverr  [leirra  hafa  viö  annan";^)  nach  des  Haraldr  Ermordung 
wird  ferner  am  Borgarl)inge  dessen  Sohn  Ingi  und  in  prändheimr 
dessen  Sohn  Sigurör  zum  König  gewählt,  ^)  aber  es  scheint  dabei 
nur  auf  „hälfar  allar  landskyldir  ok  aörar  tekjur  i  Noregi"  abgesehen 
gewesen  zu  sein,  ^)  und  nicht  anders  ist  es  doch  wohl  auch  zu  ver- 
stehen, wenn  später  noch  ein  dritter  Bruder,  Eysteinn,  sich  meldet 
und  auch  seinen  „l^riöjüng  rikis"  erhält.^)  Aber  auch  dann,  wenn 
nicht  tatsächlich  geteilt  wurde ,  blieb  die  gleichzeitige  Succession 
mehrerer  doch  stets  mit  üblen  Folgen  verbunden.  Früher  oder 
später  pflegte  unter  den  Mitregenten  Streit  und  Eifersucht  zu  ent- 
stehen,   und  es  war  nur  ein  glücklicher  Zufall,  wenn  der  frühe  Tod 

^)  Ileimskr.  Haralds  s.  harÖraÖa,   106/627.  ^)  H  eimskr.  Magnüss 

s.  berbeins,   1/636.  ^)  Heimskr.  Siguröar  s.  Jörsalafara,   1/66 1. 

*)  ebenda,  24/680.  '")  ebenda,  25/681. 

^)  Ileimskr.  Haralds  s.  gilla,   1/703.  ')  Ileimskr.  Inga  s.  ok 

brceöra  hans,   1/724.  ^)  ebenda,  8/732.  ^)  ebenda,   13/737—8. 


§   12.     Die  Thronbesteigung.  24^ 

des  K.  Magnus  gööi,  Magnus  Haraldsson,  Häkon  pörisfostri  die  be- 
reits sich  anspinnenden  F'eindseligkeiten  nicht  zum  vollen  Ausbruche 
kommen  liefSen,  oder  wenn  der  ruhige  verständige  Sinn  des  K.  Ey- 
steinn  trotz  der  heftigeren  Natur  des  K.  Sigurör  Jorsalafari  den 
Frieden  im  Reiche  zu  erhalten  wußte;  unter  K.  Magnus  Siguröarson 
und  Haraldr  gilli,  dann  unter  den  Söhnen  dieses  letzteren  war  gegen- 
seitiges Blutvergießen  wirklich  die  Folge  der  gemeinsamen  Succession. 
Endlich  kommt  noch  ein  weiterer,  freilich  nicht  erbrechtlicher  Punkt 
des  Privatfürstenrechtes  in  Betracht.  Es  konnte  vorkommen,  daß 
der  zur  Thronfolge  Berufene  noch  minderjährig  war  und  somit 
eines  Vormundes  bedurfte.  Die  Volljährigkeit  scheint  für  die 
Könige  nicht,  wie  Keyser  im  Anschlüsse  an  das  spätere  Privatrecht 
annimmt,^)  mit  dem  15.  Jahre  eingetreten  und  auch  nicht,  wie  der- 
selbe Verfasser  für  die  ältere  Zeit  für  möglich  hält,  von  Fall  zu  Fall 
mit  Rücksicht  auf  die  physische  Reife  des  einzelnen  bemessen  worden 
zu  sein,  sondern  ein  für  allemal  an  das  zurückgelegte  12.  Jahr  sich 
geknüpft  zu  haben,  welches  auch  für  das  gemeine  Landrecht  ursprüng- 
lich den  maßgebenden  Termin  gebildet  hatte ;  ^)  ich  stütze  mich  des- 
halb auf  die  Tatsache,  daß  nicht  nur  mit  12  Jahren  Eirikr  blöööx,. 
dann  Olafr  helgi  auf  die  Heerfahrt  gingen,  ^)  womit  die  Annahme 
des  Königsnamens  verbunden  zu  sein  pflegte,  sondern  daß  auch  K. 
Sigur(V  Jorsalafari  schon  in  einem  Alter  von  13 — 14  Jahren  und  K. 
Eysteinn  nur  um  ein  Jahr  älter  die  Regierung  antraten,  wobei  beide 
noch  überdies  die  Verwaltung  des  ihrem  4 — 5  jährigen  Bruder  Olafr 
gehörigen  Anteile  am  Reiche  übernahmen.  '^)  Mag  sein,  daß  der 
Übergang  des  Landrechtes  vom  12  jährigen  zum  15  jährigen  Minder- 
jährigkeitstermine auch  bezüglich  der  Regierungsfähigkeit  ein  ge- 
wisses Schwanken  hervorrief,  obwohl  ich  hierfür  einen  Beleg  nicht 
aufzuweisen  vermag;  um  so  deutlicher  läßt  sich  aber  erkennen,  wie 
wenig  befriedigend  für  die  Reichsverwesung  gesorgt  war,  die  während 
der  Unmündigkeit  des  Regenten  einzutreten  hatte.  Die  soeben  an- 
geführte Stelle  der  Heimskri'ngla  zeigt,  daß  man,  wenn  volljährige 
Brüder  neben  minderjährigen  succedierten,  die  ersteren  auch  für  die 
letzteren  die  Regierung  führen  ließ;  wurden  aber  lediglich  Unmündige 
auf  den  Thron  berufen,  wie  etwa  Ingi  Haraldsson  und  dessen  Bruder 
Sigurör  munnr,  so  scheint  zwar  die  Mutter,  wie  sie  die  landrechtliche 


^)  ReclUsgeschichte,  43.  -)  vgl.  meine  Bemerkungen  in  der  Kritischen 

Vierteljahresschrift,  II,  87 — 88.  ^)  Heimskr.  Haralds  s.  hdrfagra,  34/72; 

Olafs  s.  helga,  4/219.  ■*)  Heimskr.  Sigurc^ar  s.  J  ö  rs  alaf  ara,   1/66 1. 
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Vormundschaft  wenigstens  teilweise  übernehmen  konnte,  so  auch 
am  Reichsregimente  sich  einigermaßen  beteiligt  zu  haben ;  ^)  in  der 
Hauptsache  aber  nahmen  die  Landherren  und  die  königlichen  Dienst- 
leute dieses  in  die  Hand  ^)  und  bei  wichtigeren  Fragen  holte  man 
allenfalls  auch  die  Meinung  des  königlichen  Kindes  selber  ein,  ^) 
ganz  wie  man  dieses  auch  mit  in  die  Schlacht  nahm,  damit  es  hier, 
wenn  auch  auf  dem  Arme  eines  der  Dienstleute,  in  eigener  Person 
den  dem  Könige  gebührenden  Ehrenplatz  unter  der  Fahne  einnehmen 
konnte.*) 

Von  Anfang  an  in  der  Grundanlage  des  norwegischen  Privat- 
fürstenrechtes begründet,  traten  alle  diese  Übelstände  doch  erst  mit 
dem  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  recht  schlagend  hervor,  als  der 
Tod  des  K.  Sigurör  Jörsalafari  den  Anstoß  zum  Ausbruche  heftiger 
und  langwieriger  Thronstreitigkeiten  gab.  Damals  wurde  die  ge- 
meine Erbfolge  sowohl  als  die  Stammgutsfolge  mehrfach  umgestaltet, 
indem  einerseits  die  Rechte  der  Weiber  und  des  Weibesstammes  eine 
Erweiterung  erfahren  zu  haben  und  andererseits  die  Konkubinen- 
kinder mit  den  übrigen  unecht  geborenen  gleichgestellt  worden  zu 
sein  scheinen,  und  es  mochte  dadurch  auch  die  Sicherheit  der  Thron- 
folgeordnung einigermaßen  erschüttert  worden  sein.  Damals  ferner 
war  zum  ersten  Male  die  Eisenprobe  dazu  benützt  worden,  um  einen 
unecht  geborenen  Königssohn  diese  seine  Abkunft  beweisen  zu 
lassen,  und  war  damit  einerseits  allen  Abenteurern  der  Weg  ge- 
wiesen, auf  welchem  sie  zum  Throne  gelangen  konnten,  andererseits 
aber  zufolge  der  Zweifel  an  der  Verlässigkeit  jenes  Beweismittels, 
welche  im  Lande  noch  weit  verbreitet  waren,  eine  Anfechtung  der 
Legitimität  der  Haraldschen  Linie  recht  sehr  nahe  gelegt.  Wirklich 
kam  es  kurz  nach  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zu  einer  solchen 
Anfechtung,  und  wurde  zugleich  der  Versuch  gemacht,  den  jungen 
Magnus  Erlingsson  auf  den  Thron  zu  setzen,  welcher  doch  nur 
durch  seine  Mutter  Kristin,  eine  Tochter  des  K.  Sigurör  Jörsalafari, 
von  dem  alten  Königshause  abstammte;  damit  aber  war  zum  ersten 
Male  in  Norwegen  ein  König  auf  den  Thron  gelangt,  der  keines 
Königs  Sohn  war.  ^)  Das  führte  nun  zu  einer  eigentümlich  schwie- 
rigen Lage.  Betrachtete  man  die  ganze  Haraldsche  Linie  als  nicht 
successionsberechtigt,  so  ließ  sich  des  jungen  Magnus  Wahl  allenfalls 


^)  Heimskr.  Inga  s.  ok  brceöra  hans,   1/724.  -)  ebenda,  1/724  und 

21/743-  ^)  ebenda,  8—9/732 — 33.  *)  ebenda,  2/725. 

'')  Heimskr.  Magniiss  s.  Erlingssonar,  21/796;  Fagrsk.  §  268. 
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rechtfertigen,  da  unter  dieser  Voraussetzung  der  Mannesstamm  des 
königlichen  Hauses  als  erloschen  gelten  mußte  und  die  eventuelle 
l^erufung  der  Cognaten  für  diesen  Fall  sich  kaum  bezweifeln  ließe, 
wenn  sie  auch  nicht  in  allen  Rechtsbüchern  ausdrücklich  vorgesehen 
gewesen  zu  sein  scheint;  aber  man  mußte  solchenfalls  der  Eisen- 
probe ihre  Beweiskraft  absprechen,  die  doch  als  legales  Beweismittel 
anerkannt  war,  und  ließ  sich  überdies  dieser  Standpunkt  nicht  ohne 
schwere  Inkonsequenz  einnehmen,  da  es  die  Partei  des  K.  Ingi  Ha- 
raldsson  war,  welche  den  Magnus  als  König  ausrief.  Überdies  er- 
öffneten sich,  was  noch  weit  schlimmer  war,  auch  noch  einer  Reihe 
anderer  Prätendenten  Aussichten  auf  den  Thron,  sowie  man  erst 
auf  den  Weibesstamm  zurückzugreifen  sich  entschloß,  wie  denn 
z.  B.  Olafr  ügaefa  durch  seine  Mutter  Maria  ein  Enkel  des  K. 
Eysteinn  Magnüsson  war,  und  somit  mit  Magnus  Erlingsson  ganz 
genau  auf  einer  Linie  der  Verwandtschaft  stand.  Es  galt  also  für 
die  im  vorläufigen  Besitze  des  Thrones  befindliche  Partei,  die  Zweifel, 
welche  bezüglich  der  Successionsberechtigung  ihres  Königs  bestanden, 
in  einer  Weise  zu  beseitigen,  welche  ihr  gestattete  alle  und  jeden 
anderen  Thronbewerbern,  mochten  sie  nun  der  Haraldschen  oder 
irgend  welcher  anderen  Linie  angehören,  mit  durchschlagendem  Er- 
folge zu  begegnen,  und  es  lag  nahe,  dieses  Ziel  durch  Aufstellung  einer 
neuen  Thronfolgeordnung  zu  erreichen  zu  suchen,  welche  zugleich 
auch  für  alle  Zukunft  die  Succession  in  einer  dem  Staatswohle  ent- 
sprechenderen Weise  regelte;  um  aber  auf  diesem  Wege  voranzu- 
kommen, glaubte  ErHngr  skakki  der  kräftigen  Mitwirkung  der  Kirche 
zu  bedürfen,  welche  hinwiederum  durch  sehr  bedeutende  Opfer  seitens 
des  Staates  erkauft  werden  mußte.  .So  kam  denn  ein  Gesetz  über 
die  Thronfolge  zustande,  für  dessen  Inhalt  neben  den  staatlichen 
Interessen  und  dem  dynastischen  Interesse  des  soeben  auf  den  Thron 
gelangten  Hauses  in  sehr  belastendem  Umfange  auch  nach  den  An- 
sprüchen der  Hierarchie  Rechnung  getragen  wurde,  welche  dem 
Königtume  gegenüber  wieder  ihre  eigenen  Ziele  verfolgte.  ^)  Nach 
diesem  soll  aber  zunächst  der  älteste  echtgeborene  Sohn  des  Königs 
seinem  Vater  auf  dem  Throne  folgen,  eventuell  aber,  wenn  er  zur 
Succession  untüchtig    befunden    werden    sollte    der   tüchtigste    unter 


^)  Siehe  dasselbe  in  den  GI)L.  2,  wozu  der  Björgviner  Vergleich  vom 
I.August  1273  und  der  Tiinsberger  Vergleich  vom  9.  August  1277  zu 
vergleichen  ist  (Norges  gamle  Love,  II,  457  und  462).  Eine  vom  23.  März  1276  da- 
tierte Urkunde  über  die  Schenkung  der  Krone  an  den  heil.  Ölafr  (ebenda,  I,  442 — 44) 
ist  meines  Krachtens  eine   Fälschung. 
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seinen  echtgeborenen  Brüdern.  Sind  eheliche  Söhne  nicht  vorhanden, 
so  soll  die  Thronfolge  an  den  nach  gewöhnlichem  Erbrechte  zu- 
nächst Berufenen  gelangen,  ebenfalls  wieder  dessen  persönliche 
Tüchtigkeit  zur  Führung  der  Regierung  vorausgesetzt;  für  den  Fall 
seiner  Untüchtigkeit  aber  soll  die  Wahl  entscheiden,  doch  wohl 
innerhalb  des  Bereiches  des  königlichen  Hauses,  obwohl  diese  Be- 
schränkung nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist.  Die  Prüfung  der 
Tüchtigkeit  des  durch  das  Erbrecht  Berufenen,  dann  die  Wahl  des 
Königs  für  den  Fall  der  Untüchtigkeit  des  Berufenen,  wird  dabei 
einer  Versammlung  übertragen,  zu  welcher  der  Erzbischof  mit  seinen 
inländischen  Suffraganen,  dann  eine  Anzahl  von  je  zwölf  Männern, 
welche  jeder  Bischof  aus  seiner  Diöszese  zu  ernennen  hat,  zusammen- 
zutreten und  in  welcher  überdies  sogar  die  Stimmenmehrheit  nur 
unter  der  Voraussetzung  zu  entscheiden  hat,  daß  der  Erzbischof  und 
und  die  Bischöfe  zu  derselben  zählen ;  daß  zugleich  die  Krone  des 
verstorbenen  Königs  in  der  Domkirche  zu  Niöarös  dem  heil.  Ölafr 
geopfert  werden  sollte,  mag  darum  erwähnt  werden,  weil  sich  auch 
hierin  eine  Deferenz  gegen  die  Kirche  ausspricht,  und  wxil  kirch- 
licherseits  aus  diesem  Kronenopfer  bald  eine  förmliche  Auftragung 
der  Kirche  zu  Lehen  gefolgert  werden  sollte.  Man  sieht,  das  neue 
Gesetz  griff  tief  in  das  überlieferte  Privatfürstenrecht  ein  und  nur 
sehr  teilweise  in  einer  das  Staatsinteresse  fördernden  Weise.  Die 
Sicherung  der  Unteilbarkeit  des  Reiches,  wie  solche  in  der  Einführung 
des  Majorates  begründet  lag,  durfte  als  ein  entschiedener  Fortschritt 
begrüßt  werden  und  ebenso  die  energische  Bevorzugung  der  echten 
Geburt  vor  der  unechten;  wenn  ferner  auf  das  gemjeine  Erbrecht 
verwiesen  wurde,  nicht  auf  das  besondere  Recht  der  Stammgutsfolge, 
so  bot  auch  dies  wenigstens  insoferne  einen  Vorteil,  als  fortan  stets 
die  Nähe  der  Verwandtschaft  zum  Erblasser  entscheiden  sollte,  was 
ein  häufigeres  Überspringen  von  einer  Linie  zur  anderen  ausschloß, 
wiewohl  allerdings  diese  Verweisung,  wenn  man  anders  mit  ihr 
vollen  Ernst  machen  wollte,  den  dem  Staatswohle  förderlichen  Vor- 
zug der  Männer  und  des  Mannesstammes  sehr  beschränkte.  Sehr 
bedenkUch  mußte  aber  der  Versuch  der  Prälatur  erscheinen,  die  Zu- 
lassung des  berufenen  Thronerben  zur  Regierung  von  ihrer  Prüfung 
seiner  PersönUchkeit  und  eventuell  die  Besetzung  des  Thrones  von 
ihrer  Wahl  abhängig  zu  machen ;  die  hierher  bezüglichen  Be- 
stimmungen des  neuen  Gesetzes  standen  nämlich  nicht  nur  mit  dem 
althergebrachten  Rechte  in  bestimmtesten  Widerspruche,  sondern  sie 
waren  auch  durch  keine  staatsrechtliche    Erwägung    motiviert,   viel- 
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mehr  umgekehrt  mit  den  Interessen  des  Staates  geradezu  unver- 
trägHch.  Ob  das  neue  Gesetz  überhaupt  jemals  rechtsförmUch,  d,  h. 
durch  einen  übereinstimmenden  Beschkiß  mindestens  der  vier  großen 
Dingversammkmgen  im  Reiche,  vom  Volk  angenommen  wurde,  läßt 
sich  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen;  gewiß  ist  dagegen  jedenfalls  so- 
viel, daß  dasselbe  niemals  zu  tatsächlicher  Geltung  gelangte.  Als 
unecht  geborener  Königssohn  sprach  Sverrir  die  Krone  an  und  „eptir 
landslögum  fornum"  erkannte  ihm  das  ätta  fylkna  l)ing  in  prändheimr 
solche  zu,  wie  wenn  die  neue  Successionsordnung  niemals  erlassen 
worden  wäre;^)  er  selber  aber  bezeichnete  und  behandelte  den 
Magnus  Erlin gsson  stets  als  einen  illegitimen  Regenten,  der  nach  des 
heil.  Ülafr  Gesetz,  weil  er  kein  Königssohn  war,  gar  keinen  Anspruch 
auf  den  Thron  hatte.  -)  Auch  des  Sverrir  Nachkommen  mußten  na- 
türlich an  dem  alten  Rechte  bezüglich  der  Thronfolge  festhalten,  da 
nur  auf  diesem  ihr  eigener  Anspruch  auf  den  Thron  beruhte,  und 
es  ist  ganz  dem  älteren  Rechte  entsprechend,  daß  dem  Sverrir  sein 
einziger  überlebender  Sohn  Häkon  nachfolgte,  mit  Umgehung  des 
Guöormr,  des  Sohnes  seines  erstgeborenen  Sohnes  Sigurör,  ganz  ent- 
sprechend auch,  daß  nach  des  Häkon  Tod  eben  dieser  Guöormr  allein 
succedierte,  soferne  man  von  der  in  Aussicht  stehenden  Geburt  eines 
unechten  Sohnes  des  K.  Häkon  keine  Ahnung  hatte.  Bedenklicher 
war,  daß  man  nach  des  Guöormr  Tod  zum  Weibesstamme  griff,  und 
dabei  von  des  K.  Sverrir  drei  Schwestersöhnen  nur  den  einen,  Ingi 
Bäröarson,  als  König  annahm ;  ^)  denn  wenn  sich  zwar  das  erstere 
nach  älterem  Rechte  rechtfertigen  ließ,  soferne  man  noch  immer 
nichts  von  der  Existenz  eines  unechten  Sohnes  des  K.  Häkon  wußte, 
so  widersprach  doch  das  letztere  unbedingt  dem  alten  Grundsatze 
der  gleichen  Teilung  unter  gleichnahe  Berufenen;  indessen  scheinen 
dabei,  neben  dem  Wunsche  die  Einheit  des  Königtumes  zu  erhalten, 
doch  vorzugsweise  persönliche  Erwägungen  maßgebend  gewesen  zu 
sein,  die  Unfähigkeit  des  Sigurör  konüngsfraendi  nämlich  und  die 
gotische  Abkunft  des  Häkon  galin n,  sowie  seine  feindliche  Stellung 
zum  Erzbischofe  und  wurde  überdies  der  letztere  mit  dem  Jarlstitel 
und  einem  Anteile  am  Reiche  abgefunden.  V' ollends  widerrechtlich 
war,  daß  an  der  getroffenen  Einrichtung  auch  dann  noch  festgehalten 
wurde,    als  in  der   Person   des   jungen   Häkon   Häkonarson    ein   un- 


^)  Sverris  s.,   16/41.  '^)  vgl.  zumal  99/241   und   112/270  ebenda. 

^)  Kürzere  Drei königssage,  4/8,  längere,  96/100 ;  Iläkonar  s.  gamla, 
2/231. 


248 


Abschnitt  III,     Das  Königtum. 


echter  Sprößling  des  Mannesstammes  des  K.  Sverrir  auftauchte  und 
daß  K.  Ingi  und  Häkon  jarl  sogar  übereinkamen,  daß  der  Überlebende 
von  ihnen  den  Vorversterbenden  beerben  solle,  falls  dieser  keine 
ehelichen  Söhne  hinterlassen  würde  und  daß  nach  ihrer  beider  Tod 
die  ehelichen  Söhne  des  einen  oder  anderen  ganz  Norwegen  erhalten 
sollten.-^)  Aber  man  war  sich  der  Unrechtmäßigkeit  des  Verfahrens 
auch  völlig  bewußt,  der  Jarl  selbst  gestand  offen  ein,  daß  das  Reich 
eigentlich  dem  jungen  Häkon  gebühre,  ^)  die  alten  Birkibeinir 
hielten  treu  zu  diesem  und  selbst  ein  verwegener  Führer  der  Baglar 
wagte  den  Vorschlag,  man  solle  von  seiner  Partei  aus  ihn  als  den 
allein  rechtmäßigen  Thronerben  als  König  ausrufen;^)  als  endlich 
Häkon  jarl  (f  12 14)  und  K.  Ingi  (f  12 17)  gestorben  waren,  gelang 
es  trotz  des  am  Eyrarj^inge  bekannt  gegebenen  Vertrages  weder  des 
letzteren  unechtem  Sohne  Guöormr,  noch  seinem  Bruder  Sküli,  die 
Krone  zu  erwerben,  vielmehr  fiel  diese  sofort  dem  jungen  Häkon 
Häkonarson  zu.  Die  allgemeine  Volksstimme  sprach  sich  gleich 
anfangs  dahin  aus,  „daf3  man  den  zum  Könige  haben  wolle,  der  väter- 
licherseits von  königlicher  Abkunft  sei  bis  in  das  Heidentum  hinauf,, 
so  daß  in  seinem  Stammbaume  kein  Weib  in  Mitte  liege,  *)  und 
später  erklärten  auf  dem  Björgviner  Reichstage  des  Jahres  1223  die 
Lögmänner  aus  dem  ganzen  Reiche  übereinstimmend  den  Häkon 
allein  für  successionsberechtigt,  „weil  alle  norwegischen  Männer  jeder- 
zeit dem  Königssohne  folgen  sollten,  wenn  ein  solcher  vorhanden 
sei."  ^)  Nur  um  des  lieben  Friedens  willen  wurde  dem  Sküli  Bärö- 
arson  unter  dem  Titel  erst  eines  Jarles,  später  eines  Herzoges  ein 
gewisser  Anteil  am  Reiche  eingeräumt;  jener  vorübergehende  Rechts- 
bruch aber  läßt  sich  nur  aus  der  völligen  Verwahrlosung  aller  Rechts- 
zustände und  alles  Rechtsgefühles  im  Reiche  erklären,  welche  zufolge 
der  langen  Bürgerkriege  und  der  massenhaft  auftretenden  Thron- 
prätendentschaften  eingerissen  war.  Eben  dieses  K.  Häkon  Häkon- 
arson Regierung  führte  übrigens  zu  einem  erheblichen  Fortschritte 
in  Bezug  auf  die  Regelung  der  Thronfolge.  K.  Häkon  hatte  einen 
älteren  außerehelichen  Sohn  Sigurör,  der  erst  im  Jahre   1254  starb, •^) 


^)  Hakonar  s.  gamla,  5/242;  längere  Dreikönigssage,  200. 

'^)  Hakonar  s.  gamla,  4/238  und  5/242. 

^)  ebenda,  4/239 — 40;  vgl.  zumal  die  Worte:  ,,erum  ver  sva  viti  bornir,  sem 
nü  erum  her  d  stefnunni,  at  ver  vitum  log  hins  heilaga  Olafs  konüngs,  at  sa  er  rettr 
koniingr  i  Noreg,  er  koniingsson  er,-eneigi  dötturson  eÖa  systurson  konüngs,  sem  ver 
J)j(jnum  til  hvarirtveggju  Birkibeinir  ok  Baglar."  *)  ebenda,   12/25 1;  ähnlich 

87/327.         ^)  ebenda,  94/334  und  95/335-         ^)  ebenda,  109/349  — 50  und  282/59. 
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dennoch  ließ  er  im  Jahre  1240  nicht  diesen,  sondern  seinen  jüngeren, 
aber  echtgeborenen  Sohn,  Häkon  üngi,  zu  seinem  Mitkönig  wählen,^) 
womit  denn  doch  deuthch  genug  der  eheUchen  Geburt  vor  der  un- 
ehelichen ein  Vorzug  zuerkannt  werden  wollte,  von  welchem  das 
ältere  Thronfolgerecht  nichts  gewußt  hatte.  Ja  noch  mehr.  Ge- 
legentlich der  Verhandlungen,  welche  er  schon  frühzeitig  mit  dem 
päpstlichen  Stuhle  über  seine  Krönung  angeknüpft  hatte,  war  sein 
eigener  „status  personse",  seine  eigene  unechte  Geburt  als  ein  Hinder- 
nis erschienen ;  -)  da  ließ  sich  der  König  von  P.  Innocenz  IV.  durch 
eine  Bulle  vom  8.  November  1246  ausdrücklich  von  allen  Folgen  der 
unehelichen  Geburt  dispensieren,  •^)  womit  also  den  Forderungen 
der  Kirche  in  einem  der  wichtigsten  Funkte  entsprochen  war.  Das 
ältere  Recht  war  aber  durch  solche  Vorgänge  erschüttert,  während 
zugleich  durch  die  im  Jahre  1247  *^^f  Betrieb  des  Kardinallegaten 
Wilhelm  von  Sabina  erfolgte  Abschaffung  der  Eisenprobe  wenigstens 
dessen  gefährUchster  Mißbrauch  beseitigt  wurde.  Schwieriger  war 
es,  der  Teilbarkeit  der  Königswürde  beizukommen.  Neben  dem 
jungen  Häkon  war  dem  Könige  noch  ein  zweiter  ehelicher  Sohn, 
Magnus  mit  Namen,  geboren  worden,  und  da  herrschte  nun  große 
Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob  unter  beiden  Brüdern  das  alte 
Prinzip  der  gleichen  Teilung  zur  Anwendung  zu  bringen  sei,  oder  ob 
der  jüngere  Bruder  nur  etwa  ein  Drittel  oder  die  Hälfte  des  Reiches 
mit  dem  Herzogstitel  erhalten  solle,  während  der  Königsname  dem 
älteren  Bruder  allein  vorbehalten  bleibe.  Der  alte  König  konnte  sich 
nicht  entschließen,  eine  Entscheidung  zu  treffen ;  dieselbe  schien  ihm 
aber  von  Gott  gegeben,  als  Häkon  üngi  noch  bei  seinen  Lebzeiten 
starb  (1257).'^)  Jetzt  wurde  sofort  Magnus  zum  Könige  gewählt  und 
zwar,  dem  älteren  Rechte  vollständig  entsprechend,  obwohl  sein  älterer 
Bruder  einen  Sohn  hinterlassen  hatte,  welcher  erst  im  Jahre  1262  starb, 
den  Junker  Sverrir  nämlich.  •'')  Jetzt  wurde  denn  auch,  und  zwar  wie 
es  scheint  zunächst  an  einem  Herrentage  zu  Niöarös,  ein  neues  Thron- 
folgegesetz entworfen,  welches  sofort  (1260)  dem  Frostu|iinge  und 
dann  weiterhin  auch  allen  anderen  Landesdingen  vorgelegt  und  von 
ihnen  rechtsförmlich  angenommen  wurde.  *^)     Nach  diesem  sollte  zu- 


*)  Hakonar  s.  gamla,  223/496.  -)  vgl.  Diplom,   norveg.  I,   I1/9; 

12/10;  25/20.  ^)  ebenda,  38/29 — 30.  ■*)  ebenda,  284/62  und  288/72; 

Annälar,  a.    1257.  ^)  Hakonar  s.  gamla,  291  —  2/79 —  80  und  295/91,   dann 

303/100;  Annälar,  a.    1257  und   1261.  ^)  Das  Gesetz  findet  sich  eingerückt  im 

neueren  GJ)KrR.,  4—5  und  der  Jarnsiöa,  Krb.  3 — 4;  über  seine  Entstehung  vgl. 
Hakonar  s.,  303/100. 


250 


Abschnitt  III.     Das  König^tum. 


nächst  der  älteste  unter  den  echtgeborenen  Söhnen  des  verstorbenen 
Königs  diesem  folgen;  ist  ein  solcher  nicht  vorhanden,  der  echtge- 
borene Sohnessohn,  und  wenn  auch  dieser  fehlt,  der  älteste  unter 
den  unecht  geborenen  Söhnen;  eventuell  endlich  der  nach  Erbrecht 
und  Stammgüterrecht  nächststehende  Mann,  jedoch  aus  dem  Königs- 
hause. Der  Vorzug  der  echten  Geburt,  das  Prinzip  der  Individual- 
succession,  die  ausschließliche  Berechtigung  endHch  der  Männer  zur 
Thronfolge,  war  damit  anerkannt  und  festgestellt,  und  auch  das  von 
K.  Magnus  Erlingsson  eingeführte  Wahlrecht  unzweideutig  aufge- 
geben; aber  doch  bot  die  Verweisung  zugleich  auf  die  Stammguts- 
folge und  das  gemeine  Erbrecht  Schwierigkeiten,  welche  eine  ge- 
nauere Regelung  der  Successionsordnung  noch  immer  wünschenswert 
machten,  und  eine  solche  erfolgte  denn  auch  unter  K.  Magnus 
lagabcetir.  Nach  dem  Tode  seines  ältesten  Sohnes  Olafr  (f  1267) 
waren  diesem  zwei  jüngere  Söhne  geboren  worden,  Eirikr  (geb.  1268) 
und  Häkon  (geb.  1270),  und  mußte  schon  aus  diesem  Grunde  eine 
Ergänzung  des  bestehenden  Thronfolgegesetzes  notwendig  erscheinen, 
da  dieses  die  Stellung  der  nachgeborenen  Söhne  nicht  geregelt  hatte. 
Außerdem  hatte  Erzbischof  Jon  bereits  im  Jahre  1272  angefangen 
auf  das  Gesetz  von  11 64  zurückzugreifen  und  damit  das  Wahlrecht 
der  Kirchenfürsten,  das  Kronenopfer  in  Niöarös,  ja  eine  vollständige 
vasallitische  Unterwerfung  des  Königtumes  unter  die  Kirche  neuer- 
dings ausgesprochen.  Endlich  war  in  demselben  Jahre  1272  K. 
Magnus  selbst  von  einer  schweren  Krankheit  ergriffen  und  dem  Tode 
so  nahe  gebracht  worden,  daß  er  selbst  die  Sterbesakramente  be- 
gehrte und  empfing ;  Gründe  genug,  um  eine  baldige,  vollständige 
Regelung  der  erbrechtlichen  Verhältnisse  im  Königshause  wünschens- 
wert zu  machen.  So  wurde  dann  im  Sommer  des  Jahres  1273  zu 
Björgvin  ein  neuer  Reichstag  gehalten,  auf  welchem  der  Erzbischof 
mit  allen  Bischöfen  des  Landes,  sowie  die  überwiegende  Mehrheit 
der  weltlichen  Aristokratie  des  Reiches  sich  einfand ;  ^)  hier  wurde 
eine  Übereinkunft  zwischen  dem  Könige  und  seinem  Erzbischofe  ab- 
geschlossen, kraft  welcher  dieser  ausdrücklich  auf  die  Unterwerfung 
des  Königtumes  unter  seinen  Stuhl,  auf  das  Kronenopfer,  endlich 
auf  jedes  Wahlrecht  mit  Ausnahme  des  Falles  verzichtete,  da  das 
vollständige  Aussterben  der  regierenden  Familie  eine  Königswahl 
nötig  machen  würde;-)  hier  heß  der  König  ferner  seinem  älteren 
Sohne  den  Königsnamen,   seinem  jüngeren  aber  den  Herzogsnamen 


')  Magna  SS  s.  lagabatis,   162.  ^)  Diplom,  norveg.  I,  64,  a/54. 
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beilegen ;  ^)  hier  wurde  endlich  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auch 
eine  neue  Thronfolgeordnung  angenommen,  welche  an  die  Stelle  des 
Gesetzes  von  1260  trat.  Es  spricht  hierfür  nicht  nur  die  Konnexität 
des  Gegenstandes  mit  den  beiden  anderen  erwähnten  Traktanden 
dieses  Reichstages,  sondern  auch  der  weitere  Umstand,  daß  die 
Järnsida  noch  die  ältere,  das  gemeine  Landrecht  aber  bereits  die 
neuere  Thronfolgeordnung  enthält,  so  daß  diese  nur  in  den  Jahren 
127 1 — 74  zustande  gekommen  sein  kann.  Als  obersten  Grundsatz 
stellt  aber  dieses  neuere  Thronfolgegesetz,  welches  in  die  sämtlichen 
späteren  Gesetzbücher  des  K.  Magnus  eingestellt  worden  ist,  ^)  die 
Regel  auf,  daß  immer  nur  eine  einzige  Person  in  das  Königtum 
succedieren  dürfe;  unter  mehreren  gleichnahe  Berufenen  soll  dabei 
stets  der  Altere  den  Jüngeren  ausschließen,  wogegen  von  einem 
Vorzuge  der  älteren  Linie  vor  der  jüngeren  nicht  die  Rede  ist,  und 
ist  demnach  das  Majorat,  nicht  die  Primogenitur  die  gemeinte  Suc- 
cessionsordnung.  Die  Weiber  shid  von  der  Thronfolge  noch  immer 
vollständig  ausgeschlossen;  doch  können  sie  die  Successionsberechti- 
gung  auf  die  männlichen  Nachkommen  übertragen,  indem  der  Weibes- 
stamm, nur  freihch  erst  hinter  dem  Mannesstamme,  zur  Thronfolge 
zugelassen  wird.  Die  Berechtigung  der  unechten  Geburt  endlich 
wird  noch  weiter  zurückgesetzt,  als  dies  bisher  der  Fall  gewesen 
war,  und  überdies  auf  den  ersten  Grad  der  absteigenden  Linie  be- 
schränkt und  an  Voraussetzungen  geknüpft,  von  welchen  das  ältere 
Recht  nichts  gewußt  hatte;  in  Ehebruch  oder  Blutschande  erzeugte 
Kinder  sollen  nämlich  alles  Folgerechtes  entbehren,  und  außerdem 
ausdrückliche  Anerkennung  des  unecht  Geborenen  durch  seinen 
königlichen  Vater,  sowie  Bestätigung  dieser  Anerkennung  durch  die 
näheren  Umstände  des  Falles  erforderhch  sein.  Es  wird  aber  die 
Folgeordnung  sofort  ganz  im  einzelnen  durchgeführt,  unter  Angabe 
der  Reihenfolge,  in  welcher  alle  einzelnen  Verwandtschaftsgrade  auf- 
einander folgen  und  zwar  wird  dabei  zuerst  der  ehelich  geborene 
Mannesstamm  bis  zu  den  Geschwisterkindern  einschließlich  besprochen, 
dann  der  uneheliche  Sohn,  dann  die  Cognation  innerhalb  derselben 
Verwandtschaftsgrenze,  wie  sie  für  die  Agnation  genannt  wurde, 
wobei  jedoch  immer  männliches  Geschlecht,  eheliche  Abstammung 
in  allen  Gliedern,  Verwandtschaft  von  der  Vaterseite  her  und  somit 
Zugehörigkeit  zum  Königshause  vorausgesetzt,  und  zugleich  der  Vor- 


*j  Magniiss  s.  lagabtetis,   162;  Arna  b  p  s.  s.,   10/69 1 — 2;  Annalar,  h.a. 
2)  Landslüg,  Krb.  4—5;  BjarkR.,  Iliröskrä,  Jonsbok. 
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zug  gewahrt  bleibt,  welchen  unter  gleichnahe  Berufenen  das  Alter 
gewährt.  Ist  endlich  innerhalb  der  aufgezählten  Verwandtschaftsgrade 
ein  Successionsberechtigter  nicht  vorhanden,  so  soll  sofort  die  Ord- 
nung des  gemeinen  Erbrechtes  entscheiden,  jedoch  mit  der  doppelten 
Einschränkung,  daß  auch  solchenfalls  männliches  Geschlecht  und  die 
Abkunft  aus  dem  königlichen  Hause  als  wesentliche  Voraussetzung 
des  Folgerechtes  gelten,  und  daß  unter  gleichnahe  Berufenen  der 
Ältere  vorgehen  solle.  Sehr  auffällig  ist  dabei  freilich,  daß  mitten 
in  den  Weibesstamm  hinein,  nämlich  zwischen  den  Schwestersohn 
und  den  systkinason,  ein  entfernterer  Angehöriger  des  Mannesstammes 
eingeschoben  wird,  der  Sohn  des  brceörüngr  nämlich,  welcher  doch 
in  die  ganze  Erbtafel  nicht  paßt,  da  diese  nirgends  über  den  zweiten 
Grad  kanonischer  Berechnung  hinausführt,  von  der  eventuellen  Ver- 
w^eisung  auf  das  gemeine  Erbrecht  abgesehen,  —  welchem  überdies 
der  entsprechende  Grad  innerhalb  der  Cognation  nicht  gegenüber- 
steht, und  welcher  jedenfalls  in  der  ersten  und  nicht  in  der  dritten 
Gruppe  eingereiht  sein  müßte ;  auffällig  ist  ferner,  daß  innerhalb  der 
drei  ersten  Gruppen  die  Thronfolgeordnung  von  der  gemeinen 
Erbfolgeordnung  nicht  nur  durch  die  Ausschließung  der  Weiber  und 
die  Unteilbarkeit  der  Succession,  sondern  auch  dadurch  sich  scheidet, 
daß  sie  die  Zurücksetzung  der  unechten  Geburt  und  der  Cognation 
viel  weiter  reichen  läßt  als  diese.  Indessen  läßt  sich  die  letztere 
Eigentümlichkeit  vielleicht  durch  die  Annahme  erklären,  daß  die 
Thronfolge  sich  insoweit  der  Stammgutsfolge  anschließe,  und  hierfür 
nicht  nur  die  Bezeichnung  des  Königs  als  „ööalborinn  til  rikis",  son- 
dern auch  der  anderwärts  ausgesprochene  Satz  anführen,^)  daß 
Weiber  und  andere  nach  gemeinem  Erbrecht  berufene,  aber  von  der 
Thronfolge  ausgeschlossene  Personen  alle  nicht  zum  Krongute  ge- 
hörige Fahrhäbe,  sowie  von  Liegenschaften  alles  wohlgewonnene 
oder  von  anderen  Verwandten  her  ererbte  Gut  des  verstorbenen 
Königs  erben  sollen,  da  ja  diese  Bestimmung  nur  unter  der  Voraus- 
setzung verständhch  wird,  daß  Thron  und  Stammgut  stets  den 
gleichen  Weg  gehen.  Für  den  äußersten  Fall  endlich,  da  gar  kein 
successionsberechtigter  Verwandter  mehr  übrig  sein  sollte,  wird  eine 
Königswahl  angeordnet;-)  aber  die  zwölf  Bauern  aus  jedem  Bistume, 
welche  zu  derselben  einberufen  werden  sollen,  sind  nicht  mehr  von 
den  Bischöfen  allein,  sondern  von  ihnen  in  Gemeinschaft  mit  den 
syslumenn  zu  ernennen,  und  außerdem  scheint  neben  ihnen  und  der 

')  Landsl.  Krb.  7.  2)  ebenda,  6. 
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Prälatur  auch  den  weltlichen  Magnaten  eine  Beteiligung  an  der  Wahl 
verwiUigt  werden  zu  wollen,  endlich  wird  für  den  Fall  einer  Meinungs- 
verschiedenheit neben   der  Stimmenmehrheit    und   der  Meinung   des 
Episkopates  auch  noch   auf   die    größere  „Vernünftigkeit"  der   einen 
oder    anderen  Ansicht   Gewicht   gelegt,    also    das   Übergewicht    der 
Prälatur    erheblich   vermindert.   —  Ausdrücklich    bestimmt,    für    alle 
Ewigkeit   zu  gelten,  ^)    wurde   diese  Thronfolgeordnung   doch   schon 
im  Jahre  1 302  durch  K.  Häkon  Magnussen  einer  Umgestaltung 
unterzogen.     Der  König  hatte  dazumal  nur    eine  einjährige  eheliche 
Tochter,    und  eine  zwölfjährige  uneheliche,    und  mochte  es,    da  von 
beiden  sobald  keine  Nachkommenschaft  zu  erwarten  war,  rätlich  er- 
scheinen,   auch   den  Weibern    selbst   den  Weg   zum   Throne   zu    er- 
öffnen, während  zugleich  eine  Ergänzung  der  Thronfolgeordnung  von 
1273  in  einer  Reihe  von  Beziehungen  nicht  minder  rätlich  erscheinen 
mochte.     So  wurde  denn  auf  einem  Herrentage  zu  Oslo  im  genannten 
Jahre    ein  neues  Thronfolgegesetz  angenommen,  ^)    welches   in  einer 
Reihe  von  Punkten   das   ältere  Recht  veränderte,    unter   welchen    es 
genügen  mag,  hier  die  Versetzung  des  Tochtersohnes  an  eine  frühere 
Stelle  der  Erbentafel,    die  Einschiebung   der  Tochter,    Sohnestochter 
und  Tochtertochter   unmittelbar  vor  dem  unechten  Sohne,   die  Ein- 
schiebung  ferner   des  Sohnes    eines    unehelichen    Sohnes    und    einer 
unehelichen  Tochter  unmittelbar  hinter  dem  unehelichen  Sohne,  end- 
lich die  eingehende  Regelung  der  für  den   unmündigen  Thronfolger 
zu    bestellenden    Reichsregentschaft   hervorzuheben.      Ob    aber   diese 
neue  Thronfolgeordnung    überhaupt  jemals    gesetzliche    Geltung    er- 
langte, erscheint  in  hohem  Grade  fraglich.     Ihr  eigener  Text  spricht 
zwar  von  dem  Beirate  der  vornehmsten  Herren  bei  deren  Abfassung, 
und    in    ihrer  Überschrift   wird  vorgeschrieben,    daß  dieselbe    in    alle 
Abschriften    des  Gesetzbuches    einzurücken    sei,    auch  bemerkt,    daß 
diese  Vorschrift  öffentlich  bekannt  gemacht  worden  sei ;    aber  unter 
•den  zahlreichen  Hss.  der  Landslög,  welche  uns  aufbewahrt  sind,  ent- 
halten   nur    drei  die    neue  Thronfolgeordnung   und   selbst  diese    nur 
anhangsweise,    also    neben    der   Thronfolgeordnung    von    1273.      Es 
scheint  hiernach  fast,    als    ob   jene    erstere    zur  rechtsförmlichen  An- 
nahme   an    den    verschiedenen    Dingstätten    des  Reiches    und    damit 
auch  zu  gesetzlicher  Geltung  nicht  gelangt  sei,  wie  denn  auch  wirk- 
lich   für    K.   Häkon    selbst   jeder    Grund    an    derselben    festzuhalten 
wegfiel,    seitdem    ihm    in    Magnus    Eiriksson    ein    Tochtersohn    ge- 


')  Landsl.  Krb.  3.  ^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  44— 55. 
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boren  war  (1316).  Ohne  allen  Grund  will  jedenfalls  R.  Keyser  in 
der  im  Jahre  1388  erfolgten  Wahl  der  Margareta  von  Dänemark 
als  „des  Reiches  Norwegen  mächtiger  Frau  und  rechter  Herrin"  eine 
teilweise  Berücksichtigung  des  Gesetzes  von  1302  seitens  des  nor- 
wegischen Reichsrates  finden.^)  Margareta  stammte,  wie  Keyser 
selber  anerkennen  muß,  nicht  von  dem  norwegischen  Königshause 
ab,  und  war  demnach  auf  Grund  der  Thronfolgeordnung  von  1302 
ebensowenig  successionsberechtigt  wie  auf  Grund  der  Gesetze  von 
1260  und  1273;  sie  wurde  aber  auch  nicht  als  Königin,  sondern  als 
Regentin  angenommen,  und  nicht  kraft  irgendwelchen  Erbrechtes, 
sondern  kraft  einer  vom  Reichsrate  vorgenommenen  Wahl,  für 
welche  freilich  ihre  Eigenschaft  als  Witwe  des  vorletzten  und  Mutter 
des  letzten  Königs  ein  wesentlich  maßgebendes  Motiv  war.  -)  Zu 
einer  Bezugnahme  auf  irgendwelche  Thronfolgeordnung  fehlte  also 
damals  alle  und  jede  Veranlassung,  und  eben  darum  liegt  auch  darin 
keine  Inkonsequenz,  wenn  derselbe  norwegische  Reichsrat  nur  ein  Jahr 
später,  als  er  sich  über  Erichs  von  Pommern  Erbberechtigung  aus- 
zusprechen hatte,  seinem  Ausspruche  eine  Erbfolgeordnung  zu  Grunde 
legte,  welche  unverkennbar  die  des  Besitzes  von  1273,  nicht  die  des 
Gesetzes  von  1302  war. '^) 

Das  Erbrecht  verlieh  übrigens  zwar  das  Anrecht  auf  die  Königs- 
würde, aber  noch  nicht  diese  selbst;  vielmehr  war  zu  deren  Erwerb 
noch  eine  feierliche  Annahme  des  Erbberechtigten  durch  das  Volk 
(konüngstekj  a)  nötig,  vor  deren  Eintritt  dieser  letztere  noch  nicht 
als  König,  sondern  nur  als  konüngsefni  bezeichnet  wurde,  wenn 
auch  sein  Erbrecht  noch  so  klar  war.  *)  Man  bezeichnete  den  Stoff, 
aus  dem  etwas  gearbeitet  werden  sollte,  als  smiöarefni,  ^)  einen  hoff- 
nungsvollen jungen  Mann  als  karlsefni,  und  einen  anderen,  der  übel 
auszuschlagen  drohte,  als  illsmannsefni,  ^)  einen  jungen  Menschen, 
der  das  Zeug  zu  einem  tüchtigen  Heergesellen  oder  Häuptlinge  zu 
haben  schien,  als  vikingsefni  '^)  oder  höföingjaefni,  ^)  und  umgekehrt 
einen  Menschen  von  nichtswürdigen  Anlagen  als  [jraelsefni  ''^J  oder 
l^raelaefni,  ^^)  oder  aber,  um  noch  näher  an  unseren  Fall  heranzutreten. 


^)  Rechtsgeschichte,  55 — 56.  ^)  vgl.  die  Urkunde  vom  2.  Februar  1388,   im 

Diplom,  norveg.,  III,  477/357 — 8.  ^)  Hvitfeldt,  Danm.  Riges  Kr0nnike, 

587.  *)  Häkonar  s.  gamla,   12/252:  kalli  hann  allir  konüngsefni,  J)ar  til  er 

EyraJ){ng  kemr;  vgl.  auch  291/79:  {)a  var  gott  efni  eptir  um  koniingstekju. 

•')  HeiÖarviga  s.,  26/353;  Haralds  s.  harÖraÖa,   78/214  (FMS.  VI). 

«)  Gull{)üris  s.,  3/47.  "')  Eigla,  40/78.  ^)  HallfreÖar  s.,  387. 

*)  Vigaskütu  s.,  5/243.  ^^)  Fcereyinga  s.,  8/34. 
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eine  Braut  als  konuefni,  ^)  einen  zum  Herzog  oder  zum  Jarl  be- 
stimmten, aber  noch  nicht  förmUch  zu  der  Würde  erhobenen  Mann 
als  hertogaefni  oder  jarlsefni,  -)  endlich  den  gewählten,  aber  noch 
nicht  konsekrierten  Bischof,  also  das,  was  man  lateinisch  electus 
nannte,  als  biskupsefni;  ganz  in  derselben  Weise  bezeichnete  man 
also  auch  den  zur  Succession  berufenen,  aber  noch  nicht  vom  Volke 
angenommenen  Thronfolger  in  der  Zeit  zwischen  dem  Todesfalle 
des  Vorgängers  und  der  konüngstekja  als  konüngsefni,  d.  h.  als  das 
Material,  welches  dazu  geeignet  und  bestimmt  ist,  zu  einem  Könige 
gemacht  zu  werden.  Bei  der  Annahme  eines  Königs  wurde  aber 
eine  Reihe  von  Förmlichkeiten  beobachtet,  deren  Bedeutung  und 
Reihenfolge  keineswegs  völlig  klar  ist.  Zunächst  ist  sowohl  von 
einem  Urteile  die  Rede,  durch  weiches  dem  Bewerber  das  Reich 
förmlich  zuerkannt  wurde  (doema  riki,  land,  land  allt  ok  l)egna 
u.  dergl.  m.),  doch  wohl  nicht  ohne  vorgängige  Prüfung  seiner  Succes- 
sionsberechtigung,  als  auch  von  einer  feierlichen  Beilegung  des 
Königsnamens  (g  e  f  a  k  o  n  ü  n  g  s  n  a  f  n) ,  welche  letztere ,  wie  es 
scheint,  ursprünglich  immer  von  einem  Bauern  auszugehen  hatte,  ^) 
in  der  späteren  Zeit  aber  allenfalls  auch  von  dem  Erzbischofe  *)  oder 
von  einem  der  anwesenden  Lögmänner  ausging.  ^)  Dabei  bleibt  aber 
zweifelhaft,  ob  dabei  zuerst  das  Urteil  geschöpft  und  dann  hinterher 
nur  durch  die  Beilegung  des  Königsnamens  vollzogen  wurde,  oder 
ob  umgekehrt  die  Beilegung  des  Königsnamens  durch  einen  der 
Anwesenden  nur  die  Form  war,  in  welcher  das  Urteil  vorgeschlagen 
wurde,  indem  der  in  ihr  liegende  Ausspruch  eines  einzelnen,  nach- 
dem er  von  den  übrigen  nicht  beanstandet,  vielmehr  mit  Beifall  be- 
grüßt wurde,  sofort  als  gemeinsamer  Beschluß  aller  erschien.  R.  Keyser 
entscheidet  sich  für  die  erstere  Annahme;  mir  dagegen  will  die 
letztere  besser  zusagen  und  zwar  nicht  nur  darum,  weil  in  den 
Quellen  gelegentlich  das  gefa  konüngsnafn  dem  dcema  land  vor- 
angestellt wird,^'j  sondern  auch  aus  dem  weiteren  Grunde,  weil  diese 
Auffassung  besser  zu  der  allgemein  germanischen  Art  der  Beschluß- 


^)  Diplom,  norveg.,  IV,   I2r/ii6.  ^)  Hiröskru,   12  und    i6. 

^)  Heimskr.  Haralds  s.  harÖräÖa,  24/563;  Inga  s.  BarÖarsonar,  98 
und  146 — 50;  liäkonar  s.  S  v  e  rri  ss  o  n  ar ,  215;  Hdkonar  s.  gamla,  17/257; 
24/264;  223/496.  •♦)  Hakonar  s.  gamla,  292/80.  ^)  ebenda,,   199/463. 

•^j  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  35/244;  Sverris  s.,  i6'4i ;  die  fnga  s. 
BarÖarsonar,  148/50  entscheidet  zwischen  der  vorläufigen  Verabredung,  dem  gefa 
konüngsnafn  und  dem  doema,  wogegen  die  Hakonar  s.  gamla,  17/257  und  199463 
die  letzteren  beiden  Akte  zusammenfaßt. 
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fassung  zu  passen  scheint.  Weiterhin  folgt  nun  die  Eidesleistung 
und  zwar  in  der  Art,  daß  Zug  um  Zug  der  König  dem  Volke  die 
Haltung  von  Recht  und  Gesetz,  sowie  die  Verteidigung  des  Landes 
gegen  äußere  Feinde  verhieß,  die  Bauern  dagegen  dem  Könige 
Treue  und  willige  Erfüllung  ihrer  Unterthanenpflicht  zuschwuren.  ^) 
Der  letztere  Eid,  die  eigentliche  Huldigung  also,  wurde,  in  der 
späteren  Zeit  wenigstens,  regelmäßig  durch  je  I2  Bauern  aus  jedem 
einzelnen  Volklande  abgeleistet;  ^)  zuweilen  wurden  aber  auch  wohl 
beide  Eide  erlassen,  ^)  und  zwar,  wie  es  scheint,  zumal  dann,  wenn 
der  eine  König  minderjährig  und  somit  seinerseits  noch  nicht  eides- 
fähig war.  Alle  diese  Förmlichkeiten  pflegten  übrigens  ursprünglich, 
wie  es  scheint,  an  den  sämtlichen  lögl)ing  des  Reiches  wiederholt 
zu  werden,  falls  man  nicht  etwa  gar  vorzog,  alle  einzelnen  fylkis])ing 
dieselben  wiederholen  zu  lassen ;  *)  ganz  wie  in  Schweden,  dessen 
Verfassung  überhaupt  in  den  einschlägigen  Fragen  sehr  interessante 
Parallelen  zu  der  norwegischen  bietet,  ^)  macht  sich  demnach  auch 
in  Norwegen  die  Zusammensetzung  des  Reiches  aus  einer  größeren 
Zahl  selbständiger  Staaten  und  Staatenbunde  noch  lange  nach  der 
Bildung  eines  Gesamtstaates  geltend.  Wie  in  Schweden  die  drei 
oberschwedischen  Volklande  in  Bezug  auf  die  Königswahl  eines  ent- 
schiedenen Vorzuges  vor  allen  übrigen  Landschaften  genossen,  so 
kam  in  Norwegen  ein  solcher  der  Landschaft  I)rändheimr  zu,  welche 
schon  K.  Haraldr  härfagri  zu  seinem  vorzugsweisen  Wohnsitz  erhoben 
hatte,  ^)  und  welche  von  da  ab  als  der  Kern  des  Landes  galt ; "')  die 
Thronfolgeordnungen  aus  den  Jahren  1164,  1260  und  1273  bescheiden 
ganz  gleichmäßig  die  bei  der  Annahme  eines  Königs  beteiligten 
Personen  nach  Nidarös,  um  hier  diese  Handlung  vorzunehmen,  und 
an  dem  Herrentage  zu  Björgvin  werden  im  Jahre  1223  die  I)roenda- 
lög  ausdrücklich  als  derjenige  Bezirk  bezeichnet,  „JDar  sem  konüngstekjan 


^)  Olafs  s.  Tryggvas  onar ,  105/224  (FMS.  I);  H  eimskr.  Olaf  s  s.  helga, 
35/244;  Hak  onar  s.  gamla,  24/264 — 5;   199/463;  223/496. 

2)  So  z.  ß.  Sverris  s.,   16/41 — 2;    Hak  onar  s.   gamla,    223/496  und  292/80. 

*)  Hak  onar  s.  gamla,   17/257. 

*)  Heimskr.  Hakonar  s.  göÖa,  2/84;  Olafs  s.  Tryggvasonar,  109/232 
(FMS.  I);  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  54257  und  58/262;  Magniiss  s.  göÖa, 
5/518—  19;  Haralds  s.  haröräÖa,  29/569;  Hakonar  s.  gamla,  24/264  und  28/269. 

^)  vgl.  Schlyter,  Om  Konungaval,  Eriksgata,  Kröning  och  kungliga  rättigheter, 
enligt  Sverriges  gamla  lagar,  in  dessen  Juridiska  Afhandlingar,  S.  I — 54. 

^)  Heimskr.  Haralds  s.  harfagra,  9/53. 

')  Hakonar  s.  goöa,    15/92. 
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er  meö  rcttu,"  ')  ganz  wie  schon  zu  des  K.  Sverrir  Zeit  gelegentlich 
ausgesprochen  worden  war,  daß  im  Grunde  nur  derjenige  König  als 
vollkommen  rechtmäßig  angenommen  betrachtet  werden  könne,  dessen 
Annahme  auf  dem  Eyrarl)inge  in  prändheimr  erfolgt  sei,  -)  oder  wie 
wieder  im  Jahre  1257  die  Vornahme  der  Handlung  an  einem  anderen 
Orte    als  etwas  ganz  Ungewöhnliches  bezeichnet  wurde.  ■')     Aber  so 
bestimmt  diese  Zeugnisse    auch    zu  lauten  scheinen,    und    so    häufig 
auch  von  den  frühesten  Zeiten  ab  sich  die  wirkliche  Vornahme  der 
Thronbesteigung  am  Eyrar)iinge  nachweisen  läßt,  *)  so  mag  doch  be- 
zweifelt werden,    ob  jenes  Vorzugsrecht   der  Landschaft  prändheimr 
wirklich  bereits   in  der   älteren  Zeit  zu  Recht  bestanden  habe.     Auf 
der    einen  Seite    nämlich   läßt   sich   dartun,    daß  zumal   in    früheren 
Zeiten  sehr  häufig  Thronbewerber  sich  zuerst  an  einer  ganz  anderen 
Dingstätte    als    am   Eyrarj^nge    den   Königsnamen    beilegen    ließen. 
Der  heil.  Olafr  z.  B.  nahm  den  Königsnamen  zuerst  an  einem  Dinge 
in  den  Upplönd  an,  ^)  und  ebenso  Haraldr  haröräöi,  *^)  welcher  über- 
dies auch  nach  des  Magnus  gööi  Tod  sich  zuerst  am  Borgarj^inge  in 
Vikin,  und  dann  erst  am  Eyrar))inge  und  an  den  übrigen  Dingstätten  die 
Alleinherrschaft  zuerkennen  ließ,')  Häkon  pörisföstri  wieder  in  den  Upp- 
lönd, und  Magnus  berfcettr  in  Vikin,^)  Magnus  Siguröarson  in  Oslo,  und 
Haraldr  giUi  am  Haugaln'ng,  ^)  um  davon  ganz  zu  schweigen,  daß  noch 
im  Jahre  12 17  den  [)roendr  mit  dem  Angehen  des  Gulal)inges  für  den 
Fall  gedroht  werden  konnte,  daß  sie  mit  der  Annahme  des  jungen  Häkon 
zögern  würden,  ^•^j  und  daß  im  Jahre  1257,  freilich  unter  ganz  beson- 
deren Umständen,  dem  jungen  Magnus  Häkonarson  der  Königsname 
gar  bei  den  Ekreyjar,  also  an  der  äußersten  Südgrenze  des  Reiches, 
beigelegt  würde.  ^^)     Auf  der  anderen  Seite  aber  liegt  es  auch  nahe, 
den  der  Landschaft  prändheimr  eingeräumten  Vorzug  auf  des  Magnus 
Erlingsson    Gesetzgebung   zurückzuführen,    welche    zufolge    des    dem 
Erzbischofe  auf  die  Königswahl  eingeräumten  Einflusses  ganz  natur- 


^)  Häkonar  s.  gamla,  90/330;  die  Variante  konüngssfeiit,  konüngssetit,  kon- 
lingssetr  gibt,  nur  minder  scharf  ausgedrückt,  denselben  Sinn. 

2)  Sverris  s.,   138/326;  Flbk.  II,  655.  ^)  Ilakonar  s.  gamla,  291/79, 

Anm.   I.  *)  Belege  siehe  in  meinem  Artikel  „Gula|)ing"  in  der  Ersch  und 

Gruberschen  Enzyklopädie.  ^)  Heimskr,  Olafs  s.  helga,  35/244. 

®)  Morkinsk.,    19,  deren  Darstellung  die  richtig^  ist;  vgl.  Fagrsk.  §   168  und 
Flbk.  III,  308.  ■)  Fagrsk.  §181;  Heimskr.  Haralds  s.  harÖraöa,  29/569; 

Flbk.  III,  332,  während  die  Morkinsk.  eine  Lücke  hat. 

^)  Heimskr.  Magnüss  s.  berfoetts,   1/636.  ")  Heimskr.  Haralds 

s.  gilla,    1/703.  ^°)  Häkonar  s.   gamla,    12252  und    16/256. 

^')  ebenda,  292  80. 
Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  I7 
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gemäß  dazu  kommen  mußte,  den  Wahlakt  nach  Niöarös  zu  verlegen^ 
während  sie  zugleich,  eine  aus  allen  Teilen  des  Landes  zusammen- 
gesetzte Versammlung  mit  diesem  beauftragend,  ohnehin  geneigt  sein 
mußte,  der  sukzessiven  Annahme  des  Königs  an  verschiedenen  Ding- 
stätten ihre  frühere  Bedeutung  zu  entziehen.  Wie  dem  aber  auch 
sei,  gewiß  ist,  daß  dem  Thronfolger  von  dem  Augenblicke  an,  da 
ihm  der  Königsname  feierlich  beigelegt  worden  war,  dessen  Führung 
zustand,  selbst  bereits  vor  der  Huldigung ;  ^)  von  diesem  Zeitpunkte 
ab  nimmt  er  den  Königssitz  ein,  während  er  bisher  höchstens  auf 
dem  Hochsitze  der  Jarle  hatte  Platz  nehmen  dürfen,  ^)  und  ist  in  der 
Tat  schon  für  die  älteste  Zeit  eine  feierliche  Einführung  desselben 
auf  diesen  Sitz  bezeugt;^)  von  jetzt  ab  ist  der  neue  König  auch, 
zur  Vornahme  aller  und  jeder  Regierungshandlungen  berechtigt,  und 
von  hier  ab  datiert  er  darum  auch  seine  Regierungsjahre,  *)  soferne: 
nicht  etwa  dem  Nachfolger  eines  Königs  bereits  bei  Lebzeiten  dieses 
letzteren  der  Königsname  beigelegt  wurde,  wesfalls  die  Regierungs- 
jahre erst  vom  wirklichen  Antritte  der  Regierung  zufolge  des  Todes- 
oder  der  Abdankung  des  Vorgängers  an  datiert  zu  werden  pflegten,. 
Die  Thron folgeordnungen  des  13.  Jahrhunderts,  von 
denen  im  Bisherigen  noch  wesentlich  abgesehen  worden  ist,  haben 
an  den  bisher  besprochenen  Förmlichkeiten  nur  wenig  verändert,, 
wogegen  sie  dieselben  allerdings  mehrfach  einläßlicher  schildern. 
Insbesondere  möchte  ich,  hierin  von  R.  Keyser  abweichend,  ^)  daraus,, 
daß  die  Thronfolgeordnung  von  1273  bei  streng  wörtlicher  Aus- 
legung nur  die  Abhaltung  der  Königswahl  nach  völligem  Aussterben 
des  Königshauses  schlechthin  in  Niöarös  gehalten  wissen  will,  und 
auch  nur  für  diesen  Fall  die  Mitwirkung  von  je  zwölf  Abgeordneten 
bäuerlichen  Standes  aus  jedem  Bistume  fordert,  nicht  den  Schluß 
ziehen,  daß  für  die  normalen  Fälle  in  beiden  Beziehungen  wirklich 
von  den  Vorschriften  des  älteren  Rechtes  abgewichen  werden  wollte ; 
vielmehr  scheint  mir  in  beiden  Beziehungen  eben  nur  eine  leicht 
erklärliche  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes  vorzuliegen,  und  in  der 
letzteren  Richtung  dürfte  nicht  nur  die  Angabe,  daß  der  Huldigungs- 
eid von  so  vielen  Bauern  aus  jedem  fylki  zu  schwören  sei,  als  der 
König  für  gut  finde,  sondern  noch  mehr  die  Fassung  der  Eides- 
formel,    welche    den    Schwörenden    deutlich    als     einen    Vertreter 


^)  Hakonar  s.  gamla,   199/463.  ^)  ebenda,   13/253  und    14/254. 

^)  Heimskr.  Haralds  s.  harfagra,  44/80. 

*)  vgl.  Lange  im  Diplom,  norveg.  I,  2,  S.  XXV.         '"')  Rechtsgeschichte,  58 — 9. 
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des  ganzen  Landes  erkennen  läßt,  und  die  Beschreibung  der  Zurück- 
bringung der  Heiligtümer  in  die  Kirche  nach  erfolgter  Eidesleistung 
zu   beachten    sein,   da   alle    diese  Umstände   deutlich    die  Huldigung- 
als  einen  Bestandteil  der  konüngstekja  und  die  schwörende  Bauern- 
schaft  als   eine    aus    allen  Teilen    des  Reiches  zusammengesetzte  er- 
kennen lassen.     Richtig  ist  allerdings,  daß  der  Gebrauch,  die  Könige 
in  Niöarös    annehmen    zu    lassen,    in    der  späteren    Zeit   keineswegs 
streng  eingehalten  wurde,  indem  zwar  die  Könige  Häkon  Magnussen 
(1299),  ^)  Ölafr  Häkonarson  (1381)  ^)  und  Erich  von  Pommern  (1389)  ^) 
wirklich  daselbst  angenommen  wurden,  aber  die  Annahme  des  Eirikr 
Magnussen   (1273)    in  Björgvin,  ^)   die    des   Magnus   Eiriksson  (13 19) 
am  Haugal)inge,  ^)  endhch  die  des  jüngeren  Häkon  Magnussen  (1343) 
gar   auf  einem  zu  Vardberg  in  Hailand,    also  außerhalb  des  Reiches 
gehaltenem  Herrentage  erfolgte,  worauf  dann  im  folgenden  Jahre  ein 
Huldigungsbrief  zu  Bagahüs    ausgestellt  wurde,    während  der  junge 
König  erst  nach  erreichter  Mündigkeit  im  Jahre  1355  seine  Regierung 
antrat;^)  indessen  haben  derartige  Abweichungen  vom  Herkommen 
wenig  Auffallendes,  da  sie  ja  auch  anderwärts,  z.  B.  bei  der  deutschen 
Königswahl,  ganz  gewöhnlich  sind,  und  die  allmählich  sinkende  Be- 
deutung von  l)rändheimr  macht  sie  vollends  leicht  erklärlich.     Eine 
sehr  genaue  Beschreibung  des  ganzen  Vorganges  bei  der  konüngstekja^ 
wie  solcher   gegen  Ende    des   13.  Jahrhunderts  zu  verlaufen   pflegte,, 
gibt  aber  die  Hiröskrä;'')    wir  haben  allen  Grund  anzunehmen,    daß 
die  dabei    üblichen  Feierlichkeiten   im    ganzen  dem    älteren  Brauche 
entsprachen,    wenn  auch   im  einzelnen  Neuerungen  sich  zeigen,    wie 
denn  zumal  die  hervorragende  Stellung,  welche  der  Dienstmannschaft 
dabei  eingeräumt  wird,  kaum  über  den  Schluß  des  12.  Jahrhunderts 
hinaufreichen  möchte.  —  Zum  Schlüsse  noch  eine  Bemerkung.    Wenn 
man  sich  erinnert,    daß    im  altnorwegischen  Privatrechte  eine  eigen- 
tümliche Feierlichkeit  vorkam,  welche  den  Antritt  des  Besitzes  einer 
Erbschaft  bezeichnete,    die  Haltung    nämlich   des  Erbbieres  (erfiöl, 
kürzer :  e  r  f  i),  und  wenn  man  zumal  erwägt,  daß  auch  bei  dieser  Feier- 
lichkeit   das   Einnehmen    des   Hochsitzes   (öndugi)   des  Verstorbenen 
eine  Rolle  spielte,  so  möchte  man  sich  versucht  fühlen,  die  konüngs- 


*)  Laurentius  bps.  s.,   13/802  — 3.        '^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  213. 

'"')  Anndlar,  S.  350.  *)  Magnüss  s.  lagaboetis,   162 — 3. 

^)  Urkunden  aus  den  Jahren  1323  und  1324,  in  den  Samlinger  til  det 
norske  Folks  Sprog  og  Historie,  V,  S.  537  und  546. 

^)  Diplom,  norveg.,  I,  290/230 — i  und  II,  258/215  — 17;  vgl.  wegen  der  Da- 
ticrungsweise  dieses  Königs  Lange,  ang.  O.,  XXVIII — IX.  ')  Hiröskra,5 — 11. 
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tekja  mit  diesem  letzteren  Akte  auf  eine  Linie  zu  stellen,  und  deren 
Verhältnis  zu  dem  im  Erbrechte  begründeten  Ansprüche  auf  den 
Thesen  lediglich  auf  den  Gegensatz  einer  Delation  und  Akquisition 
der  Erbschaft  zurückzuführen.  Indessen  würde  man  mit  einer  der- 
artigen Vermutung  doch  entschieden  fehlgehen.  Auf  privatrechtlichem 
Gebiete  gilt  nämlich  in  Norwegen  und  auf  Island  ganz  ebensogut 
wie  nach  anderen  germanischen  Rechten  der  Satz,  daß  der  Tote 
den  Lebendigen  erbt;  es  wird  demnach  auch  schon  vor  der  Haltung 
des  Erbbieres  die  deferierte  Erbschaft  transmittiert,  wie  dies  zumal 
die  Behandlung  des  Falles  der  Kommorienz  sehr  deutlich  zeigt,  und 
die  Haltung  des  Erbbieres  hat  demnach  nur  die  Bedeutung,  daß  sich 
an  sie  die  Ergreifung  des  tatsächlichen  Besitzes  der  Erbschaft,  sowie 
die  Auseinandersetzung  der  verschiedenen  Erbesinteressenten  unter- 
einander, deren  Auseinandersetzung  mit  der  Witwe  und  den  Gläubigern 
des  Verstorbenen,  endlich,  soferne  der  Erbe  unmündig  war,  die  rechts- 
förmliche Übernahme  des  Mündelgutes  durch  den  Vormund  knüpfte. 
Bei  der  Thronfolge  dagegen  stand  die  Sache  anders.  Der  Satz,  daß 
„le  mort  saisit  le  vif,  findet  auf  sie  keine  Anwendung,  vielmehr 
macht  erst  die  konüngstekja  aus  dem  konüngsefni  einen  konüngr, 
und  als  der  Anfangspunkt,  von  welchem  ab  der  Thronfolger  die 
Rechte  des  Königtumes  auszuüben  befugt  ist,  gilt  eben  darum  sie, 
und  nicht  der  Anfall  des  Folgerechtes.  Die  Beschlußfassung  des 
Volkes  ferner,  welche  bei  der  konüngstekja  eine  hervorragende  Rolle 
spielt,  findet  beim  Erbbiere  keine  Parallele;  man  wird  kaum  umhin 
können,  gerade  in  ihr  den  Schwerpunkt  der  ganzen  Feierlichkeit  zu 
erkennen,  und  somit  diese  als  den  letzten  Rest  eines  ursprünglich 
dem  Volke  zustehenden  Wahlrechtes  aufzufassen. 

Von  der  konüngstekja  vollkommen  getrennt  zu  halten  ist  übrigens 
die  Königskrönung  (k  o  n  ü  n  g  s  vigsla,  vigsla  undir  körönu).') 
Das  ältere  norwegische  Staatsrecht  kennt  eine  solche  gar  nicht  und 
das  neuere  betrachtet  sie  wenigstens  weder  als  notwendig,  noch  auch 
mit  besonderen  Rechtswirkungen  verknüpft.  Zum  ersten  Male  erbat 
und  erhielt  die  Krönung  K.  Magnus  Erlingsson  (1164),  später  aber 
ließ  sich  K.  Sverrir  (1194),  Häkon  gamli  (1247),  Magnus  lagaboetir 
(1261),  Eirikr  Magnussen  (1280)  und  Häkon  Magnussen  der  i\ltere 
(1299)  krönen,  so  daß  also  im  ganzen  sechs  Könige  gekrönt  wurden. 


^)  vgl.  W  erlauf  f,  Om  de  norske  Kongers  Salving  og  Kroning  i  Middelalderen 
(1832))  in  den:  kgl.  danske  Videnskabernes  Selskabs  Skrifter,  dann  aber  auch  einzeln 
ausgegeben. 


§   12.     Die  Thronbesteigung.  201 

Von  dreien,  nämlich  von  K.  Häkon  Sverrisson,  Guöormr  Siguröarson 
und  Ingi  Bäröarson,  wissen  wir  dagegen  gewiß,  daß  sie  nie  die  Krone 
empfingen,  und  von  drei  anderen,  nämlich  K.  Magnus  Eiriksson, 
Häkon  Magnüsson  dem  Jüngeren  und  Olafr  Häkonarson,  dürfen  wir 
das  Gleiche  annehmen,  da  nirgends  einer  auf  Norwegen  bezüglichen 
Krönung  derselben  gedacht  wird ;  K.  Erichs  von  Pommern  Krönung 
(1397)  aber  bezog  sich  auf  die  drei  unierten  Reiche  zugleich,  und 
trägt  somit  keinen  spezifisch  norwegischen  Charakter.  Eine  rein 
kirchliche  Zeremonie,  zeigt  die  Krönung  in  Norwegen  wesentlich 
dieselben  Förmlichkeiten  wie  anderwärts,  wie  sich 'dies  aus  den  Notizen 
ergibt,  welche  über  die  Krönung  zumal  der  Könige  Häkon  gamli 
und  Magnus  lagaboetir  erhalten  sind;^)  die  Salbung,  dann  die  Be- 
kleidung mit  den  Königsinsignien,  als  Krone,  Zepter,  Schwert,  Ring, 
Reichsapfel  und  Krönungsmantel,  spielt  dabei  ihre  Rolle  wie  in 
anderen  Reichen,  bedeutsam  aber  in  rechtlicher  Hinsicht  ist  höch- 
stens der  Krönungseid  (eiör  undir  körönu),  dessen  denn  auch  noch 
im  gemeinen  Landrechte  gedacht  wird.  ^)  Schon  K.  Magnus  laga- 
boetir mußte  einen  solchen  ableisten,  und  wurde  sein  Eid  durch  den 
seines  Vaters  und  zwölf  anderer  Landherren  unterstützt,  ^)  vielleicht 
wegen  der  Unmündigkeit  des  Königs  selbst.  Die  Formel  des  von 
ihm  geschworenen  Eides  ist  uns  nicht  erhalten;  derselbe  muß  in- 
dessen ziemlich  einseitig  die  Stellung  des  Königtumes  zur  Kirche 
betont  haben,  wie  diese  damals  im  einseitigen  Interesse  dieser  letzteren 
festgesetzt  werden  wollte,  da  wir  hören,  daß  später  K.  Häkon  gamli 
die  Zumutung,  den  gleichen  Eid  zu  schwören,  rundweg  ablehnte, 
und  Kardinal  Wilhelm  daraufhin  wirklich  die  Forderung  fallen  ließ.*) 
Das  gemeine  Landrecht  dagegen  spricht  nur  von  einem  „sverja 
mönnum  log  ok  rettindi",  ^)  also  einem  Eide  ganz  ähnlicher  Art,  wie 
der  bei  der  konüngstekja  geschworene,  w^ährend  sie  doch  beide  Eide 
scheidet,  und  damit  zu  erkennen  gibt,  daß  der  erstere  doch  wohl 
noch  etwas  mehr  enthalten  haben  muß,  und  wirklich  zeigt  die  uns. 
erhaltene  Formel  des  Krönungseides,  welchen  K.  Eirikr  Magnüsson  ^') 
schwor,  wieder  sehr  vorzugsweise  die  Rechte  und  Ansprüche  der 
Kirche  und  des  Klerus  berücksichtigt;  sogar  eine  Bestätigung  des 
Tünsberger  Vergleiches  ist  in  derselben  enthalten,  und  mag  sein, 
daß  gerade    auf  diesem  Punkte  der  Streit  sich  bezog,    welcher    über 


^)  Hakonar  s,  gamla,  254/14 — i7;3io/io8 — 17.  -)  Landslög,Krb.  8. 

^)  Heims  kr.  Magnüss  s.  Erlingssonar ,  22/797. 

*)  Hakonar  s.  gamla,   251/11  — 12.  ^)  Landslög,  Krb.  8. 

^)  Diplom,  norveg.,  I,  69/62. 
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den  dem  Eide  zu  gebenden  Inhalt  vorgängig  geführt  worden  war. 
—  Rechtlich  ohne  aUe  Bedeutung,  blieb  übrigens  die  Krönung  im 
norwegischen  Staatsrechte  stets  eine  vollkommen  fremdartige  Er- 
scheinung. Ihr  Grundgedanke,  der  eines  Königtumes  von  der  Kirche 
Gnaden,  stand  mit  den  überUeferten  Grundlagen  des  norwegischen 
Königtumes  im  bestimmtesten  Widerspruche,  und  zwar  gleichWel, 
ob  man  dieses  auf  die  ErbUchkeit  oder  auf  die  Volkswahl  stützen 
mochte:  eben  darum  hat  aber  das  Aufkonmien  der  Krönung  jener 
religiös-politischen  Auflfassung  des  Königtumes,  von  welcher  oben 
bereits  die  Rede  war.  entschiedenen  Vorschub  getan,  deren  Eänfluß 
auf  die  spätere  Gestaltung  der  norwegischen  Monarchie  ein  tatsäch- 
lich sehr  bedeutender  gewesen  ist,  wenn  derselbe  auch  zu  keiner 
Zeit  eine  positive  rechthche  Anerkennung  gefunden  hat. 


§  13.     Die  Rechte  des  Königtumes. 

Unter  den  Rechten  des  Königtumes  mögen  zunächst  diejenigen 
voranstehen,  welche  sich  auf  die  besonderen  Abzeichen  der 
königlichen  Würde  beziehen  und  somit  einen  vorwiegend  for- 
mellen Charakter  haben.  Schon  in  der  ältesten  Zeit  galt  als  solches 
der  königliche  Hochsitz  (häsa?ti  konüngs),  über  dessen  genauere 
Besch  äffen  h  eit  freihch  alle  Angaben  fehlen.  Wir  wissen,  daß  der- 
selbe an  Bord  des  Königsschities  ebensogut  vorhanden  war  Avie  in 
des  Königs  Halle,  ^ »  und  daß  derselbe  dort  wenigstens  eine  verschüeß- 
bare  Kiste  »häs^etiskista)  unter  sich  hatte,  in  welcher  zur  Aufbewah- 
rung ziemlich  voluminöser  Gegenstände  Raum  war;-i  wir  wissen 
femer,  daß  zwar  auch  den  Jarlen  ihr  besonderer  Hochsitz  zukam, 
aber  ein  niedrigerer  als  der  des  Königs,  und  daß  die  Erhebung  auf 
diesen  Sitz  ihefjla  til  konüngdöms'»  für  den  Erwerb,  das  Herabsteigen 
von  demselben  1  veltast  ör  konüngdömi)  ^»  aber  für  den  \'erzicht  auf 
das  Königtum  als  bezeichnend  galt.  Als  so  charakteristisch  galt 
dieser  Hochsitz  für  das  Königtum,  daß  der  isländische  Häuptling 
Flosi  pöröarson,  als  ihm  einmal  ein  übertrieben  prächtiger  Sitz  her- 
gerichtet wird,  sprechen  kann:  ,,h\'ärki  em  ek  konüngr  ne  jarl,  ok 
|)arf  ekld   at  gera  häsaeti  undir  mer,   ok   l)arf  ekki  at  spotta  mik".*) 


^)  Olafs  s.  helga,  26,39  (FMS-  TV)  und  Flbk.  11,  14,  wogegen  freilich  in  der 
Heimskr.  4,219  und  ed.  Unger  21  16  die  Lesart  abweicht.  *)  Heimskr.  Olafs 

s.  Tryggvasonar,   117  114;    Oddr.    6058,    ed.  Munch.  ^)  Eigla.  33: 

Heimskr.  Haralds  s.  hdrfagra,  S  53.  *.  Xjdla,   I17  175— 6. 
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Ein  zweites  Emblem  bildet  die  Fahne  (konüngs  merki),  welche 
zu  Lande  vor  dem  Könige  hergetragen  und  zur  See  auf  dem  Vorder- 
steven des  Königsschiffes  aufgepflanzt  wurde.  ^)  Auch  bloß  Heer- 
könige führen  eine  solche,  -)  und  bloß  Jarle,  wie  etwa  Sigurör  Hlöö- 
vason  von  den  Orkneyjar,  •^)  oder  Häkon  Ivarsson  von  Westergöt- 
land,  ^)  wie  denn  auch  noch  das  Dienstrecht  des  K.  Magnus  lagaboetir 
den  Herzögen  und  Jarlen  das  Recht  zugesteht  ihre  eigene  Fahne  zu 
führen,  die  sie  nur  freilich  einziehen  müssen,  wenn  der  König  selber 
anwesend  ist ;  ^)  dagegen  ist  es  ein  seltener  Ausnahmefall,  wenn  ein- 
mal der  Führung  einer  eigenen  Fahne  durch  einen  nicht  fürsten- 
Tnäßigen  Führer  von  Herrenschiffen  gedacht  wird,  ^)  vielmehr  galt  die 
Führung  einer  Fahne  im  ganzen  so  entschieden  als  ein  Vorrecht  der 
tignarmenn,  daß  auf  Island  selbst  einem  mächtigen  Goden  als  ein 
Übermaß  von  Selbstüberhebung  ausgelegt  werden  konnte,  wenn  er 
einmal  eine  solche  vor  sich  hertragen  ließ.  ^)  Bei  den  Angelsachsen 
aber  galt  es  selbst  für  einen  König  als  ungewöhnlich,  wenn  er  in 
Friedenszeiten  und  bei  seinen  gew^öhnlichen  Rundreisen  im  Lande 
jenes  Abzeichen  seiner  Würde  gebrauchte,  ^)  ungefähr  wie  es  uns 
auffallen  würde,  wenn  wir  unsere  Könige  mit  Krone  und  Zepter 
spazieren  gehen  sähen.  Während  die  bisher  besprochenen  beiden 
Abzeichen  des  Königtumes  für  Norwegen  als  nationale  gelten  dürfen, 
kann  das  Gleiche  von  dem  Reichswappen  nicht  behauptet 
werden.  ^)  Aus  dem  goldenen  Löwen  in  rotem  Feld,  welchen  K. 
Magnus  berfcettr  bereits  auf  Schild  und  Waffenrock  geführt  haben 
soll,  ^")  sowie  aus  den  „quattuor  cappae,  duae  cum  leonibus  et  duse 
croceae",  welche  ein  paar  Jahrzehnte  früher  der  norwegische  Bischof 
Sigurör    nach    seinem    heimatlichen    Kloster    Glastonburg    geschickt 


^)  vgl.  in  letzterer  Beziehung  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  47/251;  Sverris 
s.,  49,123;  120/289  und  291;  166/417.  Dieselbe  Fahne' sigrfluga,  welche  die  beiden 
letzteren  Stellen  nennen,  führt  K.  Sverrir  aber  auch  zu  Land,  135/318  und  156/374. 
Vgl.  ferner  Heimskr.  Haralds  s.  harÖraÖa,  65/596,  wo  der  Königsfahne  auf 
•einem  dänischen  Königsschiffe  gedacht  wird. 

2)  Heimskr.  Olafs  s,  helga,  32/239.  ^)  Flbk.  I,  227   und   558 

(Orkneyinga  s.) ;  Njäla,   158/274. 

*)  Morkinsk.  91;  Haralds  s.  harÖraÖa,  89/335   (FMS.  VI). 

•')  HirÖskrä,   13  und   17.  ^)  Eigla,   13/24. 

")  Bandamanna  s.,  34.  ^)  Beda,  Hist.  eccles.  II,  cap.   16. 

*')  vgl.  R.  Keyser,  Historisk-heraldisk  Undersögelse  angaaende  Norges  Rigs- 
vaaben  og  Flag  (Christiania,  1842),  auch  in  dessen  Samlede  Af  handlinger,  S.  455 — 80. 

^^)  Heimskr.  Magnüss  s.  berfcetts,  26/658;  Morkinsk.  15;;  Fagrsk. 
§  240. 
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haben  soll,  ^)  läßt  sich  ein  Schluß  nicht  ziehen ;  dagegen  zeigen  Siegel 
des  K.  Häkon  gamli,  dann  seiner  Söhne  Häkon  üngi  und  Magnus 
lagabcetir,  allerdings  bereits  den  Löwen  als  Wappenfigur,  und  aus 
Siegeln  des  K.  Eirikr  Magnussen  ist  überdies  zu  ersehen,  daß  dieser 
Löwe  schon  damals  gekrönt  war  und  die  Streitaxt  führte.  Die 
Tinktur  des  Schildes  läßt  sich  für  so  frühe  Zeit  nicht  nachweisen; 
vom  Anfange  des  i6.  Jahrhunderts  ab  ist  jedoch  der  Schild  rot,  der 
Löwe  golden  und  das  Blatt  seiner  Axt  silbern,  und  haben  wir  allen 
Grund  diese  Farben  als  altüberlieferte  anzusehen.  Seine  Hauptan- 
Avendung  findet  übrigens  das  Reichswappen  auf  des  Königs  Siegel 
(innsigli),  und  sind  uns  solche  Siegel  bis  zu  K.  Häkon  gamli  hinauf 
erhalten.  Da  die  norwegischen  Könige,  mit  Ausnahme  des  älteren 
K.  Häkon  Magnussen,  welcher  in  einzelnen  Fällen  ein  Handzeichen 
aufsetzte,  ihre  Urkunden  weder  zu  unterschreiben  noch  auch  sonst 
irgendwie  zu  unterzeichnen  pflegten,  bildete  das  Siegel  für  deren 
Echtheit  und  Vollgültigkeit  nahezu  die  einzige  Gewähr.  Von  hier 
aus  erklärt  sich  die  große  Sorgfalt,  welche  der  Aufbewahrung  des 
königlichen  Siegels  zugewandt  wurde.  Dem  Kanzler,  also  einem  der 
höchsten  Beamten,  war  dieses  anvertraut.^)  Es  kommt  w^ohl  vor^ 
daß  der  Nachfolger  eines  Königs  das  Siegel  seines  Vorgängers  inso- 
lange  benutzt,  als  ein  eigenes  Siegel  für  ihn  noch  nicht  hergestellt 
ist;  aber  dergleichen  pflegt  in  den  betrefi'enden  Urkunden  ausdrück- 
lich erwähnt  zu  werden,  und  alle  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,, 
daß  hier  wie  anderwärts  das  Siegel  des  Verstorbenen  sofort  vernichtet 
wurde,  sowie  das  des  Nachfolgers  fertig  war.  Welchen  hohen  Wert 
man  dem  Königssiegel  beilegte,  zeigen  aber  vielleicht  am  deutlich- 
sten die  Verhandlungen,  welche  zwischen  K.  Ingi  Bäröarson  und  dem 
Baglakonüngr  Philippus  über  des  letzteren  Unterwerfung  gepflogen 
wurden.  ^)  Die  Auslieferung  des  Siegels  wurde  ausdrücklich  ausbe- 
dungen, und  da  dasselbe  nicht  zur  Hand  war,  sondern  bei  des 
Philippus  Kanzler  lag,  wurden  eigens  Boten  abgeschickt  um  das- 
selbe abzuholen;  aber  die  Anhänger  des  Gegenkönigs,  welche  dessen 
Unterwerfung  nicht  anerkennen  wollten,  verweigerten  die  Ausliefe- 
rung des  Siegels,  ganz  wie  sie  fortfuhren  diesem  den  Königsnamen 
beizulegen.  Die  Unterscheidung  eines  größeren  Siegels  (hit  meira 
innsigli,  sigillum)  von  einem  kleineren  (hit  minna  innsigli,  secretum) 


')  Guilielmus  Malmcsberiensis,  De  antiquitatibus  Glastonensis  ecclesi«^ 
S.  325   (bei  Gale,  Scriptores).  '^)  HirÖskra,  21. 

^)  vgl.   die  längere  Dreikönigssage,   184 — 88. 
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kommt  auch  in  Norwegen  vor,  scheint  sich  aber  wesentlich  nur  in 
der  Verschiedenheit  der  Größe  beider  bemerkbar  gemacht  zu  haben. 
Sonst  mag  etwa  noch  erwähnt  werden,  daß  Häkon  Magnüsson,  so 
lange  er  nur  den  Herzogstitel  trug,  in  seinem  Siegel  zwar  auch  das 
Reichswappen  führte,  jedoch  nur  mit  einem  ungekrönten  Löwen; 
daß  ferner  auch  einmal  ein  Siegel  des  norwegischen  Reichsrates  er- 
wähnt wird,  \)  ohne  daß  wir  doch  erführen,  wie  es  aussah,  wahr- 
scheinlich weil  die  kurze  Zwischenregierung,  welche  dieser  nach 
des  K.  Häkon  Magnüsson  Tod  zu  führen  hatte,  die  Annahme  eines 
eigenen  Siegels  ihm  nicht  notwendig  gemacht  hatte.  Endlich  ist 
auch  die  ganze  Titulatur  des  Königtumes,  mit  einziger  Ausnahme 
des  Königstitels  selbst,  vom  Auslande  her  bezogen.  So  die  Formel 
„Dei  gratia"  (meö  guös  miskunn,  später  auch  meö  guös  näö),  w^elche 
seit  K.  Häkon  gamli  auftritt,  und  der  Beisatz  „hinn  körönaöi",  welchen 
diejenigen  Könige  vielfach,  wenn  auch  nicht  ausnahmslos,  führen, 
welche  wirklich  gekrönt  worden  waren;  soferne  die  Bezeichnung 
„herra"  und  „frü"  für  den  König  und  die  Königin,  welche,  schon 
frühzeitig  von  Deutschland  aus  eingeführt,  anfangs  neben  den  Königen 
und  Jarlen  samt  ihren  Frauen  nur  noch  auf  die  Bischöfe  sowie  die 
Vorsteher  und  Vorsteherinnen  von  Klöstern  Anwendung  gefunden 
hatte,  während  sie  von  dem  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts  ab  auch 
auf  die  Ritter  und  Barone  samt  ihren  Weibern  überging.  Vorüber- 
gehend kommt,  seit  dem  12.  Jahrhundert,  auch  die  Bezeichnung 
lävarör  und  lafdi,  von  ags.  hlaford  und  hlsefdige  herübergenommen, 
vor;  der  regelmäßige  Titel  der  Königin  ist  aber  dröttning,  welches 
Wort  freilich  ursprünglich  auch  jede  Herrin  bezeichnet,  und  in  der 
Grägäs  und  älteren  Bibelübersetzungen  auch  wirklich  noch  unbedenk- 
lich für  die  Herrin  eines  Unfreien  gebraucht  wird,  u.  dergl.  m. 

Wende  ich  mich  aber  von  diesen  mehr  formellen  und  dekora- 
tiven Rechten  des  Königtumes  zu  den  materiell  bedeutsamen,  auf 
die  Reichsregierung  bezüglichen  Befugnissen,  so  mag  zunächst  be- 
merkt werden,  daß  dem  Könige  im  allgemeinen  die  rikisstjörn 
oder  landsstjörn  beigelegt  wird,  d.  h.  die  Landessteuerung,  welcher 
Ausdruck  sehr  gut  die  beschränkte,  weniger  selbständig  auftretende, 
als  vielmehr  nur  leitende  und  führende  Gewalt  des  Menschen  her\'or- 
hebt.  Für  den  einzelnen  Untertanen  wird  die  Bezeichnung  |)egn 
oder  karl  gebraucht,    und   für    die  Gesamtheit   der  Untertanen    die 


^)  In  dem  Unionsdokumente  vom  26. — 28.  Juni  1319;  Xorges  gamle  Love, 
III,   149. 
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Kollektivbezeichnung  lyör,  d.  h.  Volk;  als  l)egnsky  Id  a  oderlyö- 
skylda  bezeichnet  man  denn  auch  die  Dienstpflicht,  welche  diese 
Untertanen  ihrem  Könige  schulden,  und  als  hollost a,  d.  h.  Ergeben- 
heit, die  Treue,  welche  sie  ihm  zu  beweisen  haben.  Diese  Verpflich- 
tungen werden  von  den  Untertanen  eidlich  übernommen,  und  sie 
sind  ihrem  Inhalte  nach  allgemeiner  Natur,  und  nicht  auf  bestimmte 
einzelne  Leistungen  beschränkt;  aber  unbegrenzt  sind  sie  darum  noch 
keineswegs,  vielmehr  heben  sogar  noch  die  Formeln,  welche  die 
Thronfolgeordnungen  von  1260  und  1273  für  den  Huldigungseid  vor- 
schreiben, ^)  sehr  nachdrücklich  die  gesetzliche  Begrenzung  der  Unter- 
tanenpflicht hervor.  —  Die  Verpflichtung  des  Königs  zur  vorgängigen 
seinerseitigen  Ableistung  eines  Eides  läßt  die  volle  Gegenseitigkeit 
des  Verhältnisses  w^omöglich  noch  schärfer  hervortreten ;  endlich  sieht 
das  prändheimer  Recht  wenigstens  sogar  Recht  und  Pflicht  des  bewaff- 
neten Widerstandes  gegen  den  König  und  dessen  Jarl  oder  Land- 
herrn für  den  Fall  vor,  da  dieser  einem  Bauer  in  seinem  Rechte  mit 
Gewalt  zu  nahe  treten  würde.  ^)  An  ein  unbeschränktes  und  aus- 
schließliches Recht  auf  der  einen  Seite  und  eine  ausschließliche  und 
unbeschränkte  Verpflichtung  auf  der  anderen  ist  hiernach  in  alle 
Weite  nicht  zu  denken,  und  wenn  gelegentlich  einmal  von  K.  Magnus 
lagaboetir  das  Land  als  des  Königs  „eign  ok  ööal"  bezeichnet,  ^)  oder 
ein  andermal  vom  Königsspiegel  ausgeführt  wird,  daß  dem  Könige 
das  ganze  Land  und  Volk  gehöre,  und  daß  dieser  darum  berechtigt 
sei,  im  Bedürfnisfalle  von  jedem  seiner  Untertanen  die  Leistung  der 
erforderlichen  Dienste  zu  beanspruchen,  *)  so  darf  man  daraus  nicht 
mit  R.  Keyser  ^)  folgern,  daß  zu  irgendwelcher  Zeit  vom  Königtume 
völlig  unbegrenzte,  wahrhaft  despotische  Anforderungen  an  Land 
und  Leute  als  in  seinem  Rechte  gelegen  betrachtet  worden  seien. 
Jener  erstere  Ausdruck  will  vielmehr  im  Munde  des  Gesetzgebers 
nur  die. Einheit  der  Monarchie  gegenüber  der  Verleihung  einzelner 
Provinzen  an  einen  Jarl  als  des  Königs  Statthalter  scharf  betonen; 
in  dem  zweiten  Falle  aber  zeigen  die  Beispiele,  mit  welchen  der 
Verfasser  seinen  Satz  zu  belegen  sucht,  die  Verpflichtung  nämHch 
zur  Übernahme  von  Gesandtschaften  an  auswärtige  Höfe  und  die 
Führung  von  Schiffen  in  der  Kriegsflotte,  daß  bei  seinem  Ausspruche 
nicht   an  den  persönlichen  Dienst  des  Königs,    sondern  nur   an  den 


^)  JarnsiÖa,  Krb.   7;  Landslög,  Krb.   12.  '^)  FrI)L,  IV,  50. 

')  HirÖskra,   14/403.  *)  Konüngssk.  28/61 — 2. 

^)  Rechtsgeschichte,  38 — 9,  Anm.  3. 
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Dienst  des  Reiches  gedacht  werden  wollte,  und  die  beliebige  Er- 
nennung des  Schiffsführers  bezeichnet  denn  auch  wirklich  nach  dem 
Vorgange  der  älteren  Provinzialrechte  das  gemeine  Landrecht  aus- 
drücklich als  ein  dem  Könige  zustehendes  Recht.  ^)  Jene  kirchen- 
staatsrechtliche Spekulationen  aber,  welche  uns  teils  derselbe  Königs- 
spiegel, -)  teils  die  bekannte  Streitschrift  über  die  Grenzen  der  geist- 
lichen und  der  weltlichen  Gewalt,  ^)  teils  endlich  auch  jene  Erörterung 
über  die  Gewalt  des  Königs  und'  des  Bischofes  zum  besten  gibt, 
welche  sich  in  die  älteren  und  neueren  Gesetzbücher  des  K.  Magnus 
in  das  Christenrecht  eingeschaltet  findet,  gestatten  keinerlei  konkrete 
Schlüsse  auf  die  rechtliche  Stellung  des  Königtumes  zu  ziehen,  da 
sie  samt  und  sonders  nur  in  ganz  allgemeinen  Phrasen  die  Erhaben- 
heit des  Königtumes,  und  die  Verpflichtung  zum  Gehorsame  gegen 
die  Obrigkeit  im  allgemeinen  und  zur  Steuerzahlung  insbesondere 
zur  Sprache  bringen. 

Betrachtet  man  sich  aber  die  einzelnen  im  Königtume  begriffenen 
Rechte,  wie  sie  teils  aus  den  Vorschriften  der  Rechtsquellen,  teils 
aus  anderweitigen  geschichtlichen  Zeugnissen  und  Vorgängen  sich 
ergeben,  so  lassen  dieselben  noch  sehr  deutlich  die  alten  Grundzüge 
der  sehr  beschränkten  Häuptlingsgewalt  erkennen,  wenn  auch  diese 
Grundzüge  im  Verlaufe  der  Zeiten  nicht  wenige  und  zum  Teil  sogar 
sehr  erhebliche  Umgestaltungen  erfahren  haben.  Einen  Hauptbe- 
standteil der  königlichen  Gewalt  bildete  zunächst  im  Heidentume 
das  Oberprie  Stert  um.  Wie  alle  anderen  Germanen,  so  kannten 
zwar  allerdings  auch  die  Nordleute  keinen  abgeschlossenen  Priester- 
stand. Keine  Spur  von  irgend  welcher  religiösen  Geheimlehre  ist 
bei  ihnen  zu  entdecken,  und  ebensowenig  von  einer,  bestimmten 
Personen  oder  Geschlechtern  zugeschriebenen  besonderen  Befähigung 
zur  Verrichtung  bestimmter  Kultushandlungen ;  jeder  aus  dem  Volke 
galt  vielmehr  für  ganz  gleichmäßig  befähigt  und  berufen,  Gebete 
und  Gelübde  an  die  Götter  zu  richten,  Opfer  ihnen  darzubringen, 
oder  durch  Orakel  ihren  Ratschluß  zu  erforschen.  Aber  die  Bedeu- 
tung der  Religion  beschränkt  sich  nicht  auf  den  einzelnen  Menschen, 
sie  war  vielmehr  auch  mit  allen  und  jeden  Verbänden  engstens  ver- 
flochten, welche  in  irgend  welcher  Beziehung  eine  größere  Zahl  von 
solchen  zu  einer  höheren  Einheit  zusammenfaßten  und  in  solchen 
Fällen  war  es  dann  ganz  naturgemäß  das  Oberhaupt  des  betreffenden 


^)  Landslög,  Landvb.  8;  vgl.  G|)L.  299;  FrI)L.  VII,   7. 

-)  Konüngssk.,  44/104 — 5.  ^)  Anekdoton  Sverreri,    10 — 13/181 — 3. 
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Verbandes,  welchem  in  Vertretung  der  sämtlichen  Genossen  die 
Vornahme  der  einschlägigen  Kultushandlungen  oblag.  Von  hier  aus 
dürfen  wir  demnach  von  vornherein  erwarten,  den  König  ganz  in 
derselben  Weise  als  den  obersten  Priester  seines  Volkes  auftreten  zu 
sehen,  in  welcher  jeder  Hausvater  der  Priester  seines  eigenen  Hauses 
war,  und  die  uns  zu  Gebote  stehenden,  freilich  dürftigen  Quellen- 
zeugnisse bestätigen  in  der  Tat  vollständig  diese  Vermutung.  Auf 
Island  zunächst  zeigt  sich  die  rehgiöse  Seite  der  Häuptlingschaft 
vollkommen  klar  ausgeprägt.  Schon  der  Name  goöi,  goöorö,  weist 
auf  die  priesterlichen  Funktionen  hin,  welche  den  betreffenden  Häupt- 
lingen obliegen,  und  wird  auch  oft  genug  das  „varöveita  hofit",  d.  h. 
das  Pflegen  des  Tempels,  als  eine  Obliegenheit  derselben  bezeichnet; 
neben  der  Erhaltung  des  Tempels  liegt  ihnen  ferner  auch  die  Ab- 
haltung der  gemeinsamen  Opferfeste  ob,  und  den  Altarring  (stalla- 
hringr),  auf  welchem  man  die  Eide  abzulegen  pflegte,  haben  sie 
unter  ihrer  Obhut,  und  tragen  ihn  allenfalls  auch  am  Arm  u.  dergl. 
m.  ^)  Nun  ist  zwar  allerdings  richtig,  daß  auf  Island  der  priesterliche 
Charakter  der  Würde  sehr  einseitig  entwickelt  erscheint,  soferne  der 
eigentümliche  Gang  der  Besitznahme  des  Landes  den  Tempelbesitz 
und  das  mit  ihm  verbundene  Priestertum  geradezu  den  Schwerpunkt 
und  geschichtlichen  Ausgangspunkt  für  die  Entstehung  der  Häupt- 
lingschaft werden  ließ ;  aber  wenn  man  von  hier  aus  bezweifeln 
könnte,  wie  weit  auch  schon  dem  norwegischen  Fürstentume  ein 
priesterlicher  Charakter  innegewohnt  habe,  so  verschwindet  doch 
dieser  Zweifel,  wenn  man  eine  Reihe  weiterer  Umstände  erwägt, 
welche  auf  die  gleiche  Tatsache  hinweisen.  Snorri  zunächst  denkt 
sich  den  altnordischen  Götterstaat,  den  er  in  euhemeristischer  Weise 
an  die  Spitze  seiner  Geschichte  stellt,  ganz  den  isländischen  Ver- 
hältnissen entsprechend  eingerichtet.  In  Asien  bereits,  wohin  er  die 
Hauptopferstätte  seiner  ^sir,  Asgarör,  verlegt,  läßt  er  zwölf  oberste 
hofgoöar  bestehen,  welche  zugleich  den  Opferdienst  und  das  Ge- 
richtswesen leiten,  und  für  welche  er  zugleich  auch  den  Namen 
dröttnar  braucht,  welchen  die  ältesten  Könige  führten ;  -)  dieselbe 
Verfassung  läßt  er  sodann  von  den  ^sir  bei  ihrer  Einwanderung  in 
den  Norden  auch  hier  einführen,  und  Oöinn  insbesondere  soll  die 
Verpflichtung   übernommen   haben,   daß   er   „skyldi  verja  land  )>eira 

')  vgl.  z.  B.  Eyrbyggja,  4/6;  Kjalnesinga  s.,  2/402 — 4;  ferner  die  der 
älteren  fslendingabök  entnommenen  Stellen  der  Hauksbök  und  Melabök  (Land- 
nama,  IV,  7/258 — 9  und  334—6);  I)6rÖar  s.  hreÖu,  1/94  und  der  J)orsteins  J). 
uxafüts,  249  (Flbk.  I)  u.  dergl.  m.  ^^  Ynglinga  s.,  2/5. 
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fyrir  üfriöi,    ok   blöta   Ijeim  til  ärs".  ^)     Wenn  ferner  hier  etwa  noch 
der  Verdacht  sich  regen  mag,    daß  Snorri   sich   durch    spezifisch    is- 
ländische Vorstellungen  habe  leiten  lassen,  so  darf  doch  nicht  über- 
sehen werden,  daß  mehrere  isländische  Häuptlinge  ihre  Tempel  oder 
doch  deren  wesentlichste  Bestandteile    bereits    aus  Norwegen  mitge- 
bracht hatten,   und  daß  von  einem  derselben  sogar  ausdrücklich  ge- 
sagt wird,  er  sei  bereits  vor  seiner  Auswanderung  „hofgoöi  i  pränd- 
heimi  ä  Masri"   gewesen ;  -)    nicht   übersehen    auch,    daß   eine    Reihe 
von  Spuren  auf  die  Existenz  von  goöar  in  Norwegen  sowohl  als  in 
Dänemark    zurückzuweisen    scheint  ■^)    und    daß    die    Benützung   des 
Tempelbesitzes  als  Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  einer  neuen 
Staatsgewalt   selbst   schon    eine   längere  Gewöhnung   des  Volkes  an 
eine    enge  Verbindung   dieser   letzteren    mit   dem  Priestertume   vor- 
aussetzt.    Nur  von  hier  aus  läßt  sich  ferner  begreifen,  wde  das  Volk 
dazu  kommen  konnte,  seinen  Königen  die  Schuld  beizumessen,  wenn 
etwa  Mißwachs  im  Lande  eintrat,    oder   umgekehrt  ihnen  zum  Ver- 
dienste anzurechnen,  wenn  diesem  fruchtbare  Jahre  beschieden  waren. 
Es  wird  aber  schon  von    dem    mythischen  K.  Dömaldi    erzählt,    daß 
ihn  die  Schweden  den  Göttern  opferten,  weil  sie  ihm  die  Schuld  an 
den  Mißjahren  zuschrieben,  die  sie  zu  erdulden  hatten;^)  ebenso  soll 
es,  aus  dem  gleichen  Grunde,  dem  K.  Olafr  tretelgja  ergangen  sein  ^) 
und  noch  in  völlig  geschichtlicher  Zeit  wird  einerseits  von    der  Re- 
gierungszeit  des  K.  Häkon   gööi    gerühmt:    „l)ä  var  är  mikit  baeöi  ä 
sjä  ok  landi",  ^)  ganz  wie  vordem  K.  Hälfdan  svarti  als  ganz  besonders 
„ärs^ell"    gegolten    hatte,  ')    oder  Hävarör  jarl  porfinnsson    von    den 
Orkneyjar    als    ein    „göör    höföingi    ok    ärssell"    bezeichnet    wurde,  ^) 
andererseits    aber    auch    den    Erikssöhnen    zum    Vorwurfe    gemacht 
wurde,    „at  ärferö  spiltist  i  landi",  ^)  u.  dergl.  m.     Man  scheint  eben 
angenommen  zu  haben,    daß    das  Opfer,    welches  der  König  „til  ärs 
ok  friöar"  zu  bringen  hatte,  unter  Umständen  zufolge  irgend  welcher 
Verschuldung    desselben    den  Göttern    nicht    angenehm    sein  konnte' 


^)  Y  n  g  1 1  n  g  a  s.,  8/9.  '^]  L  a  n  d  n  a  m  a ,  IV,  6/254. 

^)  vgl.  meinen  Aufsatz:  Zur  Urgeschichte  der  Godenwürde,  in  der  Zeitschrift 
für  deutsche  Philologie,  IV,  S.  125 — 30  und  mein  Werk:  Island  von  seiner  ersten 
Entdeckung  bis  zum   Untergange  des  Freistaats,   S.  43 — 45. 

*)  Ynglinga  s„   18/15.  •')  e  b  e  n  d  a ,  47/37. 

*)  Heimskr.  liäkonar  s.  göÖa,  II/90;  vgl.  Fagrsk.  29/18:  hann  var  ba^Öi 
vins:ell  ok  arsa?ll.  ')  Fagrsk.  2/2  und  4/2 — 3;  Flbk.  I,  566. 

^)  Flbk.  I,  225.  *')  Heimskr.  Haralds  s.  gr.ifeldar,  2/1 12  und 

zumal    17/123. 
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und  machte  ihn  dafür  haftbar,  ganz  wie  man  annahm,  daß  die  Rück- 
kehr des  Häkon  jarl  zum  Heidentume  von  den  Göttern  sofort  durch 
fruchtbare  Jahre  belohnt  worden  sei,  ^)  oder  w4e  man  noch  in  der 
christHchen  Zeit  annahm,  daß  Gott  den  Glaubenseifer  eines  frommen 
Königs  durch  gute  Jahre  belohne,  -)  oder  daß  ein  bösartiger  König 
eine  Hungersnot  verschulden,  aber  auch  durch  Selbstaufopferung 
wieder  beseitigen  könne,  ^)  oder  wie  man  etwa  auch  noch  den  christ- 
lichen Priestern  die  Schuld  gab,  wenn  die  Witterung  nicht  ganz  nach 
Wunsch  ausfiel.^)  Endlich  haben  wir  ungefähr  aus  der  Mitte  des 
lo.  Jahrhunderts  sogar  noch  ein  ausdrückhches  Zeugnis  über  die 
Stellung,  welche  der  König  dem  Opferdienst  gegenüber  einnahm. 
Ganz  allgemein  galt  dazumal  der  Brauch,  daß  derjenige,  welcher  ein 
Opferfest  abhielt,  oder  als  der  Vornehmste  unter  den  bei  einem 
solchen  Anwesenden  erschien,  alle  Opferbecher  und  alle  Opferspeise 
weihen  sollte,  wobei  die  Trinksprüche  in  einer  bestimmt  herkömm- 
lichen Reihenfolge  ausgebracht  zu  werden  pflegten.  Es  fiel  auf,  daß 
K.  Häkon  gööi  im  prändheimischen  alle  „blötveizlur"  an  seiner  Stelle 
durch  den  Jarl  Sigurör  abhalten  ließ,  sei  es  nun,  weil  diese  Land- 
schaft nicht  unmittelbar  unter  ihm  selber  stand,  oder  auch,  weil  er 
als  Christ  von  allem  Opferdienste  sich  fernhalten  wollte ;  ^)  als  der 
König  dann  aber  gar  mit  der  Verkündigung  des  Christentumes  often 
vorzugehen  anfing,  forderten  die  Bauern  in  prändheimr  geradezu  „at 
konüngr  blöti  til  ärs  j^eim  ok  friöar,  svä  sem  faöir  hans  geröi"  ^)  und 
er  mußte  sich  schließlich  wirklich  dazu  herbeilassen,  beim  Opferfeste 
den  Hochsitz  selber  einzunehmen,  die  vom  Jarle  geweihten  Becher 
anzunehmen  und  vom  Opferfleische  wenigstens  scheinbar  zu  kosten.') 
Als  so  wesentlich  galt  demnach  der  priesterliche  Bestandteil  des 
Königtumes,  daß  das  Volk  selbst  einem  seiner  beliebtesten  Regenten 
lieber  offenen  Aufstand  und  seine  Vertreibung  aus  dem  Reiche  an- 
drohte, als  daß  es  demselben  die  Nichtausübung  dieser  Funktionen 
nachgesehen  hätte,  sowie  nur  erst  die  Absichtlichkeit  dieser  Nicht- 
ausübung mit  genügender  Klarheit  festgestellt  war.  —  Seit  der  A  n  - 
nähme  des  Christentumes  in  Norwegen  konnte  von  dieser 
priesterlichen  Bedeutung  des  Königtumes    natürlich    nicht   mehr  die 


^)  Fagrsk.  45/37.  ^)  Oddr,  59/336,  ed.  Hafn. ;   50/47,  ed.  Munch. 

^)  So  in  Dänemark  K.  Ölafr  hringr,  Saxo   Grammaticus,  XII,  596 — 600. 

*)  vgl.  das  Schreiben  des  P.  Gregor  VII.  vom  19.  April  1080,  bei  Lappen- 
berg, Hamburg.  Urk.  B.  Nr.  ii.  •'')  He  im  skr.  Hakonar  s.  goÖa,    16 '92 — 3. 

**)  ebenda,    17/95.  ')  ebenda,   18/95  ^^'^   19/96;  vgl.   Fagrsk.  29/18 

und  Agrip,  5/381—2. 
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Rede  sein ;  aber  doch  standen  die  weitgehenden  Befugnisse,  welche 
der  König  über  die  Kirche  zu  üben  wußte,  vielleicht  nicht  ohne  alle 
Verbindung  mit  derselben.  Noch  auf  lange  hinaus  sehen  wir  die 
norwegischen  Könige,  wie  sie  von  Anfang  an  die  Bekehrung  des 
Volkes  betrieben  hatten,  so  auch  die  Organisation  der  Kirche  in 
ihrem  Reiche  als  ihre  eigene,  höchstlich  persönliche  Aufgabe  be- 
trachteten, und  dabei  ohne  allen  Anstand  die  volle  Oberherrlichkeit 
über  die  Kirche  nicht  weniger  als  über  den  Staat  für  sich  in  An- 
spruch nehmen.  Zum  Teil  mag  sich  freilich  diese  Erscheinung  daraus 
erklären,  daß  sich  die  Kirche  bei  dem  Bekehrungswerke  schlechter- 
dings auf  die  Hilfe  des  Königtumes  angewiesen  sah  und  diesem  so- 
mit seinen  Anteil  an  der  Regelung  der  ersten  kirchUchen  Einrich- 
tungen nicht  verweigern  konnte,  wenn  sie  auf  die  Bekehrung  der 
nordischen  Lande  nicht  völlig  verzichten  wollte ;  zum  Teil  aber  dürfte 
jenen  Ansprüchen  des  Königtumes  doch  auch  die  Erinnerung  über 
das  soeben  erst  aufgegebene  Oberpriestertum  zugrunde  liegen,  wie 
denn  z.  B.  K.  Haraldr  haröräöi  dem  Erzbischofe  Adalbert  von  Bremen 
gegenüber  noch  offen  aussprach,  daß  er  selber  Erzbischof  sein  wolle 
in  seinem  Reiche  und  niemandem  in  diesem  neben  sich  irgend 
welche  Macht  einräume.-")  Es  bedurfte  langwieriger,  erbitterter 
Kämpfe,  bis  sich  die  Kirche  in  Norwegen  jene  selbständige  Stellung 
neben  dem  Königtume  und  außerhalb  des  Staates  eroberte,  deren 
sie  sich  anderwärts  in  der  abendländischen  Christenheit  schon  längst 
zu  erfreuen  hatte. 

Keinem  Zweifel  kann  ferner  unterliegen,  daß  einen  Hauptbe- 
standteil der  im  Königtume  enthaltenen  Rechte  von  jeher  das 
Heerfü  hrertu  m  bildete.^)  Auf  Island  tritt  das  Heerwesen  aller- 
dings sehr  zurück,  da  die  Insel,  durch  ihre  Lage  gegen  jeden  aus- 
wärtigen Feind  geschützt,  niemalen  in  der  Lage  war,  einen  Krieg 
führen  zu  müssen;  daß  indessen  auch  hier  die  Erlassung  eines 
Aufgebotes  zu  bewaffnetem  Dienste  in  der  Kompetenz  der  Häupt- 
linge gelegen  war,  ist  leicht  ersichtlich.  Schon  in  Bezug  auf  die 
erste  Zeit  des  Freistaates  wird  nämlich  ausgesprochen,  daß  die 
Angehörigen  eines  jeden  Goden  diesem  nicht  nur  die  Tempel- 
steuer zu  entrichten  hatten,  sondern  auch  „skyldir  til  allra  feröa,. 
sem    nü    eru    |)ingmenn    höföingjum"    waren  ;'^)    wenig    später     wird 


^)  Adam.  Brem.  III,  16/342:  clamitans,  se  nescire,  quis  sit  archiepiscopus  aut 
potens  in  Xorvegia,  nisi  solus  Haroldus.  ^)  vgl.  Fr.  Brandt,  Den  norske  Krigs- 
forfatning  i  Middelalderen,  S.  I — 23.  ^)  Eyrbyggja,  4/6. 
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gesagt,  daß  die  Dingleute  ihrem  Goden  ihren  Dienst  (liösinni)  wie 
dieser  ihnen  seinen  Schutz  (traust)  zuzusagen  hatten,  ^)  und  hier 
wie  dort  ist  der  Waffendienst  und  die  Heerfahrt  in  der  Verpflichtung 
augenscheinUch  zwar  nicht  allein,  aber  doch  sicherlich  mit  inbegriffen, 
wie  es  denn  auch  bei  dem  Aufbieten  der  Dingleute  zur  Begleitung 
auf  der  Dingfahrt  (kveöja  mann  til  [iingreiöar),  ^)  welches  noch  ein 
Rechtsbuch  des  13.  Jahrhunderts  dem  Goden  in  gewissem  Umfange 
gestattet,  ^)  gutenteils  gerade  auf  bewaffneten  Dienst  abgesehen  war. 
Auch  in  Norwegen  scheint  eine  ähnlich  weit  gefaßte  Berechtigung 
des  Königs  zum  Aufbieten  seiner  Untertanen  gegolten,  und  das  Auf- 
gebot zur  Heerfahrt  nur  eine  einzelne  Seite  desselben  ausgemacht 
zu  haben;  von  einem  „räöa  boöi  ok  banni"  wird  an  der  Spitze 
des  Utfararbälkr  gesprochen,  ^)  und  es  ist  nicht  etwa  bloß  das  Auf- 
gebot zur  Heerfahrt  (ütför),  welches  hinterher  besprochen  wird,  son- 
dern auch  das  Recht  des  Königs,  innerhalb  gewisser  Schranken  den 
Handelsverkehr  zu  erlauben  oder  zu  verbieten,  ^)  und  der  Anspruch 
des  Königs  auf  die  Stellung  von  Pferden  zu  seinem  Dienste ;  ^)  die 
typische  und  alliterierende  Form  aber,  in  welcher  die  Vorschrift  auf- 
tritt, läßt  auf  deren  hohes  Alter  einen  Schluß  ziehen,  und  es  wird 
sich  nur  darum  handeln  können,  die  Grenzen  zu  bestimmen,  innerhalb 
welcher  jenes  Aufgebotsrecht  sich  zu  halten  hatte,  und  insbesondere 
•die  Frage  zu  erörtern,  ob  dasselbe  ein  Recht  zur  beliebigen  Krieg- 
führung in  sich  schloß.  Da  zeigt  uns  bereits  ein  Vorgang,  der  in 
die  Zeit  der  Reichsstiftung  des  K.  Haraldr  hinaufreicht,  daß  diesem 
Rechte  von  Anfang  an  sehr  enge  Grenzen  gezogen  waren. ')  Nach- 
dem nämlich  K.  Haraldr  die  Hochlande  und  prändheimr,  Hälogaland 
und  Naumudalr  sich  unterworfen,  und  zuletzt  auch  noch  K.  Hün])jöfr 
von  Norömceri  und  Raumsdalr  besiegt  und  getötet  hatte,  floh  des 
letzteren  Sohn  Sölvi  klofi  zu  K.  Arnviör  von  Sunnmoeri,  und  be- 
stimmte diesen,  mit  ihm  gegen  den  Eroberer  gemeinsame  Sache  zu 
machen.  Auch  K.  Auöbjörn  vom  Firöafylki  schloß  sich  ihnen  an; 
als  er  aber  das  Aufgebot  in  seinem  kleinen  Reiche  ergehen  ließ,  er- 


^)  Hrafnkels  s.,  24.  ^)  ebenda,   II.  '')  Kgsbk.,  59/107. 

■*)  G|)L.  295:  Konvingr  skal  raÖa  boöi  ok  banni  ok  värum  litförum ;  Fr{)L. 
VIT,  l:  Konüngr  skal  räÖa  boöi  ok  banni  ok  räÖa  at  lögum ;  Landslög,  Landvb. 
I  :  I  J)ess  hins  sama  Jhesu  Krist  nafni  skal  var  lögligr  Noregs  konüngr  hans  J)jünn 
raöa  boÖi  ok  banni  ok  v'itförum  varum,  ok  räÖi  at  lögum,  en  eigi  at  lilögum,  guöi  til 
lofs  ok  dyrÖar,  ser  til  gegns  ok  oss  til  {)arfinda. 

■')  G|)L.  313;  FrJ)L.  VII,  26;   dagegen  Landslög,  Kaupab.  25. 

^)  Landslög,  Landvb.   15.  ')  Eigla,  3/3 — 5. 
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klärte    ihm  der  mächtige  Landherr  Kveldülfr  gerade  heraus,    diesem 
keine  Folge  leisten  zu  wollen,  da  er  zwar  zum  Auszuge  verpflichtet 
sei,  wenn  es  gelte,  das  Firöafylki  zu  verteidigen,  aber  ganz  und  gar 
nicht,    wenn  es  sich  um  einen  Zug  nach  Moeri  und  den  Schutz  des 
dortigen  Königs   handle.     Damals    also  war   nur   die    eigene  Dienst- 
mannschaft (hirö)  des  Königs,  also  die  Gesamtheit  seiner  persönlichen 
Hausdiener    (hüskarlar),    diesen    unbedingt    und    unbeschränkt    zum 
kriegerischen  Dienste  verpflichtet,  mochte  dieser  nun  ein  Angrift'skrieg 
oder   ein  Verteidigungskrieg  sein;   im    übrigen  aber  war,    soweit   es 
sich  um  einen  Zug  außer  Landes  handelte,  sogar  der  Landherr  nicht 
verpflichtet,  sich  auf  das  Aufgebot   des  Königs  hin   zu    stellen,    und 
bezüglich  des  übrigen  Volkes  kann  die  Sache  natürlich  nicht  anders 
gestanden  haben.     Doch  wird  man  sich   auch  für  den  letzteren  Fall 
die  Sache  nicht  so  vorzustellen  haben,  als  ob  es  schlechthin  bei  den 
einzelnen    gestanden   habe,    wie    weit    er    dem  Rufe   zu    den  Waffen 
folgen  wollte  oder  nicht ;  vielmehr  war  es  doch  wohl  in  der  Kompe- 
tenz der  Volksversammlung  gelegen,    über  die  Führung  oder  Nicht- 
führung  von  Angriffskriegen  Beschluß  zu  fassen,  und  hatte  sich  dem 
von   ihr   beschlossenen   Kriege  jeder   waffenfähige  Mann    zu    stellen, 
wogegen  für  den  anderen  Fall,  da  der  König  auf  eigene  Faust,  und 
ohne  vorgängigen  Beschluß   der  Volksgemeinde  außer  Landes  Krieg 
führen  wollte,  allerdings  vom  guten  Willen  des  einzelnen  abhing,  ob 
er   mittun   wollte    oder   nicht,    und   somit    das   persönliche  Ansehen, 
dessen  der  König  genoß,  und  die  Richtung  des  Zuges,  den  er  unter- 
nehmen wollte,  über  den  Erfolg  seiner  Aufforderung  entschied.     Ich 
sehe  keinen  Grund  ab  für  die  Annahme,  daß  unter  K.  Haraldr  härfagri 
die  Dienstpflicht   über  diese  Grenze  hinaus    ausgedehnt  worden  sei; 
jedenfalls  hält  die  Heeresordnung,  welche  K.  Häkon  gööi  erließ,  noch 
an  dem  Satze  fest,    daß  die  Seewehr  nur  dann  zum  Ausrücken  ver- 
pflichtet sei,    „l^egar    er    ütlendr  herr  vseri  i  landi",  ^)    und    auch    die 
GI)L.,  dann  das  gemeine  Landrecht,  legen  derselben  nur  die  Pflicht 
auf,  dem  Könige  „til  landsenda",  d.  h.  bis  zur  Landesgrenze,  zu  folgen.-) 
Die    letztgenannte    Quelle    spricht    freilich   daneben   auch   noch   den 
anderen  Satz  aus,  daß  der  König  „i  friöi",  d.  h.  im  Frieden,  nur  den 
halben  leiöangr  fordern  dürfe,  wenn  man  ihm  nicht  etwa  aus  gutem 
Willen    ein    mehreres   verwillige,  '^)   und   pflegt  man    auch    diese  Be- 
stimmung  als    eine   bereits    dem    älteren  Rechte    angehörige   zu  be- 


^)  Heim  skr.  Hakonar  s.  göÖa,  21/98.  ^)  GJ)L.  295;  Landslög, 

Landvb.  3.  ^)  Landslög,  Landvb.   i. 

Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  18 
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trachten,  und  der  vorerwähnten  gegenüber  in  der  Art  auszulegen^ 
daß  man  annimmt,  daß  dem  Könige  zur  Verteidigung  des  eigenen 
Landes  das  volle  Aufgebot  zur  Verfügung  gestanden  habe,  wogegen 
er  zu  einem  Angriffskriege  nur  das  halbe  habe  unter  die  Waften 
rufen  dürfen ;  ^)  aber  nach  beiden  Seiten  hin  scheint  diese  Annahme 
unbegründet.  Von  vornherein  beruht  dieselbe  auf  einer  sehr  ge- 
wagten Auslegung  der  Worte  „i  friöi";  außerdem  steht  ihr  das  völlige 
Schweigen  der  Provinzialrechte  über  die  angebliche  Befugnis  des 
Königs  zur  Erlassung  des  halben  Aufgebotes  beim  Angriffskriege 
entgegen,  welches  Schweigen  um  so  bedeutsamer  ist,  als  sowohl  die 
GpL.  als  die  geschichtlichen  Nachrichten  über  des  K.  Häkon  gööi 
Gesetzgebung  sein  Aufgebotsrecht  ausdrücklich  auf  die  Reichsgrenzen, 
also  den  Verteidigungskrieg,  beschränkten,  und  ward  man  sich  dem- 
gegenüber nicht  darauf  berufen  dürfen,  daß  bereits  K.  Haraldr  haröräöi 
ein  paarmal  das  halbe  Aufgebot  zu  Heerzügen  gegen  England  oder 
Dänemark  aufrief.  ^)  Wir  hören  ja  umgekehrt  auch  wohl  einmal  von 
einem  Aufrufen  des  ganzen  Aufgebotes  zu  einer  Heerfahrt  gegen 
Dänemark  oder  Smälönd,  ^)  oder  wird  bei  Heerfahrten  gegen  Vind- 
land  oder  Dänemark  von  einem  Aufbieten  des  leiöangr  ohne  w^eiteren 
Beisatz  gesprochen,  ^)  wobei  doch  auch  nur  an  das  ganze  Aufgebot  ge- 
dacht werden  kann;  in  allen  derartigen  Fällen  wird  uns  aber  auch 
keineswegs  gesagt,  daß  das  Aufgebot  vermöge  eines  dem  Könige  als 
solchen  zustehenden  Rechts  erfolgt  sei,  und  ist  demnach  sehr  wohl 
möglich,  daß  dasselbe  vielmehr  auf  Grund  einer  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden  Einigung  desselben  mit  seinen  Bauern  erfolgte. 
Man  wird  demnach  berechtigt  sein,  in  dem  dem  Könige  eingeräumten 
Rechte,  „i  friöi"  den  halben  leiöangr  zu  fordern,  einen  jüngeren 
Rechtssatz  zu  erkennen,  und  wird  es  unter  dieser  Voraussetzung 
möglich,  die  Vorschrift,  wie  dies  auch  schon  Aschehoug  getan  hat,^) 
in  einem  mit  ihrem  Wortlaute  völlig  übereinstimmenden  Sinne  zu 
erklären.  Wir  wissen,  daß  in  der  späteren  Zeit,  und  jedenfalls  bereits 
das  ganze  13.  Jahrhundert  hindurch,  das  Heeresaufgebot  zur  Ent- 
stehung einer  Heeressteuer  führte,  welche  mit  ihm  den  gleichen  Namen 
des  leiöangr  führte,    und  welche    in  Friedenszeiten  als  eine  Art  von 


^)  So  Dahlmann,  II,  318;  R.  Keyser,  Rechtsg.,  223 ;  Munch,  11,982;  Fr. 
Brandt,  5.         ^)  Heimskr.  Haralds  s.  harÖraöa,  31/569— 70;  34/571  ;  82/611. 

^)  ebenda,  62/591;  SigurÖar  s.  Jörsalafara,  28/685. 

*)  Heimskr.  Olafs  s.  Tr y gg vasonar ,  101/202 — 3;  Olafs  s.  helga,  152/ 
408  und   154/413;  Magnüss  s.  g(3Öa,  7/519;  Haralds  s.  harÖrdÖa,  27/566. 

^)  Aschehoug,  38 — 9. 
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Äquivalent  für  die  nicht  zu  tragende  wirkliche  Heereslast  betrachtet 
wurde ;  unter  dem  Rechte  des  Königs,  „im  Frieden"  den  halben 
leiöangr  zu  fordern,  werden  wir  demnach  im  Landrechte  von  1274 
dessen  Recht  zu  verstehen  haben,  in  Jahren,  in  welchen  es  keinen 
Krieg  gab,  den  halben  Betrag  jener  Geld-  und  Naturalprästationen 
zu  erheben,  welche  bei  einem  vollen  Aufgebote  in  einem  Kriegsjahre 
hätten  entrichtet  werden  müssen.  Wenn  aber  in  der  Beschränkung 
des  einseitigen  Aufgebotsrechtes  des  Königs  auf  den  Verteidigungs- 
krieg bereits  eine  erhebliche  Beschränkung  der  mihtärischen  Befug- 
nisse des  letzteren  lag,  so  war  überdies  auch  noch  die  Dauer  der 
Zeit  begrenzt,  während  deren  das  Aufgebot  beisammengehalten 
werden  durfte.  Nach  den  GI)L.  hatten  die  Dienstpflichtigen  nur  auf 
zwei  Monate  Proviant  mitzubringen,  und  mußte  die  Flotte  so  früh- 
zeitig heimgeschickt  werden,  daß  bei  deren  Entlassung  jeder  Mann 
noch  für  einen  halben  Monat  Lebensmittel  übrig  hatte ;  ^)  natürlich 
war  dabei  an  den  Unterhalt  auf  der  Heimreise  gedacht,  und  mag 
es  damit  zusammenhängen,  daß  man  vorkommendenfalls  auch  wohl 
einmal  das  Kontingent  derjenigen  Landesteile  länger  beisammen  be- 
hielt, die  mit  Rücksicht  auf  die  Richtung  des  Heereszuges  am 
wenigsten  weit  heim  hatten.  -)  Im  gemeinen  Landrechte  kehrt  die- 
selbe Bestimmung  wieder,  nur  daß  hier  die  Dauer  der  Zeitfrist,  für 
welche  der  Proviant  gestellt  werden  muß,  etwas  verlängert  ist;^) 
begreiflich  aber  wird  diese  eng  bemessene  Zeitfrist  auch  wieder  nur 
unter  der  Voraussetzung,  daß  man  bei  der  betreffenden  Bestimmung 
lediglich  an  einen  Verteidigungskrieg,  und  ganz  und  gar  nicht  an 
einen  außer  Landes  geführten  Angriffskrieg  dachte.  Ferner  war,  wie 
oben  schon  auszuführen  Gelegenheit  war,  auch  die  Zahl  und 
Größe  der  Schiffe  ein  für  allemal  festgestellt,  welche  von  jedem 
einzelnen  Volklande  aufzubringen  war,  und  auch  daraus  ergab  sich 
wieder  eine  sehr  erhebliche  Beschränkung  des  Rechtes  auf  das 
Heeresaufgebot;  wenn  daneben  die  G1)L.  noch  weiterhin  aussprechen, 
daß  höchstens  der  siebente  Mann  zum  vollen  Aufgebote  gestellt  zu 
werden  brauche,  ^)  welche  Bestimmung  man  doch  wohl  mit  Unrecht 
auf  die  Alfifuöld  zurückführen  wollte,  ^)  so  hat  dies  doch  nur  den 
Sinn,    daß  jener    ersteren,    durch   die  Zahl    und   Beschaffenheit   der 


^)  GI)L.  300  und  302.  -)  Heims  kr.  Haralds  s.  harördÖa,  34/572. 

")  Landslög,  Landvb.,  9  und    13.  ^)  G  J)  L.  297. 

■'')  1 1  e  i  m  s  k  r.  Olafs  s.  h  e  1  g  a  ,    25 3/504  ;    L  e  g  e  n  d  a  r  i  s  c  h  e  Sage,   77/60  —  I 
u.  dergl.  na. 

18* 
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Schiffe  gesetzte  Grenze  noch  eine  zweite  hinzugefügt  sein  sollte, 
so  daß  also  in  keinem  Falle  mehr  als  das  gesetzlich  vorgeschriebene 
Schiff,  und  auch  dieses  nur  unter  der  Voraussetzung  gestellt  zu 
werden  brauchte,  daß  ein  bis  höchstens  zum  siebenten  Mann  greifen- 
des Aufgebot  genügte,  um  demselben  die  vorschriftsmäßige  Be- 
mannung zu  schaffen.  —  Übrigens  war  mit  den  bisher  besprochenen 
Leistungen  noch  keineswegs  alles  erschöpft,  was  der  König  von 
seinem  Volke  in  militärischer  Hinsicht  fordern  konnte.  Die  bisher 
erörterten  Bestimmungen  beziehen  sich  zunächst  zwar  auf  den  Ver- 
teidigungskrieg, aber  doch  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  es  sich 
um  die  Verteidigung  eines  entfernteren  Punktes,  wie  zumal  der 
Schatzlande,  oder  um  eine  Verteidigung  gegen  einen  erst  heran- 
ziehenden Feind  handle ;  ^)  für  den  anderen  Fall  aber,  da  der  Feind 
bereits  im  Lande  selbst  steht,  ehe  man  zur  Gegenwehr  gerüstet  ist, 
.gilt  die  andere  Vorschrift,  daß  sofort  das  gesamte  Volk  durch  den 
He  erpfeil  (herör)  aufgeboten  wird,  dem  sich  jeder  waffenfähige 
Mann  ohne  Ausnahme  zu  stellen  hat,  „l)egn  ok  ])raell".  ^)  Große  Be- 
lohnungen sind  für  denjenigen  ausgesetzt,  welcher  von  einem  drohen- 
den feindlichen  Angriffe  die  erste  Nachricht  bringt,  und  selbst  der 
geächtete  Mann  gewinnt  seinen  Frieden  wieder,  wenn  er  mit  solcher 
Botschaft  kommt;  der  Unfreie  aber  wird  frei,  wenn  er  im  Landsturme 
«einen  Feind  erschlägt.  Weiterhin  schließt  sich  aber  an  das  bisherige 
noch  eine  lange  Reihe  vervollständigender  Bestimmungen,  die  sich 
.auf  die  Herstellung  des  Kriegsbedarfes  beziehen.  Die  Schiffe 
zunächst  sind  durch  die  Angehörigen  jeder  einzelnen  Schiffsreede 
auf  gemeinsame  Kosten  herzustellen,  instand  zu  halten  und  auszurüsten, 
■ebenso  ist  gemeinsam  für  die  Herstellung  einer  Schiffshütte  (naust) 
zu  sorgen ;  ursprünglich  hatte  man  dabei  die  zu  solchem  Behufe  not- 
wendigen Leistungen  in  natura  unter  die  Angehörigen  des  Bezirkes 
verteilt,  wogegen  nach  des  K.  Magnus  Gesetzgebung  und  späteren 
Vorschriften  aus  Beiträgen  der  Bauern  eine  gemeinsame  Kasse 
(böndafe)  gebildet,  und  aus  dieser  sodann  der  Bedarf  bestritten  wurde.^) 
Man  bezeichnete  diese  Last  als  skipagerö,  und  soll  die  Kopfsteuer, 
welche  K.  Haraldr  härfagri  eingeführt  haben  sollte,  durch  K.  Häkon 
gööi  zur  Dotation  jener  Kasse  in  den  Seebezirken  verwendet  worden 


^)  vgl.  zumal  Landslög,  Landvb.,  3. 

^)  GJ)L.  312;  Landslög,  Landslb.,  3  und  5;  in  FrJ)L.  V,  2  muß  nach 
dem  Inhaltsverzeichnisse  eine  ähnliche  Bestimmung  gestanden  haben,  welche  aber  ver- 
möge einer  Lücke  im  Text  ausgefallen  ist.  ^)  Brandt,  5 — 6. 
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sein.  ^)  Weiterhin  war  aber  auch  für  die  Verproviantierung  und  für 
den  Sold  der  Mannschaft  zu  sorgen  (ü tgeröarleiöangr),  und 
waren  es  wiederum  die  Angehörigen  der  einzelnen  Schififsreede, 
welche  hierfür  aufzukommen  hatten;  nach  Monaten  wird  dabei  der 
Proviant  (mänaöarmatr)  als  der  Sold  (fararkaup)  berechnet,  ganz  den 
Römermonaten  der  deutschen  Reichsarmee  entsprechend.  '^)  Der 
Kriegsdienst  selbst  (ütfararleiöangr)  mußte  von  den  waffen- 
fähigen Angehörigen  der  Schiffsreede  übernommen  werden,  innerhalb 
der  oben  bereits  erwähnten  Grenzen;  dabei  war  es  der  Schiffsführer 
(styrimaör),  welcher  seine  Seeleute  (häsetar)  auszuwählen  hatte,  doch 
so,  daß  er  in  erster  Linie  ledige  Burschen  (drengmenn),  und  nur  im 
Notfalle  Bauern  nehmen,  und  unter  den  letzteren  wieder  nur  im 
äußersten  Falle  einvirkjar  aufbieten  durfte.  Jeder  freie  und  mündige 
Mann  hat  dabei  für  den  Besitz  seiner  Waffen  selbst  zu  sorgen,  und 
gelten  dem  älteren  Rechte  Schild,  Spieß  und  Schwert,  oder  auch 
die  Axt  als  „Volkswaffen",  d.  h.  als  solche,  deren  Besitz  jedem  Volks- 
genossen vorgeschrieben,  aber  auch  für  ihn  genügend  ist;  im  ge- 
meinen Landrechte  dagegen  wird  die  Bewaffnung,  für  welche  nach 
wie  vor  jeder  einzelne  selbst  zu  sorgen  hat,  mit  Rücksicht  auf  das 
Maß  des  Vermögens  verschieden  abgestuft,  und  bezeichnet  der  Besitz 
jener  drei  Volkswaffen  nur  noch  das  geringste  Maß  dessen,  was  auch 
der  Ärmste  noch  mitzubringen  hat.  ^)  Doch  hat  die  Bauernschaft 
des  Bezirkes  als  Gesamtheit  für  Bogen  und  Pfeile  in  genau  bestimmtem 
Umfange  zu  sorgen,  und  es  mag  sein,  daß  sie  auch  sonst  noch  für 
einzelne  Stücke  der  Bewaffnung  zu  sorgen  hatte,  deren  Beschaffung 
die  Kräfte  des  einzelnen  überstieg.  Auch  für  den  Schiffszug  (skip- 
d  r  a  1 1  r )  mußte  das  Volk  sorgen,  sei  es  nun,  daß  es  gelte  das  Schiff 
flott  zu  machen,  oder  es  umgekehrt  nach  beendigter  Fahrt  wieder 
ans  Land  zu  setzen;  der  Schififsherr  ist  es,  der  zu  solchem  Behufe 
die  Ladung  aussucht,  und  jedermann  hat  diese  weiter  zu  tragen, 
möge  er  nun  derselben  Schiffsreede  angehören  oder  nicht.  *j  In  ge- 
fahrdrohenden Zeiten  ist  ferner  für  die  Herrichtung  von  Holzstößen 
für  Signalfeuer  (vi ti),  und  für  den  Wachtdienst  bei  denselben  (vita- 
vörör)  gehörige  Fürsorge  zu  tragen,^)  und  soll  bereits  K.  Häkon 
gööi  diese  Verpflichtung  eingeführt  haben.  Um  den  Besitz  der  vor- 
schriftsmäßigen Waffen  zu  überwachen,  wurde  regelmäßig  im  Früh- 


')  Fagrsk.,  32.  '^)  Brandt,  6 — 8.  ^)  ebenda,   8  —  10. 

*)  G|)L.  304;   FrJ)L.  VII,  20;  Landslög,  Landvb.,  9  und    14. 
•^)  Brandt,   13. 
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jähre  eine  Waffenschau  (väpnal)ing)  gehalten,  und  jeder  in  Strafe 
(väpnaviti)  genommen,  der  es  an  etwas  fehlen  ließ ;  ^)  andererseits 
wurde  aber  auch  von  Zeit  zu  Zeit  ein  man  nt  als|)ing  gehalten, 
zu  welchem  alle  Bauern  ohne  Ausnahme,  und  sogar  die  Weiber  sich 
einfinden  mußten,  soweit  sie  einen  selbständigen  Haushalt  hatten, 
und  an  welchem  für  den  gehörigen  Bestand  der  Schiffsreeden  und 
ihrer  Unterabteilungen,  sowie  überhaupt  für  die  gleichheitliche  Ver- 
teilung der  betreffenden  Lasten  unter  die  einzelnen  Pflichtigen  gesorgt 
wurde.  -)  Mit  ihm  scheint  das  skipreiöu|iing  identisch  gewesen  zu 
sein,  welches  das  gemeine  Landrecht  einmal  mit  dem  väpna|iing 
zusammenstellt,  •^)  und  ein  andermal  mit  der  Erhaltung  der  Wacht- 
feuer in  Verbindung  bringt,  "*)  während  es  freilich  daneben  auch  noch 
die  Bezeichnung  manntalsjjing  til  jafnaöar  beibehält,  ^)  oder  auch  wohl 
von  einem  l^ing  ohne  alle  nähere  Bezeichnung  spricht ;  ^)  doch  läßt 
die  Einleitung  zu  den  Fr[)L.  am  skipreiöul^ing  auch  bereits  die  An- 
stellung gewöhnlicher  Klagsachen  zu, ')  so  daß  dasselbe  über  seine 
ursprüngliche  Bedeutung  schon  frühzeitig  hinausgegangen  zu  sein 
scheint.  Wie  übrigens  das  Aufgebot  zum  Heeresdienste  vom  Könige 
ausgeht,  so  hat  dieser  auch  den  Oberbefehl  über  die  gesamte 
Seewehr,  gleichviel  übrigens,  ob  er  ihn  in  eigener  Person  führen, 
oder  aber  einem  von  ihni  gewählten  Bediensteten  übergeben  will. 
Er  hat  ferner  für  jedes  einzelne  Heerschiff  den  Schiffsführer  (st3Ti- 
maör)  zu  ernennen,  und  dem  an  ihn  ergangenen  Rufe  darf  sich  bei 
Strafe  niemand  entziehen ;  ^)  daß  der  Schiftsführer  sodann  wieder 
seine  Mannschaft  auszuwählen  hat,  wurde  bereits  bemerkt ;  dagegen 
mag  hier  noch  erwähnt  werden,  daß  derselbe  für  seinen  Dienst  einen 
bestimmten  Lohn  aus  der  Bauernkasse  erhält,  soferne  er  nicht  etwa 
vom  Könige  ein  len  oder  eine  veizla  erhalten  hat,  welche  ihm  ohne- 
hin schon  die  Dienstpflicht  auferlegt.  Als  ein  weiteres  Recht  des 
Königs  wird  ferner  mit  dem  Heerwesen  dessen  Befugnis  in  Verbin- 
dung gebracht,  einem  feindlichen  Einfalle  gegenüber  von  seinen 
eigenen  Untertanen  die-  Stellung  von  Geiseln  zu  verlangen; 
doch  muß  er  diese  wieder  freigeben,  sowie  der  Feind  wieder  läng- 
stens fünf  Tage  „ör  landsyn"  ist.  ^)  Endlich  ist  auch  noch  zu  er- 
wähnen,  daß  das  Recht  des  Königs  auf  die  Kriegsführung  und  das 

^)  Brandt,  10.  ^^  ebenda,  lo — ii.  ^)  Landslög,  Landvb.  12. 

■^j  ebenda,  4.  ■'^)  Landslög,  Landsleigub,   56.  «)  ebenda, 

Landvb.  6.  ")  Fr|)L.,  Einleitung,  23. 

^)  G  {)  L.  299 ;  F  r  J)  L.  VII,  7;  Landslög,  Landvb.  8;  vgl.  K  o  n  li  n  g  s  s  k.  62. 
")  GI)L.  312;  Landslög,  Landvb.  3. 
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Heeresaufgebot  ein  ausschließliches  ist.  Nur  wenn  fremde  Heer- 
scharen ins  Land  fallen,  kann  und  soll  jeder  Volksgenosse,  sowie  er 
von  dem  Einfalle  Kenntnis  erlangt,  den  Heerpfeil  schneiden  und  aus- 
fahren lassen;^)  im  übrigen  aber  erscheint  das  Kriegsrecht  der  ein- 
zelnen Volksgenossen  schon  frühzeitig  auf  einen  engen  Spielraum 
beschränkt  und  allmählich  ganz  beseitigt.  Die  GI)L.  verbieten  zwar 
dem  Privatmanne  noch  keineswegs  den  Bau  und  Besitz  von  Kriegs- 
schiften,  sondern  nur  die  Heerung  im  eigenen  Lande,  und  die  Plünde- 
rung von  Kaufschiffen,  d.  h.  doch  wohl  nur  von  einheimischen  oder 
in  den  inländischen  Gewässern  befindlichen  Kaufschiffen ;  ^)  aber  sie 
ermächtigen  doch  bereits  den  königlichen  Beamten,  darüber,  wohin 
die  Fahrt  gerichtet  werden  wolle,  von  dem  Besitzer  Auskunft  und 
je  nach  Umständen  sogar  eine  Sicherheitsbestellung  dafür  zu  be- 
gehren, daß  es  wirklich  nicht  auf  eine  Heerung  im  eigenen  Lande 
abgesehen  sei.  Die  FrpL.  schützen  gegen  jeden  von  einem  Privaten 
unternommenen  Heerzug  neben  dem  eigenen  Lande  auch  bereits  alle 
„friömenn  konüngs,  herlenzkir  eöa  ütlenzkir" ;  ^)  in  den  Bestimmungen 
des  gemeinen  Landrechtes  aber  ist  jede  Andeutung  davon  beseitigt, 
daß  nur  dem  Inlande  und  den  Inländern  der  Rechtsschutz  erteilt 
werden  Avolle,  obwohl  dessen  Vorschriften  im  übrigen  aus  den  GpL. 
entlehnt  sind.  ^)  —  Bei  allen  bisherigen  Bestimmungen  ist  nun  klar, 
daß  sie  sich  ausschließlich  auf  den  Seekrieg  beziehen.  Nur  die 
auf  den  Besitz  der  Volkswaffen  und  auf  das  väpna|)ing,  sowie  die 
auf  das  Aufgebot  des  gesamten  Volkes  durch  den  Heerpfeil  bezüg- 
lichen Bestimmungen  können  auch  auf  den  Landkrieg  Anwendung 
gefunden  haben,  und  die  Bestimmung  des  Landrechtes  über  den 
Heerpfeil:  „l)ä  gerir  hon  stefnu  til  skips  viö  sjö,  en  samnaöar  ä  landi",^) 
dürfte  in  der  Tat  hierauf  deuten;  da  die  entsprechende  Stelle  der 
GpL.  nur  sagt:  „l)ä  gerir  hon  fimtarstefnu  til  skips",  könnte  man 
etwa  annehmen,  daß  die  weiteren  Worte  aus  dem  verlorenen  Hoch- 
länderrechte geflossen  seien.  Aber  sogar  für  den  Seekrieg  sind  jene 
Vorschriften  keineswegs  erschöpfend.  Zunächst  ist  klar,  daß  uns 
nirgends  die  Stärke  der  Bemannung  für  die  norwegische  Kriegs- 
flotte angegeben  wird.  Allerdings  ist  gelegentlich  bereits  angegeben 
worden,  daß  der  Schiffskatalog  der  GpL.,  welcher  etwa  dem  Ende 
des    12.  Jahrhunderts    anzugehören    scheint,    die    Zahl    der   aus   ganz 


^)  GJ)L.  und  l>andslög,  ang.  O.  ^)  G  J)  L.  314. 

3)  FrJ)L.  VII,  25.  ■*)  Land slög,  Land  vb.,   16— iS. 

*)  Landslög,  Landvb.  3;  vgl.  GI)L.  312. 


28o  Abschnitt  III.     Das  Königtum. 

Norwegen  zu  stellenden  Schiffe  309 — 10  betrug,  während  sie  sich 
nach  dem  Testamente  des  K.  Magnus  lagabcetir  nur  noch  auf  279 
aus  den  Landdistrikten  belief,  wozu  dann  freilich  noch  ein  paar  von 
den  Kaufstädten  zu  stellende  Schiffe  hinzukamen ;  ^)  eine  Aufzeichnung 
ferner,  die  in  einer  Hs.  des  Landrechtes  von  einer  Hand  aus  der 
Mitte  des  14.  Jahrhunderts  eingetragen  ist,  nennt  336  Schiffe,  die 
aber  insgesamt  nur  tvitugsessur  waren,  ^)  während  nach  jener  ältesten 
Angabe  ein  Schiff  30,  und  deren  116  wenigstens  noch  25  Sitze  zählten^ 
und  nur  die  übrigen  Schiffe  20  sitzige  w^aren.  Man  hat  aus  dieser  letz- 
teren Angabe  im  Zusammenhange  mit  der  anderen  Notiz,  daß  auf  jeder 
Ruderbank  (rüm,  sessa)  je  zwei  Ruderer  saßen,  ^)  die  Stärke  der  Be- 
mannung herausrechnen  wollen,  und  R.  Keyser  ist  von  hier  aus  auf  eine 
Zahl  von  13  540  Mann,  ^)  Dahlmann  aber  zufolge  eines  Fehlers  in  seinen 
Ansätzen  auf  eine  solche  von  12 700  Mann  gelangt;^)  aber  es  steht 
ganz  und  gar  nicht  fest,  daß  die  Bemannung  eines  Schiffes  sich 
schlechtweg  mit  der  Zahl  seiner  Ruderer  gleichstellte,  und  eine  lange 
Reihe  von  Quellenangaben  zeigt  vielmehr,  daß  dies  ganz  und  gar 
nicht  der  Fall  war.  Eben  jene  Angabe,  welche  um  die  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  von  336  tvitugsessur  spricht,  rechnet  „hundraö 
manna"  auf  das  Schiff  und  somit  auf  die  ganze  Flotte  33600  Mann,®) 
was  fünf  Mann  für  die  Ruderbank  gibt.  Gelegentlich  der  Seeschlacht, 
welche  im  Jahre  11 59  bei  Konüngahella  geschlagen  wurde,  rechnete 
Erlingr  skakki  für  sämtliche  Schiffe  auf  jedes  hälfrymi  drei  Mann, 
und  zwar  einen  zum  Rudern,  den  anderen  damit  er  den  Ruderer 
beschirme  und  den  dritten  zum  Kämpfen.')  Nicht  minder  rechnete 
K.  Sverrir  gelegentlich  der  im  Jahre  11 84  bei  Sognsaer  geschlagenen 
Seeschlacht  mindestens  drei  Männer  auf  jedes  hälfrymi,  von  denen 
er  für  diesmal  je  einen  Wurfsteine  sammeln,  den  zweiten  für  die 
Kampfbereitschaft  des  Schiffes  sorgen,  endlich  den  dritten  am  Ruder 
sitzen  läßt.^)  Legt  man  diese  Stärke  der  Bemannung  der  Berechnung 
zugrunde,  wie  Fr.  Brandt  dies  tut,  ^)  so  ergibt  der  älteste  Schiffs- 
katalog 40740  Mann.  Aber  nirgends  ist  gesagt,  daß  gerade  diese 
Angabe   auf  einer   gesetzlichen  Vorschrift   beruhte,    und   es    besteht 


^)  Neuerer  BjarkR,,  Landvb.   ii.  ')  Landslög,  Landvb.   13, 

Anm.  35.  3)  FrJ)L.  VII,   13;  Landslög,  Landvb.   lo. 

*)  Rechtsgeschichte,  222—23.  *)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  313. 

®)  Für  „VI  C  ok  IUI  J)üshundraÖ  ok  XXX  manna"  ist  natürlich  zu  lesen  III 
{)iishundraÖ,  und  zu  verbinden:  600  und  33X1000. 

'')  Heims  kr.  Häkonar  s.  herÖibreiÖs  6/760. 

*)  Sverris  s.,  88/215—16;  nachzusehen  auch  cap.  54.  ■^)  Brandt,  3 — 4. 
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demnach  die  Möglichkeit,  daß  überhaupt  keine  gesetzliche  Norm 
dieserhalb  bestand,  vielmehr  von  Fall  zu  Fall  die  Stärke  der  Be- 
mannung nach  dem  Beclarfe  einerseits  und  der  Leistungsfähigkeit 
andererseits  bemessen  wurde;  in  der  Tat  hat  Munch,  auf  Grund 
ziemlich  willkürlicher  Kombinationen,  nicht  sechs,  sondern  nur  vier 
Männer  auf  das  rüm  rechnen  wollen,  ^)  u.  dergl.  m.  Wenn  man  be- 
rücksichtigt, daß  die  Rechtsquellen,  wie  oben  bereits  bemerkt,  nur 
zwei  Männer  auf  das  rüm  rechnen  und  daß  überdies  immer  nur  das 
nautische,  nicht  das  militärische  Element  beim  leiöangr  betont,  also 
nur  von  häsetar,  dann  einem  „roa  leiöangr",  ^)  „roa  leiöangrinn  ok 
gjalda  vitit",  ^)  „dcema  leiöangr,  roö  ok  reiöu"  ^)  gesprochen  wird, 
daß  endlich  derselbe  zunächst  nur  auf  den  Verteidigungskrieg  be- 
rechnet war  und  nur  zu  diesem  ohne  weiteres  aufgeboten  werden 
konnte,  so  läßt  sich  ja  wohl  denken,  daß  man  die  militärische  und 
die  nautische  Dienstpflicht  ganz  getrennt  hielt,  nur  bezüglich  der 
letzteren  genauere  Vorschriften  erließ,  bezüglich  der  ersteren  dagegen 
sich  mit  dem  einfachen  Satze  begnügte,  daß  jeder  waffenfähige  Mann 
dienstpflichtig  und  darum  auch  zum  Besitze  der  Volkwaffen  ver- 
pflichtet sei,  so  daß  in  dieser  Beziehung  des  Königs  Beamte  im  ein- 
zelnen Falle  freie  Hand  hatten.  Mag  sein  auch,  daß  man  zur  mili- 
tärischen Leistung  die  Landesteile  mit  heranzog,  welche  zur  nautischen 
nicht  verwendbar  waren,  und  daß  somit  zwar  die  häsetar  ausschließ- 
lich von  den  Seedistrikten,  die  zum  Kampfe  bestimmten  Leute  aber 
ganz  oder  teilweise  von  dem  inneren  Lande  gestellt  wurden.  Weiter- 
hin ist  aber  auch  zu  bemerken,  daß  neben  der  gesetzlich  geordneten 
Seewehr  noch  ein  weiterer  Bestandteil  der  Seemacht  des  Reiches 
stand,  der  einen  ganz  anderen  Charakter  zeigt  als  jene.  Die  Könige 
zunächst,  dann  aber  auch  andere  angesehenere  Herren  im  Lande, 
besaßen  regelmäßig  ihre  eigenen  Kriegsschiffe,  die  sie  mit 
ihren  Dienstleuten  zu  bemannen  pflegten,  und  diese  Privatschiffe 
pflegen  der  Natur  der  Sache  nach  die  größten  sowohl  als  besten, 
und  zumal  mit  der  ausgewähltesten  Bemannung  versehen  zu  sein. 
Schon  sehr  frühzeitig  werden  uns  derartige  Schiffe  genannt.  Be- 
kannt ist  z.  B.  der  Trani,  ^)  Ormr  inn  skammi  ^)  und  Ormr  inn  langi  ') 
des  K.  ülafr  Tryggvason,   von  denen  die  beiden  ersteren  je  30  rüm 


^)  Norweg.  Geschichte,   II,  981 — 2.  '^]  z.  B.   Eigla,  59/132. 

^)  G|)L.  301;  Landslög,  Landvb.   10.  •*)  Kürzere  Dreikönigs- 

sage,  14/136.  ^)  Heimskr.  Olafs  s.  Tryggvasonar,  79/185. 

*)  ebenda,  95/198  und  87/191  — 2.  ')  ebenda,  95/197 — 8. 
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zählten,  wogegen  das  letztere  deren  34  hatte ;  auf  dem  langen  Wurme 
sollen  aber  acht  Mann  „i  hälfrymi"  gewesen  sein,  ^)  was  eine  Be- 
satzung von  544  Köpfen  für  dieses  Schiff  allein  ergeben  würde ; 
freilich  geben  andere  Berichte  soAvohl  die  Zahl  der  Ruderbänke  als 
der  Bemannung  anders  an,  und  zwar  teils  kleiner,  teils  größer.-) 
Der  Visundr  des  heil.  Olafr,  welcher  als  ein  ungewöhnlich  großes 
Schiff  bezeichnet  wird,  war  ebenfalls  „meir  en  ])ritugr  at  rümatali" ;  '^) 
andererseits  besaß  aber  auch  Erlingr  Skjälgsson  ein  Schiff,  welches 
32  rüm  zählte  und  welches  er,  mit  200  (240)  Mann  besetzt,  „i  viking 
eör  i  stefnuleiöangr''  zu  führen  pflegte, '')  während  seine  Söhne  noch 
drei  tvitugsessur  führen,  die  wir  einmal  mit  je  90  Mann  besetzt 
finden,  ^)  Härekr  von  pjötta  aber  führt  gleichzeitig  eine  mit  80  Mann 
besetzte  tvitugsessa,  und  zwar  ist  es  sein  „hüskarlaliö",  welches  diese 
Bemannung  liefert.^)  Von  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  ab  häufen 
sich  die  Nachrichten,  und  zumal  in  der  Sverris  s.,  der  Häkonar  s.  gamla 
und  den  zwischen  beiden  in  Mitte  liegenden  Sagen  werden  oft  ge- 
nug einzelne  Schiffe  einzelner  Könige,  Jarle  und  Landherren,  dann 
auch  einzelner  Erzbischöfe  und  Bischöfe  genannt,  wobei  auch  wohl 
deren  Größe  und  die  Stärke  ihrer  Bemannung  angegeben  wird; 
insbesondere  werden  jetzt  auch  bereits  eigene  Schiffe  der  gestir, 
kertisveinar  und  hüskarlar  des  Königs  wiederholt  erwähnt,  während 
andererseits  etwa  der  Olafssüö  des  K.  Magnus  ErHngsson  und  später 
des  K.  Sverrir,  welche  25  rüm  hatte,  drei  Mann  auf  das  hälfrymi, 
also  im  ganzen  150  Mann, ")  der  Mariusüö  des  K.  Sverrir  aber,  einem 
Schiffe  von  33  rüm,  volle  320  (2 80 .r^)  Mann  zugeschrieben  wurden,*) 
und  der  von  Sküli  jarl  gebaute  Langafrjädagr  36  rüm  zählte,  ^)  die 
von  K.  Häkon  gamli  gebaute  Krossasüö  als  das  größte  Schiff,  das 
jemals  in  Norwegen  gebaut  wurde,  bezeichnet  wird,  ^^)  und  somit 
noch  größer  gewesen  sein  muß  u.  dergl.  m.  Derartige  Schiffe  und 
deren  Bemannung  haben  nun  mit  der  legalen  Seewehrordnung  an 
.und  für  sich  nicht  das  mindeste  zu  schaffen.  Sie  sind  nicht  auf 
•  Kosten  irgend  welcher  Schiffsreede  gebaut  und  ausgerüstet,  sondern 
von  irgend    einem  Privatherrn,    und   nur   dieser   hat   denn    auch    für 


^)  Heimskr,  Olafs  s.  Tr  y  gg  v  as  o  n  ar ,   102/203.  ^)  vgl.  Munch,  I, 

2/371;  Brandt,  23.  ^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,   154/414;  Magnüss  s. 

göÖa,  20/529.  ^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  21/231. 

"*)  ebenda,   154/414  und   148/396.  **)  ebenda,   179/438. 

')  Sverris  s.,  37/99;   54/138.  *")  ebenda,  73/181;  80/195— 7  ;  81,198. 

*)  Hakonar  s.  gamla,   176/429;   195/457.  ^°)  ebenda,  277/52 — 3; 

278/53-4. 
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ihre  Bemannung  zu  sorgen.  Sie  lassen  sich  aber  eben  darum  auch 
von  diesem  ihrem  Herrn  ganz  nach  Beheben  zu  Vikingfahrten  oder 
zu  Kreuzzügen  verwenden,  wie  denn  beide  Arten  der  Verwendung 
quellenmäßig  bezeugt  sind.  Aber  der  Umstand,  daß  der  König  als 
Besitzer  solcher  Schiffe  auftritt,  und  daß  überdies  auch  die  anderen 
Besitzer  von  solchen,  soweit  sie  des  Königs  Landherren  oder  Dienst- 
leute waren,  sicherlich  die  ihrigen  zu  des  Königs  Dienst  zu  stellen 
hatten,  hat  zur  Folge,  daß  eventuell  diese  Privatschiffe  zu  einer  sehr 
beträchtlichen  Verstärkung  der  nationalen  Seemacht  heranwuchsen. 
Unter  Umständen  treten  dieselben  sogar  mehr  oder  minder  selb- 
ständig auf  und  stellen  sich  solchenfalls  in  einen  gewissen  Gegensatz 
zu  der  gemeinen  Seewehr.  Von  K.  Magnus  gööi  z.  B.  wird  einmal 
erzählt,  wie  er  zu  einer  Fahrt  nach  Dänemark  die  Landherren  und 
die  größeren  Bauern  aufbot  und  selbst  für  Königsschiffe  sorgte ;  70 
vortrefflich  bemannte  Schiffe  brachte  er  in  dieser  Weise  zusammen, 
und  es  ist  sicherlich  nicht  wörtlich  zu  nehmen,  wenn  der  Zug  in 
der  Überschrift  als  leiöangr  bezeichnet  wird.  ^)  Wiederum  entläßt 
.einmal  K.  Haraldr  haröräöi  auf  einer  Heerfahrt  nach  Dänemark 
„flestan  böndaherinn",  während  er  seine  hirö,  die  lendir  menn,  das 
vildarliö,  d.  h.  die  gewählteste  Mannschaft  und  endlich  „jjat  allt  af 
bondaliöinu,  er  naist  var  Dönum",  d.  h.  die  Seewehr  aus  Vikin,  bei 
sich  zurückbehält ;  ^)  wenn  dann  hinterher  einige  Schiffe  in  die  Hand 
der  Dänen  fallen,  tröstet  man  sich  damit,  daß  „jjat  var  leiöangrsliö 
ok  boendr  einir".^)  Ein  zweites  Mal  v^erfährt  derselbe  König  ganz 
ebenso,  und  zwar  behält  er  diesmal  „hälft  annat  hundraö  skipa"  bei 
sich,  als  er  das  „bondaliö"  heimschickt ; '')  eine  sehr  bedeutende  Zahl, 
welche  sich  doch  wohl  daraus  erklärt,  daß  von  den  Bauern  ebenfalls 
der  streitbarere  Teil  zurückbehalten  wurde.  Auf  eine  ähnliche  Unter- 
scheidung muß  es  aber  auch  hinauslaufen,  wenn  bereits  vom  heil. 
Olafr  einmal  erzählt  wird,  wie  er  „haföi  l^at  liö  alt  meö  ser,  er  honum 
l)ötti  vigligast  ok  bezt  var  buit,  en  gaf  hinum  heimleyfi" ;  ^)  aber 
freilich  blieben  bei  dem  König  in  diesem  Falle  nur  60  Schiffe  zurück, 
obwohl  fast  alle  Landherren  bei  ihm  aushielten.  Man  sieht,  wie  die 
Privatschiffe  des  Königs  und  anderer  vornehmerer  Herren  die  größten 
und  besten,  dann  die  am  stärksten  und  gewähltesten  bemannten 
waren,    so    waren    sie    auch    am    reichlichsten   ausgerüstet    und    am 


')  Heims  kr.  Miigniiss  s.  g('>Öa,  20/529.  '^)  ebenda,  Haralds  s. 

haröräöa,  34/572-  ''')  ebenda,  35/574-  *)  ebenda,  63/593. 

^)  ebenda,   Olafs  s.  heJcra,    154414;    161/423. 
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längsten  beisammenzuhalten;   es  behauptet  demnach  dieser  Teil  der 
Flotte  genau  dieselbe  Bedeutung,  welche  in  den  Heeren  des  Südens 
und  Westens    die  Ritterschaft   im  Gegensatze    zum    gemeinen  Heer- 
banne   zu    beanspruchen    hatte.     Als  K.  Haraldr  haröräöi    für    seinen 
Zug  nach  England  das  halbe  Aufgebot  unter  die  Waffen  rief,  kamen 
außer  den  Lastschiffen  und  ganz  kleinen  Fahrzeugen  nicht  ganz  200 
Schiffe  zusammen,  ^)  von  welchen  doch  sicherlich  ein  nicht  geringer 
Teil  Frivatschiffe    des   Königs   selbst,    dann    seiner   Landherren    usw. 
waren,   und  als  K.  Sverrir  im  Jahre   1197  an  Hälogaland,    und    doch 
wohl  auch  an  Naumudalr,  dann  an  I)rändheimr,  Raumsdalr,  Norömceri 
und  das  Gulal)ing  das  volle  Aufgebot  erließ,  brachte  ihm  dieses  alles 
in  allem  60  Hunderte  (7200)  Männer  ein,    während    ihrer  nach  dem 
Schiftskataloge  der  G[)L.,   das   rüm   zu  sechs  Mann  berechnet,   volle 
16 7 10  hätten  zugehen  sollen,    also  mehr  als  die  doppelte  Zahl;    die 
Privatschiffe  aber  mit  ihrer  Bemannung  von  hüskarlar  waren  selbst- 
verständlich   in    ganz    anderer  Weise   verlässig    und   kriegsbereit.   — 
Derselbe    Gegensatz,    wie    er    soeben    für    die    Seewehr    festgestellt 
wurde,    wiederholt    sich    übrigens    auch    bezüglich    des    Landheeres. 
Auch   in    diesem    spielt    das   Dienstgefolge    der   Könige,   Jarle    und 
Landherren,  dann  der  Erzbischöfe  und  Bischöfe  seine  Rolle,    und  in 
der  Feldschlacht  bildet  es  den  festesten  Kern  des  Heeres,  wie  denn 
z.  B.  in  der  Schlacht  bei  Stiklastaöir  zwar  das  „böndaliö"  rasch  von 
des  K.  Olafr  gewählterer  Mannschaft  geworfen  wird,  aber  „lendir  menn 
ok  lendra  manna  hüskarlar"  feststehen,  und  durch  ihre  Ausdauer  den 
Kampf  zum  Nachteile   des   Königs    entscheiden.  ^)     Ganz   besonders 
wuchs  aber  das  Übergewicht,  welches  diesen  Kriegsleuten  von  Beruf 
dem    Heerwesen    gegenüber    zukam,     während    jener    langwierigen 
inneren  Kämpfe,   welche   von  K.  Haraldr  gilli    ab    bis  zu  K.  Häkon 
gamli  währten.     Feinden  gegenüber,    die    im    eigenen  Lande  lebten, 
ließ    sich   der  Kriegsdienst   unmöglich    auf  die  kurze  Zeit   von   zwei 
Monaten  beschränken,  und  überdies  wurde  jetzt  noch  öfter  zu  Land 
als  zur  See  gekämpft,    während  doch  der  Landdienst    noch  weniger 
als  die  Seewehr  organisiert  gewesen  zu  sein  scheint.    Überdies  mochte 
in   Zeiten    erbitterter   innerer   Parteiung    auf  ein   Bauernheer   wenig 
Verlaß  sein,   zumal  da   es  sich  bei   diesen  Kämpfen  keineswegs    um 
nationale  Interessen  und  selbst  um  poHtische,  wie  z.  B.  den  zwischen 
Kirche    und  Staat   bestehenden   Streit,    nur    sehr   beiläufig   handelte, 


^)  Heimskr,  Haralds  s.  harÖraÖa,  82/611   und  83'6l2. 
^)  ebenda,  Olafs  s.  helga,  238/490. 
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wogegen  die  persönliche  Parteiung  und  das  Jagen  nach  individuellem 
Vorteil  entschieden  in  erster  Linie  stand,  ein  Interesse  also,  welches 
zwar   die  Gegenkönige    selbst   und    deren   persönliche  Anhänger   im 
höchsten  Grade  aufregen,  das  übrige  Volk  aber  vollkommen  gleich- 
gültig lassen  mußte.     Dagegen  begünstigte  die  prinziplose  Führung 
sowohl    als    die    unausgesetzte   Fortdauer   jener    inneren    Kämpfe   in 
eben  dem  Maße,  in  welchem  die  altherkömmliche  Ordnung  der  See- 
wehr sich  für  unanwendbar  erwies,  die  Bildung  ganzer  Scharen  von 
Kriegsleuten,  welche  aus  dem  Kriegsdienste  ihren  Lebensberuf  machten, 
ohne  sich    im    übrigen    um   die  Sache  viel  zu  kümmern,   für  die. sie 
stritten.     Ein  lebendiges  Bild  von  der  Sinnesart  solcher  Heergesellen 
gibt,   was    von  Hreiöarr  sendimaör   erzählt   wird.     Den  Abenteurern 
vergleichbar,  aus  welchen  sich  im  Mittelalter  die  großen  Kompagnien 
in   Italien,   Deutschland    und  Frankreich   bildeten,    oder   auch  später 
sich    die    Landsknecht-    und    Schweizerhaufen   zusammensetzten,    er- 
wiesen sich  derartige  Leute  gleichgültig  gegen  die  Sache,  für  die  sie 
kämpften,  aber  doch  der  Partei  treu  bis  in  den  Tod,  bei  der  sie  ein- 
mal Dienst  genommen  hatten ;  übermütig  und  zügellos  aufs  äußerste, 
aber    militärisch    dem    Bauernaufgebote    ganz    unendlich    überlegen, 
stellen   sie    sich    als   „liösmenn",    d.  h.  Heerleute,    den  „boendr"   oder 
auch  den  „boejarmenn"  und  „kaupmenn"  gegenüber,  ^)    und  sie  sind 
es  so  vorwiegend,  welche  den  Kampf  der  Baglar  und  Birkibeinir  aus- 
kämpften,  daß   diese  Parteinamen    gern    auf  sie    übergehen    und  für 
sie  gebraucht  werden  mögen,  wo  es  gilt,  sie  den  Bauern  oder  auch 
den  Bürgern  und  Kaufleuten  gegenüber  zu  stellen.  -)     Wie  groß  aber 
die  Überlegenheit  dieser  Berufssoldaten  über  die  gewöhnliche  Land- 
miliz   war,    zeigt   sich    am   deutlichsten    in    der   Schlacht,    welche  K. 
Sverrir  im  Jahre  I200  bei  Oslo  seinen  aufständischen  Bauern  zu  liefern 
hatte;  einer  20 fachen  Übermacht  standen  hier  die  Birkibeinir  gegen- 
über, und  sie  warfen  sie.'^)  —  Es  begreift  sich,  daß  diese  Veränderung 
in  der  Zusammensetzung    des  Heeres,    welche    durch    derartige  Vor- 
kommnisse bedingt    und  bezeugt   ist,    mancherlei  Veränderungen    in 
der  Heeresverfassung  zur  Folge  haben    mußte,    deren  Entwicklungs- 
gang  freilich  zum  Teil    schwer  genug   zu  verfolgen    ist.     Eine    erste 
Veränderung    besteht  darin,    daß    die  vermögensrechtliche  Seite    der 
alten  Heerlast    über  die  persönliche  das  Übergewicht   erlangt.     \^on 


')  vgl,    z.    B.    Sverris    s.,     165 '4 16;     Kürzere    D  rei  kö  nigssage ,     1436; 
Häkonar  s.  gamla,   1 5/255.  -)  vgl.  z,  B.  Sverris  s.,   163/404;   164/407  und 

409  —  10;   165/411  — 15.  ■'')  ebenda,    162 — 5/395 — 416. 
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Anfang  an  waren  in  dieser  vermögensrechtliche  Lieferungen  mit 
Diensten  gemischt  gewesen,  aber  doch  so,  daß  die  letzteren  ent- 
schieden vorwogen;  der  Ausdruck  „leiöangr"  selbst,  von  „leiö"  d.  h. 
eine  Reise,  abgeleitet,  und  auch  wohl  durch  das  einfache  leiö  ersetzt, 
bedeutet  wie  das  deutsche  „Reise"  die  Heerfahrt  selbst,  also  das, 
was  ags.  als  fyrd  oder  fyrdung  bezeichnet  wird ;  da  auch  ags.  lad  für 
die  Reise  vorkommt,  mag  der  Name  möglicherweise  sogar  aus  England 
herübergekommen  sein.  Schon  frühzeitig  begann  man  nun  aber  die 
persönliche  und  die  vermögensrechtliche  Seite  der  Leistung  zu 
scheiden,  und  wird  auf  diese  Scheidung  hin  und  wieder  der  Gegen- 
satz von  liö  und  leiöangr  angewandt,  ^)  wobei  denn  doch  unter  dem 
letzteren  Ausdrucke  bereits  der  vermögensrechtliche  Teil  der  Leistung 
für  sich  allein  verstanden  werden  muß.  Seit  dem  Schlüsse  des  I2. 
Jahrhunderts  begann  man  auch  schon  von  einem  „bjööa  üt  leiöangri 
baeöi  at  mat  ok  liöi"  oder  „at  mönnum  ok  vistum"  zu  sprechen;-) 
es  lag  aber  nahe,  daß  man,  nachdem  man  sich  erst  dieses  Gegen- 
satzes recht  bewußt  geworden  war,  und  zu  einer  Zeit,  da  die  Heer- 
fahrten seltener  zu  werden  begannen,  denselben  zu  benutzen  suchte, 
um  für  diejenigen  Jahre,  welche  ohne  Kriegszug  vorübergingen,  für 
den  König  wenigstens  den  Teil  der  Heerlast  in  Anspruch  nehmen 
zu  können,  welcher  vermögensrechtlichen  Wert  hatte.  Wir  ersehen 
aus  dem  gemeinen  Landrechte,  ^)  daß  des  Königs  Beamte  sich  viel- 
fach erlaubten,  von  der  Bauernschaft  in  den  Küstenlanden  unter  dem 
Titel  von  Zöllen,  Gaben,  Bewirtung,  Pferdefutter,  Holzschlag  u.  dgl. 
m.  Reichnisse  zu  erpressen,  welche  möglicherweise  in  den  der  See- 
wehrpflicht nicht  unterliegenden  Reichsteilen  wirklich  hergebracht 
waren,  aber  jedenfalls  in  jenen  ersteren  Bezirken  nicht  gefordert 
werden  durften,  da  diese  neben  der  Heerlast  nur  noch  die  Stellung 
von  Pferden  bei  des  Königs  Rundreisen  zu  besorgen  hatten,  eine  Last 
also,  die  frühzeitig  auch  zugunsten  der  Bischöfe  aufgelegt  und  selbst 


^)  vgl.  z.  B.  Legendarische  Olafs  s.  helga,  15/12:  hann  samnaÖi  boeÖi 
liöi  miklu  ok  leiÖangri,  wo  die  Hei  ms  kr.  6/221  liest:  hafÖi  her  mikinn  ok  fjölda 
skipa;  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  177/436 — 7:  krafÖi  konüngr  ser  liÖs  ok  leiöangrs. 
Skipakostr  hans  var  {)a  litill.  Varu  J)ä  engl  skip  nema  biianda  för,  en  liÖ  drost  vel 
til  hans  {jar  ör  heruÖum.  Ganz  ähnlich  Flbk.  303  und  FMS.  IV,  161/385,  wo  es  so- 
gar heißt:  kraföi  ser  liös  ok  leiöangrs  skipa,  wogegen  allerdings  Ungers  Aus  gab  e , 
161/ 177  nur  sagt:  krafÖi  konüngr  ser  leiöangrs.  Sverris  s.,  142/334:  Baglar  töku 
nü  baeöi  leiöangr  ok  liÖ ;  Heimskr.  SigurÖar  s.  Jörsalafara,  28/685:  siÖan 
bauÖ  SigurÖr  konüngr  almenningi  üt  af  öUum  Noregi,  bneÖi  at  liÖi  ok  at  skipum. 

^)  Sverris  s.,  43/109;  Kürzere  Dreikönigssage,   14/33. 

^)  Landslög,  Landvb.,   i;  vgl,   15. 
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den  Besitzern  von  Rottland  nicht  abgenommen,  ^)  also  sicherlich  eine 
althergebrachte  war.  Das  Landrecht  spricht  aber  im  unmittelbarsten 
Zusammenhange  mit  seinem  Verbote  solcher  widerrechtlichen  An- 
forderungen dem  Könige  das  Recht  zu,  „i  friöi"  den  halben  almenning 
zu  fordern;  es  scheint  demnach,  daß  vordem,  wie  der  König  wider- 
rechtlich jene  Lasten  in  Anspruch  genommen  hatte,  so  umgekehrt 
vom  Volke  aus  in  Friedenszeit  der  Anspruch  auf  den  leiöangr  ihm 
streitig  gemacht  worden  war,  und  daß  nunmehr  ein  Kompromiß  ein- 
gegangen wairde,  kraft  dessen  der  König  in  den  unbestrittenen  Ge- 
nuß des  letzteren  Bezuges  treten,  dafür  aber  auf  die  ersteren  An- 
sprüche ausdrücklich  Verzicht  leisten  sollte.  Der  Teil  der  Heereslast,- 
der  sich  auf  den  Bau  und  Unterhalt  der  Schiffe  bezog,  mußte  natür- 
lich nach  wie  vor  in  älterer  Weise  fortgetragen  werden,  und  ebenso 
bestand  die  Verpflichtung  fort,  in  Kriegsfällen  persönlich  die  Schiffe 
zu  bemannen;  die  Verpflichtung  aber,  für  den  Sold  und  die  Ver- 
proviantierung der  Mannschaft  während  der  legalen  Heerfahrtszeit 
aufzukommen,  verwandelte  sich  jetzt  in  eine  Steuer,  deren  eine  Hälfte 
auch  in  Friedenszeiten  zugunsten  der  Kasse  des  Königs  getragen 
werden  mußte.  Von  jetzt  ab  tritt  demnach  der  Begriff  eines  borö- 
leiöangr  auf,  ^)  im  Gegensatz  zu  einem  ütfararleiöangr,  ^)  von  denen 
der  erstere  den  Charakter  einer  an  des  Königs  Kammer  zu  entrich- 
tenden Steuer  angenommen  hatte,  und  mit  dem  Heerwesen  in  keinem 
tatsächlichen  Zusammenhange  mehr  stand,  wogegen  der  letztere  seinen 
ursprünglichen  Charakter  als  Heerlast  sich  erhielt,  und  es  steht  mit 
diesem  Sprachgebrauche  keineswegs  in  Widerspruch,  wenn  ander- 
wärts der  ütfararleiöangr  auch  wieder  dem  skipageröarleiöangr,  oder 
skipaleiöangr,  ^)  oder  auch  dem  skipafe  entgegengesetzt  wird,  ^)  als 
den  auf  den  Bau  und  Unterhalt  der  Schiffe  bezüglichen  Leistungen. 
Es  begreift  sich,  daß  die  alte  Heereslast  für  die  Könige  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Steuer  um  so  wichtiger  werden  mußte,  je  mehr  das 
Übergewicht  der  Berufssoldaten  über  die  Bauernmiliz  der  persön- 
lichen Dienstleistung  des  Landesaufgebotes  seinen  Wert  benahm ;  es 
begreift  sich  aber  auch,  daß  immerhin  auch  jetzt  noch  die  Weiter- 
bildung, und  teilweise  auch  Umgestaltung  der  alten  Heeresordnung 
ihren  Wert  haben  konnte.  Es  tritt  aber  unter  den  hierher  bezüg- 
lichen Neuerungen  zunächst  jene  bereits   erwähnte  Bestimmung  des 


^)   Fr|)L.,  Einleitung,    19,  -)   Diplom,  norveg.  II,  253/210  (1343). 

*)  Norges  gamle  Love,  III,   163  (1344).  *)  ebenda,   169  (1347). 

*)  ebenda,  5   (1280). 
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gemeinen  Landrechtes  hervor,  mittelst  welcher  die  Dauer  der 
Kriegspflicht  von  zwei  Monaten  auf  drei  erstreckt  wurde;  eine 
Bestimmung,  welche  ganz  gleichmäßig  von  der  erheblichsten  Bedeu- 
tung sein  mußte,  mochte  man  nun  dabei  die  Bedeutung  des  leiöangr 
als  eine  bloße  Steuer  oder  als  eine  persönliche  Dienstpflicht  ins  Auge 
fassen.  Dem  Vorwiegen  der  vermögensrechtlichen  Seite  der  Last, 
welches  sich  schon  im  Jahre  1247  i^^  dem  wunderlichen  Versuche 
des  Klerus  ausspricht,  die  Zehntlast  auf  den  leiöangr  auszudehnen,^) 
entspricht  ferner,  daß  die  Heereslast,  welche  bisher  nach  der  Mannzahl 
umgelegt  worden  war,  fortan  „eptir  jaröar  höfn  ok  fjär  megni",  und 
in  den  Städten  „af  kaupeyri  ok  garöleigum"  getragen  werden  sollte,-) 
d.  h.  daß  dieselbe  aus  einer  lediglich  nach  der  Seelenzahl  getragenen 
Last  nunmehr  zu  einer  auf  dem  Vermögen,  und  zwar  der  Fahr- 
habe sowohl  als  den  Liegenschaften  ruhenden  gemacht  wurde ;  ohne 
weiteres  wird  fortan  der  leiöangr  mit  der  landskyld  zusammengestellt, 
und  allenfalls  auch  auf  diese  letztere  die  Berechnung  nach  mänaö- 
armatr  übertragen,  welche  doch  eigentlich  nur  für  jenen  ersteren 
einen  Sinn  hat,  u.  dgl.  m.  So  wurde  ferner  durch  eine  Verordnung, 
welche  K.  Magnus  lagabcetir  im  Jahre  1273  zu  Tünsberg  erließ,  an- 
geordnet, •^)  daß  die  Leistung  fortan  in  zwei  Terminen,  als  vär- 
leiöangr  und  haustleiöangr,  eingefordert  werden  sollte;  eine 
Vorschrift,  welche  für  eine  Steuer  ganz  passend  erscheinen  mochte, 
aber  mit  einer  persönlichen  Ableistung  des  Heeresdienstes  jedenfalls 
vollkommen  unvereinbar  war.  Auch  das  Maß  der  Bewaffnung, 
mit  welcher  der  einzelne  zu  dienen  hatte,  und  welche  er  sich  nach  wie 
vor  auf  eigene  Kosten  verschaffen  mußte,  wurde  jetzt,  wie  oben 
schon  bemerkt,  mit  Rücksicht  auf  das  Vermögen  des  einzelnen  ver- 
schieden abgestuft,  *)  und  lag  hierin  wenigstens  gegenüber  den  Vor- 
schriften unserer  GI)L.  und  FrpL,  eine  Neuerung,  soferne  diese  von 
jedermann  ohne  Unterschied  nur  den  Besitz  der  drei  Volkswaffen 
forderte.  Das  Dienstmannenrecht  freilich  bemerkt,  daß  „allar  fornar 
landsins  lögboekr"  gesonderte  Vorschriften  enthalten  hätten  über 
die  Bewaffnung  des  Vollbauern  und  des  einvirki,  und  einige  sogar 
über  die  des  Unfreien ;  ^)  mag  sein,  daß  damit  auf  die  uns  nicht  er- 
haltenen Rechtsbücher  des  Borgarl)inges  und  Eiösifaliinges  hingedeutet 
werden  wollte,    und  mag  vielleicht   auch  sein,    daß   in    einer  älteren 


^)  Hdkonar  s.  gamla,  cap.  255;  vgl.  Munch,  IV,    1/32. 

2)  Landslög,  Landvb.  6  —  7;  BjarkR.,  6 — 7.  ^)  Hiröskrd,  36/430. 

*)  Landslög,  Landvb.   ii.  *j  HirÖskra,  35/426. 
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Redaktion    der    GpL.    und  FrpL.    wirklich   derartige    Bestimmungen 
sich  vorfanden,   jedenfalls  aber  lag  wenigstens  darin   eine  Neuerung, 
■dafS  fortan  nicht  mehr  der  Gegensatz  von  fullr  bondi,    einvirki    und 
])rcell,  sondern  nur  noch  der  Besitz  von  6,  I2  und  i8  Mark  Vermögen 
■den  Unterschied  begründete.    Man  sieht,  in  ähnlicher  Weise  wie  durch 
•die  karohngischen  Heerbannsordnungen  wollte    für   eine  bessere  Be- 
waffnung des  Volksheeres  gesorgt,  und  doch  zugleich  den  Notständen 
■der  kleineren  Leute  schonende  Rechnung  getragen  werden ;  da  wenig- 
stens   zur   Verteidigung    des    eigenen    Bezirkes    das   Landesaufgebot 
immer  noch  aufgerufen  zu  werden  pflegte,  hatte  aber  eine  derartige 
Fürsorge  für  dessen  Ausrüstung  auch  unter  der  Voraussetzung  noch 
ihre  Berechtigung,  daß  man  die  regelmäßigen  Kriege  mit  ganz  anders 
zusammengesetzten  Heeren  ausfocht.     Aber  beachtenswert  ist  dabei, 
•daß  zwar  die  den  Dienstleuten  des  Königs  vorgeschriebene  Bewaff- 
nung auf  den  Dienst  zu  Pferde  hinweist,  wie  denn  auch  der  Königs- 
spiegel bereits  diesen    empfiehlt,    die  ritterlichen  Wafifenübungen    zu 
pflegen,  und  eine  genaue  Beschreibung  der  ritterlichen  Waffenrüstung 
gibt,  ^)    dagegen  die  Vorschriften    über   die  Bewaffnung  des  Landes- 
aufgebotes auf  den  Dienst  zu  Pferde  augenscheinlich  keine  Rücksicht 
nehmen.    Doch  sehen  wir  K..  Häkon  gelegentlich  eines  beabsichtigten 
Zuges    gegen    Schweden    im  Jahre   1370   in   einem  Teile   von  Vikin 
•und  den  Upplönd  die  Stellung  von  Reiterei  in  der  Art  gebieten,  daß 
je  fünf  Bauern  den  sechsten  ausrüsten  sollten. ")     Endlich  wurde  aber 
jetzt  auch  für  die  Stellung  gewählterer  Leute  für  den  Heer- 
dienst   gesorgt,    durch    eine    neue    Regulierung   der  Verpflichtungen, 
Avelche   in  diesen  Beziehungen   den  Beamten    und  Lehnsträgern  des 
Königs    oblagen.     Von    der  Zeit    ab,    da  K.  Haraldr  härfagri   seinen 
Jarlen    und  Hersen  die  Stellung  von   je  60    und  20  Heerleuten  vor- 
geschrieben hatte,  waren  zwar  von  den  Jarlen,  Landherren  und  wohl 
auch  von  den  größeren  Bauern,  wie  oben  schon  bemerkt,  stets  hüs- 
karlar  gehalten  worden,  welche  dann  von  ihnen  zum  Volkskriege  wie 
zu    Vikingsfahrten    benutzt    wurden;    aber   von    einer    bestimmt   be- 
grenzten Verpflichtung  zur  Haltung  solcher  Dienstleute  ist  die  längste 
Zeit   über  keine  Spur  mehr   zu  finden,    und    ebensowenig   läßt   sich 
irgend  ein  geordnetes  Verhältnis  derselben  zur  legalen  Seewehr  des 
Landes  nachweisen.     Selbst   die  Hiröskrä   reicht   noch    nicht   weiter, 
•denn  wenn    dieselbe   bestimmt,    daß    der   Landherr   ohne   besondere 


^)  Komin  gssk.  37/84;  38/87—88.  ^)  Diplom,   norveg.,   II,  Nr.  410, 

A-gl.  417;  Munch,  Unionsperioden,  I,  812   und   828;  Brandt,   14 — 15. 
Maurer,   Altnorwegisches  Staatsrecht.  ^9 
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königliche  Erlaubnis  nicht  über  40,  der  Herzog  und  der  Jarl  aber 
überhaupt  nicht  mehr  Dienstleute  halten  solle,  als  der  König  mit. 
dem  Beirate  verständiger  Männer  geeignet  finde,  ^)  so  ist  damit  eben 
nur  das  Maximum  der  Zahl  bezeichnet,  die  gehalten  werden  darf, 
aber  nicht  das  Minimum  der  Zahl,  welche  gehalten  werden  muß,  und. 
überdies  mit  keinem  Worte  der  Verpflichtung  gedacht,  die  gehaltenen; 
Dienstleute  vorkommendenfalls  auch  wirklich  samt  und  sonders  des 
Königs  Kriegsheer  zuzuführen.  Eine  doppelte  Veränderung  in  der 
Gesetzgebung  wurde  hiernach  nötig,  nämlich  einmal  eine  bestimmte 
Feststellung  der  Verpflichtungen,  welche  den  Landherren  und  sonstigen 
Dienstleuten  des  Königs  als  solchen  oblag,  und  zweitens  deren  Exemp- 
tion  von  der  gemeinen  Heereslast  resp.  der  aus  ihr  hervorgegangenen 
Steuer.  In  der  ersteren  Beziehung  wurden  zwei  Herrentage  maß- 
gebend, welche  im  Jahre  1273  zu  Tünsberg  und  zu  Björgvin  zu- 
sammentraten. ^)  Zu  Tünsberg,  wohin  alle  Landherren  und  Beamten 
aus  Vikin  und  den  Upplönd  berufen  worden  waren,  wurde  beschlossen, 
daß  alle  lendirmenn  und  diejenigen  veizlumenn  des  Königs,  welche 
eine  veizla  im  Ertrage  von  15  Mark,  wie  sie  für  die  Landherren  als 
die  regelmäßige  galt,  erhalten  hatten,  dafür  je  fünf  Mann  zum  Kriegs- 
heere stellen  sollten,  auf  eigene  Kosten,  in  der  für  des  Königs  Dienst- 
leute vorgeschriebenen  Bewaffnung,  zu  dreimonatlichem  Dienste,  und 
zwar  außerhalb  des  Reiches  wie  innerhalb  desselben.  Von  größeren 
Lehen  sollte  im  Verhältnisse  mehr  Mannschaft  gestellt  werden,  von 
den  syslumenn  aber  sollten  je  sechs  Männer  für  jede  tvitugsessa 
gestellt  werden,  die  aus  ihren  Bezirken  zu  bemannen  war,  und  für 
das  innere  Land,  welches  der  Einteüung  in  Schiffsreeden  nicht  unter- 
lag, eine  speziell  festgesetzte  Zahl  von  Leuten,  nämlich  40  für  Valdres 
und  Haddingjadalr,  je  22  für  Raumariki,  Heiömörk  und  Haöaland, 
16  für  die  Guöbrandsdalir,  für  die  Eystridalir  aber  5.  In  Björgvin,  wo 
die  Beamten-  und  Vasallen  aus  der  nördlichen  Reichshälfte  zusammen- 
kamen, wurden  sodann  dieselben  Vorschriften  auch  auf  diese  aus- 
gedehnt, jedoch  in  Anbetracht  der  dünnen  Bevölkerung  und  der 
geringeren  Einträglichkeit  der  dortigen  Syssel  mit  der  Einschränkung, 
daß  für  das  Egöafylki  nur  je  4,  für  das  Rygjafylki,  Höröafylki  und 
Sygnafylki  je  3,  für  das  Firöafylki  je  5,  für  Sunnmceri  je  2,  für  Norö- 
moeri  und  Raumsdalr  je  3,  für  prändheimr  teils  2,  teils  3,  für  Naumu- 
dalr  je  3,  endlich  für  Hälogaland  je  4  Mann  für  jede  Schiffsreede  zu 

^)  HirÖskra,   13/401;   17/405;   I9/407- 

^)  Die  Beschlüsse  beider  Versammlungen  siehe  in  der  HirÖskrd,  36/428—32; 
außerdem  vgl.  Magnüss  s.  lagabcetis,    162. 
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stellen  waren,  wogegen  Jamtaland  und  Herjärdalr  aus  nicht  ersicht- 
lichen Gründen  ganz  außer  Ansatz  gelassen  sind.  Man  hat  die  Ge- 
samtzahl der  so  gestellten  Truppen  bald  auf  2284,  ^)  bald  auf  un- 
gefähr 2300,  '^)  bald  auf  ungefähr  2000  Mann  berechnet,  ^)  und  wenn 
zwar  diese  Berechnung  nicht  auf  durchaus  sicheren  Ansätzen  beruht, 
dürfte  sie  doch  immerhin  annähernd  richtig  sein;  bei  den  hiermit 
gegebenen  Bestimmungen  hatte  es  aber  auch  für  die  Folgezeit  sein 
Verbleiben,  und  wurde  zumal  durch  eine  Verordnung  vom  17.  Juni 
1308  den  Sysselmännern  die  Verpflichtung  in  ihrem  bisherigen  Um- 
fange neuerdings  eingeschärft,  ^)  während  die  gleichzeitig  erfolgte 
Aufhebung  der  Landherrnwürde,  was  ohne  Grund  bezweifelt  wurde,  ^) 
auf  die  Zahl  der  zu  stellenden  Mannschaft  kaum  einen  wesentlichen 
Einfluß  üben  konnte,  da  sie  den  Gebrauch,  veizlur  zu  geben  und  zu 
nehmen,  unberührt  ließ.  An  Zahl  nicht  unbedeutend,  und  an  Be- 
waffnung der  Bauernmiliz  weit  überlegen,  mußte  diese  von  den  Be- 
diensteten des  Königs  zu  stellende  Truppe  im  Heerwesen  immerhin 
eine  bedeutsame  Rolle  spielen.  Was  aber  die  Exemption  von  der 
Heereslast  ^)  betrifft,  so  war  diese  nach  den  älteren  Rechtsbüchern 
sehr  geringen  Umfanges  gewesen.  Sehe  ich  von  einigen  hierher 
nicht  gehörigen  Fällen,  wie  z.  B.  den  Aussätzigen  und  den  der  Armen- 
pflege zur  Last  Fallenden  ab,  so  gestehen  die  Gl)L.  eine  Exemption 
nur  dem  Bischöfe  zu  für  sich,  seinen  Priester  und  seinen  Diakonen, 
dem  Meßpriester  für  sich,  seine  Frau  und  seinen  Küster  (klerkr),. 
endlich  dem  ärmaör  konüngs  für  sich,  seine  Frau  und  einen  Unfreien.') 
Die  FrpL.  wiederholen  zwar  diese  Bestimmung  nur  hinsichtlich  des 
Priesters,  ohne  der  beiden  anderen  Kategorien  von  Fällen  zu  gedenken  ;^) 
aber  sie  sprechen  dafür  die  Nichtexemption  der  lendirmenn  ausdrück- 
lich aus,  ^)  und  bezüglich  des  Bischofes  wenigstens  darf  man  aus 
ihrem  Schweigen  sicherlich  nichts  schließen.  Eine  Exemption  der 
königlichen  hirömenn  aber  anzunehmen,  wie  sie  von  Brandt  als 
selbstverständlich  betrachtet  wird,  ^^)  scheint  mir  kein  Grund  vorzu- 
liegen; die  dienstrechthche  Stellung  zum  König  konnte  den  hirö- 
maör    nur    vom   persönlichen  Aufgebot,    nicht   von    der  Vermögens- 

^)  So  Munch,  IV,   1/549  -50,  wo  zufolge  eines  Druckfehlers  freilich  3284  steht; 
vgl.  Aschehoug,   123,  Anm.,  der  aber  die  Zahl  für  zu  hoch   cregriffen  hält. 

2)  Brandt,   16.  ^)  R.  Keyser,  229,  Anm.  2.  -^j  Norges  gamle 

Love,  III,  75.  5)  R.Keys  er,  229 — 30.  ^)  [vgl.  die  Darstellung  desselben 

Gegenstandes  S.  206 — 8,    die    aber    die  Frage    von    einem    anderen  Gesichtspunkt  aus 
und  in  anderer  Verbindung  behandelt.]  ')  GpL.  298.  ^)  FrJ)L.  VII,    17. 

")  ebenda,    18.  1«)  Brandt,    II. 
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leistung  befreien,  und  mit  gleichem  Rechte  wie  der  lendrmaör  mußte 
darum  auch  er  zu  der  Last  herangezogen  werden.  Seit  dem  Ende 
des  12.  Jahrhunderts  beginnt  nun  aber  die  Kirche  mit  weiter  reichenden 
Exemptionsansprüchen  hervorzutreten.  Eine  Bulle  des  P.  Clemens  III. 
vom  28.  Januar  11 89  verbietet  zwar  den  Klerikern  nur  die  persön- 
liche Teilnahme  an  der  Kriegsführung,  und  hält  sich  somit  noch 
auf  der  alten  Grundlage ;  ^)  aber  bereits  eine  Bulle  P.  Cölestins  III. 
vom  15.  Juni  1194  eximiert,  indem  sie  jenes  Verbot  bestätigt,  zu- 
gleich alle  Kleriker  von  jeder  Heeressteuer,  es  sei  denn,  daß  der  Bischof 
mit  dem  Beirate  der  verständigsten  Kleriker  seiner  Diözese  wegen 
einer  dringenden  Landesnot  ein  anderes  verwillige,  und  sie  befreit 
zugleich  nicht  nur  alle  Priester,  sondern  sogar  alle  Laien,  welche  sich 
dem  Dienste  der  Domkirche  zu  Niöarös  widmen,  von  allen  und  jeden 
zum  „leiöangr"  gerechneten  Lasten.  ^)  Die  Bulle  beruft  sich  dieser- 
halb  auf  ein  königliches  Privileg,  und  wenn  zwar  allerdings  von 
einem  solchen  sonst  keine  Spur  zu  finden  ist,  so  bleibt  doch  immer- 
hin die  Möglichkeit,  daß  ein  solches  von  K.  Magnus  Erlingsson  wirk- 
lich erteilt  worden  sein  könnte.  Später  erfahren  wir  von  einer  Ver- 
handlung, welche  im  Jahre  1247  ^^  Kardinal  Wilhelm  von  Sabina 
über  eine  Begünstigung  geführt  wurde,  die  dem  Klerus  bezüglich 
der  Heereslast  verwilligt  werden  sollte ;  ^)  dieselbe  blieb  indessen  ohne 
Erfolg,  und  es  ist  nicht  einmal  mit  Sicherheit  zu  ersehen,  was  eigent- 
lich seitens  des  Klerus  begehrt  werden  wollte.  Aber  der  Björgviner 
Vergleich  vom  1.  August  1273,*)  und  weiterhin  der  Tünsberger 
Vergleich  vom  9.  August  1277  ^)  zeigen,  und  zwar  unter  sich  im 
wesentlichen  übereinstimmend,  eine  sehr  erhebliche  Erweiterung  der 
dem  Klerus  zugestandenen  Exemptionsrechte.  Nicht  nur  wird  im 
Tünsberger  Vergleiche,  was  in  dem  zu  Björgvin  ausgestellten  Doku- 
mente doch  wohl  nur  als  selbstverständlich  ausgelassen  ist,  allen 
Klerikern  sowohl  die  persönliche  Teilnahme  an  der  Heeresfahrt  als 
auch  die  eigene  Entrichtung  der  Heeressteuer  erlassen,  mit  dem 
früheren  Vorbehalte  für  den  Fall  eines  besonderen  Notstandes,  son- 
dern es  erfolgt  auch  aus  besonderer  Gnade  des  Königs,  und  zwar 
nach  beiden  Dokumenten  ganz  gleichmäßig,  eine  ausdrücklich  als 
neu  bezeichnete  Erweiterung  der  Exemptionsrechte.  Abgesehen  von 
dem    Falle    einer    besonderen,    von    der   Prälatur    wie    vom    Könige 


^)  Diplom,  norveg.  I,   i/i.  2)  ebenda,  3/2 — 5. 

'^)  Hdkonar  s.  gamla,   255/21.  ■*)  Norges  gamle  Love,   II,  459 — 60. 

'')  ebenda,  464  —  66. 
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gleichmäßig  anerkannten  Landesnot  soll  nämlich  der  Erzbischof  loo 
Leute  v^on  der  Heerespflicht,  dem  Aufgebote,  der  Beihülfe  beim  Schiffs- 
zuge, und  zumal  auch  „de  tributo,  quod  vulgariter  leiöangr  appella- 
tur"  frei  haben,  und  zwar  so,  daß  diejenigen  unter  ihnen,  welche 
den  Titel  eines  skutilsveinn  führen,  selbdritt,  alle  übrigen  aber  selb- 
zweit  befreit  sein  sollten;  in  gleicher  Weise  sollte  ferner  jeder  Bischof 
40  Leute  frei  haben,  und  sollte  jeder  Pfarrer  von  der  persönlichen 
Dienstpflicht  selbzweit,  und  von  der  Kriegssteuer  selbdritt  befreit 
sein.  Eine  ganz  ähnliche  Exemption  erlangte  nun  aber  nach  kurzer 
Frist  auch  die  weltliche  Aristokratie;  es  ist  früher  bereits  erwähnt 
worden,  daß  der  Tünsberger  Vergleich  ausdrücklich  ausspricht,  daß 
zur  Zeit  des  Vergleichsabschlusses  den  „homines  regis"  dasselbe  Maß 
der  Exemption  bereits  zustand,  welches  nunmehr  den  Leuten  des 
Erzbischofes  zugestanden  werden  sollte,  und  es  mag  ja  sein,  daß 
gerade  die  im  Jahre  1273  der  Prälatur  gemachten  Verwilligungen 
im  Zusammenhalte  mit  der  ziemlich  drückenden  Stellung  von  Truppen, 
welche  gleichzeitig  den  weltlichen  Herren  zugemutet  wurde,  in  diesen 
das  billige  Verlangen  erweckt  hatte,  der  gleichen  Exemption  mit  den 
Dienstleuten  des  'Erzbischofes  teilhaftig  zu  werden ;  zwei  spätere  Ver- 
ordnungen des  K.  Häkon  Magnüsson  vom  29.  Mai  1303  und  15.  Mai 
131 1  bestätigen  aber,  indem  sie  gegen  ungebührliche  Erweiterungen 
der  Exemption  einschreiten,  deren  ursprünglichen  Umfang,  vermöge 
dessen  der  Ritter  und  hirömaör  für  drei,  der  gestr  und  kertisveinn 
aber  für  zwei  „Nasen"  der  Befreiung  genießen  sollte,  ^)  was  voll- 
kommen der  den  erzbischöflichen  Dienstleuten  gewährten  Exemption 
entspricht.  Augenscheinlich  entspricht  aber  das  Maß  der  den  skutil- 
sveinar  und  hirömenn  gewährten  Exemption  dem  Begriffe  der  „vollen 
Gleve"  oder  „bacheliers"  des  deutschen  und  französischen  Mittel- 
alters, und  die  ganze  Exemption  den  Privilegien  der  Ritterschaft; 
wenn  ferner  durch  eine  Novelle  des  K.  Magnus  lagaboetir  den  Land- 
herren das  Privilegium  eingeräumt  wird,  daß  ihre  eigenen  hüskarlar, 
von  besonderen  Notfällen  abgesehen,  unter  ihrem  Befehle  ausziehen 
sollten,  2)  so  wird  denselben  damit  eben  nur  die  Stellung  von  Banner- 
herren angewiesen.  Neben  den  bisher  besprochenen  Bestandteilen 
der  norwegischen  Kriegsmacht  kommt  aber  mit  der  Zeit  noch  ein 
weiterer  auf,  welchen  die  borgarar,  d.  h.  Burgmannen,  bilden. 
Schon  frühzeitig  lassen  sich  in  Norwegen  einzelne  Befestigungen 
nachweisen,    und   die  Zeit  der  Bürgerkriege  läßt  deren  Zahl  sowohl 


Xorges  gamle  Love,  III,  56 — 57  und  90 — 91.  '^)  HirÖskra,  48. 
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als  Bedeutung  beträchtlich  wachsen.  Die  Sverrisburg  in  Niöaros, 
eine  gleichnamige  Burg  in  Björgvin,  zumal  aber  der  Schloßberg  bei 
Tiinsberg  spielen  in  den  Kämpfen  des  K.  Sverrir  eine  bedeutsame 
Rolle,  und  von  K.  Häkon  gamli  wird  ausdrücklich  berichtet,  daß  er 
für  die  Verbesserung  der  alten  Werke  und  für  die  Anlage  neuer 
eifrig  gesorgt  habe.  ■^)  Damit  mag  es  zusammenhängen,  daß  ein 
Burgmannenrecht  (borgararcttr),  welches  uns  in  einer  Hs.  aus  dem 
Anfange  des  14.  Jahrhunderts  erhalten  ist,  sich  ausdrücklich  als  von 
K.  Häkon  erlassen  bezeichnet.  -)  Da  die  Hs.  nicht  angibt,  welcher 
König  dieses  Namens  von  ihr  gemeint  sei,  hat  man  allerdings  da- 
rüber gezweifelt,  ob  an  K.  Häkon  gamli  (Hans  Paus,  Jon  Eiriksson, 
P.  A.  Munch,  Fr.  Brandt)  oder  an  K.  Häkon  Magnüsson  den  Älteren 
zu  denken  sei  (R.  Keyser).  Meines  Erachtens  schließt  nun  der  In- 
halt der  Aufzeichnung  jede  Möglichkeit  einer  Entstehung  desselben 
unter  Häkon  gamli  aus,  wie  denn  z.  B.  die  Worte :  „kvenna  friör  skal 
Vera  sem  lögbök  vättar"  nicht  vor  dem  Jahre  1274  geschrieben  sein 
können,  und  so  manche  Bezeichnungen  (ä  väpn,  hirödrengr;  fölguti, 
skytta  u.  dergl.)  nicht  vor  dem  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  üblich 
geworden  sind,  die  in  dem  Stücke  gebraucht  werden.  Andererseits 
macht  der  enge  Zusammenhang,  in  welchem  das  Stück  mit  den 
ältestem  schwedischen  und  dänischen  „Gärdsrätter"  steht,  sehr  un- 
wahrscheinlich, daß  dasselbe  wirklich  von  einem  norwegischen  Könige, 
und  insbesondere  von  K.  Häkon  häleggr  erlassen  worden  sei,  zumal 
da  sich  aus  einzelnen  Bestimmungen  auf  eine  Entstehung  aus 
Schweden  schließen  läßt  und  dürfte  hiernach  das  wahrscheinlichste 
sein,  daß  in  dem  Stücke  lediglich  eine  Privatarbeit  zu  sehen  sei, 
welche,  nach  einem  uns  verlorenen  schwedischen  Originale  gearbeitet, 
sich,  wie  es  oft  geschah,  den  Namen  des  vielgefeierten  K.  Häkon 
gamli  fälschlich  beilegte.  Die  Quelle  gibt  übrigens  darüber,  wie  es 
mit  der  Bewachung  der  „Häuser"  (hüs)  gehalten  wurde,  genügenden 
Aufschluß.  Ein  Burgvogt  (fölguti)  steht  an  der  Spitze,  unter  dem 
einerseits  ritterbürtige  Knappen  (ä  väpn)  und  andererseits  geringere 
Leute  (hirödrengir),  darunter  zumal  auch  Schützen  (skyttar)  dienen. 
Alles  scheint  geworbenes  Volk  gewesen  zu  sein,  und  die  Härte  der 
Strafbestimmungen  läßt  darauf  schUeßen,  daß  es  ziemlich  zuchtloses 
Gesindel  war,  welches  man  dabei  im  Sinne  hatte;  sachliche  wie 
sprachliche   Anhaltspunkte    gestatten    die   Annahme,    daß    die   Auf- 


^)  Hakonar  s.  gamla,  333/153 — 4.  ^)  gedruckt  in  Xorges  gamle 

J^Qvc,  III,  144 — 45;  [vgl.  Maurer,  Das  älteste  Hofrecht  des  Nordens,  München  1877'. 
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Zeichnung  wesentlich  unter  deutschem  Einflüsse  entstanden  und  so- 
mit wohl  auch  ursprünglich  für  deutsche  Söldner  bestimmt  gewesen 
sei.  —  Glänzend  sah  es  mit  der  MiHtärmacht  Norwegens  am  Schlüsse 
unserer  Periode  nach  allem  bisherigen  nicht  aus.  Von  vornherein 
nur  auf  die  Verteidigung  zur  See  berechnet,  mußte  die  gesetzliche 
Heeresordnung  sich  vöüig  wertlos  zeigen,  als  zufolge  der  Verwick- 
lungen, welche  die  Union  mit  Schweden  hervorrief,  die  Landkriege 
häufiger  wurden  und  der  Reiterdienst  hervorragendere  Bedeutung 
gewann,  und  selbst  zur  See  erwies  sich  die  alte  Heeresverfassung 
sofort  als  durchaus  ungenügend,  sowie  man  auf  einen  einigermaßen 
kräftigen  Gegner  mit  besserer  Heeresorganisation  '  stieß.  Den  deut- 
schen Soldtruppen  des  K.  Albrecht  gegenüber  erwiesen  sich  die 
Heere  des  K.  Häkon  Magnüsson  des  Jüngeren  als  völlig  machtlos, 
und  im  Kriege  gegen  die  Hanse  (1368 — 69)  sowohl  als  gegenüber 
den  Vitalienbrüdern  (1392  und  fgg.)  zeigte  sich  auch  die  Seewehr 
des  Reiches  völlig  unbrauchbar.  Die  Herrin  der  drei,  einst  so  see- 
tüchtigen nordischen  Reiche,  Königin  Margarete,  mußte  sich  bereits 
im  Jahre  1392  von  K.  Richard  IL  die  Erlaubnis  erbitten,  sich  zur 
Verteidigung  gegen  die  Hanse  in  seinem  Reiche  ein  paar  Schiffe 
mieten  zu  dürfen.^) 

An  das  Heerführertum  des  Königs  schließt  sich  an  dessen  Recht 
auf  die  Vertretung  seines  Reiches  gegenüber  fremden 
Völkern.  Solange  freilich  jeder  Fremde  als  rechtlos  und  alles 
Ausland  als  Feindesland  galt,  konnte  eine  solche  Vertretung  nur 
wenig  in  Frage  kommen.  Das  Recht  jedes  Volksgenossen,  im  Aus- 
lande zu  heeren,  ließ  das  Kriegsrecht  des  Königs  als  nichts  eigen- 
tümliches erscheinen,  zumal  da  auch  er  zum  Zwecke  auswärtiger 
Unternehmungen  sein  Volk  nicht  einseitig  aufbieten  konnte,  und 
eben  jene  Befugnis  zur  Führung  von  Privatkriegen  benahm  auch  den 
Friedensschlüssen  des  Königs  gutenteils  ihren  Wert;  insolange  mußte 
es  also  in  Norwegen  ganz  ähnlich  stehen,  wie  es  in  Schweden  noch 
zu  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  nachweisbar  stand,  ^)  nämlich  so,  daß 
die  Dingversammlung  beschloß,  mit  welchen  Nachbarn  Krieg  zu 
führen  und  Frieden  zu  schließen  sei,  was  dann  natürlich  zur  Folge 
hatte,  daß  im  ersteren  Falle  das  Aufgebot  auch  zu  einer  auswärtigen 
Unternehmung  erlassen  werden  konnte,  und  daß  im  letzteren  Falle 
das  Recht  der  Privatkriegführung  für  alle  Volksgenossen  ruhen  mußte. 


^)  vgl,  Munch,  Unionsperioden,  II,  340. 
-)  Heim  skr.   Olafs  s.  helga,  81  292. 
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Die  Aufrichtung  der  Alleinherrschaft  im  Lande  machte  aber  dieses 
System  auf  die  Dauer  unhaltbar.  Vier  größere  und  eine  Anzahl 
kleinerer  Dingversammlungen  standen  nach  wie  vor  gleichberechtigt 
nebeneinander,  deren  keiner  eine  durchschlagende  Bedeutung  für 
das  ganze  Reich  zukam;  nur  im  Könige  fand  die  Einheit  dieses 
letzteren  ihren  Ausdruck,  und  wenn  man  es  nicht  darauf  ankommen 
lassen  wollte,  von  verschiedenen  Dingversammlungen  sich  wider- 
sprechende Beschlüsse  gefaßt  zu  sehen,  mußte  man  wohl  den  Be- 
schluß über  Krieg  und  Frieden,  und  damit  auch  das  Recht  des 
Heeresaufgebotes,  dann  den  Abschluß  völkerrechtlicher  Verträge^ 
wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch  tatsächlich  dem  Könige  über- 
lassen. Als  dann  das  Steigen  der  Gesittung  und  zumal  der  Übertritt 
zum  Christentume  die  Privatkriegführung  nur  noch  wenigen  heid- 
nischen oder  mohamedanischen  Nationen  gegenüber  zulässig  er- 
scheinen ließ,  war  auch  die  politische  Natur  der  Kriegführung 
wesentlich  festgestellt,  und  diese  zu  einem  so  gut  wie  ausschließlich 
dem  Könige  in  Vertretung  des  Staates  zustehenden  Rechte  geworden. 
Wenn  demnach  die  Rechtsbücher  zwar  auch  jetzt  noch  des  Königs 
Recht,  das  Aufgebot  zu  erlassen,  auf  den  Verteidigungskrieg  be- 
schränken, so  sehen  wir  das  Volk  doch  tatsächlich  oft  genug  auch 
zu  auswärtigen  Unternehmungen  aufgeboten,  nur  daß  freilich  von 
Fall  zu  Fall  von  der  Persönlichkeit  des  einzelnen  Regenten  und  der 
Stimmung  des  Volkes  abhing,  wie  weit  man  zu  gehen  sich  getrauen 
konnte.  Wenn  ferner  zwar  nirgends  in  den  Rechtsbüchern  dem 
Könige  ausdrücklich  die  Befugnis  eingeräumt  wird,  für  die  Gesamtheit 
seiner  Untertanen  bindende  Verträge  mit  auswärtigen  Mächten  abzu- 
schließen, so  wird  dieses  Recht  doch  tatsächlich  ganz  regelmäßig  und 
unbeanstandet  von  ihm  geübt,  welches  ja  insbesondere  auch  den 
Verkehr  mit  dem  Auslande  beliebig  zu  sperren,  oder  doch  durch 
Aus-  und  Einfuhrverbote  zu  hemmen  ihm  erlaubte,  dann  in  der  Mög- 
lichkeit, jede  Mißachtung  seiner  Verfügungen  unter  den  dehnbaren 
Begriff  des  Treubruches  und  Hochverrates  zu  bringen,  besaß  er  auch 
vollkommen  genügende  Mittel,  um  den  von  ihm  bezüglich  des  Aus- 
landes beliebten  Maßnahmen  Geltung  zu  verschaffen.  Allerdings 
konnte  eine  Beratung  mit  den  vornehmeren  Herren  des  Reiches,  dann 
eine  gewisse  Rücksichtnahme  auf  die  Wünsche  und  die  Stimmung  des 
übrigen  Volkes  in  beiden  Richtungen  nötig  werden;  aber  formell 
war  es  stets  der  König,  welcher  den  Krieg  erklärte  und  den  Frieden 
oder  andere  Verträge  mit  auswärtigen  Mächten  abschloß,  und  welcher 
somit  diesen  gegenüber   als  Vertreter  seines  Reiches  auftrat.     Aller- 
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dings  kam  es  in  einzelnen  Fällen  auch  vor,  daß  die  angesehenen 
Häuptlinge  im  Lande,  wenn  der  König  noch  jung  an  Jahren  war, 
Friedensunterhandlungen  ihrerseits  führten,  oder  daß  solche  auch 
wohl,  wenn  es  galt  einem  Friedensschlüsse  recht  sichere  Gewähr  zu 
verschaft'en,  diesen  neben  dem  Könige  beschworen,  wie  dies  z.  B. 
bei  dem  Friedensschlüsse  mit  Dänemark  auf  den  Brenneyjar  geschah,') 
oder  in  sonstiger  Weise  für  dessen  Haltung  sich  verbürgten,  wie 
etwa  bei  dem  Vertrage  von  1343,  durch  welchen  dem  Junker  Häkon 
Magnüsson  das  Königreich  Norwegen,  und  dessen  Bruder  Eirikr  die 
Thronfolge  in  Schweden  eingeräumt  wurde,  die  norwegischen  Großen 
für  den  Fall,  da  der  erstere  Schweden,  und  die  schwedischen  für  den 
Fall,  da  der  letztere  Norwegen  an  sich  zu  bringen  suchen  würde, 
ihrem  eigenen  Herrn  ihre  Hilfe  zu  versagen  sich  verpflichteten.  ^} 
Aber  im  einen  wie  im  anderen  Falle  stützt  sich  die  Teilnahme  der 
Aristokratie  an  den  Verhandlungen  und  Vertragsabschlüssen  nicht 
auf  irgendwelches  selbständige  Recht  derselben ,  sondern  lediglich 
auf  den  Umstand,  daß  sie  tatsächlich  in  Ermangelung  eines  hand- 
lungsfähigen Regenten  die  Reichsregierung  zu  besorgen  zunächst  be- 
rufen ist,  daß  ferner  ihre  Beteiligung  die  Verhandlungen  zu  fördern 
und  dem  Abschlüsse  eine  weitere  Gewähr  zu  bieten  verspricht.  Im 
übrigen  besorgten  die  Könige  die  Unterhandlungen  und  Vertrags- 
abschlüsse bald  in  eigener  Person,  wie  dies  zumal  in  der  älteren 
Zeit  und  im  Verkehr  mit  den  nächsten  Nachbarfürsten  üblich  war, 
bald  durch  Vermittlung  von  Gesandten  (sendimenn),  welche  durch 
wertvolle  Geschenke  oder  andere  Wahrzeichen  (jarteignir),  in  späteren 
Zeiten  durch  besiegelte  Vollmachturkunden  sich  zu  legitimieren  hatten. 
Schon  frühzeitig  wählte  man  mit  Vorhebe  Geistliche  als  Gesandte,  oder 
gab  doch  den  Gesandten  solche  bei,  teils  weil  sie  mit  der  Feder  und  der 
lateinischen  Sprache  besser  umzugehen  wußten,  welche  letztere  die  bei 
der  Ausstellung  von  Urkunden  übliche  war,  und  weil  sie  auch  sonst  durch 
ihre  gelehrten  Kenntnisse  sich  nützlich  zu  machen  wußten,  teils  aber  auch 
darum,  weil  sie  vermöge  des  universellen  Charakters  der  Kirche  und 
der  vielfach  unter  ihren  Dienern  bestehenden  engeren  Verbindungen 
allerwärts  im  Auslande  mannigfache  Förderung  und  Unterstützung 
zu  erwarten  hatten,  welche  dem  Laien  abging,  und  weil  sie  über- 
dies auch  für  ihre  Person  eines  weit  höheren  Grades  von  Unverletz- 
lichkeit genossen  als  diese.     Aufzuzeichnen  pflegte  man  ursprünglich 


^)  Heim  skr.  Magnuss  s.  gööa,   7 '519  —  20.  -)  Diplom,  norveg.  II, 
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Jhöchstens  die  zustande  gebrachte  Übereinkunft  selbst;  später  kam 
aber  auch  die  schriftUche  Führung  von  Verhandlungen  auf,  oder 
doch  der  Gebrauch,  den  Gesandten  neben  ihrer  Vollmacht  noch 
eine  schriftliche  Instruktion  mitzugeben,  die  dann  je  nach  Umständen 
auch  dem  anderen  Teile  bekannt  gegeben  wurde.  Der  Regel  nach 
wurden  die  abgeschlossenen  Verträge  noch  durch  eine  besondere 
vom  Könige  selbst,  allenfalls  unter  Mitwirkung  einiger  von  seinen 
Räten  ausgestellte  und  besiegelte  Urkunde  bestätigt,  falls  man  nicht 
etwa  den  Gesandten  schon  von  vornherein  ein  vom  Könige  unter- 
zeichnetes Blankett  mitgegeben  hatte,  wozu  man  sich  indessen  aus 
sehr  nahe  liegenden  Gründen  nur  selten  entschloß;  die  Abfassung 
derartiger  Urkunden  war  aber  ursprünglich  Sache  des  Hofkaplans 
(hiröprestr,  kapalinn),  später  dagegen  Sache  des  Kanzlers 
(k  a  n  c  e  1  e  r).  —  Unter  den  auswärtigen  Mächten,  mit  welchen  Ver- 
handlungen zu  pflegen  waren,  stehen  Schweden  und  Dänemark  als 
die  nächsten  Nachbarn  natürlich  obenan;  weiterhin  ergeben  sich 
solche  aber  auch  mehrfach  mit  England  und  Schottland,  dann  seit 
dem  Jahre  1250  mit  den  Hansastädten,  und  in  anderer  Richtung  mit 
Rußland,  mehr  vereinzelt  werden  auch  wohl  einmal  Verhandlungen 
mit  Deutschland,  Frankreich  oder  Spanien  gepflogen,  und  sogar  der 
Sultan  von  Tunis  wird  gelegentlich  einmal  (1262)  mit  einer  Gesandt- 
schaft beschickt ;  eine  ganz  besondere  Bedeutung,  und  zugleich  einen 
mehrfach  eigentümlichen  Charakter  zeigen  aber  diejenigen  Unter- 
handlungen, welche  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  nicht  selten  zu  führen 
waren.  Von  der  Zeit  an,  da  das  Christentum  sich  einigermaßen  in 
Norwegen  befestigt  hatte,  ergaben  sich  setbstverständlich  auch  sofort 
Beziehungen  zu  diesem;  häufiger  aber  und  erheblicher  wurde  der 
Verkehr  mit  Rom,  seitdem  durch  einen  päpstlichen  Legaten  der  erz- 
bischöfliche Stuhl  in  Niöarös  aufgerichtet  worden  war  (1152).  Oft 
genug  kamen  von  jetzt  ab  Legaten  oder  sonstige  Abgesandte  des 
Papstes  ins  Land;  oft  genug  hatten  umgekehrt  die  norwegischen 
Könige  ihrerseits  Boten  an  die  Kurie  zu  schicken,  sei  es  nun,  daß 
über  kirchliche  Angelegenheiten  des  Reiches  zu  verhandeln  war,  oder 
daß  es  galt  die  Entscheidung  des  Papstes  in  einer  Sache  einzuholen, 
in  der  er  als  Richter  oder  Schiedsmann  angegangen  worden  war, 
oder  endlich,  daß  man  eine  Vermittlung  in  irgend  einer  weltlichen 
Frage  anrufen  wollte,  weil  man  für  nützlich  hielt,  seines  Ansehens 
sich  in  solcher  zu  bedienen.  Eigentümlich  war  aber  dabei,  daß  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  der  Papst  wie  allerwärts  im  Abendlande 
so  auch  im  norwegischen  Reiche  die  Oberleitung  für  sich  selber  be- 
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anspruchte,  so  daß  der  König  in  solchen  Fällen  ihn  einfach  gewähren 
lassen,  dagegen  in  Fällen,  welche  auf  der  Grenze  des  kirchUchen  und 
staatlichen  Gebietes  lagen,  mit  ihm  wenigstens  als  mit  einem  un- 
abhängigen, selbständig  in  sein  Reich  hinübergreifenden  Potentaten 
verhandeln  sollte ;  eigentümhch  ferner,  daß  Verhandlungen  mit  der 
Kurie  nicht  bloß  seitens  des  Königs,  sondern  auch  seitens  des  Erz- 
bischofes  und  anderer  kirchlichen  Würdenträger  auf  eigene  Faust  ge- 
führt werden  konnten,  indem  diese  den  Papst  ebensogut  wie  den 
König  als  ihren  unmittelbaren  Oberen  betrachteten,  mit  dem  zu  ver- 
kehren und  dessen  Weisungen  einzuholen  sie  ebensowohl  berechtigt 
als  verpflichtet  zu  sein  glaubten.  Da  die  Kirche  überdies  keineswegs 
gewillt  war,  sich  auf  das  geistliche  Gebiet  und  die  geistlichen  Zucht- 
mittel zu  beschränken,  vielmehr  ihre  geistliche  Gewalt  durch  welt- 
lichen Zwang  aufrecht  halten,  und  auch  in  weltlicher  Beziehung 
ihrem  Besitze  und  ihren  Dienern  die  vollste  Unabhängigkeit  sichern 
zu  sollen  meinte,  ja  sogar  eine  Reihe  rein  weltlicher  Verhältnisse  in 
ihr  Bereich  hineinzog,  so  mußten  die  Verhandlungen  zwischen  König- 
tum und  Kurie  in  jener  älteren  Zeit  bereits  auf  genau  dieselben 
Schwierigkeiten  stoßen,  mit  welchen  dieselben  gegenwärtig  zu  kämpfen 
haben,  und  genau  denselben  zwitterhaften  Charakter  tragen,  welchen 
die  modernen  Konkordatsverhandlungen  zeigen.  Weder  jene  absolute 
Selbstherrlichkeit  des  Königtumes,  wie  sie  K.  Haraldr  haröräöi  mit 
aller  Derbheit  verfochten  hatte,  noch  jene  volle  Unabhängigkeit  der 
Kirche  vom  Staate,  ja  Überordnung  derselben  über  den  Staat,  wie 
solche  Erzbischof  Eysteinn  dem  K.  Magnus  Erlingsson  abzuzwingen 
gewußt  hatte,  ließ  sich  auf  die  Dauer  behaupten,  mit  manchen 
Schwankungen  nach  links  und  rechts  wurde  vielmehr  im  ganzen  ein 
Mittelweg  eingehalten,  der  zwar  sehr  prinziplos,  aber  praktisch  allein 
möglich  war. 

Sehr  erhebliche  Befugnisse  standen  dem  Königtume  ferner  in 
Bezug  auf  die  Rechtspflege  zu,  und  mag  man  wohl  von  einem 
obersten  Richteramte  des  Königs  sprechen,  wenn  man  diesen 
Ausdruck  nur  im  Sinne  der  älteren  und  nicht  der  neueren  deutschen 
Rechtssprache  verstehen  will.  Ganz  wie  nach  älterem  deutschen 
Rechte  lag  nämlich  nur  die  Leitung  der  Rechtspflege  in  der  Hand 
des  norwegischen  Königs  oder  des  isländischen  Goden,  wogegen  die 
Fällung  der  Urteile  selbst  hier  wie  dort  in  der  Hand  von  Leuten 
aus  dem  Volke  lag ;  aber  freilich  wurden  diese  Leute,  ganz  wie  dies 
in  Deutschland  seit  dem  Aufkommen  des  Schöftenwesens  der  Fall 
war,  in  Norwegen  durch  den  König  oder  dessen  Beamten,  auf  Island 
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aber  durch  den  Goden  ernannt,  und  zwar  erfolgte  deren  Ernennung 
nicht  etwa  auf  Lebensdauer,  wie  in  Deutschland,  sondern  immer 
nur  für  die  Dauer  der  einzelnen  Dingversammlung,  was  natürlich 
die  Abhängigkeit  der  Urteilsfinder  vom  Königtume  und  dessen  Trägern 
sehr  erheblich  steigern  mußte.  Auf  der  anderen  Seite  ist  freiUch 
der  Einfluß  der  Häuptlinge  auf  die  Rechtspflege  im  Norden  auch 
wieder  enger  eingeschränkt  als  in  Deutschland.  Die  Ynglinga  saga 
freilich  schreibt,  von  ihren  Götterkönigen  sprechend,  ihnen  noch  ein 
„räöa  fyrir  dömum"  zu,^)  und  die  ältesten  Berichte  über  die  isländische 
Verfassung  legen  den  Goden  übereinstimmend  neben  der  „dömnefna" 
auch  noch  ein  „styra  sakferli",  d.  h.  die  Leitung  des  Rechtsverfahrens 
selbst  zu ;  ^)  aber  gleichviel,  wie  es  sich  hiermit  in  der  ältesten  Zeit 
verhalten  haben  möge,  so  zeigen  doch  die  spezielleren  Bestimmungen 
der  isländischen  sowohl  als  der  norwegischen  Rechtsbücher,  daß  in 
der  späteren  Zeit  wenigstens  die  Urteilsfinder  hier  wie  dort  in  der 
Führung  der  Verhandlungen  und  der  Feststellung  des  Erkenntnisses 
durch  keinen  Vorsitzenden  Beamten  beengt  waren.  Übrigens  zeigt 
sich  die  dömnefna  in  Norwegen  auf  die  höheren  Dingversammlungen 
beschränkt,  während  an  den  geringeren  die  Gesamtheit  der  anwesen- 
den Dinggenossen  die  Urteile  fällt,  und  man  möchte  hiernach  die 
Vermutung  wagen,  daß  ursprünglich  im  Norden  ganz  wie  in  Deutsch- 
land die  Urteilsfällung  von  der  gesamten  Dinggemeinde  ausgegangen, 
und  erst  später  auf  einen  kleineren  Kreis  vom  Häuptlinge  ernannter 
Männer  eingeschränkt  worden  sein  möge.  Man  möchte  andererseits 
vermuten,  daß  die  freiere  Tätigkeit,  welche  den  Urteilsfindern  in 
Bezug  auf  ihre  Tätigkeit  eingeräumt  ist,  mit  ihrer  Ernennung  durch 
die  Häuptlinge,  und  ihrer  dadurch  bedingten  Abhängigkeit  von  diesen 
in  einem  gewissen  Zusammenhang  stand,  indem  es  nur  dann  unbe- 
denklich erscheinen  konnte,  die  Besetzung  der  Gerichte  ganz  in  die 
Hand  der  Exekutive  zu  legen,  wenn  dieser  jeder  weitere  Einfluß 
auf  den  Gang  der  gerichtlichen  Verhandlungen  versagt  blieb,  während 
andererseits  die  geringere  Zahl  der  Ernannten  und  die  größere  Regel- 
mäßigkeit, welche  durch  die  Ernennung  bedingt  war,  eine  förmliche 
Leitung  dieser  Verhandlungen  überflüssig  zu  machen  schien.  —  Die 
genaueren  Bestimmungen  über  die  Stellung  des  Königs  zur  Rechts- 
pflege sind  aber  für  die  Zeit  der  Rechtsbücher  folgende.  ^)     Die  ge- 

^)  Ynglinga  s.,  2/5.  '^)  Landnama,  S.  259  (Hauksbök)  und  334 

(jüngere  Melabok) ;  Flbk.  I,  249  (|)orsteins  J).  uxaföts) ;  J)ürÖar  s.  hreÖu,  94. 

''^)  vgl,  Ebbe  Hertz berg,  Grundtra-kkene  i  den  »Idste  Norske  Proces  (^Chri- 
stiania,  1874)  und  dazu  meine  Anzeige  in  der  Krit.  Vierteljahresschrift,  XVIII,  32  —  77. 
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samte    Ziviljustiz    war   von   vornherein    nicht    nur    dem    Königtume, 
sondern  überhaupt  dem  Staate  entzogen,  soferne  die  Austragung  der 
Zivilsachen    zunächst   als   eine  Sache   betrachtet    wurde,    welche   die 
streitenden  Teile  selbst,  allenfalls  unter  Zuhilfenahme  ihrer  Nachbarn 
zu  besorgen  hatten,  während  die  Dingversammlungen  dieserhalb  nur 
dann    angegangen  werden   sollten,    wenn    auf  jenem   ersteren  Wege 
keine  Entscheidung  zu    erlangen,    oder  die    erlangte  nicht   ins  Werk 
zu  setzen  war.     Je    nachdem    die    einzelne  Klage    auf  vitafe    ging, 
d.  h.  in  quanto  et  quali  durch  Urkundspersonen  erweisHch  war  oder 
nicht,   war  das  Verfahren  ein  etwas  verschiedenes,    soferne    dasselbe 
zwar   in   beiden  Fällen    mit   einer   heimstefna   begann,    aber   an    der 
Tagfahrt   im   ersteren  Falle    nur   eine  Vorführung   der  Klagezeugen, 
und  eine  Aufforderung  (krafa,  ütbeizla)  an  den  Beklagten,  den  Kläger 
klagfrei  zu  stellen,  nötig  wurde,  wogegen  im  zweiten  Falle  nur  eine 
einfache  Ansprache  um    die    betreffende  Leistung  (kvaöa),    weiterhin 
aber   die   Bestellung    eines    von    den   Streitteilen    gemeinsam   zu    er- 
nennenden Frivatgerichtes  (kvööudömr,  skiladömr)  erforderlich 
war.      Entspricht    der   Beklagte    nicht    sofort   der,    allenfalls    dreimal 
wiederholten,  krafa,  oder  leistet  er  dem  Spruche  des  skiladömr  nicht 
sofort  Folge,    so    wird    dies    als    eine  Auflehnung  gegen  die  Rechts- 
ordnung betrachtet,  und  ebenso  wird  die  Sache  behandelt,  wenn  er 
durch  die  Weigerung,    die    ihm    obliegenden  prozessualischen  Hand- 
lungen vorzunehmen,  den  geordneten  Lauf  der  Sache  verhindert;  in 
beiden   Fällen    entspringt    für    den   Kläger    eine    Strafklage,    welche 
aber  an  die  Dinggerichte  geht,  da  die  Straf  Justiz  diesen  ausschließlich 
übertragen  ist,    wenn  auch  mit  einigem  Schwanken  hinsichtlich  der 
Bußfälle,     welche     ebensogut    unter    einen    zivilen    als    kriminellen 
Gesichtspunkt  gestellt  werden  können.     Man  mag  darüber  verschie- 
dener Ansicht  sein,  ob  diese  Verschiedenheit  des  Verfahrens  in  beiden 
Klassen  von  Fällen   eine    ursprüngliche    gewesen    sei,    oder   ob    man 
nicht   vielleicht,    worauf  verschiedene  Spuren    hinzuweisen    scheinen, 
ursprünglich  auch  bei   vitafe    ein  Privatgericht   eingesetzt   habe;    ge- 
wiß ist  aber,    daß    unter  K.  Magnus  Erlingsson  sowohl  für  den  Fall, 
da  man  vor  dem  skiladömr  einen  Reinigungseid  zu  übernehmen  als 
für  den  anderen,    da   man    vor    demselben    seinen  Beweis   durch  Er- 
fahrungszeugen zu  führen  gehabt  hatte,  den  skiladömr  beseitigt  und 
somit  die  Verhandlung  der  Sache  sofort  an  das  Dinggericht  gewiesen 
wurde,  sowie  der  Beklagte  der  kvaöa  nicht  Folge  leistete.     In  diesen 
letzteren  Bestimmungen    wird    die    ursprüngliche  Schärfe  der  Unter- 
scheidung   der  Zivil-    und  Kriminalsachen    bereits    wesentlich    aufge- 
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geben  und  in  der  Gesetzgebung  des  K.  Magnus  lagaboetir  tritt  dieser 
Gegensatz  vollends  noch  weniger  hervor;  der  von  Haus  aus  maß- 
gebende Gesichtspunkt  war  aber  augenscheinlich  der,  daß  in  Zivil- 
sachen nur  die  rechtsförmliche  Feststellung  dessen  nötig  schien,  was 
der  eine  Teil  von  dem  anderen  zu  fordern  hatte,  und  daß  man  diese 
durch  Zeugen  oder  den  Spruch  von  Nachbarn  völlig  genügend  vor- 
nehmen zu  können  glaubte,  wogegen  die  Dinggerichte  von  dem 
Augenblicke  an  einzuschreiten  berufen  sein  sollten,  da  der  einzelne 
durch  seine  Weigerung,  bei  dem  gesetzhch  vorgeschriebenen  Fest- 
stellungsverfahren in  gehöriger  Weise  mitzuwirken,  oder  dessen  Er- 
gebnis sich  sofort  zu  unterwerfen,  in  offenen  Widerspruch  mit  der 
Rechtsordnung  selbst  trat,  eben  damit  aber  auch  eine  Strafsache  aus 
der  ursprünglichen  Zivilsache  entstehen  ließ.  Die  Dinggerichte 
ihrerseits  schlössen  sich  auf  das  genaueste  der  oben  besprochenen 
Bezirksverfassung  an,  sodaß  aus  dem  Gau  ein  heraösl^ing,  aus  dem 
Volklande  ein  fylkisjjing,  aus  dem  Dingverbande  ein  lög|)ing  hervor- 
ging, und  das  heraösjiing  wieder  ein  fjöröüngsl)ing,  })riöjüngsl)ing 
oder  hälful)ing  sein  konnte,  je  nachdem  das  einzelne  Volkland  sich 
in  Hälften,  Drittel  oder  Viertel  teilte ;  im  prändheimischen,  wo  das 
heraös]iing  regelmäßig  fehlte,  gewann  dafür  das  skipreiöu])ing  ge- 
richtliche Bedeutung  und  schiebt  sich  überdies  ein  zwei  fylkna  jiing 
und  ein  vier  fylkna  liing  zwischen  das  fylkisjiing  und  lögjiing  in  die 
Mitte.  In  ihrer  Zusammensetzung  unterschieden  sich  das  fylkis]n'ng 
und  heraös|)ing  einerseits  und  das  lögl^ing  andererseits  sehr  bedeutend. 
Zu  den  ersteren  mußten  sich  an  und  für  sich  alle  Bauern  des  be- 
treffenden Bezirkes  einfinden,  vorbehaltHch  nur  einer  den  einvirkjar 
zugestandenen  ausnahmsweisen  Erleichterung;  zum  lög]3ing  dagegen 
braucht  sich  immer  nur  eine  beschränkte  Zahl  ernannter  Leute  (nefnd- 
armenn)  einzufinden,  welche  dafür  von  den  nicht  zur  Dingfahrt  be- 
rufenen Genossen  eine  Reiseentschädigung  (|)ingfararfe)  erhielten  und 
außerdem  des  Königs  Beamte  und  die  Priester  des  Dingbezirkes, 
oder  doch  eine  bestimmte  Anzahl  derselben.  Des  Königs  Beamte 
sind  es,  welche  die  Dingpflichtigen  ernennen,  also  nach  den  FrI)L. 
die  ärmenn,  nach  den  GpL.  die  lendirmenn,  syslumenn  und  ärmenn; 
von  einem  Einflüsse  des  Volkes  auf  deren  Auswahl  ist  dagegen 
keinerlei  Spur  zu  bemerken,  und  mußte  die  Erleichterung  der  Last 
des  Dingbesuches  als  Ersatz  für  die  Einbuße  an  pohtischen  Rechten 
gelten,  welche  in  dieser  Einrichtung  immerhin  lag.  Währena  ferner 
am  heraösjiing  und  fylkisjiing  die  sämtlichen  Dingleute  ganz  gleich- 
mäßig an  den  Verhandlungen  und  Beschlüssen  Anteil  nahmen,  wurde 
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am  lögln'nge  aus  der  Zahl  der  nefndarmenn  erst  noch  ein  engerer 
Ausschuß  gebildet,  welchem  jene  Funktion  so  gut  wie  ausschließhch 
zukam,  und  welcher  darum  als  lögrctta,  d.  h.  das  Gesetz  richtende 
und  instand  haltende  Versammlung  bezeichnet  wurde.  Auch  ihre 
Mitglieder  (lögrettumenn)  werden  wieder  durch  die  königlichen  Be- 
amten aus  der  Zahl  der  nefndarmenn  ausgewählt  und  scheint  ihre 
Zahl  stets  36  betragen  zu  haben ;  auch  bei  ihrer  Auswahl  ist  aber 
von  einem  Einflüsse  des  Volkes  wieder  keine  Spur  zu  entdecken. 
Das  Alter  der  Einrichtung  wird  aber  dadurch  bestätigt,  daß  auch 
auf  Island  dem  Goclen  das  Recht  eingeräumt  ist,  eine  gewisse  Quote 
seiner  Dingleute  zur  Dingfahrt  aufzufordern,  und  von  den  Daheim- 
bleibenden ein  Jiingfararkaup  zu  erheben,  aus  welchem  die  Reise- 
kosten der  Erscheinenden  berichtigt  werden;  daß  ferner  auch  auf 
Island  die  Richter  in  den  liingadömar  einseitig  von  den  Goden  er- 
nannt w^erden.  Während  das  lögl)ing  endlich  wesentlich  ein  echtes 
Ding  war  und  als  solches  einmal  im  Jahre  zu  festbestimmter  Zeit 
zusammentrat,  außerhalb  dieser  Zeit  dagegen  nur  in  besonderen 
Notfällen  vom  Könige  selbst  berufen  werden  konnte,  war  das  fylkis- 
|n'ng  und  heraösjjing  ein  gebotenes  Ding,  und  konnte  dasselbe  von 
jedermann  berufen  werden,  der  desselben  zu  bedürfen  glaubte.  Das 
gemeine  Landrecht  hat  den  Gegensatz  zwischen  dem  heraösl)ing  und 
dem  löglH'ng  fortbestehen  lassen,  dagegen  alle  zwischen  beiden  in 
Mitte  stehenden  Versammlungen  wegfallen  lassen;  in  den  Städten 
aber  entsprechen  den  geringeren  Dingversammlungen  als  möt  oder 
boejarmöt  bezeichnete  Zusammenkünfte,  zu  welchen  alle  „hüsfastir 
menn"  zusammentreten,  wenn  sie  durch  das  Hörn  zusammengeblasen 
werden,  und  nach  dem  jüngeren  Stadtrechte  wenigstens  haben  über- 
dies auch  sie  je  ihr  eigenes  lögl)ing,  dessen  Zusammensetzung  freilich 
dadurch  eine  Besonderheit  erlangt,  daß  die  lögretta  hier  nur  aus  24 
Mitgliedern,  und  überdies  nur  zur  Hälfte  aus  von  den  Beamten  er- 
nannten Mitgliedern,  zur  anderen  Hälfte  aber  aus  Ratsherren  besteht. 
Wenn  dem  Könige  hiernach  zwar  auf  die  Besetzung  der  lögretta 
am  lögjiing  ein  sehr  entschiedener  Einfluß  zukam,  so  fiel  dieser 
doch  bei  den  unteren  Dingversammlungen  so  gut  wie  bei  den  Pri- 
vatgerichten völlig  weg,  und  auf  den  Gang  der  Verhandlungen  und 
die  Fällung  der  Urteile  hatte  der  König  hier  wie  dort  gleich  wenig 
Einfluß.  Der  Umstand,  daß  ihm  zumeist  die  Strafgelder  zufielen, 
welche  wegen  Verletzung  der  Rechtsordnung  an  die  ölTentHche  Ge- 
walt zu  entrichten  waren,  hatte  zwar  zur  Folge,  daß  er  die  betreften- 
den  Vergehen  auch  dann  verfolgen  lassen  konnte,  wenn  der  zunächst 
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verletzte  Private  keine  Klage  stellen  wollte,  und  daß  überdies  in  den 
betreffenden  Sachen  ohne  seine  Zustimmung  kein  rechtsgültiger  Ver- 
gleich abgeschlossen  werden  konnte,  und  überdies  konnte  auch  die 
Vollstreckung  des  Urteils  von  ihm  betrieben  werden,  wenn  die  ob- 
siegende Partei"  in  einer  Sache,  bei  welcher  der  König  hinsichtlich 
seiner  Strafgelder  mit  beteiligt  war,  mit  derselben  nicht  vorgehen 
wollte,  oder  wenn  diese,  an  der  eigenen  Kraft  zweifelnd,  an  ihn  mit 
der  Bitte  um  Hilfe  sich  wandte.  Aber  von  einem  Richteramte  des 
Königs  in  unserem  Sinne,  d.  h.  von  einer  Teilnahme  desselben  oder 
seiner  Beamten  an  der  Rechtsprechung  selbst,  ist  in  der  älteren  Zeit 
nicht  die  Rede,  und  wenn  zwar  die  Geschichtsquellen  oft  genug  von 
Entscheidungen  berichten,  welche  einzelne  Könige  in  einzelnen 
Rechtssachen  getroffen  haben  sollen,  so  liegt  dabei  doch  stets  ein 
ausdrückliches  oder  stillschweigendes  Kompromiß  der  Parteien  zu- 
grunde, welche  die  Entscheidung  ihres  Rechtshandels  auf  des  Königs 
Schiedsspruch  stellten,  und  wird  man  nur  so  viel  zugeben  müssen, 
daß  der  König  oft  genug  in  der  Lage  war,  die  Eingehung  eines 
solchen  Kompromisses  ihnen  geradezu  aufzuzwingen^  wozu  ihn  die 
ihm  obliegende  Sorge  für  Recht  und  Frieden  im  Lande  in  nicht 
wenigen  Fällen  veranlassen  konnte. 

In  nächster  Verbindung  mit  dem  Richteramte  des  Königs  steht 
dessen  Anteil  an  der  Gesetzgebung.  Von  alters  her  hatte  wie 
bei  den  Germanen  überhaupt,  so  auch  bei  den  Nordleuten  insbe- 
sondere das  Recht  mit  dem  Volksverbande  selbst  im  engsten  Zu- 
sammenhange gestanden,  wie  denn  der  Ausdruck  „log"  zugleich  die 
Genossenschaft,  innerhalb  deren  Recht  gegeben  und  genommen  wird, 
und  das  Recht  bezeichnet,  welches  aus  derselben  hervorgeht  und  in 
derselben  gilt.  So  war  denn  nicht  nur  das  Gewohnheitsrecht  un- 
gleich bedeutsamer  als  das  gesetzliche,  sondern  es  lag  auch  die  ge- 
setzgebende Gewalt  selbst,  durch  deren  Tätigkeit  jenes  erstere  ergänzt, 
genauer  bestimmt  oder  verändert  werden  sollte,  von  Anfang  an  in 
der  Hand  des  Volkes,  welches  am  Ding  durch  förmlichen  Beschluß 
sich  selber  sein  Recht  setzte,  gleich  wie  es  ebenda  das  geltende  Recht 
durch  seine  Rechtsprechung  feststellte,  auslegte  und  überliefernd 
weiter  bildete.  Man  unterschied  in  der  Tat  nicht  scharf  die  Gesetz- 
gebung von  der  Urteilsfindung ;  vielmehr  lagen  beide  ungetrennt  in 
der  Hand  der  Dinggemeinde  an  den  heraösl)ing  und  fylkisl)ing,  und 
in  der  Hand  der  lögretta  am  lögl>ing.  In  Schweden  fand  bereits  der 
heil.  Anskar  die  Volksversammlungen,  nicht  die  Könige,  im  Besitze 
der  beschließenden  Gewalt,  und  damit  sicher  auch  des  Gesetzgebungs- 
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rechtes,  ^)  während  für  das  11.  Jahrhundert  sowohl  Adam  von  Bremen, 
als  Snorri    den    gleichen    Zustand   für   dieses   Reich   bestätigt;^)    für 
Dänemark  aber  gibt  ^Inoth    ein  ganz  ähnliches  Zeugnis  ab,  ^)    und 
wenn  zwar  auf  Island  die  Verbindung  der  gesetzgebenden  und  rich- 
tenden Gewalt  gelöst,  und  nur  die  letztere  dem  Volke  belassen,  die 
erstere  aber  auf  eine  Versammlung  übertragen  sich  zeigt,  in  welcher 
nur  die  regierenden  Herren  beschließende  Stimmen  hatten,   so  zeigt 
doch    die  zwiefache  Tatsache,    daß  diese  Trennung  beider  Gewalten 
nur  am    aljn'ng,    nicht  auch  am    värliing  durchgeführt  war,    und  daß 
auch    am  ersteren  neben  den  Goden  noch  von   ihnen  ernannte  Mit- 
glieder mit  beratender,  ja  vordem  sogar  mit  beschließender  Stimme 
saßen,  daß  dieselbe  eine  Neuerung  war,  und  in  der  Tat  scheint  ledig- 
lich der  Umstand,  daß  man  um  das  Jahr  965   aus  Zweckmäßigkeits- 
gründen   den    obersten  Gerichtshof  in  vier  Senate  zerlegte,   zur  Ab- 
trennung der  gesetzgebenden  Versammlung  von  demselben  genötigt 
zu  haben,    da  diese  in  keiner  Weise    eine    solche  Zerlegung  vertrug. 
Allerdings    konnten  die  Könige    auch    in  Norwegen  von  Anfang    an 
auf  die  Beschlüsse  der  gesetzgebenden  Versammlungen  durch   ihren 
Rat    und    ihre    Empfehlung  je    nach  dem    Maße    ihres    persönlichen 
Ansehens  bestimmend  einwirken ;    allein  abgesehen  von  diesem  rein 
moralischen,  und  eben  darum  seinem  Umfange  nach  sehr  wechseln- 
den Einflüsse  war  der  König    auch   hinsichtlich  der   gesetzgebenden 
Gewalt  auf  das  Recht  beschränkt,  die  Mitglieder  der  lögretta  am  lög- 
In'ng    zu    ernennen    oder    durch    seine  Beamten    ernennen    zu    lassen, 
wodurch    ihm,    da  wirkliche    oder    doch   annähernde   Einstimmigkeit 
als  Voraussetzung  der  Gültigkeit   ihrer  Beschlüsse  angesehen  wurde, 
wenn    auch    nicht    die  Möglichkeit,    unter    allen  Umständen    die  von 
ihm  gewünschten  Beschlüsse  durchzusetzen,  so  doch  wenigstens  ein 
Mittel    geboten  war,    das  Zustandekommen  ihm    mißliebiger  Gesetze 
schlechthin  zu  verhindern.  Ich  finde  keinen  Grund  dazu,  mit  R.  Keyser 
anzunehmen,  *)    daß    die   Aufrichtung    der  Alleinherrschaft   durch   K. 
Haraldr  härfagri    an    diesem  Zustande    irgend    etwas   geändert  habe, 
oder  mit  demselben  Verfasser  einen  Unterschied  von  log-  und  lands- 
rettr  zu  statuieren,  vermöge  dessen  der  erstere  Ausdruck  das  zwischen 
den  einzelnen  Volksgenossen  untereinander,  der  letztere  dagegen  das 


^)  VitaAnskarii,  cap.  23.       ^)   Adam.  Bremens.,  VI,  cap.  28;  Heim  skr. 
Olafs  s.  helga,  81/292. 

3)  Historia  S.  Canuti  regis,  23/361  (Langebek,  III). 
*)  Rechtsgeschichte,  231 — 32. 
Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  ^^ 
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zwischen  dem  Könige  und  seinen  Untertanen  geltende  Recht  be- 
zeichnet hätte;  vielmehr  brauchen  die  Quellen  beide  Ausdrücke 
augenscheinlich  als  gleichbedeutende,  wenn  sie  dieselben  auch  der 
Emphase  wegen  hin  und  wieder  nebeneinander  setzen,  und  die  Etymo- 
logie derselben  könnte  höchstens  auf  den  ganz  anderen  Gegensatz 
von  gesetzlichem  und  Gewohnheitsrecht  hinausführen;  jene  erstere  An- 
nahme aber  hängt,  in  den  Quellen  ohne  den  mindesten  Anhaltspunkt, 
wieder  lediglich  mit  den  beliebten  Spekulationen  über  K.  Haralds 
Feudalsystem  zusammen,  die  oben  bereits  zurückgewiesen  wurden. 
Immerhin  aber  verschafften  die  bereits  bezeichneten  Momente  dem 
Könige  einen  vollkommen  genügenden  tätsächlichen  Einfluß  auf  den 
Gang  der  Gesetzgebung,  um  erklärlich  zu  machen,  daß  man  ihm 
allenfalls  diese  oder  jene  Erzeugnisse  derselben  zuschreiben  konnte, 
und  da  man  in  der  älteren  Zeit  es  überhaupt  in  dieser  wie  in 
so  mancher  anderen  Beziehung  mit  den  Kompetenzverhältnissen 
keineswegs  ängstlich  genau  nahm,  vielmehr  stets  geneigt  war  von 
formellen  Bedenken  abzusehen,  wenn  nur  das,  was  geschah,  materiell 
gerechtfertigt,  und  den  Bedürfnissen  wie  dem  Rechtsbewußtsein  des 
Volkes  entsprechend  schien,  konnte  in  nicht  seltenen  Fällen  auch 
wohl  tatsächlich  vom  Könige  einseitig  vorgegangen  werden,  wo  dies 
streng  rechtlich  im  Grunde  nicht  in  seiner  Befugnis  gelegen  hätte» 
Während  man  an  und  für  sich  bei  der  Gesetzgebung  in  kirchlichen 
Dingen  nicht  anders  verfuhr  als  bei  der  Gesetzgebung  in  weltlichen 
Fragen,  und  höchstens  des  Bischofs  Rat  vorgängig  einzuholen  oder 
auch  am  Dinge  selbst  zu  vernehmen  pflegte,  konnte  es  hiernach 
vorkommen,  daß  man  in  Fällen,  in  welchen  das  geltende  Recht  we- 
niger einer  Abänderung  als  vielmehr  einer  bloßen  Erläuterung  und 
Ergänzung  zu  bedürfen  schien,  frischweg  den  Bischof  mit  einseitigen 
Anordnungen  vorgehen  ließ.  ^)  In  Fällen,  welche  des  Königs  Recht 
nicht  zu  berühren  scheinen,  wie  z.  B.  wenn  die  Bauern  auf  Kosten 
ihres  eigenen  Beutels  ihrem  Erzbischofe  eine  Erhöhung  seiner  Ein- 
künfte verwilligten,  erlauben  sich  dieselben  auf  eigene  Faust  eine 
Veränderung  des  geltenden  Rechtes  zu  beschließen,  -)  und  umgekehrt 
erläßt  auch  wieder  der  König  seinerseits  solche  Anordnungen  ein- 
seitig, durch  welche  der  Bauern  Recht  nicht  geschmälert  wurde. 
Als  z.  B.  unter  K.  Sigurör  Jörsalafari  und  seinen  Brüdern  zur  Sprache 
kam,    ob   das  Recht   des  Königs    über   das  Krongut    auf  länger   als 


^)  B|)L.  I,   i8;  II,  27.  2j  Heiinskr.  Magnus  s  s.  Erlin  gssonar, 
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seine  eigene  Lebenszeit  zu  verfügen,  für  die  Zukunft  fortbestehen 
solle  oder  nicht,  und  unter  den  Königen  eine  Einigung  nicht  zu  er- 
zielen war,  ließ  man  das  Los  unter  ihnen  entscheiden,  ^)  indem  man 
von  einem  Beschlüsse  der  lögretta  doch  wohl  nur  darum  absehen  zu 
können  glaubte,  weil  es  sich  bei  der  Frage  nur  um  eine  Beschrän- 
kung der  Verfügungsrechte  der  Könige  selbst  handelte,  von  welcher 
die  Rechte  Dritter  unberührt  blieben,  und  zumal  in  Fällen,  in  welchen 
es  sich  nur  um  eine  augenscheinHche  Verbesserung  in  der  Lage  der 
Bauern  selbst  handelte  (rettarboetr)  in  diesem  älteren  Sinne,  scheint 
man  eine  Abstimmung  am  Dinge  nicht  gefordert  zu  haben.  Man 
hielt  sich  eben,  wie  gesagt,  mehr  an  den  materiellen  Inhalt  der 
neuen  Bestimmungen  als  an  die  Form,  in  welcher  dieselben  zustande 
gekommen  waren ;  billigte  man  jenen,  so  kümmerte  man  sich  wenig 
um  die  Zustimmung  aller  und  jeder  Beteiligten  und  deren  ausdrück- 
liche Erklärung,  wogegen  es  diesen  allerdings  freistand,  ihren  Wider- 
spruch zu  erheben,  wenn  sie  sich  hierzu  aus  irgend  welchem  Grunde 
veranlaßt  glaubten.  —  Der  angegebene  Charakter  der  Rechtsbildung, 
welcher  übrigens  dem  Stadtrechte  und  dem  Dienstmannenrechte 
ganz  ebensogut  eigen  war  wie  dem  Landrechte,  nur  daß  bei  dem 
Dienstmannenrechte  der  Vertragscharakter  noch  bestimmter  hervor- 
trat als  bei  dem  letzteren,  erhielt  sich  aber  bis  tief  in  das  13.  Jahr- 
hundert hinein,  wenn  auch  das  tatsächliche  Gewicht  sich  allmählich 
beträchtlich  steigerte,  mit  welchem  der  König  die  legislative  Tätig- 
keit der  Dingversammlungen  beeinflußte.  Der  Eid,  welchen  der 
König  nach  den  Thronfolgeordnungen  von  1260  und  1273  bei  seinem 
Regierungsantritte  zu  schwören  hatte,  hält  noch  ausdrücklich  an  dem 
Satze  fest,  daß  ein  Gesetz  nur  durch  eine  Übereinkunft  des  Königs 
mit  dem  Volke  zustande  kommen  könne,  '^)  und  nicht  minder  er- 
sehen wir  aus  eben  diesen  Thronfolgeordnungen,  daß  der  König, 
wenn  ihm  daran  gelegen  war,  eine  das  ganze  Reich  betreffende  An- 
ordnung rechtsförmlich  zum  Gesetz  erheben  zu  lassen,  noch  immer 
genötigt  war,  dieselbe  allen  einzelnen  Lögdingen  nacheinander  vor- 
zulegen, und  sie  von  ihnen  allen  als  Gesetz  annehmen  zu  lassen.  •^) 
Noch  immer  konnte  es  geschehen,  daß  der  König  mit  einem  Gesetzes- 
vorschlage,  welchen  er  am  Ding  einbrachte,  ganz  oder  teilweise  durch- 
fiel, wie  denn  z.  B.  K.  Magnus  lagaboetir  im  Jahre  1269  am  Frostu- 
|»ing    sehr    gegen    seinen    Willen    auf  die    Ermächtigung   beschränkt 


\)  Morkinsk.,   182.  '')  Jarnsiöa,  Krb.   5;  Landslög,8. 

^)JarnsiÖa,  Krb.  3;Landslög,3. 
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wurde,    den   weltlichen  Teil    des  prändheimer   Rechtes    einer    neuen 
Bearbeitung  zu  unterziehen,    wogegen  das  Christenrecht   seiner  Ein- 
wirkung in  gleicher  Richtung  entzogen  wurde.     Noch  immer  konnte 
es  ferner  vorkommen,  daß  ein  anderer  als  der  König  einen  Gesetzes- 
vorschlag einbrachte,    wie    denn    z.  B.  von    einzelnen  Neuerungen  in 
Bezug  auf  die  Dingordnung  gesagt  wird,  daß  sie  auf  des  Erzbischofs 
Eysteinn  Rat  in  die  Fr^^L.  gekommen  seien. -^)     Aber  in  weitaus  den 
meisten  Fällen  war  es  eben  doch  der  König,  welcher  in  legislativen 
Fragen  die  Initiative  ergriff  und  seinen  Willen  durchsetzte  und  selbst 
dann,  wenn  der  Wunsch  nach  irgend  einer  Neuerung  sich  zunächst 
im  Volke   regte,    scheint   man    regelmäßig    ihn    mit    der  Bitte    ange- 
gangen   zu    haben,    die  Sache    seinerseits    in    die  Hand    zu    nehmen. 
So  erzählt  der  Prolog,  welcher  dem  gemeinen  Landrechte  und  einigen 
anderen  legislativen  Arbeiten  des  K.  Magnus  lagaboetir  vorgesetzt  ist, 
ausdrücklich,  daß  zuerst  an  diesen  König  die  Bitte  gerichtet  worden 
sei,  er  möge  dem  Rechte  des  betreffenden  Dingverbandes  seine  Sorg- 
falt zuwenden,  und  daß  ihm  sodann  dessen  Bearbeitung  durch  einen 
förmlichen  Beschluß  übertragen  worden  sei;  dennoch  aber  wurde  der 
von  ihm  mit  dem  Beirate  der  rechtskundigsten  Männer  ausgearbeitete 
Entwurf  hinterher  erst  noch  dem  Ding  vorgelegt,  und  erlangte  erst 
durch  seine  hier  erfolgte  Annahme  legale  Geltung.  Seine  Hiröskrä  frei- 
lich scheint  derselbe  König  nicht  an  das  Volk  gebracht  zu  haben ;  dafür 
wurde  sie  aber,  soviel  sich  erkennen  läßt,  von  ihm  mit  seinen  Dienst- 
mannen vereinbart,  -)  und  ihre  Nichtvorlage  am  Ding  erscheint  hier- 
nach nur  als  eine  Folge    des    dem  Könige    zustehenden  Rechts,    die 
Verhältnisse  seiner  Dienstleute  von  sich  aus  zu  ordnen,  und  der  dem 
Dienstverbande  von  jeher  zukommenden  Autonomie. 

Bezüglich  der  Gesetzgebung  sowohl  als  bezüglich  der  richter- 
lichen Tätigkeit  erlitten  nun  aber  die  bisher  vorgetragenen  Grund- 
sätze ihre  sehr  beträchtlichen  Umgestaltungen,  und  zwar  in  doppelter 
Richtung,  indem  einerseits  die  Kirche  in  beiden  Beziehungen  sich 
der  Unterordnung  unter  den  Staat  zu  entziehen  suchte,  und  anderer- 
seits die  Befugnisse  des  Königs  sich  sehr  beträchtlich  auf  Kosten  der 
Volksrechte  erweiterten.  Das  alte  Herkommen,  vermöge  dessen  die 
kirchliche  Gesetzgebung  ebensogut  wie  die  weltliche  in  der 
Hand  der  Dingversammlung  lag,  nur  daß  man  bei  ihrer  Ausübung 
etwa  neben  dem  Könige  auch  noch  den  Bischof  heranzog,  war  seit 
der  Mitte  des   12.  Jahrhunderts  von  kirchlicher  Seite  aus  angefochten 


')  FrJjL.  I,   3.  2)  ,.gi    Hiröskrä,  54. 
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worden.  Ob  Erzbischof  Eysteinn  die  Goldfeder  völlig  einseitig  er- 
lassen hat,  dürfte  allerdings  nicht  so  fest  stehen,  als  man  dies  anzu- 
nehmen pflegt,  und  überdies  wissen  wir,  daß  K.  Sverrir  derselben 
keinerlei  Geltung  zugestehen  wollte ;  wenn  ferner  deren  Inhalt  später 
ziemlich  vollständig  in  das  zweite  und  dritte  Buch  der  FrJ)L.  über- 
ging, so  beruhte  doch  auch  dann  noch  dessen  Geltung  formell  auf 
der  Annahme  dieses  Rechtsbuches  am  Frostu])ing,  wenn  dieser  auch 
eine  vorgängige  Übereinkunft  des  K.  Häkon  mit  Erzbischof  Sigurör 
den  Weg  geebnet  hatte.  Selbst  die  Gesetzbücher,  welche  K.  Magnus 
lagabcetir  am  Gula{)ing,  BorgarlDing  und  EiösifaJ)ing  zur  Annahme 
brachte,  enthielten  noch  dem  älteren  Brauche  folgend  ein  Christen- 
recht; am  FrostuJDing  dagegen  ließ  sich  ein  solches  bereits  nicht 
mehr  durchbringen,  und  so  enthält  denn  die  Järnsiöa,  das  gemeine 
Landrecht  und  Stadtrecht,  endlich  die  Jönsbök  nur  noch  dem  Namen 
nach  ein  solches,  während  dessen  Inhalt  sich  lediglich  auf  einige 
staatsrechtliche  und  kirchenstaatsrechtliche  Bestimmungen  beschränkt. 
Andererseits  hatte  aber  Erzbischof  Jon  seinerseits  zwar  schon  im 
Jahre  1273  ein  Kirchenrecht  fertig  gebracht,  und  für  dasselbe,  wie 
es  scheint,  gelegentlich  des  Abschlusses  des  Tünsberger  Vergleiches 
sogar  die  königliche  Bestätigung  erlangt;  aber  nach  des  K.  Magnus 
Tod  war  mit  jenem  Vergleiche  auch  das  Christenrecht  wieder  außer 
Kraft  gesetzt  worden,  und  da  die  lange  genährte  Hoffnung  auf  ein 
von  König  und  Erzbischof  gemeinsam  zu  erlassendes  Christenrecht 
sich  auch  jetzt  nicht  erfüllen  wollte,  blieb  es  ledighch  der  Praxis 
überlassen,  sich  mit  den  vorhandenen  zurechtzufinden.  Worauf  die 
Anfechtung  der  Tünsberger  Komposition  sowohl  als  des  Jönschen 
Christenrechtes  gestützt  werden  wollte,  wird  uns  allerdings  nicht  ge- 
sagt; wir  werden  indessen  kaum  irren,  wenn  wir  den  Rechtsgrund 
derselben  gerade  darin  suchen,  daß  beide  den  großen  Dingversamm- 
lungen nicht  vorgelegt  worden  waren.  Ähnlich  ging  es  aber  auch 
bezüglich  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit.  Bis  gegen  das 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  herab  hatte  unbestritten  die  Regel  ge- 
golten, daß  die  gewöhnhchen  Gerichte  auch  in  Rechtssachen  kirch- 
licher Natur  oder  kirchlicher  Personen  Recht  zu  sprechen  hatten. 
Freilich  war  es  der  Bischof  oder  sein  Beamter,  welcher  die  durch 
kirchUche  Vergehen  verwirkten  Bußen  bezog,  und  welcher  demnach 
auch  als  Kläger  die  betreffenden  Sachen  zu  betreiben  hatte;  aber 
damit  war  dem  ersteren  doch  nur  in  kirchlichen  Sachen  eine  ähn- 
liche Stellung  eingeräumt,  wie  solche  der  König  in  weltlichen  Straf- 
sachen einnahm,  wogegen  eine  wirkliche  Kognition  ihm  nur  insoweit 
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zustand,  als  die  innere  Kirchenzucht  und  die  mit  ihr  zusammen- 
hängende Auferlegung  eigentlicher  geistlicher  Strafen,  wie  Pönitenzen, 
Bann  oder  Interdikt  in  Frage  stand.  Nicht  einmal  von  einem  Priester- 
gericht, wie  solches  das  ältere  isländische  Recht  behufs  Aufrecht- 
haltung der  Disziplin  über  den  Klerus  kannte,  ist  in  Norwegen  eine 
Spur  zu  finden,  obwohl  diese  Disziplin  hier  so  streng  gehandhabt 
wurde,  daß  das  weltliche  Recht  sich  veranlaßt  sah,  den  Pfarrklerus 
wenigstens  gegen  die  Anwendung  der  Prügelstrafe  in  Schutz  zu 
nehmen.-^)  So  stand  die  Sache  noch  um  die  Jahre  1 160  —  64,  in 
welcher  Zeit  Erzbischof  Eysteinn  sich  von  den  l)rcendr  seine 
durch  kirchliche  Vergehen  verwirkten  Geldbußen  erhöhen  ließ  und 
eben  damit  die  weltliche  Judikatur  in  geistlichen  Angelegenheiten 
ausdrücklich  anerkannte ;  nicht  anders  auch  nach  den  FrpL.,  deren 
uns  erhaltene  Gestalt  aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  stammt, 
und  selbst  die  von  K.  Magnus  lagabcetir  für  Vikin  und  das  Gulajiing 
erlassenen  Gesetzbücher  halten  noch  an  dem  Standpunkte  des  älteren 
Landrechtes  fest,  soferne  nur  durch  eine  spätere  Interpolation  der 
geistliche  Richter  in  eine  Hs.  des  neueren  für  Vikin  bestimmten 
Christenrechtes  hereinkam. ")  Aber  doch  ist  unter  den  Beschwerde- 
punkten, welche  Erzbischof  Eirikr  im  Jahre  1190  vor  dem  Papste  K. 
Sverrir  gegenüber  ausführte,  auch  schon  der  zu  finden,  daß  dieser 
König  im  Widerspiuche  mit  den  Regeln  des  kanonischen  Rechts 
den  Klerus  vor  die  weltlichen  Gerichte  ziehe  ■^)  und  in  einer  Bulle 
des  P.  Cölestin  III.  vom  15.  Juni  1194  figuriert  bereits  das  Verbot 
aller  w^eltlichen  Gerichtsbarkeit  in  geistlichen  Sachen  in  voller  Form  ;*) 
als  ferner,  durch  B.  Guömundr  Arason  veranlaßt,  wenig  später  auf 
Island  der  Kampf  um  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  entbrannte,  nahm 
Erzbischof  f)örir  in  einem  dahin  erlassenen  Schreiben  (121 1)  aus- 
drücklich die  Judikatur  über  den  Bischof  für  sich  und  den  Papst  in 
Anspruch.^)  Fortan  wurde  die  Kirche  nicht  müde,  immer  und  immer 
wieder  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  als  ihr  unbestreitbares  Recht 
für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Ein  Erlaß  des  P.  Gregor  IX.  vom 
5.  Oktober  1234  spricht  sich  sehr  unzweideutig  in  diesem  Sinne  aus  ^) 
und  wenn  im  Jahre  1247  Kardinal  Wilhelm  von  Sabina  nicht  nur 
in  einer  öffentlich  gehaltenen  Predigt  die  Beobachtung  der  drei  Stufen 
der  geistlichen  Gerichtsbarkeit,  nämlich  der  Gerichte  des  Bischofs, 
Erzbischofs  und  Papstes  einschärfte,  sondern  auch  bezeugte,    daf3  er 

^)  Gf)L.   15.  2-)  Neuerer  BI)KrR-,    18,301,   Anm.  ii.  ■'')  Diplom, 

norveg.  VI,  35;  Langebck,  VI,   20.  *)  Diplom,  norveg.  II,  3/2—4. 
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in  Norwegen  die  Kirche  im  ungestörten  Besitze  der  ihr  gebührenden 
Gerichtsbarkeit  gefunden  habe,  ^)    so  ist  auch  hierin  sicherlich  mehr 
die  Erhebung  eines  Anspruches,    und  allenfalls    ein  Versuch,    dessen 
Zugeständnis  zu  erschleichen,    als    eine    glaubhafte  Angabe  über  die 
wirklichen  Zustände  im  Lande  zu  erkennen.     Anders  gestaltete  sich 
aber  die  Sache    in    der  zweiten  Hälfte  des   13.  Jahrhunderts.     Durch 
den  Björgviner   sowohl    als    den  Tünsberger  Vergleich  -)   wurde   die 
Gerichtsbarkeit  der  Kirche  ausdrücklich  anerkannt  in  Bezug  auf  alle 
Sachen  von  Klerikern,  mochte  nun  der  Kläger  ein  Kleriker  oder  ein 
Laie  sein,   ferner    in  Bezug  auf  alle  Fragen  des  Eherechts   oder  Ge- 
burtsstandes, des  Patronatsrechtes,  Zehnts,    der  Gelübde    und  Testa- 
mente,  zumal   soweit  Kirchen    und    piae  causae   bedacht   seien,    des 
Pilgerschutzes,  der  Besitzungen  der  Kirche,    und  weiterhin  in  Bezug 
auf  alle  Sachen,  in  welchen  es  sich  um  sacrilegium,  Meineid,  Wucher, 
Simonie,    Ketzerei,    Hurerei,    Inzest    oder   Ehebruch    handle,    endlich 
auch    in  Bezug    auf   alle    anderen    Sachen,    welche    nach    gemeinem 
Rechte  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit    anheimfallen,    und   blieb    nur 
der  Anspruch    auf  die    durch    derartige  Vergehen   verwirkten    Geld- 
bußen  dem    Könige    insoweit   vorbehalten,    als   derselbe   ihm   bisher 
zugekommen    war.      In    ganz    ähnlichem    Umfange    kennt    auch    des 
Erzbischofs  Jon  Christenrecht  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  ^)  und  ist 
es  sicherlich  nur  zufällig,    wenn  hier  und  dort  die  Aufzählung  nicht 
in  allen  Einzelheiten  zusammenfällt,    zumal    die  hier  wie  dort  beige- 
fügte   generalis    clausula    alle    Lücken    deckt.      Freilich    wurde    der 
Björgviner  Vergleich    niemals    vollzogen,    und    der   Tünsberger   Ver- 
gleich   sowohl    als    die    dem  Christenrechte    des   Erzbischofs    erteilte 
Bestätigung    nach    des    K.  Magnus  Tod    sofort   wieder    umgestoßen; 
ganz  folgerichtig  wurde  ferner  auch  insbesondere  die    geistliche  Ge- 
richtsbarkeit wieder  eingezogen    und    den    königlichen  Beamten  auf- 
erlegt,   wieder    in    geistlichen    wie    in    w^eltlichen    Sachen    Recht   zu 
sprechen,*)    und    sogar    noch    im   Jahre    1327    an    dieser   Verfügung 
festgehalten,  ''')  obwohl  ein  Björgviner  Statut  des  Erzbischofs  Eilifr  in 
demselben  Jahre    unter  Berufung   auf  die    Dekretalen    die    geistliche 
Gerichtsbarkeit  für  die  Kirche  in  Anspruch  genommen  hatte.**)    Aber 
für  die  Dauer  vermochte  weder  der  Staat  noch  die  Kirche  den  ein- 


^)  Diplom,   island.  I,   547.  ^)  Norges  gamle  Love,  IL   458—9  und 

463 — 4.  ^)  Jons  KrR.   51;  vgl.  auch  44,  47  und  54. 

"^)  Diplom,  norveg.  III,  30/30;  vgl.  die  Verordnungen  von  1308 — 9  und  131 6, 
Norges  gamle  Love,  III,  84—5  und    II 7.  ^jXorges  gamle  Love;  III, 

153 — 4-  ^)  ebenda,  273. 
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genommenen  Standpunkt  mit  voller  Konsequenz  zu  vertreten.    Schon 
im  Jahre  1337  sah  sich  K.  Magnus  Eiriksson  veranlaßt,  mit  Erzbischof 
Päll    einen    Vergleich    einzugehen,    kraft    dessen    vorläufig    in    allen 
Sachen,  in  welchen  „im  Christenrechte"  Geldbußen  in  Frage  stünden, 
abwechselnd  der  geistliche  und  der  weltliche  Richter  Recht  sprechen 
sollte,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  in  wichtigeren  Fällen  stets  des 
Erzbischofs  Spruch  eingeholt  werden  sollte,  ^)  und  die  Praxis  gestaltete 
sich   vollends    nach    dem  Zeugnis    der  Urkunde    völlig  ungleichartig. 
Es  zeigte  sich  eben  bezüglich  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit   genau 
dasselbe    Schwanken    wie    bezüglich    der    geistlichen    Gesetzgebung. 
Während  die  Kirche  prinzipiell  stets  an  allen  ihren  im  kanonischen 
Rechte  begründeten  Ansprüchen  festhielt,  und  auch  nicht  unterließ, 
sich   gelegentlich    zu    deren    Gunsten    auf  die    im   Tünsberger   Ver- 
gleiche erlangten  Zugeständnisse    zu    berufen,    war   doch    tatsächlich 
das    ältere    einheimische  Recht   unter  dem  Schutze  der  Staatsgewalt 
noch  immer  in  Geltung,  nur  daß  man  es  ruhig  geschehen  ließ,  wenn 
in  Fällen,  in  welchen  lediglich  Kleriker  beteiligt  waren,  die  geistlichen 
Gerichte  angegangen  wurden,  oder  doch,  wenn  Beteiligte  nicht  geist- 
lichen Standes  sich  gutwillig  ihrer  Judikatur  unterwarfen ;  in  auf  der 
Grenze  liegenden  Fällen  suchte  man  womöglich  ein  Kompromiß  auf 
ein  gemischtes  Schiedsgericht  zu  erzielen,  schhmmstenfalls  aber  unter- 
warf sich    auch  wohl   die  Kirche    dem    weltlichen   Richter  „um   des 
Friedens  willen"  und  „unter  Vorbehalt  ihres  Rechtes".'  Eine  prinzipielle 
Abgrenzung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  von  der  weltlichen  wurde 
demnach  selbst   im   14.  Jahrhundert  noch  keineswegs   erreicht;    aber 
immerhin  machte  sich  die  erstere  bereits  in  nicht  ganz  unbedeuten- 
dem Umfange  geltend,  und  soweit  dies  der  Fall  war,   war  natürlich 
wie  von    einer   staatlichen  Berechtigung   überhaupt,    so    auch   insbe- 
sondere  von    einer  Beteiligung   des  Königs    an    der  Rechtsprechung 
keine  Rede.  —  Bezüglich  der  weltlichen  Gesetzgebung  macht 
andererseits  die  eigentümliche  Wendung  ihren  Einfluß  geltend,  welche 
durch  K.  Magnus  lagabcetir   in  dieselbe  hineinkommt.     Ein  gemein- 
sames Landrecht  sowohl   als  Stadtrecht  hatte  dieser  König   für  sein 
Reich   zustande    gebracht,    und   „um    aldr    ok  ^fi",    d.  h.    auf   ewige 
Zeiten,  sollten  beide  Gesetzbücher  gelten ; ")  eine  gemeinsame  Ding- 
versammlung aber  fehlte,    mit  deren  Hilfe  dieses  gemeinsame  Recht 
weiter  entwickelt  und  je  nach  Bedarf  verbessert  werden  konnte.     Da 


^)  Norges  gamle  Love,  III,   161— 2.  ^^  Lan  d  sl.,  R  ettarb.  3/178; 

BjarkR.,  S.  288. 
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man  nun  einerseits  die  kaum  erst  gewonnene  Einheit  der  Legislation 
nicht   sofort   wieder    gefährden   wollte,    und  doch    andererseits    auch 
nicht   vor   der   Notwendigkeit   ihrer   dereinstigen  Weiterbildung   die 
Augen  verschließen  konnte,  so  entschloß  man  sich,  diese  einseitig  in 
die  Hand    des  Königs    zu    legen,    und    rückte    in    die    neuen  Gesetz- 
bücher demgemäß  den  Satz    ein:  „Lizt  hans  rettum  eptirkomandum 
einshverjum  staö  en   umböta  ])urfa,    l)ä  skipi  sa  ])vi  svä,   at  guö  hafi 
soemd  af,  hann  själfr  säluhjälp,  jieir  gagn,  er  undir  skulu  büa/'    Der 
König  ließ  fortan  die  neuen  Gesetze  (rettarboetr  in  diesem  weiteren 
Sinne),   welche  zu  erlassen    er  von  sich    aus  für  gut  hielt,    oder   um 
deren  Erlassung  er  ausdrücklich  angegangen  worden  war,  „meö  hinna 
bezta  manna  räöi"  ausarbeiten,    sodann    aber  den  vier  großen  Ding- 
versammlungen   vorlegen,    und    nachdem    deren    Zustimmung    erteilt 
war,    in   das    Gesetzbuch    selbst    einschalten;    aber   die    Zustimmung 
dieser  Versammlungen  war  fortan  nur  noch  eine  Formsache,  indem 
man  denselben  geradezu    das  Recht   absprach,    die    ihnen    gemachte 
Vorlage  zu  emendieren,  und  höchstens  noch  die  Befugnis  zugestand, 
im  Petitionswege  beim  Könige  um  die  Veränderung  einzelner  Punkte 
anzuhalten.     Allerdings  fehlen  uns  genauere  Angaben  über  das  Ver- 
fahren   des  Königs    in    Gesetzgebungsfragen   in  Norwegen;   dagegen 
sind  wir   über  das  Verfahren  genau  unterrichtet,    welches  auf  Island 
bei  der  Einführung  der  Järnsiöa,^)  des  neueren  Christenrechtes  (1275),-) 
und  der  Jönsbök  (1281)  eingehalten  wurde,  ^')    und  dieses  kann   kein 
anderes  gewesen  sein   als  welches  man  auch  in  Norwegen  selbst  ein- 
zuhalten   pflegte,    da   man    sicherlich    auf  Island,    wo    das  Königtum 
erst  vor  wenigen  Jahren  den  Freistaat  abgelöst  hatte,    der  Landsge- 
meinde nicht  mehr  zu  bieten  wagte,    als   was    in  Norwegen,    das  an 
die  Königsherrschaft  längst  gewöhnt  w^ar,  ebenfalls  herkömmlich  war. 
Im  einzelnen  scheint  man    inzwischen    hier   sehr  verschiedene  Wege 
eingeschlagen  zu  haben.     Manche  Anordnungen  wurden  nur    einem 
einzigen   lögjiing    zur  Annahme,    und   wenn    diese    erst   erfolgt   war, 
den   übrigen    nur    zur  Kenntnisnahme    und   Nachachtung    mitgeteilt 
Manche  wurden  nur  einer  kleineren  Versammlung    zur  Zustimmung 
vorgelegt,  welche  der  König  zu  solchem  Behufe  an  einen  behebigen 
Ort  berufen  hatte,    und    dann    hinterher   den   verschiedenen  lögl^ing 
einfach  bekanntgegeben.^)     Wieder   andere   wurden    auch  wohl  gar 


1)  Arna  bps.  s.  9/688—89  und  690;   11/695.  ")  ebenda,   14/698, 

17/701— 2  und   18/702—3.  3)  ebenda,  25/715  und  28—29/717—21. 

^)  So  z.B.  die  wichtige  Verordnung  vom  2.  Mai  131 3,  Xorges  gamle  Love, 
III,  99—105. 
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keiner  Versammlung  zur  Zustimmung   vorgelegt,   vielmehr    nur    ein- 
seitig vom  König  erlassen,  und  an  den  verschiedenen  lögl^ing  ledig- 
lich  zur   Darnachachtung    publiziert.      Nur    die    Städte    behaupteten 
noch  für  gewisse  untergeordnete  Fragen  einige  Autonomie,    soferne 
das  gemeine  Stadtrecht  ihnen  erlaubte,    dieselben    für    sich  allein  zu 
erledigen,    vorausgesetzt  nur,    daß    ihr  neues  Statut  nicht  gegen  das 
Gesetzbuch  verstoße  und  nicht  ausdrücklich  vom  Könige  verworfen 
werde;  ^)    im  übrigen  aber  war  auch  in  den  Städten  der  Anteil  des 
Volkes  an  der  Legislative  zu  einer  bloßen  Formsache  herabgesunken. 
Zum  Teil  mag  dieser  Verfall  mit  der  mangelhaften  Organisation  der 
lögl3ing  zusammenhängen,  deren  lögretta,  durch  königliche  Ernennung 
gebildet,    um  so  weniger  geeignet    war,    als   selbständige  Macht  auf- 
zutreten,  je    mehr    im  Verlaufe    der  Zeit  die  Zahl  der  nefndarmenn 
sich   verminderte,    aus    deren  Kreis    dieselbe    hervorging.     Zum  Teil 
mochte    auch    die    Zerstückelung    der    Dingverbände    sich    fühlbar 
machen,  welche  seit  dem  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts  im  Anschlüsse 
an  das  Amt  der  lögmenn  sich  vollzog.     Auch    die  Mißachtung,   mit 
welcher  die  Aristokratie  sich  gewöhnte,    nach  ausländischem  Muster 
auf  die  Bauernschaft  herabzusehen,  mochte  sich  geltend  machen,  und 
der  Mangel  eines  Steuerbewilligungsrechtes,  welches  anderwärts  den 
Landtagen    und  Reichstagen    als    festeste  Stütze    für    die  Bewahrung 
und  Erweiterung  ihrer  Rechte  diente,    in    gleicher  Richtung  fühlbar 
machen,  so  daß  die  Dingversammlungen  zugleich  an  politischer  Macht 
und  an  sozialem  Ansehen  verloren.     Endlich,    und    dies  dürfte  wohl 
der  wichtigste  Punkt  von  allen  sein,    bildeten  diese  immer  nur  eine 
aus  dem  Bürger-   oder  Bauernstande    hervorgegangene  Provinzialver- 
tretung,  welcher  ihr  naturgemäßer  Schlußstein  fehlte,    ein  Reichstag 
nämlich,   welcher,    die  Aristokratie,    das  Bürgertum    und  die  Bauern- 
schaft  des    ganzen   Reiches   zusammenfassend,    dem    Königtume    als 
dem    Inhaber    der   zentralen    Regierungsgewalt    gleichberechtigt    zur 
Seite    treten    konnte.     Sowie    das  Bedürfnis    einer   zentralen    Gesetz- 
gebung  für    das    gesamte  Reich    sich    geltend    machte    und    einiger- 
maßen erstarkte,  mußte  jene  Art  der  Volksvertretung  sich  sofort  als 
völlig  ungenügend  erweisen;    wunderlicherweise  wurde  aber  niemals 
ein  ernsthafter  Versuch  gemacht,  zu  einer  gemeinsamen  Vertretung 
des  gesamten  Reiches  zu  gelangen.     Die  schwachen  Anfänge,  welche 
im  Jahre    1152    und    dann    wieder    durch    das    Thronfolgegesetz    des 
Jahres   11 64  in  dieser  Richtung  gemacht  wurden,    trugen    eine    allzu 


')  BjarkR,,  Bcoejarsk.  2/240. 
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klerikale  Färbung,  als  daß  dieselben  hätten  Bestand  gewinnen  können ; 
anderweitige  Versuche  zu  gleichem  Zwecke  sind  aber,  soviel  bekannt, 
niemals  unternommen  worden.  Übrigens  wirkt  die  Tatsache,  daß 
das  Volk  als  solches  sich  völlig  von  den  öffentlichen  Angelegenheiten 
zurückzog,  in  verderblichster  Weise  auf  diese  letzteren  ein.  Rein 
technisch  betrachtet  sind  zwar  die  zahlreichen  Verordnungen,  welche 
im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  erlassen  wurden,  gutenteils  ganz  wohl 
durchdacht  und  der  Sachlage  vollkommen  angemessen;  aber  wenn 
zwar  manche  wichtige  und  nützliche  Neuerung  durch  sie  eingeführt 
wurde,  so  blieb  der  Verfall  des  öffenthchen  Geistes  und  die  über- 
handnehmende Gleichgültigkeit  des  Volkes  gegen  den  Verlauf  des 
Staatslebens  darum  doch  bestehen,  und  der  Zukunft  des  Staates  war 
eben  damit  jede  gesunde  Grundlage  entzogen.  Derselbe  Verfall  der 
Volksrechte  wie  bezüglich  der  Gesetzgebung  macht  sich  aber  auch 
bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  geltend,  und  zwar  knüpft  sich 
derselbe  in  dieser  Beziehung  gutenteils,  wenn  auch  keineswegs  aus- 
schließlich, an  die  Geschichte  des  Amtes  der  Log  mannen^)  Über 
Alter  und  Ursprung  dieses  Amtes  wird  viel  gestritten.  Während 
manche  (Dahlmann)  dasselbe  zu  den  ältesten  Einrichtungen  des  nor- 
wegischen Staatswesens  rechnen,  wollen  andere  (P.  A.  Munch,  R. 
Keyser,  Fr.  Brandt,  Aschehoug)  in  demselben  eine  Neuerung  er- 
kennen, welche  K.  Sverrir  in  den  Jahren  11 84 — 88  eingeführt  habe, 
um  des  Königs  Einfluß  auf  die  Rechtspflege  zu  heben,  oder  will 
doch  wenigstens  das  Amt  in  der  Zeit  nicht  über  den  Anfang  des 
12.  Jahrhunderts  hinaufgesetzt  werden  (Hertzberg),  aus  welcher  Zeit 
bestimmtere  Quellenzeugnisse  über  dessen  Existenz  vorzuliegen 
scheinen.  Ich  meinerseits  halte  die  erstere  Ansicht  für  die  richtige, 
und  glaube  den  Nachweis  geführt  zu  haben,  daß  der  Ausdruck  lög- 
maör  schon  lange  vor  des  K.  Sverrir  Zeit  in  Norwegen  einen  Be- 
amten bezeichnete,  welcher  ähnlich  wie  der  lögsögumaör  auf  Island 
oder  der  Lagman  der  schwedischen  Provinzialrechte  an  den  Ver- 
handlungen der  Dinggerichte  beteiligt  war,  und  zumal  über  streitige 
Rechtsfragen  seine  Ansicht  auszusprechen  (segja  log)  und  einen  Aus- 
spruch (orskurör)  abzugeben  pflegte,  welcher  dann  für  das  Urteil  der 
lögretta  bestimmend  w^urde;  dieser  hatte  überdies,  wiederum  wie  in 
Schweden  und  auf  Island,  am  Ding  zu  bestimmten  Zeiten  das  gel- 
tende Recht  vorzutragen  und  vielleicht  noch  manche    andere  Funk- 

^)  vgl.  meine  Abhandlung  über  ,,Das  Alter  des  Gesetzsprecher- Amtes  in  Nor- 
wegen", in  der  „Festgabe  zum  Doktor- Jubiläum  des  Herrn  Ilofrates  und  Professors 
Dr.  Ludvv.  Arndts",  S.  1—69. 
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tion  als  Vertrauensmann  der  Bauern  zu  übernehmen.  Ich  glaube 
aber  andererseits  auch  dargetan  zu  haben,  daß  das  Amt  seit  dem 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  seinen  Charakter  wesentlich  ändert, 
indem  dasselbe,  ursprünglich  ein  reines  Volksamt  und  wohl  auch 
durch  die  Volkswahl  vergeben,  nunmehr  zu  einem  königlichen  Amte 
wird,  welches  der  König  einseitig  vergibt,  für  sich  in  Eid  und  Pflicht, 
und  andererseits  auch,  wenigstens  teilweise,  dotiert,  und  daß  im 
Zusammenhange  damit  eine  festere  Begrenzung  und  zugleich  eine 
strammere  Haltung  in  das  Amt  hineinkommt,  vermöge  deren  das- 
selbe nun  zum  ersten  Male  eine  durch  legale  Zwangsmittel  gestützte 
wahrhaft  richterliche  Gewalt  überkommt,  die  ihm  früher,  ganz  wie 
dem  isländischen  lögsögumaör  gefehlt  hatte.  Eine  Verordnung  des 
K.  Häkon  gamli,  durch  welche  eine  Geldbuße  demjenigen  angedroht 
wird,  welcher  der  Ladung  vor  den  Lögmann  nicht  Folge  leistet, 
oder  dessen  Spruch  sich  nicht  fügt,  ^)  bezeichnet  in  dieser  Beziehung 
den  maßgebenden  Wendepunkt;  von  jetzt  ab  stellt  sich,  da  der  Lög- 
mann ein  vom  König  ernannter  Beamter  war,  zum  ersten  Male  eine 
wirkliche  königliche  Richtergewalt  im  modernen  Sinne  des  Wortes 
neben  die  altherkömmliche  volksmäßige;  das  Verhältnis  aber  beider 
Gewalten  zueinander  blieb  zunächst  noch  ein  unentschiedenes,  und 
empfing  feste  Ordnung  erst  durch  die  Gesetzgebung  des  K.  Magnus 
lagabcetir.  Für  das  Gebiet  des  Landrechtes  bildet  nunmehr  in  Straf- 
sachen das  heraösjjing  das  ausschließlich  kompetente  Untergericht; -) 
in  Zivilsachen  dagegen  war  nunmehr  neben  ihm  und  dem  skiladömr 
dem  Lögmanne  eine  konkurrierende  Gerichtsbarkeit  zugestanden, 
so  daß  es  lediglich  im  Belieben  des  Klägers  stand,  ob  er  an  diesen 
oder  an  jenes  sich  wenden  wollte.  Vermag  der  Kläger  zufolge  des 
Ungehorsames  seines  Gegners  vor  dem  Untergerichte  oder  vor  dem 
Lögmanne  nicht  zu  seinem  Rechte  zu  gelangen,  oder  beruhigen  sich 
die  Parteien  nicht  bei  deren  Spruch,  so  geht  der  Zug  an  das  lög- 
l)ing,  welches  überdies,  wie  es  scheint,  auch  schon  in  erster  Instanz 
in  allen  Sachen  angegangen  w^erden  konnte,  ^)  und  nicht  bloß  in 
Zivilsachen,  wie  behauptet  werden  wollte ;  *)  doch  blieb  dieser  Zug 
in  Strafsachen  noch  immer  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  daß  im 
Untergerichte  keine  Einstimmigkeit  zu  erzielen  gewesen  war,  während 
diese  Voraussetzung  für  Zivilsachen  wegfiel.     Das   lögjjing   kann  je- 


^)  FrI)L.,  Einleitung,    i6.  ^)  Landslög,  Mannb.   17;  vgl.  übrigens 

meine  angeführte  Abhandlung,  S.  51 — 60.  ^)  ebenda,  J)ingfb.,  4. 

"*)  Keyser,   251   und  254. 
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doch   keinesfalls    den   Spruch    des   Lögmannes    umstoßen,    vielmehr, 
wenn    es    ihn    für   unbegründet   hält,    nur   die  Sache    an  den  König 
weisen,  welcher  allein  befugt  ist,  mit  der  weisesten  Männer  Rat  den 
Spruch    zu    kassieren,    „denn    der   König   ist    über    das    Gesetz    ver- 
ordnet" ;  ^)    am    lögl)ing    entscheidet   aber  zwar  wie  vordem  die  lög- 
retta,    aber    der   Lögmann    hat   nunmehr   den    Vorsitz   in   derselben 
übernommen,  und  infolge  dessen  nicht  nur  die  äußerlichen  Präsidial- 
rechte ihr  gegenüber  auszuüben,  sondern  auch  bei  der  Urteilsfällung 
eine  Stimme,    und    zwar   im    Grunde    die    entscheidende  Stimme    zu 
führen.     War   nämlich   in    der   lögretta  Einstimmigkeit   nicht   zu  er- 
zielen, so  sollte  die  Ansicht  vorgehen,  für  welche  der  Lögmann  sich 
erklärte,    nur   daß    solchenfalls    der  Zug   an    den  König    offen  stand, 
welcher    auch    in    diesem    Falle    des    Lögmanns    Spruch    umstoßen 
konnte.-)    Ganz  ähnlich  stand  die  Sache  auch  nach  dem  Stadtrechte. 
Das    möt,    welches    hier   die    Stelle   des    heraös])ing   vertritt,    war    in 
Strafsachen  wie    dieses    allein   kompetent ;  ^')    in  Zivilsachen  dagegen 
scheint  der  Lögmann  hier  schlechthin    die    erste  Instanz  gebildet  zu 
haben,  während  das  möt  nur  in  zweiter  Instanz  angegangen  werden 
konnte,    wenn    sich    der    eine    oder    andere  Teil    bei    einem  Spruche 
nicht  beruhigen  wollte.  **)     Am    möt    war    der  Lögmann,  Syslumann 
und  Schultheiß  gleichfalls  anwesend,  und  bedurfte  der  gefällte  Spruch 
zu    seiner  Rechtsgültigkeit   ihrer    aller  Zustimmung,    neben    der  Ein- 
stimmigkeit  der   mötsmenn;   ließ    sich    diese  Einhelligkeit   nicht   er- 
reichen, so  ging  der  Zug  an  die  lögretta,    in  welcher  gleichfalls  der 
Lögmann  den  Vorsitz  führt,    und    wenn    auch    sie    nicht    einstimmig 
war,  an  den  König. ^)     In  erster  wie  in  zweiter  Instanz  ist  demnach 
jetzt   dem  Lögmanne    ein    sehr   erheblicher  Einfluß    auf  die  Rechts- 
pflege eingeräumt,    und    zwar  in  zweiter  Instanz  auf  die  Strafsachen 
nicht   minder   als    auf  die  Zivilsachen;    in    letzter  Instanz    aber   war 
nunmehr  dem  Könige  selbst  der  Richterspruch  übertragen,   welchen 
er   freihch    „meö    hinna   skynsamastu    manna   räöi"    oder   „meö  vitra 
manna   saml3ykt"   fällen    sollte,   jedoch    so,    daß    die  Auswahl   dieser 
weisen  und  verständigen  Männer  lediglich  ihm  allein  überlassen  blieb. 
Nur  ganz  beiläufig  mag  erwähnt  werden,  daß  dem  Lögmanne  neben 
seiner  richterlichen  Kompetenz  auch  noch  ein  beträchtHcher  Einfluß 
auf  die    Gesetzgebung,    die  Verlesung   des    Gesetzbuches    am   Ding, 


^)  Landslög,  J)ingfb.    ii.  ^)  ebenda,  4  und   ii. 

^)  BjarkR.,  Mannh.   18.  *)  ebenda,  Kaupab.   15. 

^)  ebenda;  vgl.  J)ingfb.  3   fin.  und  6. 
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und  eine  Reihe  administrativer  Funktionen  zustand ;  dagegen  muß 
noch  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  wie  der  Lögmann,  seit- 
dem er  des  Königs  Diener  geworden  ist,  von  diesem  seinem  Herrn 
benützt  wird,  um  Schritt  vor  Schritt  die  alte  Volksgerichtsbarkeit  zu 
untergraben,  und  wie  gerade  die  weitere  Entwicklung  seines  Richter- 
amtes es  ist,  welche  neben  der  Befestigung  und  Umbildung  des 
Syslumannsamtes  am  erfolgreichsten  in  dieser  Richtung  wirkt.  Schon 
das  gemeine  Landrecht  läßt  am  heraösl^ing,  avo  bisher  die  Gesamt- 
heit der  Dingleute  die  Urteile  gefällt  hatte,  in  einer  Reihe  von  Fällen 
den  Betrag  der  zu  erlegenden  Buße  durch  den  Spruch  von  sechs 
oder  zwölf  verständigen  Männern  feststellen,  welche  zu  solchem  Be- 
hufe  von  dem  Richter  (rettari)  zu  ernennen  sind;^)  die  große  Ver- 
ordnung des  K.  Eirikr  Magnüsson  von  1280  aber  weist  vollends  in 
ihrem  §  28  des  Königs  Beamte  (umboösmenn)  an,  in  allen  Sachen, 
welche  an  das  Leben,  die  Gliedmaßen,  oder  andere  schwere  Strafen 
gehen,  zur  Findung  des  Urteils  zwölf  unparteiische  Männer  zu  er- 
nennen, welche  dann  bei  Seite  zu  treten  und  über  ihren  Spruch 
sich  zu  einigen  haben,  während  die  übrigen  Dingleute  diesen  nur 
noch  meö  löfataki,  d.  h.  durch  Handmehr,  bestätigen  sollen.-)  Eine 
Randbemerkung  zu  einer  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  geschrie- 
benen Hs.  des  Landrechts  trägt  letztere  Vorschrift  zu  diesem  in  der 
Weise  nach,  daß  die  Ernennung  der  Männer  zunächst  dem  Lögmanne, 
und  in  dessen  Abwesenheit  dem  Syslumanne  übertragen  wird ;  ■^) 
damit  war  aber  für  das  heraösl^ing  ein  Schöffentum  eingeführt,  wie 
es  für  das  lögjiing  schon  längst  bestanden  hatte,  und  die  Urteils- 
findung  in  die  Hand  eines  engeren  Kreises  durch  die  königlichen 
Beamten  ernannter  Personen  gelegt.  Weitere  Fortschritte  auf  der 
gleichen  Bahn,  wenn  auch  in  etwas  verschiedener  Richtung,  be- 
zeichnet eine  Verordnung  vom  17.  Juni  1308.  *)  Während  sie  die 
Würde  des  Jarles  und  Landherrn  aufhebt,  beschäftigt  sie  sich  zu- 
gleich mit  der  Organisation  des  Lögmanns-  und  Syslumannsamtes, 
also  der  neuen,  lediglich  auf  das  Königtum  gestützten  Ämter,  Avelche 
an  die  Stelle  jener  älteren  und  selbständiger  gearteten  Würden  treten 
sollten.  Der  Lögmann  soll  fortan  den  Syslumann  auf  den  Rund- 
reisen begleiten,  welche  dieser  zu  machen  hat,  um  die  Gaugerichte 
seines  Bezirkes  abzuhalten,    und  wurde  damit  nicht  nur  den  Leuten 


^)  Landslög,  Mannh.,   5;   12;   14;    15;   19;  20;  21.  -)  Norges  gamle 

Love,  III,  2/9 — 10.  ^)  Landslög,  Mannh.,   17/63,  Anm,  30. 

■*)  Norges  gamle  Love,  III,  25/74 — 81. 
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das  Aufsuchen  des  Lögmannes  an  seinem  Wohnorte  erspart,  sondern 
zugleich  auch  diesem  Beamten  ein  sehr  bedeutender,  wenn  auch  zu- 
nächst nur  morahscher  Einfluß  auf  die  von  den  Dingleuten  zu 
fällenden  Urteile  verschafft.  Weiterhin  sollen  die  Lögmänner  sowohl 
als  die  Syslumänner  sich  in  jedem  Jahre  wenigstens  einmal  per- 
sönlich beim  Könige  einfinden  und  mindestens  zwei  Tage  lang  an 
dessen  Hof  aufhalten,  um  hier  über  die  Zustände  ihres  Bezirkes  Vor- 
trag zu  erstatten,  wobei  sie  ihre  Berichte  bereits  schriftlich  mit  sich 
zu  bringen  hatten;  überdies  sollte  alljährlich  je  ein  Drittel  des  Reiches 
durch  je  zwei  königliche  Kommissäre  bereist  werden,  um  die  Amts- 
führung der  Bediensteten  in  den  Provinzen  zu  prüfen:  beides  sind  Be- 
stimmungen, welche,  an  die  Einrichtungen  des  Frankenreiches  er- 
innernd, die  gesamte  Keichsregierung  in  der  Person  des  Königs  zu 
konzentrieren  möglich  machen  sollten,  welche  vordem  mit  großer 
Selbständigkeit  in  den  einzelnen  Provinzen  geführt  worden  war. 
Endlich  macht  sich  aber  auch  bereits  der  herannahende  Übergang 
zur  Schriftlichkeit  im  Gerichtswesen  und  in  dem  gesamten  Dienste 
der  Beamten  bemerkbar.  Schon  die  Verordnung  von  1280  spricht 
von  einem  Siegel,  welches  die  lögl^ing  zu  führen  und  allen  Aus- 
fertigungen beizudrücken  haben,  welche  sich  auf  die  hier  erledigten 
Geschäfte  beziehen,  und  die  Ausfertigung  von  Gerichtsbriefen  we- 
nigstens war  hiernach  schon  damals  üblich;  doch  scheint  erst  die 
Verordnung  von  1308  die  Schreiberei  in  den  Gerichten  recht  in  die 
Höhe  gebracht  zu  haben.  Der  Lögmann  sowohl  als  der  Syslumann 
sollte  sich  fortan  je  einen  eigenen  Schreiber  (klerkr)  halten  und 
wenigstens  einer  dieser  Schreiber  auf  jenen  Rundreisen  mitgenommen 
werden,  um  die  sämtlichen  von  den  Dingleuten  gefällten  Urteile  und 
vom  Lögmanne  gegebenen  Entscheidungen  aufzuzeichnen ;  neben  den 
einzelnen  Gerichtsbriefen  aber,  welche  unter  des  Lögmannes  Siegel 
ausgingen,  sollte  der  Syslumann  auch  noch  alle  Urteile  und  Sprüche 
in  ein  eigenes  Heft  (kvaterni,  d.  h.  quaternio)  eintragen  lassen,  welches 
also  unsere  Gerichtsprotokolle  zu  vertreten  hatte.  Wenn  ferner  schon 
eine  Verordnung  von  1273  bestimmt  hatte,  ^)  daß  der  Syslumann 
Totschläger,  deren  Tat  einigermaßen  entschuldbar  sei,  mit  einem 
Berichte  über  die  näheren  Umstände  der  Tat  an  den  König  ein- 
schicken solle,  so  wurde  ihm  zur  Pflicht  gemacht,  alljährlich  ein 
Verzeichnis  der  in  seinem  Bezirke  getöteten  Personen  an  den  König 
einzuschicken,    unter  Angabe   der  näheren  Umstände  der  Tat.     Man 

^)  HirÖskra,  36. 
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sieht,  der  moderne  Beamtenstand  mit  seiner  ganzen  geschäftigen 
Vielschreiberei  fängt  bereits  am  Beginne  des  14.  Jahrliunderts  an,  in 
Norwegen  seinen  Einzug  zu  halten;  die  Gerichtsbarkeit  aber  ist 
jedenfalls  jetzt  bereits  so  gut  wie  völlig  aus  der  Hand  des  Volkes 
in  die  des  Königs  und  seiner  Beamten  übergegangen. 

An  letzter  Stelle  kommt  endlich  noch  die  Staatsverwaltung 
in  Frage.     Diese    war   von  Anfang    an    Sache    des   Königtumes    ge- 
wesen, so  weit  bei  dem  beschränkten  Umfange  der  staatlichen  Tätig- 
keit überhaupt  von  einer  solchen  die  Rede  war.     Eng  umgrenzt  war 
freilich  von  Anfang  an  die  Tätigkeit  des  Königs  in  dieser  Richtung. 
Die  Rechts-  und  Sicherheitspolizei  zunächst  ist  schon  früh- 
zeitig  in    des  Königs    und   seiner  Beamten  Hand  gelegt.     Die  GpL. 
lassen  von  des  Königs  Landherren    einige  vom  lögfiing    wegbleiben, 
„til  }iess  at    g^ta   hybyla    manna    fyrir    |)jöfum    ok   ränsmönnum";  ^) 
ihnen  und    des  Königs  Vögten    liegt    es    ob,    gefangene  Diebe    oder 
Totschläger,    die  an  sie  abgeliefert  werden,  in  ihrem  Gewahrsam  zu 
halten  und  einen  Mann  für  ihre  Hinrichtung  zu  besorgen,  wenn  sie 
verurteilt  werden.  -)     Ihre   gestir   zumal    gelten    als    verpflichtet,    den 
Unruhestiftern    stets    auf   dem  Nacken    zu    sitzen    und    dadurch    das 
Reich  des  Königs  zu  reinigen    (hreinsa  riki  hans),  ^)    und    wenn    wir 
bemerken,  daß  es  auch  auf  Island  als  Recht  und  Pflicht  des  Goden 
galt,  einerseits  ausgebrochenen    oder   doch    drohenden  Zwistigkeiten 
gegenüber  den  Landfrieden  aufrecht  zu  halten,  und  andererseits  den 
Bezirk   von    Dieben,    Räubern    und    anderen    Übeltätern    zu    säubern 
(hreinsa  heröö),  ^)  so  ist  klar,    daß  diese  Aufgabe  von  Anfang  an  zu 
der  Kompetenz  des  Königs  gehört  hatte.     Aber  freilich,    wehe   dem 
Beamten,  der  sich  beigehen  ließ,  eigenmächtig  und  ohne  vorgängiges 
Urteil  an  einem  Bauern  sich  zu  vergreifen,   wenn  er  nicht  hinterher 
diesen  seiner  Übeltat  strengstens  überweisen  konnte;    neben   vollem 
Schadenersatze    hat    er   für    einen    solchen  Übergriff  eine  Buße    von 
40  Mark  zu  entrichten,    „denn  jeder   ist   des  Rechtes    wert  um  sein 
Gut".  ^)     Das  Recht   von  prändheimr,    welches  selbst  geringere  Ein- 
grifl'e  in  das  Vermögen  der  Bauern    an    des  Königs  Vogt  mit  Buße 
ahndet,  ^)    läßt    gegenüber    offener    Gewalttat,    möge    sie    nun    vom 
Landherrn,  Jarle  oder  Könige  selbst    ausgehen,    sogar   den  Heerpfeil 
schneiden  und  je  nachdem  über  zwei,  vier  oder  alle  acht  Volklande 


1)  GI)L.  3.  2)  ebenda,    152  und  253;  FrI)L.  XIV,   12. 

^)  Konüngssk.,  27/60.  '^)  vgl.  mein:  Island,  S.  194 — 5. 

">)  GI)L.,    141-42.  6)  FrI)L.  X,  33. 
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fahren;  bewaffnet  hat  daraufhin  das  Volk  aufzustehen  und  den 
Schuldigen  zu  erschlagen,  oder  doch  auf  immer  aus  dem  Lande  zu 
treiben.^)  Erst  ein  Gesetz  des  K.  Magnus  Erlingsson,  welches  dann 
hinterher  auch  in  die  Gesetzgebung  des  K.  Magnus  lagaboetir  über- 
gegangen ist,  nimmt  diejenigen  Leute,  welche  auf  des  Königs  Ge- 
heiß gegen  Lohn  jemanden  töten  „til  landhreinsanar  ok  friöar"  von 
der  Strafe  des  Banditenmordes  aus,  und  selbst  nach  dieser  Novelle 
scheint  noch  die  Frage  zum  Gegenstande  einer'/ Verhandlung  und 
Beweisführung  gemacht  werden  zu  können,  ob  die  Tötung  im  ge- 
gebenen Falle  auch  wirklich  gerechtfertigt  war.-)  Nicht  minder  war 
die  Wirt  Schaftspolizei  in  des  Königs  Hand  gelegt.  Die 
Armenpflege  freilich,  welche  auf  Island  so  sorgsam  geregelt  und 
wenigstens  eventuell  auch  wohl  vom  Staate  besorgt  war,  blieb 
in  Norwegen  der  Verwandtschaft  und  der  Kirche  und  allenfalls 
noch  der  allgemeinen  Bürgerpflicht  überlassen;  dagegen  war  für  das 
W  e  g  e  w  e  s  e  n  einigermaßen  gesorgt,  indem  nicht  nur  die  herge- 
brachten Wege  und  Brücken  unter  besonderen  Rechtsschutz  gestellt,'^) 
sondern  auch  ein  gewisses  Maß  von  Wegearbeit  allen  dienstfähigen 
Männern  geradezu  zur  Rechtspflicht  gemacht  wurde.  Die  letztere 
Verpflichtung,  von  K.  Magnus  Erlingsson  im  I)rändheimischen  ein- 
geführt, ^)  ist  freilich  zunächst  unter  einen  kirchenrechtlichen  Ge- 
sichtspunkt gestellt,  und  hat  diesen  Charakter  auch  später  noch  sich 
erhalten ;  ^)  aber  doch  wurde  sie  durch  das  gemeine  Landrecht  zu- 
gleich erweitert  und  der  Aufsicht  der  königlichen  Beamtem  unter- 
stellt.^) Auch  die  Alm  enden  stehen,  in  gewissem  Sinne  unter 
dem  Rechte  des  Königs.  Die  Bauern  zwar  sind  es,  welche  durch 
Holzfällen  und  Torfgraben,  Heumähen  und  Aufschlagen  von  Jagd- 
und  Sennhütten  vorzugsweise  deren  Nutzungen  ziehen;  aber  neue 
Niederlassungen  dürfen  nur  mit  Genehmigung  des  königlichen  Be- 
amten auf  ihnen  errichtet  werden,  —  dem  Könige  fällt  die  Buße 
für  ihre  Beschädigung  zu,  selbst  dann,  wenn  der  Schadenersatz  einem 
Bauern  gebührt,  —  beim  Streite  endlich  über  die  Abgrenzung  der 
Almende  vom  Bauerngute  mag  der  König  ebensogut  als  Kläger  auf- 
treten wie  die  nutzungsberechtigte  Bauernschaft.')  Allerdings  werden 
diese  Befugnisse  nicht  auf  die  staatsrechtliche  Stellung  des  Königs 
gestützt,    sondern  auf  dessen  Privateigentum  an  den  Almenden,    das 


^)  FrI)L.  IV,   50—52.  2)  G{)L.  32;   FrI)L.V,  45;   dann  Landslög, 

Mannh.  4;  BjarkR.   3.  ^)  GJ)L.  90.  ■*)  Frl^L.  III,    19. 

^)  Sverris  KrR.   74;  Jons  KrR.  59.'  ^)  Landslög,  Landslb.  44. 

')  FrJjL,  XIV,  7 — 9;  unklarer  G  {)  L.   84,  90  und   145. 
Maurer,  Allnorwegisches  Staatsrecht.  21 
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ihm  seit  des  K.  Haraldr  härfagri  Zeiten  zustehen  sollte;  indessen 
scheint  diese  privatrechtliche  Auffassung  doch,  wie  unsere  Regalien- 
theorie, nur  ein  Konstruktionsbehelf  zu  sein  für  die  Erklärung  der 
dem  Könige  zustehenden  administrativen  und  finanziellen  Rechte  an 
den  Almenden.  Weitaus  am  entschiedensten  macht  sich  aber  die 
Polizeigewalt  der  Könige  in  Bezug  auf  den  Handelsverkehr 
geltend,  und  zwar  gegenüber  dem  inländischen  sowohl  als  dem  aus- 
ländischen; gerade  in  dieser  Anwendung  gehört  dieselbe  .ferner  un- 
zweifelhaft schon  der  ältesten  Zeit  an,  soferne  wir  dieselbe  nicht  nur 
in  der  Hand  der  isländischen  Goden  vollständig  ausgeprägt  finden,, 
sondern  auch  in  Norwegen  selbst  bis  in  die  Regierungszeit  des  K. 
Haraldr  härfagri  hinauf  sie  zu  verfolgen  vermögen.  Die  Rechtsbücher 
verwehren  zwar  den  Untertanen,  die  Ausfuhr  von  Nahrungsmitteln 
aus  einem  Teile  des  Reiches  in  den  anderen  eigenmächtig  zu  sperren;^) 
aber  der  König  durfte  unbedenklich  zu  einer  solchen  Maßregel  greifen, 
wenn  irgend  ein  Notstand  sie  wünschenswert  zu  machen  schien,  und 
wir  wissen,  daß  z.  B.  der  heil.  Olafr  einmal  von  solcher  Befugnis 
Gebrauch  machte.-)  Weit  häufiger  wird  aber  von  dem  gleichen 
Rechte  dem  Auslande  überhaupt,  oder  bestimmten  einzelnen  fremden 
Ländern,  oder  sogar  einzelnen  fremden  Schiffen  und  Kaufleuten 
gegenüber  Gebrauch  gemacht,  und  dem  Auslande  gegenüber  erstreckt 
sich  das  Recht  des  Königs  von  den  ältesten  Zeiten  ab  sogar  noch 
ungleich  weiter,  nämlich  bis  zur  Befugnis,  allen  und  jeden,  selbst 
rein  persönlichen  Verkehr  zu  untersagen.  Unsere  Provinzialrechte 
drohen  dem  Schiffsherrn,  welcher  gegen  des  Königs  Verbot  eine 
Fahrt  gemacht  hat,  die  große  Friedensbuße  von  40  Mark  an,  wäh- 
rend sie  jeden  Schiffsgenossen  mit  der  kleineren  von  3  Mark  belegen; 
wird  nur  eine  verbotene  Ware  auf  dem  Schiffe  geführt,  so  soll  we- 
nigstens noch  derjenige  mit  3  Mark  büßen,  welcher  die  Ware  führt, 
wenn  auch  die  übrigen  Schiffsgenossen  straffrei  bleiben,  weil  niemand 
an  einer  fremden  Ware  seinen  Frieden  verwirken  kann.  ^)  Im  ge- 
meinen Landrechte  kehrt  die  Bestimmung,  mit  einer  auf  den  islän- 
dischen Handel  bezüglichen  Erweiterung  wieder;'')  daß  dieselbe  aber 
uralten  Rechtes  ist,  zeigt,  neben  der  Vergleichung  des  isländischen 
Rechtes,  ^)  die  Auflegung  der  landaurar  durch  K.  Haraldr  härfagri, 
sowie    die   bereits    unter   ihm  bestehende  Regalisierung  des  Finnen- 


^)  GJ)L.  313;  ebenso  Landslög,  Kaupab.  25. 

'■^)  He  im  skr.  Olafs  s,  helga,    123/352 — 4;    legendarische  Sage,    49/35 
— 6  u.  dergl.  m.  ^)  GI)L.  313  ;  FrJ)!..  VII,  27.         *)  Land  sl  ög,  K  aupab.  25. 

^)  vgl.  mein  Island,   196—200. 


S    13.     Die  Rechte  des  Königtumes. 


323 


handeis,  und  in  der  Tat  läßt  eine  ununterbrochene  Kette  von  Zeug- 
nissen in  den  Geschichtsquellen  erkennen,  wie  die  Befugnis,  den 
Verkehr  mit  dem  Auslande  je  nach  Bedarf  zu  erlauben,  zu  be- 
schränken oder  zu  verbieten  von  den  norwegischen  Regenten  vom 
9.  Jahrhundert  herab  bis  zum  14.  unbestritten  ausgeübt  wurde.  Zu- 
meist handelt  es  sich  bei  den  Handelsverboten  nur  um  vorüber- 
gehende Maßregeln,  sei  es  nun,  daß  man  das  eigene  Land  gegen 
eine  drohende  Hungersnot  oder  eine  vermeintlich  schädliche  Ein- 
fuhr schützen,  oder  daß  man  durch  die  Behinderung  seines  Handels 
einem  fremden  Staate  Schaden  zufügen  oder  Konzessionen  abtrotzen 
wollte;  indessen  stand  die  Sache  doch  Island  gegenüber  anders,  so- 
ferne  die  Erhebung  der  Landgelder  in  dieser  Richtung  eine  bleibende, 
und  später  wenigstens  lediglich  finanzielle .  Vorteile  des  Königs  be- 
zweckende Maßregel  war,  und  noch  weiter  ging  man  in  gleicher 
Richtung,  und  zwar  schon  von  den  ältesten  Zeiten  ab,  den  Finn- 
merkr  gegenüber,  deren  Handel  bleibend  zu  einem  einträglichen 
Monopole  des  Königs  gemacht  wurde.  Erst  im  14.  Jahrhundert 
wurde  die  gleiche  Behandlung  auch  Island  und  den  übrigen  Schatz- 
landen der  norwegischen  Krone  gegenüber  angewandt,  und  damit 
zum  ökonomischen  Ruine  dieser  Lande  der  Grund  gelegt;  für  die 
ältere  Zeit  aber  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die  durch  des 
Königs  Handelspolizei  bedingte  schwere  Belastung  der  Fremden  auch 
wieder  in  einer  gewissen  Fürsorge  für  dieselben  ihr  Kehrbild  findet, 
welche  dem  Könige  in  Bezug  auf  dieselben  obliegt,  und  welche  für 
eine  Zeit  ihre  sehr  erhebliche  Bedeutung  hatte,  in  der  an  und  für 
sich  der  Fremde  als  recht-  und  schutzlos  galt.  Überhaupt  macht 
sich,  selbst  den  eigenen  Untertanen  gegenüber,  wie  das  Recht,  so 
auch  die  Pflicht  des  Königs  gutenteils  in  sehr  persönlicher 
Weise  geltend;  jedem  einzelnen  Volksgenossen  gegenüber  galt 
dieser  als  verpflichtet,  Schutz  und  Hilfe  im  ausgedehntesten  Maße 
und  allen  Notständen  gegenüber  zu  gewähren,  und  der  Umfang,  in 
welchem  der  einzelne  Regent  gerade  diesem  Teile  seiner  Obliegen- 
heiten genügte,  war  vielfach  über  den  Grad  des  Ansehens  entschei- 
dend, dessen  er  bei  seinem  Volke  sich  erfreute.  —  Man  sieht,  dem 
Inlande  und  den  Inländern  gegenüber  war  die  Gewalt  des  Königs 
von  Anfang  an  eine  ziemhch  eng  begrenzte,  und  nur  soweit  das 
Ausland  und  Fremde  in  Frage  standen,  ließ  sich  dieselbe  allenfalls 
schon  von  Anfang  an  weiter  ausdehnen.  Es  ist  im  Grunde  nur  die 
vollziehende  Gewalt,    welche    in    des  Königs  Hand    gelegt  ist, 

wogegen  die  beschließende  ihrem  vollen  Umfange  nach  bei  der 
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Landsgemeinde    steht;    Gesetzgebung,    Urteilsfällung,   Beschluß    über 
Krieg  und  P>ieden,    kurz  alle  die  mannigfachen  Funktionen,    welche 
die  altnordische  Rechtssprache    ganz    gleichmäßig    unter  den  weiten 
Begriff  des  dömr  und  des  doema  stellt,    kommen    hiernach    von  An- 
fang an  dem  Volke  zu,  wogegen  dem  Könige  die  Leitung  der  Aus- 
führung zufällt,    und    nach    dieser  Seite   hin  wieder  Oberpriestertum 
und  Heerführertum,    oberstes  Richteramt  und  Polizeigewalt  nur  ver- 
schiedene   Bestandteile    seiner    einheitlich    gedachten    und    alles    um- 
fassenden Vollzugsgewalt  bilden.     Indessen  fehlt  es  dem  Königtume 
doch    von  Anfang    an    nicht    an    der  Fähigkeit    zu    einer  Erweite- 
rung seiner  Machtsphäre.     Die  Scheidung    zwischen  der  voll- 
ziehenden und  beschließenden  Gewalt   läßt    sich   zu  keiner  Zeit  mit 
voller  Schärfe  durchführen.     Für  Notfälle  wenigstens  und   wiederum 
für    minder    wichtige  Sachen    mußte   von    Anfang    an    auch    die  Be- 
schlußfassung in  des  Königs  Hand    gelegt   werden,    und    der  Begriff 
des    Notfalles,    dann    der    minder    wichtigen    Sache,    war    ein    sehr 
elastischer,    die    dem  Könige  zustehende  Banngewalt   aber   gewährte 
ihm  die  Möglichkeit,  nach  allen  Seiten  hin  seinem  Vorgehen  Nach- 
druck   zu    verschaffen.     Von   früh    an    sehen    wir    die    norwegischen 
Könige    in    der   Tat    in    zahlreichen  Fällen    von    ihrer  Gewalt    einen 
sehr  eigenwilligen  Gebrauch  machen,    und    wenn    dabei    der  Zweck, 
zu  welchem  dies  geschieht,  dem  Volke  kein  allzu  widerwärtiger,  und 
die  Art  des  Verfahrens  keine  allzusehr  aufreizende  ist,  so  pflegt  der- 
gleichen nicht  einmal  als  etwas  besonders    auffälliges  empfunden  zu 
werden,    oder   zu    einer   besonderen  Mißstimmung  zu  führen.     Dazu 
kam,  daß  die  Macht  des  Volkes,  welche  das  Königtum  beschränkte, 
eine  nicht  stetige,  sondern  immer  nur  mit  Unterbrechungen  wirkende 
war.     Nahezu  schrankenlos   war   diese  Gewalt,    wenn    das  Volk,    am 
Ding  versammelt,  einmütig  auftrat;  aber  solche  Versammlungen  waren 
eben  doch  nur  vorübergehend  beisammen    und  für  die  Zwischenzeit 
zwischen    denselben    fehlte    es    dem  Volke  an  jeder  Vertretung,    da, 
anders  als  in  Schweden,  keine  Volksbeamten  neben  den  königlichen 
standen.      Unwiderstehlich    in    der   Zeit   des    alten    Kleinkönigtumes 
trugen  überdies  die  Dingversammlungen    seit    der  Herstellung  eines 
Gesamtreiches  samt  und  sonders  einen  bloß  provinziellen  Charakter, 
während  jede  Gesamtvertretung   des    ganzen  Reiches   fehlte;   damit 
war  aber  dem  Könige  einerseits  die  Möglichkeit  geboten,  durch  ge- 
sondertes Vorgehen  gegen  die  einzelnen  Landesteile  diese  einzeln  zu 
bewältigen,  und  andererseits  sogar  die  Notwendigkeit  auferlegt,  sich 
als  den  einzigen  Träger   der  Reichseinheit   zu*  betrachten    und   zum 
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Schwerpunkte  des  gesamten  Staatswesens  zu  machen.    Die  kirchliche 
Auffassung  des  Königtumes,  von  welcher  bereits  wiederholt  die  Rede 
war,    kam    einer   solchen,    in  der  Natur  der  tatsächlichen  Vorkomm- 
nisse   begründeten   Erweiterung    seiner   Machtsphäre    entgegen,    und 
verlieh    dem    auf   solche    gerichteten    Streben    eine    ideale,    mächtig 
treibende    Grundlage;    es    kam    nur    noch    darauf    an,    ob    es    dem 
Königtumc  gelingen  werde,    sich   die  Kräfte   zu    organisieren,    deren 
es  zur  Verfolgung  seiner  Ziele  bedurfte.     Es  war  aber  die  Regierung 
der    Könige    von    Anfang    an    eine    durchaus    persönliche    gewesen. 
Wo  sie  sich  gerade    in   eigener  Person    aufhielten,    da   mochten    sie 
ziemlich  unumschränkt   schalten    und    walten,    so  lange    sie    nur    die 
Sympathien  und  Antipathien  ihres  Volkes  nicht    allzu    gröblich  ver- 
letzten,   und    mit   dessen    ererbtem  Rechtsbewußtsein    nicht    in  allzu 
schroffen   Widerspruch    gerieten;    wo    sie    dagegen    nicht    persönlich 
anwesend  waren,    da   erlahmte    auch    sofort  alle  Regierungstätigkeit, 
soweit  nicht  etwa  in  einzelnen  Fällen  ganz  besondere  Anstrengungen 
gemacht   wurden,   um    sie    durch    ungewöhnlich   vertraute    und   ver- 
lässige Bedienstete  in  Gang  zu  erhalten.    Es  fehlte  hiernach  gänzlich 
an  jener   Stetigkeit,    welche  jedem    wohleingerichteten    Staatswesen 
eigen  sein  muß,    und    welche    allein  den  Gang  der  Regierungstätig- 
keit   von    der    Charakterverschiedenheit    der    einzelnen    Könige    und 
von  dem  Wechsel   ihres  Aufenthaltsortes    einigermaßen   unabhängig 
zu  stellen  vermag;    es    mußte    dem  Königtume    erst    gelingen,    eine 
tüchtige  Beamtenschaft  zu    organisieren,    ihrer    allzu  aristokratischen, 
oder  was  die  Lögmänner  betrifft    allzu    demokratischen  Färbung    zu 
entkleiden,  und  in  ausschließliche  Abhängigkeit  von    der  Monarchie 
zu  bringen,    ehe    dasselbe    in    der  Lage    sein  konnte,    den  Sieg  über 
die  ihm    widerstrebenden    aristokratischen    und    demokratischen  Ele- 
mente   in    der  Verfassung   zu    erstreiten.     Diese  Umbildung  der  Be- 
amtenschaft aber,    durch    das  Herüberziehen    der  Lögmänner    in  des 
Königs  Dienst,    durch    die    allmähliche  Umbildung    des    Syslumanns- 
amtes,    endlich    durch    die  Abschaffung    der  Würde    des    Jarles    und 
des  Landherren  in  ihren  gröbsten  Umrissen  bezeichnet,  ist  mit  dem 
Anfange  des   14.  Jahrhunderts  vollendet,   und  von  dieser  Zeit  datiert 
denn    auch    die  Ausbildung  eines    vollständigen  Administra- 
tivstaates   in    unserem     modernen    Sinne;    von    den    sämtlichen 
Faktoren,    welche    vordem    bestimmend    in    das    Staatsleben    einge- 
griffen hatten,  hat  seitdem  das  Königtum  allein  den  Platz  behauptet^ 
aber  freilich  durch  die  damit    zum  Siege    gelangte    einseitig    absolu- 
tistische   Richtung    auch    den    vollständigen    Ruin    der    Nation    ver- 
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verschuldet,  welche  sich  auf  Jahrhunderte  hinaus  kraft-  und  willen- 
los unter  das  zeitweise  harte  Joch  fremdländischer  Herrschaft 
beugte. 


§  14.     Die  Einkünfte  des  Königtumes. 

Die  vielfachen  und  wichtigen  Aufgaben,  welche  dem  Königtume 
gestellt  waren,  konnten  selbstverständlich  nur  gelöst  werden,  wenn 
dasselbe  über  ein  entsprechendes  Maß  finanzieller  Mittel  gebot,  und 
insbesondere  war  gerade  von  deren  Besitz  in  erster  Linie  jene  all- 
mähliche Ausdehnung  der  königlichen  Macht  abhängig,  von  welcher 
am  Schlüsse  des  vorigen  Paragraphen  zu  handeln  war;  die  Lehre 
von  den  Einkünften  des  Königs  (konüngstekj  u  r)  bildet  hiernach 
eine  sehr  wesentliche  Ergänzung  dessen,  was  über  die  Stellung  des- 
selben in  der  alten  Verfassung  zu  sagen  war.  Wie  bei  anderen  ger- 
manischen  Reichen  setzten  sich  aber  auch  in  Norwegen  diese  Ein- 
künfte aus  den  verschiedensten  Bestandteilen  zusammen  und  waren 
dieselben  insbesondere  teils  staatsrechtlicher,  teils  privatrechtlicher  Art. 

I.  Die  wichtigste  Quelle  von  Einnahmen  bildete  für  die  Krone 
von  Anfang  an  deren  Grundbesitz  (konü  ngsj  aröir).  Bereits  vor 
der  Herstellung  eines  Gesamtreiches  waren  sicherlich  die  Kleinkönige 
im  Besitze  vergleichsweise  bedeutender  Liegenschaften  je  in  ihrem 
Reiche  gewesen,  und  seit  der  Aufrichtung  der  Alleinherrschaft  mußte 
sich  die  Bedeutung  dieses  Besitzes  sehr  beträchtlich  steigern,  soferne 
nunmehr  die  Krongüter  der  sämtlichen  Kleinkönige  in  der  Hand  des 
Alleinherrschers  sich  vereinigten,  soweit  nicht  etwa  im  einzelnen 
Falle  bei  gutwilHger  Unterwerfung  im  Vertragswege  ein  anderes  be- 
stimmt wurde.  Auch  in  späterer  Zeit  noch  erfuhr  das  Krongut 
vielfache  Bereicherungen,  und  zwar  zumal  durch  den  Anfall  von 
Liegenschaften,  welche  durch  schwere  Verbrechen  (niöingsverk)  ver- 
wirkt wurden;  die  vielfachen  inneren  Unruhen,  welche  bis  in  das 
13.  Jahrhundert  herein  fortdauerten,  mußten  sehr  häufig  zu  einer 
derartigen  Bereicherung  der  Krone  führen,  da  gerade  der  Hochverrat 
als  eines  der  schimpflichsten  Verbrechen  mit  der  Verwirkung  auch 
der  Liegenschaften  bedroht  war.  Allerdings  stand  aber  diesem  all- 
mähUchen  Zuwachse  zum  Krongute  auch  wieder  ein  Entgang  gegen- 
über, welcher  dessen  Bestand  im  Verlaufe  der  Zeit  nicht  unbeträcht- 
lich schmälern  mußte.  Die  Verwendung  nämUch  des  Krongutes  war 
eine  sehr  verschiedenartige.    Nur  zum  Teil  wurde  dasselbe  in  eigener 
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Regie  verwaltet,  als  konüngsbü  oder  konüngsgarör,  über 
welchen  ein  ärmaör  gesetzt  war;  insoweit  handelte  es  sich  dann 
darum,  bei  den  fortwährenden  Rundreisen,  welche  die  Könige  im 
Reiche  zu  machen  pflegten,  ihnen  allerwärts  gute  Unterkunft  und 
passende  Verpflegung  zu  sichern,  oder  allenfalls  auch  durch  Natural- 
leistungen aus  der  Ferne  die  Kosten  der  königlichen  Hofhaltung 
mit  zu  tragen.  Zum  Teil,  und  wohl  zum  weitaus  größeren  Teile 
war  dasselbe  als  leigujörö  verpachtet;  solchenfalls  floß  dann  der 
Ertrag  desselben  in  der  Gestalt  der  Pachtsumme  oder  leiga  in  des 
Königs  Kasse,  und  wiederum  war  es  der  ärmaör,  welcher  dieselbe 
einnahm.  Der  Ausdruck  landskyld,  welcher  sehr  häufig  gerade  in 
Bezug  auf  Abgaben  an  den  König  gebraucht '  wird,  scheint  mit  leiga 
gleichbedeutend  zu  sein  und  wohl  nur  für  Pachtverhältnisse  vorzugs- 
weise Anwendung  zu  finden,  welche  auf  längere  Zeit  eingegangen 
sind.  Wieder  ein  anderer  Teil  des  Krongutes  wurde  aber  zum 
Gegenstande  königlicher  Vergabungen  gemacht,  und  auch  dies  wieder 
in  sehr  verschiedener  Weise.  Unzweifelhaft  konnte  der  König  ein- 
zelne Krongüter  in  der  Art  veräußern,  daß  das  volle  Eigentum 
an  denselben  an  den  Erwerber  überging.  Wenn  zwar  die  GpL.  zu 
den  Vergabungen,  welche  gehalten  werden  müssen,  unter  anderen 
diejenigen  rechnet,  „die  der  König  uns  gibt,  oder  wir  ihm",  ^)  so 
mag  dies  noch  nichts  entscheiden,  da  wir  die  Bestimmung  mög- 
licherweise nur  auf  Fahrhabe  zu  beziehen  haben  könnten ;  aber  wenn 
in  demselben  Rechtsbuche  gesagt  wird,  dafS  Land,  „er  heiölaunat  er", 
•oder  „er  drekkulaun  er,  ef  hann  l)iggr  af  konüngi",  als  ööal  gelten 
solle,  -)  wenn  ferner  in  den  FrpL.  gesagt  wird,  daß  Land,  welches 
der  König  rechtmäßig  besessen  und  durch  skeyting  veräußert  habe, 
von  dem  Erwerber  weiter  veräußert  werden  möge,  ohne  eines  vor- 
gängigen Aufbietens  an  Oöalsgenossen  zu  bedürfen,  ^)  oder  wenn  im 
gemeinen  Landrechte  ausgesprochen  wird,  daß  das  Land  als  oöal 
gelte,  „welches  man  vom  Könige  bekommt,  es  sei  denn,  daß  er  es 
unter  andern  Bedingungen  gegeben  habe",  *)  so  liegt  in  allen  diesen 
Sätzen  eben  doch  unzweifelhaft  der  Gedanke  zugrunde,  daß  der 
Köuiig  Liegenschaften  zu  vollem  Rechte  veräußern  könne,  und  wir 
werden  nicht  bezweifeln  können,  daß  zumal  auch  die  vielfachen 
Vergabungen,  welche  von  den  Königen  zu  Gunsten  der  Kirchen 
oder  anderer  frommer  Stiftungen    gemacht  wurden,    in    weitaus  den 


')  GJ)L.   129.  ^)  ebenda,  270.  ^)   1't\)L.  XII,  4. 

■*)  Landsl.,   Land  ab  r.  2. 
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meisten  Fällen  zu  vollem  Eigen  gingen.  Aber  bereits  die  zuletzt 
angeführte  Stelle  zeigt,  was  auch  schon  die  vorhergehenden  andeuten^ 
daß  nicht  alle  Vergabungen  des  Königs  zu  solchem  Rechte  gingen, 
daß  vielmehr  teils  die  Form  der  Veräußerung  und  teils  deren  be- 
stimmender Grund  auf  das  Maß  von  Rechten  von  Einfluß  war,  welche 
auf  den  Empfänger  übergingen;  damit  kommen  wir  aber  auf  die- 
jenigen Liegenschaften  zu  sprechen,  welche  als  veizluj  ar öir,. 
veizlulönd,  veizlur  bezeichnet  werden.  Abgeleitet  von  dem 
Zeitworte  veita,  d.  h.  geben,  leisten,  bezeichnet  das  Wort  veizla  an 
und  für  sich  eine  Gabe  oder  Leistung,  und  es  kann  von  hier  aus 
für  die  verschiedensten  Leistungen  gebraucht  werden,  z.  B.  gleich 
liöveizla  für  die  Hülfeleistung  bei  irgend  welcher  Unternehmung, 
oder  für  die  Haltung  eines  Gastmahles,  insbesondere  auch  für  die 
kraft  Rechtspflicht  dem  Könige  und  seinen  Beamten,  dem  Bischöfe 
usw.  bei  ihren  Rundreisen  zu  stellende  Verpflegung,  welche  letztere 
allenfalls  auch  in  eine  entsprechende  Zahlung  (veizlufe,^)  veizlugjald  -) ) 
umgewandelt  werden  konnte;  ganz  vorzugsweise  gerne  wird  es  aber 
für  Vergabungen  von  Land  gebraucht,  welche  der  König  nicht  zu 
vollem  Eigentume  macht.  Es  ist  nicht  leicht  festzustellen,  welches 
Maß  von  Rechten  der  Erwerber  an  der  veizluj örö  erlangte.  Es  war 
gelegentlich  bereits  zu  erwähnen,  daß  diese  unter  Umständen  dem 
Empfänger  wieder  entzogen  werden  konnte,  ^)  und  es  fehlt  nicht  an 
Belegen  dafür  in  den  Geschichtsquellen,  daß  von  diesem  Rechte  hin 
und  wieder  wirklich  Gebrauch  gemacht  wurde.  Als  z.  B.  K.  Olafr 
kyrri  dem  hochangesehenen  Sküli  Tostason  ein  ganzes  Volkland  mit 
allen  königlichen  Einkünften  aus  demselben  verleihen  wollte,  lehnte 
dieser  die  Gabe  ab,  weil  sie  leicht  rückgängig  gemacht  werden 
könnte,  wenn  ein  Thronwechsel  eintrete ;  dafür  erbittet  er  sich  lieber 
als  Geschenk  einige  Liegenschaften  in  der  Nähe  bestimmter  Kauf- 
städte, und  diese  werden  ihm  denn  auch  sofort  vom  Könige  durch 
skeyting  übertragen.  ^)  In  dem  großen  Prozesse  ferner,  welchen  K. 
Sigurör  Jörsalafari  gegen  Sigurör  Hranason  führte,  berief  sich  letzterer 
darauf,  daß  K.  Magnus  berfoettr  ihm  gegen  gewisse  Abgaben  den 
Finnenhandel  als  len  übertragen  habe  auf  so  lange,  als  er  selbst 
oder   seine  Söhne    in   Norwegen   regieren   würden,    und   wenn   zwar 


^)  Fagrsk.   11/7;  vgl.  FIbk.  I,  461/570.  2)  Ileimskr.   Olafs  s.  hclga, 

74/284;  Flbk.,  ang.  O.  3)  Qj)L    206. 

•*)  Ileimskr.  Haralds  s.  haröraöa,  103/625;  FMS.  VI,  125/431  — 2;  FIbk. 
III,  398—99;  Morkinsk.  122;  vgl.  Fa grsk.  214/145,  wo  aber  die  Darstellung  nicht 
ganz  korrekt  ist. 
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dabei  ein  nutzbares  Recht,  nicht  Hegendes  Gut  Gegenstand  der 
Übertragung  ist,  und  das  Recht  des  Erwerbers  als  Icn,  nicht  als 
veizla  bezeichnet  wird,  so  wird  der  Fall  dennoch  hierher  gezogen 
werden  dürfen,  da  in  der  hier  fraglichen  Bezeichnung  sicherlich  Icn 
und  veizla,  liegendes  Gut  und  nutzbare  Rechte  gleich  behandelt 
wurden ;  ^)  wir  erfahren  aber  gerade  gelegentlich  dieses  Falles,  daß 
es  bestritten  war,  ob  ein  König  überhaupt  derartige  Verfügungen 
auf  länger  hinaus  als  auf  die  Dauer  seiner  eigenen  Lebenszeit  rechts- 
gültig treffen  könne.  So  wird  auch  von  Erlingr  Skjälgsson  gesagt, 
daß  er  unter  dem  heil,  ülafr  seine  Herrschaft  zwar  behauptete,  aber 
doch  weit  weniger  „veizlur  konüngs"  besaß  als  vordem  -)  u.  dergl.  m. 
Dabei  wird  gelegentlich  auch  w^ohl  ausgesprochen,  daß  bereits  wäh- 
rend der  Dauer  des  Besitzrechtes  im  Grunde  das  Eigentum  an  der 
veizla  dem  König  zustehe,  wogegen  der  Besitzer  an  dem  Gute  nur 
ein  Verwaltungsrecht  habe;  so  spricht  z.  B.  K.  Knütr  von  Dänemark 
zu  Blüö-Egill:  „vil  ek  fyrir  öngvan  mun  hafa  lengr  ])ina  l)jönustu,. 
ok  eigi  skaltu  varöveita  mina  eign  hcöan  af,  und  dieser  entgegnet: 
,,|icr  munuö  räöa  veizlum  yörum  viö  mik,  herra",  •')  auch  ist  es  nur 
eine  Konsequenz  derselben  Anschauung,  wenn  eines  unserer  Rechts- 
bücher den  Besitzer  einer  veizlujörö,  welcher  diese  unbefugterweise 
verkauft,  dadurch  an  ihr  zum  Diebe  werden  läßt.^)  Eine  Bclehnung 
also  in  unserem  Sinne  liegt  vor,  und  wenn,  wie  früher  schon  zu  be- 
merken war,  dennoch  zwischen  Icn  und  veizla  geschieden  wird,  so 
kann  sich  dieser  Unterschied  doch  nur  auf  sehr  untergeordnete 
Punkte,  wie  z.  B.  darauf  beziehen,  daß  bei  der  veizla  die  ganze  Be- 
wirtschaftung und  der  gesamte  Ertrag  des  betreffenden  Gutes  dem 
Empfänger  verblieb,  wogegen  beim  len  von  diesem  zumeist  eine  be- 
stimmte Summe  an  den  König  herauszubezahlen  war.  Da  übrigens 
die  sämtlichen  Landherren,  und  wenigstens  in  späterer  Zeit  auch 
die  Sysselmänner,  sowie  auch  die  sämtlichen  angeseheneren  Dienst- 
mannen des  Königs  mit  veizlur  ausgestattet  zu  sein  pflegten,  ja 
gutenteils  geradezu  auf  die  Belehnung  mit  veizlujaröir  eines  be- 
stimmten Jahresertrages  rechtlich  Anspruch  hatten,  so  ist  klar,  daß 
ein  guter  Teil  des  Krongutes  auf  diesem  Wege  des  Königs  Kammer 
entzogen  werden  mußte,  zumal  da  die  Einziehung  der  Lehengüter 
bei    einem    Thronwechsel    oder    selbst    beim   Tode    des  Empfängers 


\)  FMS.    VII,    29  129— 30;     31  135    und    136,    dann    33  139— 40;    Morkinsk. 
177   und   1S2.  -)  II  ei  ms  kr.  Olafs  s.  lielga,   122  350.  ^)  Knytlinga» 

38237.  ^)  GI)L.  264. 
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doch  zumeist  tatsächlich  nicht  Platz  greifen  konnte,  indem  dort  eine 
Bestätigung  seitens  des  neuen  Regenten  und  hier  eine  Verleihung 
an  einen  Erben  des  Verstorbenen  die  Regel  bildete.  Alles  in  allem 
genommen  mochte  übrigens  der  Entgang,  welchen  das  Krongut 
durch  derartige  Verleihungen  und  V^ergabungen  erlitt,  durch  den 
neuen  Zugang  mehr  als  aufgewogen  werden,  welcher  ihm  aus  Kon- 
üskationen  u.  dergl.  zufloß. 

2.  An  zweiter  Stelle  kommen  sodann  die  Abgaben  in  Betracht, 
welche  von  den  Untertanen  als  solchen  zu  entrichten  waren.  Über 
ihre  Geschichte  ist  es  nicht  ganz  leicht  ins  Reine  zu  kommen.  Die 
Fagrskinna  spricht  von  einer  Kopfsteuer,  welche  K.  Haraldr  härfagri 
auf  das  ganze  Land  gelegt  habe  (nefgildisskat  tar)  ^),  nachdem 
sie  vorher  schon  angegeben  hatte,  daß  derselbe  allerwärts  im  Lande, 
„hit  efra  sem  hit  ytra",  habe  Steuern  zahlen  lassen ;  diese  Kopfsteuer 
aber  habe  K.  Häkon  gööi,  soweit  die  Seeküste  reichte  (hit  ytra  meö 
sjö),  mit  der  von  ihm  neu  eingeführten  Heereslast  vertauscht.  Die 
Angabe  steht  vereinzelt,  was  den  hier  maßgebenden  Punkt  betrißt, 
denn  die  Heimskringla,  welche  von  der  Einführung  der  Heereslast 
ebenfalls  Meldung  tut,  spricht  mit  keiner  Silbe  davon,  daß  sie  an 
die  Stelle  einer  Kopfsteuer  getreten  sei,  -)  und  alle  Stellen,  welche 
die  von  K.  Haraldr  auferlegten  Lasten  besprechen,  reden  lediglich 
von  einer  Belastung  des  Grundbesitzes,  nicht  aber  von  irgend  welcher 
Kopfsteuer.  Dazu  kommt,  daß  manche  Spuren,  wie  dies  oben  be- 
reits dargetan  wurde,  darauf  hinzuweisen  scheinen,  daß  die  Ordnung 
der  norwegischen  Seewehr  auch  in  Schweden  und  in  Dänemark 
bekannt,  und  somit  doch  wohl  eine  dem  ganzen  Norden  gemeinsame 
Einrichtung  war,  die  nicht  erst  von  K.  Häkon  eingeführt  worden  sein 
konnte,  während  andererseits  andere  Anhaltspunkte  darauf  hinzu- 
deuten scheinen,  daß  auch  Kopfsteuern  schon  lange  vor  K.  Haraldr 
im  Norden  erhoben  worden  waren.  Snorri  läßt  bereits  unter  den 
■ersten  Einrichtungen,  die  K.  Oöinn  in  Schweden  traf,  die  Einführung 
■einer  Kopfsteuer,  „skattpenning  fyrir  nef  hvert",  figurieren,  gegen 
deren  Bezug  der  König  den  Opferdienst  und  den  Schutz  des  Reiches 
gegen  äußere  Feinde  übernehmen  sollte,  ^)  und  auf  Island  mußten 
von  Anfang  an  die  Dingleute  eines  jeden  Goden  zu  dessen  Tempel 
einen  Tempelzoll  (hoftollr)  bezahlen,  ^)  der  doch  sicherlich  auch  nur 


^)  Fagrsk.  32/20;  vgl.   13/9  und   12/7—8.  ^)  Heimskr.  Hükonar  s. 

güöa,  21/98.  ^)  Ynglinga  s.,  8/9. 

*)  Eyrbyggja,    4/6  und    lo;'i2;    Kigla,    88/225;    J)  o  r  s  k  f  i  r  ^  i  n  ga  s.,    755; 
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in  einer  Kopfsteuer  bestanden  haben  kann,  und  aus  Norwegen  nach 
Island  herübergekommen  sein  muß.     Aller  Wahrscheinlichkeit    nach 
ist  hiernach  die  Einführung  der  Kopfsteuer  dem  K.  Haraldr,  und  die 
Einführung    der   Heereslast    dem    K.  Hakon   irrtümlicherweise    zuge- 
schrieben worden,    indem    man    in    einer   so    vielfach    nachweisbaren 
Weise  die  Entstehung  von  alters  her  überkommener  Einrichtungen  an 
geschichtlich  hervorragende  Namen  anknüpfte,    nachdem  man  deren 
wirkliche  Entstehung  nicht  mehr  kannte ;    indessen   hebt   die  sagen- 
hafte Natur  des  Berichtes  über    die  Entstehung   beider  Lasten    doch 
die  Glaubwürdigkeit  der  Angabe  nicht  auf,  daß  wenigstens  seit  der 
Mitte  des  lO.  Jahrhunderts,  wenn  nicht  schon  von  viel  früheren  Zeiten 
her,    die    öffentlichen  Lasten   in    den  Küstenlanden    ganz   anders  ge- 
ordnet w^aren  als  im  Oberlande.    In  den  Küstenlanden  lag  die  Heeres- 
last (leiöangr)    auf  dem  Volke,    über   deren   zwiefachen  Charakter 
als    persönliche    Dienstpflicht    und    als    Steuerlast    früher    schon    das 
nötige   bemerkt   wurde;    insbesondere    ist   auch   darüber   bereits    ge- 
handelt worden,    daß    dieselbe    von  Anfang    an  in  dieser  ihrer  zwie- 
fachen   Richtung    lediglich    nach    dem    manntal,    d.  h.    der    Kopfzahl 
aufgelegt   wurde,    also    auch    insoweit,    als    sie    den    Charakter    einer 
Steuer  trug,  nur  als  eine  Kopfsteuer  bezeichnet  werden  konnte.  Auch 
davon  ist  bereits   die  Rede    gewesen,    daß   allmählich   der  Gebrauch 
aufkam,    den  leiöangr  auch  dann  zu  fordern,    wenn    weder    ein    aus- 
ländischer Feind  im  Lande  stand,    noch    auch    ein  Kriegszug   in  die 
Fremde  vom  Volke  beschlossen  worden   war,    und   daß    der   in    das 
gemeine  Landrecht  eingestellte  Satz,  vermöge  dessen  der  König  „im 
Frieden"  den  halben  almenning  aufbieten  konnte,  einem  Kompromiß 
seine  Entstehung  zu  verdanken  scheint,    vermöge    dessen  der  König 
auf  den  von  ihm    bisher    erhobenen  Anspruch,    das    ganze  Aufgebot 
fordern  zu  können,    zur  Hälfte   verzichtete,    wogegen    ihm   das  Volk 
den  bisher  ganz  bestrittenen  Anspruch  zur  Hälfte    zugestand.     Aber 
selbstverständlich    konnte    sich    dieses  Aufgebot   im  Frieden  nur  auf 
den  Teil  der  Heereslast  beziehen,   der  als  Steuer  zu  betrachten  war, 
während  dessen  andere  Hälfte,  die  persönliche  Dienstleistung  nämlich, 
für  solchen  Fall  als  gegenstandslos  wegfiel;  ich  finde  wenigstens  nirgends 
eine  Spur  davon,  daß  man  für  diese  letztere  irgend  welche  Ablösung 
seitens  des  Königtumes  beansprucht  hätte,  und  die  bereits  besprochene 
Unterscheidung  eines  ütfararleiöangr  von  einem  boröleiöangr  scheint 


V'äpnfirÖinga  s.,    lo;   Kristni  s.,   2/6;  Landnäma,   I,   21  64;  IV,  7/259  und  An- 
hang II,  334;  ältere  I)öröar  s.  hrec^u,   i  94  und   Flbk.  I,  249. 
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vollends  eine  solche  Annahme  auszuschließen.  Auf  das  Oberland 
fand  dagegen  die  ganze  Heeresordnung  und  somit  auch  die  als 
leiöangr  bezeichnete  Last  keine  Anwendung;  hier  sollte  man  dem- 
nach erwarten,  die  alte  Kopfsteuer  unverändert  in  Geltung  zu  finden, 
und  in  der  Tat  hat  man  dieselbe  nicht  mit  Unrecht  in  einer  Abgabe 
wiederfinden  wollen,  welche  unter  der  Bezeichnung  viseyrir  oder 
visaeyrir,  d.  h.  gewisses  Geld,  vorkommt.^)  Der  Ausdruck  ist 
allerdings  mehrdeutig.  In  den  Beschlüssen  des  Tünsberger  Herren- 
tages von  1273,  in  welchen  derselbe  zum  ersten  Male  vorkommt^ 
scheint  derselbe  alle  und  jede  ständigen  Einkünfte  des  Königtumes 
zu  umfassen,  für  deren  Erhebung  und  Ablieferung  der  Sysselmann 
zu  sorgen  hatte ;  -)  da  die  Beschlüsse  sich  ebensogut  auf  Vikin  be- 
ziehen wie  auf  die  Hochlande,  und  demgemäß  weiterhin  in  denselben 
auch  des  leiöangr  ausdrücklich  Erwähnung  geschieht,  wird  kaum  be- 
zweifelt werden  können,  daß  auch  dieser  unter  der  Bezeichnung  mit 
inbegriffen  zu  denken  ist.  Noch  deutlicher  ist  dies  der  Fall  in  einer 
Verordnung  vom  15.  Mai  131 1,  welche  den  Beamten,  welche  in  ihrem 
Bezirke  des  Königs  viseyrir  zu  erheben  haben,  anweist,  den  leiöangr 
unnachsichtlich  von  den  Dienstmannen  des  Königs  und  der  Bischöfe 
einzuheben,  soweit  nicht  die  ihnen  erteilten  Privilegien  sie  von  dessen 
Entrichtung  befreien,  ^)  dann  in  einer  Verordnung  vom  i.  November 
131 1,  in  welcher  der  König  von  den  Zahlmitteln  spricht,  welche  von 
Alters  her  gingen,  „i  sakareyri,  skuldir  ok  allan  annan  varn  viseyri".^) 
In  gleicher  Weise  ist  das  Wort  in  einer  Verordnung  vom  27.  Sep- 
tember 13 15  zu  nehmen,  in  welcher  unter  Bezugnahme  auf  den 
Bericht  eines  Beamten,  welcher  den  viseyrir  in  Hälogaland  einzu- 
ziehen hatte,  eine  Erleichterung  in  Bezug  auf  die  Herstellung  von 
Heerschifit'en  in  jener  Provinz  verwilligt  wird.  ^)  Aber  andererseits 
sehen  wir  doch  auch  bereits  in  einer  undatierten,  aber  wahrschein- 
lich am  29.  Mai  1303  erlassenen  Verordnung  viseyrir  und  leiöangr 
nebeneinander  genannt,  ^)  und  das  Gleiche  wiederholt  sich  in  einer 
Verordnung  vom  16.  Februar  1348,')  sowie  in  einer  Urkunde  vom 
25.  September  1335  ;  ^)  wenn  ferner  eine  Urkunde  vom  16.  Januar  1394 
den  Bauern  in  den  südlichen  Guöbrandsdalir  die  Zahlung  des  viseyrir 
einschärft,  ^)  oder  eine  solche  vom  24.  Januar  1483  von  einer  „wiis- 


^)  Keyser,  Kirchengeschichte,  I,  212  und  Rechtsgeschichte,  97 — 98;  Munch, 
IV,    1/511   und   536;  Asche  houg,  68.  '^)  HirÖskra,  §  36,  S.  429. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  29/90 — I.  *)  ebenda,  30/92. 

'^)  ebenda,  42/112.  «)  ebenda,  55/137.  ~)  ebenda,  84/171 — 2. 

^)  Diplom,  norveg.  II,  214/179— 80.  ^)  ebenda,  539/41 1. 
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oeyrixstempne"  in  demselben  Tale  spricht,  ^)  oder  wenn  von  einer  Be- 
rechnung des  viseyrir  auf  Island   in   den  Jahren   1331   und   1335    ge- 
sprochen wird,  -)  so  kann  auch  in  diesen  Fällen  an  den  leiöangr  nicht 
gedacht  werden,  da  dieser  wxder  auf  Island  noch  in  den  Upplönd  herge- 
bracht war.     Es  scheint  hiernach  in  der  Tat,  als  ob  der  Ausdruck  in 
einem  engeren  Sinne  nur  für  den  Teil  des  viseyrir  im  weiteren  Sinne 
gebraucht  worden  sei,  welcher  nicht  unter  den  Begriff  des  leiöangr  fiel, 
und    für  welchen  somit   ein  spezieller   technischer  Name  fehlte,    wie 
denn    auch  der  Ausdruck   skattr    in    derselben  Bedeutung    gebraucht 
worden  zu  sein  scheint.     Wie   nun    aber   der   viseyrir  im  Oberlande 
aufgelegt  wurde,    ist  eine  Frage,    die    unsere  Quellen    unbeantwortet 
lassen.     Da  von  den  Rechtsbüchern  von  Vikin   sowohl    als  von  den 
Upplönd    nur    die    vom    Christenrechte    handelnden   Abschnitte    er- 
halten sind,   wissen  wir  nicht,    ob  dieselben    einen  dem  Utfararbälkr 
der  beiden    anderen  Provinzialrechte    entsprechenden  Abschnitt   ent- 
hielten, und  wie  dieser  aussah;  das  gemeine  Landrecht  aber  enthält, 
obwohl    es  für  das  ganze  Reich  bestimmt    ist,    doch  nur    einen    ein- 
heitlich gestalteten  Utfararbälkr,  und  wenn  dieser   zwar  in  der  Jöns- 
bök  durch    einen  „Um  jiegnskyldu  viö  konüng    ok    skattgjald"  über- 
schriebenen  Abschnitt  ersetzt  ist,    so    erscheint  dieser  doch   allzu  in- 
dividuell auf  Island    berechnet,    als    daß    man  in  ihm  ein  Abbild  der 
einschlägigen  für  Vikin  oder  die  Hochlande  bestimmten  Vorschriften 
zu  suchen  berechtigt  wäre.     Da  andererseits  der  Landvarnarbälkr  des 
gemeinen  Landrechtes   ausdrücklich  bestimmt,  ^)   daß  der  König  da, 
wo    der  leiöangr    geleistet  werde,    keine  allgemeinen  Steuern  (toUar) 
auflegen  solle,  keine  Gaben  noch  Verpflegungsgelder  (veizlur),  noch 
Pferdefutter,    noch  Holzhieb,    außer  der  Stellung  von  Vorspann   und 
anderen  im  Gesetzbuche  selbst  vorgesehenen  Lasten,  so  ist  klar,  daß 
die  Heereslast  nach  wie  vor  nicht  allen  Landesteilen  oblag,  und  daß 
die  von    ihr  verschonten  Bezirke  dafür    mit   anderen  Leistungen  be- 
schwert waren.     Aus  dem  Namen  viseyrir,  aus  der  Zusammenstellung 
desselben  mit  dem  leiöangr,    sowie   aus  der  den  syslumenn  erteilten 
W^eisung,  bei  ihrem  Amtsantritte  dessen  Betrag  festzustellen  und  an- 
zuzeigen, läßt  sich  nur  entnehmen,  daß  es  sich  dabei  gleichfalls  um 
eine  ständige  Abgabe    handelte;    dagegen  finde    ich  keinen  Anhalts- 
punkt für  die  von  Keyscr  aufgestellte  Vermutung,  daß  sich  leiöangr 
und  viseyrir  in   Bezug  auf  die  Art  ihrer  Erhebung  wesentlich  unter- 


')  Diplom,  norveg.,  V,  921/663.  ')  fslenzkir  Annälar,  li.  a. 

^)  Landsl.,  Landvb.   i. 
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schieden  haben  sollten.  Der  genannte  Verfasser  meint,  der  leiöangr 
sei  zwar  für  jede  einzelne  Schißsreede  eine  feststehende  Größe  ge- 
wesen, da  sich  seine  Größe  nach  dem  zu  stellenden  Schiffe  richtete, 
aber  innerhalb  dieses  Bezirkes  nach  der  Kopfzahl  ausgeschlagen 
worden,  so  daß  also  der  von  jedem  einzelnen  Hausvater  zu  entrich- 
tende Betrag  nicht  nur  von  der  wechselnden  Zahl  der  Haushaltungen, 
sondern  auch  von  der  noch  viel  mehr  wechselnden  Zahl  der  in  jedem 
einzelnen  Haushalte  vorhandenen  Köpfe  abhängig  gewesen  sei,  wo- 
gegen der  viseyrir  von  vornherein  in  einem  ein  für  allemal  be- 
stimmten Betrage  auf  die  einzelnen  Haushaltungen  gelegt  worden 
sei,  jedoch  so,  daß  die  vollen  Bauern  doppelt  soviel  als  die  halben 
zu  entrichten  hatten,  so  daß  also  von  dem  Wechsel  in  der  Zahl  der 
Haushaltungen  der  Betrag  der  Gesamtleistung  des  betreffenden  Be- 
zirkes abhängig  war,  dagegen  nicht  der  Betrag  der  Zahlung  des  ein- 
zelnen Hausvaters.  In  den  Quellen  finde  ich  nichts  dergleichen  an- 
gedeutet, und  selbst  den  Gegensatz  zwischen  vollen  und  halben  Bauern 
nicht  erwähnt,  vielmehr  nur  gelegentlich  den  vollen  Bauern  dem  ein- 
virki  entgegengesetzt;^)  ich  muß  darum  dahingestellt  lassen,  ob  nicht 
auch  der  viseyrir  wie  der  leiöangr  lediglich  nach  der  Kopfzahl  auf- 
gelegt war.  Jedenfalls  wird  aber  angenommen  werden  dürfen,  daß 
bei  beiden  Arten  von  Abgaben  zwischen  Grundeigentümern  und 
Pächtern  nicht  unterschieden  und  auf  das  Maß  des  Grundbesitzes 
und  sonstigen  Vermögens  ebensowenig  Gewicht  gelegt  werde ;  letz- 
teres freiUch  ein  Satz,  der  im  Verlaufe  der  Zeit  aufgegeben  wurde. 
Im  gemeinen  Landrechte  wird  in  Bezug  auf  den  leiöangr  ausgesprochen, 
daß  die  Last  „at  jaröarhöfn  ok  at  fjärmegni"  gleichheitlich  zu  ver- 
teilen sei,  -)  und  ist  dieselbe  damit  aus  einer  Kopfsteuer  zu  einer 
Vermögenssteuer  gemacht;  mag  sein,  daß  im  Zeugenverhör,  durch 
welches  der  Erzbischof  von  Niöarös  die  Freiheit  der  geistlichen  Be- 
sitzungen von  allen  und  jeden  weltlichen  Lasten  im  Jahre  1280  fest- 
zustellen suchte,  ^)  gerade  durch  diese  Umwandlung  im  Charakter  der 
Heereslast  veranlaßt  war;  gewiß  ist  aber  jedenfalls,  daß  die  Neuerung 
durchdrang,  und  bleibt  nur  das  wieder  ungewiß,  wieweit  sich  die- 
selbe auf  den  leiöangr  beschränkte  oder  aber  zugleich  auch  auf  den 
viseyrir  erstreckte.  In  den  Städten  wurde  übrigens  nach  dem  ge- 
meinen Stadtrechte  die  Heereslast  ziemlich  in  derselben  Weise  getragen 
wie  auf  dem  Lande ;  *)  daneben  kam  hier  aber  auch  noch  ein  Stadt- 


1)  BI)L.  I,   12;  II,  20.  2)  Lands  1.,  Land  vb.  6  und   7.  »)  Diplom, 

norveg.  III,   i6/i6— 18.  ■^)  BjarkR.,  Landvb.  6  und   7. 
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geld  (boej  argj  ald)  zu  entrichten,  zu  dessen  Bezahlung  nur  die  Ge- 
werbsleute und  dem  halben  Betrage  nach  sogar  deren  Lehrlinge  ver- 
pflichtet waren.  ^)  Daß  dasselbe  an  den  König  fiel,  wird  nicht  aus- 
drücklich gesagt,  läßt  sich  indessen  daraus  entnehmen,  daß  an  diesen 
die  Buße  zu  zahlen  war,  welche  wegen  dessen  Nichtentrichtung  zu 
erlegen  war;  dem  älteren  Stadtrechte  ist  das  Stadtgeld  bereits  be- 
kannt, und  zwar  als  eine  mit  Rücksicht  auf  die  Vermögensverhältnisse 
der  einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  bemessende  Last,-)  über  den 
Empfangsberechtigten  ist  aber  auch  aus  ihm  nichts  zu  entnehmen.. 
—  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  weitere  Abgaben  als  die  nach 
dem  bisherigen  gesetzlich  hergebrachten,  vom  Könige  nicht  gefordert 
werden  durften,  soferne  solche  nicht  im  einzelnen  Falle  gutwillig 
übernommen  werden  sollten;  daß  aber  dennoch  tatsächlich  öfters  der 
Versuch  gemacht  wurde,  solche  zu  erheben,  läßt  sich  leicht  beweisen. 
K.  Häraldr  härfagri  verlangte  einmal  von  Asgrimr  Ulfsson  in  I)ela- 
mörk  Schätzung,  die  dieser  verweigerte,  da  er  nie  eine  solche  gegeben 
hatte,  und  nur  etwa  Geschenke  dem  Könige  senden  wollte ;  auf  eine 
wiederholte  Anforderung  hin  versammelte  der  Mann  seine  Bauern 
zum  Ding,  und  auch  hier  kommt  es  zu  einer  Ablehnung  des  An- 
sinnens, welche  freilich  dem  Asgrimr  selber  das  Leben  kostet.  '^)  In 
diesem  Falle  mag  nun  freilich  dahinstehen,  wieweit  nicht  etwa  bloß 
jene  Kopfsteuer  in  Frage  war,  die  K.  Haraldr,  sei  es  nun  neu  auf- 
gelegt oder  auch  bereits  von  den  früheren  Kleinkönigen  übernommen 
hatte;  um  so  gewisser  ist  aber,  daß  später  eine  Reihe  von  Abgaben 
erhoben  zu  werden  pflegte,  deren  Einführung  man  dem  dänischen 
Könige  Sveinn  Alfifuson  zuschrieb,  *)  und  deren  Abschaffung  dann 
bald  teils  dem  K.  Magnus  goöi  und  Häkon  l)örisföstri,  ^)  bald  dem 
letzteren  allein,  •^)  bald  dem  K.  Sigurör  Jörsalafari  und  seinen  Brüdern 
zugeschrieben  \\ird. ')  Eine  oben  bereits  angeführte  Stelle  des  ge- 
meinen Landrechtes  zeigt  überdies,  daß  auch  unter  den  Königen  ein- 
heimischer   Abkunft    ähnliche    Versuche    hin    und    wieder    gemacht 


»)  BjarkR.,  Landvb.  8.  ^)  BjarkR.  III,    136. 

^)  Landnüma,  V,  6/292 — 3  (Ilauksbük). 


*)  Legendarische  Olafs  s.  helga,  77/60 — 61;  Heims  kr,  253503 — 4; 
Geschichtliche  Sage,  239/226 — 7;  FMS,  V,  223/101 — 2;  Flbk.  II,  369 — 70; 
Agrip,  24/398—99;  vgl.  Fagrsk.   iii  91.  *)  G|)L.   148. 

**)  Agrip,  39/410;  Morkinsk,  130;  lleimskr.  Magnüss  s.  berfcetts, 
1/636;  FMS.  VII,  11;  vgl.  Fagrsk.  222  151  ;  Theodoricus,  cap.  30, 

')  Legend  arische  Olafs  s.  helga,  77/61 ;  Agrip  ,  24/399  und  45/415 — 16  ; 
Morkinsk.  156;  Heim  skr.  SigurÖar  s.  Jij  r  s  a  I  a  f  ar  a  ,  19/674;  FMS.  VII,  18/ 
102;   FrJ)L.   XVI,    I. 
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worden  sein  müssen,  da  außerdem  doch  wohl  schwerlich  Veranlassung 
gewesen  wäre,  ein  Verbot  von  solchen  in  jenes  Gesetzbuch  einzu- 
rücken. Teils  aus  diesem  letzteren  Verbote,  teils  aus  den  Berichten 
über  die  angebliche  Gesetzgebung  aus  der  Dänenzeit,  teils  endlich 
auch  aus  einigen  zerstreuten  sonstigen  Angaben  läßt  sich  entnehmen, 
welcher  Art  diese  nicht  zu  Recht  bestehenden  Abgaben  waren.  Es 
handelte  sich  einmal  um  gewisse  auf  Weihnachten  zu  gebende  Reich- 
nisse (j  ölagj  afir),  nämhch  dem  reykmaelir,  d.  h.  Rauchmetzen, 
dem  vinjartoddi,  d.  h.  Weidestück,  und  dem  smj  örsp  ann,  d.  h. 
Butterkorb,  also  einem  gewissen  Betrage  von  Malz,  Fleisch  und  Butter, 
welchen  jeder  mit  eigenem  Rauch  angesessene  Bauer  alljährlich  zu 
entrichten  hatte,  sowie  dem  rygjartö,  d.  h.  der  Weiberflocke,  näm- 
lich einem  gewissen  Betrage  an  ungesponnenem  Lein,  welchen  jede 
Hausfrau  gleichzeitig  liefern  mußte.  Weiterhin  handelte  es  sich,  wenn 
ich  von  den  später  noch  zu  besprechenden,  die  Schiftahrt  und  den 
Handelsverkehr  belastenden  Abgaben  vorläufig  absehe,  um  gewisse 
auf  die  Fischerei  gelegte  Abgaben.  Schon  K.  Haraldr  härfagri  soll 
solche  erhoben  haben;-")  in  der  Alfifuöld  soll  es  neuerdings  dahin 
gekommen  sein,  daß  die  Fischer  die  See  pachten  mußten,  und  zwar 
soll  von  jedem,  der  auf  den  Fischfang  ausfuhr,  eine  Landabgabe 
(landvaröa)  von  fünf  Fischen  gefordert  worden  sein;  doch  wurde 
die  letztere  Abgabe  in  Bezug  auf  die  großen  Fischereien  auf  den 
Lofoten  auch  später  noch  beibehalten,  ^)  und  konnten  darum  „konüngs 
skreiö"  und  „landvöröur"  auch  noch  in  dem  Tünsberger  Zehntgesetz 
von  1277  als  geltende  Lasten  behandelt  werden.^)  Auch  die  Ver- 
pflichtung, dem  Könige  alle  Baulichkeiten  herzustellen,  deren 
er  auf  seinen  Gütern  bedurfte,  wird  zu  den  später  abgeschafften  Lasten 
aus  der  Dänenzeit  gerechnet;  das  gemeine  Landrecht  aber  weiß  noch 
von  Verpflegung,  Pferdefutter  und  Holzhieb,  und  unter  dem  Namen 
hestahlaup  kommt  in  Vikin,  *)  unter  dem  Namen  hestaföör  in 
Jamtaland  ^)  eine  entsprechende  Leistung  wirklich  noch  in  weit 
späterer  Zeit  vor.     Übrigens  mochten   solche  mißbräuchliche  Lasten 


^)  Eigla,  4/6.  "")  Fr{)L.  XVI,  2. 

^)  So  in  dem  in   die  norwegische  Übersetzung    des  Tünsberger  Vergleiches    ein- 
gerückten Texte,  Norges  gamle  Love,   II,  475;    in  der  HirÖskrä,  §    19,  S.  355I 
nennen  nur  einzelne  Hss.  beide  Lasten. 

*)  Norges  gamle  Love,    III,    21/69 — 7°    (a.    1307);    Diplom,    norveg.    I,: 
-696/499—500  (a.    1424).  ! 

^')  Norges  gamle  Love,  III,  80/168,  oder  D  i  p  I.  n  o  r  v.,  V,  192/149  (a.  1347) 
und  Diplom,  suec,  V,  4140/635. 
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nicht  immer  vom  Könige  selbst,  sondern  häufiger  noch  von  dessen  Be- 
amten eingeführt  worden  sein,  und  noch  die  Verordnung  des  K.  Häkon 
Magnüsson  vom  17.  Juni  1308  erwähnt  darum  unter  Bezugnahme 
auf  das  gemeine  Landrecht  der  Abschaffung  der  „skyldargjafir  ok 
älögur  syslumanna";  ^)  dem  Könige  war  andererseits  auch  das  Mittel 
geboten,  für  außerordentliche  Notfälle  durch  Inanspruchnahme  des 
guten  Willens  seiner  Untertanen  eine  außerordentliche  Verwilligung 
sich  zu  verschaffen.  Die  Worte  des  gemeinen  Landrechtes,  welche 
einen  solchen  Schritt  ihm  vorbehalten,  ^)  scheinen  zunächst  die  Er- 
hebung von  mehr  als  dem  halben  almenningr  in  Friedenszeit  ins  Auge 
zu  fassen  und  lassen  überdies  unklar,  was  unter  der  „goöra  manna 
samjiykt"  zu  verstehen  sei,  an  deren  Vorhandensein  dieselben  den  König 
binden ;  die  Häkonar  s.  zeigt,  '^)  daß  bei  der  Königswahl  des  Häkon 
gamli  im  Jahre  12 17  an  einer  Dingstätte  von  Vikin  nach  der  anderen 
mit  den  Bauern  verhandelt  und  von  ihnen  die  Leistung  des  vollen 
almenningr  und  noch  weiterer  Gaben  erlangt  wurde.  Aber  ich 
möchte  nicht,  mit  Aschehoug,  *)  hieraus  schließen,  daß  der  König 
überhaupt  in  Steuerfragen  sich  nur  an  die  einzelnen  Gau-  und  Volk- 
landsdinge wenden,  und  selbst  wenn  er  von  diesen  einen  günstigen 
Bescheid  erhalten  hatte,  nur  von  denjenigen  Bauern  eine  Steuer  er- 
heben durfte,  welche  dem  Beschlüsse  beigestimmt  hatten ;  mir  scheint 
vielmehr  gar  keinem  Zweifel  zu  unterliegen,  daß  die  Verwilligung 
von  Steuern  als  Bestandteil  des  Gesetzgebungsrechtes  der  lögl^ing  zu 
betrachten  war,  und  die  vageren  Ausdrücke  des  Landrechtes  möchte 
ich  somit  nicht  auf  einen  Zweifel  an  der  Kompetenz  des  lögjiing, 
sondern  vielmehr  darauf  zurückführen,  daß  man  in  der  betreffenden 
Zeit  bereits  angefangen  hatte,  vielfach  mit  den  Beschlüssen  eines 
Herrentages  sich  zu  begnügen,  wo  streng  genommen  der  Beschluß 
der  sämtlichen  lögl)ing  nötig  gewesen  wäre.  Ich  erinnere  übrigens 
schließlich  noch  daran,  daß  selbst  die  Kirche,  obwohl  sie  Steuerfrei- 
heit für  sich  und  ihre  Angehörigen  im  vollsten  Maße  beanspruchte, 
doch  die  Verpflichtung,  in  Notfällen  auch  ihrerseits  zu  Reichszwecken 
eine  Beisteuer  zu  geben,  prinzipiell  anerkannte. 

3.  Wiederum  dienten  die  Zölle  dem  Könige  als  eine  reiche 
Einnahmequelle;  nur  hat  freilich  deren  Geschichte  an  einiger  Unklar- 
heit zu  leiden.  Wiederholt  schon  war  von  den  landaurar  die  Rede, 
welche  K.  Haraldr  härfagri  einführte,  und  durch  welche  er  nach  Ari 


^)  Norges  gamle  Love,  III,  25/75.  -)  Landsl.,  Landvb.   i. 

•■')  Hakonar  s.  garala,  28/269;   FIbk.   III,   24.         "*)  A  sc  h  e  h  o  ug  ,  69—70. 
Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  22 
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frööi^)  der  Auswanderung  aus  Norwegen  Schranken  zu  setzen  ver- 
suchte, nachdem  deren  gänzUches  Verbot  sich  undurchführbar  gezeigt 
hatte ;  aber  gerade  bezügUcli  ihrer  erhebt  sicli  sofort  eine  gewaltige 
Schwierigkeit.  Das  Motiv,  welchem  die  landaurar  ihre  Entstehung 
verdankten,  mußte  ihnen  den  Charakter  einer  Belastung  der  von  Nor- 
wegen Abfahrenden  verleihen,  und  so  sagt  denn  auch  Ari,  „daß  jeder 
Mann,  der  nicht  davon  befreit  worden  sei,  dem  Könige  fünf  aurar 
zahlen  sollte,  wenn  er  von  dort  (d.  h.  von  Norwegen  aus)  hierher 
(d.  h.  nach  Island)  fahre''.  Wenn  ferner  derselbe  Gewährsmann  so- 
fort beifügt,  daß  die  so  entstandenen  landaurar  nur  in  wechselndem 
Betrage  bezahlt  worden  seien,  bis  der  heil.  Olafr  sie  auf  eine  halbe 
Mark  gesetzt  habe,  die  jedermann  bezahlen  mußte,  „der  zwischen 
Norwegen  und  Island  fahren  würde,"  mit  Ausnahme  der  Weiber  und 
der  von  ihm  von  der  Last  befreiten  Männer,  so  ist  hierdurch  die  Last 
zwar  auch  auf  diejenigen  ausgedehnt,  welche  von  Island  aus  nach 
Norwegen  fuhren,  aber  doch  darum  denjenigen  nicht  abgenommen, 
welche  umgekehrt  von  Norwegen  aus  nach  Island  segelten.  Nicht  mehr 
sagt  im  Grunde  auch  das  bekannte  Weistum  über  die  Rechte  der 
Iskinder  in  Norwegen ;  '^)  wenn  dasselbe  nämlich  zwar  nur  die  land- 
aurar bespricht,  welche  die  Isländer  nach  des  heil.  Olafr  Satzungen 
in  Norwegen  oder  dessen  Nebenlanden  zu  entrichten  hatten,  so  ist 
dies  doch  nur  eine  Folge  des  Umstandes,  daß  eben  nur  deren  Stel- 
lung behandelt  werden  sollte,  und  darf  hieraus  schlechterdings  nichts 
gefolgert  werden  in  Bezug  auf  diejenigen,  die  umgekehrt  aus  Nor- 
wegen nach  Island  fuhren.  Aber  in  den  Berichten  über  die  während 
der  Alfifuöld  eingeführten  neuen  Lasten  wird  auch  die  Bezahlung  der 
landaurar  durch  alle  diejenigen  erwähnt,  welche  von  Norwegen  ab- 
fahren, gleichviel  ob  dieselben  Inländer  oder  Ausländer  seien,  und 
wenn  zwar  diese  Berichte  insoweit  auseinandergehen,  als  einige  von 
ihnen  nur  die  Reise  nach  Island,  andere  jede  Fahrt  nach  dem  Aus- 
lande belastet  sein  lassen,  so  sind  sie  doch  alle  darin  einig,  daß  sie 
die  Belastung  der  Norwegen  verlassenden  Inländer  als  eine  Neuerung 
bezeichnen.  Indessen  ist  ja  bekannt,  wie  wenig  verlässig  jenes  Ver- 
zeichnis der  Lasten  aus  der  Dänenzeit  ist,  und  wie  in  demselben 
mehrfach  dieser  letzteren  weit  ältere  Einrichtungen  aufgebürdet  wurden; 
beachtenswert  mag  überdies  erscheinen,  daß  zwar  die  Agrip  die  Besei- 
tigung der  landaurar  ausdrücklich  dem  K.  Häkon  pörisföstri  zuschreiben, 
aber  unsere  Rechtsbücher,    und  zwar  für  [)rändheimr  sowohl  als  für 


^)  fslendingabök,   1/4—5.  ")  Kgsbk.   248/195  und    196. 
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das  Gulajoing,  nur  den  Satz  enthalten:  „landaura  skal  engl  maör 
gjalda  l^eirra,  er  i  ütgeröum  eru/'  ^)  also  nur  denjenigen  die  Last  er- 
lassen wissen  wollte,  welche  an  der  Heereslast  beteiligt  sind.  Mag  sein, 
daß  der  Mißbrauch,  der  unter  der  Fremdherrschaft  eingerissen  war, 
nur  darin  bestanden  hatte,  daß  man  die  Abgabe  in  weiterem  Um- 
fange erheben  wollte,  als  in  welchem  sie  hergebracht  war;  mag  sein 
auch,  daß  es  nur  eine  spätere  Erleichterung  war,  wenn  man  den- 
jenigen die  landaurar  erließ,  welche  die  Heereslast  getreulich  trugen. 
Wie  dem  auch  sei,  gewiß  ist,  daß  die  ersteren  prinzipiell  von  dem  Ein- 
heimischen, der  aus  Norwegen  ausfuhr,  ebensogut  erhoben  wurden,  wie 
von  dem  Fremden,  der  nach  Norwegen  kam,  und  daß  auch  die  Beschrän- 
kung auf  den  Verkehr  mit  Island,  welche  anfänglich  allerdings  bestanden 
zu  haben  scheint,  sich  auf  die  Dauer  nicht  erhielt;  gewiß  ist  ferner, 
daß  Island  gegenüber  die  Last  erst  beseitigt  wurde,  als  sich  die 
Insel  der  norwegischen  Krone  unterwarf.  Seit  dem  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  begann  übrigens  die  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die 
Zölle  sich  zu  ändern,  w^ährend  für  diese  zugleich  die  neue  Bezeich- 
nung als  tollar  aufkam.  Die  alten  landaurar  waren  als  ein  Kopf- 
geld erhoben  worden,  so  daß  also  lediglich  auf  die  Stärke  der  Be- 
mannung des  einzelnen  Schiffes  gesehen  wurde;  jetzt  begann  man 
dagegen  den  Schwerpunkt  auf  Schift"  und  Ladung  zu  legen,  und 
somit  wie  beim  leiöangr  und  viseyrir  von  dem  System  der  Personal- 
besteuerung zu  dem  der  Vermögensbesteuerung  überzugehen.  Für 
die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Waren  sowohl  als  für  den  Betrieb  der 
Fischerei  in  den  norwegischen  Gewässern  mußten  fortan  fremde 
Schiffe  Zoll  bezahlen,  ^)  und  teils  in  königlichen  Verordnungen  über 
das  Zollwesen,  deren  wir  z.B.  vom  30.  Juli  13 16  eine  haben,  ^)  teils 
auch  in  den  Handelsverträgen,  welche  mit  auswärtigen  Staaten,  zu- 
mal mit  den  Hansestädten  abgeschlossen  wurden,  wird  die  Art  und 
Höhe  dieser  Zölle  genauer  bestimmt.  Die  Schiffahrt  und  Waren- 
ausfuhr von  Inländern  scheint  dagegen  der  Regel  nach  nunmehr 
durch  keine  Abgaben  mehr  belastet  gewesen  zu  sein ;  von  vorkom- 
menden Ausnahmen  jedoch  wird  unten  noch  zu  sprechen  sein. 
Das  alte  Vorkaufsrecht  des  Königs  an  ausländischen  Waren 
scheint  sich  übrigens  erhalten  zu  haben,  und  wird  in  einigen  Ver- 
ordnungen aus  den  Jahren   1355,   1360  u.  dergl.  m.  näher  geregelt;"^) 


^)  GI)L.    148;  Fr|)L,  XVI,    i.  -)  Verordnung  vom    II.  November   1302, 

Norges  gamle  Love,  III,   15/55 — ^-  ^)  Norges  gamle  Love,  III,  47/118 

— 20.  ■*)  ebenda,   III,  87  174;  91/179 — 80. 
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wenn  ferner  unter  den  Lasten  aus  der  dänischen  Zeit  auch  die  Ob- 
liegenheit figuriert,  dem  Könige  auf  jedem  Schiffe  einen  gewissen 
Raum  zum  Transporte  seiner  eigenen  Waren  zur  Verfügung  zu 
stellen,  so  dürfte  auch  diese  sich  erhalten  haben,  da  sie  wenigstens 
beim  isländischen  Handel  sofort  wieder  auftaucht.  Eigentümlich  ge- 
ordnet war  freilich  der  Verkehr  mit  Island  und  überhaupt  mit  den 
Schatzlanden.  Die  Monopolisierung,  welche  ursprünglich  nur 
den  Handel  nach  den  Finnmerkr  ergriffen  hatte,  dehnte  sich  seit 
der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  etwa  auch  auf  den  Handel  mit  Island 
und  Grönland  und  teilweise  auch  mit  Hjaltland  und  den  Faereyjar 
aus;  dieselbe  äußerte  sich  aber  unter  anderen  darin,  daß  dieser 
Handel  zu  Gunsten  der  königlichen  Kammer  nutzbar  gemacht  wurde. 
Hatte  man  den  Finnenhandel  schon  frühzeitig  gegen  gewisse  Ab- 
gaben verpachtet,  wie  denn  z.  B.  Sigurör  Hranason  60  Mark  ge- 
wogenen Silbers  jährlich  für  denselben  zu  entrichten  hatte,  so  erhob 
man  von  den  Islandsfahrern  und  Grönlandsfahrern  ein  Sackgeld 
(sekkjagjöld)  und  verlangte  von  ihnen,  daß  sie  dem  Könige  einen 
bestimmten  Raum  ihrer  Schiffe  zum  Transport  seiner  eigenen  Waren 
zur  Verfügung  stellten.^)  Die  Erhebung  von  Björgvin  zum  ausschließ- 
lichen Stapelplatz  für  den  gesamten  Handelsverkehr  mit  den  Schatz- 
landen war  gerade  durch  das  Bestreben  bedingt,  die  Einkünfte  des 
Königs  von  diesem  Handel  leichter  erheben  und  überwachen  lassen 
zu  können. 

4.  Die  Gerichtsgefälle  (sakeyrir)  betrugen  sicherlich  von  An- 
fang an  nicht  geringe  Summen  und  flössen,  soweit  nicht,  wie  in  den 
Hochlanden  und  vielleicht  auch  in  Vikin,  nach  schwedischem  Muster 
die  Bauernschaft  an  denselben  Anteil  hatte,  oder,  wie  bei  Vergehen 
gegen  das  Christenrecht  vorkam,  deren  Bezug  ganz  oder  teilweise 
den  Bischöfen  oder  Priestern  zugewiesen  war,  in  des  Königs  Kasse. 
Dabei  handelte  es  sich,  soweit  das  Kompositionensystem  reichte, 
um  die  Erläge  von  Friedensgeldern,  soweit  aber  das  Friedlosigkeits- 
system  oder  auch  das  System  der  Kapitalstrafen  reichte,  handelte 
es  sich  um  die  Konfiskation,  sei  es  nun  des  gesamten  Vermögens 
oder  doch  der  Fahrhabe  des  Schuldigen;  hier  wie  dort  stand  aber 
ein  reicher  Ertrag  in  Aussicht,  wenn  auch  der  Natur  der  Sache 
nach  diese  Einnahmen  einen  durchaus  anständigen  Charakter  tragen. 

$.    An    die    Gerichtsgefälle    reiht    sich    eine    Anzahl    mehr    zu- 
fälliger Einnahmen.     Ich    rechne    dahin  Erbschaften,    zu    denen 


^)  vgl.  meine   Abhandlung  in  den  Ny  felagsrit,  XXII  (1862),   S.  1 15—35. 
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kein  successionsberechtigter  Nachfolger  sich  meldete  (danarfe, 
aldauöa  arfr).  Nach  den  Gesetzen  aus  der  Alfifuöld  sollte  auch 
die  Erbschaft  dem  Könige  zufallen,  zu  welcher  ein  geächteter  oder 
des  Landes  verwiesener  Mann  berufen  wäre;  diese  Ausdehnung  des 
Anspruches  wurde  indessen  hinterher  wieder  fallen  gelassen.  Der 
Vergleich  des  isländischen  Rechtes  zeigt,  daß  das  W  e  r  g  e  1  d  eines 
Erschlagenen  den  gleichen  Weg  ging,  wenn  kein  zur  Verfolgung  des 
Todschlags  berufener  Verwandter  desselben  vorhanden  war.  Be- 
züglich des  Strandgutes  galt  die  Regel,  daß  alles  Gut,  welches  wirk- 
lich an  den  Strand  antrieb,  dem  Strandberechtigten  gehörte  (rek) 
und  so  zumal  auch  der  Walfisch,  der  antrieb;  solches  Gut  also  fiel 
dem  Könige  nur  dann  zu,  wenn  es  entweder  an  Kronländereien  an- 
trieb, oder  an  Almenden,  die  als  des  Königs  Gut  galten.  Aber  Gut, 
welches  in  der  See  herrenlos  gefunden  wird  (hafrek,  isländisch  väg- 
rek),  fällt  schlechterdings  dem  Könige  zu,  und  von  dem  Walfische 
hat  der  König,  wie  es  scheint,  im  gleichen  Falle  ebenfalls  das  meiste, 
nur  daß  der  Fischer  desselben  einen  Abzug  zu  machen  berechtigt 
ist. ')  Doch  ist  das  Recht  an  dem  Strand wale  ein  mehrfach  ver- 
wickeltes und  kann  auf  das  Detail  hier  nicht  eingegangen  werden; 
überdies  hat  auch  das  gemeine  Landrecht  einige  Veränderungen  be- 
liebt, ^)  wie  es  denn  z.  B.  den  an  der  Almende  antreibenden  Wal 
halb  dem  Könige  und  halb  den  an  der  Almende  berechtigten  Bauern 
zuspricht.  Auf  den  gefundenen  Schatz  scheint  der  König  eben- 
falls eine  Zeitlang  Anspruch  gemacht  zu  haben,  vielleicht  auf  Grund 
der  Gesetze  aus  der  Dänenzeit,  obwohl  dieser  Anspruch  unter  den 
damals  dem  Lande  auferlegten  Lasten  nicht  genannt  wird.  Wir  er- 
fahren, daß  K.  Haraldr  haröräöi  den  gefundenen  Schatz  für  sich  be- 
anspruchte ^)  und  wir  wissen  auch,  daß  unter  den,  sei  es  nun  von 
K.  Magnus  gööi,  von  Häkon  l)örisföstri  oder  von  Sigurör  Jörsalafari 
und  seinen  Brüdern  gemachten  Verwilligungen  der  Satz  sich  findet,*) 
„l)at  fc  skal  hverr  hafa,  er  i  sinni  jöröu  finnr,  ])ö  at  annarr  upp  grafi", 
oder  umgekehrt:  ,jaröfolgit  fe  ä  sä,  er  fiör,  en  landsdröttinn  land- 
näm  af  j^eim,  er  gröf  at  üleyfi  hans".  Das  spätere  Landrecht  sucht 
indessen  nicht  nur  zwischen  den  Ansprüchen  des  Finders  und  des 
Grundeigentümers  zu  vermitteln,  sondern  es  räumt  auch  dem  Könige 
wieder  einen  Anteil  am  gefundenen  Schatze    ein,    der  je    nach  Um- 


^)  G{)L.    145   und    149 — 50;   FrJ)L.  XIV,    lo.  '^)  Landsl.,  Landsleigub. 

64;  Kaupab.  26.  ^)  Haralds  s.  har^iraöa,  59275   (FMS.  VI) ;  Flbk.  III, 
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*)  G|)L.   148;   Frj^L.  XVI,   l. 
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ständen  ein  Drittel,  die  Hälfte  oder  zwei  Drittel  seines  Wertes  be- 
trägt.^) Auch  das  Münzrecht  (mynt,  silfrslätta)  des  Königs  läßt 
sich  hierher  stellen.  Von  der  Zeit  ab,  da  man  überhaupt  in  Nor- 
wegen eigene  Münzen  zu  schlagen  anfing,  galt  es  als  ein  ausschließ- 
liches Vorrecht  des  Königs,  solche  zu  prägen.  Doch  räumte  K. 
Häkon  gamli  dem  Erzbischof  von  prändheimr  um  das  Jahr  I220 
das  Recht  ein,  auch  seinerseits  einen  eigenen  Münzmeister  zu  halten 
und  auf  eigene  Rechnung  Münzen  prägen  zu  lassen,  nur  daß  diese 
gleichen  Gehaltes  mit  den  königlichen  sein  mußten ;  ^)  im  Tünsberger 
Vergleiche  bestätigt  ^)  und  in  einem  nur  um  wenige  Tage  später 
ausgestellten  Privilege  noch  etwas  erweitert,  ^)  wurde  jedoch  diese 
Befugnis  bereits  kurz  nach  der  Thronbesteigung  des  K.  Eirikr 
Magnüsson  von  dem  regierenden  Rate  wieder  zurückgenommen,  ^) 
und  dabei  scheint  es  sein  Verbleiben  gehabt  zu  haben,  bis  endlich  die 
Handfeste  des  K.  Hans  vom  i.  Februar  1483  auf  das  Münzrecht  des 
Erzbischofes  neuerdings  wieder  zurückgriff.  Das  Münzrecht  \var  aber 
als 'Einnahmequelle  insoferne  zu  betrachten,  als  man  dasselbe  in  Nor- 
wegen wie  anderwärts  dazu  mißbrauchte,  um  unterwichtige  Münze 
zu  prägen;  schon  dem  K.  Haraldr  haröräöi  wurde  dergleichen  nach- 
gesagt ^)  und  mit  der  Verschlechterung  der  Münze  muß  es  doch 
auch  wohl  zusammenhängen,  wenn  um  das  Jahr  1160  der  silfrmetinn 
eyrir  doppelt  sc  hoch  stand  wie  der  sakmetinn  eyrir,  ')  —  im  Jahre 
1285  gilt  die  geprägte  Münze  nur  noch  ein  Drittel  soviel  wie  das 
gleiche  Gewicht  reinen  Silbers  ^)  und  doch  mußte  deren  Kurs  noch 
im  Jahre  131 1  durch  strenge  Zwangsmaßregeln  aufrecht  erhalten 
werden,^)  —  ja  noch  im  Jahre  1327  hat  selbst  die  bessere,  alte 
Münze  nur  ein  Drittel  des  Wertes  des  gebrannten  Silbers.^*')  Freilich 
zeigt  eine  Urkunde  vom  Jahre  1340,  daß  man  beim  unterwichtigen 
Prägen  der  Münze  auch  von  dem  Motive  sich  bestimmen  ließ,  daß 
man  deren  Ausführen  aus  dem  Reiche  dadurch  verhindern  wollte  ;^^) 
aber  zu  einer  so  weitgreifenden  Münzverschlechterung,  wie  sie  wirk- 
lich sich  nachweisen  läßt,  konnten  nicht  derartige  Beweggründe, 
sondern  nur  fiskalische  Spekulationen  führen. 


^)  Landsl.,  Ö?5alsbr.    16.  ^)  Norges  gamle  Love,  I,  5/446;  Dip- 

lom, norveg.,  lil,   i/i — 2.  ^)  ebenda,  II,  3/466.  *)  ebenda,  4/482. 

•'')  Diplom,  norveg.,  III,  30/29.  ^)  Haralds  s.  h  arÖraö  a ,  43/243 

(FMS.  VI).  ')  Magnüss  s.  Er  If  ngs  s  onar ,   8/300  (FMS.  VII) ;  Sverris  s., 

112/270.  &)  Lübisches  Urkundenbuch,  I,  484/442. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  30/91  —  3.  ^^j  Diplom.  Norveg.,  I, 

190/159-  ^')  Norske  Samlinger,  V,    150. 
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6.  Endlich  kommen  noch  die  Ab  gaben  der  norwegischen 
Schatzlande  in  Betracht.  In  der  ältesten  Zeit  bereits  wird  in  der 
Eigla  der  Finnskattr  genannt;  später  wurde  ab  und  zu  von  den 
Suöreyjar  eine  Schätzung  gezahlt  und  selbst  nach  deren  Abtretung 
durch  den  Frieden  von  Perth  (1266)  mußte  der  Schottenkönig  noch 
jährlich  lOO  Mark  Sterling  für  ihren  Besitz  zahlen.  Von  Island  hatte 
schon  der  heil.  Olafr  eine  Kopfsteuer  als  Schätzung  begehrt,  wiewohl 
vergebens;  als  sich  aber  die  Insel  in  den  Jahren  1262 — 4  wirklich 
der  norwegischen  Krone  unterwarf,  wurde  eine  Schätzung  im 
Betrage  von  20  Ellen  vaömäl  für  jeden  vollen  Bauern  über- 
nommen, von  welcher  inzwischen  nur  die  Hälfte  an  den  König,  die 
andere  Hälfte  dagegen  an  dessen  Beamten  fiel.  ')  Auch  Grönland 
übernahm  um  dieselbe  Zeit  eine  Schätzung,  deren  Betrag  freilich 
uns  nicht  berichtet  wird;-)  von  den  Fsereyjar  aber  hatte  schon  der 
heil.  Olafr  solche  erhoben,  und  auf  den  Orkneyjar  wird  es  wohl 
ähnlich  gestanden  sein.  Doch  scheinen  alle  diese  Schätzungen  sehr 
unpünktlich  bezahlt  worden  zu  sein,  so  daß  sie  auf  die  Dauer 
schwerlich  viel  einbrachten. 

Wie  überhaupt  das  gemünzte  Geld  selten  war  im  Norden,  so 
gingen  auch  des  Königs  Einkünfte  häufiger  in  Naturalien  ein  als  in 
Geld,  und  mußten  die  ersteren  nach  einer  bestimmten  Werttaxe  an 
Zahlungsstatt  angenommen  werden,  wie  dies  ja  auch  bei  anderen 
Zahlungen  der  Fall  war.  Zum  Teil  hierdurch  bedingt,  sehen  wir 
die*  norwegischen  Könige  vielfach  Handelsgeschäfte  betreiben  und 
ihre  eigenen  Kaufschiffe  in  der  See  haben.  Schon  von  dem  Isländer 
Hallr  l)örarinsson  w4rd  erzählt,  daß  er  Handelsgesellschafter  des  heil. 
Olafr  gewesen  sei,  ebenso  aber  auch  von  dem  Norweger  Guöleikr 
gerzki;'^)  eines  unserer  Rechtsbücher  stellt  den  Mann,  der  des  Königs 
Kaufschiff  führt,  in  Wergeid  und  Buße  dem  höldr  gleich,  ^)  und  der 
Königsspiegel  erwähnt  unter  den  Geschäften,  zu  denen  der  König 
seine  Dienstmannen  verwendet,  auch  das,  daß  er  sie  etwa  mit  ihm 
gehörigem  Gute  auf  die  Kauffahrt  schickt.  ^)  Die  Erhebung  der 
königlichen  Einkünfte  besorgten  in  früherer  Zeit  die  ärmenn,  in 
späterer  die  syslumenn  des  Königs.  Der  leiöangr  wurde  in  zwei 
Terminen  erhoben  und  zwar  in  der  Art,  daß  der  värleiöangr  auf 
Mittfasten  angesagt,  auf  Ostern  eingesammelt  und  an  der  Hallvarös- 


^)  Jönsbök,   ])egnskylda,    I.  '^)  Hdkonar  s.  gamla,   311/111. 

3)  Heimskr.   Olafs  s.  helga,  64/267.  ^)  Fr|)L.  IV,  60. 

■^)  Koniingssk.  27/61. 
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messa  (15.  Mai)  zur  Kaufstadt  gebracht  und  abgeliefert  werden  mußte, 
wogegen  der  haustleiöangr  Anfang  Winters  (14.  Oktober)  anzusagen, 
auf  Martini  (ii.  November)  einzusammeln    und  auf  Weihnachten  ab- 
zuliefern war.-*)    Dieselbe  Regel  galt  auch  bezüglich  der  Landschuld-) 
und    doch   wohl    auch    in  Bezug    auf  den  viseyrir.     Die  Ablieferung 
erfolgte  an  des  Königs  Schatzmeister  (fehiröir);  über  diesen  aber, 
sowie  über  die  seit  dem  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  hervortretende 
Einteilung  des  Reiches  in  4 — 5  Schatzmeistereien  (fehiröslur,  thesau- 
rariae)    ist    oben    schon    gesprochen    worden.     Im  Übrigen    hatte  der 
König  über  seine  Einkünfte  das  Recht  der  freiesten  Verfügung;  daß 
er  dagegen  über  die  Quellen  dieser  Einkünfte  selbst  und  insbesondere 
über  die  Liegenschaften    der  Krone   nur   ein    sehr   bemessenes  Ver- 
fügungsrecht hatte,  ist  oben  schon  erörtert  worden  und  hiermit  mag 
es  eben  auch  zusammenhängen,    daß   man  bei    einem  Thronwechsel 
regelmäßig  um  die  Erneuerung  aller   königlichen  Vergabungen  und 
Privilegien  sich  zu  bewerben  pflegte.     Doch  scheint   die  Grenze    für 
das  Veräußerungsrecht  des  Königs  nicht  streng  gezogen  gewesen  zu 
sein.     So  hatte  z.  B.  K.  Häkon  Magnüsson  Herrn  Jon  Haf]3Örsson  und 
seinen  Bruder  Sigurör  die  Borgarsysla  geliehen  und  K.  Magnus  Eiriks- 
son    wollte    dieses   Lehen    hinterher    einziehen;    die    Sache   kam    zur 
Verhandlung  und  wurde   im  Jahre  1347  durch  Urteil  zugunsten  des 
Königs  entschieden;   in  den  Entscheidungsgründen    aber    wurde  ge- 
sagt, daß  K.  Häkon  „nicht  einen  so  großen  Teil  seines  Reiches  über 
seine    Lebenszeit    hinaus    verleihen    oder    vergaben    konnte",    womit 
denn   doch   die  Berechtigung   solcher  Verfügung   über  kleinere  Ob- 
jekte von  selbst  anerkannt  ist.^)  —  Zum  Schlüsse  mag  noch  bemerkt 
werden,    daß    das    gemeine   Landrecht    ausdrücklich    zwischen    dem 
Krongute    und    dem    Privatgute    des    einzelnen    Königs    unter- 
scheidet. ^)     Es  konnte    nämlich   vorkommen,   daß   beim  Tode  eines 
Königs  die  Succession  in  Land  und  Leute  einen  anderen  Weg  ging 
als  die  Succession  in  das  Privatgut,  sei  es  nun,  daß  Weiber  zu  dem 
letzteren  berufen  waren  oder  Verwandte  männlichen  Geschlechts,  die 
aber  nicht  dem  Königshause  angehörten ;  zum  Allodialnachlasse  sollen 
solchenfalls  gehören  alle  Liegenschaften,  welche  der  König  „von  an- 
deren Verwandten"  geerbt  hat,  d.  h.  von  solchen,  die  nicht  auf  dem 
Throne    gesessen   sind,    oder    die    er   gekauft   hat,    soferne    dies    nur 

^)  Tünsberger  Verordnung  von  1273,  in  der  HirÖskrä,  36/430;  Verordnungen 
vom  14.  Oktober  13 12  und  29.  Mai  1303,  in  Norges  gamle  Love,  III,  34/96  und 
56/137—8.  2)  HirÖskra,  ang.  O.  ^)  Diplom.  Norvcg.,  I,  303/240. 

■*)  Landsl.,  Krb.  7. 
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nicht  mittels  Aufopferung  von  Krongütern  geschehen  ist,  ferner  alle 
Fahrhabe,  welche  nicht  der  Krone  zugehört,  worunter  also  doch 
wohl  jedenfalls  alles  Rüstzeug  kriegerischer  Art,  die  Heerschiffe  mit 
inbegriffen,  zu  rechnen  war,  sowie  die  Insignien  des  Königtumes 
selbst  u.  dergl.  m.  Da  ähnliche  Unterscheidungen  auch  in  Dänemark 
und  in  Schweden  wiederkehren,  auch  in  Norwegen  selbst  durch  die 
verschiedene  Behandlung  des  oöal  und  anderer  Güter  selbst  in 
weiteren  Kreisen  geläufig  waren,  werden  wir  dieselben  wohl  als 
uralten  Rechtens  anerkennen  müssen. 


Anhang  I. 

Über  die  Landherren  und  die  Sysselmänner. 

(Fragment.) 

Eine  gewaltige  Schwierigkeit  für  die  Feststellung  der  Würde  der 
syslumenn  und  der  lendirmenn  liegt  in  der  unbestimmten  Gel- 
tung der  Ausdrücke,  mit  welchen  diese  Beamten  bezeichnet  werden. 
Der  Ausdruck  sysla  zunächst  ist,  wie  ich  früher  schon  gelegentlich 
hervorgehoben  habe,  ^)  von  sehr  umfassender  Bedeutung.  Das  Zeit- 
wort sysa  oder  sysla  kann  im  Sinne  von  verrichten,  schaffen,  arbeiten, 
für  jede  beliebige  Tätigkeit  und  Beschäftigung  gebraucht  werden,  ^) 
und  demgemäß  wird  auch  das  Substantiv  sysla  unbedenklich  für 
jedes  Geschäft  verwendet;  in  einem  engeren  Sinne  bezeichnet  das 
Wort  dann  insbesondere  das  Amt,  oder  auch  wohl  den  Amtsbezirk 
jedes  beliebigen  Bediensteten,  aber  auch  in  dieser  Anwendung  kann 
es  wenigstens  immer  noch  auf  Beamte  der  verschiedensten  Art  sich 
beziehen.  In  unseren  Rechtsbüchern  z.  B.  wird  einmal  von  einer 
Zahlung  gesprochen,  welche  „ärmaör  konungs  eöa  lendrmaör,  hverr 
i  sinni  syslu",  ^)  oder  nach  einem  anderen  Texte :  „hverr  i  sinu  fylki 
ok  syslu"  ■^)  machen  soll;  ein  andermal  wird  dem  Priester  auferlegt, 
daß  er  vor  Kirchenfesten  die  Kreuzladung  zum  Besuche  des  Gottes- 


^)  In  meiner  Abhandlung  über  „Die  drmenn  des  altnorwegischen  Rechtes", 
S.  109.  -)  vgl,  z.  B.  GJ)L.  §  71  :    ef  hann  syslar  sjalfr  um,    sysli  J)eir  baÖir  um 

sta(^  barni;  §  87:  at  um  liÖ  megi  sysla.  ^)  GJ)L.  §  3. 

•*)  KrR.  S  verris,  §  2. 
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dienstes  aussende,  „hverr  i  sinni  syslu,"  ^)  und  zwar  so,  daß  sie  alle 
Orte  erreiche,  „jjar  sem  ])eir  eigu  syslur  i";  wieder  ein  anderes  Mal 
ist  von  „yfirsöknarmenn,  er  ]iar  eigu  syslur  baeöi  af  konüngs  hendi  ok 
biskups''  die  Rede,  -)  so  daß  also  der  Ausdruck  ebensogut  den  Bezirk 
des  Pfarrherrn,  als  den  des  Landherrn  oder  des  Vogtes,  sei  es  nun 
des  königlichen  oder  des  bischöflichen,  bezeichnen  kann.  Im  pränd- 
heimischen  kommt  überdies  auch  noch  die  Bezeichnung  skipsysla 
für  die  skipreiöa  vor,  ^)  d.  h.  für  den  Bezirk,  der  für  die  Seewehr  ein 
Schift'  zu  stellen  hatte,  und  auf  Island  wird  sie  sowohl  für  die  Diözese 
eines  Bischofes  ^)  als  für  die  Gewalt  eines  Goden  gebraucht.  ^)  So 
bezeichnet  also  der  Ausdruck  je  nach  Umständen  den  Amtsbezirk 
des  ärmaör,  Landherrn,  Goden  oder  des  Pfarrers  oder  Bischofes, 
und  kann  dies  um  so  weniger  auffallen,  als  selbst  in  den  Rechts- 
büchern von  einem  „sysla  um  skuld",  ^)  d.  h.  Sorgen  für  die  Bezah- 
lung einer  Schuld,  „sysla  um  liö'', 'j  d.  h.  Zusammenbringen  der 
nötigen  Zahl  von  Leuten  zu  einem  Landteilungsgeschäfte,  „til  sysla 
segl  ok  akkeri''  usw.,  ^)  d.  h.  Beischaft'en  von  Segel,  Anker  usw.  für 
das  zu  stellende  Schiff  gesprochen  werden  kann.  Es  ergibt  sich  aber 
von  hier  aus,  daß  auch  die  zusammengesetzte  Bezeichnung  syslu- 
m  a  ö  r  keineswegs  notwendig  eine  bestimmte  einzelne,  und  stets 
sich  gleichbleibende  Art  von  Beamten  bezeichnen  mußte,  sondern 
recht  wohl  den  Beamten  überhaupt  oder  doch  den  Beamten  gewisser 
Kategorien  bezeichnen  mochte.  Andererseits  leitet  sich  der  Ausdruck 
1  e  n  d  r  m  a  ö  r ,  wie  dies  bereits  P.  A.  Munch  ^)  und  R.  Keyser  ^^)  richtig 
bemerkt  haben,  von  dem  Zeitworte  lenda  ab,  welches,  von  dem 
Hauptworte  land  abgeleitet,  mit  Land  versehen  bedeutet;  in  dem 
faeringischen  Sauöabref,  §  7,  wdrd  das  Zeitwort  von  dem  Grundherrn 
gebraucht,  der  ein  Stück  Land  einem  Pächter  überläßt,  ^^)  und  in 
einer  Strophe  des  Gisli  Sürsson  finden  sich  die  Worte :  „lundr  branda 
let  gera  l)ann  ])rött  grimu  um  lendan",  ^")  d.  h.  der  Schwertbanner 
(nämlich  Gisli    selbst)   ließ    diesen  Helmgott  (nämhch  I)orgrimr)    mit 

^)  G|)L.  §   19.  2-)  ebenda,  §  30. 

3)  FrJ)L.  III,  §    19;  VII,  §  2  und   li;  Jons  KrR.  §  59. 

"=)  z.  B.  Päls  bps.  s.,  14/140;  GuÖmundar  bps.  s.  Arnj^iims,  31/66  und 
68/145.  '")  Diplom.  Island.,   I,   72/291.  «)  GI)L.  §   71. 

')  ebenda,   g  87.  *■)  Landslög,  Landvarnarb.,  §  2. 

")  Om  de  saakaldte  Lendirmenn  i  Norge,  S.  87—88  (Samlede  Afhandlingcr,  I) ; 
Det  norske  Folks  Historie,   1,    1,  S.  478. 

'Oj  Norges  Stats-  og  Retsforfatning  i  Middelaldercn,  S.  Iio  (Efterladte  Skrifter, 
I,   i);  Norges  Historie,  I,  S.  226.  i^)  Norges  gamle  Love,  III,  Nr.  10,  S.  37. 

^-)  Gisla  s.  Siirssonar,  I,  33  ;  vgl.  dazu  S  veinbj  ürn  Egilsson  ,  s.  v.  grima. 
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Land  (nämlich  einem  Grabhügel)  versehen,  so  daß  über  die  Bedeutung 
des  Wortes  kein  Zweifel  obwalten  kann.  Hiernach  ist  also  lendr  maör 
ein  mit  Land  versehener  Mann,  und  insbesondere  ein  von  einem  Könige 
oder  sonstigen  Fürsten  mit  Land  ausgestattete!'  Mann,  und  können  an 
und  für  sich  alle  und  jede  Leute  den  Titel  führen,  welche  von  einem 
derartigen  Herrn  mit  Land  bedacht  worden  sind.  Man  sieht,  die  beiden 
Ausdrücke  syslumaör  und  lendr  maör  sind  beide  von  Eigenschaften 
hergenommen,  welche  eine  große  Mannigfaltigkeit  der  Gestaltung  zu- 
lassen, und  welche  unter  sich  weder  notwendig  verbunden  sind,  noch 
notwendig  einander  ausschließen ;  der  mit  einem  Amte  betraute  Mann 
kann  nebenbei  mit  Land  ausgestattet  sein  oder  nicht,  und  der  mit 
Land  ausgestattete  mag  zugleich  mit  einem  Amte  bekleidet  oder 
nicht  bekleidet  sein,  während  zugleich  die  Beschaft'enheit  des  Amtes 
und  der  Landesverleihung  hier  wie  dort  sehr  verschieden  geartet  sein 
kann.  Genaueres  Zusehen  im  einzelnen  wird  somit  nötig,  und  kann 
man  nicht  von  vornherein  von  dem  Satze  als  einem  feststehenden 
ausgehen,  daß  syslumenn  und  lendir  menn  notwendig  Gegensätze 
seien,  und  daß  beide  zu  allen  Zeiten  stets  in  demselben  Sinne  auf- 
gefaßt worden  seien. 

Zunächst  sollen  nun  die  Bestimmungen  betrachtet  werden,  welche 
die  Re  chtsbü  eher  selbst  über  die  lendir  menn  enthalten.  Da 
sehen  wir  nun  zunächst  in  den  G[)L.  den  lendir  menn  die  Verpflich- 
tung auferlegt,  das  Gula])ing  zu  besuchen,^)  und  zwar  sollen  dieselben 
nach  der  älteren  Rezension  alle  kommen,  soviele  ihrer  im  Dingver- 
bande sind,  soweit  sie  nicht  durch  des  Königs  Dienst  oder  ihre  eigene 
ehehafte  Not  verhindert  sind,  wogegen  nach  der  jüngeren  Rezension 
einige  von  ihnen,  nämlich  je  zwei  für  das  Rygjafylki  und  Egöafylki, 
und  je  einer  für  Sunnhöröaland,  Firöafylki  und  Sunnmoeri  daheim 
bleiben  sollen,  „til  jiess  at  gaeta  hybyla  manna  fyrir  l)jöfum  ok  räns- 
mönnum,"  also  um  die  Sicherheitspolizei  in  ihren  Bezirken  zu  üben. 
Es  ist  selbstverständlich  die  größere  Entfernung  von  der  Dingstätte, 
welche  für  die  beiden  ersteren  Volklande  das  Verbleiben  von  zwei 
Landherren  fordert,  und  es  ist  umgekehrt  die  Nähe  der  Dingstätte, 
welche  für  Noröhöröaland  und  Sogn  jedes  Verbleiben  von  solchen 
unnötig  macht;  die  Landherren  der  letzteren  beiden  Landschaften 
konnten  leicht  vom  Ding  aus  das  Nötige  vorkehren.  Beachtenswert 
ist  aber  einerseits,  daß  neben  den  lendir  menn  nur  noch  den  ärmenn, 
dagegen    keinen  weiteren   königlichen  Beamten   das  Erscheinen    auf- 

')  GI)L.  §  3. 
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erlegt  wird,  und  andererseits,  daß  jedenfalls  das  Vorhandensein  einer 
größeren  Zahl  von  lendir  menn  in  jedem  fylki  vorausgesetzt  wird. 
Die  Auswahl  dagegen  der  Bauern,  welche  aus  jedem  einzelnen  Volk- 
lande zum  Ding  kommen  sollen,  wird  neben  den  lendir  menn  alter- 
nativ nicht  nur  den  ärmenn,  sondern  auch  den  syslumenn  aufge- 
tragen. ^)  Endlich  wird  auch  noch  gesagt,  daß  alle  Geldstrafen,  in 
welche  Dingleute  in  Gula  verfällt  werden,  der  Gesamtheit  der  Gula- 
l^ingsmenn  zufallen,  und  wenn  sie  weder  vom  Schuldigen  selbst  noch 
von  dessen  Freunden  entrichtet  werden,  vom  „ärmaör  konüngs  eöa 
lendr  maör,  hverr  i  sinni  syslu''  entrichtet  werden  sollen,  wogegen 
diese  dann  zu  Hause  den  doppelten  Betrag  einzutreiben  befugt  sind.-) 
Unmittelbar  vorher  war  von  den  Geldbußen  die  Rede,  welche  die 
zum  Dingbesuche  Ernannten  durch  nicht  rechtzeitiges  Erscheinen, 
und  welche  die  Daheimbleibenden  durch  nicht  rechtzeitiges  Erlegen 
der  Beisteuern  verwirken,  aus  welchen  den  Ernannten  ihre  Diäten 
bezahlt  wurden ;  es  wäre  demnach  möglich,  daß  die  Bestimmung, 
trotz  ihrer  w^eiter  reichenden  Fassung,  doch  nur  auf  derartige  Geld- 
bußen zu  beziehen  sein  könnte.  Dem  gegenüber  fällt  auf,  daß  die 
FrI)L.  nicht  nur  von  der  Dingpflicht  der  königlichen  Beamten  nichts 
erwähnen,  und  auch  ungesagt  lassen,  wem  die  Ernennung  der  bäuer- 
lichen Vertreter  der  einzelnen  Volklande  zustehe,  was  Beides  aus 
dem  Defekte  am  Anfange  des  ersten  Buches  dieses  Rechtsbuches 
sich  erklärt,  sondern  daß  sie  auch  die  Einhebung  des  pingfararfe  und 
der  wegen  dessen  nicht  rechtzeitiger  Entrichtung  verwirkten  Bußen 
ausschließlich  dem  ärmaör  konüngs  übertragen,  speziell  nur  diesem 
verbieten,  einem  der  Ernannten  das  Daheimbleiben  zu  verstatten, 
und  nur  ihm  eine  Buße  androhen,  für  den  Fall,  daß  er  ohne  ehehafte 
Not  selbst  den  Dingbesuch  versäumt,  ^)  nur  die  ärmenn  die  vebönd 
am  Dinge  errichten  und  die  lögrettumenn  ernennen  heißen,  ^)  endlich 
auch  nur  sie  die  Dingladung  zum  Eyrajjing  ausgehen  zu  lassen  be- 
auftragen, ^)  während  sie  andererseits  den  Landherren  ausdrücklich 
den  Zutritt  zur  lögretta  versagen,  es  sei  denn,  daß  die  Bauern  ihnen 
diesen  ausdrücklich  verstatten.  ^)  Es  liegt  demnach  insoweit  zweifel- 
los eine  Differenz  vor  zwischen  dem  Rechte  des  Frostu|)inges  und 
Gula|)inges,  die  man  kaum  als  eine  zeitHche  wird  auffassen  dürfen,  da 
wir  allen  Grund  haben  anzunehmen,  daß  die  beiderseitigen  Bestim- 
mungen der  Zeit  des  Magnus  Erlingsson  angehören.   —  Keinen  Auf- 

^)  G{)L.  §  3:   en  sa  skal  fara,  er  lendir  menn  nefna  til  eÖa  ärmenn  eÖa  syslu- 
menn. -)  ebenda.  ^)  FrJ)L.  I,  §   l.  •*)  e  b  en  d  a,  §  2. 
^)  ebenda,   §4.              «)  ebenda,    §2. 
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Schluß  gibt,  daß  „lendr  maör  eöa  böandi,  eöa  hverr  sem  kirkju  gerir", 
als  Inhaber  von  Privatkirchen  genannt  werden; ')  die  Stelle  zeigt  nur, 
daß  ein  Standesunterschied  zwischen  Bauern  und  Landherren  ange- 
nommen wurde,  und  daß  dieser  Unterschied  kein  erschöpfender  war, 
indem  noch  andere  Volksklassen  außerhalb  desselben  standen;  sie 
bestätigt  also  nur,  was  in  zahlreichen  anderen  Stellen  ungleich 
deutlicher  noch  und  bestimmter  ausgesprochen  wird.  So  wird 
in  den  G\)h.  verboten,  ^)  einen  Landherrn  oder  den  Sohn  eines 
solchen,  welcher  jünger  als  40  Jahre  ist,  als  Richter  in  ein  Privat- 
gericht zu  ernennen,  und  soll  ein  solcher  an  ein  derartiges  Gericht 
nicht  einmal  so  nahe  herankommen,  daß  man  seine  Rede  in  diesem 
vernehmen  konnte;  die  Fr[)L.  aber  verbieten  dem  Landherrn  nicht 
nur,  wie  bereits  bemerkt,  den  Eintritt  in  die  lögretta,  ohne  besondere 
Ermächtigung  seitens  der  Bauern,  ■^)  sondern  auch  das  Erscheinen 
bei  einem  Privatgerichte  oder  einer  fimtarstefna,  und  sie  gestatten 
ihm  den  Hof,  auf  welchem  eine  solche  Versammlung  gehalten  wird, 
nur  unter  der  Voraussetzung  zu  berühren,  daß  er  als  Reisender  an 
ihm  vorüberkomme.  *)  So  gestatten  ferner  die  GI)L.  dem  im  Volk- 
lande nicht  wohnhaften  Manne,  der  innerhalb  desselben  auch  keinen 
Erben  hat,  wenn  er  hier  belangt  werden  soll,  ein  beliebiges  Domizil 
anzugeben,  und  soll  das  von  ihm  angegebene  als  das  wirkliche  gelten; 
nur  darf  er  nicht  den  Hof  eines  Landherrn  als  solches  angeben, 
wenn  er  nicht  wirklich  auf  diesem  wohnt ;  ^)  sie  gestatten  ferner  den 
ledigen  Weibern  sich  ihren  Vertreter  vor  Gericht  beliebig  selbst  zu 
wählen,  fügen  aber  sofort  die  Beschränkung  bei :  „eigi  skal  hon  selja 
lendum  manni  ne  ofrikismanni  l)eim,  er  soekja  skal";  ^)  endlich  lassen 
sie  bei  der  Vindikation  vom  Stammgut  zwar  im  übrigen  die  Einrede 
zu,  daß  der  Beklagte  das  streitige  Land  an  einen  anderen  verkauft 
habe,  welchenfalls  dann  der  Kläger  an  den  ihm  genannten  Käufer 
sich  zu  halten  hat,  aber  wer  einen  Landherrn  als  Käufer  nennt,  muß 
darum  doch  die  Vertretung  des  Gutes  gegen  den  Kläger  selbst  über- 
nehmen, „|)viat  engl  skal  böndi  jörö  undir  lendan  mann  skjöta".  ') 
Die  Frl)L.  aber  verbieten  gleichermaßen,  den  Hof  eines  Landherrn 
als  Domizil  zu  nennen,  nur  mit  dem  Beisatze,  daß  dasselbe  auch 
von  dem  Hofe  des  ärmaör  gelte,  ^)  wogegen  sie  keine  den  beiden 
anderen    entsprechende  Vorschriften   kennen,    indem    sie   Jungfrauen 


1)  GI)L.  §  12.      2^  ebenda,  i?  37.      •'')  FrI)L.  I,  §  2. 

*)  ebenda,  IX,  §  16.      *)  GI)L.  §  46.      ^j  ebenda,  §  47. 

')  ebenda,  ><  267.      ^)  FrI)L.  X,  §  9. 
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und  Witwen  bezüglich  der  Wahl  ihrer  Vertreter  in  der  Art  beschränken, 
daß  sie  als  solchen  einen  ihrem  Vater,  resp.  verstorbenen  Ehemanne 
ebenbürtigen  (jafnborinn)  Mann  bestellen  müssen.  ^)  Wenig  weiter 
führen  auch  die  Bestimmungen,  welche  sich  auf  die  Bußsätze  u.  dgl. 
der  Landherren  beziehen.  Wo  die  Grenzen  besprochen  werden, 
wxlche  der  Dispositionsbefugnis  der  Eheweiber  gezogen  sind,  lassen 
die  G^iL.  die  „böanda  kona"  über  i  Unze,  die  „haulld  manz  kona" 
über  2  Unzen,  die  „lendz  manz  kona"  über  eine  halbe  Mark,  also 
4  Unzen  verfügen,  -)  so  daß  also  das  Verhältnis  wie  1:2:4  steht ; 
die  FrllL.  lassen  die  „hauUz  kona"  nur  über  eine  Unze  disponieren,^) 
und  geben  keine  w^eiteren  Ansätze  für  andere  Stände,  sind  also  für 
unsere  Frage  ohne  Bedeutung.  Als  landnäm  erhält  ferner  nach  den 
GI)L.  der  böandi  1^2  Unzen,  der  höldr  3,  der  Landherr  6,  der  Jarl 
12  Unzen,  der  König  aber  3  Mark  =  24  Unzen,  ^)  also  wiederum 
dasselbe  Verhältnis ;  ebenso  läßt  dasselbe  Rechtsbuch  den  böandi 
seinem  Jtyborinn  sonr  12  Unzen,  den  höldr  3  Mark  und  Landherrn 
aber  6  Mark  geben ; ''')  als  Friedensgeld  für  Verwundungen  läßt  es 
ferner  den  böandi  3,  den  ööalborinn  maör  6,  den  Landherrn  oder 
stallari  12,  den  Jarl  24  und  den  König  48  baugar  erlegen;^)  dem 
böandi  spricht  es  für  seine  beste  Sklavin  eine  Buße  von  1^/2  Unzen, 
dem  höldr  eine  solche  von  3  und  dem  Landherrn  eine  von  6  Unzen 
zu,  ')  und  eine  weitere  Stelle  gewährt  in  ausführlicherer  Aufzählung 
als  eine  einfache  Buße  dem  Bonden  12  Unzen  „at  einöröum  retti", 
dem  höldr  3  Mark,  dem  Landherrn  oder  stallari  6  Mark,  dem  Jarle 
und  Bischöfe  12  Mark.  ^)  In  den  Frf)L.  lauten  die  Bestimmungen 
etwas  anders.  Die  vom  Schuldigen  zu  entrichtende  Wundbuße  be- 
trägt nach  ihnen  beim  Freigelassenen  2  baugar,  beim  reksjiegn  3, 
beim  ärborinn  maör  4,  beim  höldr  6,  beim  lendr  maör  12,  beim  jarl 
24  und  beim  Könige  48  baugar.  ^)  Eine  weitere  Stelle  bemerkt,  daß 
der  stallari  die  Buße  des  Landherrn  nehme,  dagegen  der  skutilsveinn 
die  des  höldr  und  ebenso  des  Königs  Goldschmied,  der  Führer  eines 
königlichen  Kaufschiffes,  und  gewisser  anderer  Diener,  soferne  sie 
gerade  um  des  Königs  Person  Dienst  tun.^^)  Als  landnäm  nimmt  der 
leysingi  4  örtugar,  sein  Sohn  2  Unzen,  der  reksjjegn  3,  der  ärborinn 
maör  4,  der  höldr  6,  der  lendr  maör  9  Unzen,  der  Jarl  und  Bischof 

1)  FrI)L.  X,  §  36;  XI,  §  7;  ebenso  BjarkR.  III,  §  99. 

2)  G{)L.  §  56.  3)  pr|)L.  XI,  §  22. 

*)  G{)L.  §  91.     ^5)  ebenda,  §  129.      ß)  ebenda,  §  185. 
')  ebenda,  §  198.  *    «)  ebenda,  §  200.      ")  FrI)L.  IV,  §  53. 
^0)  ebenda,  IV,  §  60. 
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2  Mark,  der  König  3  Mark.  ^)  Ein  paar  andere  Stellen  bestimmen, 
ohne  des  Landherrn  speziell  zu  gedenken,  ganz  allgemein,  daß  von 
dem  für  den  höldr  angegebenen  Satze  zu  6  Unzen  oder  3  Mark  die 
Buße  für  die  höheren  Stände  je  um  V.^  wachsen,  für  die  niederen 
aber  je  um  V-,  abnehmen  solle  5-)  während  also  nach  den  GI)L.  das 
Verhältnis  von  böndi,  höldr,  lendr  maör  stets  wie  1:2:4  ist,  gilt 
für  die  FrI)L.  normal  das  Verhältnis  2:3:  4^/.2,  welches  aber  freilich 
keineswegs  immer  genau  eingehalten  wird,  und  zwar,  nach  einer 
früher  schon  von  mir  ausgesprochenen  Vermutung,  '^)  um  nicht  auf 
allzu  unhandliche  Ziffern  hinaus  zu  kommen.  Das  Stadtrecht  stellt 
demgegenüber  den  Satz  auf,  daß  in  der  Stadt  alle  Leute  von  dem 
Freigelassenen  ab,  der  sein  Freilassungsbier  gehalten  hat,  bis  zum 
Landherrn  hinauf  gleiches  Recht  nehmen,  nämlich  das  des  höldr, 
=  3  Mark ;  ^)  anderwärts  bleibt  dasselbe  freilich  diesem  Satze  nicht 
getreu,  sondern  spricht  die  Regel  der  FrI)L.  aus,  daß  von  der  Buße 
des  höldr  ab  die  Buße  der  anderen  Stände  je  um  V3  steige  oder 
falle,  ^)  oder  zeigt  doch  durch  einzelne  Angaben  eine  Abstufung  der 
Stände  in  Bezug  auf  ihre  Buße.  *')  Eigentümlich  verhalten  sich  end- 
lich die  beiden  Rechtsbücher  der  östlichen  Reichshälfte.  Die  B[)L. 
zunächst  weisen  den  verschiedenen  Ständen  ihre  verschiedene  Be- 
gräbnisstätte auf  dem  Kirchhofe  an,  und  zwar  in  der  Art,  daß  dieser 
in  4  Viertel  zerlegt  wird,  von  welchen  die  Unfreien  das  äußerste,  zu- 
nächst an  der  Kirchhofmauer  gelegene  erhalten,  die  Freigelassenen 
geringerer  Ordnung  (die  frjälsgjafir)  das  zweite,  die  Freigelassenen 
höherer  Ordnung  (leysingjar)  das  dritte,  endlich  die  höldar,  unter 
welchen  hier  alle  freigeborenen  Bauern  zu  verstehen  sind,  das  vierte, 
der  Kirche  zunächt  gelegene;  die  Landherren  sollen,  wenn  sie  am 
Kirchhofe  überhaupt  Anteil  haben,  „im  Osten  der  Kirche,  und  süd- 
lich im  Lande,  unter  der  Dachtraufe",  beerdigt  werden,  dagegen  inner- 
halb des  Bauernviertels  (i  böndalegu),  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist. ') 
Bestimmte,  im  Verhältnisse  von  1:2:4  abgestufte  Bußen  müssen 
dabei  entrichtet  werden  von  dem,  der  einen  Unfreien,  Halbfreigelassenen, 
Freigelassenen  in  der  nächst  höheren  Abteilung,  also  der  frjälsgjafa- 
lega,  leysingjalega,  böndalega  (=  höldslega)  bestattet,  wogegen  der 
Landherren  bei  diesem  Anlasse  nicht  mehr  Erwähnung  getan  wird ; 


>)  FrI)L.  XIII,  §   15.  2)  ebenda,  IV,  §  49;  X,  §  34. 

^)  Die  Freigelassenen  nach  altnorwegischem  Rechte,  S.  39 — 40. 
4)  BjarkR.  II,  §  47;  I",  §  97  1  vgl.  II,  §   13. 

^)  ebenda,  III,  §   161.  »)  ebenda,  III,  §   127;    162.  ')  B{)L.  I, 

§  9;  II,  §  18;  III,  §   13;  vgl.:  Die  Freigelassenen,  S.  103 — 21. 
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doch  wohl  weil   ihr  Platz  nur   als    eine    bevorzugte  Stelle    innerhalb 
der  böndalega,  nicht  als  eine  besondere  Abteilung  galt,  was  sich  hin- 
wiederum sehr  einfach  daraus    erklärt,    daß  dieselben  wohl  nur  sehr 
selten  an  dem  Kirchhofe  der  Bauern  Anteil  hatten,  soferne  sie  gewiß 
zumeist   ihre    eigenen  Patronatskirchen  besaßen,    und   überdies    nach 
dem  Zeugnisse  einer  späteren  Quelle  der  Regel  nach  eine  Grabstätte 
in  der  Domkirche  zu  beanspruchen  hatten.     Auch  in  Bezug  auf  die 
Zahlung,  welche  für  das  Grab  zu  entrichten  war,  kehrt  dieselbe  Ab- 
stufung wieder;^)    dieselbe    beträgt    nämlich  beim  Landherrn,    seiner 
Frau  und  seinen  Kindern,  die  „i  landvänum  eru",   12  Ellen,  dagegen 
für  den  „hauldborinn  maör"  6,  für  den  leysingi  3,  für  den  frjälsgjafi 
1V2  Ellen.     Hier  wie  dort  stufen  sich  die  Beträge  des  frjälsgjafi,  ley- 
singi, höldr  {=  böndi)  und  lendr  maör  im  Verhältnisse  von   i  :  2  :  4  :  8 
ab;    es    ist  gewiß    nur  zufällig,    daß    bei  Besprechung    der  Unzuchts- 
bußen nur  angegeben  wird,  -)  daß  sie  bei  Weibern  aus  dem  Stande 
der  frjälsgjafir,    leysingjar,  höldar  i^j^,  3    und  6  Mark    betragen,    da- 
gegen ungesagt  bleibt,  wie  hoch  sie  bei  Angehörigen  eines  Landherrn 
sich  belaufe.     Ganz  analoge  Bestimmungen  über  die  Verteilung  der 
Begräbnisstätten  unter  die  Landherren,  höldar,  leysingjar,    frjälsgjafir 
und  die  Unfreien  enthalten  auch  die  E[)L.,  ■^)  nur  daß  sie  die  Bußen 
nicht  einzeln  angeben,  welche  für  das  Begraben  einer  Leiche  inner- 
halb einer  ihr  nicht  gebührenden  Abteilung  zu  entrichten  sind,  viel- 
mehr sich  mit  dem  allgemeinen  Satze  begnügen :  „en  engl  ä  at  grafa 
i  annars  legr,    nema   hann  vili  sekjaz  at  laga    retti  viö    erfingja  hins 
dauöa."     Ebenso    enthalten  die  EpL.  auch  eine  der    obigen   analoge 
Bestimmung  über  das  legkaup,  ^)  deren  Text  indessen  einigermaßen 
corrupt  ist.     Auch  nach  ihr  beträgt  die  Gebühr,  wie  nach  dem  Rechte 
von  Vikin,  für  den  Landherrn  und  seine  Frau  volle  12  Ellen,  und  be- 
steht insoweit  nur  die  Abweichung,  daß  deren  Kinder,  bis  sie  40  Jahre 
alt  geworden  sind,  nur  9  Ellen,  nicht  den  vollen  Betrag  ihrer  Eltern, 
zu  entrichten  haben ;  für  Kinder  eines  Landherrn,  die  über  40  Jahre 
alt  sind,    dann  für  höldar    und    deren  Angehörige,    sollen    nach  dem 
einen  Texte   12,    nach  dem    anderen  7  Ellen  bezahlt  werden,    wofür 
doch  wohl  hier  wie  dort  6  zu  setzen  sind ;  für  den  leysingi  zahlt  man 
deren  3,    während    die    für  den    frjälsgjafi    und  den  Unfreien    zu    er- 
legende Zahlung  nur  durch  sehr  gewaltsame  Korrektur  sich  feststellen 

')  BI)L.  I,  §   12;  II,  §  20.  2)  ebenda,  II,  §    14. 

^)  E|)L,  I,  §  50;  II,  §  39,  wo  indessen  die  Straf bestimmung,  doch  wohl  miß- 
verständlich, anders  lautet.  ^)  ebenda,  I,  §  48;  II,  §  37;  vgl.  meine  Ab- 
handlung über  die   Freigelassenen,  S.   35 — 36. 
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läßt.  —  Die  zuletzt  besprochenen  Stellen  zeigen  deutlich,  daß  den 
lendir  menn  als  solchen  ein  höherer  Rang  zukam,  und  zwar,  soweit 
solcher  in  Ziffern  überhaupt  sich  ausdrückt,  zumeist  ein  doppelt  so 
hoher  als  der  des  Stammgutsbesitzers  (höldr,  ööalborinn  maör),  und 
ein  halb  so  hoher  als  der  des  Bischofes  oder  Jarles;  sie  zeigen  aber 
zugleich  auch,  wie  eigentümlich  dieser  höhere  Rang  mit  den  Grund- 
lagen der  Stellung  dieser  Männer  zusammenhing.  Die  GpL.  sagen :  ^  j 
„ef  maör  haföi  lönd  at  veizlu  konüngs,  ok  er  af  honum  tekin,  ])ä 
skal  hann  taka  |k)  at  hväru  rett  slikan  sem  lendr  maör,  ok  svä  sunr 
hans  til  hann  er  fertugr."  Die  Stelle  läßt  erkennen,  daß  an  und  für 
sich  der  Besitz  von  Land  durch  jene  Art  von  Verleihung  des  Königs, 
Avelche  als  veizla  bezeichnet  wird,  als  für  den  Landherrn  w^esentlich 
galt,  nur  mit  der  zweifachen  Modifikation,  daß  erstens  die  Teilnahme 
am  Stande  demjenigen  nicht  verloren  ging,  der  seine  veizla  gehabt, 
aber  wieder  verloren  hatte,  und  daß  zweitens  auch  die  Söhne  der 
Landherren  an  deren  Standesrechten  Anteil  nahmen,  bis  sie  das  Alter 
von  40  Jahren  erreicht  hatten.  Auch  in  Bezug  auf  seine  Unfähigkeit, 
im  skiladömr  als  Richter  zu  sitzen,  wird  der  Sohn  des  Landherrn, 
der  sein  40.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  hat,  seinem  Vater  gleich- 
gestellt,-)  andererseits  aber  wird  auch  wieder  gesagt :  ^)  „lends  manns 
sunr  skal  taka  haulds  rett,  ef  hann  fser  eigi  lönd,"  und  wird  somit 
die  Teilnahme  am  Landherrnstande  auch  für  den  Sohn  eines  Land- 
herrn davon  abhängig  gemacht,  ob  er  selber  Land  vom  Könige  als 
veizla  erhält,  ganz  wie  in  Bezug  auf  den  Sohn  eines  Bischofes  oder 
Jarles,  Marschalls  oder  Tischdieners,  Priesters  oder  Vogtes  gesagt 
wird,  daß  sich  ihre  Buße  nach  dem  Rechte  ihrer  Geburt  bestimme, 
soweit  sie  nicht  dieselbe  Würde  erhalten,  wie  sie  ihr  Vater  besaß. 
Eine  Ausgleichung  des  scheinbaren  Widerspruches  ergibt  sich,  wenn 
wir  beachten,  daß  die  BpL.  an  der  oben  besprochenen  Stelle  ^)  bei 
Bestimmung  des  legkaup  neben  dem  Landherrn  seine  Kinder  nennen 
„er  i  landvänum  (der  zweite  Text  liest:  lendvänum)  eru",  während 
die  EpL.  bei  demselben  Anlasse  dessen  Kinder  erwähnen  „til  jiess, 
er  |)au  eru  fjortug"; '')  augenscheinlich  war  die  Meinung  die,  daß 
zwar  an  und  für  sich  nur  derjenige  lendr  maör  sein  und  heißen 
sollte,  der  wirklich  Land  vom  Könige  als  veizla  besitze,  daß  aber 
doch  einerseits  die  Einziehung  der  veizla  deren  früherem  Besitzer  den 
einmal    erworbenen  Stand  nicht  benehmen  solle,    und   daß    anderer- 


1)  G|)L.  §  206.  2)  ebenda,  §  37.  ^)  ebenda,  §  200. 

*)  BI)L.  I,  §   12;  II,  §  20.  ^)  EI)L.  I,  §  48;  II,  §  37. 

Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  23 


354  Anhang  I. 

seits  die  Kinder  des  Landherrn  insolange  den  Stand  ihres  Vaters 
teilen  sollen,  als  noch  Aussicht  vorhanden  ist,  daß  auch  sie  mit  Land 
bedacht  werden  (landvän),  was  angenommen  wird,  solange  sie  ihr 
40.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben.  In  letzterer  Beziehung 
mag  daran  erinnert  werden,  daß  die  GI)L.  in  einer  ihrer  Wergelds- 
tafeln  den  „systr  barnbaerar"  eine  Zahlung  zubilligen,  den  Anspruch 
aber  erlöschen  lassen,  wenn  die  betreffenden  Weiber  ihr  40.  Lebens- 
jahr erreicht  haben  ;^)  augenscheinlich  galt  hier  das  40.  Jahr  als  die 
Grenze,  bis  zu  welcher  das  Weib  noch  Aussicht  auf  Kinder  hatte, 
wie  dort  als  Grenze  für  die  Zeit,  bis  zu  welcher  die  Söhne  eines 
Landherrn  noch  Aussicht  hatten  vom  Könige  mit  Land  bedacht  zu 
werden.  Immerhin  verrät  sich  in  den  obigen  Bestimmungen  bereits 
eine  gewisse  Hinneigung  zur  Erblichkeit  bei  dem  Stande  der  Land- 
herren, welche  um  so  bestimmter  hervortritt,  als  von  den  Kindern 
des  Bischofes  und  Priesters,  des  Fürsten,  Marschalls,  Tischdieners  und 
Vogtes  uneingeschränkt  gesagt  wird,  daß  sie  an  den  Standesvorrechten 
dieser  ihrer  Eltern  keinen  Anteil  nehmen,  -)  und  welche  auch  da- 
durch bestätigt  wird,  daß  wiederholt  von  lendbornir  menn  gesprochen 
wird,  ^)  also  von  Leuten,  die  ihrer  Geburt  nach  dem  Landherrnstande 
angehörten  oder  doch  anzugehören  bestimmt  waren.  Hierzu  stimmt 
recht  gut,  daß  der  Sohn  des  Landherrn,  auch  wenn  er  40  Jahre  alt 
wird  ohne  Land  zu  erhalten,  doch  das  Recht  eines  höldr  nehmen  "^) 
und  das  legkaup  eines  höldr  bezahlen  soll,  ^)  nicht  das  Recht  und 
den  Preis,  der  ihnen  ihrer  Abstammung  nach  zukäme  wie  dies  für 
den  Sohn  des  Bischofes,  Jarles  usw.  gilt;  auch  dann,  wenn  sich  die 
Hoffnung  zerschlagen  hat,  daß  der  Sohn  des  Landherrn  selbst  Land 
erhalten  werde,  wirkt  der  höhere  Stand  des  Vaters  noch  auf  den 
Sohn  hinüber,  indem  auch  dann  dieser,  wenn  auch  nicht  den  Stand 
des  Vaters,  so  doch  den  nächst  niederen  Stand  zugewiesen  erhält, 
auch  wenn  ihm  dessen  sonstige  Voraussetzung,  der  Besitz  von  Stamm- 
gut nämlich,  fehlt.  Beachtenswert  ist  übrigens  andererseits  auch, 
daß  unsere  Stellen,  abgesehen  von  den  beiden  soeben  besprochenen 
Modifikationen,  immer  den  Besitz  von  Land  oder  veizlur  für  die  Teil- 
nahme am  Landherrenstande  voraussetzen,  und  nur  diesen ;  sie  deuten 
mit  keinem  Worte  an,  daß  der  Landherr  neben  seiner  veizla  auch 
mit   bestimmten   Rechten    und   Pflichten    in  Bezug    auf  die  Landes- 


1)  G|)L.  §  231.  "-)  ebenda,  §  200. 

3)  Eigla,  57/124;  Sverris  s.,  60/155.  ^)  G|)L.  §  200. 

«)  EI,L.  I,  §  48;  II,  §  37. 
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regierung   ausgestattet  sein  müsse,    und   ebensowenig  bezeichnen  sie 
ein  bestimmtes  Maß  von  Land  als  erforderlich  für  die  Teilnahme  am 
Stande  der  Landherrn.  —  Über  die  Beschaffenheit  der  v  e  i  z  1  u  r  er- 
fahren wir  aus  den  Rechtsbüchern  nur  wenigJ)    Der  Ausdruck  veita 
bedeutet  bekanntlich  soviel  wie  mitteilen,    einräumen,  verleihen,    an- 
gedeihen  lassen,  wie  denn  das  Kirchenrecht  von  einem  veita  |)jönustu,^) 
veita  tiöir-^j  u.  dgl.  spricht;  der  Ausdruck  veizla  aber  bezeichnet  von 
hier    aus  jede  Einräumung,    Gabe,  Verleihung,    welcher  Art  dieselbe 
auch  sein  möge.     Als  veizla  wird  von  hier  aus  sehr  häufig  jede  Be- 
wirtung bezeichnet,  mochte  es  sich  nun  dabei  um  eine  rein  willkürlich 
abgehaltene    Gasterei    handeln    oder   aber   um    diejenige    Bewirtung, 
welche  der  König,    der  Bischof  und  wohl  auch  mancher  andere  Be- 
dienstete gelegentlich  ihrer  Rundreisen  im  Reiche  oder  in  ihrem  Be- 
zirke   zu  beanspruchen  hatten.     In  diesem  letzteren  Sinne    steht  der 
Ausdruck  z.  B.  gebraucht,  wenn  die  FrpL.  gebieten,*)  daß  man  dem 
Bischöfe  eine  anständige  veizla  halte,  wenn  er  komme,  eine  Kirche  ein- 
zuweihen ;  ^)  eine  Bestimmung,  die  auch  in  den  E[)L.  ^)  und  GpL.  ^) 
ihr   Analogon    findet,    wenn    auch  das    zuletzt    genannte  Rechtsbuch 
den  Ausdruck  veizla  nicht  braucht,  vielmehr  dafür  vist  braucht.     In 
den  Geschichtsquellen    aber  w^ird   dieser  Ausdruck    ungemein  häufig 
von  der  Gastung  gebraucht,  welche  die  Könige  einzunehmen  pflegten, 
und    die  veizla   in    diesem  Sinne    entspricht    somit    vollständig    dem, 
was  die  ags.  Quellen  als  cyninges  feorm  zu  bezeichnen  pflegen,  wo- 
bei   übrigens    auch  wieder  zu  bemerken  kommt,    daß    auch  die  ags. 
Quellen  feorm  daneben  für  die  gewöhnliche  Gasterei  brauchen,  wie 
denn    z.  B.  die  Rectitudines  singularum  personarum  g,  §   i,    und  2i 
von  einer  midwintres  feorm  und  Eästorfeorm,   bendfeorm,    gytfeorm 
sprechen.    Aber  wie  das  ags.  feorm,  engl,  farm  '')  daneben  auch  wieder 
die  Bedeutung  Pachtgut,  Hofgut  hat,   so  wird  auch  veizla  als  Bezeich- 
nung für  Güter  oder  nutzbare  Rechte  gebraucht,  welche  von  einem 
Herrn  einem  Manne  zugewiesen  worden  sind,    und  in  diesem  Sinne 
gehört  die  veizla  hierher.     In    diesem  Sinne    steht  der  Ausdruck    an 
einer  vorhin  besprochenen  Stelle  der  GpL.  ^)  welche  besagt,  daß  der- 
jenige, Avelcher  „land  at  veizlu  konüngs"  hatte,    welches  ihm  hinter- 
her genommen  wird,    dennoch  nach  wie  vor  das  Recht  eines  Land- 
herrn haben  solle;    in  diesem  Sinne    auch   an  einer  zweiten,    welche 


1)  vgl.  oben  S.  329.  2)  GI)L.  §  8;  9;  33-  =^)  ebenda,  §  23. 

*)  FrI>L.  II,  §  8.  6)  EI)L.  I,  §  40.  «)  GI)L.  §   14. 

")  bei  Reinh.  Schmid,  Anhang  III,  S.  378  und   382. 
«)  GI)L.  §  206. 

23* 


■Jtß  Anhang  I. 

besagt,  daß  der  Landherr  oder  Vogt  gewisse  Mängel  an  der  Seeaus- 
rüstung vorbehaltlich  des  Rechtes,  die  entsprechenden  Bußen  von 
den  Säumigen  einzutreiben,  zu  decken  habe,  „svä  sem  l)eir  hafa  veizlu 
til,"  ^)  d.  h.  je  nach  dem  Maß  der  Vergabung,  welches  der  eine  und 
andere  besitzt,  so  daß  also  die  den  Landherren  und  Vögten  aufer- 
legte Verpflichtung  hier  ganz  ebenso  als  Gegenleistung  für  die  veizla 
erscheint,  wie  in  einer  Verordnung  aus  des  Magnus  Erlingsson 
Zeit,  die  alle  Leute,  welche  zur  Königswahl  nach  prändheimr  zu 
kommen  haben,  auf  ihre  eigene  Kosten  dahin  gehen  läßt,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  „er  eigi  höföu  äör  konüngs  fe''.  -)  Noch  zwei 
weitere  Bestimmungen  bieten  die  GpL.  über  die  veizlur.  Die  eine 
lautet:^)  „ef  maör  vinnr  i  veizlujörö  manns,  soeki  hann  til  landnäms, 
ok  hafi  hälft,  ellar  sceki  ärmaör  konüngs  allt";  die  andere  aber:*) 
„nü  kaupir  maör  jörö  at  ärmanni,  [lä  er  hann  [jjöfr  at,  nema  hann 
kaupi  ä  l^ingi;  en  ef  maör  selr  veizlujörö  sina,  jiä  verör  hann  l^jöfr 
af,  en  eigi  sä,  er  kaupir".  Aus  beiden  ersieht  man,  daß  die  veizla 
zwar  aus  der  Hand  des  Königs  in  die  des  Mannes  überging,  welcher 
von  ihm  mit  derselben  bedacht  wurde,  aber  doch  so,  daß  gewisse 
Rechte  in  Bezug  auf  dieselbe  in  der  Hand  des  Königs  zurückblieben ; 
nur  unter  dieser  Voraussetzung  erklärt  sich,  daß  es  als  ein  Diebstahl 
betrachtet  wurde,  wenn  der  Inhaber  einer  veizlujörö  diese  (natürlich 
ohne  Zustimmung  des  Königs)  verkaufte,  daß  ferner  eine  widerrecht- 
liche Benutzung  der  veizlujörö  durch  einen  Dritten  nicht  nur  als  Ver- 
letzung der  Rechte  ihres  Besitzers,  sondern  auch  der  Rechte  des 
Königs  galt,  so  daß  das  betreffende  landnäm  zwischen  beiden  geteilt 
wurde,  und  der  Besitzer  zwar  in  erster  Linie  zur  Klagestellung  be- 
rufen war,  aber  diese  doch  eventuell  auch  dem  Vogte  des  Königs 
zustand.  Berücksichtigt  man  noch,  daß  nach  einer  bereits  mehrmals 
besprochenen  Stelle  ^)  die  veizla  dem  Manne,  dem  sie  übertragen  worden 
war,  wieder  abgenommen  werden  konnte,  daß  sie  aber  doch  anderer- 
seits von  der  leigujörö,  d.  h.  dem  geliehenen  Lande,  stets  getrennt 
gehalten  wird,  so  läßt  sich  ja  wohl  vermuten,  daß  es  sich  bei  ihr 
um  eine  Vergabung  gehandelt  haben  werde,  welche  unter  gewissen 
Voraussetzungen  widerruflich,  und  bei  welcher  eben  darum  auch 
dem  verleihenden  Könige  noch  ein  vermögensrechtliches  Interesse 
an   dem   verliehenen    Objekte   verblieben    war.      Aber   allerdings   ist 


1)  GI)L.  §  308.  2)  ebenda,  §2.  ^j  ebenda,  §  loi. 

*)  ebenda,  §  264;    vgl.  über  beide  Stellen  meine  Abhandlung  über  „die  ;ir- 
menn  des  altnorwegischen  Rechtes",  S.  89— 90.  ^)   GI)L.  §  206. 
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diese  Begriftsbestimmung  immerhin  noch  eine  sehr  unzureichende.  Sie 
läßt  unbestimmt,  in  welchen  Fällen  die  Einziehung  der  veizla  dem 
Könige  gestattet  war,  ob  nämlich  willkürlich  oder  unter  irgendwelchen 
bestimmt  abgegrenzten  Voraussetzungen.  Da  ferner  bei  Besprechung 
der  Vergabungen,  welche  unwiderruflich  sein  sollen,  der  Satz  ausge- 
sprochen wird:^)  „jiaer  gjafir  skulu  halda,  er  konüngr  gefr  oss,  eöa  ver 
honum",  und  überdies  bei  Besprechung  der  „jaröir,  er  öörlum  skulu 
fylgja"  erwähnt  wird:^)  „sü  er  hin  fjöröa,  er  heiölaunaö  er;  sü  er  hin 
fimta,  er  drekkulaun  er,  ef  hann  l^iggr  af  konüngi",  erwächst  die  Not- 
wendigkeit, die  veizla  von  anderen  Vergabungen  des  Königs  zu  unter- 
scheiden, die  unwiderruflich  waren,  und  zumal  von  dem  „heiöfe",  durch 
welches  dieser  die  Dienste  seiner  „heiömenn",  d.  h.  hirömenn  oder  hüs- 
karlar  als  mit  einem  „mäli"  belohnte.  ^)  Endlich  begreift  sich  auch 
nicht  recht,  wie  ein  bloßes  Revokationsrecht  des  Königs  dazu  geführt 
haben  sollte,  demselben  während  der  Besitzperiode  des  Mannes  selbst 
einen  Anteil  an  dem  landnäm  zu  verschaffen,  welches  für  die  Ver- 
letzung der  veizlujörö  zu  erlegen  war;  nach  allen  diesen  Seiten  hin 
lassen  uns  aber  die  Provinzialrechte  ohne  Aufschluß.  Eine  besondere 
Frage  bleibt  sodann  auch  noch  die,  ob  zwischen  den  beiden  speziel- 
leren Bedeutungen,  in  welchen  der  Ausdruck  veizla  zu  stehen  pflegt, 
eine  rechtliche  Verbindung  bestehe  und  welche.  Von  manchen  wird 
angenommen,  ^)  daß  die  veizla  als  Lehen  vom  Könige  mit  der  Ver- 
pflichtung übertragen  worden  sei,  demselben  veizlur  im  Sinne  von 
Gastung  zu  leisten.  Erinnert  man  sich  an  des  Tacitus  Worte : "") 
„nam  epulae  et,  quanquam  incompti,  largi  tamen  apparatus  pro  sti- 
pendio  cedunt",  so  mag  man  allenfalls  auch  daran  denken,  daß  in 
der  veizla  als  Lehen  ein  Ersatz  für  die  ursprünglich  gereichte  Natural- 
verpflegung,  also  die  veizla  als  Gasterei  zu  sehen  sein  könnte ;  ^)  im 
einen  wie  im  anderen  Falle  würde  die  Verwendung  der  gleichen 
Bezeichnung  für  die  Gasterei  und  für  das  vom  Könige  gegebene  Land 
auf  einem  inneren  Zusammenhange  des  Landes  mit  der  Gastung  be- 
ruhen. Aber  allerdings  ist  auch  die  andere  Möglichkeit  nicht  zu 
übersehen,  daß  ein  solcher  innerer  Zusammenhang  nicht  bestände, 
vielmehr  veizla  zu  seiner  doppelten  Bedeutung  nur  durch  den  Um- 
stand gekommen  wäre,    daß  bei  der  Gastung  sowohl   als  der  Land- 


^)GJ)L.  §129.  -)  ebenda,  §2  70.  '')Skäldskaparmal, 

53/458.  *)  z.  B.  R.  Keyser ,  Norges  Stats-  og  Retsforfatning,  S.  96 ;  Fritzner, 

s.  V.  veizla;  vgl.  auch  P.  A.  Munch,  Om  Lendirmenn,  S.  81.  ^)  Germania,, 

cap.   14.  **)  wie  denn  Heimskr.  Haralds  s.   harfagra,  6/52  von  den  jarlar 

gesagt  wird,   daß  sie  ihre  Bezüge  erhielten   ,,til  bor?is  ser  ok  kostnaÖar". 
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gäbe  ein  veita,  d.  h.  Geben  vorliegt,  und  man  wird  sich  doch  wohl 
zunächst  an  sie  halten  müssen,  so  lange  nicht  dafür  positive  Beweise 
erbracht  sind,  daß  den  Inhabern  von  veizlur  wirklich  die  Verpflich- 
tung zur  Bewirtung  des  Königs  obgelegen  habe,  oder  daß  die  Ver- 
gabung von  Land  wirklich  an  die  Stelle  einer  früheren  Naturalver- 
pflegung  am  Königshofe  getreten  sei,  was  beides  bisher  noch  nicht 
geschehen  ist.  —  Über  die  öffentlichen  P^unktionen,  welche  den 
Landherren  obliegen,  ist  noch  eine  Reihe  von  Bestimmungen  nach- 
zutragen. Wie  die  ärmenn  spielen  auch  sie  zunächst  eine  Rolle  im 
Gerichtswesen.  Ganz  wie  jene  können  auch  sie  in  den  Fall  kommen, 
in  Fällen,  da  dem  Könige  ein  Strafgeld  gebührt,  die  Klage  zu  stellen, 
wie  denn  z.  B.  ihnen  alternativ  mit  den  ärmenn  die  Klage  wegen 
der  „deild  at  öldrhüsi"  zugewiesen  wird,  ^)  oder  die  Klage  wegen 
eines  Vertrages,  welchen  der  Bestohlene  mit  dem  Diebe  widerrechtlich 
eingegangen  hat,  um  den  König  um  seinen  Strafbezug  zu  bringen. -j 
Ganz  wie  die  ärmenn  können  ferner  auch  sie  in  den  Fall  kommen, 
eine  Exekution  in  das  Vermögen  eines  Bauern  vornehmen  zu  müssen, 
und  sie  werden  demnach  auch  für  den  Fall,  daß  sie  dabei  nicht  in 
gesetzlicher  Weise  verfahren,  mit  ganz  derselben  Strafe  bedroht  wie 
jene;^)  es  ward  wohl  mit  dieser  Obliegenheit  der  Landherren  und 
der  Vögte  zusammenhängen,  wenn  speziell  der  Möglichkeit  gedacht 
wird,  daß  sie  schuldhörige  Leute  in  die  Unfreiheit  verkaufen 
würden.^)  So  mögen  ferner  die  Verwandten  eines  Erschlagenen  den 
gefangenen  Totschläger  dem  Vogte  oder  dem  Landherrn  zur  Ge- 
fangenhaltung übergeben,  wenn  sie  ihn  nicht  selber  überwachen 
wollen,  und  wenn  es  zur  Hinrichtung  kommt,  hat  der  Vogt  oder 
Landherr  für  einen  Vollstrecker  derselben  zu  sorgen ;  ^)  doch  wird 
dem  Landherrn  die  Übernahme  des  Gefangenen  ausdrücklich  nur 
für  den  Fall  zugemutet,  „ef  eigi  er  ärmaör  til",  sodaß  seine  Ver- 
pflichtung also  nur  eine  subsidiäre  ist.  Eine  ähnliche  Bestimmung 
kehrt  auch  bezüglich  des  gefangenen  Diebes  wieder ;  ^)  auch  diesen 
kann  der  Bestohlene  an  den  ärmaör  abliefern,    und  wenn  dieser  ihn 


^)  GI)L.  §  187:  nü  m?elir  {)at  ärmaÖr  eöa  lendr  ma5r,  at  {)eir  hafi  misdeilt;  {)eir 
kveÖa    viÖ  J)vi    nei  allir    usw.  ^)  ebenda,    §  256 :    nü  maelir  J)at  armaÖr  eöa 

lendr  maÖr,  at  {jeir  hafi  saett  görva,   sa  er  stolinn  er  ok  sä  er  stal  usw. 

^)  ebenda,  §  141:  nü  tekr  lendr  maör  eÖa  ärmaör  bü  böanda  upp  ütalt  eÖa 
üdoemt  usw. ;  §213:  nü  tekr  armaÖr  bü  manns,  eÖa  tekr  upp  i  stöÖum  öÖrum  en 
i  I)eim  J)remr,  er  til  J)ess  eru  talÖir,  J)a  er  armaÖr  sekr  40  marka,  ok  svd  lendr  maÖr 
at  sömu  hafi,  ef  hann  ferr  i  bü  manns  ok  tekr  upp. 

*)  ebenda,  §  71.      ^)   ebenda,  §  152.      «)  ebenda,  §  253. 
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anzunehmen  sich  weigert,  an  den  Landherrn,  so  daß  also  auch  hier 
wieder  die  Verpflichtung  den  letzteren  nur  subsidiär  trifft;  wenn 
dann  hinterher  nur  vom  ärmaör  gesagt  wird,  daß  er  den  Voll- 
strecker der  Hinrichtung  beizustellen  habe,  so  ist  dabei  doch  wohl 
des  Landherrn  nur  zufällig  nicht  wieder  mit  Erwähnung  getan. 
Doch  gilt  für  den  Fall,  da  ein  Landherr  oder  Vogt  wegen  wider- 
rechtlichen Verhaltens  in  seinem  Dienste  in  eine  Geldbuße  verfällt, 
die  eigentümliche  Bestimmung,  daß  der  erstere  den  Betrag  halb  an 
den  König,  halb  an  die  Bauern  zu  zahlen  hat,  wogegen  die  vom 
letzteren  zu  zahlende  Buße  ungeteilt  an  die  Bauern  fällt;  so  beim 
widerrechtlichen  Verkaufen  von  Schuldknechten,  ^)  so  aber  auch  bei 
der  Weigerung,  den  gefangenen  Totschläger  oder  Dieb  zu  über- 
nehmen, oder  für  dessen  Hinrichtung  zu  sorgen.  ^)  An  der  zuletzt 
erwähnten  Stelle  wird  überdies  gesagt,  daß  die  Bauern  dem  Vogte 
oder  Landherrn,  der  sich  einer  solchen  Rechtsverweigerung  schuldig 
gemacht  habe,  insolange  keine  Strafgelder  zahlen  (eigi  sekt  gjalda) 
sollen,  bis  er  die  von  ihm  selbst  verwirkte  Buße  an  sie  entrichtet 
habe ;  eine  Vorschrift,  welche  ebenfalls  wieder  zeigt,  daß  diese  beiden 
Bediensteten  ganz  gleichmäßig  zum  Eintreiben  von  Strafgeldern  be- 
rufen waren.  Endlich  hat  aber  der  Landherr  auch  neben  dem  Vogte 
für  das  Heerwesen  zu  sorgen.  Allerdings  wird  nur  vom  ärmaör 
gesagt,^)  daß  er  demjenigen,  welcher  beim  manntal  einen  seiner 
Hausgenossen  verheimlicht  hat,  dafür  einen  Unfreien  nach  eigener 
Wahl  wegnehmen,  oder  wenn  jener  einen  solchen  nicht  besitzt,  von 
ihm  eine  Buße  von  drei  Mark  erheben  solle ;  daß  er  ferner  von  dem- 
jenigen, der  sich  zwar  richtig  einschätzt,  aber  hinterher  die  ihn  be- 
treffende Leistung  nicht  trägt,  das  leiöangrsviti  einzutreiben  habe ;  *) 
daß  ihm  endlich  von  denjenigen,  welche  wegen  zu  geringer  Zahl 
der  Dienstpflichtigen  ihrer  Heerespflicht  nicht  genügen  können,  die 
betreffenden  Beiträge  an  Proviant  zu  übergeben  seien.  ^)  Bezüglich 
aller  anderen  Obliegenheiten  aber  wird  der  Landherr  neben  dem 
\"ogte  genannt.  So  soll  z.  B.  ein  20  sitziges  Schiff  (tvitugsessa)  dann 
nicht  seetüchtig  sein,  wenn  mindestens  fünf  Ruderbänke  (rüm)  un- 
bemannt sind;  fehlt  es  nur  an  der  Bemannung  für  fünf  Halbbänke 
(hömlur),  so  soll  für  diese  „lendr  maör  eöa  ärmaör"  aufkommen,  „sä 
er  ättüng  hefir  at  yfirsökn".*^)  Wenn  ferner  an  der  Betakelung  eines 
Heerschift'es  etwas  fehlt,  soll  „ärmaör  eöa  lendr  maör"  das  Fehlende 


^)GI)L.  §71.      ^'j  ebenda,  §152  und  253.      ^)   ebenda,  §  296. 
*)  ebenda,  §  298.      ^)   ebenda,  §  301.      **)  ebenda,  §  301. 
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ergänzen,  „svä  sem  j)eir  hafa  veizlu  til",  und  sodann  die  Buße  von 
den  Säumigen  eintreiben.^)  Wiederum  soll  „ärmaör  eöa  lendr  maör", 
wenn  ein  väpnal3ing  gehalten  werden  soll,  dieses  im  Herbste  ansagen, 
worauf  dieses  im  folgenden  Frühling  (von  demselben  Beamten?)  zu 
halten  ist.  ^)  Wenn  man  einen  feindlichen  Einfall  ins  Land  zu  er- 
warten hat,  und  darauf  die  Feuerzeichen  samt  den  dazu  gehörigen 
Wachen  einzurichten  sind,  soll  „ärmaör  konüngs  eöa  lendr  maör'^ 
die  Ladung  zu  der  Versammlung  erlassen,  welche  die  betreffenden 
Vorbereitungen  zu  treffen  hat.^)  Baut  sich  jemand  ein  Kriegsschiff, 
ohne  das  Ziel  seiner  Fahrt  bekannt  zu  geben,  so  soll  „ärmaör  eöa 
lendr  maör"  ihn  hierum  befragen,  wenn  er  die  Antwort  verweigert, 
den  Mann  um  40  Mark  Sicherheit  bestellen  lassen,  endlich  wenn  er 
auch  diese  nicht  stellt,  sein  Schiff  unbrauchbar  machen ;  ^)  erst  wenn 
beide  ihre  Schuldigkeit  nicht  tun,  haben  die  Bauern  bei  eigener 
Haftung  einzugreifen.  Dagegen  soll  der  eiserne  Heerpfeil,  welcher 
auszufahren  hat,  wenn  die  Nachricht  von  einem  drohenden  feind- 
lichen Einfalle  kommt,  nur  „meö  lendum  mönnum"  fahren,  und  zwar 
auf  geradestem  Wege,  während  diese  dann  durch  einen  Holzpfeil 
die  Ladung  je  in  ihrem  Bezirke  nach  allen  Richtungen  hin  weiter- 
verbreiten.^) Es  läßt  sich  kaum  annehmen,  daß  an  dieser  letzteren 
Stelle  die  ärmenn  nur  der  Kürze  halber  ausgelassen  seien ;  eher  wäre 
möglich,  daß  umgekehrt  an  den  zuerst  besprochenen  Stellen  die 
lendir  menn  als  mit  gemeint  zu  denken  wären.  Doch  steht  auch 
dies  nicht  fest;  vielmehr  läßt  sich  sehr  wohl  denken,  daß  die  vor- 
wiegend kriegerische  Leitung  des  Heerwesens  ausschließlich  den 
Landherren,  die  vorwiegend  finanzielle  Tätigkeit  bei  demselben  in 
erster  Linie  den  Vögten  übertragen  gewesen  sei,  wobei  freilich  ein 
Ineinandergreifen  beider  Dienstzweige  und  darum  auch  eine  gemein- 
same Kompetenz  beider  Arten  von  Beamten  auf  vielen  Punkten 
nicht  ausgeschlossen  werden  konnte.  Die  bisherigen  Belege  sind 
nun  aber  ausschließlich  aus  den  GpL.  entnommen ;  in  den  FrpL. 
wird  dagegen  zwar  seltener  von  öffentlichen  Funktionen  gesprochen, 
welche  den  lendir  menn  übertragen  wären,  aber  so  weit  solcher 
Erwähnung  geschieht,  geschieht  dies  ganz  in  derselben  Weise.  So 
soll  auch  nach  den  Frl)L.  derjenige,  welcher  einen  anderen  am  Ding 
verwundet  hat,  gefangen  dem  ärmaör  oder  lendr  maör  zur  Be- 
wachung übergeben  werden;^)    im   weiteren  Verlaufe   der  Stelle   ist 


^)  G|)L.  §  308.      2^  ebenda,  §  309.      ^)  ebenda,  §  311. 
*)  ebenda,  §  314.      ■>)  eb  en  da,  §  312.      6)  Fr|)L.  IV,  §  10. 
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dann  freilich  nur  noch  vom  ärmaör  die  Rede.  Außerdem  läßt  sich 
etwa  noch  die  Vorschrift  hierher  stellen,  ^)  daß  unter  Umständen 
„lendr  maör  eöa  ärmaör,  er  sökn  ä"  berechtigt  sei,  einen  Mann  aus 
Hälogaland  durchzusuchen,  der  im  Verdachte  steht,  widerrechtHch 
am  Finnenhandel  sich  beteihgt  zu  haben;  weit  weniger  aber  die 
andere,  -)  wonach  lendir  menn,  hüskarlar  und  ärmenn  gleichmäßig 
mit  einer  Buße  von  40  Mark  bedroht  werden  für  den  Fall,  daß  sie 
die  Auflegung  eines  Verbotes  der  Ausfuhr  aus  einem  Volklande  in 
das  andere  anstiften,  wogegen  die  Bauern  des  Volklandes  die  gleiche 
Buße  zu  entrichten  haben,  w^enn  sie  „at  einrseöi  sinu"  gehandelt 
haben.  Die  Zusammenstellung  der  lendir  menn  und  ärmenn  mit  den 
hüskarlar  dürfte  dartun,  daß  es  sich  hier  auch  bei  den  ersteren  nicht 
um  einen  Mißbrauch  der  Amtsgewalt,  sondern  nur  um  einen  Miß- 
brauch jener  höheren  Autorität  handelt,  welche  den  vornehmeren 
Herren  als  solchen  zukam,  ganz  abgesehen  von  dem  Grunde,  auf 
welchem  ihr  Ansehen  beruhte.  Ähnlich  steht  es  hinsichtlich  der 
Bestimmungen,  welche  sich  über  den  gemeinsamen  Widerstand  aus- 
sprechen, der  einem  Angriffe  entgegengesetzt  werden  soll,  welchen 
ein  Landherr  auf  einen  einzelnen  Bauern  macht;  ^)  der  für  den  An- 
griff gebrauchte  Ausdruck  „atför"  bezeichnet  allerdings  anderwärts 
die  gerichtliche  Exekution,  wie  denn  z.  B.  in  den  FrpL.  selbst  atfarar- 
dömr  das  gerichtliche  Urteil  heißt,  welches  einen  Gläubiger  zur  Vor- 
nahme der  Exekution  ermächtigt,  *)  und  man  könnte  von  hier  aus 
versucht  sein,  die  Satzung  auf  widerrechtliche  Exekutionen  zu  be- 
ziehen, welche  ein  Landherr  sich  etwa,  seine  Amtsgewalt  miß- 
brauchend, erlauben  könnte;  indessen  reicht  doch  die  Bedeutung 
des  Wortes  atför  viel  weiter,  und  da  unmittelbar  zuvor  das  Rechts- 
buch ein  allgemeines  Verbot  der  atför  ausspricht,  und  sodann  speziell 
von  dem  Widerstände  gegen  den  König  und  Jarl  handelt,  der  sich 
solche  erlaubt,  während  doch  Könige  und  Jarle  keine  Urteile  zu 
vollstrecken  pflegten,  ist  klar,  daß  auch  hier  nur  von  gewalttätigem 
Handeln  die  Rede  sein  kann,  welches  in  keinem  bestimmten  Bezüge 
zu  bestimmten  Amtshandlungen  steht.  Es  steht  demnach  in  dieser 
Beziehung  nicht  anders  als  bei  der  Bestimmung,  welche  demjenigen 
die  Talion  androht,  w^elcher  „roegir  manni  viö  konüng  eöa  viö  bis- 
kup,    eöa  viö  jarl  eöa  viö    lendan    mann";^)   die  Vergleichung   einer 


^)  FrI)L.  XVI,  §  2.  2)  ebenda,  V,  i<  43. 

■"')  ebenda,  IV,  §  52;  vgl,  ^  50—51.  •*)  ebenda,  III,  §  20. 

'•)  ebenda,   V,  §  28^    nur  in  Fragm.   II,    S.   506  erhalten,    dann    in  Jdrns. 
Mannh.  §  26,  wo  indessen  statt  der  Landherren  die  valdsmenn  genannt  sind. 


362 


Anhan?  1, 


entsprechenden    Stelle    der    GpL.,    welche    sagt:     „engl    värr    skal 
annan    roegja   viö    konüng,    ne   viö    ser    rikra    mann'',  ^)    zeigt,    daß 
auch   hier   nur   die    allgemeine   Vornehmheit,    nicht    eine   besondere 
Amtsgewalt    des    Landherrn    in    Frage    steht,     und    ist    somit    aus 
derartigen    Stellen    wenig    mehr    zu    gewinnen,    als    z.   B.    aus    der 
Gegenüberstellung    von    lendir    menn    ok    laeröir,    büendir    ok    bü- 
])egnar,    wie  sie  sich    in  des  K.  Häkon  Einleitung  zum  Rechtsbuche 
und  sonst  so  oft  gebraucht  findet.  ^)     Am  auffälligsten  ist,  daß  selbst 
im  Heerwesen  die  Landherren  nach  den  FrpL.  keinerlei  hervorragende 
Rolle  spielen.      Allerdings   müssen   „baeöi   lendir  menn   ok    ärmenn" 
ebensogut   am  manntals]3ing  sich  einfinden  wie  die  Bauern  oder  die 
selbständig  wirtschaftenden  Weiber ;  ^)  aber  es  handelt  sich  dabei  nur 
um    die  Erfüllung    der  diesen  wie   jenen    obliegenden  Verpflichtung, 
sich  zur  Heerpflicht  einzuschätzen,  und  sie  können  darum  auch,  statt 
selbst   zu    erscheinen,    einen  Vertreter  schicken,    und    hat  die  Unter- 
lassung von  beiden    nur  die  Folge,    daß  sie  sich    nun  für    ein  volles 
Jahr  die  Einschätzung  gefallen  lassen  müssen,  welche  die  anwesenden 
Bauern  ihrerseits   ihnen  angedeihen  lassen.  *)     Es   ist  demnach  diese 
Vorschrift   nur   eine  Folge  der   anderen  Regel,    daß    die  Landherren 
die  Heereslast  ganz  in  derselben  Weise  zu  tragen    haben    wie  jeder 
andere  Bauer,    wogegen  sie    auch   an  den  Heerschiffen  den  gleichen 
Anteil  haben  sollen  wie  diese,  ^)  eine  Bestimmung,  welche  ausdrück- 
lich auf  (des  heiligen)  Olafr  Zeit  zurückgeführt  wird.     Es  scheint  hier- 
nach,   daß    die    Landherren    im   I)rändheimischen    weit   weniger    mit 
öffentlichen  Funktionen  betraut  waren  als  im  Bezirke  des  Gula])ings. 
—  Eine  Verv^ollständigung  zugleich  und  eine  Gegenprobe  bietet  nun 
aber  für  die  bisherigen  Sätze  die  Zusammenstellung   derjenigen  Be- 
stimmungen, welche  die  Provinzialrechte  über  die  syslumenn  ent- 
halten.    Oben  wurde  bereits  bemerkt,  daß  als  Abgeordnete  zum  Gula- 
]3ing   diejenigen  Bauern   kommen    sollen,    „er   lendir  menn  nefna  til, 
eöa  ärmenn,    eöa  syslumenn".  ^)     Wenn  ferner  den  ,,yfirsöknarmenn, 
er  jiar   eigu  syslur   baeöi   af  konüngs   hendi    ok  biskups"    übertragen 
wird,  den  der  Bestialität  Überführten  kastrieren  zu  lassen,  ')  so  ist  da- 
bei zunächst,    ausschließlich    oder    nebenbei,    an    ärmenn  zu  denken, 
aber  der  Ausdruck  sysla  wird  denn  doch  auf  ihre  Funktion,  und  so- 
mit vielleicht  auch  der  Ausdruck  syslumenn  auf  sie  selber  angewandt. 
Nach    einem  von  Magnus  Erlingsson    erlassenen    Gesetze  ^)   hat   der- 


1)  GJ)L.  §   137.  2)  FrI)L.  Einleitung,  §   i.  ^^  Fr|)L.  VII.  §  8. 

*)  ebenda.  ->)  ebenda,  VII,  §  18.  «)  GI)L.  §  3. 

')  ebenda,  §  30.  «)  GI)L.  §  32;  ebenso  FrI)L.  V,  §  46. 
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jenige,  welcher  in  anderen  als  vigsakir  einem  Urteilsspruche  nicht 
Gehorsam  leistet,  18  aurar  an  den  Gegner  und  15  Mark  an  den 
König  zu  büßen,  außerdem  aber  nach  wie  vor  dem  Spruche  Genüge 
zu  tun;  der  König  selbst  oder  die  syslumenn  haben  dabei  die  beiden 
Beträge  einzuklagen,  und  die  syslumenn  nötigenfalls  sogar  dem 
Gegner  ein  Ding  anzuberaumen,  und  ihn  hier  friedlos  legen  zu 
lassen.  Nach  einem  weiteren  Gesetze  desselben  Königs  ^)  soll  man, 
wenn  es  auf  eine  Vermögensexekution  ankommt,  „ärmann  konüngs 
eöa  syslumann"  samt  der  nötigen  Anzahl  von  Bauern  zur  Hilfeleistung 
auffordern,  so  daß  also  beide  male  der  syslumaör  ganz  in  derselben 
Weise  verwendet  wird  wie  anderwärts  der  lendr  maör.  In  der  Ein- 
leitung hinwiederum,  welche  K.  Häkon  gamli  den  Frl)L.  beigegeben 
hat,  wird  einmal  gesagt,  ^)  daß  vielfach  die  syslumenn  von  den 
Bauern  Strafgelder  eintreiben  für  die  Aufnahme  geächteter  Leute, 
wodurch  die  syslumenn  Einnahmen,  die  Bauern  aber  Vermögensein- 
buße haben,  während  doch  die  Verbrechen  selbst  straflos  bleiben, 
und  es  wird,  um  diesem  Übelstande  abzuhelfen,  sofort  angeordnet, 
daß  in  Zukunft  die  umboösmenn  konüngs  ebensogut  wie  die  bisher 
hierzu  gesetzlich  verpflichteten  Personen  gehalten  sein  sollen,  solche 
friedlose  Leute  mit  Hilfe  der  Bauern  zur  Strafe  zu  ziehen;  schließ- 
lich aber  wird  sowohl  dem  syslumaör  als  dem  ärmaör  für  den 
Fall  der  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  der  Verlust  seiner  Stel- 
lung samt  einer  Buße  von  12  Mark  Silbers  angedroht,  welche  letztere 
halb  der  König  und  halb  die  Bauern  beziehen.  Man  sieht  aus  dieser 
V^orschrift  zunächst,  daß  die  syslumenn  die  von  ihnen  erhobenen 
Strafgelder,  sei  es  nun  ganz  oder  teilweise,  selbst  bezogen ;  man  sieht 
aber  weiterhin  auch,  daß  der  Ausdruck  umboösmenn  konüngs  sie 
und  die  ärmenn  gemeinsam  umfaßte,  während  doch  beide  wieder 
voneinander  unterschieden  werden,  und  zugleich  wohl  anderen  Be- 
amten, d.  h.  doch  wohl  den  lendir  menn  und  allenfalls  gestir,  gegen- 
überstehen, deren  Sache  früher  die  Handhabung  der  Sicherheitspolizei 
allein  gewesen  war.  ^)  Nach  dem  Texte  des  Rechtsbuches  selbst 
kann  der  König,  der  einem  Totschläger  den  Landfrieden  verwilligen 
will,  dem  Begnadigten  über  diesen  seinen  Willen  bestimmte  Aus- 
weise (jartegnir)  geben;  jedoch  kann  auch  die  Begnadigung  durch 
einen  syslumaör  am  Dinge  erfolgen,  vorausgesetzt,  daß  dieser  am 
betreffenden  Dinge  sich  darüber  ausweist,  daß  er  vom  Könige  beauf- 
tragt   sei,   von    des    Königs   wegen   im    betreffenden   Volklande    alle 

1)  Fr|)L.  V,  §  37.  2)  Fr|)L.  Einleitung,  §   12. 

•"')  vgl.  meine  Abhandlung  über  die  armenn,  S.  59  und  83 — 4. 
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Rechtssachen  zu  erledigen.  ^)  Endlich  kommt  noch  jene  bereits  ge- 
legentlich der  GpL.  erwähnte  Novelle  des  K.  Magnus  Erlingsson  in 
Betracht,  ^)  welche  den  syslumenn  die  Verfolgung  derjenigen  über- 
trägt, welche  sich  gewissen  Urteilssprüchen  nicht  fügen. ^) 


Anhang  II. 

Die  Beziehungen  einiger  nicht  vollberechtigter  Personen- 
gruppen zum  Rechtsverbande  nach   norwegischem   und 

isländischem  Rechte. 

§  I.  Die  Fremden  und  die  Ungläubigen. 

Alles  Recht  wurzelte  nach  altgermanischer  Anschauung  in  ge- 
nossenschaftlichen oder  herrschaftlichen  Verbindungen,  von  denen 
die  ersteren  wieder  die  älteren  waren.  Die  nordische  Sprache  deutet 
diesen  Zusammenhang  zwischen  Genossenschaft  und  Recht  sehr  be- 
stimmt dadurch  an,  daß  sie  von  lag  ==  Genossenschaft  (vgl.  felag) 
den  Plural  log  bildet,  welcher  zugleich  den  Rechtsverband  und  das 
innerhalb  desselben  geltende  Recht  bezeichnet.  Eine  einfache  Kon- 
sequenz dieser  Auffassung  ist  aber  die,  daß  der  Fremde  als  Unge- 
nosse  auf  den  Schutz  des  Landrechtes  keinen  Anspruch  hat,  also  recht- 
los ist  im  vollsten  Sinne  des  Wortes,  und  diese  Konsequenz  wurde 
wenigstens  dem  Fremden  gegenüber,  welcher  und  solange  er  sich 
im  Auslande  befand,  ursprünglich  mit  aller  Schärfe  durchgeführt. 
Von  hier  aus  ergab  sich  vor  allem  der  für  unsere  gesamte  Geschichte 
so  wichtige  Satz,  daß  die  Heerfahrt  im  Auslande  vollkommen  recht- 
mäßig sei,  solange  nur  kein  Volksgenosse  durch  dieselbe  irgendwie 
gekränkt  wurde.  Noch  in  den  GpL.  ist  die  Ausrüstung  eines  Kriegs- 
schiffes jedem  Privaten  unverwehrt,  wenn  er  sich  nur  darüber  aus- 
w^eist,  daß  die  Richtung  der  von  ihm  beabsichtigten  Fahrt  eine  un- 
gefährliche ist,  und  nur  die  Heerung  im  eigenen  Lande  oder  die 
Plünderung  einheimischer  Kaufleute  gilt  als  strafbar ;  "*)  ebenso  deutet 
im  Rechte  von  Vikin  der  Ausspruch,  daß  die  gewaltsame  Exekution, 
welche  gegen  einen  Bezirk  wegen  beharrlicher  Säumnis  in  Erhaltung 

^)  FrI)L.  IV,  i?  41.  2)  ebenda,  V,  §46.  '^)  [Mit  dem  Anhang  1  ist 

zu  vergleichen  die  Darstellung  oben  S.  147 — 57.]  *)  GfjL.  §  314. 
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einer  Kirche  verfügt  wird,  die  einzige  Heerung  „innan  lands"  sei, 
welche  der  König  erlaubt  habe,  ^)  daraufhin,  daß  „ütan  lands"  der 
gleichen  Gewalttat  nichts  im  Wege  stand,  und  das  isländische  Recht 
behandelt  ganz  gleichmäßig  auch  seinerseits  nur  das  „hlaupa  i  hernaö 
ä  landi  väru',  als  Verbrechen;^)  es  stand  eben  bezüglich  der  Heerung 
überhaupt  ganz  ebenso  wie  bezüglich  der  Gefangennahme  freier 
Menschen  insbesondere,  die  ja  ebenfalls  in  der  Fremde  Fremden 
gegenüber  zulässig,  im  Inlande  aber  und  Inländern  gegenüber  ein 
Verbrechen  schwerster  Art  war.  ^)  Eine  Beschränkung  konnte  freilich 
die  Heerung  im  Auslande  dadurch  erleiden,  daß  durch  besonderen 
Vertrag  diesem  oder  jenem  Lande  Frieden  zugesagt  wurde.  Schon 
frühzeitig  unterschied  man  demgemäß  zwischen  friöland  und  herland 
und  fragte  allenfalls,  wenn  Kriegsschiffe  sich  zeigten,  bei  deren  Führern 
ausdrücklich  an,  ob  sie  friedlich  oder  feindlich  verkehren  wollten,*) 
oder  pflanzte  auch  wohl  je  nachdem  man  es  zu  halten  gedachte,  den 
roten  Kriegsschild  (herskjöldr)  oder  den  weißen  Friedensschild  (friö- 
skjöldr)  als  Zeichen  der  eigenen  Absichten  auf ;  ^)  schon  das  pränd- 
heimer  Provinzialrecht  aber  geht  um  einen  Schritt  weiter,  indem  es 
ein  für  allemal  die  Heerung  auch  Ausländern  gegenüber  verbietet, 
welche  des  Königs  Frieden  genießen,  ^)  und  nur  in  diesem  Sinne 
vrird  denn  auch  die  Bestimmung  des  gemeinen  Landrechtes  verstanden 
werden  dürfen, ')  welche  freilich  aus  den  GpL.  geschöpft  und  darum 
auch  jener  weiteren  Auslegung  immerhin  noch  fähig  ist.  Unter  den 
ausländischen  „friömenn  konüngs"  sind  aber  selbstverständlich  nicht 
etwa  bloß  die  Fremden  zu  verstehen,  die  gastesweise  ins  Inland 
kommen,  sondern  auch  alle  und  jede  andere  Bewohner  von  Staaten, 
die  mit  dem  norwegischen  Könige  in  Frieden  leben;  wir  werden, 
da  die  christliche  Sitte  bereits  seit  dem  Schlüsse  des  ii.  Jahrhunderts 
das  Vikingerwesen  überhaupt  nur  noch  heidnischen  Völkern  gegenüber 
geduldet  wissen  wollte,  zweifellos  annehmen  dürfen,  daß  unter  ihnen 
überhaupt  alle  Angehörigen  von  Nationen  verstanden  werden  wollten, 
welche  nicht  aktuell  im  Kriege  mit  Norwegen  begriffen  waren  oder 
welche  nicht  um  ihres  heidnischen  Glaubens  willen  als  in  stetem 
Kriege  mit  allen  christlichen  Landen  begriffen  galten,  und  im  Zu- 
sammenhange damit  steht  denn  auch,  daß  der  vordem  so  hoch  ge- 
achtete Name  des  vikingr    fortan  zu    einem  Scheltworte  für  gewalt- 


')  BI)L.  I,  §  8.  2)  Vigslööi,   cap.  95,  S.  134;  die  Kgsbk.  hat  hier 

eine  Lücke.  ^)  vgl.  Wild a,  Strafrecht,  S.  915.  *)  z.  B.  Eigla,  cap.  48, 

S.  95-  ^)  vgl.  V^einhold,  Altnord.  Leben,  S.  207.  «)  FrJ)L.  VII,  §  25. 

")  Landslög,  Landvarnarb.  §   18. 
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tätige  Leute  und  räuberisches  Gesindel  wurde.  ^)  —  Eine  weitere 
Konsequenz  derselben  Grundanschauung  war  aber  die,  daß  der 
Fremde  auch  dann  als  rechtlos  galt,  wenn  er  im  Inlande  sich  auf- 
hielt, oder  sonst  hier  sein  Recht  zu  suchen  hatte;  indessen  wurde  in 
dieser  Beziehung  die  ursprüngliche  Härte  des  Grundsatzes  schon  früh- 
zeitig durch  die  weite  Ausdehnung  gemildert,  welche  man  den 
Pflichten  der  Gastfreundschaft  beilegte,  —  durch  die  prinzipielle  Auf- 
gabe ferner  der  Häuptlinge,  Recht  und  Frieden  im  Lande  aufrecht 
zu  halten,  —  endlich  auch  durch  das  allmählich  in  weiteren  Kreisen 
sich  geltend  machende  Bewußtsein,  der  Stammesverwandtschaft  mit 
diesen  und  jenen  Nachbarvölkern.  Nur  in  dieser  modifizirten  Ge- 
stalt tritt  uns  das  Fremdenrecht  in  den  uns  erhaltenen  Rechtsauf- 
zeichnungen entgegen,  und  nur  aus  einzelnen  dürftigen  Spuren  in 
ihren  Bestimmungen  können  wir  noch  auf  einen  älteren  und  härteren 
Zustand  zurückschließen.  So  galt  in  Norwegen  schon  frühzeitig  die 
Regel,  -)  daß  die  Isländer,  solange  sie  auf  der  Kauffahrt  daselbst  seien, 
das  Recht,  d.  h.  Wergeid  und  Busse,  eines  höldr  haben  sollten,  erst 
wenn  ein  solcher  3  volle  Jahre  im  Lande  sich  aufgehalten  und  hier 
seinen  festen  Wohnsitz  gewonnen  hat,  soll  auf  das  Recht  zurück- 
gegangen werden,  welches  dem  Betreffenden  nach  Geburt  und  Beruf 
erweislichermaßen  zukommt.  Alle  anderen  Ausländer  aber,  welche 
nach  Norwegen  kommen,  sollen  das  Recht  eines  einfachen  Bauern 
haben,  es  sei  denn,  daß  sie  ihre  Berechtigung  zu  einem  besseren 
Rechte  besonders  nachweisen  können.  Das  Privilegium  der  Isländer 
wird  auch  in  jenem  Weistume  erwähnt,  das  B.  Gizurr  mit  einer 
Reihe  anderer  isländischer  Männer  um  das  Jahr  1083  über  die  Vor- 
rechte der  Isländer  in  Norwegen  eidlich  abgegeben  haben  soll,  ^)  und 
wird  dasselbe  hier  ausdrücklich  als  von  dem  heil.  Olafr  erteilt  be- 
zeichnet; man  wird  übrigens  die  Erklärung  des  höheren  Rechtes, 
das  den  Isländern  verwilligt  wurde,  kaum  an  die  Tatsache  anknüpfen 
dürfen,  daß  unter  den  ersten  Einwanderern  auf  der  Insel  gar  viele 
wirklich  zu  solchem  Rechte  geboren  waren,  und  ebensowenig  an  den 
anderen  Umstand,  daß  nach  norwegischem  Stadtrechte  alle  Leute 
gleichmäßig  Höldsrecht  hatten,  sodaß  die  Isländer  eben  nur  nach 
Stadtrecht  als  Handelsleute  behandelt  worden  wären,  ^)  letzteres  ein 
Grund,  der  ja   anderen  Fremden   ganz   gleichmäßig    hätte    zur  Seite 


^)  Vgl.  Jon  Eirikssons  Exkurs:  De  vocibus  viki'ngr  et  viking,  in  dessen  Aus- 
gabe der  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,   S.  298 — 306.  ^)  G{)L.  §  200. 

')  Grgs,  §  248,  S.  195 — 7;  vgl.  Diplom.  Island.  I,  Nr.  21,  S.  64—70. 
*)  So  Munch,  I,  2,  S.  696  Anm.  4. 
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stehen  müssen,  —  wahrscheinlich  sollte  vielmehr  den  Isländern,  deren 
heimatliches  Recht  Standesunterschiede  unter  den  freien  Männern 
überhaupt  nicht  kannte,  durch  die  Gleichstellung  mit  dem  höheren 
statt  mit  dem  niederen  Bauernstande  Norwegens  nur  ein  besonderer 
Beweis  von  Achtung  gegeben  werden,  wie  etwa  in  den  Friedens- 
verträgen, welche  von  enghschen  Königen  mit  dänischen  Heerleuten 
abgeschlossen  w^urden,  wiederholt  gegenseitig  gleichmäßig  das  höhere 
Wergeid  des  |)egn  mit  Verzicht  auf  jede  Prüfung  der  Standesverhält- 
nisse des  einzelnen  verwilligt  wird,  höchstens  etwa  mit  Ausnahme 
des  Freigelassenen  und  des  freien  Zinsbauern.  ^)  Ein  weiteres  den 
Isländern  eingeräumtes  Privileg  bezieht  sich  auf  die  Abgaben,  denen 
die  Fremden  unterworfen  waren.  Nur  die  landaurar  sollten  die 
Isländer  bezahlen  und  außerdem  den  Lohn  der  in  den  Kaufstätten 
aufgestellten  Wächter  (varömenn) ;  nach  dem  neueren  Stadtrechte 
freilich  wurden  die  letzteren  durch  eine  Kommunalabgabe  besoldet, 
die  lediglich  auf  die  Hausbesitzer  gelegt  gewesen  zu  sein  scheint,-) 
aber  damit  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  daß  in  früherer  Zeit 
die  Abgabe  eine  persönliche  gewesen  sein  mag,  wiewohl  sich  dieses 
aus  den  dürftigen  Überresten  des  älteren  Stadtrechtes  nicht  erkennen 
läßt.  Wir  wissen  aber  aus  der  Islendingabök,  ^)  daß  die  landaurar 
eine  Abgabe  waren,  welche  K.  Haraldr  härfagri  auf  alle  Leute  legte, 
welche  von  Norwegen  aus  nach  Island  hinüberfuhren.  Anfangs  auf 
5  aurar  gesetzt,  war  dieselbe  später  bald  in  höherem  und  bald  in 
geringerem  Betrage  erhoben  worden,  und  wie  es  scheint  nicht  mehr 
bloß  von  denen,  die  aus  Norwegen  nach  Island,  sondern  auch  von 
denen,  die  aus  Island  nach  Norwegen  fuhren,  bis  endlich  der  heil. 
Olafr  festsetzte,  daß  dieselbe  eine  halbe  Mark  betragen  und  von 
allen  Mannsleuten,  die  zwischen  Norwegen  und  Island  fahren  würden 
und  von  ihm  nicht  besonders  befreit  seien,  entrichtet  werden  sollte. 
Nach  beiden  Seiten  hin  dauerte  die  Abgabe  fort.  Unter  den  harten 
Gesetzen   der    Alfifuöld    wird    ausdrückhch    auch   das    erwähnt,    daß 


^)  /Elfredes  and  GüÖrümes  friÖ,  §  2  S.  io6;  .EÖelred,  II,  §  5,  wo  25 
statt  30  Pfund  zu  lesen  ist.  ^)  Boejarskipan,  §  3  fin. 

^)  Islendingabök,  cap.  I,  S.  5.  Noch  unter  K.  Olafr  helgi  werden  die  land- 
aurar als  eine  von  den  nach  Norwegen  kommenden  Isländern  zu  entrichtende  Abgabe 
erwähnt,  legendarische  Olafs  s.  helga,  cap.  44,  S.  32;  geschieht  1.  Sage, 
cap.  54,  S.  56;  Heimskr.,  cap.  71,  S.  275;  FMS.  IV,  cap.  71,  S.  137;  Flbk.  II, 
c^P"  53)  S.  60;  unter  K.  Magnus  göÖi  als  eine  Abgabe,  die  bei  der  Abfahrt  aus  Nor- 
wegen zu  entrichten  war,  FMS.  VI,  cap.  45,  S.  98 ;  Morkinsk.,  S.  29  ;  Flbk.  III, 
cap.  23,  S.  318. 
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jedermann,  der  nach  Island  hinüberfahre,  gleichviel  ob  ein  Inländer 
oder  Ausländer,  die  landaurar  zahlen  müsse,  ^)  womit,  da  die  Last 
selber  ungleich  älter  war.  offenbar  nur  eine  drückende  Ausdehnung 
derselben  gemeint  sein  kann;  durch  Häkon  pörisföstri  wurde  die- 
selbe den  I)rcendir  und  Upplendingar  abgenommen,^)  definitiv  aber, 
da  die  Rechtsbeständigkeit  dieser  Aufhebung  zweifelhaft,  und  jeden- 
falls deren  Geltung  nur  auf  einen  Teil  des  Landes  beschränkt  war, 
wurde  dieselbe  durch  die  Könige  Sigurör  Jörsalafari,  Eysteinn  und 
Olafr  beseitigt,  ^)  oder  doch  wenigstens  dahin  ermäßigt,  daß  dieselbe 
nicht  mehr  von  denjenigen  erhoben  werden  sollte,  welche  im  Heeres- 
dienste stehen.^)  In  unserem  Dokumente  wird  nun  der  Betrag  der 
landaurar  den  Isländern  gegenüber  auf  eine  halbe  Mark  Silber  oder 
den  entsprechenden  Warenbetrag  gesetzt  und  deren  Zahlung  nur 
den  freien  Personen  männlichen  Geschlechts  „die  volles  Recht  nehmen", 
d.  h.  die  volljährig  sind,  auferlegt  und  zugleich  bestimmt,  daß  die 
Zahlung  verfalle,  sowie  das  Schiff  Anker  werfe  oder  am  Lande  mit 
Tauen  befestigt  sei;^)  doch  soll  die  Erläge  der  Zahlung  auf  Hjaltland 
oder  den  Orkneyjar  auch  für  Norwegen  gelten,  ^)  und  von  solchen 
dieselbe  überhaupt  nicht  gefordert  werden,  welche  wider  ihren  Willen 
sich  nach  Norwegen  verschlagen  sahen,  während  sie  anderswohin  zu 
fahren  beabsichtigten, ')  endlich  soll  auch  derjenige  von  der  Zahlung 
frei  sein,  welcher  in  der  See  soviel  von  seinem  Gute  einbüßte,  daß 
er  nicht  mehr  die  Mittel  besitzt  sie  zu  erlegen.  ^)  Dagegen  sollen 
aber  arme  Leute  überhaupt  nicht  aus  Island  nach  Norwegen  herüber 
kommen;  Männer  sollen  nur  dahin  reisen  dürfen,  wenn  sie  gesund 
und  kräftig  sind  und  zugleich  vermögend  genug,  um  die  landaurar 
zahlen  zu  können,  —  Weiber  nur,  wenn  sie  ihren  Mann,  Vater,  Bruder 
oder  Sohn  begleiten  und  überdies  mindestens  ein  Vermögen  von 
3  Mark  besitzen,  —   bei    ansässigen  Leuten    galt    überdies    noch  die 


^)  Ägrip,  cap.  24,  S.  399;  legendarische  Olafs  s.  ens  helga,  cap.  77, 
S.  61,  wo  aber  die  Beschränkung  auf  die  Islandsfahrt  fehlt;  Heim  skr.  cap.  253, 
S.  504;  geschieh  tl.  Sage,  cap.  239,  S.  227 ;  FMS.  V,  cap.  223,  S.  loi ;  Flbk.  II, 
cap.  299,  S.  370. 

'■^)  Agrip ,  cap.  39,  S.  410;  Heimskr.  Magnus  s  s.  berfoetts,  cap.  1,  S.  636; 
FMS.  VII,  cap.  I,  S.  i;  vgl.  Morkinsk.  S.  130  und  Fagrsk.  §  222. 

^)  Ägrip,  cap.  24,  S.  399  und  cap.  45,  S.  415 — 16;  legendarische  Olafs 
?.  ens  helga,  cap.  77,  S.  61  ;  Morkinsk.  S.  156. 

"*)  Fr|)L.  XVI,  §  I,  wo  ausdrücklich  die  drei  Brüder,  dann  GI)L.  §  148,  wo 
Magnus  göÖi  oder  Hakon  J)örisföstri  als  der  Verwilligende  genannt  ist. 

^)  vgl.  den  Abdruck  im  Dipl.  Isl.,  S.  65—66,  §  3.  *)  ang.  O.,  §  8. 

')  ebenda,  §   12,  S.  67.  ^j  ^^gj^^j^^  ^   jj^ 
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weitere  Beschränkung,  daß  sie  auf  Island  für  den  Unterhalt  aller 
derer  gesorgt  haben  mußten,  für  deren  Alimentation  sie  haftbar 
waren,  ehe  sie  die  Insel  verlassen  durften.  ^)  Diese  letztere  Be- 
schränkung liegt  selbstverständlich  nicht  im  norwegischen,  sondern 
im  isländischen  Rechte  begründet,  in  welchem  sie  sich  denn  auch 
anderwärts  noch  wirklich  nachweisen  läßt ;  -)  dagegen  kennt  zwar 
das  isländische  Recht  ein  Verbot,  alimentationsbedürftige  Personen 
nach  der  Insel  einzuführen,  ^)  aber  selbstverständhch  kein  Verbot  sie 
von  da  auszuführen ;  das  Verbot,  daß  arme  Isländer  nicht  nach  Nor- 
w^egen  kommen  sollten,  kann  nur  aus  dem  norwegischen  Rechte 
stammen,  war  aber  diesem  nachweisbar  schon  um  die  Mitte  des 
II.  Jahrhunderts  erlassen,  da  es  dem  K.  Haraldr  haröräöi  als  eine 
besondere  den  Isländern  erwiesene  Wohltat  nachgerühmt  wird,  *)  daß 
er  im  Jahre  1056  während  einer  schweren  Hungersnot  auf  der  Insel 
erlaubte,  daß  die  dortigen  Armen  nach  Norwegen  herüberkommen 
dürften,  wenn  sie  nur  für  die  Dauer  der  Überfahrt  sich  zu  verköstigen 
vermöchten.  Wiederum  gelten  eigene  Regeln  bezüglich  des  Erb- 
rechtes. Die  Isländer  sollen  eine  in  Norwegen  anfallende  Erbschaft 
dann  anzusprechen  berechtigt  sein,  wenn  sie  dem  Erblasser  mindestens 
im  dritten  gleichen  Grade,  d.  h.  als  Nachgeschwisterkinder,  verwandt 
sind ;  dabei  soll  zwischen  Männern  und  Weibern  kein  Unterschied 
gemacht  werden,  und  auf  Verlangen  hat  man  die  Verw^andtschaft 
durch  den  Eid  dreier  Männer  herzustellen;  doch  hat  sich  der  zur 
Erbschaft  Berufene  binnen  dreier  Jahre  zu  dieser  zu  ziehen  und  hat 
insolange  der  Hauswirt  des  Verstorbenen  in  Norwegen  dessen  Nach- 
laß zu  bewahren.  ^)  Das  Verfahren,  welches  bei  der  Übernahme 
und  beim  Einfordern  eines  derartigen  Nachlasses  zu  beobachten  ist, 
•  wird  noch  des  näheren  geregelt  wie  folgt.  ^)  Der  Hauswirt  des  Ver- 
storbenen darf  zunächst  6  aurar  gezahlten  Geldes  für  sich  nehmen, 
um  damit  die  Leichenkosten  zu  bestreiten;  den  übrigen  Nachlaß  da- 
gegen hat  er  durch  4  hausfeste  Nachbarn  schätzen  zu  lassen.  Meldet 
sich  nun  jemand  zur  Erbschaft,  der  mindestens  im  3.  gleichen  Grade 
mit  dem  Erblasser  verwandt  zu  sein  behauptet,  so  mag  er  von  dem 
Hauswirte,  welcher  dieselbe  in  seinem  Gewahrsam  hat,  die  Bestellung 
einer  Bürgschaft  für  dessen  Erscheinen  am  Gericht  fordern  und  die 


')  Diplom.  Island.  §  9.  ')  Grgs.  §   132,  S.  15.  ^)  ang.   O.,  §  139, 

S.  20 — 21.  ■*)  Heimskr.  Haralds  s.  harÖraÖa,  cap.  36,  S.  575;  FMS.  VI, 

cap.  54,  S.  266;   Flbk.  III,  cap.  34,  S.  343,   während  in  der  Mor  k  i  n  sk.  S.  59  gerade 
hier  ein  Blatt  fehlt;  Fagrsk.  §   188,  S.  126. 

■'^)  Diplom.  Island.  §  2,  S.  65.  **)  ang.  O.,  §   10,  S.  66—67. 
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Sache  an  das  Stadtgericht  bringen ;  hier  werden  dann,  wenn  der  Be- 
klagte die  Anforderung  um  die  Bürgschaftsbestellung  etwa  leugnet, 
zunächst  die  zu  derselben  beigezogenen  Zeugen  vernommen,  dann 
aber  hat  der  Kläger  die  von  ihm  behauptete  Verwandtschaft  mit  dem 
Erblasser  des  näheren  anzugeben  und  selber  zu  beschwören,  sowie 
auch  zu  beschwören,  daß  er  den  Nachlaß  mit  sicii  nach  Island  zu  nehmen 
und  dort  wo  möglich  im  nächsten  Jahre  den  etwa  vorhandenen  näheren 
Erben  auszuhändigen  beabsichtige.  Zwei  Eidhelfer  (sannanarmenn) 
haben  die  erstere  Hälfte  des  Eides  zu  bekräftigen ;  dann  aber  erfolgt 
das  Urteil,  und  hat  der  Beklagte,  wenn  dasselbe  zugunsten  des  Klägers 
ausfällt,  diesem  den  Betrag  der  Erbschaft  auszuhändigen,  unter  der 
eidlichen  Versicherung,  daß  er  wirklich  alles  hinausgebe,  was  der 
Verstorbene  besessen  habe.  Darüber  hinaus  wird  den  Isländern 
auch  noch  des  w^eiteren  zugesichert,  daß,  wenn  dieselben  etwa  mit 
einer  Erbschaft  nach  Norwegen  kommen,  welche  ihnen  in  einem 
anderen  ausländischen  Reiche  angefallen  ist,  diese  ihnen  hier  nicht 
abgenommen  werden  soll.  ^)  Die  Grägäs  bestätigt  aber  nach  beiden 
Seiten  hin  diese  Privilegien,  indem  sie  dieselben  zugleich  noch  ge- 
nauer ausführt.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  sagt  sie,  daß  die  Erb- 
schaft eines  „im  Osten",  d.  h.  in  Norwegen,  verstorbenen  Isländers 
von  allen  Verwandten  desselben  gefordert  werden  kann,  welche  min- 
destens im  3.  gleichen  Grade  mit  ihm  verwandt  sind,  daß  aber  dieser 
Anspruch  in  3  Jahren  verjähre;-)  wir  erfahren  aber  auch,  daß  später- 
hin diese  Verjährung  fallen  gelassen  wurde,  sodaß  also  der  Erban- 
spruch auch  nach  Ablauf  jener  3-jährigen  Frist  noch  geltend  ge- 
macht werden  konnte,  '^)  freilich  doch  wohl  erst  seit  der  Unterwerfung 
Islands  unter  den  König  von  Norwegen.  Auf  der  anderen  Seite  aber 
wird  auch  bestimmt,  wie  es  mit  dem  Nachlasse  gehalten  werden 
soll,  welcher  in  Sachsen  oder  noch  weiter  südlich  oder  in  England, 
Island  und  den  Inseln  des  Westens  anfällt, '^)  und  es  zeigt  sich  dabei, 
daß  alle  diese  Länder  als  höchst  unsicher,  und  daß  selbst  Dänemark 
als  viel  w^eniger  sicher  galt  im  Vergleiche  zu  Norwegen,  indem  dort 
gewaltige  Schwierigkeiten  vorausgesetzt  wurden  für  den,  welcher  den 
angefallenen  Nachlaß  wegbringen  wollte.  In  weitläufigster  Weise  ist 
endhch  das  Verfahren  geregelt,  welches  derjenige,  welcher  den  aus- 
wärts angefallenen  Nachlaß  nach  Island   bringen  wollte,    einzuhalten 


^)  Diplom.  Island.,  §  6,  S.  66.  '^)  Kgsbk.  §   125,  S.  239. 

^)  StaÖarhölsbök,  ArfaJ).,  cap.  13,  S.  208 — 9  und  cap.  17,  S.  221. 
*)  Kgsbk.  §   125,  S.  239 — 40;  StaÖarhölsbök,   cap.  13,  S.  210— II, 
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hatte,  um  einem  etwaigen  näheren  Erben  gegenüber  sich  gedeckt 
zu  sehen ;  letzteres  übrigens  ein  Punkt,  der  hierher  nicht  des  näheren 
gehört.  Eine  weitere  und  sehr  fühlbare  Begünstigung,  welche  den 
Isländern  gewährt  ist,  liegt  darin,  daß  ihnen  verstattet  wird,  ihren 
Bedarf  an  Wasser  und  Holz  in  Norwegen  nach  Belieben  einzunehmen, 
nur  daß  sie  das  benötigte  Holz  aus  keinem  anderen  Wald  als  aus 
dem  des  Königs  nehmen  sollen;')  letzteres  eine  Beschränkung,  die 
leicht  erklärlich,  aber  auch  in  keiner  Weise  drückend  war,  da  ja  der 
König  in  Norwegen  sich  längst  alle  Almenden  angeeignet  hatte. 
Endlich  ist  den  Isländern  auch  der  freie  Verkehr  mit  Norwegen  in- 
soweit zugesichert,  als  ihnen  die  Reise  von  Island  aus  nach  Nor- 
wegen sowohl  als  nach  allen  anderen  Ländern  freigelassen,  und 
andererseits  auch  die  Rückreise  nach  Island  von  Norwegen  aus  mit 
der  einzigen  Ausnahme  gestattet  ist,  daß  nicht  etwa  ein  feindlicher 
Einfall  in  das  letztere  Reich  mit  Bestimmtheit  in  Aussicht,  steht. ^) 
Die  letztere  Ausnahme  erklärt  sich  leicht  aus  der  weiteren  Bestim- 
mung, daß  die  in  Norwegen  anwesenden  Isländer,  wenn  ein  feind- 
licher Einfall  in  dieses  Reich  in  Aussicht  steht,  und  darum  das  Landes- 
aufgebot unter  die  W^ äffen  gerufen  wird,  zur  Verteidigung  des  Reiches 
auch  ihrerseits  in  der  W^eise  verpflichtet  sein  sollen,  daß  von  ihnen  je 
zwei  Männer  ausziehen,  der  dritte  aber  zurückbleiben  soll,  und  überdies 
der  Dienst  nur  innerhalb  des  Landes,  nicht  über  dessen  Grenzen  hinaus 
geleistet  zu  werden  braucht;"^)  um  dieser  Dienstpflicht  also,  w^elche  ihnen 
obliegt,  soll  das  Recht  der  freien  Heimfahrt  den  Isländern  bei  drohender 
Kriegsgefahr  ausnahmsweise  geschmälert  werden.  Minder  einleuchtend 
ist,  wie  man  dazu  kommen  konnte,  unter  die  in  Norwegen  den  Isländern 
verwilligten  Privilegien  das  Recht  zu  zählen,  von  ihrem  eigenen  Lande 
aus  zu  fahren, wohin  sie  wollten;  indessen  mag  sich  auch  diese  Be- 
stimmung von  einem  doppelten  Gesichtspunkte  aus  erklären  lassen. 
Einmal  nämlich  erkennt  der  norwegische  König  mittels  derselben 
an,  daß  ein  Isländer,  der  von  seiner  Heimat  aus  nach  einem  Lande 
fährt,  welchem  gegenüber  der  König  den  Verkehr  gesperrt  hat,  da- 
durch nicht  gegen  ihn  sich  verfehle,  und  daß  somit  ein  solcher  für 
solche  Fahrt  hinterher  nicht  in  Norwegen  zur  Verantwortung  ge- 
zogen werden  dürfe ;  zweitens  aber  behält  sich  der  König  eben  da- 
mit umgekehrt  vor,  ein  von  ihm  erlassenes  Verkehrsverbot  auch 
für  die  Isländer  als  bindend  zu  behandeln,    soferne  solche    von  Nor- 


1)  Diplom.  Island.  I,  §  4,  S.  66.  ^)  ebenda,  §  7. 

3)  ebenda,  §  5. 
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wegen  aus  in  die  See  gehen.  Selbstverständlich  hat  übrigens  das 
Zugeständnis  der  freien  Fahrt  nicht  zu  hindern  vermocht,  daß  nicht 
dennoch  mehr  als  einmal  isländischen  Schiffen  in  Norwegen  die  Aus- 
fahrt ohne  alle  in  Aussicht  stehende  Kriegsgefahr  verwehrt  wurde, 
oder  daß  isländische  Männer  in  der  willkürlichsten  Weise  daselbst 
zurückgehalten  wurden;  bald  durch  religiöse,  bald  durch  politische 
Motive  veranlaßt,  sind  solche  Störungen  der  Verkehrsfreiheit  eben 
als  Gewalttaten  zu  betrachten,  welche  dem  Rechtsboden  vollkommen 
fremd  sind.  —  Es  ist  übrigens  schwer  zu  sagen,  wieweit  die  bisher 
besprochenen  Privilegien  ausschließlich  auf  die  Isländer  beschränkt 
oder  wie  weit  sie  etwa  auch  anderen  Fremden  zugestanden  werden 
wollten.  Daß  die  Gleichstellung  mit  dem  höldr  lediglich  den  Is- 
ländern verwilligt  werden  wollte,  mit  Ausschluß  aller  anderen  Fremden, 
ist  ausdrücklich  gesagt  und  auch  bezüglich  der  Erbberechtigung  läßt 
sich  wenigstens  wahrscheinlich  machen,  daß  diese  letzteren  gleich- 
falls schlechter  gehalten  werden  wollten  als  jene  ersteren.  Die  Be- 
stimmungen freilich  der  Gula])ingslög  über  die  hüskarlserfö,  landerfö, 
skiperfö,  felagaerfö  und  gesterfö  besagen  nur,  ^)  daß,  wenn  der  Haus- 
diener, oder  der  Landsasse,  oder  der  Schiffsgenosse,  oder  der  Kom- 
pagnon, oder  der  Gast  eines  Mannes  stirbt,  ohne  daß  dessen  geborener 
Erbe  zur  Stelle  ist,  der  Hausherr,  Grundeigentümer,  Steuermann, 
Kompagnon  oder  Gastfreund  desselben  drei  Jahre  lang  dessen  Erb- 
schaft aufbewahren  soll,  um  zu  warten,  ob  sich  nicht  etwa  ein  Erbe  ein- 
finde, und  daß  nach  Ablauf  dieser  Frist  demselben  die  ganze  Erbschaft 
zufällt,  wenn  dieselbe  nicht  über  3  Mark  wert  ist,  aber  nur  die  halbe, 
wenn  sie  höheren  Wertes  ist,  indem  solchenfalls  der  König  mit  ihm 
zu  gleichen  Hälften  teilt,  eine  Regel,  die  nur  insoferne  eine  Ausnahme 
erleidet,  als  die  skiperfö  nach  Ablauf  dreier  Jahre  ganz  dem  Schiffs- 
herrn zufällt,  wenn  das  Schiff  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  der 
Mann  gestorben  ist,  bereits  die  Hälfte  der  See  zwischen  Norwegen 
und  seinem  Bestimmungsorte  überschritten  hatte;  aber  über  die 
Schranken,  innerhalb  deren  ein  ausländischer  Verwandter  überhaupt 
den  Nachlaß  an  sich  zu  fordern  berechtigt  sei,  enthalten  diese  Stellen 
nicht  ein  Wort.  In  dieser  Beziehung  hilft  dagegen  das  Recht  von 
prändheimr  aus.  -)  Dasselbe  geht  zunächst  von  dem  Begriffe  des 
„gestfeöri"  aus,  und  zwar  heißt  es :  „en  sä  maör  er  gestfeöri  retti,  er 
herlenzkr  er  Noregsmaör,  ok  eru  allir  dauöir  hans  aettmenn,  er  i  erfcV 
um  eru  talöir  viö  hann";   indessen  zeigt  die  Etymologie,   daß  damit 


^)   GI)L.  §   109-113.  ")  Fr|)L.   IX,  §  3  und   5—6. 
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nicht  der  ursprüngliche  Sinn  des  Ausdruckes  wiedergegeben  sein  will, 
und  auch  die  Definition  der  Järnsiöa:')  „en  sä  er  svä,  er  engan  ä 
fraenda  1  landi  eöa  lögligan  arfa",  führt  auf  eine  ganz  andere  Spur. 
Ursprünglich  muß  sicherlich  der  Ausdruck  einen  Fremden  bezeichnet 
haben,  der  sich  im  Lande  niedergelassen  hat,  also  einen  Mann,  welcher 
einen  Gast  zum  Vater  hat;  ein  solcher  hat,  „keinen  Verwandten  im 
Lande  und  keinen  gesetzlichen  Erben",  und  aus  diesem  Grunde 
mochte  ihm  dann  hinterher  auch  der  geborene  Inländer  gleichgestellt 
werden,  der  zwar  erbberechtigte  Verwandte  im  Lande  gehabt  hatte, 
dem  diese  aber  samt  und  sonders  gestorben  waren.  Der  gestfeöri 
nun  in  diesem  zwiefachen  Sinne  soll  zunächst  berechtigt  sein,  über 
seinen  eigenen  Nachlaß  zu  verfügen,  wie  er  will;  tut  er  dies  aber 
nicht,  so  soll,  je  nachdem  der  Mann  Landsasse,  Schiffsgenosse  oder 
Hausgenosse  eines  anderen  war,  dessen  Grundherr,  Schiffsherr  oder 
Hausherr  den  Nachlaß  an  sich  nehmen,  und  ein  Jahr  lang  aufbewahren, 
ob  sich  etwa  doch  ein  Erbe  melde;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so  mag 
er  nach  Ablauf  dieser  Frist  den  Nachlaß  ganz  behalten,  wenn  der- 
selbe nicht  über  6  aurar  wert  ist,  aber  mit  dem  Könige  zu  gleichen 
Hälften  teilen,  was  etwa  über  diesen  Wert  hinausgeht.  ^)  Doch  soll 
der  Hausherr,  wie  es  scheint,  ausnahmsweise  auch  den  reicheren 
Nachlaß  ganz  behalten  dürfen,  und  andererseits  soweit  es  sich  um 
den  Nachlaß  einer  Ehefrau  handelt,  deren  Mann  sowohl  dem  Grund- 
herrn als  dem  Hausherrn  oder  Schiffsherrn  vorgehe;  endlich  kehrt 
auch  noch  die  Bestimmung  wieder,  daß  bei  einem  Todesfalle,  der 
sich  zur  See  begibt,  das  norwegische  Recht  nur  unter  der  Voraus- 
setzung gelten  solle,  wenn  sich  das  Schiff  in  dem  betreffenden  Zeit- 
punkte noch  diesseits  der  halben  See  befunden  hat.  Insoweit  führt 
allerdings  auch  dieses  zweite  Provinzialrecht  nicht  weiter  als  das  erste, 
in  dem  auch  in  ihm  nur  die  Regeln  enthalten  sind,  nach  welchen 
die  provisorische  sowohl  als  definitive  Behandlung  des  Nachlasses 
sich  zu  richten  hat,  zu  welchem  ein  Erbe  sich  nicht  meldet,  ganz 
und  gar  nicht  aber  gesagt  wird,  wie  weit  Fremde  als  erbberechtigt 
überhaupt  anerkannt  werden ;  der  Umstand,  daß  der  ohne  Verwandte 
zu  hinterlassen  verstorbene  Inländer  dem  Ausländer  gleich  gehalten, 
und  sogar  mit  dem  für  letzteren  geltenden  Namen  bezeichnet  wird, 
erklärt  sich    ohne  Zuhilfenahme    rechtlicher  Momente  schon    einfach 


'")  JarnsiÖa,  ErfÖat.  §   17. 

2)  Doch    war,    wie  es  scheint,    die  Erbschaftsklage    zehn  Jahre    lang    unverjährt, 
Fr{)L.  IX,  §  29;  Jarns.,  ErfÖat.  §23.    Nach  den  G^L.  §   122  aber  fünf  Jahre  lang. 
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aus  der  Tatsache,  daß  beim  Fremden  die  Unbekanntschaft  mit  dem 
Erben  und  dessen  Ausbleiben  am  häufigsten  vorkommen  mußte. 
Aber  eine  sofort  folgende  Bestimmung,  welche  freilich  nicht  recht  klar 
ist,  setzt  einen  entschiedenen  Unterschied  zwischen  der  Behandlung  des 
Fremden  und  Einheimischen.  ^)  Meldet  sich  jemand  zum  Nachlasse, 
indem  er  vorgibt  des  Verstorbenen  Sohn  zu  sein,  so  muß  er  sofort 
in  den  Besitz  gesetzt  werden,  wenn  derjenige,  in  dessen  Hand  der 
Nachlaß  sich  befindet,  zugesteht,  daß  jener  der  Sohn  des  Verstorbenen, 
von  einer  freien  Mutter  geboren,  ehelicher  Abkunft  (til  arfs  kominnj 
und  im  Inlande  zur  Welt  gekommen  sei;  der  bisherige  Inhaber  des 
Nachlasses  aber  mag,  wenn  er  trotz  des  Zugeständnisses  jener  Tat- 
sachen ihm  dennoch  sein  Erbrecht  bestreiten  will,  hinterher  darum 
klagbar  werden  und  seinen  Beweis  führen.  Ist  dagegen  der  Mann 
im  Auslande  geboren,  der  in  Norwegen  sich  um  den  Nachlaß  seines 
Vaters  oder  eines  sonstigen  Verwandten  meldet,  so  wird  von  vorn- 
herein zur  Klagstellung  und  Beweisführung  verwiesen  darüber  „at 
hann  se  arfs  görr"  oder  „at  hann  se  til  arfs  görr''.  Da  im  Verfahren 
kein  Unterschied  zwischen  dem  Inländer  und  Ausländer  besteht,  so- 
ferne  selbstverständlich  das  Zugeständnis  des  Gegners  den  letzteren 
wie  den  ersteren  von  der  Klagstellung  und  Beweisführung  befreien 
mußte,  kann  der  Unterschied  nur  in  dem  thema  probandum  gelegen 
haben,  also  in  dem,  was  die  Worte  „til  arfs  görr''  bezeichnen;  mag 
sein,  daß  damit  eine  besondere  Verwilligung  der  Erbberechtigung 
durch  den  König  bezeichnet  werden  wollte.  Auch  das  gemeine 
Landrecht  macht  noch  einen  Unterschied  zwischen  der  Erbberechti- 
gung der  Fremden  und  Einheimischen,  indem  es  bestimmt,  ^)  daß 
die  Erbschaft,  zu  der  sich  kein  Erbe  meldet,  zunächst  zwölf  Monate 
lang  von  demjenigen  aufbewahrt  werden  solle,  in  dessen  Haus  der 
Betreffende  verstorben  ist,  dann  aber  an  den  König  ausgehändigt 
werden  müsse,  dem  sie  verfalle,  wenn  sich  nicht  innerhalb  einer 
weiteren  Frist  von  zehn  Jahren  ein  Sohn  dazu  finde,  wogegen  die 
Erbschaft  des  Fremden  dem  Könige  bereits  nach  Ablauf  jener  ersteren 
Frist  von  zwölf  Monaten  und  einem  Tage  verfalle.  —  Deutlicher 
noch  lauten  die  Vorschriften  des  isländischen  Rechts.  Dieses  be- 
stimmt einmal,  wieweit  wegen  des  an  einem  Fremden  begangenen 
Totschlages  dessen  Verwandte  auf  Island  die  Blutklage  stellen  mögen. 


1)  Fr{)L.  IX,  §  7;  Jarns.,  ErfÖat.  §  20. 

'^)  Landslög,  ErfÖatal,  §   11;    die  Jönsbok,    §23  hat    statt    dessen    eine 
wesentlich  andere  Vorschrift,  welche  unten  zu  besprechen  sein  wird. 
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und  unterscheidet  dabei  zwischen  verschiedenen  Klassen  von  Fremden.^) 
Ist  der  Erschlagene  aus  dem  Reiche  des  dänischen,  schwedischen  oder 
norwegischen  Königs  gebürtig  gewesen,  so  sind  dessen  Verwandte 
bis  zum  fünften  gleichen  Grade  einschließlich  (|)riöja  broeöra  eöa 
nänari)  zur  Stellung  der  Blutklage  auf  Island  berechtigt,  vorausgesetzt 
nur,  daß  sie  selber  hier  anwesend  sind;  gehörte  derselbe  dagegen 
einem  anderen  Lande  an,  so  ist  nur  dessen  Vater,  Sohn  oder  Bruder 
zur  Klagstellung  berechtigt,  aber  kein  entfernterer  Verwandter,  und 
sogar  jenen  nächsten  Verwandten  steht  das  Recht  nur  unter  der 
Voraussetzung  zu,  daß  dieselben  schon  früher  auf  Island  Bekannt- 
schaft erworben  hatten.  Es  wird  dann  noch  des  näheren  bestimmt, 
wie  für  den  Fall,  da  Verwandte  des  Erschlagenen  nicht  im  Lande 
anwesend  sind,  der  Kompagnon  des  Erschlagenen  oder  dessen  Tisch- 
genosse ■)  oder  dessen  Schiffsherr  die  Klage  stellen  solle,  wenn  der 
Totschlag  zu  Schiff  erfolgte,  und  für  den  alleräußersten  Fall  der  Gode, 
dessen  Dingmann  derjenige  ist,  an  dessen  Land  das  Schiff  anlegt; 
wie  ferner  für  den  Fall,  daß  die  Tat  am  Lande  begangen  wird,  nach- 
dem der  Erschlagene  bereits  sich  Quartier  genommen  hat,  dessen 
Gastfreund,  oder  der  Gode  eines  Gastfreundes,  oder  die  Goden, 
welche  mit  diesem  letzteren  zu  demselben  Dingverbande  gehören, 
die  Klage  durchzuführen  haben;  wie  endlich  für  den  Fremden,  der 
sich  auf  Island  niedergelassen  hat,  ohne  hier  Verwandte  zu  haben, 
dessen  eigener  Gode  einzutreten  hat,  oder  die  mit  diesem  im  Ding- 
verbande stehenden  Goden  klagberechtigt  sind,  falls  nicht  etwa  der 
Erschlagene  auf  der  Insel  freie  Kinder  hatte,  wesfalls  dann  deren 
nächste  Verwandte  das  Klagrecht  hatten.  An  einer  anderen  Stelle 
heißt  es  dann  noch, '')  daß  wegen  eines  aus  dem  Reiche  des  nor- 
wegischen Königs  gebürtigen  Mannes,  welcher  sich  auf  Island  ver- 
heiratet hatte,  die  Blutklage  denjenigen  Verwandten  der  Frau  zustehen 
solle,  denen  sie  zustehen  würde,  wenn  die  Frau  selber  getötet  worden 
wäre;  wir  dürfen  indessen  wohl  annehmen,  daß  auch  diese  Regel 
für  die  Dänen  und  Schweden  ebensogut  ihre  Geltung  hatte  wie  für 
die  Norweger,  wenn  auch  nur  dieser  letzteren  ausdrücklich  gedacht 
wird.     Ganz   ähnlich  stand  die  Sache  aber    auch  bezüglich  des  Erb- 


*)   Kgsbk.  §  97,  S.  172 — 174;  Sla(1(arh('>lsb(')k,   Vigsl.,  cap.  37,  S.  71  —  76. 

'')  Mötunautar  galten  überhaupt  als  zur  Übung  der  Blutrache  für  einander  ver- 
pflichtet, Jomsvi'kinga  s.,  cap.  24,  S.  75;  das  Wort  erinnert  an  die  suj)nautar  der 
Hist.  Gotlandia%  §   i,  S.  96. 

^)  Kgsbk.  §  94,  S.  170,  und  hierher  wohl  auch  die  Referenz  ebenda, 
S.    169. 
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rechtes.  ■^)  Ausdrücklich  wird  uns  gesagt,  daß  es  mit  dem  Erbrechte 
gehalten  werden  solle  wie  mit  der  Blutklage,  und  in  der  Staöarhöls- 
bök  wird  dieser  Ausspruch  auch  noch  des  näheren  dahin  ausgeführt, 
daß  dänische,  schwedische  und  norwegische  Männer,  welche  auf  Is- 
land versterben,  von  ihren  Verwandten  bis  zum  fünften  gleichen 
Grade  einschließlich  beerbt  werden  sollten,  während  Fremde  aus 
allen  anderen  Landen,  und  insbesondere  auch  aus  England,  nur  von 
ihrem  Vater,  Sohn  oder  Bruder  beerbt  werden,  nicht  von  ihren  ent- 
fernteren Verwandten,  und  selbst  von  jenen  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  diese  Personen  vorher  auf  Island  gewesen  waren  und 
sich  bekannt  gemacht  haben.  Die  Bestimmungen  über  die  Berechti- 
gung des  Kompagnons,  Speisegenossen,  Steuermanns  usw.  auf  die 
Erbschaft  des  Fremden,  der  zur  See  verstirbt,  dann  des  Kompagnons, 
Hausherrn,  Goden  usw.  auf  die  Erbschaft  des  im  Lande  verstorbenen 
Fremden  werden  wesentlich  ebenso  vorgetragen  wie  gelegentlich  der 
Blutklage,  wenn  auch  bei  dem,  der  am  Lande  stirbt,  die  Erbschaft 
zunächst  dem  Kompagnon,  aber  nur  diesem,  mit  Ausschluß  des  is- 
ländischen Hausherrn  zugesprochen  wird,  wovon  bei  der  Blutklage 
nicht  die  Rede  ist,  so  darf  dabei  jedenfalls  an  keine  Abweichung 
im  Rechte,  sondern  nur  an  eine  Ungenauigkeit  im  Ausdrucke  ge- 
dacht werden.  Zu  bemerken  ist  aber  an  diesen  Bestimmungen  zu- 
nächst soviel,  daß  die  Grenze,  welche  in  Bezug  auf  die  verwandt- 
schaftliche Berechtigung  den  Dänen,  Schweden  und  Norwegern  gegen- 
über gezogen  ist,  genau  dieselbe  ist,  welche  auch  den  Isländern 
gegenüber  als  solche  gilt;^)  wenn  demnach  an  einer  Stelle,  welche 
speziell  vom  Rechte  der  Norweger  auf  Island  handelt,  und  deren 
Entstehung  mit  dem  oben  besprochenen  angeblichen  Privilegium  des 
heil.  Olafr  für  Isländer  zusammenzuhängen  scheint,  ausdrücklich  ge- 
sagt wird,  ^)  die  Untertanen  des  norwegischen  Königs  sollten  auf 
Island  desselben  Rechts  genießen  wie  die  Isländer  selbst,  so  ist  da- 
mit nur  in  allgemeinerer  Fassung  derselbe  Grundsatz  ausgesprochen, 
der  in  den  oben  besprochenen  Stellen  auf  das  Erbrecht  und  die 
Blutklage  insbesondere  angewendet  worden  war.  Eben  darum  werden 
wir  auch  annehmen  dürfen,  daß  dieser  Grundsatz  in  seiner  ganzen 
Allgemeinheit  auf  die  Dänen  und  Schweden  ebensowohl  als  auf  die 
Norweger  Anwendung  fand;    werden  doch    auch    in  Bezug    auf  den 

^)  Kgsbk.  §  I20,  S.  228—29  und  §  249,  S.  197 — 99;  StaÖarh  ö  Isbö  k,  Arfa^., 
cap.  6,  S.  186—89  und  cap.  18,  S.  224,  '^)  vgl.  Vilhjälmr  Finsen,  in  den 

Annaler   1849,  S.  284—5.  "'')  Kgsbk.  §  247,  S.  195;  Diplom.  Island.  I,  Nr. 

16,  S.  54. 
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im  Auslande  begangenen  Totschlag  das  norwegische,  dänische  und 
schwedische  Reich  ganz  gleichmäßig  behandelt,  und  den  südlich  von 
Dänemark  gelegenen  Reichen  sowohl  als  denen  der  englischen,  briti- 
schen, schottländischen,  irischen  und  hebridischen  Könige  entgegen- 
gesetzt, •")  während  nur  ganz  ausnahmsweise  einmal,  wo -von  der 
Überführung  eines  unehelichen  Kindes  die  Rede  ist,  der  zum  nor- 
wegischen Reiche  gehörige  Kindsvater  ausschließlich  berücksichtigt 
wird,  ohne  gleichzeitige  Erwähnung  des  schw^edischen  oder  dänischen.^) 
Bei  der  Ernennung  von  Richtern  heißt  es,  daß  derjenige,  welcher 
nicht  schon  als  Kind  die  „dänische"  Sprache  gelernt  hat,  nur  dann 
berücksichtigt  werden  dürfe,  wenn  er  erst  wenigstens  drei  Winter  auf 
Island  zugebracht  habe,  ^)  und  sind  auch  damit  wieder  die  Ange- 
hörigen der  drei  nordgermanischen  Stämme  vor  allen  anderen 
Fremden  bevorzugt;  die  Verfertigung  ferner  von  Spottgedichten  auf 
den  König  von  Dänemark  oder  Schweden  wird  ganz  ebenso  verfolgt, 
wie  wenn  ein  solches  auf  den  König  von  Norwegen  gedichtet  worden 
wäre.  *)  Nur  aus  jenem  Grundsatz  erklärt  sich  aber  andererseits 
auch,  daß  der  Norweger  auf  Island  in  weiterem  Umfange  erbberechtigt 
war  als  der  Isländer  in  Norwegen;  während  nämlich  auf  Island  der 
der  fünfte  gleiche  Grad  (l^riöja  broeöra)  die  Grenze  der  verwandt- 
schaftHchen  Erbberechtigung  bezeichnete,  war  diese  in  Norwegen 
bereits  auf  den  dritten  gleichen  Grad  Qieir  menn,  er  naestr  eru  broeöra 
sunum,  ^)  naestra  broeöra,  nach  isländischem  Sprachgebrauche)  gesetzt, 
und  hier  wie  dort  werden  Angehörige  der  begünstigten  Nation  gleich- 
mäßig dem  Einheimischen  gleichgestellt.  Später  wurde  freilich  auch 
in  Norwegen  die  Grenze  des  Erbrechts  ebensoweit  hinausgerückt  wie 
auf  Island,  ^)  und  wir  dürfen  wohl  annehmen,  daß  von  dieser  Aus- 
dehnung derselben  die  Isländer  ebensowohl  als  die  Norweger  selbst 
Vorteil  zogen.  Zu  bemerken  ist  ferner,  daß  die  Berechtigung,  welche 
dem  ausländischen  Kompagnon,  Tischgenossen  oder  Schififsherrn  ein- 
geräumt   ist,    zunächst    nur   als    eine  provisorische    gemeint   ist.     Ihr 


^)  Sta(^arhölsbök,  Vi'gsL,  cap.  loo,  S.  139  und  cap.  loi,  S.  141 ;  in  der  Kgsbk. 
fehlt  die  Bestimmung,  doch  wohl  nur  infolge  ihrer  Lacune.  ^)  Kgsbk.  ^   143, 

S.  25  ;  Staöarh  6lsb  6k,  Ümagab.,  cap.  33,  S.  299.  ^)  Kgsbk.  §  20,  S.  38. 

*)  ebenda,  §  238,  S.  184;  StaÖarholsbök,  Vi'gsl.,  cap.  106,  S.  149 — 50. 
Ein  bekanntes  Beispiel  eines  solchen  Spottgedichtes  bietet  die  Heims  kr.  Olafs  s. 
Try  gg  vas  onar ,  cap.  36,  S.  151 ;  J ö ms  vikinga  s.,  cap.  13,  S.  42 — 43;  in  den 
FMS.  I,  cap.  83,  S.  153  und  Flbk.  I,  cap.  121,  S.  152;  dann  Knytlinga,  cap.  3, 
S.  181   liegt  nur  ein  Auszug  aus  der  Heimskr.  vor.  '')  G|)L.  §  104;  eptir  broeöra 

sunu,  FrI)L.  VIII,  §  9.  «)  FrI)L.  VIII,  §   15. 
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Sinn  ist  unzweifelhaft  nur  der,  daß  diesen  Leuten  ebensowenig  wie 
irgendwelchen  Verwandten  des  Verstorbenen  innerhalb  der  für  das 
Erbrecht  der  Fremden  überhaupt  gezogenen  Grenzen  soll  verwehrt 
werden  können,  die  Blutklage  zu  stellen  oder  die  Erbschaft  zu  er- 
heben, wogegen  eine  völlig  andere,  und  vom  Recht  unerledigt  ge- 
lassene Frage  die  ist,  ob  die  erhobene  Erbschaft  oder  die  klagweise 
beigetriebenen  Strafgelder  auch  wirklich  demjenigen  verbleiben,  der 
sie  erhalten  hat,  oder  ob  sie  nicht  etwa  daheim  an  einen  näher  Be- 
rechtigten werde  ausfolgen  müssen ;  mit  anderen  Worten :  Verwandte, 
Kompagnon,  Speisegenosse,  Schiftsherr  sind  berechtigt  zu  fordern, 
daß  ihnen,  wenn  kein  näher  Berechtigter  zur  Stelle  ist,  Strafgelder 
und  Erbschaft  ausgefolgt  werden,  wogegen,  wenn  solche  Personen 
nicht  vorhanden  sind,  Erbschaft  und  Strafgeld  auf  Island  liegen  bleibt, 
und  nur  für  den  Fall  definitiv  demjenigen  Inländer,  in  dessen  Hand 
der  Betrag  liegt,  zufällt,  da  ein  Bezugsberechtigter  sich  überhaupt 
nicht  meldet.  Abgesehen  von  dieser  letzteren  Möglichkeit  liegt  für 
den  einstweiligen  Verwahrer  des  Betrages  noch  ein  weiterer  Vorteil 
darin,  daß  das  Gut  von  ihm  immer  nur  gegen  Schätzung  über- 
nommen, und  dann  seinerseits  auch  immer  nur  der  Schätzungswert 
herausbezahlt  zu  werden  braucht,  so  daß  er  die  Zinsen  und  Früchte, 
welche  während  seiner  Besitzperiode  anfallen,  für  sich  gewinnt;  von 
einer  Verjährung  der  Klage  des  geborenen  Erben,  wie  solche  das 
ältere  norwegische  Recht  gekannt  hatte,  weiß  dagegen  das  isländische 
nichts.  ^)  Bei  ein  paar  anderen  Stellen  kann  übrigens  ein  Zweifel 
entstehen,  ob  nicht  dennoch  den  Norwegern  gewisse  Vorrechte  vor 
den  Schweden  und  Dänen  eingeräumt  worden  seien.  Ich  erwähne 
zunächst  eine  auf  die  Bigamie  bezügliche  Bestimmung.  -)  Der  Mann, 
der  auf  Island  oder  innerhalb  des  Bereiches  der  isländischen  Gesetz- 
gebung (d.  h.  wohl  in  Grönland  ?)  eine  zweite  Frau  heiratet,  während 
er  noch  seine  erste  hat,  unterliegt  strenger  Strafe,  und  die  Kinder 
sind  nicht  erbfähig,  die  er  mit  der  zweiten  Frau  gewinnt,  und  ebenso 
steht  es,  wenn  der  Mann  im  Auslande  die  zweite  Ehe  eingeht,  so- 
ferne  dies  nur  nicht  im  Reiche  des  Königs  von  Norwegen  geschieht; 
tritt  er  dagegen  in  Norwegen  in  die  zweite  Ehe,  so  sollen  die  aus 
dieser  geborenen  Kinder  in  Island  erbberechtigt  sein,  wenn  nur  die 
zweite  Ehe   nach  norwegischem  Rechte    rechtsförmlich    eingegangen 


^)  Kgsbk.  §   125,  S.  239;  StaÖarholsbök,  Arfa}).,  cap.  17,  S.  220. 
2)  StaÖarholsbök,  ArfaJ).,  cap.  4,    S.   180 — i;    vgl.  Kgsbk.  §   118,    S.  226, 
wo  indessen  die  Stelle  abgekürzt  ist. 
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worden  ist.  Man  hat  diese  Bestimmung  mit  der  milderen  Behand- 
lung vergleichen  wollen,  welche  manche  Rechte  der  Bigamie  der 
Schiffer  angedeihen  lassen;^)  indessen  doch  wohl  mit  Unrecht,  da 
sie  solchenfalls  doch  wohl  auch  für  Grönland  und  so  manches  andere 
fremde  Land  hätte  gelten  müssen.  Mir  will  vielmehr  scheinen,  daß 
dabei  nur  die  Verschiedenheit  der  Vorschriften  des  norwegischen 
Rechtes  über  die  Ehescheidung  von  denen  des  isländischen  ins  Auge 
gefaßt  sei,  so  daß  also  dem  Manne,  dessen  frühere  Ehe  nach  nor- 
wegischem Rechte  als  gelöst  galt,  und  welcher  demzufolge  in  Nor- 
wegen eine  legitime  Ehe  eingehen  zu  können  geglaubt  hatte,  dies 
nicht  zum  Nachteil  angerechnet  werden  sollte,  wenn  auch  nach  is- 
ländischem Rechte  die  frühere  Ehe  als  noch  fortbestehend  zu  gelten 
hatte.  Es  erinnert  also  die  Vorschrift  an  das,  was  vom  matrimonium 
putativum  gilt,  und  sie  erklärt  sich  leicht,  wenn  man  bedenkt,  daß 
Island  zur  Provinz  des  norwegischen  Erzbischofes  gehörte,  und  somit 
allerdings  nicht  wohl  dieselbe  Ehe  als  strafbar  behandeln  konnte, 
welche  nach  dem  von  ihm  anerkannten  Rechte  nicht  nur  als  straf- 
los, sondern  sogar  als  zu  Recht  beständig  galt.  Wiederum  sollen 
die  Norweger  allein  von  der  Entrichtung  des  hafnartollr  auf  Island 
befreit  sein,  ^)  d.  h.  einer  geringfügigen  Abgabe  an  den  Grundeigen- 
tümer, an  dessen  Land  das  Seeschiff  anlegt;  mag  sein,  daß  diese 
Befreiung  als  ein  Entgeld  gemeint  war  für  das  oben  erwähnte  ähn- 
liche Privileg  der  Isländer  in  Norwegen,  und  daß  es  darum  auf  die 
Norweger  beschränkt  war.  Endlich  gilt  noch  als  ein  besonderes 
Privileg  des  Königs  von  Norwegen,  daß  die  ihm  persönlich  zustehen- 
den Klagsachen  auf  der  Insel  anhängig  gemacht  werden  konnten, 
ohne  daß  es  einer  vorgängigen  Ladung  des  Beklagten  bedurft  hätte, 
wogegen  im  übrigen  allerdings  das  isländische  Recht  für  deren  Durch- 
führung maßgebend  sein  sollte ;  '^)  die  auf  den  ersten  Anblick  auf- 
fäUige  Bestimmung  erklärt  sich  leicht,  wenn  man  bedenkt,  mit 
welchen  Schwierigkeiten  die  Ladung  eines  mächtigen  Gegners  auf 
der  Insel  verbunden  zu  sein  pflegte,  und  zugleich  erwägt,  daß  Klag- 
sachen, welche  auf  Island  anzustellen  der  norwegische  König  der 
Mühe  wert  hielt,  jedenfalls  so  offenkundiger  Art  waren,  daß  der  Be- 
klagte auch  ohne  besondere  Ladung  von  deren  bevorstehender  Geltend- 


^)  So  Gans,  Erbrecht,  IV,  S.  513;  dann  auch  Vilhjdlmr  Finsen,  Annaler 
1849,  S.  205.  ^)  Kgsbk.  §   166,  S.  71;  vgl,   Flöamanna  s.,  cap.  31,  S.  157, 

welche  Stelle  zeigt,  daß  auch  die  Isländer  unter  einander  den  Hafen-  oder  Schififszoll 
forderten  und  gaben. 

^)  Kgsbk.  §  247,  S.  195;  Diplom.  Island.  I,  Nr,  16,  S.  54. 
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machung  Kenntnis  erhalten  mußte.  Bemerkenswert  ist  aber,  daß 
eine  noch  engere  Verbindung  als  mit  Norwegen  mit  Grönland  be- 
standen zu  haben  scheint.  In  Bezug  auf  die  Behandlung  der  Erb- 
schaft eines  Isländers,  der  in  Grönland  verstirbt,  wird  freilich  aus- 
drücklich vorgeschrieben,  daß  es  ebenso  gehalten  werden  solle,  w^e 
wenn  der  Mann  in  Norwegen  verstorben  wäre,  ^)  und  wir  haben  allen 
Grund  anzunehmen,  daß  auch  für  den  umgekehrten  Fall  nichts  be- 
sonderes galt,  da  ein  Grönländer  auf  Island  verstarb;  aber  freilich 
handelt  es  sich  gerade  dabei  um  einen  Punkt,  in  welchem  der  Nor- 
weger schon  dem  Isländer  völlig  gleichgestellt  war,  und  wo  somit  kaum 
noch  eine  weitere  Begünstigung  des  Grönländers  möglich  war.  Da- 
gegen wird  ausdrücklich  bestimmt,  ^)  daß  jede  in  Grönland  verhängte 
Acht  oder  Landesverweisung  auch  auf  Island  anerkannt  werden  solle, 
wie  wenn  sie  von  einem  dortigen  värl^ing  ausgegangen  wäre;  be- 
stimmt wird  ferner,  ^)  daß  der  Vergleich  oder  das  Urteil,  welches  in 
Grönland  wegen  eines  an  einem  Isländer  begangenen  Totschlages  erzielt 
wurde,  auch  für  Island  bindend  sei,  wenn  anders  die  Sache  dort  von 
dem  rechtmäßigen  Blutkläger  selbst,  oder,  woferne  durch  einen 
anderen  Mann,  nach  der  vollen  Strenge  des  Rechtes  durchgeführt 
worden  ist,  was  alles  bezüglich  eines  in  einem  fremden  Lande  be- 
gangenen Totschlages  nicht  galt.  *)  So  brauchen  ferner,  wenn  wegen 
eines  in  Grönland  begangenen  Totschlages  auf  Island  geklagt  wird, 
die  beigezogenen  Eidhelfer  (sannaöarmenn)  nicht  zur  Zeit  der  Tat 
oder  nachher  selbst  auf  Grönland  gewesen  zu  sein,  während  dieses 
Erfordernis  sonst  bei  der  Verfolgung  des  im  Auslande  begangenen 
Totschlages  wenigstens  bezüglich  eines  Teiles  derselben  besteht ;  ^) 
dieselbe  Differenz  macht  sich  endlich  auch  bezüglich  der  Verteidi- 
gung geltend,  welche  der  Beklagte  seinerseits  der  Klage  etAva  ent- 
gegenstellen will.  ^)  Man  sieht,  die  grönländische  Republik  wurde  in 
höherem  Maße  noch  als  Norwegen  als  ein  verwandtes  und  gleichge- 
artetes Land  behandelt,  was  bei  der  Begründung  derselben  von  Island 
aus,  und  der  Gleichheit  ihrer  Verfassung  mit  der  des  Mutterlandes  auch 


^)  StaÖarhölsbök,  ArfaJ).,  cap.  14,  S.  21 1;  kürzer  Kgsbk.  §  125,  S.  240 
und  §  127,  S.  249.  Aus  einem  Marginale  der  ersteren  Hs.  ist  zu  ersehen,  daß  die 
Bestimmung  ein  nymoeli  war. 

^)  StaÖarhölsbök,  Vigsl.,  cap.  103,  S.  143. 

^)  ebenda,  cap.  102,  S.  142 — 3.  *)  vgl.  ebenda,  cap.  99,  S.  138. 

^)  ebenda,  cap.  102,  S.  142;  vgl.  cap.  100,  S.  139  und  cap.  loi,  S.  141. 

^)  ebenda,  cap.  103,  S.  143;  vgl.  cap.  100,  S.  140.  Ich  bemerke  übrigens,  daß 
alle  diese  Stellen  vielleicht  nur  infolge  ihrer  Lacune  in  der  Kgsbk.  fehlen. 
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nicht  auffallen  kann;  wenn  einmal  der  Ausdruck  „her  ä  landi  eöa  i 
värum  lögum"  im  alten  isländischen  Recht  gebraucht  wird,  -■)  so  kann 
dabei  wirklich  nicht  wohl  an  ein  anderes  Land  als  an  Grönland  ge- 
dacht werden. 

Alles  in  allem  genommen  war  hiernach  das  Fremdenrecht 
weder  auf  Island  noch  in  Norwegen  von  einem  festen  Prinzipe  aus 
konsequent  geregelt.  Der  Aufnahme  zunächst  von  Fremden  in  den 
eigenen  Staatsverband,  wenn  sie  sich  im  Inlande  niederlassen  wollten, 
legte  man  kein  Hindernis  in  den  Weg,  nur  daß  sie  solchenfalls  voll- 
ständig dem  einheimischen  Rechte  sich  zu  unterwerfen  hatten;  das 
isländische  Recht  bestimmt  z.  B.  ausdrückhch,  daß  der  Fremde  durch 
3  jährigen  Aufenthalt  im  Lande  dem  isländischen  Zehntrechte  ver- 
falle, und  bereits  früher,  wenn  er  vor  Ablauf  dieser  Frist  sein  eigenes 
Hauswesen  im  Lande  begründet,  -)  und  nach  Ablauf  derselben 
3  jährigen  Frist  soll  sogar  der  Fremde,  der  keiner  der  begünstigten 
Nationen  angehört,  als  Richter  ernannt  werden  können,  ^)  w^ährend 
der  Norweger,  Däne  oder  Schwede  offenbar  schon  vorher  der  vollen 
staatsbürgerlichen  Rechte  teilhaftig  war,  wenn  er  nur  in  Bezug  auf 
die  Wahl  eines  Domiziles  (heimilisfang)  und  einer  Dinggenossen- 
schaft (|)ingfesti)  den  allgemeinen  Rechtsvorschriften  genügt  hatte. 
Aber  auch  in  Norwegen  kann  die  Sache  nicht  anders  gestanden  sein ; 
die  Leichtigkeit,  mit  welcher  Ausländer  in  des  Königs  Dienstverband 
aufgenommen  wurden,  und  in  diesem  zu  den  höchsten  Ehren  empor- 
stiegen, weist  deutlich  darauf  hin,  und  niemand  ward  z.  B.  annehmen 
wollen,  daß  der  Isländer  Ulfr  Uspaksson,  der  als  stallari  des  K.  Haraldr 
haröräöi  in  Norwegen  sich  verheiratete  und  dessen  Urenkel  im  ge- 
raden Mannesstamme  Erzbischof  Eysteinn  war,  '*)  oder  der  Engländer 
Sküli,  des  Tosti  jarl  Sohn,  der  als  vertrautester  Ratgeber  des  K.  Olafr 
kyrri  in  Norwegen  reiche  Güter  erwarb,  irgendwie  als  Fremder  im 
Lande  in  seinen  Rechten  zurückgesetzt  gewesen  sein  könne.  So  ist 
denn  auch  von  irgend  welcher  Persönlichkeit  des  Rechtes  in  keiner 
Weise  die  Rede,  vielmehr  spricht  das  Prinzip  der  Territorialität  des 
Rechtes  sich  mit  aller  Schärfe  in  dem  Satze  aus,  daß  bezüglich  eines 
Schiffes,  welches  von  Norwegen  aus  ins  Ausland  läuft,  bis  in  die 
Mitte  der  See  das  norwegische,  von  dort  ab  aber  das  Recht  des  Be- 


^)  Kgsbk.  i;   II 8,  S.  226 ;  Sta  Öarh  ölsb  6k  ,  Arfa{).,   cap.  4,  S.  181. 
-)  Kgsbk.   §  259,  S.  211  ;  Kristin  r.  h  in  n  ga  ml  i  ,■  cap.  42,  S.  156. 

3)  Kgsbk.  §  20,  S.  38. 

4)  vgl.  z.  B.  Fagrsk.  §   188,  S.  127. 
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Stimmungsortes  gelten  solleJ)  —  Bezüglich  derjenigen  Fremden,  welche 
in  den  inländischen  Staatsverband  nicht  herübertreten,  macht  sich 
der  Gegensatz  privilegierter  und  nichtprivilegierter  Nationen  geltend. 
Auf  Island  erscheinen  am  höchsten  privilegiert  die  Grönländer  und 
die  Norweger,  dann  wohl  auch  die  sämtlichen  übrigen  Angehörigen 
des  nordgermanischen  Stammes,  und  gilt  entschieden  bezüglich  jener 
ersteren,  wahrscheinlich  aber  auch  ganz  gleichmäßig  bezüglich  dieser 
letzteren,  die  Regel,  das  dieselben  gleichen  Rechtes  mit  den  Isländern 
selbst  genießen  sollen.  Selbstverständlich  bezieht  sich  diese  Regel 
nur  auf  den  Kreis  des  Privatrechtes  und  Familienrechtes,  da  die  im 
engeren  Sinne  öffentlichen  Rechte  die  Ansässigkeit  im  Lande,  sowie 
die  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten  Gemeinde  und  einem  be- 
stimmten Godorde  voraussetzen;  selbstverständlich  ferner  bedurfte  es 
auch  sonst  mancher  eigentümlichen  Bestimmungen  über  den  Ver- 
kehr mit  solchen  Fremden,  indem  zumal  der  Gerichtstand,  der  für 
die  Einheimischen  nach  Wohnort  und  Dinggenossenschaft  sich  be- 
stimmte, für  diese  in  anderer  Weise  festgestellt  werden  mußte,  ^)  so- 
dann aber  auch  für  den  Handel  mit  ihnen  durch  die  Häuptlinge  von 
Fall  zu  Fall  besondere  Normen  und  zumal  Warentaxen  erlassen 
wurden ;  ^)  aber  in  derartigen  Bestimmungen  spricht  sich  ganz  und 
gar  nicht,  wie  Dahlmann  die  Sache  auffaßt,  ^)  eine  besondere  Härte 
gegen  die  Fremden  aus,  sondern  nur  das  Bestreben,  besonderen  Ver- 
kehrsbedürfnissen durch  besondere  Vorschriften  zu  genügen,  wie 
denn  auch  für  den  Verkehr  der  Einheimischen  untereinander  ähnliche 
Warentaxen  mehrfach  erlassen  wurden.  Der  Ursprung  aber  jener 
Begünstigung  der  nächstverwandten  Nationen  im  isländischen  Rechte 
läßt  sich  nicht  mit  voller  Sicherheit  nachweisen.  Bezüglich  Nor- 
wegens hat  man  wohl  angenommen,  daß  zur  Zeit  des  heil.  Olafr 
Zug  um  Zug  die  Isländer  ein  Privilegium  zugunsten  der  Norweger, 
und  diese  letzteren  ein  solches  zugunsten  jener  ersteren  verwilligt 
hätten;^)  indessen  fehlt  es  hierfür  an  jedem  Beweise  und  so  mag 
für  wahrscheinlicher  gelten,  daß    es  lediglich    das   in    weiterem  Um- 


^)  Ebenso  Kgsbk.  §  85,  S.  142:  fyrir  austan  mitt  haf. 

^)  vgl.  StaÖarhöIsb  ök,  Kaupab.  cap.  50 — 52,  S.  461 — 64. 

^)  Belege  hierfür  aus  den  Sagen  sind  häufig;  aber  auch  Kgsbk.  §  167,  S.  72 
— 74  gehört  hierher,  nur  daß  hier  die  Goden  bereits  durch  eine  spätere  Einrichtung 
beseitigt  sind. 

•*)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  254 — 55. 

^)  So  Jon  SigurÖsson  im  Diplom,  norveg.  I,  S.  54;  vgl.  indessen  meinen 
Aufsatz  über  die  Gragas,  S.  47. 
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fange  sich  geltend  machende  Bewußtsein  der  nationalen  Gemeinschaft, 
sowie  das  dem  Isländer  allerdings  ganz  besonders  nahe  gelegte  Be- 
dürfnis eines  geregelten  Handelsverkehres  mit  seinen  nächsten  Nach- 
barvölkern war,  welches  7ai  jenen  zuvorkommenden  Bestimmungen 
führte,  wie  ja  eine  ähnliche  Begünstigung  der  näher  verwandten 
Stämme  bekanntlich  auch  im  w^estgötischen  Rechte  wiederkehrt.  ^) 
Bezüglich  der  nicht  privilegierten  Nationen  bietet  das  isländische  Recht 
nur  dürftigere  Vorschriften.  Sowohl  im  Erbrechte  als  hinsichtlich 
der  Blutklage  läßt  es  nur  Vater,  Sohn  und  Bruder  des  Fremden  als 
berechtigt  gelten,  also  nur  die  Verwandten  jener  allernächsten  Grade 
welche  zur  Magschaft  noch  nicht  gezählt  werden,  und  selbst  diese 
nicht,  wenn  sie  nicht  zuvor  schon  auf  Island  bekannt  waren ;  sub- 
sidiär wird  dann  auch  noch  eine  Berechtigung  des  Kompagnons, 
Speisegenossen  und  Schiffsherrn  anerkannt,  aber  keine  weitere.  Diese 
Bestimmungen  dürften  nun  Überreste  urältesten  Rechtes  enthalten. 
Das  Recht,  welches  dem  felagi,  mötunautr,  skipsdröttinn  für  den 
Fall  eingeräumet  ist,  da  ein  Schiffsgenosse  auf  der  Fahrt  oder  im 
Hafen  verstirbt  oder  erschlagen  wird,  ehe  er  noch  am  Lande  sich 
Quartier  genommen  hat,  entspricht  nicht  vollkommen  den  Zuständen 
der  ältesten  Zeit,  welche  den  Fremden  an  sich  als  rechtlos  behandelt 
und  nur  insoweit  von  einem  Rechte  desselben  weiß,  als  ihm,  der 
Handelsschaft  wiegen  allenfalls,  durch  besondere  Verabrede  der  fried- 
liche Verkehr  bewilligt  ist;  da  die  Verwilligung  sich  auf  das  einzelne 
Schiff  zu  beschränken  pflegte,  konnte  nämlich  selbstverständlich  nur 
dessen  Mannschaft  auf  Anerkennung  ihres  Rechtes  Anspruch  haben, 
und  somit  von  dem  rein  zufälligen  Falle  abgesehen,  da  etwa  Ver- 
wandte auf  einem  und  demselben  Schiffe  sich  befanden,  von  irgend 
welcher  verwandtschaftlicher  Berechtigung  überhaupt  nicht  die  Rede 
sein.  War  aber  erst  von  dem  Fremden  am  Lande  Quartier  ge- 
nommen, so  verstand  sich  hinwiederum  von  selbst,  daß  er  sofort  in 
den  Schutz  seines  Quartiergebers  trat,  d.  h.  dessen  griömaör  wurde; 
Blutklage  wie  Erbberechtigung  ging  damit  auf  diesen  über,  während 
auch  für  diesen  Fall  von  einer  verwandtschaftlichen  Berechtigung 
keine  Rede  sein  konnte.  Die  dem  allernächsten  Verwandtschafts- 
kreise zugestandene  Berücksichtigung  dürfte  hiernach  erst  einer 
späteren  Zeit  angehören  und  unter  den  Gesichtspunkt  einer  er- 
weiterten Gastfreiheit  zu  stellen  sein ;  der  Umstand,  daß  dieselbe  nur 
solchen   Personen   verwilligt   wurde,    welche    bereits    auf  Island   Be- 


^)  WGL.  I,  Mandr.   cap.  5;  vgl.   II,  Drcep.   cap.  lo,    13  und    15. 
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kanntschaft  gemacht  hatten,  zeigt,  daß  man  nicht  etwa  schlechthin 
den  näheren  Verwandten  ein  Zugeständnis  machen  wollte,  sondern 
nur  denjenigen  unter  ihnen,  die  auf  gastfreundliche  Beziehungen  zu 
der  Insel  schon  von  früher  her  Anspruch  hatten;  hätte  man  durch 
jene  Klausel  nur  die  Identität  der  Personen  und  die  Wahrheit  der 
von  ihnen  behaupteten  Verwandtschaftsverhältnisse  sicher  stellen 
wollen,  ^)  so  hätte  es  dafür  andere  Mittel  geben  können  neben  der 
früheren  Bekanntschaft.  Im  übrigen  aber  werden  wohl  auch  die 
Angehörigen  der  nicht  privilegierten  Nationen,  soweit  sie  Island 
gastesweise  besuchten,  als  vollkommen  rechtsfähig  anerkannt  ge- 
wesen sein;  wurde  dem  felagi,  mötunautr,  styrimaör  die  Anstellung 
der  Blutklage  um  den  erschlagenen  Genossen  und  die  Forderung  der 
Erbschaft  eines  solchen  zugestanden,  so  versteht  sich  doch  wohl  von 
selbst,  daß  ein  solcher  auch  in  eigenster  Angelegenheit  klagen  konnte, 
und  ein  geordneter  Handelsverkehr  war  in  der  Tat  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  denkbar.  —  So  galt  denn  auch  in  Norwegen  er- 
wiesenermaßen der  Fremde  keineswegs  als  rechtlos;  vielmehr  hatte 
derselbe  seine  mannhelgi  so  gut  wie  der  Einheimische,  wogegen  uns 
leider  nicht  gesagt  wird,  wieweit  die  fremde  Verwandtschaft  etwa 
zur  Erbschaft  oder  zum  Wergeid  des  im  Inlande  verstorbenen  oder 
erschlagenen  Fremden  berufen  war.  Aber  doch  weisen  bestimmte 
Spuren  darauf  hin,  daß  der  Fremde,  welcher  keiner  privilegierten 
Nation  angehörte,  bezüglich  seines  Erbrechtes  jedenfalls  dem  Ein- 
heimischen nachstand  und  die  Bestimmungen,  welche  auch  hier  dem 
Kompagnon  und  dem  Steuermanne,  dann  aber  auch  dem  Gastfreunde, 
Hausherrn  und  Grundeigentümer  ein  teils  provisorisches,  teils  de- 
finitives Erbrecht  anweisen,  dürften  die  Vermutung  nahe  legen,  daß 
auch  nach  norwegischem  Rechte  alle  verwandtschaftliche  Berechtigung 
auf  den  Nachlaß  des  Fremden  ursprünglich  völlig  zessierte.  Als  pri- 
vilegierte Nation  tritt  aber  in  Norwegen  zunächst  nur  die  isländische 
auf  und  zwar  auch  diese,  wie  es  scheint  nur  auf  Grund  einer  be- 
sonderen Verfügung  des  heil.  Olafr;  weder  den  ScTiweden  noch  den 
Dänen  ist  die  Gleichstellung  mit  den  Isländern  verwilligt,  und  mag 
wohl  sein,  daß  die  mindere  Abhängigkeit  vom  Auslande  dabei  im 
Spiele  ist,  in  welcher  Norwegen  als  ein  größeres  und  minder  armes 
Land  sich  befand.  —  Selbstverständlich  mußte  übrigens  die  Unter- 
werfung Islands  unter  den  König  von  Norwegen  auf  die  Behandlung 


^)  Was  allerdings  seine  Bedeutung  haben    konnte,    wie  des  Sneglu-Halli  Begeg- 
-nung  mit  Einarr  fluga  zeigt,  Morkinsk.  S.  98 — 99;  FMS.  VI,  cap.  104,  S.  369—73. 
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der  Isländer  in  Norwegen  und  der  Norweger  in  Island  ihre  Wir- 
kungen äußern.  In  ihrem  Unterwerfungsvertrage  bedangen  sich  die 
Isländer  bereits  den  Fortgenuß  nicht  nur  des  besten  Rechtes  aus, 
dessen  sie  jemals  in  Norwegen  genossen  hätten,  ^)  d.  h.  des  Rechtes 
der  höldar,  sondern  auch  die  Abschaffung  der  landaurar,  sowie  die 
Unverjährbarkeit  aller  Erbschaftsklagen,  -)  und  in  der  Tat  konnte  als 
billig  gelten,  wenn  beides  als  Folge  der  neu  begründeten  Reichs- 
gemeinschaft verwilligt  wurde.  So  ist  denn  auch  wirklich  von  land- 
aurar fortan  nicht  mehr  die  Rede,  und  wenn  zwar  nach  der  Jönsbök 
die  Klage  auf  die  Erbschaft  eines  in  Norwegen  verstorbenen  Isländers 
in  10  Jahren  verjähren  und  der  Nachlaß  dem  Könige  zufallen  soll,  ■^) 
so  ist  doch  damit  nur  für  die  Isländer  dasselbe  Recht  für  gültig  er- 
klärt, welches  auch  für  den  Norweger  selbst  galt,  und  ein  ungleich 
besseres,  als  welches  den  Fremden  zuteil  wurde  ;^)  die  Gleichstellung 
mit  den  höldar  dagegen  mußte  von  selber  hinfällig  werden,  seitdem 
in  Norwegen  die  festen  Ansätze  für  Wergeid  und  Buße  aufgegeben 
wurden.  Für  Fremde  aber,  welche  auf  Island  sterben,  galt  nach  wie 
vor  das  ältere  Recht  fort.  ^)  Norweger  also  nicht  nur,  sondern  auch 
Schweden  und  Dänen  werden  bezüglich  ihrer  Beerbung  den  Isländern 
gleichgehalten,  nur  daß  besondere  Fürsorge  für  die  Aufbewahrung 
ihres  Nachlasses  und  dessen  Überführung  nach  ihrer  Heimat  ge- 
tragen w^ird ;  Fremde  aus  anderen  Ländern  dagegen  werden  nur 
von  Vater,  Sohn  und  Bruder  beerbt,  nur  daß  die  Forderung  früherer 
Bekanntschaft  mit  dem  berufenen  Erben  jetzt  fallen  gelassen  wird, 
und  außerdem  ist  auch  die  Verjährung  der  Erbschaftsforderung  binnen 
10  Jahren,  und  der  eventuelle  Anfall  des  nicht  reklamierten  Nach- 
lasses an  den  König  aus  dem  norwegischen  Rechte  in  das  isländische 
herübergekommen.  Ein  paar  weitere  Bestimmungen  über  das  Ver- 
fahren in  Rechtssachen,  bei  denen  Fremde  beteiligt  sind,  haben  hier 
kein  Interesse  ^)  und  ebenso  bedarf  es  nur  eben  der  Erwähnung,  daß 
die  Bestimmung  der  Grägäs  über  die  Alimentation  unehelicher  Kinder 
von  norwegischen  Untertanen  in  die  Jönsbök  im  wesentlichen  über- 
gegangen ist.  ^) 

Mit  den  Grundsätzen  des  Fremdenrechtes,  steht  nun  aber  in 
nächstem  Zusammenhange  die  Behandlung  der  Ungläubigen 
im    altnordischen    Rechte.      Das   Heidentum    freilich    scheint   gegen 

^)  Diplom.  Island.   I,  S.  620,  §6.  2^e5en(;la^g  ^ — ^_ 

■^)  Jönsbök.,   ErfÖat.,  cap.  24;  vgl.  Jar nsi'Öa,  §23.  ■*)  LandsL,  ErfÖat., 

cap.  II.  ^)  Jönsbök,  Erföat.,  cap,  23.  *)  ebenda,  I)egnskylda,   cap.  3. 

')  ebenda,  Framfoerslub.,  cap.  6. 
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solche  sehr  tolerant  gewesen  zu  sein.  Da  die  eigene  Religion  durch 
und  durch  Nationalreligion  war,  betrachtete  man  auch  jede  andere, 
mit  welcher  man  etwa  in  Berührung  kam,  als  eine  solche,  und  hielt 
demnach  beim  Fremden  dessen  verschiedenen  Glauben  einfach  für 
eine  von  den  vielen  Eigentümlichkeiten,  in  welchen  sich  dessen  ver- 
schiedene Nationalität  äußerte;  dem  Inländer  gegenüber  dagegen 
nahm  man  es,  da  der  Polytheismus  überhaupt  gegen  eine  Ver- 
schiedenheit der  religiösen  Überzeugungen  und  Gebräuche  duldsam 
ist  und  der  eigene  Glaube  überdies  längst  in  einer  Zersetzung  be- 
griffen war,  ebenfalls  nicht  sehr  genau,  und  wie  man  einerseits  einem 
ganz  offenbaren  Atheismus  nichts  in  den  Weg  legte  und  einen  mehr- 
fach in  tieferen  Naturen  sich  geltend  machenden  Spiritualismus  in 
keiner  Weise  behinderte,  so  hatte  man  andererseits  auch  dagegen 
nichts  einzuwenden,  wenn  etwa  ein  einzelner  Mann  im  i\uslande  mit 
einem  fremden  Glauben  sich  mehr  oder  minder  befreundet  hatte, 
und  fremde  Religionsgebräuche  mehr  oder  minder  in  die  Heimat 
zurückbrachte.  Manches  deutet  darauf  hin,  daß  der  Schamanismus 
der  Lappen  nicht  ganz  ohne  Einwirkung  auf  die  religiösen  Zustände 
der  Nordgermanen  geblieben  ist;  daß  einzelne  Christen  sich  von 
Westen  her  kommend  unter  den  ersten  Einwanderern  in  Island  be- 
funden hatten,  dann  daß  einzelne  Hunderte  nordischen  Stammes 
schon  frühzeitig  im  Frankenreiche  oder  auf  den  britischen  Inseln  die 
Taufe  oder  doch  die  Kreuzesbezeichnung  genommen  hatten,  ist 
strengstens  nachweisbar,  und  nirgend  ist  eine  Spur  von  rechtlichen 
Verfolgungen  zu  finden,  welche  solche  Leute  dafür  in  der  Heimat 
zu  erdulden  gehabt  hätten,  wenn  auch  eine  gewisse  Scheu  der  fest- 
gläubigen Heiden  vor  den  fremdartigen  Gebräuchen  der  Christen, 
und  zumal  eine  gewisse  Feindseligkeit  der  letzteren  selbst  gegen  das 
Zusammenleben  mit  ihren  heidnischen  Landsleuten  sich  mehrfach 
geltend  macht.  Wesentlich  anders  stellte  sich  aber  die  Sache  von 
dem  Augenblicke  an,  in  welchem  das  Christentum  im  Norden  selbst 
die  Herrschaft  zu  erstreben  begann.  Von  jetzt  ab  entfaltete  dieses 
die  volle  Unduldsamkeit,  welche  ihm  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
eigen  war,  und  selbstverständlich  wurde  ebendadurch  auch  eine 
ganz  ähnliche  Feindseligkeit  seitens  der  Heidenleute  provoziert.  Jetzt 
erst  wurde  auf  Island  ein  Gesetz  erlassen,  welches  die  Gotteslästerung 
mit  der  Landesverweisung  bedrohte  und  unter  den  Begriff  der  fraenda- 
skömm  gestellt    wissen   wollte.^)     Schroff  ausgesprochen   tritt   diese 

^)  Kristni  s.,  cap.  6,  S.  lo  — 1 1  ;  FMS.  I,  cap.  142,  S.  285 ;  vgl.  meine  Schrift 
über  die  Bekehrung  des  norvv.  Stammes,   I,  S.  576 — 79. 
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beiderseitige  Stimmung  im  Jahre   1000   auf  Island  hervor,  als  christ- 
licherseits  in  der  Landesgemeinde  das  Evangelium  verkündet  werden 
wollte.     Erst   waren    beide    Glaubensparteien    nahe    daran,    mit    ge- 
waffneter  Hand  einander  anzugreifen;  dann  aber  sagten  sie  einander 
die  Rechtsgemeinschaft  auf  und  beabsichtigten  getrennt  von  einander 
je  ein  besonderes  Staatswesen  auf  der  Insel  zu  begründen;  mit  Mühe 
und  Not   gelang    es   dem  Gesetzsprecher,    I)orgeirr  Ljösvetningagoöi, 
solche  Spaltung  zu    vermeiden,    indem    er   die    gesetzliche  Annahme 
des  Christentumes  mit  gewissen  Vorbehalten  zugunsten  des  Heiden- 
tumes  durchsetzte.      Von    ganz    ähnlichen  Erscheinungen    war    auch 
die  norwegische  Missionsgeschichte  begleitet;  der  K.  Ölafr  Tryggvason 
z.  B.  war  nahe  daran,  den  Handelsverkehr  mit  dem  noch  heidnischen 
Island    zu    sperren ,    weil   er   meinte ,    daß    es    unerträglich   sei   „daß 
Christenleute  damit    ihren    Glauben    beflecken,    daß    sie    mit  Heiden 
Handelschaft  treiben  oder  anderweitigen  freundlichen  Verkehr  unter- 
halten   w^e    mit    ihren  Brüdern",^)    und   von    K.  Olafr   dem  Heiligen 
wissen   wir,    daß    er    noch    kurz   vor   der   Entscheidungsschlacht   bei 
Stiklastaöir,  welche  ihn  das  Leben  kostete,  alle  Heiden,  die  sich  nicht 
taufen  lassen  wollten,  aus  seinem  ohnehin  schon    wenig  zahlreichen 
Heere  austreten    hieß.      Es   begreift   sich,    daß    die    in    solchen  Vor- 
kommnissen sich  aussprechende  Überzeugung  von  der  Unmöglichkeit 
irgend    welcher  Lebensgemeinschaft   zwischen  Heiden    und    Christen 
auch  in   die  Gesetzgebung  der  neubekehrten  Reiche  ihre  Wirkungen 
erstrecken  mußte,  und  zwar  um  so  mehr,   je    entschiedener  dieselbe 
seit  der  karolingischen  Zeit  her  die  gesamten  kirchenstaatsrechtlichen 
Ideen    des    ganzen    christlichen    Abendlandes    beherrschte.      So    tritt 
denn  auch  wirklich    in    den    norwegischen    Provinzialrechten    sowohl 
wie    in   den    Rechtsaufzeichnungen    des    isländischen  Freistaates    ein 
„Christenrecht"  an  die  Spitze  der  verschiedenen  Abschnitte,  in  welche 
dieselben  sich  teilen,  und  seine  Vorschriften  treten  als  völlig  ebenso 
absolut   gebietende    auf,    wie    die   verschiedenen    Bestimmungen    des 
weltlichen  Rechtes;  der  christliche  Glaube  samt  der  aus  ihm  hervor- 
gewachsenen kirchlichen  Zucht  und  Ordnung  ist  damit  geradezu  ein 
Bestandteil    der    vom    Staate    gebotenen    und    erzwungenen    Rechts- 
ordnung geworden,  deren  Verletzung  mit  weltlichen  Strafen  bedroht 
und  mit  weltlichen  Gewaltmitteln  verfolgt  wird.     In  einer  Reihe  von 
Bestimmungen  aber   tritt   der   maßgebende  Gesichtspunkt   ganz    be- 
sonders deutlich  zutage.     Die  neugeborenen  Kinder  zunächst  mußte 


1)  FMS.  I,  cap.  142,  S.  284. 
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man  binnen  gesetzter  Frist  bei  strenger  Strafe  „aus  dem  Heiden- 
tume  heben"  (hefja  ör  heiönum  dömi),  d.  h.  taufen  lassen;  wer  sich 
dieser  Pflicht  beharrhch  entzieht,  verwirkt  sein  Vermögen  und  muß 
das  Reich  verlassen,  weil  er  „einen  Heidenmenschen"  in  seinem  Hause 
beherbergt,^)  und  das  Recht  von  Vikin  kleidet  diese  Konsequenz  in 
den  drastischen  Satz  ein:  „[lä  verör  böndi  heiöinn  af  barni  sinu". 
Aber  auch  kein  ausländischer  Heide  wurde  im  Lande  geduldet.  Als 
Nornagestr  mit  dem  Kreuze  bezeichnet,  aber  nicht  getauft  zu  K. 
Olafr  Tryggvason  kommt,  meint  dieser:  „illa  gjörir  Sveinn  konüngr 
]3at,  at  hann  Isetr  öskiröa  menn  fara  ör  riki  sinu  landa  ä  meöal",  ^) 
und  denselben  Standpunkt  nehmen  auch  noch  die  Provinzialrechte 
ein.'^)  Kommt  ein  Heidenmensch  ins  Land  und  erklärt,  sich  taufen 
lassen  zu  wollen,  so  darf  man  ihn  allerdings  beherbergen,  nur  muß 
man  ihn  für  sich  allein  essen  lassen ;  geht  er  aber  an  der  nächsten 
Kirche  vorbei,  ohne  sich  von  dem  an  ihr  angestellten  Geistlichen 
taufen  zu  lassen,  so  soll  des  Bischofs  Vogt  den  Mann  aufgreifen  und 
zum  Ding  führen;  läßt  er  sich  nun  taufen,  so  ist  es  gut;  will  er 
aber  nicht,  so  bekommt  er  vom  Ding  weg  fünf  Tage  Frist,  um  des 
Königs  Lande  zu  verlassen,  und  darf  man  ihn  an  keinem  Orte  zwei- 
mal über  Nacht  behalten,  bei  Vermeidung  der  40  Mark-Buße.  Wie 
die  Lebensgemeinschaft,  so  ist  auch  die  Gemeinschaft  im  Tode  den 
Heiden  verweigert.  Nur  die  christlichen  Leichen  werden  auf  dem 
Kirchhofe  bestattet  *)  und  bei  Kindern,  die  kurz  nach  der  Geburt 
starben,  entscheidet  darum  über  das  Begräbnis  der  Umstand,  ob  sie 
bereits  die  Taufe,  und  sei  es  auch  nur  die  Nottaufe,  empfangen  haben 
oder  nicht,  ^)  indem  sie  letztere nfalls  noch  als  heidnisch  galten ;  die 
Aussetzung  eines  ungetauften  Kindes  heißt  darum,  wenn  es  um- 
kommt, moröit  mikla,  der  große  Mord,  ^)  denn  „jjvi  er  heiöit  morö 
verra  en  kristiö,  at  fyrirfarit  er  [less  manns  sälu,  er  heiöinn  deyr" ; "') 
mit  dem  Begräbnisse  aber  nahm  man  es  so  streng,  daß  man  ein 
Kind,  das  mit  dem  Kreuze  bezeichnet,  aber  nicht  getauft  war,  nur 
an  der  Grenze  des  Kirchhofs,    „da   wo    die    geweihte  Erde    und    die 


1)  GI)L.  §  21;  Fr|)L.  II,  §  5;  B|)L.  I,  §  4;  E|)L.  I,  §  8.     Ebenso  Kgsbk. 
§   I>  S.  3 — 4  und  Kristin  r.  hinn  gamli,   cap.  I,  S.  4. 

2)  Flbk.  I,  cap.  282,  S.  364.  3)  G|)L.  §  22;  FrJ)L.  II,  §  4  und  §  5  fin. 
"*■)  Fr|)L.  II,  §   15;   ebenso  Kgsbk.   §  2,  S.  12  und  KrR.   hinn   gamli,  cap. 

7,  S.  36,  sowie  Kgsbk.  §  262,  S.  215—16  und  KrR.  cap.  46,  S.  166. 

•^)  FrI)L.  II,    §  3;    GI)L.  §  22;    B|)L.  I,    §   i    und    2;    E^L.  I,    §  2  und  50; 
ebenso  Kgsbk.  §   i,  S.  6—7  und  KrR.  hinn  gamli,  cap.  3,  S.  14—16. 

«)  GI)L.  §  22.  ')  BI)L.  I,  §  3. 
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ungeweihte  sich  begegnen'',  begraben  ließ/)  und  daß  man  bei  Leichen, 
welche  die  See  ausspülte,  darauf  sah,  ob  sie  nach  dem  Schnitte  des 
Haares  als  norwegisch  gelten  konnten,  und  nur  diesenfalls  einen  Platz 
auf  dem  Kirchhofe  ihnen  einräumte.^)  Auf  demselben  Gesichtspunkte 
beruht,  daß  jede  schwerere  Verletzung  kirchlicher  Gebote  mit  der 
Landesverweisung  bedroht  wird;  das  Christenrecht  von  Vikin,  das 
älteste  unter  allen  aus  Norwegen  uns  erhaltenen,  deutet  dies  sehr 
drastisch  an  durch  die  mehrmals  wiederkehrende  Formel:  „fari  ä 
land  heiöit,  \^ö  vill  hann  eigi  kristinn  vera".^)  Ebendahin  weist  end- 
lich auch  die  oben  bereits  erwähnte  Tatsache,  daß  zu  einer  Zeit,  da 
der  Betrieb  der  Heerfahrt  im  Auslande  christlichen  Nationen  gegen- 
über schon  längst  als  unerlaubt  galt,  doch  heidnischen  Völkern 
gegenüber  die  Eröffnung  der  gleichen  Feindseligkeiten  noch  durch- 
aus als  erlaubt  und  sogar  gottgefällig  betrachtet  wurde;  ferner  die 
weitere  Tatsache,  daß  der  einzige  Fall,  in  welchem  das  Recht  von 
Vikin  noch  die  Heerfahrt  im  eigenen  Lande  gestattet,  ^)  der  ist,  da 
es  gilt  „at  herja  mönnum  til  kristinsdöms",  d.  h.  durch  jenes  äußerste 
Gewaltmittel  die  Leute  zur  Erfüllung  der  ihnen  gesetzlich  obliegenden 
Baulast  ihrer  fylkiskirkja  gegenüber  zu  zwingen.  In  den  Christen- 
rechten der  späteren  Zeit  macht  sich  noch  genau  derselbe  Gesichts- 
punkt geltend.  Nach  wie  vor  gilt  die  Regel  „at  hverr  maör  skal 
kristinn  vera  i  konüngsveldi  l3essu",  ^)  und  die  Kindertaufe  sowohl 
als  die  Taufe  der  ins  Land  kommenden  erwachsenen  Heiden  wird 
bei  strenger  Strafe  geboten,  der  Verkehr  aber  mit  solchen  Heiden, 
die  sich  nicht  taufen  lassen  wollen,  nicht  minder  strenge  verboten.^) 
Nach  wie  vor  werden  Kinder,  die  vor  dem  Empfange  der  Taufe 
sterben,  nicht  auf  dem  Kirchhofe  beerdigt, ')  von  dem  überhaupt 
alle  Heiden  ausgeschlossen  waren ;  ^)  die  Härte,  mit  welcher  man 
vordem  den  Fremden  als  einen  zur  eigenen  Rechtsgenossenschaft 
nicht  gehörigen  behandelt  hatte,  war  eben  jetzt  auf  längere  Zeit 
hinaus  aus  dem  weltlichen  Rechte  verschwunden,  aber  in  das  kirch- 
liche hinübergetragen  w^orden,  die  Feindseligkeit  gegen  den  Ange- 
hörigen einer  anderen  Nation  hatte  sich  in  eine  Feindseligkeit  ver- 
kehrt   gegen    den  Angehörigen    eines    anderen  Glaubens.     Die  Ver- 


^)  Kgsbk.  §   I,  S.  7  ;  KrR.  hinn  gamli,  cap.  3,  S.  16. 

2)  ß|)L.  I,  §  9.  ')  ebenda,  I,  §  4,  §   H- 

*)  ebenda,  I,  §  8.  ■'^)  Jons  KrR.,  §  3. 

6)  Jons  KrR.  §  2—3;  vgl.  Arna  bps.  KrR.  §   i,   S.  8—10. 

')  Ar  na  KrR.   §   I,  S.  6  ;  vgl.  Arna  bps  s.,   cap.  7,  S.  687. 

'')  Jons  KrR.  §   16;  Arna  KrR.  §   ii,  S.  60  und  62. 
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sagung  der  Rechtsfähigkeit  aber  tritt  den  Ungläubigen  gegenüber 
nur  darum  weniger  scharf  hervor,  weil  die  Feindseligkeit  ihnen 
gegenüber  noch  weiter  reichte,  und  indem  sie  allen  tatsächlichen 
Verkehr  untersagte,  auch  den  rechtlichen  auf  die  Dauer  unmöglich 
machte;  nur  provisorisch  mag  ein  solcher  im  Lande  geduldet  und 
insoweit  ihm  dann  auch  das  „kaupa  kaupum  sinum"  verstattet 
werden.  ^) 


§  2.     Die  bescholtenen  Leute. 

Wenn  die  Fremden,  dann  die  aus  ihnen  hervorgegangenen  Un- 
freien, von  Anfang  an  der  einheimischen  Friedens-  und  Rechtsge- 
nossenschaft nicht  angehörten,  und  darum  der  ältesten  Rechtsan- 
schauung nach  friedlos  und  rechtlos  waren,  so  konnte  es  andererseits 
auch  vorkommen,  daß  ein  einzelner  Volksgenosse  durch  eigene  Schuld 
seine  Stellung  innerhalb  der  Genossenschaft  verwirkte,  vorkommen 
auch,  daß  er  dieselbe  durch  eigene  Schuld  wenigstens  schmälerte. 
Das  Institut  der  Friedlosigkeit  auf  der  einen,  das  Institut  der 
Rechtlosigkeit  oder  doch  Rechtsminderung  auf  der  anderen 
Seite  ergibt  sich  von  hier  aus,  beide  den  entsprechenden  Instituten 
unseres  deutschen  Rechtes  durchaus  ähnlich  gestaltet. 

Das  norwegische  sowohl  als  das  isländische  Recht  kennt  zu- 
nächst die  Friedlosigkeit,  nur  daß  dieselbe  in  beiden  unter  ganz 
verschiedenen  Benennungen  auftritt.  Im  norwegischen  Rechte  gilt 
für  den  friedlosen  Mann  die  Bezeichnung  als  ütlagr  oder  ütlagi,  auch 
ütlsegr,  oder  in  zusammengesetzter  Form  ütlagamaör  oder  ütlegöar- 
maör;  für  den  Zustand  eines  solchen  die  Bezeichnung  ütlegö,  woraus 
dann  die  eben  erwähnte  Zusammensetzung  ütlegöarmaör  nicht  nur, 
sondern  auch  ütlegöarverk  und  ütlegöarmäl,  ütlegöarfe  und  ütlegöar- 
eyrir,  ütlegöareiör,  endlich  ütlegöarland  sich  bilden;  für  die  Ver- 
hängung des  Zustandes  aber  das  Zeitwort  ütlaegja.  Das  Wort  ent- 
spricht offenbar  dem  ags.  ütlah,  ütlaga,  englisch  outlaw,  und  be- 
zeichnet somit  den  aus  dem  Rechtsverbande  ausgestoßenen  Mann, 
den  „exlex";  im  isländischen  Rechte  dagegen  wird  der  Ausdruck  in 
ganz  anderem  Sinne  genommen,  nämlich  auf  die  normale  Geldbuße 
von  drei  Mark  angewendet.  Unzählige  Male  findet  sich  in  den  islän- 
dischen Rechtsquellen    sowohl    als    Sagen   der   Ausdruck    gebraucht: 

')  FrI)L.  II,  §  4;  Jons  K  r  R.  §  3. 
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|)riggja  marka  ütlegö,  ^)  ütlagr  l)remr  mörkum,  -)  und  die  ütlagarsök 
wird  auch  wohl  zur  fjörbaugssök,  ^)  oder  die  ütlegö  zum  sektarfe,  ^) 
in  ausdrücklichen  Gegensatz  gebracht;  oft  genug  kehrt  ferner  die 
Wendung  wieder:  ütlagaz  |]remr  mörkum,''')  oder  auch  schlechthin 
ütlagaz.^)  Offenbar  hat  im  isländischen  Rechte  das  Wort  seine  ur- 
sprüngliche Bedeutung  abgelegt  und  eine  mildere  angenommen, 
gerade  wie  umgekehrt  die  Ausdrücke  sekja,  sekr,  sekt,  welche  im 
norwegischen  Rechte  ganz  gewöhnlich  auf  die  Verurteilung  zu  Geld- 
bußen angewendet  werden,  im  isländischen  Rechte  zumeist  nur  die 
Verurteilung  zu  Acht  oder  Landesverweisung  bezeichnen.  Von  dem 
letzteren  Sprachgebrauche  kommen  freilich  in  den  isländischen 
Rechtsdenkmälern  Abweichungen  vor,  soferne  der  Ausdruck  „sekr 
|)remr  mörkum",  ,,sekr  tölf  mörkum''  mehrmals  gebraucht  wird, '') 
von  dem  ersteren  dagegen,  soviel  ich  sehe,  nur  in  den  Sagen. 
Rechne  ich  die  selbstverständlich  nicht  hierher  gehörigen  Stellen 
ab,  welche  den  Ausdruck  nur  in  der  Anwendung  auf  Norwegen 
im  norwegischen  Sinne  brauchen,  so  finde  ich  den  Ausdruck 
ütlagi  für  den  Ächter  in  der  Njäla  gebraucht,  ^)  die  Bezeichnung 
ütlaegr  af  Reykjanesi,  oder  ör  Svarfaöardali  in  der  Hauksbök  ^)  und 
Flateyjarbök,^^)  die  Ausdrücke  ütlegöarmaör,  ütlaegr  in  der  Grettla,^^) 
endlich  den  Ausdruck  ütlegö  noch  in  der  ältesten  Lebensbeschreibung 
des  Bischofs  Guömundr  Arason,  ^^)  welche  ihn  aber  aus  der  Stur- 
lünga  genommen  hat,  in  welcher  aber  die  Wortfassung  „scekja  til 
dauöa-ütlegöar"  noch  deutlich  auf  die  Notwendigkeit  hinweist,  den 
fremden  Sprachgebrauch  vom  einheimischen  zu  scheiden,  sowie  das 
Zeitwort  ütlaegja  in  der  Guömundardräpa  des  Ärni  Jönsson;  ^^)  aber 
von  allen  diesen  Quellen  reicht  keine  über  den  Schluß  des  13.  Jahr- 
hunderts hinauf,  also  über  die  Zeit,  da  bereits  die  norwegische  Ge- 
setzgebung auf  Island  eingedrungen  war,  und  somit  auch  der  nor- 
wegische Gebrauch    der    einschlägigen    Ausdrücke    auf  Island    selbst 

^)  z.  B.  Kgsbk.  §   117,  S.  216;  Njäla,  cap.  8,  S.  15.  -)  z.  B.  Kgsbk. 

§   I,  S.  4;  §  20,  S.  38;  §  9,  S.  26;  §  16,  S.  33;  §  117,  S.  213.  3)  ebenda,  §  16, 

S-  33;  vgl.  §    129,  S.  9.  '*)  ebenda,  §  65,  S.  117— 18.  •^)  ebenda, 

§   117,  S.  216.  ")  ebenda,  §   117,  S.  213;  §   129,  S.  9;  §   166,  S.  70;  §  225, 

S.  156.  ')  eben  da,  §  6,  S.  21  ;  §   16,  S.  34;  [vgl.  Finsen's  Glossar  zur  Grägds 

S.  667I.  ^)  Njäla,  cap.  122,  S.  187.  ^)  Föstb  r  ceÖra  s.,  cap.  3,  S.  69. 

^0)  {)orleifs  |).  jarlaskälds,  Flbk.  I,  cap.  168,  S.  208.  i')  Grettla, 

cap.  85,  S.  187.  ^2)  Guömundar  bps.  s.,    cap.  52,    S.  489;    aus  der  Sturl- 

ünga,  IV,  cap.  i,S.  2;  über  die  Benützung  der  Sturlünga  für  die  GuÖmundar  s.  vgl. 
die  Biskupa  sögur,  I,  S.  LXII. 

^•^)  Str.  44  und  49,  Biskupa  sögur,  II,  S.  212  und  213. 
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Geltung  erlangt  hatte.  ^)  —  Im  älteren  isländischen  Rechte  gilt  da- 
gegen für  die  Acht  in  ihrer  vollen  Strenge  der  Ausdruck  sköggangr, 
von  welchem  sköggangssök  und  sköggangsstefna  gebildet  sind;  der 
Ächter  selber  aber  wird  als  skögarmaör  bezeichnet.  Selbstverständlich 
kann  indessen  diese  Bezeichnung  auf  Island  nicht  entstanden  sein, 
da  es  hier  durchaus  an  Waldungen  fehlt,  in  welchen  der  friedlose 
Mann  sich  verbergen  könnte;  der  Ausdruck  uröarmaör,  der  einmal 
gleichbedeutend  mit  skögarmaör  gebraucht  wird,  -)  mochte  für  die 
Insel  eher  passen,  hat  aber  nie  technische  Geltung  daselbst  erlangt. 
Für  Norwegen,  das  waldreiche  Land,  war  dagegen  jene  Bezeichnung 
ganz  passend,  und  sie  muß  in  der  Tat  vordem  dort  gegolten  haben ; 
die  GulaJDingslög  schildern  noch  drastisch  genug,  ^)  wie  der  Mann, 
der  eine  Gewalttat  begangen  hat,  sofort  den  Wald  zu  gewinnen 
sucht  (rennr  undan  til  skögs)  und  wie  er,  wenn  es  ihm  gelingt,  den- 
selben zu  erreichen  (ef  hann  kemr  i  skög),  von  dort  aus  etwa  sich 
zu  Recht  erbieten  und  aus  dem  Walde  lösen  soll  (kaupa  sik  ör  skögi) 
mittels  einer  Zahlung,  welche  selber  als  skögarkaup  bezeichnet  wurde  ;^) 
die  Frosta])ingslög  aber  kennen  nicht  nur  ebenfalls  dieses  skögar- 
kaup,^) für  welches  sie  sonst  auch  die  Bezeichnung  landkaup  haben,^) 
und  sprechen  wiederholt  von  einem  „kaupa  sik  ör  skögi", ")  sondern 
sie  schildern  gleichfalls  die  Flucht  des  Verbrechers  in  den  Wald 
und  bemerken  ausdrücklich,  daß  diesem  all  sein  Vermögen  abge- 
sprochen wird  außer  seinem  Lande  und  der  Fahrhabe,  die  er  mit 
sich  in  den  Wald  bringt  und  hier  unter  Busch  und  Reisig  verbirgt 
(ok  ruör  hyll  eöa  risla;  ok  runnr  eöa  risla  hylr).  ^)  Der  Ausdruck 
friökaup,  den  man  allenfalls  mit  skögarkaup  noch  identisch  nennen 
könnte,  kommt  meines  Wissens  erst  in  ziemlich  später  Zeit  in  tech- 
nischem Sinne  vor,  ^)  wogegen  er  in  älteren  Quellen  nur  sehr  un- 
technisch für  das  gebraucht  wird,  womit  man  sich  von  irgend  einem 
Gegner  den  Frieden  kauft; ^^)  doch  findet  sich  die  Wendung:  kaupa 


^)  So  bereits  in  der  JarnsiÖa,  Mannh.,   cap.  3  u.   dergl.   m. 

2)  Eigla,  cap.  85,  S.  217.  ^)  GI)L.  §   189;  vgl.  §  207. 

*)  ebenda,  §  244  und  245.  ^)  FrI)L.  III,  §  24;  IV,  S  35. 

**)  ebenda,  III,  §  21   und  24.  ')  eb  enda ,  IV,  §   19,  22  und  42. 

®)  ebenda,  IV,  §  22 ;  JarnsiÖa,  Mannh.,  §16.  ^)  Landslög,  Mannh. 

cap.  6;  Urkunde  vom  9,  April   1320;  Diplom,  norveg.,  I,  Nr.  161,  S.  141. 

^^)  So  in  Island,  Grettla,  cap.  51,  S.  Il6;  FöstbroeÖra  s.,  cap.  5,  S.  18; 
Hrafns  s.  Sveinbjarnarsonar,  cap.  19,  S.  673,  in  der  Strophe  des  GuÖmundr; 
ferner  in  der  Strophe  des  Sighvatr,  Heimskr.  Olafs  s.  ens  helga,cap.  140,  S.  378, 
sowie  imEgils  {).  Hallssonar  okTöfaValgautssonar  der  Tömasskinna,  FMS. 
V,  cap.  3,  S.  327,  wo  die  Flbk.  II,  cap.  113,  S.  146  eine  ganz  andere  Wortfassung  hat. 


§  2.     Die  bescholtenen  Leute.  ^g-? 

sik  1  friö  viö  koniing  schon   früher    gebraucht.^)   —    Die  Bedeutung 
der  Friedlosigkeit   in    ihrer   strengeren  und  ursprünghcheren  Gestalt 
war  nun  aber  eine  völlige  Ausstoßung  aus  dem  Rechts-  und  Friedens- 
verbande,   mit   welcher   zugleich    die  Erklärung  zum  Feinde  der  ge- 
samten Volksgenossenschaft   verbunden   war.     Schon    der   Ausdruck 
ütlagr,  ütlaegr  weist  auf  diese  Stellung  des  Ächters  hin;  es  fehlt  aber 
auch  nicht  an  näher  eingehenden  Bestimmungen,  welche  die  einzelnen 
Seiten  dieser  letzteren  in  ein  noch  helleres  Licht  setzen.     Oft  genug 
wird  in  der  solennen  Rechtssprache  der  Ächter  als  „ügildr  ok  üheil- 
agr"   bezeichnet,    und    damit    gesagt,    daß    derselbe    seine    mannhelgi 
eingebüßt  und  darum  keine  Buße  für  irgend  welche  ihm   zugefügte 
Verletzungen  mehr  zu  beanspruchen  hat.    Nicht  minder  verwirkt  der 
Friedlose  sein  gesamtes  Vermögen,    nach   isländischem  Rechte    halb 
dem  Kläger,  halb  der  Gemeinde,    nach  norwegischem  dem  Könige; 
es  ist  sicherlich  nur  eine  spätere  Milderung,  wenn  das  letztere  Recht 
schon  frühzeitig  in  allen  Fällen,  die  nicht  zu  den  schwersten  gehören, 
die  Einziehung    auf   die  Fahrhabe    sich    beschränken    läßt.     Endlich 
gehen  auch  die  Familienrechte  dem  Geächteten  verloren ;  wenigstens 
spricht  das  isländische  Recht  dem  Kinde  die  Erbfähigkeit  ab,  welches 
von  einem  geächteten  Vater  erzeugt  oder  von  einer  geächteten  Mutter 
geboren  wird,  wenn  auch  die  andere  Ehehälfte  der  Acht  nicht  unter- 
lag, -)  und  es  setzt  dies  doch  wohl  voraus,  daß  die  Ehe  als  getrennt 
angesehen  wurde,   womit  ganz  wohl  stimmt,    daß  der  Frau  des  Ge- 
ächteten am  feränsdömr  ihr  Vermögen  hinausgegeben  wird,  wie  wenn 
die  Ehe  getrennt  wäre,  ^)  daß  die»Kinder  desselben  und  alle  anderen 
von  ihm  zu  alimentierenden  Personen  fortan  der  Gemeinde  zur  Last 
fallen,  und  daß  überhaupt  eine  Vermögensliquidation  eintritt  wie  bei 
einer  überschuldeten  Erbschaft.     Ausdrücklich  wird  freilich  nirgends 
gesagt,  daß  die  Ächtung  des  einen  Ehegatten  die  Ehe  löse,  und  für 
das  norwegische  Recht  fehlen  selbst  alle  Behelfe  zu    einem  direkten 
Schlüsse  auf  solche  Wirkung  derselben ;  indessen  wird  dieselbe  durch 
die  Konsequenz  gefordert,  und  mag  ja  sein,  daß  es  der  Einfluß  der 
Kirche  war,   welcher  die  Scheu  vor  dem  Aussprechen  einer  solchen 
Konsequenz    erzeugte.      Sehr    deutlich    sprechen    sich    dagegen    die 
Rechtsbücher  wieder  darüber  aus,  daß  man  ganz  und  gar  nicht  bei 
der  Ausstoßung  des  Friedlosen  aus   der  Volksgenossenschaft   stehen 


^)  Fr{)L.  Einleitung,  §  5. 

'^)  Kgsbk,  §   118,  S.  224;  Staöarhölsbök,  ArfaJ).,  cap.  4,  S.  178. 

•>)  Kgsbk.  §  49,  S.  85;  §  62,  S.  114. 
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blieb.  Ausdrücklich  wird  jede  Unterstützung  desselben  allen  Volks- 
genossen verboten;  als  „üalandi,  üferjandi  ok  üräöandi  öUum  bjarg- 
räöum"  wird  der  Waldgänger  in  den  isländischen  Rechtsformeln  oft 
genug  bezeichnet ;  ^)  die  norwegischen  Rechte  aber  gestatten  zwar 
allenfalls,  daß  ein  guter  Freund  dem  zum  Walde  Fliehenden  damit 
helfe,  daß  er  dem  Verfolger  ein  Bein  unterschlage,  oder  daß  er  dem 
dem  Schiffe  zu  Fliehenden  ein  Ruder,  Steuer  oder  Schöpfgefäß  zu- 
werfe, aber  nur  je  eine  solche  Hilfe  ist  erlaubt,  und  jede  weitere 
Unterstützung  mit  strengster  Strafe  bedroht;-)  der  Ehefrau  sogar 
wird  nur  soviel  verstattet,  daß  sie  fünf  Nächte  nach  ergangenem 
Urteile  ihren  geächteten  Mann  noch  beherbergen  darf,  aber  bei 
längerem  Aufenthalte  hat  auch  sie  ihn  ihren  Nachbarn  anzusagen.  ^) 
So  ist  es  denn  in  der  Tat  selbst  für  das  norwegische  Recht  nicht 
zuviel  gesagt,  wenn  der  friedlose  Mann  geradezu  mit  dem  Wolfe  als 
vielgehetztem  Raubtiere  zusammengestellt  wird;  als  vargr  i  veum 
wird  bezeichnet,  wer  den  Tempelfrieden  gekränkt  hat, '')  als  morö- 
vargr,  wer  durch  Mord,  ^)  als  gorvargr,  wer  durch  Tötung  von  Vieh 
eine  unsühnbare  Tat  begangen  hatte,  ^)  vargdropi  heißt  das  Kind, 
das  ein  Ächter  als  solcher  erzeugt  hat,  ')  üvisavargr  aber  der  Fried- 
lose selbst,  von  dessen  Friedlosigkeit  man  nichts  weiß ;  ^)  in  alten 
Formeln  aber  für  Friedensgelöbnisse  wird  dem  Friedbrecher  ange- 
droht, er  solle  „svä  viöa  vargr  raekr  ok  rekinn  sem  menn  viöast 
varga  reka" ;  ^)  oder  „hann  skal  svä  viöa  vargr  heita,  sem  viöast  er 
veröld  bygt,  ok  vera  hvarvetna  raekr  ok  rekinn  um  allan  heim,  hvar 
sem  hann  verör  staöinn  ä  hverju  4oegri",  ^^)  „svä  fr ä  öllum  ütflaemdr, 
sem  viöast  varga  reka". -^^j     Auf  Island  aber  ging   man    noch  weiter 


^)  z.  B.  Njäla,  cap.  74,  S.  Iio;  cap.  142,  S.  230;  cap.  143,  S.  233;  StaÖar- 
hölsbök,  Vigsl.,  cap.  62,  S.  100.  ^)  G|)L.  §    152 — 3,    189  und  202;  FrJ)L. 

IV,  §  41.  3)  GI)L.  §  203.  '^)  Eigla,  cap.  49,  S.  99 ;  Jömsvikinga  s., 

cap.  12,  S.  40.  ^)  G|)L.  §  23;  vgl.  Kgsbk,  §   102,  S.  178  und  Völuspä,  39. 

^)  EJ)L.,  in  Norges  gamle  Love,  II,  S.  523.  ")  Kgsbk.  §   118,  S.  224. 

^)  GI)L.  §  202;  Fr|)L.  IV,  §  41.  In  abgeleitetem  Sinne  gilt  der  Ausdruck 
dann  freilich  überhaupt  für  eine  Person,  bezüglich  deren  man  sich  aus  Unbekannt- 
schaft mit  deren  rechtlicher  Lage  gegen  das  Gesetz  verfehlt  hat,  Fr|)L.  III,  §  i; 
IX,  §  16,  oder  selbst  für  einen  unverhofft  auftretenden  Feind,  Heimskr.  Haralds 
s.  haröraÖa,  cap.  7,  S.  551.  Übrigens  scheint  der  Ausdruck  auch  dem  isländischen 
Rechte  bekannt  gewesen  zu  sein,  da  üvisaeldi  hier  das  Beherbergen  eines  Achters  be- 
zeichnet,  den  man  als  solchen  nicht  kennt,  Kgsbk.  §  77,  S.  126  und    127. 

^)  Kgsbk.  §  115,  S.  206;  StaÖarhölsbök,  Vi'gsl.,  cap.  113,  S.  170; 
HeiÖarviga  s.,  cap.  33,  S.  380 — i.  ^^)  StaÖarhölsbök,  ang.  O.  S.  169. 

^^)  Grettla,  cap.  73,  S.  165. 


i^  2.     Die  bescholtcnen  Leute.  •sq:' 

in  der  Feindseligkeit  gegen  die  friedlosen  Leute.  Auch  in  Norwegen 
kam  es  vor,  daß  gelegentlich  auf  den  Kopf  eines  einzelnen  Ächters 
ein  Preis  gesetzt  wurde,  wie  dies  etwa  Häkon  jarl  dem  vikingr  Kolr 
gegenüber,  dann  wieder  dem  Vfga-Hrappr  gegenüber  tat;^)  daß 
dasselbe  auf  Island  vorkam,  wo  z.  B.  auf  den  Kopf  des  Grettir 
Asmundarson  erst  drei  Mark,  dann  von  einem  weiteren  Feinde  noch 
weitere  drei  Mark  gelegt  wurden,  -)  und  auch  auf  dem  Kopfe  des 
porgeirr  Hävarsson  ein  von  seinen  Feinden  gesetzter  Preis  ruhte,  ^) 
hat  hiernach  nichts  besonderes.  Aber  darüber  hinaus  setzte  das  is- 
ländische Recht  von  Staatswegen  einen  Preis  auf  den  Kopf  aller 
Waldgänger,  und  betrug  derselbe  der  Regel  nach  eine  Mark,  bei 
Leuten  aber,  welche  besonders  schwerer  Verbrechen  wegen  geächtet 
worden  w^aren,  drei  Mark ;  *)  im  ersteren  Falle  hatten  die  drei  Goden 
des  Dingbezirkes  des  Totschlägers,  im  letzteren  die  sämtlichen  Goden 
des  gesamten  Landes  den  Preis  zu  gleichen  Teilen  zu  entrichten, 
und  von  ihren  Dingleuten  den  sie  treffenden  Anteil  je  in  gleichen 
Beiträgen  zu  erheben.  Außerdem  galt  der  Satz,  daß  die  gewöhn- 
lichen Waldgänger  durch  die  Tötung  je  eines,  zweier  oder  dreier 
anderer  Waldgänger  gewöhnlichen  Schlages  ihr  Los  sich  in  ver- 
schiedener Abstufung  erleichtern  und  schließlich  ihren  vollen  Frieden 
erringen  konnten;  nur  denjenigen,  welche  wegen  der  schwersten  Ver- 
brechen ihren  Frieden  verloren  hatten,  war  dieses  Recht  entzogen, 
umgekehrt  aber  sollte  die  Tötung  eines  einzigen  Waldgängers  von 
denen,  auf  deren  Kopf  drei  Mark  standen,  soviel  gelten  als  die  Tötung 
von  drei  gewöhnlichen.  Endlich  kann  auch  jeder  befriedete  Mann, 
wenn  er  einen,  zwei  oder  drei  Waldgänger  tötet,  einem  beliebigen 
von  ihm  bezeichneten  Waldgänger  dadurch  seine  Acht  erleichtern 
oder  den  Frieden  erkaufen,  falls  nur  dieser  nicht  selber  zur  schlimm- 
sten Sorte  gehört,  und  falls  er  dafür  auf  jenes  Kopfgeld  verzichtet;  •^) 
dabei  wird  berichtet,  daß  ein  schweres  Mißjahr,  welches  um  975  Is- 
land heimsuchte,  und  mit  den  Verbrechen  gegen  das  Eigentum  auch 
die  Zahl  der  friedlosen  Leute  in  höchst  bedrohlichem  Maße  sich 
habe  vermehren  lassen,  den  berühmten  Häuptling  Eyjölfr  Valgeröarson 
veranlaßt  habe,  das  Gesetz  zu  beantragen,    infolgedessen  dann  wirk- 


')  Njäla,  cap.  83,  S,  122;  cap.  88,  S.  131.  ^)  Grettla,  cap.  46,  S.  104; 

cap.  51,  S.  117.  ^)  Lj  OS  ve  tni'nga  s.,  cap.  32,  S.  iii,  deren  Angabe  freilich 

nicht  zur  Föstbroeöra  s.  stimmt. 

•*)  Kgsbk.  §  102,  S,  178  und  §  lio,  S.  189;  StaÖar  h  ölsb  6k  ,  Vigsl.,  cap.  47, 
S.  86  und  cap.  iii,  S.  162 — 4. 

ö)  Kgsbk.   §   HO,  S.  187—88;  StaÖar  hüls  buk,   cap.  iii,  S.  159—61. 
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lieh  die  Waldgänger  einander  aufgerieben  hätten.  ^)  Einer  besonderen 
Erwähnung  schien  bedürftig,  daß  niemand  dadurch  straffällig  werde, 
daß  er  einen  friedlosen  Mann,  dem  er  nicht  selber  den  Frieden  hatte 
aberkennen  lassen,  bei  einem  zufälligen  Begegnen  nicht  totgeschlagen 
habe ;  -)  so  stark  war  das  Bewußtsein  von  der  völligen  Ausstoßung 
des  Ächters  aus  der  Volksgenossenschaft  und  von  der  allgemeinen 
Feindschaft  aller,  die  er  zu  tragen  hatte.  Selbst  die  Kirche  schloß 
sich  der  allgemeinen  Anschauung  an,  indem  sie  den  Waldgängern 
das  kirchliche  Begräbnis  entzog.  ^)  Indessen  ist  doch  auch  dem  fried- 
losen Manne  immerhin  noch  ein  gewisses  Recht  verblieben.  Den 
Satz  zwar,  daß  auch  die  Tötung  eines  solchen  als  Mord  behandelt 
wurde,  wenn  sie  vom  Täter  verheimlicht  wurde,  *)  wage  ich  kaum 
hierher  zu  beziehen,  da  er  mehr  der  Rücksicht  auf  die  ööentliche 
Ordnung  und  vielleicht  religiösen  Vorstellungen  angehört,  als  der 
Rücksicht  auf  den  Achter  selbst  seine  Entstehung  zu  verdanken 
scheint.  Auch  der  andere  Satz,  daß  eine  schwangere  Frau, 
welche  geächtet  ist,  bis  zur  Beendigung  ihres  W^ochenbettes  (äör 
hon  ris  upp  af  saengu)  ungestraft  gepflegt,  ^)  und  nicht  ungestraft 
getötet  werden  darf,  ^)  gehört  kaum  hierher ;  wenn  man  auch 
wegen  des  Endtermines,  welcher  der  Suspension  ihrer  Acht  ge- 
setzt ist,  nicht  annehmen  kann,  daß  dabei  nur  die  Rücksicht  auf 
das  Kind  bestimmend  gewesen  sei,  wie  bei  dem  Satze,  daß  die  Tötung 
einer  Schwangeren  eine  doppelte  Tötung  involviere, ')  so  handelt  es 
sich  dabei  doch  nur  um  dieselbe  menschliche  Rücksicht  auf  den  Zu- 
stand der  Schwangeren,  welche  auch  sonst  gar  nicht  selten  eine 
Verletzung  der  Konsequenzen  des  strengen  Rechtes  in  den  germani- 
schen Rechten  veranlaßt  hat.  Aber  erheblich  ist  der  von  einer  Sage, 
wenn  auch  nicht  von  unseren  Rechtsaufzeichnungen  bezeugte  Satz, 
daß  auf  Island  niemand  länger  als  20  Jahre,  dieselbe  Frist  also, 
welche  in  den  GpL.  für  die  Verjährung  ganz  gewöhnlich  festgesetzt 
ist,  ^)   in  der  Acht  bleiben,    und   daß  somit  der  Ächter  nach  Ablauf 


^)  Anhang  der  SkarÖsärbök  zur  Landnama,  S.  323. 

2)  Kgsbk.  §  110,  S.  189;  StaÖarhölsbök,  cap.  in,  S.  162  und   164. 

^)  Kgsbk.  §  2,  S.  12;  KrR.  hinn  gamli,  cap.  7,  S.  36;  ebenso  aber  auch 
GI)L.  §  23;  E|)L.  I,  §  50. 

*)  Fr|)L.  IV,  §  i;  StaÖarhölsbök,  Vigsl.,  cap.  III,  S.  159,  fällt  noch  in 
die  Lücke  der  Kgsbk.  Galt  es  doch  auch  als  unerlaubt,  mit  Zauberei  den  Ächter 
anzugreifen,  Grettla,  cap.  85,  S.  188;  cap.  86,  S.  189;  cap.  87,  S.  191. 

^)  Kgsbk.  §   161,  S.  59;  StaÖarhölsbök,   Festal).,  cap.  48,  S.  364. 

<*)  Kgsbk.  §  95,  S.  170— 71;  StaÖarhölsbök,  Vigsl.,  cap.  35,  S.  69. 

')  ^ng.  O.  ^)  vgl.  Kritische  Vierteljahresschrift,  X,  S.  398 — 99. 
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dieser  Frist  von  selbst  wieder  seinen  Frieden  gewinnen  sollte ;  ^)  er- 
heblich ferner  auch  der  weitere  Satz,  daß  alle  und  jede  von  dem 
friedlosen  Manne  während  der  Dauer  seiner  Acht  begangenen  weiteren 
Gewalttaten  für  ihn  selbst  sowohl  als  für  seine  Verwandten  keine 
weitere  Folgen  haben  sollten.  -)  War  demnach  der  friedlose  Mann 
zwar  so  vollständig  aus  dem  Rechtsverbande  ausgeschlossen,  daß  er 
weder  als  Kläger  noch  als  Beklagter  fernerhin  vor  Gericht  aufzutreten 
vermochte,  ■^)  so  war  er  andererseits  auch  an  die  Pflichten  nicht  mehr 
gebunden,  welche  dieser  den  Genossen  auferlegte,  und  sein  Recht, 
der  ihm  erwiesenen  Feindschaft  auch  seinerseits  mit  jeder  Gewalttat 
zu  begegnen,  fand  unumwundene  Anerkennung.  Im  norwegischen 
Rechte  begegnen  allerdings  ähnliche  Bestimmungen  nicht,  wie  das- 
selbe denn  überhaupt  bei  weitem  nicht  so  anschaulich  und  ausführ- 
lich die  Lage  der  friedlosen  Leute  bespricht  wie  das  isländische ;  daß 
indessen  auch  dort  die  gleichen  Grundanschauungen  in  Bezug  auf 
deren  Behandlung  galten,  ist  immerhin  sicher.  —  In  Norwegen  wie 
auf  Island  trat  übrigens  die  Friedlosigkeit  nicht  immer  in  ihrer  vollen 
Schärfe  auf  Das  norwegische  Recht  zunächst  unterscheidet  unbüß- 
bare  Taten  (übötamäl,  übötasök)  von  den  gewöhnlichen  Friedens- 
brüchen, die  doch  auch  zur  Acht  führten  (ütlegöarmäl,  ütlegöarverk) ; 
die  ersteren  unterscheiden  sich  dadurch  von  den  letzteren,  daß  diese 
nicht  mehr  den  Verlust  des  liegenden  Gutes,  sondern  nur  der  Fahr- 
habe nach  sich  ziehen,  und  überdies  im  Abkaufen  der  Acht  durch 
Geld  oder  Geldeswert  nach  einem  ein  für  allemal  bestimmten  Tarife 
zulassen,  während  bei  jenem  auch  das  Land  verwirkt  wurde,  und 
der  Frieden  auf  keinem  anderen  Wege  wieder  gewonnen  werden 
konnte  als  dadurch,  daß  der  Ächter  von  einem  dem  Reiche  drohen- 
den feindlichen  Einfalle  Nachricht  brachte ;  '^)  ob  aber,  wenn  bei  den 
einfachen  Friedensbrüchen  die  Acht  nicht  abgekauft  wurde,  deren 
Folgen  in  Bezug  auf  die  Person  des  Ächters  irgend  milder  waren 
als  bei  den  unsühnbaren  Taten,  darüber  sprechen  sich  die  Quellen 
nicht  aus.  Das  isländische  Recht  dagegen  ließ  in  ungleich  weiterem 
Umfange  Milderungen  der  Friedlosigkeit  zu.  Es  unterschied  zunächst 
vom  sköggangr  den  fjörbaugsgarör,  also  eine  ein  für  allemal  gesetz- 
lich normierte  mildere  Form  derselben.  Das  charakteristische  Merk- 
mal dieser  letzteren  bestand  darin,  daß  der  ihr  Unterworfene  recht- 


')  Grettla,  cap.  69,  S.  173.  '^)  ebenda,  cap.  51,  S.  116  und  cap.  79, 

S.  173.  ^)  ebenda,  cap.  51,  S.  Il6. 

•*)   GI)L.  §   178  und  312. 
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lieh  die  Möglichkeit  hatte,  außer  Landes  zu  gehen,  dort  mit  voller 
Sicherheit  zu  verweilen,  und  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeitfrist 
wieder  als  vollberechtigter  Staatsbürger  in  die  Heimat  zurückzukehren; 
eine  bestimmte  Zahlung,  welche  der  Verurteilte  an  den  Häuptling 
zu  entrichten  hatte,  welcher  die  Auseinandersetzung  seines  Vermögens 
besorgte,  hieß  fjörbaugr,  d.  h.  Lebensring,  ^)  weil  mit  derselben  das 
Leben  des  Verurteilten  als  erkauft  galt;  als  fjörbaugsgarör  aber  be- 
zeichnete man  zunächst  wohl  den  gesetzlich  begrenzten  Raum,  inner- 
halb dessen  derselbe  während  der  Zeit  sich  sicher  bewegen  durfte, 
da  er  sich  zur  Abreise  aus  dem  Lande  vorbereitete,  während  hinterher 
derselbe  Ausdruck  einerseits  auch  wohl  auf  ähnlich  abgegrenzte  be- 
friedete Räume  anderer  Art,  -)  andererseits  aber  auf  jene  besondere 
Abart  der  Friedlosigkeit  angewendet  wurde,  welcher  diese  auf  be- 
stimmte Räumlichkeiten  beschränkte  Lebenssicherheit  ausschließlich 
eigen  war.  Weil  der  fjörbaugsgarör  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
beschränkt  zu  sein  pflegte,  und  überdies  dem  von  ihm  betroffenen 
volle  Rechtssicherheit  im  Auslande  gewährte,  läßt  sich  derselbe  nur 
noch  als  eine  Art  von  Landesverweisung  betrachten,  deren  Vollzug 
nur  noch  durch  die  für  den  Fall  der  Nichteinhaltung  der  ihr  ge- 
setzten Bedingungen  im  Hintergrunde  drohende  Acht  gesichert  war; 
ich  bezeichne  denn  auch  jene  gemilderte  Acht  als  Verweisung,  in- 
dem ich  den  ersteren  Namen  dem  Waldgange  ausschließlich  vorbe- 
halte. Aber  auch  der  Waldgang  selbst  ließ  wieder  Milderungen  zu, 
und  zwar  konnte  insbesondere  auch  dem  Waldgänger  das  Verlassen 
des  Landes  erlaubt  werden  (maelaz  farningr),  wodurch  dann  von 
selbst  jede  Beihilfe  zu  dessen  Reise  erlaubt  (er  selber  ferjandi)  und 
auch  seine  Beherbergung  in  gewissem  Umfange  gestattet  (er  selber 
cell  oder  alandi)  wird,  auch  ihm  für  die  Dauer  seines  Aufenthaltes 
im  Auslande  dort  volle  Rechtssicherheit  zugestanden  war,  während 
der  Waldgänger  unter  gewöhnlichen  Umständen,  selbst  wenn  er  aus 
dem  Lande  entkam,  in  der  Fremde  um  nichts  weniger  sicher  war 
wie    in  der  Heimat;^)   ja  es  war  sogar  zugunsten  derartiger  skögar- 


1)  Kgsbk.  §  51,  S.  88. 

^j  So  in  der  Flöamanna  s.,  cap.  10,  S.  128  und  Vi  ga  gl  ums  s,,  cap.  24, 
S.  386 ;  dort  scheint  die  hofshelgi,  hier  die  {)inghelgi  gemeint  zu  sein.  Die  dem  Ver- 
urteilten angewiesenen  Asyle  waren  durch  die  örskotshelgi  abgegrenzt,  Kgsbk.  §52, 
S.  88,  welche  anfänglich  wirklich  durch  einen  Pfeilschuß  bestimmt,  Landnima,  V, 
cap.  4,  S.  287 — 88,  später  aber  gesetzlich  ein  für  allemal  auf  ein  bestimmtes  Maß 
festgestetlt  war,  StaÖar  h  6  Isb  ök ,  Vigsl.,  cap.  51,  S.  91  ;  mag  sein,  daß  hierin  das 
tertium  comparationis  lag  für  den  obigen  Sprachgebrauch.       ^)  Kgsbk.  §  55,  S.  94—96. 
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menn  ebensowohl  wie  zugunsten  der  fjörbaugsmenn  allen  Schiffs- 
herren  zur  Rechtspflicht  gemacht,  sie  aus  dem  Lande  zu  bringen, 
wenn  sie  dazu  in  gehöriger  Weise  aufgefordert  Avurden,  ')  und  jener 
mildere  Waldgang  unterschied  sich  somit  wesentlich  nur  durch  seine 
lebenslängliche  Dauer  von  der  bloßen  Verweisung,  so  daß  er  auch 
wohl  umgekehrt  als  eine  ausnahmsweise  erschwerte  Landesverweisung 
aufgefaßt  werden  konnte.  ^)  Durch  besondere  Verabredung  konnte 
ferner  auch  die  Vermögenseinziehung,  welche  sonst  mit  fjörbaugs- 
garör  wie  mit  sköggangr  verbunden  war,  beseitigt  werden,'^)  und  es 
konnte  sogar  vorkommen,  daß  dem  skögarmaör  ein  ausgedehnteres 
Maß  von  persönlicher  Sicherheit  verwilligt  wurde,  als  welches  dem 
fjörbaugsmaör  zukam;*)  die  Begnadigung  endlich  beider  Klassen  von 
friedlosen  Leuten  konnte  von  der  lögretta  verwilligt  werden,  wenn 
deren  Verwilligung  mit  Einstimmigkeit  von  ihren  Mitgliedern  be- 
schlossen und  die  Gültigkeit  des  Beschlusses  durch  keinen  rechts- 
förmlichen Protest  (lyritti)  irgend  eines  der  Umstehenden  behindert 
wurde. '")  In  Norwegen  dagegen  stand  das  Begnadigungsrecht,  so- 
weit ein  solches  überhaupt  begründet  war,  beim  Könige,  der  ja  über- 
haupt, wenn  nicht  alleiniger,  so  doch  Mitträger  der  gesetzgebenden 
Gewalt  im  Reiche  war;  doch  war  die  von  ihm  erteilte  Begnadigung 
noch  keineswegs  ohne  weiteres  auch  für  den  Privatgegner  bindend, 
auf  dessen  Klage  hin  die  Acht  verhängt  w^orden  war.  ^)  —  Das 
gemeine  Landrecht  des  K.  Magnus  lagaboetir  läßt  im  wesentlichen 
die  Grundsätze  des  älteren  Rechts  fortbestehen.  Insbesondere  werden 
auch  in  ihm  noch  übötamäl,  durch  welche  man  neben  der  Fahrhabe 
auch  alles  liegende  Gut  verwirkt,  und  bei  welchen  jede  Begnadigung 
ausgeschlossen  ist  mit  Ausnahme  des  Falles  der  Anzeige  eines  drohen- 
den feindlichen  Einfalles,  ^)  von  den  gewöhnlichen  ütlegöarmäl  unter- 
schieden, ^j  in  welchen  die  landsvist  vom  Könige  verwilligt  werden 
konnte ;  ^)  aber  für  einfache  Totschlagsfälle  wenigstens  hatte  sich  all- 
mählich die  Gewohnheit  gebildet,  daß  der  König,  der  nach  strengem 
Rechte  die  gesamte  Fahrhabe  des  Schuldigen  einziehen  konnte,  doch 
nicht  mehr  als  sein  Jiegngildi  erhob,  und  bereits  K.  Häkon  gamli 
hatte  diese  Gewohnheit  ausdrücklich  bestätigt;  ^^)   der  Betrag  ferner 


^)  Kgsbk.  §  53,  S.  89—90.  2)  ebenda,  i^  60,  S.  109. 

3)  ebenda,  §  54,  S.  94.  "*)  eben  d  a,  §  55,  S.  95.  ^)  ebenda, 

§  55>  S.  96;  ^   117,  S.  212— 13.  ö)  FrI)L.,  Einleitung,  §  5;  Jarnsiöa, 

Mannh.,  §  4.  ')  Landsl  ög ,  Mannh.,  cap.  3,  4  und  6. 

^)  litlegÖarverk,  ebenda,  Kaupab.,  cap,  I.  ^)  ebenda,  Mannh.,   cap.  2. 

^^)  Fr|)L.,  Einleitung,  §  2. 
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dieses  J)egngildi,  welcher  sich  ursprünglich  auf  40  Mark  belaufen 
hatte,  war  von  demselben  K.  Häkon  auf  ein  Drittel  dieser  Summe, 
also  auf  13^3  Mark  herabgesetzt  worden,  \)  und  in  beiden  Beziehungen 
schloß  sich  das  gemeine  Landrecht  der  Neuerung  an,  ^)  indem  es 
dieselbe  zugleich  auch  auf  alle  anderen  Fälle  ausdehnte,  in  welchen 
vordem  die  große  Friedensbuße  von  40  Mark  gegeben  worden  war; 
ja  sogar  von  einer  Herabsetzung  auf  ein  Viertel  des  früheren  Be- 
trages, also  10  Mark,  durch  K.  Magnus  ist  die  Rede,  ^)  die  freilich, 
nach  den  Ansätzen  unseres  Rechtsbuches  zu  schließen,  nur  in  ein- 
zelnen Fällen  wirklich  durchdrang.  ^)  Jede  Unterstützung  aber  eines 
friedlosen  Mannes,  und  insbesondere  auch  jede  Handelschaft  mit 
einem  solchen,  war  aber  nach  wie  vor  bei  Strafe  verboten. ''')  Die- 
selben Grundsätze  wurden  selbstverständlich  seit  der  Einführung 
der  norwegischen  Gesetzgebung   auf  Island  auch  hier  maßgebend. 

Man  sieht,  die  Behandlung  der  Friedlosigkeit  war,  zumal  in  ihrer 
älteren  und  härteren  Gestalt,  wesentlich  durch  den  Grundsatz  be- 
stimmt, welchen  das  prändheimer  Recht  am  Schlüsse  seiner  pingsköp 
ausspricht:^)  „At  lögum  skal  land  värt  byggja,  en  eigi  at  ütlögum 
eyöa;  en  sä,  er  eigi  vill  öörum  laga  unna,  hann  skal  eigi  laga  njöta." 
Dieselbe  tritt  immer  nur  infolge  schwerer  Friedensbrüche  ein,  setzt 
übrigens  nicht  gerade  notwendig  einen  Urteilsspruch  voraus ;  sie  kann 
vielmehr  durch  Vergleich  ebensogut  übernommen  wie  durch  Urteil 
auferlegt  werden,  und  sie  kann  überdies  sogar,  abgesehen  von  beiden, 
als  unmittelbare  Folge  der  verbrecherischen  Tat  selber  eintreten, 
wenn  auch  der  Natur  der  Sache  nach  noch  nicht  in  völlig  demselben 
Umfange  wie  nach  erfolgtem  Spruche,  und  allenfalls  mit  der  Ob- 
liegenheit, daß,  wer  vor  erfolgtem  Spruche  einen  angeblichen  Friedens- 
brecher getötet  hatte,  nun  hinterher  noch  die  Klage  gegen  den  toten 
Mann  erheben  (gefa  dauöum  sök)  und  dadurch  konstatieren  muß, 
daß  er  ihn  mit  Recht  getötet  habe.  ')  Die  weitere  Ausführung 
dieses  Punktes  sowohl,  aber  auch  so  mancher  anderer  Seiten  der 
Friedlosigkeit  gehört  übrigens  nicht  hierher,  sondern  in  das  Strafrecht, 
und  mag  demnach  hier  lediglich  auf  die  im  Ganzen  sehr  befriedigen- 
den Ausführungen  Wildas,  ^)    sowie    auf  die,    freilich    nicht    mit    der 


^)  Landslög,  Rettarb.  §    i,  Nr.  5.  ^^  g^g^ida,  Mannh.,  §   2. 

^)  ebenda,  Rettarb.  §  2,  Nr.  i.  "*)  z.  B.  ebenda,  Kaupab.  §   i. 

*)  ebenda,  Mannh.  §  7 ;  Raup  ab.  §   13.  »^j  FrJ)L.  I,  §  6. 

')  GJ)L.  §   160;  Rgsbk.  §  90,  S.  165  und  StaÖarhölsbök,   Vigsl.,  cap.  31, 
S.  62  —  3  und  öfter. 

^)  Strafrecht  der  Germanen,  S.  278 — 313. 
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genügenden  juristischen  Schärfe  gegebene  Darstellung  Keysers  ^)  ver- 
wiesen werden. 

Weniger  klar  ausgeprägt  liegt  aber  das  Institut  der  Recht- 
losigkeit vor  uns.  Das  Recht  von  prändheimr  erklärt  in  Bezug 
auf  den  kleinen  Dieb,  der  weniger  als  einen  örtugr  stiehlt,  er  solle 
„torfs  maör  ok  tjöru"  sein,  und  wenn  er  davonkommt  „eigi  rettn^mr 
siöan";  dann  von  dem,  der  noch  weniger  stiehlt  als  ein  l:)veiti,  er 
solle  zeitlebens  „hvinn''  heißen,  „ok  eigi  engan  rett  ä  ser  siöan".  -) 
Von  dem,  der  sich  unter  eine  Kuh  legt  und  ihr  die  Milch  austrinkt, 
heißt  es  gleichfalls  „ä  engan  rett  ä  ser";*^)  endlich  wird  auch  von 
dem,  der  in  diebischer  Absicht  in  einen  fremden  Garten  eindringt, 
gesagt:  „sä  ä  ekki  ä  ser,  ])öat  menn  beri  hann,  ok  beysti,  ok  taki 
öll  föt  af  honum".  ^)  An  der  letzteren  Stelle  zwar  scheint  nur  ge- 
meint zu  sein,  daß  der  Betreffende  ungestraft  und  bußlos  sofort  soll 
geschlagen  und  nackt  davon  gejagt  werden  können;  an  den  beiden 
vorhergehenden  Stellen  dagegen  wird  ihm  ausdrücklich  der  Verlust 
seines  „Rechtes",  d.  h.  seines  Anspruches  auf  Buße  wegen  erlittener 
persönlicher  Verletzungen,  angedroht,  und  zwar  der  völlige  Verlust 
dieses  Anspruches.  Wiederum  heißt  es  von  allen  denen,  welche  zum 
Zeugnis  in  Sachen,  da  es  sich  um  mannhelgi  handelt,  aufgefordert 
werden  und  dessen  Abgabe  verweigern,  daß  sie  mit  drei  Mark 
gebüßt  werden,  und  außerdem  keines  Zeugnisses  mehr  genießen 
und  kein  Zeugnis  mehr  leisten,  vielmehr  rechtlos  (rettlauss)  sein 
sollen ;  ^)  wenn  an  derselben  Stelle  gesagt  wird,  daß  der  Mann,  vor 
welchem  eine  viglysing  rechtsgültig  erfolgen  soll,  nicht  nur  frei,  son- 
dern auch  rettn^mr  sein  müsse,  so  ist  damit  offenbar  nur  die  der 
Rechtlosigkeit  entgegenstehende  Eigenschaft  bezeichnet.  Ganz  die- 
selbe Bestimmung  kehrt  ferner  auch  bezüglich  derjenigen  wieder,  die 
falsches  Zeugnis  geben  ;^')  die  GpL.  entziehen  solchen  zwar  auch  die 
Fähigkeit  zum  Zeugnisse  in  ähnlichen  Sachen,  und  verfallen  sie 
auch  in  eine  Buße  von  drei  Mark,  wissen  dagegen  nichts  von  der 
Rechtlosigkeit.  Überhaupt  finde  ich  in  den  GpL.  keine  Spur  von 
irgendwelcher  Rechtlosigkeit;  der  Ausdruck  „eigi  rettnaemr"  kommt 
zwar  in  denselben  vor,  ')  aber  lediglich  als  Bezeichnung  des  minder- 
jährigen Mannes,  der  bis  zu  seinem  12.  Jahre  gar  keine,  und  von  da  ab 


^)  Rechtsg.,  S.  359—73.  ^)  FrI)L.  XIV,  §   12;  ebenso  BjarkR.  §   147. 

^)  Fr|)L.  XIV,  §    13;  BjarkR.  §   148.  '*)  FrI)L.  XIV,  §   14;  BjarkR. 

ang.  O.  5)  pi.|)L.  IV,   §  7. 

6)  Fr|)L.  XIII,  §  25;  vgl.   G|)L.  §  60. 
')  GJ)L.  §   122;  vgl.  über  den  Sinn  der  Stelle  §   119. 
Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  20 
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bis  ZU  seinem  15.  Jahre  nur  die  halbe  Buße  zu  nehmen  hatte.  ^)  Da- 
gegen hat  das  gemeine  Landrecht  wieder  die  Rechtlosigkeit  als  Folge 
kleinerer  Diebstähle  beibehalten,  -)  und  offenbar  weist  lediglich  auf 
sie  hin,  wenn  in  einem  der  einschlägigen  Fälle  von  dem  Diebe  ge- 
sagt wird  „heiti  maör  at  verri" ;  ^)  ebenso  kennt  dasselbe  noch  die 
Rechtlosigkeit  derjenigen,  die  in  Sachen  der  mannhelgi  ihr  Zeugnis 
verweigern,  *)  und  es  ist  wohl  nur  zufällig  die  Rechtlosigkeit  unter 
den  Folgen  des  falschen  Zeugnisses  ungenannt  geblieben.  ^)  Auf 
welche  Leute  muß  sich  wohl  der  Satz  beziehen:  „engan  ä  konüngr 
rett  ä  l^eim,  sem  engan  ä  själfr  ä  ser",  ^)  zumal  da  von  Unfreien 
und  Schuldknechten  im  früheren  Sinne  des  Wortes  nicht  mehr  die 
Rede  ist;  wenn  ferner  der  Ausdruck:  „heiti  maör  (drengr)  at  verri" 
auch  von  dem  gebraucht  wird,  der  sich  fälschlich  des  fleischlichen 
Umganges  mit  einem  Weibe  berühmt,  '^j  oder  der  vom  Mündelgut 
mehr  verausgabt  hat  als  er  durfte,  ^)  oder  der  als  Verwalter  fremder 
Güter  sich  bestechen  läßt,  um  solche  in  zu  niedrigem  Anschlage  zu 
verpachten,  ^)  so  darf  wohl  nach  Analogie  der  oben  angeführten 
Stelle  dieser  Ausdruck  auch  hier  auf  die  Rechtlosigkeit  bezogen 
werden.  Dasselbe  Landrecht  enthält  nun  aber  auch  noch  zwei 
weitere  hierher  gehörige  Bestimmungen.  Einmal  nämlich  bestimmt 
dasselbe,  ^^)  daß  Leute,  die  sich  ungeladen  bei  fremden  Gastereien 
eindrängen,  nicht  nur  ungestraft  fortgejagt  werden  dürfen,  wenn  es 
auch  dabei  nicht  ganz  ohne  Mißhandlungen  abgeht,  sondern  daß 
sie  auch  selber  dem  Könige  Strafe  zahlen,  und  überdies  „hälfrettis- 
menn"  werden,  d.  h.  für  die  Zukunft  nur  noch  Anspruch  auf  die 
Hälfte  der  Buße  haben  sollen,  die  ihnen  nach  ihrer  Geburt  eigent- 
lich zukäme.  Zweitens  aber  wird  ausgesprochen,  *^)  daß  jeder  er- 
wachsene und  arbeitsfähige  Mann  rechtlos  werden  soll,  wenn  er  aut 
den  Bettel  sich  verlegt,  es  sei  denn,  daß  er  vergebens  versucht  habe, 
einen  Dienst  sich  zu  verschaffen;  auch  an  solchen  Leuten  soll  der 
König  kein  Recht  haben,    weil  sie    selber  keines   an   sich  haben,    sie 


^)  GJ)L.  §   190;  vgl.  Fr{)L.  IV,  §  36,  sowie  BjarkR.  §  51,  97  und   116. 

-)  Landslög,  |)jöfab,  §  9,  ^)  e  be  nd  a ,  §   ic. 

*)  ebenda,  Mannh.  §ii.  ^)  ebenda,  |)jöfab.  §   16. 

®)  ebenda,  Mannh.  §21.  ")  ebenda,  Mannh.  §  29. 

^)  ebenda,  Erföat.  §3.  ^)  ebenda,  Landsleigub.  §  7. 

^^)  ebenda,  Mannh.  §  27.  Ebenso  soll  auch  derjenige  hälfrettismaör  sein, 
welcher  nicht  rechtzeitig  diejenigen  Waffen  sich  anschafft,  deren  Besitz  gesetzlich  vor- 
geschrieben ist,  ebenda,  Landvarnarb.   §   II. 

^')  ebenda,  §  28.  Die  Rechtlosigkeit  der  Bettler  wird  auch  stillschweigend 
vorausgesetzt  ebenda,  Landsleigub.  §  51. 
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sollen  aber  wieder  „rettnaemir"  werden,  sowie  sie  wieder  aus  eigenen 
Mitteln  oder  durch  Unterstützung  ihrer  Verwandten  sich  selbst  für 
Nahrung  und  Kleidung  sorgen,  „l3üat  hann  kasti  eigi  staf  ne  skreppu 
a  |:)ingi".  Beide  Bestimmungen  finden  sich  bereits  in  der  Järnsiöa,^) 
und  die  über  die  Bettler  wenigstens  scheint  aus  einem  verlorenen 
Stücke  des  prändheimer  Rechtes  geflossen,  dessen  Inhaltsverzeichnis 
die  Überschrift  „um  rettarfar  stafkarla"  aufweist;-)  bemerkenswerter 
noch  sind  aber  die  ungemein  strengen  Vorschriften,  welche  das  Recht 
des  isländischen  Freistaates  in  der  gleichen  Richtung  enthält.  Das- 
selbe belegt  jeden  Mann,  der  mindestens  einen  halben  Monat  lang 
herumzieht  um  Almosen  zu  sammeln  oder  in  fremden  Häusern  seine 
Nahrung  zu  suchen,  mit  einer  Buße  von  drei  Mark;  ist  der  Bettler 
aber  gesund  und  kräftig  genug,  um  sich  durch  eigene  Arbeit  sein 
Brot  zu  verdienen,  so  trifft  ihn  die  Strafe  des  Waldganges,  ^)  und 
überdies  ist  derselbe  rechtlos  (rettlauss)  und  unfähig  Erbe  zu  nehmen, 
und  umgekehrt  wird  auch  der  Bettler,  bei  welchem  jene  Voraus- 
setzungen nicht  zutreffen,  von  seinen  eigenen  Verwandten  nicht, 
oder  doch  nur  teilweise  und  unter  der  Voraussetzung  beerbt,  daß 
der  geborene  Erbe  sich  darüber  ausweist,  daß  er  dem  Verstorbenen 
vergeblich  die  nötige  Verpflegung  angeboten  habe.  ^)  Ist  der  Bettler 
arbeitsunfähig,  so  wird  ihm  sein  Recht  nicht  geschmälert,  außer  in- 
soferne,  als  er  zunächst  nicht  selber  klagberechtigt  ist,  und  dem 
Klagberechtigten,  d.  h.  wohl  dem,  der  ihn  gerade  alimentiert,  ein 
Drittel  der  Buße  zu  überlassen  hat ;  nur  eventuell,  wenn  dieser  nicht 
klagen  mag,  kann  er  selber  dies  tun,  und  dann  doch  wohl  auch  die 
ganze  Buße  behalten.  ^)  Die  Kinder  eines  Bettlers,  der  ohne  Not 
dem  Betteln  sich  ergab,  sind  ferner  schlechthin  nicht  erbfähig,  die 
Kinder  eines  ohne  sein  Verschulden  Bettelnden  nur  dann  erbfähig, 
wenn  sie  erst  sechs  Halbjahre  hindurch  festes  Domizil  gehabt  hatten;^) 
beidemale  w4rd  dabei  vorausgesetzt,  daß  die  Kinder  auf  der  Bettel- 
fahrt geboren,  und  mit  den  Eltern  herumgezogen  sind.  Ebenso  sind 
die    Kinder,    deren    Eltern,    wenn    auch    nur    zur    einen  Hälfte,    ohne 


^)  JarnsiÖa,  Mannh.  §  27  und   33. 

2)  FrI)L.  V,  §  30,  S.  176;  eine  andere  Bestimmung  über  die  Bettler  findet  sich 
ebenda,  X,  §  39. 

^)  Kgsbk.  §  82,  S.  139 — 40;  StaÖarhölsbök,  Kaupab.  §  65,  S.  482. 

^)  Kgsbk.  §  121,  S.  229 — 30;  StaÖarhölsbök,  ArfaJ).,  cap.  8,  S.  191 — 2; 
vgl.  auch  ebenda,  cap.  18,  S.  224,  wozu  die  Parallele  in  der  Kgsbk.  fehlt. 

^)  StaÖarhölsbök,  ArfaJ).,  cap.  20,  S.  226;  fehlt  in  der  Kgsbk. 

^)  ebenda,  S.  225—6  und  cap.  4,  S.  177 — 8;  Kgsbk.  §   118,  S.  224  und  225. 
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Not  betteln  gehen,  ihrer  Verwandtschaft  gegenüber  nicht  aUmentations- 
berechtigt;  erst  wenn  die  Eltern  wieder  zwei  Halbjahre  lang  dem 
Bettel  entsagt  und  ein  festes  Domizil  gewonnen  haben,  lebt  für  deren 
Kinder  die  Alimentationsberechtigung  auf;  als  verschuldet  gilt  aber 
das  Betteln  auch  dann,  wenn  wegen  irgendwelcher  Schuld  des  Be- 
treffenden niemand  ihn  als  Dienstboten  aufnehmen  will.  ^)  Jede 
Unterstützung  von  Bettlern,  die  zum  Allding  gehen,  um  hier  zu 
betteln,  ist  strengstens  verboten ;  betteln  sie  ums  Essen  in  einer  Bude, 
so  muß  sie  deren  Eigentümer  hinauswerfen  lassen,  und  sind  alle 
Verletzungen,  die  sie  dabei  erleiden,  bußlos  mit  einziger  Ausnahme 
solcher,  die  bleibende  Schäden  hinterlassen,  und  all  ihr  Gut  mag 
man  ihnen  abnehmen,  ihre  eigenen  Buden  aber  gewaltsam  nieder- 
reißen. ^)  Aber  auch  zu  Hause  darf  man  fremden  Bettlern,  d.  h. 
solchen,  die  einer  anderen  Gemeinde  angehören,  höchstens  Kleider 
und  Schuhzeug  schenken,  aber  keine  Nahrungsmittel,  mit  wenigen, 
eng  begrenzten  Ausnahmen;'^)  hat  man  sich  aber  ja  gegen  solches 
Verbot  verfehlt,  so  kann  man  sich  noch  dadurch  straflos  machen, 
daß  man  den  Bettler,  den  man  verbotswidrig  beherbergt  oder  ge- 
speist hat,  hinterher  tüchtig  durchprügelt,  und  mögen  zu  diesem 
Ende  sogar  mehrere  Bauern  gemeinsam  über  den  einzigen  Bettler 
herfallen.  ^)  Den  Bettler  aber,  der  aus  eigener  Schuld  bettelt,  darf, 
wer  da  will,  sogar  verschneiden,  und  bleibt  es  ohne  Buße,  wenn  ihn 
dies  auch  einen  bleibenden  Schaden  oder  selbst  den  Tod  kostet.  '^) 
—  Man  sieht,  von  einer  Rechtlosigkeit,  welche  als  Folge  irgend- 
welcher Verbrechen  oder  Vergehen  eintritt,  weiß  nur  das  Recht  von 
prändheimr,  und  ihm  folgen  einerseits  das  norwegische  gemeine 
Landrecht,  andererseits  aber  die  spätere,  unter  norwegischem  Ein- 
flüsse stehende  Gesetzgebung  Islands;  den  GpL.  dagegen  und  dem 
Rechte  des  isländischen  Freistaates  ist  dieselbe  völlig  fremd.  Von 
einer  Rechtlosigkeit  dagegen,  welche  als  Folge  des  ohne  die  äußerste 
Not  gewählten  Bettler-  und  Landstreicherlebens  eintritt,  weiß  neben 


^)  Kgsbk.  §   143,  S.  28  ;  StaÖarhö  Isbök,   Ömagab.,   cap.  35,  S.  301. 

2)  Kgsbk.  §   131,  S.  14;  StaÖarhöIsbük,   Ömagab.,  cap.  8,  S.  261—2. 

^)StaÖarhölsbök,  Ömagab.,  cap.  30,  S.  293  und  cap.  31,  S.  295 ;  Finsen, 
Anhang  II,  §  6,  S.  229—30.  Ferner  Kgsbk.  §  234,  S.  173  und  StaÖarh  ölsb  6k , 
Kaupab.,  cap,  40,  S.  447  ;  Kgsbk.  §  235,  S.  178  und  StaSarhölsbok,  cap.  45,  S. 
454;  Kgsbk.  §  235,  S.  178— 9  und  StaÖarh  ölsb  ök,  cap.  46,  S.  455— 6. 

•*)  Kgsbk.  §  235,  S.  179;  Staöarholsbok,  Kaupab.,  cap.  46,  S.  455  —  6. 

•^)  Staöarholsbok,  ömagab.,  cap.  35,  S.  301.  Vgl.  noch  über  die  Recht- 
losigkeit der  Bettelweiber  V.  Finsen,  in  den  Annaler,    1850,  S.  219. 
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dem  prändheimer  Rechte,  an  welches  auch  in  dieser  Beziehung  wieder 
das  norwegische  Landrecht  samt  den  norwegisch-isländischen  Ge- 
setzbüchern sich  anschließt,  auch  das  ältere  isländische  Recht,  und 
teils  dieser  letztere  Umstand,  teils  auch  die  für  das  ältere  norwegische 
Recht  bezeugte  Form  der  feierlichen  Niederlegung  von  Bettelstab 
und  Bettelsack  durch  den,  der  wieder  in  den  Kreis  der  anständigen 
Leute  zurückkehren  will,  deutet  auf  ein  sehr  hohes  Alter  des  In- 
stitutes in  dieser  Anwendung.  Die  Folge  aber  der  Rechtlosigkeit 
in  ihrer  doppelten  Anwendungsweise  besteht  zunächst  in  dem,  worauf 
schon  deren  Name  hindeutet,  nämlich  in  der  Entziehung  des  Rechtes, 
d.  h.  der  Buße,  mit  anderen  Worten  in  der  Schutzlosigkeit  gegen 
alle  kleineren  persönlichen  Verletzungen,  welche  nur  durch  Buße  ge- 
sühnt, und  nicht  mit  Acht  oder  Strafe  bedroht  waren;  wahrschein- 
lich war  auch  die  Eidesfähigkeit  allen  rechtlosen  Leuten  entzogen 
und  die  Gesamtheit  aller  öffentlichen  Rechte,  obwohl  die  Quellen 
sich  über  diesen  Punkt  teils  gar  nicht,  teils  wenigstens  nicht  bestimmt 
genug  aussprechen ;  endlich  war  auch,  wenigstens  unter  Umständen, 
die  Erbfähigkeit  denselben  entzogen,  sowie  umgekehrt  auch  sie  selbst 
wieder  von  ihren  geborenen  Erben  nicht  oder  doch  nur  in  be- 
schränktem Umfange  beerbt  wurden.  Die  halbe  Rechtlosigkeit  aber 
welche  das  norwegische  Landrecht,  und  schon  vor  ihm  die  Järnsiöa 
kennt,  ist  den  älteren  Rechten  als  Ehrenschmälerung  völlig  fremd, 
und  doch  wohl  hinterher  erst  ausgebildet,  indem  man  teils  der  vollen 
Rechtlosigkeit  als  Ehrenschmälerung,  teils  aber  der  Halbierung  des 
Rechtes  bei  den  Minderjährigen  folgte.  Fragt  sich  nun  schließlich 
noch,  wie  weit  diese  Rechtlosigkeit,  auf  deren  Bedeutung  im  nor- 
wegischen Rechte  zuerst  Wilda  aufmerksam  gemacht  hat,  indem  er 
■zugleich  auch  auf  deren  Parallelismus  mit  der  Entziehung  der  Mann- 
heiligkeit im  dänischen  Rechte  hinwies,  ^)  auch  auf  die  unechte  Ge- 
burt sich  erstreckt  habe,  wie  dies  ja  bekanntlich  in  unserem  deut- 
schen Rechte  des  Mittelalters  ganz  entschieden  der  Fall  war.  Wilda, 
der  auch  diese  Frage  als  der  erste  scharf  ins  Auge  gefaßt  hat,  hat 
auch  die  richtige  Antwort  auf  dieselbe  dahin  gegeben,  daß  das  alt- 
nordische Recht  von  einer  Rechtlosigkeit  der  unechten  Kinder  nichts 
wisse.-)  In  der  Tat  sagen  die  GpL.,  indem  sie  verschiedene  Klassen 
von  unehelichen  Kindern  unterschieden,  von  ihnen  allen  gemeinsam : 
„})eir  koma  til    alls  rettar'',  ^)    und   von    dem   Manne,    den    ein    freier 


^)  Strafrecht  der  Germanen,  S.  304 — 306,  Anm. ;  vgl.  S.  301 — 304. 
2)  Von  den  unechten  Kindern,  S.  3 — 25.  ^)  G{)L.  §   104. 
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Vater  mit  einer  Unfreien  erzeugt,  aber  noch  in  seiner  ersten  Kind- 
heit freigelassen  hat,  heißt  es  in  ihnen  noch  insbesondere:  „[lä  er 
]3at  jafnrettismaör  viö  fööur  sinn";^)  der  Sinn  jener  ersteren  Worte 
ist  damit,  wenn  er  überhaupt  noeh  einer  Erklärung  bedürftig  sein 
sollte,  erklärt.  Die  FrI)L.  dagegen  räumen  zwar  dem  Sohn  der 
Sklavin,  selbst  für  den  Fall,  daß  er  bereits  in  frühester  Kindheit  frei- 
gelassen wurde,  nur  ein  um  ein  Drittel  kleineres  Recht  ein  als  seinem 
Vater;  aber  für  diejenigen  unehelichen  Kinder  wenigstens,  deren 
beide  Eltern  frei  sind,  halten  auch  sie  an  der  Rechtsgleichheit  mit 
dem  Vater  fest.  -)  In  den  isländischen  Rechtsdenkmälern  finden  sich 
freilich  ähnliche  Aussprüche  nicht ;  aber  doch  wohl  nur  darum,  weil 
dort,  wo  alle  freien  Männer  gleichen  Rechts  waren,  für  das  unehe- 
hche  Kind  einer  freien  Mutter  die  Rechtsgleichheit  mit  dem  freien 
Vater  sich  von  selbst  verstand,  beim  Sohn  der  Sklavin  aber  die 
Freilassung  entschied,  und  jedenfalls  findet  sich  in  den  isländischen 
Quellen  so  wenig  als  in  den  norwegischen  irgend  ein  Anhaltspunkt 
für  die  Annahme,  daß  die  unehelich  Geborenen  als  solche  in  ihren 
Standesrechten  irgendwie  zurückgesetzt  gewesen  wären.  Zurückgesetzt 
freilich  waren  sie  in  ihren  verwandtschaftlichen  Rechten,  aber  auch 
in  diesen  nur  zurückgesetzt,  nicht  völlig  von  denselben  ausgeschlossen; 
in  Bezug  auf  Erbrecht  und  Blutklage,  Verlobungsrecht  und  Armen- 
alimentation,  Vormundschaft  u.  dg.  m.  werden  demnach  im  isländi- 
schen wie  norwegischen  Rechte  auch  die  unecht  Geborenen  als  Ver- 
wandte betrachtet  und  behandelt,  nur  daß  ihre  Berechtigung  in  allen 
diesen  Beziehungen  eine  geringere  ist  als  die  der  echt  Geborenen. 
Beachtet  man  aber  vollends  die  weite  Ausdehnung,  welche  dem 
Rechte  der  unehelichen  Söhne  hinsichtlich  der  Thronfolge  in  Nor- 
wegen die  längste  Zeit  hindurch  zugestanden  wurde,  so  möchte  man 
fast  auf  die  Vermutung  verfallen,  daß  diese  selbst  in  ihren  verwandt- 
schaftlichen Rechten,  oder  doch  wenigstens  soweit  das  Erbrecht  aut 
die  Stammgüter  reichte,  ursprünglich  den  echt  geborenen  Söhnen 
noch  ungleich  näher  gestanden  sein,  und  daß  vielleicht  erst  die 
christliche  Kirche  deren  Zurücksetzung  selbst  in  dieser  Beziehung 
durchgesetzt  haben  möge. 

1)  GI)L.  §  57.  2)  FrI)L.  X,  §  47. 
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Aus  sehr  verschiedenen  Gründen  kann  sich  bei  Leuten,  die  doch 
freien  Standes,  und  somit  als  Personen,  nicht  als  Sachen  zu  betrachten 
sind,  selbst  innerhalb  der  inländischen  Rechtsgenossenschaft  und 
Glaubensgenossenschaft  eine  gewisse  UnzulängHchkeit  der  eigenen 
Kräfte  zur  eigenen  Vertretung,  und  infolgedessen  ein  Bedürfnis  nach 
einer  gewissen  Ergänzung  durch  fremde  Hilfeleistung  ergeben. 
JugendlichesAlter,weiblichesGeschlechtundStörung 
der  geistigen  Gesundheit  sind  die  erheblichsten  Gründe  eines 
solchen  Bedürfnisses,  wenn  auch  keineswegs  die  einzigen;  das  In- 
stitut der  Vorm  u  ndschaft  oder  Vogt  ei  aber  ist  es,  bei  welchem 
zunächst  die  Abhilfe  gesucht  wird,  und  als  vogtbare  Personen  mögen 
ebendarin  die  hier  in  Betracht  zu  ziehenden  Personen  gemeinsam 
bezeichnet  werden.  Bei  Besprechung  derselben  wird  aber  jede  ein- 
zelne Klasse  von  ihnen  gesondert  ins  Auge  zu  fassen  sein.^) 

I.  Die  Minderjährigen.  Das  nordische  Recht  scheint  in 
der  ältesten  Zeit  nur  eine  einzige  Altersgrenze  gekannt  zu  haben, 
von  welcher  ab  die  jungen  Leute  als  mündig,  und  bis  zu  welcher 
dieselben  als  unmündig  galten;  das  erreichte  12.  Jahr  bezeichnete 
dieselbe,  und  wer  dasselbe  erreicht  hatte,  hieß  fulltiöamaör  oder  fuUtiöi, 
d.  h.  volljährig;  wer  dasselbe  aber  noch  nicht  erreicht  hatte,  wurde 
als  ümagi,  d.  h.  unvermögend  bezeichnet,  oder  auch,  da  dieser  Aus- 
druck auch  andere  hülfsbedürftige  Personen  umfaßte,  als  üngr,  oder 
hinn  üngi  maör.  Aber  in  den  uns  erhaltenen  Rechtsdenkmälern  er- 
scheint dieser  älteste  Zustand  bereits  nicht  mehr  als  der  herrschende; 
vielmehr  hat  sich  bereits  neben  dem  Alterstermine  des  12.  Jahres 
noch  ein  zweiter  und  späterer  ausgebildet,  welchen  das  norwegische 
Recht  auf  das  erreichte  15.,  das  isländische  aber  auf  das  erreichte 
16.  Jahr  setzt,  durch  diese  Verschiedenheit  in  seiner  Feststellung  be- 
reits die  spätere  Neuerung  erkennen  lassend.  -)  Auf  Island  galt  fortan 
dieser  zweite  Termin  als  der  für  die  Beendigung  der  Vormundtschaft 


^)  Vgl.  im  allgemeinen  Fr.  Rive,  De  ]")upillorum  et  mulierum  tutela  in  antiquo 
Scandinaviorum  jure  (1859)  und  dessen  Geschichte  der  deutschen  Vormundschaft,  I, 
1862;  dazu  meine  Bemerkungen  zu  beiden  Schriften,  in  der  Krit.  Vierteljahresschrift, 
II,  S.  75 — 122  und  IV,  S.  412 — 24. 

2)  vgl.  über  diesen  Punkt  Krit.  Vierteljahresschrift  II,  S.  85  —  91. 
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entscheidende ;  ^)  aber  neben  ihm    erhielt   sich    auch   der   ältere  und 
frühere    noch   für    eine    Reihe   von   Beziehungen    in  Kraft,   während 
andererseits  nach  einzelnen  Seiten  hin   auch    wohl    noch    ein    dritter 
seine  Wirkungen  äußert,  welcher  auf  das  vollendete  20.  Jahr  gesetzt 
ist.     Von  klaren  Prinzipien  wird  dabei  diese  dreifache  Abstufung  von 
Altersgrenzen  nicht  beherrscht.      Mit   dem   zurückgelegten   12.  Jahre 
beginnt  bereits  die  Befähigung  zur  Ausübung  öffentlicher  Funktionen, 
als  Richter,  Zeuge  oder  Geschworener,  ja  sogar  als  Gode;  es  beginnt 
ferner  die  volle  strafrechtliche  Zurechnungsfähigkeit,  und  andererseits 
auch  die  Fähigkeit  zur  Stellung  von  Strafklagen,  die  auf  Totschlags- 
oder Körperverletzungsfälle  sich  begründen,    wenn  auch  letztere  nur 
unter  der  Voraussetzung,    daß   der   subsidiär   berufene  Kläger   seine 
Zustimmung  gibt;  es  beginnt  endlich    auch    die  Verbindlichkeit  der 
kirchlichen  Fastengebote,    während   zugleich    der  junge  Mensch  von 
da  ab  als  vollkräftig   zur  Arbeit  angesehen  wird.     Mit   dem   zurück- 
gelegten  16.  Lebensjahre  dagegen  wird  der  junge  Mann  frei  von  der 
Vormundschaft  und  befähigt,  sein  eigenes  Vermögen    selbst  zu   ver- 
walten; erst  von  da  ab  ist  er  auch  befugt,  sein  eigenes  Domizil  sich 
frei   zu    wählen,  ^)   und   sowohl   berechtigt    als   verpflichtet,    mit   der 
landsbrigö  vorzugehen,  falls  er  nicht  die  Möglichkeit  derselben  völlig 
einbüßen  will;  ^)  erst  von  da  ab  bedarf  er  endlich  zur  Anstellung  irgend 
welcher  Strafklagen  keiner  besonderen  Verwilligung    mehr,    und  bis 
zum  zurückgelegten   16.  Jahre    pflegen  denn  auch  die  Rechtsquellen 
die  Bezeichnung   „hinn    üngi   maör",    erst   von    da   ab   aber   die  Be- 
zeichnung „fuUtiöi"  zu  gebrauchen.     Aber  erst   vom    zurückgelegten 
20.  Jahre  ab  soll  dem  Manne  das  Recht  zur  landsbrigö  verloren  sein,*) 
für  welche    ihm   also  eine  Frist   von  4  Jahren   gesetzt  ist,    und    erst 
von  da  ab  soll  er  befähigt  sein,  die  Verwaltung  eines  fremden  Ver- 
mögens  zu  übernehmen,   früher   aber  nur  unter   der  Voraussetzung, 
daß  er  bereits,  ehe  ihm  diese  anfiel,  die  Verwaltung  seines  eigenen 
Vermögens  angetreten  gehabt  hätte  ;^)  außerdem  soll  auch  derjenige, 
welchem  wegen  allzu  geringer  Geisteskräfte  bei  erreichtem  16.  Lebens- 
jahre sein  Vermögen  nicht  hinausgegeben  worden  war,  nach  zurück- 
gelegtem 20.  Jahre  eine  neue  Prüfung    seiner  Verstandeskräfte,    und 


^)  Kgsbk.  §  118,  S.  225  — 6;  Staöarhölsb  ök,  ArfaJ).,  cap.  4,  S.  179— 80. 
^)  Kgsbk.  §  78,  S.  129  und  §  118,  S.  226;  StaÖarhölsbök,  Kaupab.,  cap. 
53,  S.  465  und  ArfaJ).,  cap.  4,  S.  180. 

^)  Kgsbk.  §   172,  S.  76;  StaÖarhölsbök,  Landabrb.,  cap.  I,  S.  202. 

*)  Kgsbk.  und  StaÖarhölsbök,  ang.  O. 

5)  Kgsbk.  §  118,  S.  226;  StaÖarhölsbök,  cap.  4,  S.  180  des  ArfaJ). 
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bei  günstigem  Erfolge  derselben  die  Ausantwortung  seines  Ver- 
mögens verlangen  dürfen.  ^)  Berücksichtigt  man  nun  noch,  daß  in 
einzelnen  Fällen  die  neueren  Bearbeitungen  unserer  Rechtsquellen 
das  i6.  Jahr  geben,  in  welchen  die  älteren  das  12.  nennen,  so  darf 
wohl  die  Folgerung  als  vollkommen  begründet  gelten,  daß  erst  in 
späterer  Zeit  der  Endpunkt  für  die  Dauer  der  Altersvormundschaft 
hinausgerückt  worden  sei,  während  in  den  meisten  übrigen  Be- 
ziehungen der  ältere  12jährige  Termin  stehen  blieb;  daß  die  Be- 
rechtigung zur  eigenen  Stellung  einer  Blutklage  erst  im  Jahre  994 
auf  das  vollendete  16.  Jahr  gestellt  wurde,  während  dieselbe  bis  da- 
hin auch  jüngeren  Leuten  schon  zugestanden  hatte,  erfahren  wir  aus 
einer  geschichtlichen  Quelle,  ")  während  eine  andere  uns  vermuten 
läßt,  daß  noch  um  einige  Jahre  später  die  volle  Vertragsfähigkeit 
schon  an  das  zurückgelegte  12.  Jahr  sich  knüpft.'^)  Mag  sein,  daß 
man  zu  verschiedenen  Zeiten  in  verschiedener  Richtung  am  älteren 
Rechte  änderte,  wie  sich  eben  in  einzelnen  Beziehungen  ein  Be- 
dürfnis nach  Umgestaltung  desselben  ergab;  der  20jährige  Termin 
aber  scheint  erst  nach  dem  16  jährigen  aufgekommen  zu  sein,  und 
hat  sich  doch  wohl  lediglich  aus  der  Frist  entwickelt,  welche  dem 
mit  16  Jahren  volljährig  Gewordenen  für  seine  landsbrigö  gesetzt 
worden  war.  —  Für  das  norwegische  Recht  fließen  unsere  Quellen 
weniger  reichlich ;  aber  doch  genügen  sie,  um  einen  völlig  analogen 
Gang  der  Entwicklung  uns  zu  bezeugen.  Die  GpL.  unterscheiden 
bereits  einen  doppelten  Alterstermin,  indem  sie  den  ümagi  bis  zum 
vollendeten  12.  Jahre  Recht  weder  geben  noch  nehmen  lassen,  vom 
12.  bis  zum  vollendeten  15.  Jahre  aber  ihn  als  „hälfrettismaör"  be- 
handeln, der  halbe  Buße  gibt  und  nimmt  ;^)  ganz  wie  das  isländische 
Recht,  so  behandeln  ferner  auch  sie  den  jungen  Menschen  schon 
vom  zurückgelegten  12.  Lebensjahre  an  als  volltüchtig  zur  Arbeit 
und  eigenen  Selbsterhaltung,  ^)  während  sie  ihn  andererseits  erst 
vom  zurückgelegten  15.  Jahre  ab  als  volljährig  bezeichnen  und  an- 
weisen, in  weiteren  5  Jahren,  also  bis  zur  Vollendung  seines  20.  Lebens- 
jahres, seine  Erbschaftsklagen  durchzuführen.  ^)  Dem  gegenüber  lassen 
die  FrI)L.  bis  zum  zurückgelegten  8.  Jahre  Buße  weder  nehmen 
noch  geben,  und  von  hier  ab  bis  zum  zurückgelegten  15.  Jahre  halbe 


^)  Kgsbk.  §   118,  S.  222 — 23;  StaÖarhölsbük,  cap,  3,  S.  176. 
2)  Eyrbyggja,   cap.  38,  S.  69. 

^)   Gunnlaugs  s.   ormstüngu,  cap.  4,  S.  204 — 207. 

'^)  G{)L.  §   190.  '■')  ebenda,  §   115.  «)  eb  end  a,  §   1 19 

und   122. 
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Buße  sowohl  geben  als  nehmen ;  ^)  bis  zu  dem  letzteren  Termine  ge- 
brauchen sie  die  Bezeichnung  als  ümagi,  ^)  und  bis  zu  diesem  Ter- 
mine dauert  denn  auch  sowohl  die  Vormundschaft,  als  auch  die 
Verpflichtung  zur  Alimentation  des  jungen  Menschen;^)  von  jetzt  ab 
erst  erwirbt  dieser  denn  auch  die  Befähigung  zur  Stellung  seiner 
Erbschaftsklagen,  und  ist  ihm  für  deren  Durchführung  eine  Frist  von 
lO  Jahren  eingeräumt,  sodaß  dieselbe  erst  mit  dem  zurückgelegten 
25.  Jahre  endet.^)  Es  stehen  also  die  GpL.  mit  ihrem  doppelten 
Termine  vollkommen  auf  derselben  Stufe  wie  die  isländischen  Rechts- 
quellen und  dürfte  auch  bei  ihnen  anzunehmen  sein,  daß  der  Termin 
von  15  Jahren  erst  später  an  die  Seite  des  älteren  von  12  Jahren 
getreten  sei;  wenn  erst  der  15  jährige  Mann  als  rettnaemr  bezeichnet 
wird,  so  dürfte  dieser  Sprachgebrauch  auf  eine  Zeit  zurückweisen, 
welche  noch  von  keinen  hälfrettismenn  wußte,  wie  denn  auch  das 
isländische  Recht  von  diesen  nichts  weiß  und  ihren  zweiten  Termin 
anders  bestimmt  als  das  norwegische;  wenn  ferner  der  heil.  Olafr 
mit  12  Jahren  bereits  auf  die  Heerfahrt  geht,  und  dabei  den  Königs- 
namen annimmt,  ^)  so  wird  doch  wohl  auch  dies  nicht  vor  erreichter 
Volljährigkeit  geschehen  sein.  In  den  FrpL.  dagegen  zeigt  sich  die 
Entwicklung  bereits  etwas  weiter  vorgeschritten,  indem  der  alte 
12-jährige  Termin  vöUig  fallen  gelassen,  und  als  Grenze  der  Alimen- 
tationsbedürftigkeit  durch  den  späteren  15  jährigen,  als  Beginn  der 
halben  Bußberechtigung  aber  durch  einen  Termin  ersetzt  worden  ist, 
welcher  offenbar  erst  hinterher  durch  Halbierung  der  1 5  Jahre  ent- 
standen ist;  überdies  zeigt  sich  in  ihnen  sogar  ein  Ansatz  zu  einem 
noch  späteren  Termine,  nur  daß  dieser  nicht  wie  in  den  GpL.  und 
dem  isländischen  Rechte  an  das  20.,  sondern  erst  an  das  25.  Lebens- 
jahr anknüpft.  Weitere  Aufklärung  über  den  Gang  der  Entwicklung 
im  I)rändheimischen  bietet  übrigens  das  Stadtrecht.  Der  zweite  unter 
den  uns  erhaltenen  Texten  desselben  enthält,  wie  er  denn  überhaupt 
an  die  FrpL.  sich  genauestens  anschließt,  wie  diese  den  Satz,  daß 
ümagi  jeder  Mensch  sei  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahre;^)  aber 
die  Altersgrenze,  von  welcher  ab  der  junge  Mensch  zum  hälfrettis- 
maör  wird,  setzt  er  auf  das  12.,  nicht  das  8.  Jahr,  hierin  den  GpL., 
nicht  den  FrpL.  folgend.^)  Man  möchte  hieraus  schließen,  daß  dieser 
Text  einer  älteren  Rezension    der  FrpL.    gefolgt  sei,    welche    in   der 

1)  FrI)L.  IV,  §  36.  2)  ebenda,  §  34. 

^)  ebenda,  IX,  §  22;  24;  25  und  26.  *)  ebenda,  §  27  und   29. 

^)  Heims  kr.  Olafs  s.  hins  helga,  cap,  4,  S.  219. 

ß)  BjarkR.  §  49.  ')  eb  end  a,  §  51. 
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fraglichen  Beziehung  noch  auf  der  gleichen  Stufe  mit  den  GI)L.  ge- 
standen wäre,  und  wenn  daneben  noch  gesagt  wird,  daß  von  den 
hälfrettismäl  sowohl  der  König  als  die  Stadt  nichts  erhalte,  ^)  hierin 
sogar  ein  Überbleibsel  einer  noch  älteren  Anschauung  erkennen, 
welche  überhaupt  nur  zwischen  rettnaemir  menn  und  rettlausir  schied, 
also  nur  von  einer  einzigen  Altersgrenze  wußte.  In  dem  dritten  der 
uns  überlieferten  Texte  ferner  kehrt  zwar  ebenfalls  der  Satz  wieder, 
daß  man  bis  zum  vollendeten  15.  Jahre  ümagi  heiße;  aber  im  un- 
mittelbaren Anschlüsse  an  denselben  wird  auch  sofort  ausgesprochen, 
daß  der  junge  Mensch  bis  zu  dieser  Altersgrenze  keine  Buße  nehme 
oder  gebe,  dagegen  vom  15. — 20.  Jahre  halbe  Buße  zu  nehmen  und 
zu  geben  habe,  ^)  während  an  einer  anderen  Stelle  desselben  Textes 
gesagt  wird,  daß  in  Diebstahlssachen  nur  bis  zum  8.  Jahre  keine, 
und  nur  von  da  bis  zum  15.  Jahre  halbe  Buße  gegeben  werde. '^j 
Es  wird  also  hier  das  Recht  der  FrpL.  zwar  für  Diebstahlssachen 
beibehalten,  dagegen  in  allen  anderen  Sachen,  und  wie  es  scheint 
zumal  solchen,  die  die  mannhelgi  betreffen,  der  doppelte  Termin 
weiter  hinausgeschoben.  Offenbar  liegt  in  dieser  letzteren  Satzung 
eine  spätere  Neuerung,  welche  möglicherweise  aus  einer  späteren 
Redaktion  der  Fr|)L.  als  die  uns  erhaltenen  herübergenommen,  mög- 
licherweise aber  auch  im  Stadtrechte  selbständig  zur  Geltung  ge- 
kommen sein  konnte;  jedenfalls  geht  das  gemeine  Landrecht  bereits 
einen  Schritt  weiter  in  der  einmal  eingeschlagenen  Richtung,  wenn 
es  den  Satz  ausspricht,  daß  man  erst  mit  erreichtem  20.  Jahre  or 
ümegö  sei,  ^)  und  es  ist  eine  Inkonsequenz,  wenn  dasselbe  daneben 
noch,  den  GI)L.  folgend,  vom  erreichten  12.  Jahre  an  den  jungen 
Mann  für  fähig  erklärt,  sich  selber  sein  Brot  zu  verdienen.  ^)  Das 
gemeine  Stadtrecht  aber  folgt  in  allen  diesen  Beziehungen  dem  Land- 
rechte, ^)  und  auch  die  Jönsbök  läßt  ihm  entsprechend  die  ümegö 
mit  dem  20.  Jahre  endigen,  ^)  wogegen  sie  freiUch  erst  vom  16.  Jahre 
ab  den  jungen  Menschen  für  fähig  erklärt,  sich  selber  zu  erhalten,  ^) 
und  beim  Diebstahl  des  ümagi  ebenfalls  das  16.  Jahr  als  Grenze  der 
Straflosigkeit  festhält,  während  hier  das  norwegische  Landrecht  gar 
kein  bestimmtes  Jahr  nennt.  ^)     Nach    der  Järnsiöa   scheint   dagegen 


^)  BjarkR.  §  48.  ^)  ebenda,  §  97.  ^)  ebenda,  §   Ii6. 

*)  Landslög,  ErfÖab.  §  22;  vgl.  §  2.  ^)  ebenda,  §   14. 

^)  ErfÖab,  §  2;    14  und  20  des  neueren  Stadtrechtes. 

')  Jönsbök,   Framfcerslub.  §  4;  vgl.   Kvennag.  §I.  *')  ebenda,  ErfÖat. 

§  21  —  22.  ^)  ebenda,  I)jöfab.  §  8;   vgl.  Landslög,  J)jöfab.  §   7  und  Stadt- 

recht, §  6. 
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noch  das  i6.  Jahr  die  ümegö  beendigt  zu  haben,  da  von  hier  ab 
die  landsbrigö  beginnen  und  in  vier  Jahren  beendigt  sein  soll,  ^) 
womit  freilich  weder  recht  stimmen  will,  daß  bereits  der  12 jährige 
Bursche  als  matlauni  gilt,  -)  noch  auch,  daß  die  Einklagung  aller 
Erbschaften  mit  dem  beendigten  25.  Jahre  vollendet  sein  solle, 
während  doch  sonst  die  Verjährungsfrist  10  Jahre  beträgt;  ^)  indessen 
erklärt  sich  die  Inkonsequenz  einfach  daraus,  daß  die  letztere  Be- 
stimmung aus  den  FrJ)L.,  die  ersteren  dagegen  aus  dem  Rechte  des 
Freistaates  herübergenommen  wurden.  Endlich  die  Verordnung  des 
K.  Häkon  Magnüsson  für  Island  vom  14.  Juni  13 14,  enthält  zwei 
weitere  hierher  gehörige  Bestimmungen.^)  Auf  der  einen  Seite 
nämlich  bestimmt  deren  §  24,  daß  bereits  vom  erreichten  15.  Jahre 
an  die  Fähigkeit  zur  Zeugnisleistung  beginne,  und  ebenso  die 
Berechtigung  und  Verpflichtung  zum  Nehmen  und  Geben  von  Bußen;  ^) 
und  die  Bestimmung  pflegt  in  den  Kaupabälkr  §  9  der  Jönsbök  ein- 
geschaltet sich  zu  finden,  wo  ursprünglich  wohl  die  Zeugnisfähigkeit 
an  das  16.  Jahr  geknüpft  gewesen  sein  mochte,  während  das  nor- 
wegische Landrecht  an  der  entsprechenden  Stelle  ^)  überhaupt  des 
Alters  der  Zeugen  nicht  gedenkt.  Auf  der  anderen  Seite  aber  be- 
stimmt deren  §  15,  daß  ein  jüngerer  Mann  als  von  20  Jahren  nicht 
soll  auf  sein  Erbrecht  verzichten  können,  und  schließt  sich  diese  Be- 
stimmung an  Erföatal  §15  der  Jönsbök  an,  welche  Stelle  über  den 
gelegentlich  einer  aettleiöing  abgelegten  Erbverzicht  handelt;  die 
Stelle  muß,  was  unsere  gedruckten  Texte  freihch  nicht  mehr  recht 
erkennen  lassen,  ebenso  wie  die  ihr  zugrunde  liegende  Stelle  des  nor- 
wegischen Landrechtes  ')  nur  den  Ausdruck  „fulltiöa"  gebraucht  haben, 
und  es  muß  infolgedessen  dann  zweifelhaft  geworden  sein,  ob  der 
Volljährigkeitstermin  des  isländischen  oder  des  norwegischen  Rechtes 
zu  verstehen  sei,  eine  Frage,  die,  ungeschickt  genug,  durch  jene 
Verordnung  im  letzteren  Sinne  entschieden  wurde,  ganz  wie  diese, 
nicht  minder  ungeschickt,  an  der  vorher  besprochenen  Stelle  das 
15.  Jahr  des  älteren  norwegischen  Rechtes  statt  des  16.  des  isländi- 
schen hereinbringt,  alle  Einheitlichkeit  des  Rechtes  durch  beide 
Neuerungen  völlig  vernichtend.  Es  begreift  sich,  daß  bei  diesem 
langsamen    und   fragmentarischen    Vorgehen    der   Gesetzgebung    für 

^)  JärnsiÖa,  LandabrigÖab.  §i.  2^  ebenda,  Erföat.  §  25. 

^)  ebenda,  §  23.  *)  Lagasafn  ,  I,  S.  29  und  30 — 31. 

^)  Ist    aus    der  Verordnung  des  K.  Eirikr  Magnüsson    vom  Jahre   1280   für  Nor- 
wegen genommen;  vgl.  Norges  gamle  Love,  III,  S.  6,  §  9. 

*^)  Landslög,  Kaupab.  §2.  ')  ebenda,  Erföat.  §  8. 
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Island  sowohl  als  für  Norwegen  sich  nicht  mit  kurzen,  übersichtlichen 
Worten  angeben  läßt,  welche  Wirkungen  sich  an  jede  einzelne  Alters- 
stufe knüpften.  Im  großen  und  ganzen  ist  es  einmal  die  Teilnahme 
an  den  öffentlichen  Rechten,  welche  sich  an  die  erreichte  Volljährig- 
keit knüpft,  und  zumal  auch  der  Vollgenuß  der  gerichtlichen  Rechte ; 
zweitens  der  volle  Erwerb  der  mannhelgi,  und  andererseits  der  Be- 
ginn der  vollen  strafrechtlichen  Zurechnungsfähigkeit;  drittens  end- 
lich die  Befreiung  von  der  Vormundschaft,  und  damit  zusammen- 
hängend die  Berechtigung  zur  Übernahme  und  selbständigen  Ver- 
waltung des  eigenen  Vermögens ;  im  einzelnen  aber  zeigen  sich  diese 
verschiedenen  Wirkungen  der  Volljährigkeit  je  nach  Verschiedenheit 
des  Ortes  und  der  Zeit  vielfach  an  verschiedene  Alterstermine  ge- 
knüpft, und  treten  auch  wohl  Mittelstufen  von  halber  Berechtigung 
und  halber  Verpflichtung  zwischenhinein  auf,  was  alles  zweckmäßiger 
in  anderer  Verbindung,  bei  Besprechung  nämlich  der  Altersvor- 
mundschaft als  solcher,  des  näheren  auseinandergesetzt  wird. 

2.  Die  Weiber.  Der  Begriff  der  Minderjährigkeit  findet  nach 
altnordischem  Rechte  auf  die  Weiber  ebensogut  Anwendung  wie 
auf  die  Männer,  und  auch  die  Termine,  welche  dieselbe  begrenzen, 
sind  im  allgemeinen  für  beide  Geschlechter  dieselben.  Das  pränd- 
heimer  Recht  spricht  ganz  ausdrücklich  aus,  daß  mit  erreichtem 
15.  Lebensjahre  die  Schwester  ganz  ebensogut  zur  Vermögensver- 
waltung berufen  sei  wie  der  Bruder.  ^)  Das  ältere  isländische  Recht 
gestattet  zwar  Jungfrauen  die  Verwaltung  ihres  eigenen  Vermögens, 
die  Verfügung  über  ihr  Domizil,  endlich  die  Verwaltung  fremden 
Vermögens  erst  vom  zurückgelegten  20.  Jahre  an,  und  erst  von 
diesem  an  dürfen  sie  sich,  unter  gewissen  Voraussetzungen,  selber 
verloben,  und  gewisse  Klagen  selber  anstellen;  aber  vom  16.  Jahre 
an  gilt  doch  das  ererbte  Vermögen  bereits  als  ihnen  angefallen,  und 
von  da  ab  beziehen  sie  demnach  dessen  Früchte,  während  diese 
während  der  Dauer  der  Altersvormundschaft  dem  Vormunde  zu- 
fallen, -)  und  für  verheiratete  Frauen  oder  Witwen  fallen  alle  diese 
Beschränkungen    sogar  dann    weg,    wenn  sie    noch  nicht   einmal  das 


^)  Fr|)L.  IX,    §  23.     Mit    15  Jahren    mag    auch    die  Jungfrau,    die    geerbt    hat, 
unter  Beirat  ihrer  nächsten  Freunde  sich  verheiraten,  ebenda,   XI,  §    l8. 

2)   Kgsbk.  §   118,    S.  226  und  §  78,  S.    129;    Staöar  h  6  Isb  (3  k ,  Arfa]).,    cap. 

4,  S.  180,    Kaupab.,    cap.   53,    S.  465    und    dazu    Festalj.,    cap.   2,  S.  307   und  cap.  6, 

5.  316;  endlich  Kgsbk.  §  94,  S.  170  und   die  Referenz  S.  168,    dann  §  238,  S.  184; 
StaÖarh(3lsb6k,  Vigsl.,  §  66,  S.  108—9  und  §   106,  S.  150. 
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i6.  Jahr  erreicht  haben.  ^)  Nach  dem  neueren  Stadtrechte  sowohl 
als  dem  gemeinen  Landrechte  in  Norwegen  fällt  gleichfalls  die  Selbst- 
verwaltung des  eigenen  Vermögens  an  Jungfrauen  erst  mit  dem  zu- 
rückgelegten 20.  Jahre,  während  verheirateten  Frauen  ihr  Erbe  auch 
schon  früher  zufällt ;  ^)  aber  in  diesen  Quellen  ist  dieser  spätere 
Termin  eben  auch  für  das  männliche  Geschlecht  der  herrschende 
geworden,  und  wenn  das  Landrecht  (nicht  auch  das  Stadtrecht)  in 
einigen  wenigen  Hss.  daneben  der  15  jährigen  Jungfrau,  Avenn  sie 
nur  bereits  eine  Erbschaft  gemacht  hat,  sich  zu  verheiraten  gestattet, 
so  handelt  es  sich  dabei  nur  um  eine  ungeschickte  Herübernahme 
einer  schon  angeführten  Stelle  aus  den  FrpL.,  welche  auch  in  die 
Järnsiöa  übergegangen,  in  der  Jönsbök  aber  richtig  ausgelassen  ist, 
die  doch  sonst  dem  Landrecht  folgt.  ^)  Wir  können  kaum  bezweifeln, 
daß  auch  die  übrigen  auf  die  Alters  Vormundschaft  und  Minderjährig- 
keit bezüglichen  Vorschriften,  soweit  dieselben  ihrer  Natur  nach 
überhaupt  auf  Weiber  Anwendung  finden  konnten,  für  diese  eben- 
sogut wie  für  Männer  galten,  soweit  nicht  im  einzelnen  Falle  aus- 
drücklich ein  anderes  gesagt  ist.  Aber  wenn  hiernach  das  nor- 
wegisch-isländische Recht  allerdings  dem  Grundsatze  des  schwedischen 
Rechtes  nicht  huldigt,  daß  das  Weib  jederzeit  unmündig  sei,*)  so 
kennt  es  darum  doch  sehr  erhebliche  Zurücksetzungen  desselben  um 
seines  Geschlechtes  willen,  und  zwar  beziehen  sich  diese  teils  auf  das 
öffentliche,  teils  auf  das  Vermögensrecht,  teils  auf  das  Recht  sich 
zu  verloben  resp.  zu  verheiraten,  teils  aber  auch  auf  das  Strafrecht. 
—  Das  isländische  Recht  kennt  zunächst,  was  das  Vermögensrecht 
betrifft,  eine  Zurücksetzung  der  Weiber  schon  insoferne,  als  es  bei 
diesen,  wie  schon  angedeutet,  den  Beginn  der  Berechtigung  zur  Ver- 
waltung ihres  eigenen  sowohl  als  eines  fremden  Vermögens  auf  das 
20.  Lebensjahr  hinausschiebt,  während  derselbe  für  Männer  schon 
auf  das  16.  fällt,  und  auch  Weiber  bereits  von  diesem  ab  wenigstens 
die  Früchte  ihres  eigenen  Vermögens  zu  beziehen  haben ;  ^)  der 
Grundsatz  soll  übrigens  nur  für  Jungfrauen  gelten,  wogegen  Ehe- 
frauen und  Witwen  bereits  vor  ihrem  20.,  ja  sogar  ihrem  16.  Lebens- 
jahre die  Verwaltung  ihres  eigenen  sowohl  als  eines  fremden  Ver- 
mögens   überkommen    sollen,  ^)  —  eine  Ausnahme,    welche   sich  bei 


')Kgsbk.  §  n8,  S.  225  ;  StaÖarholsbök,  cap.  4,  S.  179.  2~)  L^nd  sl  ö  g", 

ErfÖat.  §  2;  BjarkR.  §  2.  '')  JärnsiÖa,  Kvennag.  §  3;  Jönsbök,  §  2. 

*)  WGL.  I,  {)iufuab.  cap,  5,  §  2 :  konae  cer  ovormaghi.  ^)   Kgsbk.  §   II 8, 

S.  226;  StaÖarholsbök,  ArfaJ).,  cap.  4,  S.  180.  ^)  Kgsbk.  §   118,  S.  225; 

SlaÖarh  61  sbük  ,  S.  17g. 
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Ehefrauen  einfach  daraus  erklärt,  daß  ihr  Vermögen  unter  die  Ver- 
waltung ihres  Mannes  fiel,  so  daß  es  sich  für  sie  nicht  um  eine  Be- 
freiung von  der  Bevormundung,  sondern  nur  um  einen  Wechsel  in 
der  Person  des  Vormundes  handelte,  wogegen  bei  Witwen  allerdings 
die  eigene  Verwaltung  eintrat,  dafür  aber  auch  zu  deren  Antritt  die 
Zustimmung  des  Geschlechtsvormundes  nötig  war.  ^)  Auch  nach 
zurückgelegtem  20.  Jahre  ferner  bleiben  die  Weiber  noch  gewissen 
Beschränkungen  bezüglich  ihrer  Vermögensdispositionen  ausgesetzt, 
denn  „ein  Weib  darf  ohne  Zustimmung  ihres  Geschlechtsvormundes 
kein  Land  verkaufen  in  der  Größe  eines  halben  Hofes  oder  mehr, 
noch  auch  ein  goöorö  oder  Seeschiff,  falls  sie  ein  solches  besitzt" ;  -) 
der  Geschlechtsvormund  kann  die  ohne  seine  Zustimmung  vorge- 
nommene Veräußerung  binnen  Jahresfrist  für  ungültig  erklären,  und 
der  dritte  Erwerber  verfällt  überdies  in  die  Strafe  der  Landesver- 
weisung, wenn  er  beim  Abschlüsse  des  Vertrages  von  der  Nicht- 
zustimmung  desselben  Kenntnis  hatte ;  nur  um  Schulden  zu  zahlen 
oder  den  Unterhalt  von  ihr  zu  alimentierender  Personen  zu  bestreiten^ 
darf  das  Weib,  wenn  alle  anderen  Hilfsquellen  fehlen,  auch  wider 
den  Willen  des  Geschlechtsvormundes  Land  verkaufen,  aber  nur 
gegen  dessen  vollen  Wert,  und  so  daß  dieser  den  Vorkauf  hat.  ^) 
Es  ist  klar,  daß  es  sich  bei  beiden  Bestimmungen  zunächst  um  den 
Schutz  der  Weiber  selbst  gegen  die  Folgen  jener  „levitas  muliebris'^ 
handelt,  welche  bei  ihnen  auch  das  römische  Recht  voraussetzt,  daß 
aber  bei  der  zweiten  wenigstens  auch  noch  die  weitere  Rücksicht 
auf  die  Interessen  der  Familie  hinzutrat,  soferne  nur  diese  letztere 
das  dem  Geschlechtsvormunde  eingeräumte  Vorkaufsrecht  zu  erklären 
vermag.  Im  übrigen  aber  sind  Weiber  so  energisch  vermögens- 
rechtsfähig, daß  sie  wie  die  Männer  sogar  in  Schuldhaft  genommen 
werden  können.  Die  Bestimmung  über  die  Veräußerung  eines 
Godordes  darf  übrigens  nicht  zu  dem  Glauben  verführen,  als  ob 
auf  Island  Weiber  in  Staat  oder  Gemeinde  berechtigt  gewesen  wären. 
Obwohl  das  Zehntgesetz  vom  goöorö  sagt:  „veldi  er  |)at,  en 
eigi  fe",  ^)  so  kann  doch  darüber  kein  Zweifel  bestehen,  daß  dasselbe 


')  So  erkläre  ich,  mit  Villi.  Finsen  übereinstimmend  (Annaler  1850,  S.  196), 
die  Worte:  ,,ef  lögräÖandi  hefir  fyrir  räÖit" ;  mit  Unrecht  übersetzt  Baldvin  Ein- 
ars son  (Juridisk  Tidsskrift,  XXII,  S.  297) :  „under  noermeste  Freiendes  Overopsyn" ; 
die  Übersetzung  Rives  aber  (S.   152,  Anm.  3)  ist  mir  völlig  unverständlich. 

-)  Kgsbk.  §  152,  S.  45;  StaÖarhölsbök,  FestaJ).,  cap.  21,  S.  334  und  Land- 
abrb.,  cap.  2,  S.  214.  ^)  StaÖarhölsbök,  Landabrb.,  cap.  2,  S.  214 — 16;  fehlt 

in  der  Kgsbk.  *)  Kgsbk.  §  255,  S.  206. 
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neben  seiner  staatsrechtlichen  auch  seine  privatrechtUche  Seite  hatte, 
und  zumal  in  Bezug  auf  seine  Vererbung  und  Veräußerung  durch- 
aus vermögensrechtlichen  Gesichtspunkten  folgte ;  von  hieraus  ergab 
sich  denn  auch  die  Fähigkeit  der  Weiber,  die  Würde  zu  erwerben, 
aber  freilich  machte  ihnen  der  staatsrechtliche  Charakter  derselben  un- 
möglich, sie  selber  auszuüben,  und  mußten  sie  darum  deren  Ausübung 
einem  ihrer  eigenen  Dienstleute  übertragen.  ^)  EbensoAvenig  konnte 
ein  Weib  zum  Richteramt  ernannt,  -)  oder  als  Geschworner  berufen  ^) 
werden,  und  es  kann  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  ein  solches 
auch  als  Zeuge  nicht  verwendet  werden  konnte,  weshalb  denn  auch 
bei  Aufzählung  der  Verwandtschaftsgrade,  die  vom  Zeugnisse  aus- 
schließen, nur  das  männliche  Geschlecht  berücksichtigt  wird,  *)  oder 
€in  andermal  auf  die  Waffentüchtigkeit  und  Wehrbarkeit  des  Zeugen 
Wert  gelegt  wird,  ^)  oder  endlich  direkt  deren  männliches  Geschlecht 
gefordert  wird.  ^)  Endlich  waren  Weiber  auch  nicht  imstande,  ihre 
Rechtssachen  aktiv  oder  passiv  selbst  vor  Gericht  zu  führen;  eine 
Witwe  oder  eine  Jungfrau,  die  bereits  ihr  20.  Jahr  erreicht  hatte, 
mag  zwar  allenfalls  darüber  bestimmen,  ob  sie  eine  Strafsache  ver- 
glichen oder  gerichtlich  durchgeführt  wissen  will,  aber  wenn  sie  das 
letztere  wählt,  so  muß  sie  mit  deren  Durchführung  einen  Mann  be- 
auftragen (selja  sök,  soekja  lata).')  Die  Möglichkeit,  daß  etwa  einmal 
die  Fällung  eines  Schiedsspruches  einem  Weibe,  sei  es  nun  allein 
oder  in  Gemeinschaft  mit  Männern  übertragen  werden  konnte,  ist 
damit  allerdings  nicht  ausgeschlossen,  und  es  fehlt  nicht  an  Bei- 
spielen für  derartige  Vorkommnisse ;  ^)  aber  selbstverständlich  kann 
dergleichen  auch  nicht  als  öffentliche  Funktion,  sondern  nur  als  Folge 
persönlichen  Zutrauens  oder  ungewöhnlichen  tatsächlichen  Einflusses 
betrachtet  werden,  wie  etwa  porbjörg  hin  digra  im  Vatnsfjörör  dessen 


1)  Kgsbk.  §  84,  S.  142.  ■)  ebenda,  §  20,  S.  38. 

^)  ebenda,  §  89,  S.  161  ;  StaÖarhölsbök,   Vigsl.,   cap.  27,  S-  45 — 46. 

*)  Kgsbk.  §   77,  S.  126 — 7.  ^)  StaÖarhölsbök,   Vi'gsl.,  cap.  15,  S.  20 

— 21.  *5)  ebenda,  cap.  20,  S.  31  ;  Kgsbk.  §  87,  S.  153. 

')  Kgsbk.  §  94,  S.  170  und  §  238,8.  184^  StaÖ  a  rh  ö  I  sb  ö  k,  Vigsl.,  cap.  66, 
S.  108 — 9  und  §  160,  S.  150.  Vgl.  im  übrigen  noch  hinsichtlich  der  Klagerechte  der 
Weiber  Kgsbk.  §  151,  S.  44  und  §  155,  S.  47  ;  StaÖarhölsbök,  FestaJ).,  cap.  18, 
8.331  und  cap.  24,  8.337  und  338;  ferner  ebenda,  cap.  51,  8.  371  und  cap.  54, 
S.  377,  dann  Ömagab.,  cap.  24,  8.  280.  Endlich  Festa|).,  cap.  16,  S.  329  und  Kgsbk. 
§  158,  S.  55,  wo  allein  die  Klagstellung  den  Verwandten  des  Weibes  übertragen  ist, 
offenbar  ungenau,  weil  sie  eben  faktisch  zumeist  vor  ihm   bevollmächtigt  wurden. 

^)  so  J)ordis  spakona,  Vatns  d  oela,  cap.  44,  8.  73 — 74;  Steinvör  Sighvatsdöttir, 
Sturlünga,  VII,  cap.  8,  8.  17  und   19;  vgl.  cap.  2,  8.  6 — 7  über  deren  Persönlichkeit. 
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genoß,  von  der  es  heißt,  daß  sie  in  Abwesenheit  ihres  Mannes,  des 
Vermundr  mjövi,  die  heraösstjörn  im  Isafjörör  gehabt  habe,  ^)  und 
auch  wirkHch  von  „liingmönnum  minum"  sprach.  Eigentümlich  ge- 
staltete sich  das  Recht  der  Weiber  auf  solchen  Punkten,  wo  sich 
etwa  sonst  noch  öft'entUches  und  Vermögensrecht  berührten.  Zur 
Führung  einer  Vormundschaft  konnten  Weiber  ebensogut  berufen 
werden  wie  Männer,  da  ja  das  Recht  auf  die  Führung  einer  solchen 
vom  isländischen  Rechte  wesentlich  unter  den  Gesichtspunkt  eines 
nutzbringenden  Rechtes  gestellt  wurde,  nur  daß  bei  ihnen  die  Fähig- 
keit zur  Verwaltung  des  eigenen,  und  damit  selbstverständlich  auch 
eines  fremden  Vermögens  an  einen  späteren  Termin  der  Regel  nach 
gebunden  war  als  bei  den  Männern;  doch  waren  die  Weiber  in 
dieser  Beziehung  wie  im  Erbrecht  und  in  Bezug  auf  die  Armen- 
unterstützung darum  noch  keineswegs  schlechthin  den  Männern 
gleichgestellt.  Ebenso  war  es  ursprünglich  auch  mit  der  Verfolgung 
von  Totschlagssachen  gehalten  w^orden,  indem  hier,  wie  es 
scheint,  der  Schwerpunkt  gleichfalls  auf  die  vermögensrechtliche  Seite, 
die  Eintreibung  nämlich  der  Totschlagsbuße,  gelegt  wurde ;  aber  um 
das  Jahr  994  wurde  den  Weibern  sowohl  als  den  jungen  Burschen 
unter  16  Jahren  durch  ein  besonderes  Gesetz  jenes  Recht  entzogen, 
weil  man  die  Erfahrung  gemacht  hatte,  daß  die  in  ihren  Händen 
ruhenden  Blutklagen  nicht  mit  der  wünschenswerten  Energie  be- 
trieben zu  werden  pflegten,  -)  und  seitdem  galt  der  Grundsatz :  „alls 
hvergi  hverfr  vigsök  undir  konu''.  ^)  Erkennbar  übrigens  bleibt  die 
prinzipielle  Berechtigung  der  Weiber  auch  in  dieser  Richtung  im 
späteren  Rechte  immerhin  noch.  Einmal  nämlich  verbleibt  der  An- 
spruch auf  den  Bezug  der  Totschlagsbuße  nach  wie  vor  dem  Weibe, 
welches  nach  dem  älteren  Rechte  zur  Klagstellung  berufen  gewesen 
wäre,  mit  Ausnahme  eines  Drittels,  welches  dem  wirklichen  Klag- 
berechtigten zufällt ;  ^)  außerdem  wird,  wo  immer  eine  Recusation 
von  Richtern,  Geschworenen  oder  Zeugen  auf  Grund  der  Verwandt- 
schaft mit  der  Klagspartei  in  Frage  kommt,  diese  Verwandtschaft 
immer  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Person  des  bußberechtigten  Weibes, 
nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Person  des  klagberechtigten  Mannes  be- 
rechnet;^)   endhch    steht    auch    die  Klagberechtigung    nicht   in  allen 


^)  Grettla,  cap.  52,  S.  119.  ^)  Eyrhy ggja.,  cap.  38,  S.  69. 

=»)  Staöarhölsbök,  VigsL,   cap.  35,  S.  68. 

*)  ang.  O.,  cap.  54,  S.  94—951  Kgsbk.  §  95,  S.  171  und  Zusatz  IV,  §  59, 
S.  245.  Die  letzteren  beiden  Texte  wissen  übrigens  von  keinern  Abzüge,  doch  wohl 
nur  zufällig.  ^)  S  taÖ  a  r  h  6  1  s  b  ö  k  ,   ang.  O.,   S.  94. 
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Fällen  dem  nächsten  Verwandten  hinter  dem  Weibe  zu,  sondern 
unter  Umständen  auch  wohl  einer  anderen  Person,  die  nur  von  ihr 
ihre  Berechtigung  abzuleiten  vermag;  so  dem  Ehemanne,  wenn  der 
Mündel  seiner  Frau  getötet  wurde,  ^)  oder  dem  nächsten,  vielleicht 
völlig  unverwandten  Angehörigen  seiner  Frau,  wenn  ein  von  ihr 
in  ihr  Haus  aufgenommener  Ausländer  getötet  worden  ist.  ^)  Man 
sieht,  während  sonst  nur  zwischen  dem  Klagberechtigten  (sakaraöili) 
und  seinem  Bevollmächtigten  (sä,  er  ferr  meö  sökina)  unterschieden 
wurde,  war  hier  auch  noch  die  Berechtigung  zum  Bußbezuge  von 
der  aöilö  getrennt;  daraus  erklärt  sich  denn  auch,  warum  hier  dem 
Weibe  die  ihm  sonst  zustehende  Befugnis  entzogen  war,  selbst  die 
Person  zu  w^ählen,  welcher  sie  die  Führung  ihrer  Rechtssachen  über- 
tragen wollte.  Anders  als  mit  der  Totschlagsbuße  steht  es  übrigens 
mit  den  niögjöld.  An  ihnen  sind  Weiber  prinzipiell  unbeteiligt, 
und  zwar  gleichviel,  ob  es  sich  um  das  Nehmen  oder  Geben  derselben 
handle ;  nur  eine  einzige  Ausnahme  wird  von  dieser  Regel  gemacht, 
indem  die  einzige  Tochter  des  Erschlagenen,  falls  ein  Sohn  nicht 
da  ist,  den  sonst  auf  diesen  treffenden  Betrag  erhält,  und  die  einzige 
Tochter  des  Totschlägers  den  auf  dessen  Sohn  treffenden  Betrag  in 
dessen  Ermangelung  zu  erlegen  hat,  beides,  solange  sie  unverheiratet 
ist ;  sie  heißt  um  dessentwillen  baugrygr,  ^)  Was  sodann  das  Ver- 
halten der  Weiber  in  strafrechtlicher  Beziehung  betrifft,  so  gelten 
sie  prinzipiell  als  den  Männern  völlig  gleichgestellt.  Ausdrücklich 
wird  die  Regel  ausgesprochen:  „Jafnsek  verör  kona  sem  karlmaör,  ef 
hon  vegr  karlmann  eör  konu,  eör  vinnr  ä,  ok  svä  er  um  öll  laga- 
afbrigöi  maelt'',  ^)  und  der  Grundsatz  des  schwedischen  Rechtes,  daß 
Weiber  und  Unmündige  niemals  der  Acht  verfallen  können,  ist  so- 
mit dem  isländischen  Rechte  fremd;  umgekehrt  gilt  aber  auch  das 
einem  Weibe  gegenüber  verübte  Verbrechen  als  genau  ebenso  straf- 
bar, wie  wenn  es  an  einem  Manne  verübt  worden  wäre,  und  wenn 
zwar  diese  Regel  nirgend  in  derselben  allgemeinen  Fassung  sich 
ausgesprochen  findet  wie  die  obige,  so  fehlt  es  doch  nicht  an  einzelnen 
Aussprüchen,  die  ihre  Anwendbarkeit  für  einzelne  Fälle,  wie  z.  B. 
den  einfachen  Totschlag,  bezeugen. '')     Einer  eigentümlichen  Behand- 


^)  StaÖarhfJlsbük,  Vigsl.,  cap.  70,  S.  112. 

^)  ebenda,  cap.  37,  S.  74,  vgl.  mit  cap.  27,  S.  45 — 6;  Kgsbk.  §  97,  S.  173, 
vgl.  mit  §  89,  S.  160—1.  3j  Kgsbk.  §   113,  S.  200—201. 

•^j  StaÖarh(3lsb6k,  Vigsl.,  cap.  49,  S.  89.  Daß  geäclUete  Weiber  während 
der  Dauer  ihrer  Schwangerschaft  und  ihres  Wochenbettes  geschont  werden  müssen, 
ist  schon  erwähnt  worden.  ^)  ang.   O. 
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lung  waren  aber  demgegenüber  diejenigen  Strafsachen  unterstellt,  bei 
welchen  es  sich  mehr  oder  minder  um  eine  Verletzung  der  weib- 
lichen Geschlechtsehre  handelte.  In  derartigen  Fällen  nämlich 
regte  sich  einerseits  leicht  der  Verdacht  einer  Mitschuld  des  ge- 
kränkten Weibes  bei  der  betr.  Verschuldung,  und  ergab  sich  anderer- 
seits ein  engerer  Zusammenhang  der  Verletzung  mit  dem  spezifischen 
Rechte  des  Geschlechtsvormundes,  mit  dem  Recht  nämlich,  über  die 
Verlobung  seiner  Pflegbefohlenen  zu  verfügen;  beide  Gesichtspunkte 
führten  aber  ganz  gleichmäßig  zu  einer  ungleich  weiter  als  sonst 
ausgedehnten  Berechtigung  der  Verwandtschaft.  Unsere  Rechtsauf- 
zeichnungen sind  sehr  ausführlich  in  Bezug  auf  die  hier  einschlägigen 
Vergehen.  Sie  behandeln  als  strafbar  alle  und  jede  Handlungen,  die 
nur  im  Entferntesten  gegen  die  weibliche  Schamhaftigkeit  verstoßen, 
vom  bloßen  Kusse  oder  vom  Dichten  eines  Liebesgedichtes  an  bis 
zum  Versuche  der  Notzucht ;  ^)  in  allen  diesen  Fällen  aber  gilt  die 
Regel,  daß  solange  es  nicht  zur  Beiwohnung  selbst  gekommen  ist, 
immer  zunächst  das  gekränkte  Weib  selber  klagberechtigt  sei,  der 
Mann  oder  Geschlechtsvormund  aber  erst  dann,  wenn  sie  selbst  die 
Klagstellung  unterläßt.  War  es  dagegen  zur  Beiwohnung  (legorö) 
gekommen,  so  ist  sofort  der  Ehemann,  beziehungsweise  Geschlechts- 
vormund, allein  klagberechtigt,  und  wenn  etwa  der  Bußberechtigte 
selbst  in  der  Vormundschaft  des  geschwächten  Weibes  stehen  sollte, 
soll  dieses  auch  auf  Grund  ihrer  Vormundschaftsrechte  auf  die  Un- 
zuchtsbuße keinerlei  Anrecht  haben;-)  ja  es  konnte  dieser  Klag- 
berechtigte sogar  in  gewissem  Umfange  neben  der  schuldigen  Manns- 
person auch  gegen  das  Weib  selbst  sich  kehren,  und  zwar  das  letztere 
in  zweifacher  Richtung.  Fürs  erste  nämlich  ist  der  Geschlechtsvormund 
eines  unverehelichten  Weibes,  welches  sich  schwanger  erweist,  berech- 
tigt zu  fordern,  daß  sie  ihm  den  Kindsvater  nenne,  und  den  Ort  ihrer 
Zusammenkunft  mit  demselben  angebe  ;-'^)  verweigert  sie  die  Angabe,  so 
mag  er  unter  Zuziehung  der  fünf  nächsten  Verwandten  die  Tortur  gegen 


1)  Kgsbk.  §  155,  S.  47;  FestaJ).  cap.  24,  S.  337—8;  Kgsbk.  §  238,  S.  184; 
Vigsl.   cap.  106,  S.  150. 

■^)  Kgsbk.  §  161,  S.  59;  FestaJ).  cap.  48,  S.  364;  ferner  cap.  56,  S.  382;  dann 
Kgsbk.  §   127,  S.  249  und  ArfaJ).,  cap.  19,  S.  225. 

^)  Festa[).  cap.  33,  S.  347—8;  vgl.  cap.  48,  S.  364  und  cap.  52,  S.  374,  wo 
sich  Referenzen  finden,  während  jene  erstgenannte  Stelle  die  Bestimmung  ausdrück- 
lich als  nymteli  bezeichnet.  In  Kgsbk.  §  16 1,  S.  58  und  59  findet  sich  dieselbe 
Bestimmung,  und  ebenda,  i<  157,  S.  52,  dann  c<  158,  S.  54  ebenfalls  wieder  Re- 
ferenzen. 
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sie  anwenden,  nur  daß  diese  ihr  keinen  bleibenden  Schaden  hinter- 
lassen darf.  Fürs  zweite  aber  kann  er  von  dem  Weibe  selbst,  natür- 
lich nur  soweit  sie  mitschuldig  ist,  eine  Buße  von  sechs  Mark  ein- 
treiben, und  sie  nötigenfalls  für  diesen  Betrag  in  Schuld  nehmen ;  ^) 
die  weitere  Bestimmung,  wonach  Weiber  unter  gewissen  Umständen 
wegen  fleischlicher  Vergehen  ihre  Erbfähigkeit  einbüßen  sollten,  -) 
wurde  in  der  späteren  Zeit  abgeschafft.  •')  Gegen  den  schuldigen 
Mann  ging  die  Klage,  wenn  die  Beiwohnung  vollendet  war,  auf 
Waldgang,  ^)  wenn  es  sich  um  eine  freigeborene  und  ansässige  Frau 
handelt;  bei  freigelassenen  oder  in  Schuld  genommenen  Weibern, 
mehr  noch  bei  Unfreien,  war  die  Strafe  eine  geringere,  und  Bett- 
lerinnen gegenüber  fiel  sie  auch  wohl  völlig  weg.  Mit  der  Strafklage 
war  ferner  stets  noch  die  Geltendmachung  des  Anspruches  auf  eine 
Buße  von  sechs  Mark  verbunden,  welche  dem  Klagberechtigten  als 
solchem  zufiel ;  ^)  unter  Umständen  konnten  ferner  auch  wohl  noch 
andere  Klagen  mit  der  legorössök  kombiniert  w^erden,  z.  B.  eine 
Paternitätsklage  oder  eine  Klage  wegen  widerrechtlicher  Gewalt  u. 
dgl.  m.  .Immer  aber  galt  die  Regel,  daß  der  Klagberechtigte  zwar 
befugt  sei,  auf  einen  Vergleich  sich  einzulassen  und  durch  diesen  dem 
Gegner  die  weiter  reichende  Strafe  zu  erlassen,  daß  er  dabei  aber 
auf  die  Erlegung  jener  Buße  von  sechs  Mark  nicht  verzichten  dürfe; 
geht  er  beim  Vergleichsabschlusse  unter  diese  Grenze  herab,  so  ver- 
fällt er  selber  in  eine  Buße  von  sechs  Mark,  welche  einklagen  kann, 
wer  da  will.  ^)  Endlich  war  auch  noch  die  blutige  Rache  in  Un- 
zuchtsfällen zugelassen,  und  zwar  noch  in  etwas  weiterem  einerseits, 
engerem  Umfange  andererseits  als  die  Klage.  Berechtigt  zur  Rache 
war  nämlich  der  Ehemann,  dann  der  Vater,  Sohn  und  Bruder,  end- 
lich der  Pflegevater  und  Pflegesohn,  und  zwar  nur  auf  frischer  Tat, 
wenn  es  beim  Versuche  geblieben  war,  aber  bis  zum  nächsten  All- 
ding,   wenn  das  Verbrechen  vollendet  worden  Avar.  ')     Endlich  aber 


^)  FestaJ).,  cap.  36,  S.  351   und  cap.  48,  S.  363 — 4;  Kgsbk.  §   158,  S.  53. 

")  Kgsbk.  §    127,  S.  249  und  §   157,  S.  51.  ^)  ArfaJ).,  cap.  23,  S.  228 

und  Zusatz  II,  §  3,  S.  228.  ^)  Kgsbk,  §   155,  S.  47 — 48;  FestaJ).  cap.  24, 

S.  338 — 9.  ^)  vgl.  z.  B.  Kgsbk.  §  157,  S.  51 — 52;  FestaJ).  cap.  34,  S.  348  und 

die  Klagformel  ebenda,  cap.  49,  S.  369 — 70.  Unter  Umständen  konnte  freilich  der 
Bußberechtigte  auch  ein  anderer  sein  als  der  Klagberechtigte,  zumal  wenn  der  erstere 
minderjährig  ist,  FestaJ).  cap.  55,  S.  381 — 2  und  cap.  56,  S.  382,  oder  soweit  aus- 
nahmsweise die  Mutter  an  der  Buße  teilnimmt,  ebenda,  cap.  20,  S.  333  und  cap.  23, 
S.  337;  Kgsbk.  §  95,  S.  171. 

**)  Kgsbk.  §   156,  S.  51,  FestaJ).  cap.  33,  S.  348  und   cap.  52,  S.  375—6. 

')  Kgsbk.  i<  90,  S,  164 — 5;   VigslöÖi,  cap.  31,  S.  60—63. 
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kommt  noch  das  Verlobungsrecht  m  Betracht,  über  welches  die 
Rechtsquellen  ebenfalls  sehr  detaillierte  Bestimmungen  enthalten.  Im 
allgemeinen  galt  nämlich  die  Regel,  daß  kein  Weib  sich  selber  ver- 
loben könne,  so  wie  die  andere,  daß  kein  Weib  von  einem  Weibe 
verlobt  werden  könne;  doch  gab  es  von  beiden  Regeln  Ausnahmen. 
Sind  keine  näheren  Verwandten  männlichen  Geschlechtes  da  als  ein 
frater  uterinus  (brööir  sammceöri),  so  mag  die  Mutter  ihre  Tochter 
verloben:  „|)ar  at  eins  fastnar  kona  konu";  ^)  anderenteils  hat  die  Jung- 
frau, welcher  ihr  Geschlechtsvormund  zwei  an  und  für  sich  passende 
Freier  abgewiesen  hat,  das  Recht,  den  dritten  zu  nehmen,  wenn 
auch  nur  ein  einziger  ihrer  Verwandten  damit  einverstanden  ist,  ") 
jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  sie  mindestens  20  Jahre 
alt  ist,  und  darf  sie  in  diesem  Ausnahmefalle  sich  selbst  verloben.  ''^) 
Von  der  Witwe  aber  gilt  nicht  nur  dasselbe,  was  von  der  20jährigen 
Jungfrau,  und  zwar  ohne  das  dabei  deren  Alter  in  Betracht  käme,  ^) 
sondern  es  darf  sich  überdies  die  geschiedene  Ehefrau  dem  Manne, 
von  dem  sie  geschieden  ist,  selbst  wider  den  Willen  ihres  Ge- 
schlechtsvormundes neuerdings  wieder  verloben,  vorausgesetzt  nur, 
daß  die  Scheidung  nicht  wegen  Überhäufung  mit  alimentations- 
berechtigten Armen  erfolgt  war,  und  daß  keine  verbotenen  Verwandt- 
schafts- oder  Schw^ägerschaftsgrade  vorliegen;"'^)  wenn  aber  die  Njäla 
die  Hallgerör  Höskuldsdöttir,  nachdem  ihr  erster  Mann,  [)orvaldr 
Osvifsson,  tot  war,  dem  Glümr  Olafsson  sich  selber  verloben  läßt, 
und  zwar  mit  Zustimmung  ihrer  Verwandten  nicht  nur,  sondern  auch 
des  Gesetzsprechers  [lörarinn  Ragabrööir,^)  dann  nochmals  das  gleiche 
Verfahren  bei  deren  dritter  Verlobung  mit  Gunnarr  Hämundarson 
eingehalten  zeigt, ')  wenn  ferner  die  Laxdoela  den  Osvifr  selbst  aus- 
sprechen läßt,  daß  die  Antwort  auf  eine  Werbung  um  seine  Tochter 
Guörün  bei  dieser  selbst  stehe,  da  sie  Witwe  sei,  während  er  aller- 
dings auch  seinerseits  ein  gewichtiges  Wort  mitsprechen  zu  wollen 
erklärt,  ^)  so  ist  doch  sehr  zu  bezweifeln,  ob  die  dabei  vorausgesetzte 


^)  Kgsbk.  §  144,  S.  29;   FestaJ).,  cap.  I,  S.  305;  vgl.  Zusatz  IV,  §  48,  S.  240. 

^)  Kgsbk.  §   144,  S.  29 — 30  ^)  Festajj,,  cap.  2,  S.  307  und   cap.  6,  S. 

316;  auch  Zusatz  IV,  §  48,  S.  240— 41.  ^)   ang.  O. 

•^)  Kgsbk.  i<   144,  S.  30;  Festaf).,  cap.  2,  S.  307. 

^')  Njäla,  cap.  13,  S.  24. 

~')  ebenda,   cap.  33,  S.  49. 

^)  Laxdoela,  cap.  43,  S.  186;  ebenso  heißt  es,  ebenda,  cap.  7,  S.  18,  von 
der  |)orgerÖr  J)orsteinsdöttir,  der  Witwe  des  Dalakollr,  sie  habe  in  zweiter  Ehe  in  Nor- 
wegen dem  Herj(')lfr  sich  verlobt,  denn  als  Witwe  habe  sie  zu  entscheiden  gehabt; 
hinterher  aber,    cap.  19,  S.  62,    behandelt  der  Sohn  erster  Ehe,  Höskuldr,    die    zweite 
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Machtbefugnis  den  zur  zweiten  Ehe  schreitenden  Witwen  auch  wirk- 
lich zu  jener  Zeit  zugestanden  habe,  in  welche  beide  Quellen  die 
von  ihnen  berichteten  Vorgänge  verlegen.  Abgesehen  von  den  so- 
eben erörterten  Ausnahmefällen  kennen  jedenfalls  die  Rechtsquellen 
keinen  weiteren,  in  welchem  ein  Weib  sich  selbst  verloben  oder 
durch  ein  Weib  verlobt  werden  könnte;  allerdings  aber  können 
Weiber  insoferne  Trägerinnen  des  Verlobungsrechtes  sein,  als  sie  ver- 
ehelicht sind,  indem  solchenfalls  die  Verlobungsbefugnis  durch  ihre 
Ehemänner  ausgeübt  werden  mag.  Der  Inhaber  aber  des  Verlobungs- 
rechtes über  ein  Weib  wird  als  lögräöandi  konu  bezeichnet.  Das 
Zeitwort  „räöa"  bezeichnet  zunächst  soviel  wie  raten,  beraten,  dann 
aber  auch  beschließen,  verfügen,  über  etwas  zu  verfügen  haben;  lög- 
räöandi mag  von  hier  aus  derjenige  heißen,  der  über  jemanden  zu 
verfügen  hat.  Mag  sein,  daß  der  Ausdruck  ursprünglich  technische 
Bezeichnung  für  alle  diejenigen  w^ar,  die  eine  persönliche  Gewalt  über 
freie  Leute  besaßen;  die  Zusammensetzung  mannaforräö  wird  schon 
frühzeitig  als  technische  Bezeichnung  für  das  goöorö  gebraucht,  ein 
vereinzeltes  Mal  wird  der  Ausdruck  lögräöandi  selbst  von  dem  Vor- 
munde eines  Minderjährigen  gebraucht,  und  zwar  in  einer  Aufzeich- 
nung ziemlich  hohen  Alters,  ^)  oder  auch  von  demselben  gesagt,  er 
sei  „lögräöandi  fjär  enna  üngra  manna'';-)  wenn  wieder  ein  anderes 
Mal  gesagt  wird,  die  eidliche  Einschätzung  zum  Zehnt  habe  derjenige 
vorgenommen,  „er  lögräöandi  er  fjärins",  ^)  so  ist  damit  der  Vormund 
so  gut  mit  inbegriffen  als  der  Eigentümer,  der  curator  absentis  u. 
dgl.  m.,  wie  denn  der  Ausdruck  fjärforräö  wirklich  oft  genug  für  die 
verschiedensten  Arten  von  Vermögensdispositionsbefugnissen  gebraucht 
wird.  Aber  seitdem  die  Altersvormundschaft  einen  sehr  entschieden 
ausgeprägten  vermögensrechtlichen  Charakter  angenommen  hatte, 
wurde  für  sie  die  Bezeichnung  fjärvaröveizla,  und  für  den  Altersvor- 
mund die  Bezeichnung  fjärvaröveizlumaör  technisch;  von  da  an  erst 
mag  dann  der  Ausdruck  lögräöandi  jene  engere  Geltung  für  den 
Geschlechtsvormund  eines  Weibes  gewonnen  haben,  welche  sich  am 
schärfsten    darin    ausspricht,    daß    selbst  die  Witwe,    sowxit   sie   sich 


Ehe  als  ungültig,  weil  ,,ei  at  hans  raöi"  geschlossen,  während  Hrütr,  der  Sohn  zweiter 
Ehe,  ihre  Gültigkeit  behauptet,  da  seine  Mutter  sich  selber  habe  verloben  können. 

^)  Kgsbk.  §  4,  S.  17:  hann  skal  gjöra  maldaga  viÖ  sveininn  sjdlfan,  ef  hann 
er  16  vetra,  en  ef  hann  er  yngri,  J)a  skal  hann  gjöra  viö  lögraöanda  hans;  KrR. 
hinn  gamli,  cap.  13,  S.  56. 

2)  Kgsbk.  §  4,  S.  17;  KrR.,  cap.  12,  S.  52.  "')  Kgsbk.  §  259,  S.  212; 

KrR.,  cap.  42,  S.  158. 
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selbst  ZU  verloben  berechtigt  ist,  als  „lögräöandi"  bezeichnet  wird,  ^) 
welche  aber  auch  sonst  in  den  geschichtlichen  Quellen  ebensogut 
als  in  den  Rechtsquellen  sich  nachweisen  läßt.  -)  Sonst  findet  sich 
in  den  Rechtsquellen  auch  der  Ausdruck  fastnandi  gebraucht,  von 
fastna,  d.  h.  verloben ;  mag  sein,  daß  dieser  farblosere  Ausdruck  ge- 
rade darum  aufkam,  weil  längere  Zeit  hindurch  dem  Worte  lög- 
räöandi  ein  Doppelsinn  inne  wohnte,  soferne  damit  sowohl  der  Alters- 
vormund als  der  Geschlechtsvormund  bezeichnet  werden  konnte ;  mag 
sein  auch,  daß  erst  die  vermögensrechtlichere  Gestaltung  der  Alters- 
vormundschaft es  war,  welche  diese  von  der  Geschlechtsvormundschaft 
trennte,  indem  sie  zu  der  ersteren  auch  den  Weibern  den  Zutritt 
eröffnete.  Ich  behalte  indessen  diesen  Punkt  sowohl  als  die  Erörte- 
rung der  Reihenfolge,  in  welcher  die  einzelnen  Verwandten  zur  Ge- 
schlechtsvormundschaft berufen  wurden,  einer  späteren  Besprechung 
vor,  wogegen  hier  zunächst  noch  die  Grenzen  der  dem  Geschlechts- 
vormunde zustehenden  Verlobungsbefugnis  erwogen  werden  mögen. 
Wird  eine  Witwe  einem  Manne  verlobt,  so  ist  ihre  Zustimmung 
wesentlich  Voraussetzung  der  Gültigkeit  des  Verlöbnisses,  es  sei  denn, 
daß  ihr  eigener  Vater  sie  verlobe ;  ^j  der  Vater  also  ist  befugt,  eine 
Witwe  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Willen  zu  verloben,  an  wen  er  will, 
und  da  Jungfrauen  ohne  Zweifel  nur  eines  geringeren  Grades  von 
Selbständigkeit  sich  erfreuten  als  die  Witwen,  so  wird  wohl  ihnen 
gegenüber  das  gleiche  Recht  auch  von  entfernter  verwandten  Ge- 
schlechtsvormündern geübt  worden  sein.  In  der  Tat  fehlt  es  nicht 
an  Belegen  für  solches  Verfahren  in  den  geschichtlichen  Quellen; 
Höskuldr  verlobt  seine  Tochter  Hallgerör  ohne  sie  um  ihren  Willen 
zu  fragen,  *)  was  sie  freilich  bitter  übelnimmt ;  porkell  verlobt  seine 
Schwester  Steingerör  ganz  gegen  ihren  Willen  dem  Bersi,  ^)  und  noch 
in  viel  späterer  Zeit  heißt  es  von  einer  gewissen  Ulfheiör  Gunnars- 
döttir:  „hon  var  gipt  nauöug".  ^)  Doch  enthält  die  Staöarhölsbök  eine 
Bestimmung, ')  vermöge  deren  selbst  der  eigene  Vater  seine  Tochter 
nicht  zum  Heiraten  zwingen  durfte,  wenn  sie  erklärte  in  ein  Kloster 
gehen  zu  wollen;  da  nun  das  erste  Nonnenkloster,  welches  auf  der 
Insel  gestiftet  wurde,  nämhch  das  zu  Kirkjuboer,  erst  im  Jahre  1186 
gegründet,  und  dessen  erste  uns  bekannte  Äbtissin,  Halldöra  Eyjölfs- 


^)  Laxdoela,  cap.  19,  S.  62:  en  Hrütr  let  J)a  möÖur  si'na  lögraÖandi. 

-)  z.  B.  Ljösvetninga  s.,  cap.  Ii,  S.  32.  ^)  Kgsbk.  §    144,  S.  29; 

FestaJ).,  cap.  2,  S.  306.  *)  Njala,  cap.  9 — 10,  S.  17. 

^)  Kormaks  s.,  cap.  7,  S.  58.  ß)  S  turliinga ,  II,  cap.  39,  S.  109;   Guö- 

mundar  bps.  s.,  cap,  2,  S.  409.  '')  FestaJ).,  cap.  2,  S.  306 — 7. 
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döttir,  erst  im  Jahre  1189  geweiht  wurde,  ^)  da  ferner  nach  deren 
Tod  (t  1210)^)  keine  weitere  Äbtissin  mehr  genannt  wird  bis  auf 
Agatha,  welche  im  Jahre  1293  geweiht  wurde,  ^j  und  somit  das 
Kloster  in  der  Zwischenzeit  eingegangen  gewesen  zu  sein  scheint, 
wie  denn  der  in  den  Jahren  1216 — 18  etwa  verfaßte  mäldagi  der 
Marienkirche  zu  Kirkjubcer  von  einem  Kloster  daselbst  nichts  weiß,^) 
dann  Helgi  l)orsteinsson,  bekannter  unter  den  Namen  Digrhelgi,  der 
schon  unter  den  Zeugen  dieses  mäldagi  erscheint  und  im  Jahre 
1234 — 35  starb, '^),  daselbst  wohnte,^)  und  nach  ihm  sein  Sohn  Ög- 
mundr,'')  zu  dessen  Zeit  auch  ein  Grimr  prestr  Hölmsteinsson  in  Kirkju- 
bcer sich  aufhielt,  ^)  doch  wohl  als  Geistlicher  an  eben  jener  Kirche, 
da  ferner  auch  das  zw^eite  Nonnenkloster  auf  Island,  das  zu  Reynistaör, 
erst  nach  dem  Jahre  1293  gegründet  wurde,  kann  jene  Bestimmung, 
wie  Wilh.  Finsen  mit  Recht  bemerkt  hat,  ^)  doch  wohl  nur  in  den 
Jahren  1 189  — 12 10  entstanden  sein.  Bei  Brüdern  oder  noch  ent- 
fernteren Verwandten  kann  es  vorkommen,  daß  mehreren  Personen 
zugleich,  und  somit  gemeinsam,  das  Verlobungsrecht  zusteht;  für 
-diesen  Fall  wird  dann  bestimmt,  daß  der  Wille  des  älteren  unter 
den  Geschlechtsvormündern  vorgehen  soll,  wenn  das  Weib  selbst 
über  die  eigene  Neigung  sich  nicht  erklärt,  dagegen  wenn  sie  ihren 
eigenen  Willen  erklärt,  der  Wille  desjenigen,  der  mit  ihr  überein- 
stimmt, ohne  Rücksicht  auf  dessen  Alter;  ^^)  doch  macht  dabei  die 
Staöarhölsbök  einerseits  die  Einschränkung,  daß  diese  nur  gelten 
solle,  wenn  die  Partie  überhaupt  eine  passende  sei,  und  erweitert 
andererseits  die  letztere  Regel  dahin,  daß  das  Alter  nur  bei  Brüdern 
in  Betracht  kommen,  bei  entfernteren  Verwandten  dagegen  immer  der 
Wille  des  Weibes  den  Ausschlag  geben  solle.  ■ —  Sehr  erheblich  waren 
hiernach  die  Zurücksetzungen  immerhin,  welchen  das  isländische  Recht 
die  Weiber  um  ihres  Geschlechtes  willen  unterwarf.  VölHge  Aus- 
schließung von  allen  und  jeden  politischen  Rechten,  und  im  Zusammen- 
hange damit  Unf^igkeit  zur  eigenen  Vertretung  vor  Gericht,  späterer 
Eintritt  der  Befähigung  zur  Verwaltung  des  eigenen  sowohl  wie  fremden 


^)  Islenzkir  Annalar,  h.  a.  -)  ebenda,  h.  a. ;   Gu(^mundar  bps. 

s.,  cap.  63,  S.  502.  ^)  islenzkir  Annalar,   h.  a. 

^)  Diplom.  Island.  I,  Nr.  99,  S.  394 — 5. 

'^)  Sturlünga,  V,  cap.  50,  S.  188;  Islenzkir  Annalar,  a.    1235. 

**)  Sturlünga,  VII,    cap.  48,    S.  97;    unter    des    Ögmundr    Kindern    wird    hier 
eine  Arnbjörg  nunna  genannt.  '^)  Ar  na  bps.  s.,   cap.  12,  S.  696. 

^)  ebenda,  cap.  2,  S.  680.  '^)  ang.  O.,  S.  208  — 9,  Anm. 

1^)  Kgsbk.  §   144,  S.  29;  Festa]).,  cap.  2,  S.  307. 
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Vermögens,  und  die  auf  alle  Zeit  sich  erstreckende  Notwendigkeit 
eines  verwandtschaftlichen  Konsenses  zur  VeräufSerung  gewisser  wich- 
tigerer Vermögensstücke,  Zurücksetzung  im  Erbrecht,  dann  in  der 
Berufung  zur  Altersvormundschaft  und  Ausschließung  von  der  vigsakar- 
aöilö  und  nahezu  völlige  Ausschließung  von  jeder  Teilnahme  am 
Nehmen  und  Geben  der  niögjöld,  endlich  Unterwerfung  unter  ein 
fremdes  Verlobungsrecht  und  unter  das  Recht  eines  dritten  in  Bezug 
auf  alle  legorössakir  sind  die  Punkte,  in  welchen  jene  Zurücksetzung 
sich  sehr  prägnant  ausspricht.  Da  entsteht  nun  die  Frage,  ob  die 
verw^andtschaftlichen  Berechtigungen,  welche  etwa  diesen  Zurück- 
setzungen des  Weibes  gegenüberstehen,  ihrerseits  vom  Rechte  stets 
in  eine  und  dieselbe  Hand  gelegt  w^aren  oder  nicht,  und  es  ist  diese 
Frage  für  die  Gestaltung  der  Geschlechtsvormundschaft  sowohl  als 
für  die  Beurteilung  der  materiellen  Lage  der  Weiber  von  höchster 
Bedeutung,  da  selbstverständlich  die  Vereinigung  aller  und  jeder  sie 
beschränkenden  Gewalten  in  einer  Hand  diese  für  sie  um  so  drücken- 
der, deren  Zersplitterung  in  verschiedene  Hände  dagegen  diese  um 
so  erträglicher  machen  mußte.  Gerade  in  Bezug  auf  diese  Frage 
hält  es  aber  schwer,  völlig  ins  Reine  zu  kommen.  Da  ist  nun  zu- 
nächst klar,  daß  die  Berechtigung  zur  Anstellung  der  legorössök  stets 
in  der  Hand  derselben  Person  liegt,  welcher  das  Verlobungsrecht  zu- 
steht; ausdrücklich  wird  diese  Regel  uns  ausgesprochen,^)  und  über- 
dies stimmt  die  beiderseits  angegebene  Reihenfolge  der  Berechtigten 
auch  wirklich  vollkommen  überein,  -)  mit  der  einzigen  Ausnahme, 
daß  nach  der  Konüngsbök  in  die  legorössakaraöilö  der  Vater  vor 
dem  Sohne  und  Schwiegersohne  berufen  wird,  denen  er  in  Bezug  auf 
das  Verlobungsrecht  erst  folgt,  während  freilich  die  Staöarhölsbök 
diese  letztere  Reihenfolge  in  beiden  Fällen  gleichmäßig  festhält. 
Wiederum  spricht  die  Staöarhölsbök  die  Regel  aus,  daß  die  aöilö 
in  den  legorössakir  derselben  Person  zustehe  wie  die  in  den  vigsakir;'^) 
indessen  zeigt  die  Vergleichung  der  bezüglich  der  letzteren  aufge- 
stellten Reihenfolge,  ^)  daß  diese  Bemerkung  für  das  damals  geltende 
Recht  keineswegs  völlig  richtig  ist,  indem  die  vigsök  nicht  nur  keinem 
Weibe,  sondern  auch  nicht  dem  Ehemanne  auf  Grund  der  Ver- 
schwägerung zusteht,  wie  dies  doch  bezügUch  der  legorössök  der  Fall 
war.     Allerdings  aber  mag  sein,  daß  der  Satz  für  irgendwelche  frühere 


^)  Kgsbk.  §    156,  S.  48,  FestaJ).,   cap.  25,  S.  339.  ")  vgl.  die  ange- 

führten Stellen  mit  Kgsbk.  §   144,  S.  29  und  FestaJ),,  cap.  i,  S.  305—6. 

^)  FestaJ).,  cap.  25,  S.  339.  •*)  Kgsbk.  §  94,  S.  167—8;  Vigslööi, 

cap.  35    S.  66—68. 
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Zeit  richtig  war,  daß  also  die  Schwägerschaft  früher  vielleicht  auch 
bei  der  legorössök  und  dem  Verlobungsrechte  unberücksichtigt  ge- 
blieben war.  Jedenfalls  steht  ferner  fest,  daß  die  Altersvormundschaft 
nach  anderen  Grundsätzen  sich  regelte  als  das  Verlobungsrecht,  in- 
dem zu  ihr  wie  zur  Erbfolge  Weiber  so  gut  wie  Männer  berufen 
wurden,  wenn  auch  allerdings  nicht  schlechthin  neben  jenen;  die 
mehr  vermögensrechtHche  Gestaltung  der  Altersvormundschaft  ist  es, 
welche  hier  maßgebend  geworden  zu  sein  scheint,  wie  denn  auch 
bei  der  vigsök  und  wohl  auch  bei  der  legorössök  zwischen  dem  An- 
sprüche auf  die  Buße  und  der  Berechtigung  zur  Klage  unterschieden, 
und  der  erstere  auch  denjenigen  zugestanden  wurde,  welche  die 
letztere  doch  nicht  zu  stellen  befugt  waren,  nur  freilich  mit  dem 
auch  in  anderen  Fällen  üblichen  Abzüge  eines  Drittels  zugunsten 
des  wirklichen  Klägers.  Da  mag  nun  zweifelhaft  erscheinen,  wem 
die  Vermögensverwaltung  gegenüber  einer  Jungfrau  zustand,  die  das 
i6.  Jahr  überschritten,  das  20.  aber  nicht  vollendet  hatte,  ob  dem 
Altersvormunde,  welcher  dieselbe  bis  dahin  geführt  hatte,  oder  dem 
Geschlechtsvormunde,  dessen  Konsens  zu  den  wichtigeren  Vermögens- 
veräußerungen des  mehr  als  20jährigen  Weibes  gefordert  wird;  die 
Frage  wird  uns  nicht  ausdrücklich  beantwortet,  ist  aber  eben  darum 
doch  wohl  im  ersteren  Sinne  zu  beantworten,  da  außerdem  sicherlich 
würde  besprochen  sein,  daß  und  wie  der  Geschlechtsvormund  dem 
Altersvormunde  das  bisher  von  ihm  zu  verwaltende  Vermögen  abzu- 
fordern berechtigt  sei.  Wie  dem  aber  auch  sei,  die  Zersplitterung  der 
die  Weiber  beschränkenden  Rechte  ist  jedenfalls  sicher,  da  nicht  nur 
die  Altersvormundschaft  in  anderer  Hand  liegt  als  die  Geschlechts- 
vormundschaft, sondern  auch  wieder  in  einer  anderen  die  vigsakar- 
aöilö,  während  alle  Klagen,  bezüglich  deren  die  aöilö  dem  Weibe 
selber  zusteht,  von  demselben  durch  beliebig  gewählte  Bevollmäch- 
tigte betrieben  werden  mögen;  von  einer  irgendwie  drückenden 
Überwachung  durch  den  Geschlechtsvormund  kann  demnach  in  keiner 
Weise  die  Rede  sein,  und  nur  dessen  Verlobungsrecht  dürfte  sich 
dem  Weibe  unter  Umständen  recht  sehr  empfindlich  fühlbar  gemacht 
haben.  —  Was  nun  dem  gegenüber  das  ältere  norwegische  Recht 
betrifft,  so  hält  auch  dieses  an  der  Ausschheßung  der  Weiber  von 
jeder  öffentlichen  Berechtigung  fest.  Ausgeschlossen  waren  diese  zu- 
nächst von  der  Thronfolge;  so  schon  nach  der  Thronfolgeordnung 
des  K.  Haraldr  härfagri,  ^)  so  aber  auch  nach  der  von  Erhngr  jarl  mit 

^)  Heimskr.  Haralds  s.  hdrfagra,  cap,  35,  S.  74. 
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Erzbischof  Eysteinn  paktierten,  ^)  dem  von  K.  Häkon  gamli  um  das 
Jahr  1260  eingeführten  Thronfolgegesetz,-)  und  dann  von  K.  Magnus 
lagaboetir  um  1273  erlassenen;^)  erst  das  Thronfolgegesetz  des  K. 
Häkon  Magnüsson  von  1302  führte  das  Erbfolgerecht  der  Weiber 
unter  gewissen  Beschränkungen  in  die  Reichsverfassung  ein;  aber 
dieses  Gesetz  hatte,  wenn  es  überhaupt  jemals  rechtsförmlich  erlassen 
worden  ist,  doch  jedenfalls  keinen  bleibenden  Bestand,  so  daß  es  also 
bei  der  AusschUeßung  der  Weiber  auch  für  die  Zukunft  sein  Ver- 
bleiben hatte.  Ebenso  sind  die  Weiber  prinzipiell  vom  Zeugnis  aus- 
geschlossen ;  nur  ausnahmsweise  sind  sie  ebensogut  wie  Männer  zum 
Zeugnis  zugelassen  über  die  Aussage,  welche  ein  Weib  während  der 
Geburt  über  den  außerehelichen  Kindsvater  macht,  und  soll  solchen- 
falls sogar  die  Hebamme  soviel  gelten  als  zwei  Zeugen,  *)  ferner  in 
dem  Falle,  da  jemand  einen  anderen  erschlagen  hat,  und  behauptet 
ihn  in  leiblichem  Umgange  mit  einer  seiner  nächsten  Angehörigen 
ertappt  zu  haben,  ^)  dann  im  Falle  da  einer  in  seinem  eigenen  Hause 
erschlagen  worden  ist,  ^)  wo  dann  freilich  auch  Unfreie  wie  Freie, 
Kinder  von  acht  Jahren  wie  Erwachsene  zeugen  mögen,  ganz  wie 
in  Notzuchtsfällen  allenfalls  auch  ein  dreijähriges  Kind  als  Zeuge  zu- 
gelassen wird.  '')  Nur  ausnahmsweise  werden  ferner  Weiber  zur 
Eideshilfe  zugelassen,  wenn  es  gilt,  ein  Weib  gegen  die  Beschuldigung 
der  Hexerei  zu  schützen ;  ^)  sonst  wird  gelegentlich  das  männliche 
Geschlecht  unter  den  Erfordernissen  der  Eideshilfe  ausdrücklich  er- 
wähnt, ^)  und  muß  in  anderen  Fällen  als  stillschweigend  vorausgesetzt 
betrachtet  werden.  Selbstverständlich  konnten  wohl  an  den  Privat- 
gerichten sowohl  als  Dinggerichten  ebenfalls  nur  Männer  als  Richter 
Anteil  nehmen,  und  wenn  die  Quellen  in  allen  diesen  Fällen  sich 
nur  ausnahmsweise  ganz  unzweideutig  ausdrücken,  so  erklärt  sich 
dies  gutenteils  aus  der  Doppelsinnigkeit  des  regelmäßig  gebrauchten 
Ausdruckes  maör,  der  sowohl  Mann  als  Mensch  bedeuten  kann.  Aus- 
drückhch  wird  uns  dagegen  wieder  berichtet,  daß  W^eiber  nicht  be- 
fähigt waren,  sich  selber  vor  Gericht  zu  vertreten.  Das  ältere  Stadt- 
recht spricht  diesen  Satz  ganz  unbeschränkt  aus  mit  dem  Beisatze, 
daß  ein  einschichtiges  Weib  sich  seinen  Vertreter  frei  wählen  könne. 


^)  G|)L.  i<  2,  2j  jjirnsiÖa,  Kristindömsb.  §  3 — 4;  neuerer  GI)KrR., 

§  4 — 5.  ^)  Landslög,  Kristindömsb.,  §  3 — 6  usw. 

*)  BJ)L.  II,  §  14;  III,  §  10.  Ebenso  geben  Weiber  wie  Männer  Zeugnis  über 
die  aettleiöing,   FrJ)L.  IX,  §   I, 

5)  FrI)L.  IV,  §  39.  «)  ebenda,  i?   5.  ')  BI)L.  II,  §   13;  III,  i^  9. 

»)  GI)L.  i<  28.  '-')  FrI)L.  IV,  §  8;  XV,  i^   ii;   G  J)  L.  i^   135   u.  dergl.  m. 
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nur  daß  eine  Jungfrau  einen  ihrem  Vater,  eine  Witwe  aber  einen 
ihrem  früheren  Manne  ebenbürtigen  Mann  wählen  müsse ;  ^)  daß  einer 
Ehefrau  nicht  das  gleiche  Wahlrecht  zustand,  ergibt  sich  hiernach 
von  selbst,  erklärt  sich  aber  auch  sehr  einfach  aus  der  Beschaffenheit 
der  ehelichen  Vogtei.  Das  prändheimer  Landrecht  statuiert  gleich- 
falls die  Unfähigkeit  der  Weiber,  sich  selbst  zu  vertreten ;  aber  es  er- 
kennt ihnen  die  freie  Wahl  ihres  Vertreters,  der  hier  als  varnarmaör, 
d.  h.  Schützer,  bezeichnet  wird,  nur  in  engerem  Umfange  zu.-)  Nur 
die  Witwe  soll  schlechthin  die  Wahl  ihres  Vertreters  haben  inner- 
halb des  Kreises  der  ihrem  früheren  Manne  Ebenbürtigen ;  die  Jung- 
frau dagegen  soll,  innerhalb  der  ihrem  Vater  Ebenbürtigen,  nur  dann 
das  gleiche  Wahlrecht  haben,  wenn  weder  ihr  Vater  noch  ein  Bruder 
derselben  am  Leben  ist,  oder  wenn  solche  zwar  noch  leben,  aber 
sich  um  ihr  Geschick  nicht  annehmen,  letzteres  ein  Satz,  welcher  an 
einer  anderen  Stelle  ^)  noch  dahin  erweitert  wird,  daß  ein  Weib, 
welches  von  ihren  Verwandten  nicht  versorgt  wird,  und  darum  für 
seine  Unterkunft  selber  sorgen  muß,  auch  berechtigt  sei,  selber  über 
seine  eigenen  Angelegenheiten  zu  entscheiden,  nur  mit  dem  einzigen 
Vorbehalte,  daß  in  Unzuchtsfällen  der  nächst  berufene  Verwandte 
dennoch  zur  Klagstellung  gegen  ihren  Konkumbenten  befugt  sein 
solle.  Etwas  undeutlicher  drückt  sich  endlich  das  Recht  des  Gula- 
l)ing  aus ;  *)  dasselbe  bestimmt  nämlich  nur,  daß  man  gegen  ein 
Weib  ebenso  klagen  solle  wie  gegen  einen  Mann,  nur  daß  das  ein- 
schichtige Weib  berechtigt  sei,  mit  einer  Klage  oder  Verteidigung 
jeden  beliebigen  Mann  zu  beauftragen,  nur  keinen  dem  Gegner  gegen- 
über allzu  übermächtigen,  und  man  möchte  hieraus  auf  den  ersten 
Blick  etwa  schließen,  daß  der  Frau  nur  das  Recht,  nicht  die  Pflicht, 
sich  vertreten  zu  lassen,  zugesprochen  werden  wolle ;  indessen  erklärt 
sich  doch  die  gewählte  Wortfassung  teils  aus  der  unmittelbar  vor- 
hergehenden Regel,  daß  volljährige  Männer  ihre  Prozesse  selbst  führen, 
also  sich  nicht  vertreten  lassen  sollen,  teils  auch  aus  dem  Gegensatze, 
in  welchem  das  freie  Wahlrecht  des  einschichtigen  Weibes  zu  der 
Gebundenheit  der  Ehefrau  steht,  und  brauchen  wir  somit  eine  prinzi- 
pielle Abweichung  von  dem  prändheimer  Rechte  nicht  anzunehmen. 
So  wird  denn  auch  an  einer  anderen  Stelle  die  Witwe  sowohl  als 
das  volljährige  Mädchen  ausdrückHch  angewiesen,  durch  einen  Be- 
vollmächtigten am  Dinge  diejenigen  Verkündigungen  vornehmen  zu 


^)  BjarkR.  §  99.  2)  FrJ)L.  X,  §  36.  •'')  ebenda,  XI,  §   17. 
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lassen,  die  sie  vorgenommen  wissen  will,  ^)  ohne  daß  dabei  irgendwie 
die  Möglichkeit  offen  gelassen  wäre,  daß  sie  die  Handlung  selber 
vornähme.  Was  sodann  das  Vermögensrecht  betrifft,  so  ist  oben  be- 
reits hervorgehoben  worden,  daß  das  norwegische  Recht,  anders  als 
das  isländische,  für  Weiber  keinen  anderen  Volljährigkeitstermin  kennt 
als  für  Männer;  wenn  demnach  die  Gl)L.  sagen,  -)  sobald  ein  Mädchen 
volljährig  geworden  sei,  solle  dasselbe  die  Verwaltung  seines  eigenen 
Vermögens  sowohl  als  eine  fremde  Güterpflege  übernehmen,  so  ist 
damit  genau  dasselbe  gesagt,  wie  wenn  es  im  I)rändheimer  Rechte 
heißt,  '^)  die  Schwester  sei  zur  Güterpflege  ebensogut  berufen  wie  der 
Bruder,  sowie  sie  15  Jahre  alt  sei.  Ausdrücklich  wird  ferner  ausge- 
sprochen, daß  Weiber  ganz  ebensogut  wie  Männer  die  Verwaltung 
ihres  eigenen  Vermögens  haben  sollen,  so  lange  sie  nur  sich  auf- 
recht zu  halten  vermögen ;  ^)  von  irgendwelcher  Beschränkung  ihrer 
Veräußerungsbefugnisse  in  Bezug  auf  liegende  Güter  u.  dgl.  ist  nichts 
zu  verspüren.  Aber  allerdings  sind  auch  nach  norwegischem  Rechte 
die  Weiber  in  Bezug  auf  ihre  Erbberechtigung  den  Männern  gegen- 
über zurückgesetzt;  und  was  zumal  die  Succession  in  Stammgüter 
betrifft,  so  macht  sich  diese  Zurücksetzung  nicht  nur  darin  geltend, 
daß  bei  gleicher  Nähe  der  Verwandtschaft  die  Weiber  hinter  den 
Männern  zurückstehen,  sondern  auch  noch  darin,  daß,  wo  jene  wirk- 
lich succedieren,  die  nächstberufenen  Männer  befugt  erscheinen,  die 
Güter  ihnen  um  einen  ungewöhnHch  billigen  Preis  abzulösen;  nur 
ausnahmsweise  gelten  Tochter  und  Schwester  als  höher  privilegiert, 
wenn  näher  berufene  Männer  nicht  da  sind,  und  kehrt  in  der  An- 
wendung auf  sie  der  schon  aus  dem  isländischen  Rechte  bekannte 
Ausdruck  „baugrygr"  wieder;^)  im  [)rändheimer  Rechte  gilt  sogar, 
ganz  wie  im  isländischen,  nur  ein  einziges  Weib  als  baugrygr,  näm- 
lich die  einzige  Tochter,  die  keinen  Bruder  hat  und  je  gehabt  hat,*^) 
und  es  mag  ein  Zufall  sein,  daß  ihrer  hier  nur  im  Strafrechte,  nicht 
auch  im  Stammgüterrechte,  gedacht  wird.  Ganz  das  gleiche  Avie 
vom  Erbrechte  galt  ferner  auch  vom  Vormundschaftsrechte;  die 
Reihenfolge  der  Berufung  war  hier  wie  dort  ganz  genau  dieselbe, ' ) 
und  galt  die  Regel  „fe  jieirra  skal  sä  veita  vörö,  er  arii  [leirra  er 
naestr,    hvärt  sem  haldsmaör  verör  karlmaör  eör  kona",  ^)    oder  auch 


')  GI)L.  §  291.  -)  ang.  O.,  i<   128.  ^)  FrI)L.  IX,  §  23. 

*)  FrJ)L.  IX,  §  20;  BjarkR.  §   165. 

5)  GJ)L.  §  275.  «)  FrI)L.  VI,  i>  4.  ')  eb  en  da ,  IX,   §  22. 

')  GI)L.   §   115. 
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„svä  er  systir  komin  til  fjärhalds  sem  brööir,  ef  hon  er  15  vetra 
gömul''.  ^)  In  strafrechtlicher  Beziehung  gilt  die  Regel,  daß  die  Weiber 
mit  den  Männern  völlig  gleichgestellt  sind ;  sie  können  demnach  ins- 
besondere auch  der  Acht  verfallen  wie  diese,  nur  daß  ihnen  ähnlich 
wie  den  Minderjährigen  eine  kurze  Frist  gegeben  zu  sein  pflegt, 
binnen  deren  ihre  Verwandten  sie  außer  Land  zu  bringen  befugt 
sein  sollen,  -)  und  nur  in  dem  Falle,  da  eine  Ehefrau  ihren  eigenen 
Mann  tötet,  weil  sie  mit  einen  anderen  sich  eingelassen  hat  oder 
noch  einzulassen  gedenkt,  wird  ihr  gegenüber  die  Acht  in  ihrer  vollen 
Strenge  verfügt.  ^)  Es  scheint  fast,  daß  in  dieser  Milderung  der  Acht 
ein  Überrest  einer  älteren,  abweichenden  Regel  für  die  strafrechtliche 
Behandlung  der  Weiber  zu  erkennen  ist.  Das  isländische  Recht  läßt 
für  den  vom  Unmündigen  begangenen  Totschlag  von  dessen  Ver- 
wandten die  niögjöld  erlegen,  aber  nicht  auf  Acht  erkennen,*)  und 
auch  im  norwegischen  Rechte,  welches  den  Unmündigen  binnen 
gesetzlicher  Frist  außer  Land  führen,  aber  dessen  Vermögen  nicht 
einziehen  und  ihn  im  Auslande  von  seinen  Verwandten  unterhalten 
läßt,  kann  dies  nicht  als  Ächtung  verstanden  werden,  die  ja  durch 
die  volle  resp.  halbe  Unzurechnungsfähigkeit  ausgeschlossen  sein  muß, 
sondern  es  kann  nur  das  Bestreben  maßgebend  gewesen  sein,  den 
unzurechnungsfähigen  Täter  vor  jeder  Rachehandlung  der  Verwandt- 
schaft des  Erschlagenen  sicher  zu  stellen,  und  zugleich  dem  verletzten 
Gefühle  dieser  letzteren  durch  seine  Beseitigung  Rechnung  zu  tragen; 
ganz  ebenso  wird  ja  auch  dem  Erwachsenen,  der  beim  Holzfällen 
unversehens  und  ganz  gegen  seinen  Willen  einen  Kameraden  auf 
den  Tod  verwundet  hat,  die  Entfernung  aus  dem  Lande  innerhalb 
derselben  Frist  und  unter  Beibehaltung  seines  Vermögens  ange- 
droht, ^)  während  die  GpL.  in  derartigen  Fällen  das  volle  Wergeid, 
aber  kein  Friedensgeld  zahlen  lassen,  *^ )  beides  genau  von  demselben 
Gedanken  ausgehend.  Wenn  nun  die  Tötung,  welche  ein  Weib 
begeht,  ebenso  behandelt  werden  soll,  so  ist  dabei  doch  wohl 
dieselbe  Auslegung  geboten,  und  somit  ursprünglich  ganze  oder 
doch  halbe  Unzurechnungsfähigkeit  auch  für  die  Weiber  anzu- 
nehmen, wie  diese  für  Friedensbruchsachen  in  der  Tat  vom    älteren 


1)  FrI)L.  IX,  §  23.  2)  Q^L,  §  159  und  190;  Fr|)L.  IV,  §  33,  vgl.  §  34. 

Außerdem  Bj  arkR.  §  96  fin.  3)  Fi.I)L.  IV,  §  35. 

*)  Kgsbk.  §  91,  S.  166  und  §  113,  S.  194;  in  VigslöÖi,  cap.  32,  S.  63  muß 
wohl  dasselbe  gemeint  sein,  obwohl  dem  ,,gjalda  niÖgjöldum"  noch  beigefügt  ist: 
„ok  boeta  }jat  vi'g".  '^)  Fr])!..  IV,  §  27;  vgl.  Wilda,  S.  550— l. 

«)   GI)L.  §   172—6. 
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schwedischen  Rechte  angenommen  wurde.  Auf  denselben  Ge- 
sichtspunkt dürfte  vielleicht  auch  die  andere  Bestimmung  zurück- 
führen, daß,  wenn  Weiber  sich  untereinander  prügeln,  dafür  kein 
Mann  Buße  zu  nehmen  habe,  sondern  nur  sie  selber;^)  damit  ist 
nämlich  gesagt,  daß  solchenfalls  auch  kein  Friedensgeld  bezahlt,  und 
somit  die  Sache  einem  strafrechtlichen  Gesichtspunkte  nicht  unter- 
stellt wurde.  Das  [)rändheimer  Recht  freilich  läßt  die  Schläge,  welche 
ein  Weib  dem  anderen  gibt,  mit  halber  Buße  vergelten,  während 
die  Schläge,  die  ein  Weib  einem  Manne  gibt,  mit  voller  Buße  ver- 
golten werden;'')  es  läßt  überdies  auch  dann  nur  halb  zahlen,  wenn 
ein  Weib  einen  Diebstahl  begangen  hat,  und  es  darum  zum  Ver- 
gleiche kommt;  aber  auch  darin  wird  immerhin  noch  eine,  wenn 
auch  gemilderte  und  nicht  ganz  folgerichtig  gemilderte  Konsequenz 
jenes  älteren  Standpunktes  zu  erkennen  sein,  welcher  die  Weiber  den 
Unmündigen  analog  behandelte.  Auf  denselben  Gesichtspunkt  weist 
aber  auch  noch  eine  andere  Bestimmung  des  l)rändheimer  Rechtes.^) 
Dasselbe  spricht  nämlich  wegen  eines  Schlages,  welchen  eine  Ehe- 
frau erhält,  ihrem  Manne  die  volle  Buße  zu,  welche  er  erhalten 
würde,  wenn  ihm  selbst  die  Verletzung  angetan  worden  wäre ;  die 
Witwe  dagegen  soll  die  Buße  selber  erhalten,  in  dem  Betrage,  wie 
ihn  ihr  verstorbener  Mann  genommen  hätte,  und  soll  dieselbe  durch 
einen  von  ihr  frei  gewählten  Bevollmächtigten  eintreiben  lassen; 
die  Jungfrau  soll  aber  je  nach  Umständen  den  Betrag,  wie  er  ihrem 
nächsten  Verwandten  gebühren  würde,  selber  erhalten,  oder  aber 
soll  derselbe  von  diesem  letzteren  auf  eigene  Rechnung  erhoben 
werden,  d.  h.  wie  die  unmittelbar  vorhergehende  Stelle  zeigt,  der 
eigene  Bezug  der  Buße  soll  bei  ihr  dann  eintreten,  wenn  sie  weder 
Vater  noch  Bruder  am  Leben  hat,  oder  wenn  diese  sich  um  ihr 
Dasein  in  keiner  Weise  kümmern,  und  dieses  wird  auch  durch 
Fr[)L.  XI,  §  17  bestätigt,  zugleich  aber  auch  näher  dahin  begrenzt, 
daß  auch  solchenfalls  die  Buße  in  Unzuchtsfällen  den  Verwandten 
vorbehalten  bleibt.  Wenn  ferner  gesagt  wird,  ^)  daß  in  einem  einzigen 
Falle  zwei  Männer  wegen  der  Verletzung  eines  einzigen  Weibes 
Buße  nehmen  sollen,  dann  nämUch,  wenn  dasselbe  verlobt  ist,  in- 
dem solchenfalls  Vater  und  Bräutigam  zugleich  berechtigt  sein  sollen, 
so  muß  auch  dieser  Ausspruch  dem  Zusammenhange  nach  auf  alle 
und  jede   Bußfälle   bezogen   werden,    also    nicht   bloß    auf  den  Fall 


1)  G{)L.  §   190.  '-)  FrI)L.  X,  §  38.  =')  e  bcn  d  a,  §  37  ;  vgl.  XIII, 

§16.  4)  ebenda,  §  38. 
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fleischlicher  Vergehen,  auf  welchen  die  G[)L.  die  beiden  Vorschriften 
beschränkt.  ^)     So  findet  sich  denn,  was  Rive  mit  Unrecht  leugnet,-) 
allerdings    ein   Anspruch    des    nächsten   Verwandten   auf  eine  Buße 
wegen     einer    an   dem    Weibe     begangenen    Verletzung     außerhalb 
des    Gebietes    der    fleischlichen    Vergehen    anerkannt,    und    es    kann 
sich  nur  darum  handeln,  zu  bestimmen,  ob  derselbe'wohl  im  [)ränd- 
heimer  Recht  von  jeher  gegeben,  oder  ob  er  in  dasselbe  erst  hinter- 
her   hereingekommen    sei;    das    letztere  wird    aber    darum    unwahr- 
scheinlich, weil  das  spätere  Recht  wieder  allen  unverheirateten  Weibern 
wegen  Schlägen,  die  sie  empfangen,  den  Bußbezug  selber  zuspricht,^) 
und    auch    sonst    diese  Annahme    mit    dem   gesamten  Entwicklungs- 
gange   des    Weiberrechtes    mehr    übereinstimmt.      Davon,    daß   die 
Weiber   in  Norwegen   jemals    von    der  Berechtigung    zur  Anstellung 
der  Blutklage  ausgeschlossen  gewesen  wären,  finde  ich  nirgends  eine 
Spur,    und  da  diese  ihre  Ausschließung   auch  auf  Island  erwiesener- 
maßen erst  in  geschichlicher  Zeit  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung 
erfolgte,    ist    dies    auch   keineswegs    wahrscheinlich;    bezüglich    ihrer 
Teilnahme    aber    am  Wergeide    im    eigentlichen    Sinne    (fraendboetr) 
steht  es  ganz  ähnlich  wie  auf  Island.     Als  baugrygr  ist  nach  pränd- 
heimischem  Rechte    lediglich    die    einzige  Tochter   zum   Geben    und 
Nehmen    einer  Hauptzahlung    berechtigt    und  verpflichtet,    und  auch 
sie    nur  insolange    als  sie    noch  unverehelicht  ist ;  ^)    nach  den  G[)L. 
aber   neben    der  Tochter    auch    noch   die  Schwester,    ohne    daß   da- 
bei    ihre     Berechtigung     oder    Verpflichtung     an    die    Dauer     ihres 
ledigen  Standes    ausdrücklich  geknüpft  wäre,  ^)    und   darüber   hinaus 
kennt    dieses  Recht    auch    noch    die   kvenngjafir,    als    eine    geringere 
Zahlung,    welche    zu    nehmen    und    zu    geben  der  Frau,    der  Mutter, 
der  Schwester  und  der  Tochter  des  Erschlagenen  einerseits  und   des 
Totschlägers    andererseits    obliegt.  ^)     Einer  eigentümlichen   Behand- 
lung sind    aber  auch  im  norwegischen  Rechte  wieder  die  \"ergehen 
fleischlicher   Art    unterstellt.      Vor   allem    kehrt   auch  hier   der   Satz 
wieder,  daß  der  Mann  wegen  solcher  Vergehen  mit  einer  seiner  nächsten 
Angehörigen    blutige  Rache  zu  üben  befugt    sei ; ")    nur  auf  frischer 
Tat  darf  die  Rache  genommen  werden,  also  innerhalb  einer  engeren 
Zeitgrenze  als  welche  die  Grägäs  verstattet,  aber  wegen  eines  weiteren 


^)  GI)L.  §   197  und  201.  2j  Geschichte  der  Vormundschaft,  I,  S.  89. 

3)  Landslög,   Mannh.   §  29  fin.  -»)   Fr{)L.  VI,  §  4. 

"'')   G])L.  §  275.  ^)  ebenda,  §  221   und   245.  ')  ebenda,  i?   160; 

FrI)L.  IV,  §  39;  BjarkR.  i;    18  und  84. 
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Kreises  von  Angehörigen,  nämlich  nicht  nur  wegen  der  Ehefrau, 
Mutter,  Tochter  und  Schwester  (Pflegetochter  und  Pflegemutter 
bleiben  hier  unbeachtet),  sondern  auch  wegen  der  Stiefmutter  (oder 
Stieftochter),  Frau  des  Bruders  und  Schwiegertochter,  —  ja  das  Recht 
von  Vikin  zieht  auch  noch  die  Schwiegermutter,  die  Stieftochter 
neben  der  Stiefmutter,  und  die  Schwester  der  Frau,  dann  die 
Sohnestochter,  Brudertochter  und  Schwestertochter  herein,  so  daß 
es  auf  13  Weiber  statt  auf  7  kommt,  und  läßt  überdies  den  Tot- 
schlag zu  wegen  jeden  Weibes,  dessen  nächster  Erbe  man  ist,  nur 
den  Freigelassenen  und  Unfreien  gegenüber  die  Grenze  enger  ziehend. ■') 
Darüber  hinaus  sprechen  die  GpL.  dem  Manne  auch  eine  Buße  zu, 
wegen  unehelichen  Beilagers  mit  seiner  Tochter  oder  Schwester  oder 
irgend  einem  Weibe,  dessen  nächster  Erbe  er  ist,  oder  die  in  seinem 
Hause  wohnt,  ohne  einen  Erben  im  Lande  zu  haben,-)  und  gestattet 
überdies  einen  weiteren  Bezug  dem  Bräutigame  wegen  seiner  Braut;  ^) 
bezüglich  der  Ehefrau  aber  galt  ohnehin  der  Satz:  „sHkan  rett  ä  hverr 
maör  ä  konu  sinni,  sem  ä  själfum  ser/)  Im  prändheimer  Rechte  da- 
gegen kommt  zwar  ebenfalls  die  Bestimmung  vor,  daß  der  Bräutigam 
wegen  vorzeitiger  Beiwohnung  bei  seiner  Braut  deren  nächsten  Ver- 
wandten die  volle  Buße  zu  entrichten  habe,  ^)  und  außerdem  läßt 
sich  aus  dem  Stadtrechte  und  der  Järnsiöa  ersehen,  daß  an  einer 
uns  verlorenen  Stelle  desselben  dem  Ehebrecher  die  Erläge  einer 
dreifachen  Buße  an  den  beleidigten  Ehemann  auferlegt  war;^)  aber 
nur  im  Stadtrechte  findet  sich  die  weitere  Bestimmung,  ')  daß  der 
Vater  oder  Bruder  wegen  der  Kränkung  seiner  Tochter  oder  Schwester 
dasselbe  Recht  nehmen  solle,  welches  ihm  selber  zukomme,  aber  nur 
ein  erstes,  zweites  und  drittes  Mal,  wogegen  von  da  ab  das  Weib 
als  Hure  gilt,  für  welche  nicht  mehr  gebüßt  wird;  nur  das  Stadt- 
recht droht  ferner  dem  freigeborenen  Weibe  die  Knechtschaft  auf 
dem  Königshofe  als  Strafe  der  Unkeuschheit  an,  von  welcher  sie 
ihre    Freundschaft    freikaufen    mag,  ^)    ganz    wie    K.  Haraldr    härfagri 


')  BI)L.  II,  §   15.  2)  G|)L.  §   197- 

^)  ebenda,  §  201,  für  verfrühte  Berührung  seiner  Braut  hat  er  aber  selber 
ihrem  Erben   die  Buße  zu  entrichten,  vgl.  §  51, 

*)  ebenda,  §  52.  Nach  den  BjjL.  II,  ij  12  erhielten  sogar  unter  Umständen 
mehrere  Berechtigte  gleichzeitig  Bußen  in  Unzuchtsfällen,  z.  B.  der  Mann  sechs,  der 
Vater  drei  und   der  Sohn  drei  Mark,  der  Verlobte  sechs  Mark,  wozu  noch  gjafir  kamen. 

■^)  FrI)L.  III,  §   13;  BjarkR.  §  68.  «)  BjarkR.  §   122;  Jarns.,  Mann- 

helgab.,  §  25;  vgl.  Fr|)L.  V,  Inhaltsverzeichnis,  §   24.  ')  BjarkR.  §   126. 

®)  ebenda,  §   127. 
Maurer,   Altnorwegisches  Staatsrecht.  2ö 
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dieses  vorgeschrieben  haben  soll,  ^)  während  in  den  Gr)L.  jene  Strafe 
nur  noch  für  den  Fall  der  Beiwohnung  mit  einem  Unfreien  fest- 
gehalten, in  den  FrpL.  und  BpL.  aber  vollends  selbst  für  diesen 
Fall  nur  noch  die  Buße  von  3  Mark  angedroht  wird.  ^)  Das  Fehlen 
einer  entsprechenden  Bestimmung  über  das  in  Unzuchtsfällen  dem 
nächsten  Verwandten  gebührende  Recht  im  prändheimer  Landrechte 
erklärt  sich  übrigens  einfach  daraus,  daß  nach  diesem,  wie  oben  be- 
merkt, diesem  nächsten  Verwandten  in  allen  Fällen  einer  dem 
Weibe  zugefügten  Verletzung  sein  Recht  zukam,  also  in  ungleich 
weiterem  Umfange  als  nach  den  GI)L.,  ^)  sodaß  aus  diesem  Grunde 
eine  besondere  Bemerkung  bezüglich  der  Unzuchtsfälle  unnötig  war. 
Übrigens  mag  noch  bemerkt  werden,  daß  in  Notzuchts falten  die 
GpL.  dem  Weibe  selbst  die  Klage  gewähren,  und  eine  doppelte 
Buße  zusprechen,  neben  der  großen  Friedensbrüchte  von  40  Mark,  *) 
während  eine  Novelle  des  K.  Magnus  Erlingsson  gewaltsamen  Weiber- 
raub sogar  unter  die  übötamäl  stellte ;  ^)  das  Stadtrecht  läßt  wegen 
Notzucht  das  Weib  mit  ihrer  Freundschaft  auf  Acht  klagen,  und 
spricht  für  den  Fall,  daß  der  Beklagte  zum  Eide  kommt,  diesen  Eid 
halb  ihr  und  halb  dem  Könige  zu,^)  d.  h.  die  halbe  40  Mark-Buße, 
die  sich  an  dessen  Nichtleistung  knüpft.  Die  Bestimmung  ist  zwar 
dem  isländischen  Rechte  gegenüber  eigentümlich,  aber  vollkommen 
erklärt  und  gerechtfertigt  durch  die  hier  evidente  Schuldlosigkeit  des 
Weibes.  Zum  Schlüsse  kommt  dann  endlich  noch  in  Betracht  das 
Verlobungsrecht.  Auch  nach  norwegischem  Rechte  mag  eine  Witwe 
sich  selbst  verloben ;  ^)  doch  soll  sie  dies  nicht  ohne  den .  Rat  ihrer 
Freundschaft  tun,  wenn  sie  die  Sache  völlig  fest  machen  will,  indem 
sie,  wo  jener  Beirat  fehlt,  das  Verlöbnis  gegen  Erläge  einer  Buße 
von  3  Mark  wieder  beliebig  aufheben  kann.  Nach  prändheimer  Recht 
darf  überdies  auch  eine  Jungfrau  sich  selbst  verloben,  wenn  sie  be- 
reits 1 5  Jahre  alt  ist  und  geerbt  hat ;  ^)  doch  soll  auch  sie  nicht 
ohne  den  Beirat  ihrer  nächsten  und  verständigsten  Verwandten  vom 
Mannesstamme  wie  vom  Weibesstamme  handeln.  Endlich  läßt  das- 
selbe Recht  auch  denjenigen  Weibern  das  Selbstverlobungsrecht  zu- 


1)  Fagrsk.  §   17,  S.  10.  2)  gI)L.  §   198;  FrI)L.  II,  §   i;  BI)L.  II,  §  14. 

^)  Doch  findet  sich  FrJjL.  XI,  §  17  die  Bestimmung,  daß  Verwandte,  die  sich 
um  das  Weib  gar  nicht  kümmern,  zur  Strafe  den  Anspruch  auf  die  Buße  wegen  Ver- 
letzung desselben  verlieren  sollen,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Unzuchtsfälle. 

4)  GI)L.  §   199.  ^)  ebenda,  §  32;  Fr{)L.  V,  §  45- 

«)  BjarkR.  II,  §  46;  III,  §  96.  ')  GJjL.  §  51;   FrJjL.   XI,  §  4. 

»)  FrI)L.  XI,  §   18. 
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kommen,  ^)  welche  von  ihren  Verwandten  völHg  vernachlässigt  und 
dadurch  gezwungen  werden,  für  sich  selber  zu  sorgen;  von  einem 
Verlobungsrechte  der  Mutter  wissen  dagegen  nur  dieFrI)L.  ^)  Sonst 
wird  als  Verlober  noch  der  Vater  und  hinter  ihm  der  Bruder  ge- 
nannt, wobei  unter  mehreren  Brüdern  vorkommendenfalls  das  Los 
entscheidet;-^)  zugleich  aber  wird  in  einer  Weise  von  dem  Erben  des 
Weibes  gesprochen,  welche  darauf  schließen  läßt,  daß  unmittelbar 
nach  jenem  der  .nächstberufene  Erbe  männlichen  Geschlechts  und 
volljährigen  Alters  eingetreten  sein  muß,  wie  denn  auch  dieser  als 
der  bußberechtigte  Kläger  in  Unzuchtsfällen  bezeichnet  wird.*)  Das 
prändheimer  Recht  freilich  spricht  nur  von  Vater,  Mutter  und  Bruder,'^) 
freilich  nicht  ohne  anzudeuten,  daß  neben  dem  ersteren  beiden  auch 
wohl  noch  einem  anderen  das  Verlobungsrecht  zustehen  könnte;^)  be- 
denkt man  dabei,  daß  einerseits  das  Weib,  welches  weder  verheiratet 
ist,  noch  auch  einen  Vater  oder  Bruder  am  Leben  hat,  sich  seinen 
prozessualischen  Vertreter  selber  wählen  darf,  und  die  Buße  wegen 
ihr  zugefügter  Verletzungen  selber  nimmt,  ')  und  daß  andererseits 
eine  Jungfrau,  die  volljährig  ist  und  bereits  geerbt  hat,  sich  selber 
zu  verloben  befugt  ist,^)  so  ergibt  sich  allerdings  einige  Wahrschein- 
lichkeit für  die  Annahme,  daß  hier  die  Verlobungsberechtigung  auf 
jene  nächsten  Grade  der  Verwandtschaft  beschränkt,  und  entfernteren 
Verwandten  gegenüber  das  volljährige  Weib  selbständig  gestellt  ge- 
wesen sei.  Dem  entspricht  denn  auch,  daß  das  prändheimer  Recht 
ausdrücklich  die  Befragung  des  W^eibes  selber  bei  der  V^erlobung 
vorschreibt,  und  diese  anfechten  läßt,  wenn  sie  gegen  dessen  Willen 
erfolgt  sein  sollte ;  ^)  eine  Bestimmung,  die  auch  in  dem  Rechte  der 
Hochlande  wiederkehrt,  ^  ^)  aber  gewiß  dem  älteren  Rechte  noch  fremd 
war.  Was  aber  die  Terminologie  betrifft,  so  ist  diese  auch  im  nor- 
wegischen Rechte  keine  völlig  konstante.  An  den  isländischen  Aus- 
druck „lögräöandi"  erinnert,  daß  das  Verlobungsrecht  als  ein  „räöa 
fyrir  konu"  ^^)  oder  „eiga  forraeöi  ä  konu"  ^-)  bezeichnet  wird,  oder  der 
dazu  berufene  Verwandte  als  „skyldastr  til  forraeöa,  ^^)  oder  als  „for- 
ra^öismaör";  ^*)    aber    auch    der  Ausdruck    „giptingarmaör"   wird    ge- 


')  Fr|)L.  XI,  §   17.  2)  ebenda,   XI,  §  2.  ^)  GI)L.  §  51. 

*)  ebenda,  §   197  und   201.  ^)  Fr|)L.  XI,  §  2;  4;   12. 

6)  ang.  O.  §  2.  ')  ang.  O.  X,  §  36—371  vgl.  XI,  §   17. 

^)  ang.  O.  XI,  §   18.  ö)  ang.   O.  III,  §  22.  ^o)  EI)L.  I,  §  22—23; 

II,  §  19-20.  11)  GI)L.  §  51.  12)  FrI)L.  III,  §  22.  13)  EI)L.  I,  §  22; 

II,  §   19.  1*)  FrJ)L.  III,  §   I   und   12;  XI,  §   I.     So  auch  im  neueren  BI)KrR. 

§  25,  und  wohl  auch  schon  im   älteren,  II,  §  3  —  4,  der  hier  defekt  ist. 
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braucht,  ^)  welcher  im  schwedischen  Rechte  technisch  ist,  und  für 
dessen  Berechtigung  „räöa  giptingum",  -)  dann  für  das  Weib  die 
Bezeichnung  „kona  sü,  er  hann  gipta  skal",  ^)  alles  Ausdrücke,  die 
näher  an  den  „fastnandi"  des  isländischen  Rechts  herantreten.  —  Man 
sieht,  im  norwegischen  Rechte  machen  sich  die  Zurücksetzungen 
der  Weiber  ziemlich  in  derselben  Weise  geltend  wie  im  isländischen, 
und  die  Geschlechtsvormundschaft  zeigt  hier  wie  dort,  denselben 
Mangel  an  Geschlossenheit,  welcher  sich  zumal  auch  hier  wie  dort 
in  dem  Mangel  einer  vollkommen  bestimmt  ausgeprägten  Termino- 
logie verrät.  Vergleicht  man  aber  beiderlei  Rechte  untereinander, 
dann  aber  auch  mit  den  schwedischen  und  dänischen  Rechten,  so 
läßt  sich  sofort  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  auf  den  Grund 
jener  scheinbaren  Unfertigkeit  des  Institutes  schließen.  Wir  haben 
nämlich  allen  Grund  anzunehmen,  daß  die  prinzipielle  Auschließung 
der  Weiber  von  allen  politischen  Rechten  ursprünglich  ihr  Ebenbild 
auch  im  Bereiche  der  verwandtschaftlichen  Berechtigungen  gefunden 
haben  werde,  sodaß  die  auf  diesem  Gebiete  sich  uns  darbietende 
Zurücksetzung  der  Weiber  nur  als  ein  Überrest  einer  früheren  völligen 
Ausschließung  derselben  aufzufassen  ist;  daß  ferner  im  Zusammen- 
hange damit  die  Weiber  auch  in  strafrechtlicher  Beziehung  ursprüng- 
lich nur  als  mittelbare  Angehörige  der  Friedens-  und  Rechtsgenossen- 
schaft betrachtet  wurden.  Unter  dieser  Voraussetzung  müssen  die 
Weiber,  weil  vom  Erbrechte  ausgeschlossen  und  infolgedessen  ohne 
die  Mittel,  sich  selber  zu  unterhalten,  dann  auch  weil  einer  Ver- 
tretung dem  Staate  und  der  Gemeinde  gegenüber  bedürftig,  not- 
wendig in  dieselbe  Abhängigkeit  zu  ihrem  nächsten  männlichen  An- 
gehörigen geraten,  in  welcher  sich  die  Minderjährigen  männlichen 
Geschlechts  befinden ;  für  Verletzungen,  die  ein  Weib  einem  anderen 
zufügt,  wird  dieser  schon  darum  aufzukommen  haben,  weil  nur  er 
die  Mittel  besitzt,  Ersatzleistung  und  Bußzahlung  zu  bestreiten,  um- 
gekehrt wird  er  für  Verletzungen,  die  am  Weibe  begangen  werden, 
seinerseits  die  Buße  nehmen,  weil  die  Billigkeit  fordert,  daß  Recht 
und  Pflicht  sich  gleichmäßig  regle,  in  Friedensbruchsachen  aber  wird 
vollends  die  nur  indirekte  Beteiligung  an  der  Friedensverbindung  ganz 
ähnliche  Wirkungen  äußern  müssen.  Wie  in  Strafsachen,  so  wird 
ferner  derselbe  Verwandte  auch  in  Zivilsachen,  soweit  die  vermögens- 
rechtliche Befähigung  des  Weibes  reicht,  deren  Vertretung  zu  über- 
nehmen  haben;    das  Verlobungsrecht  endlich  ist    nur    eine    einzelne 


')  FrI)L.  XI,  §  2  und  4.  ^)  ebenda,  §  2.  ''^)  BjarkR.  §   123 
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Seite  dieses  ungleich  weiter  greifenden  allseitigen  Rechtes,  das  Weib 
nach  außen  zu  vertreten,  und  zugleich  den  eigenen  Willen  demselben 
rücksichtslos  aufzuzwingen.  Andernteils  ergibt  sich  von  selbst,  daß, 
solange  das  Weib  vom  Erbrechte,  der  Führung  der  Vormundschaft, 
der  Anstellung  der  Blutklage  völlig  ausgeschlossen  war,  die  Be- 
rechtigung in  jener  dreifachen  Richtung  stets  in  eine  Hand  gelegt 
sein  mußte,  und  daß  zumal  dem  Weibe  selbst  gegenüber  der  nächste 
Erbe  stets  auch  der  Vormund,  Blutkläger  und  Verlobungsberechtigte 
sein  mußte;  in  jener  ältesten  Zeit  also  mußte  die  Geschlechtsvor- 
mundschaft als  ein  völlig  in  sich  geschlossenes  und  abgerundetes 
Institut  erscheinen,  welches  der  Alters  Vormundschaft  durchaus  gleich- 
artig organisiert  war,  und  darum  auch  mit  dieser  den  gleichen  Namen 
tragen  mochte.  Eine  wesentliche  Änderung  mußte  sich  aber  er- 
geben, sowie  den  Weibern  eine,  wenn  auch  nur  sekundäre,  Erb- 
berechtigung eingeräumt  wurde,  wie  dies  bereits  in  den  ältesten  uns 
vorliegenden  schwedischen  und  dänischen  sowohl  als  norwegischen 
und  isländischen  Rechtsbüchern  der  Fall  ist.  Die  Weiber  kamen 
dadurch  vielfach  zu  Vermögen  und  damit  zu  der  Befähigung,  selber 
für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen,  womit  sich  das  Maß  ihrer  Abhängig- 
keit von  ihrem  Geschlechtsvormunde  von  selber  minderte;  sie  er- 
langten nunmehr  die  Fähigkeit,  die  für  ihre  Vergehen  fälligen  Bußen 
und  Ersatzzahlungen  selber  zu  leisten,  und  eben  darum  mußte  es 
auch  billig  erscheinen,  die  Bußen  an  sie  entrichten  zu  lassen,  welche 
für  die  ihnen  selbst  zugefügten  Verletzungen  zu  fordern  waren,  wo- 
neben freilich  die  Stellung  zu  der  Friedensgenossenschaft  und  da- 
mit zu  den  Friedensbrüchen,  zunächst  noch  unberührt  bleiben  konnte. 
Je  nachdem  nun  das  einzelne  Recht  in  der  hiermit  eingeschlagenen 
Richtung  weiter  oder  minder  weit  geht,  ergeben  sich  durchaus  ver- 
schiedene Gestaltungen  des  Weiberrechtes.  Das  ältere  schwedische 
Recht  z.  B.,  und  ähnlich  scheint  es  auch  hinsichtlich  des  älteren 
dänischen  Rechtes  gestanden  zu  haben,  beschränkte  das  den  Weibern 
gemachte  Zugeständnis  auf  das  Erbrecht,  ^)  wogegen  es  nach  wie 
vor  die  Weiber  der  prozessualischen  Vertretung  durch  den  geborenen 
Geschlechtsvormund  in  zivilen  wie  in  Strafsachen  unterworfen  sein 
läßt.  Es  schließt  ferner  die  W^eiber  von  der  Berufunng  zur  Alters- 
vormundschaft aus,  und  macht  hiervon  nur  zugunsten  der  Mutter 
eine  Ausnahme,  insolange  diese  ihren  Witwenstuhl  nicht  verrückt; 
von    der  Blutklage   sind  dieselben  selbstverständlich    ebenfalls  ausge- 


^)  vgl.  Krit.  Vierteljahresschrift,   IV,  S.  422  —423. 
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schlössen,  sowie  von  jedem  Anteile  am  Geben  und  Nehmen  des 
Wergeides  (der  aettarbot  oder  oranbot).  In  strafrechtlicher  Be- 
ziehung ferner  behandelt  das  schwedische  Recht  die  Weiber  ganz 
eigentümlich.  Friedensbrüche  können  dieselben  ebensowenig  be- 
gehen wie  unmündige  Knaben,  und  findet  darum  weder  Acht  noch 
Todesstrafe  oder  Zahlung  einer  Friedensbrüchte  für  sie  statt ; 
Geschlechtsbuße  wird  wegen  einer  von  ihnen  verübten  Tötung  nicht 
bezahlt ;  aber  umgekehrt  wird  die  Tötung  eines  Weibes  durch  einen 
Mann  sogar  strenger  behandelt,  als  wäre  die  Tat  an  einem  Manne 
begangen  worden,  sei  es  nun,  daß  dieselbe  doppelt  gebüßt  werde 
wie  nach  Uplandslagen  und  Westmannalagen,  oder  daß  sie  gar  als 
bußlose  Tat  behandelt  werde,  wie  nach  Westgötalagen.  ^)  Für  Bußen 
ferner,  welche  ein  Weib  verwirkt,  haftet  ihr  Vormund,  und  umge- 
kehrt fallen  alle  Bußen,  welche  an  das  Weib  zu  erlegen  sind,  zur 
Hälfte  an  deren  Vormund ;  sind  solche  durch  Unzuchtsvergehen  ver- 
wirkt, so  fallen  dieselben  diesem  sogar  ausschließlich  zu.  Das  Ver- 
lobungsrecht endlich  steht  auch  hier  dem  Vormunde  zu,  und  muß 
die  Verlobung  sogar  durch  eine  Gabe  ihm  bezahlt  werden,  welche  in 
den  gotischen  Rechten  als  vingaef,  in  den  schwedischen  aber  als  faest- 
nadafae  bezeichnet  wird ;  Verlobungsrecht  und  Recht  zur  prozessuali- 
schen Vertretung  erscheinen  hier  so  charakteristisch  für  die  Geschlechts- 
vormundschaft, daß  deren  Inhaber  von  ihnen  aus  bald  als  giftarmajicr 
bald  als  malsma])er  bezeichnet  werden  mag.  Hier  also  tritt  die  Ge- 
schlechtsvormundschaft noch  in  ziemlicher  Geschlossenheit  auf,  alle  und 
jede  Hilfeleistung  umfassend,  deren  das  Weib  noch  bedürftig  erscheint, 
und  diese  Hilfsbedürftigkeit  ist  noch  eine  sehr  weitreichende,  da  selbst 
im  Strafrechte  das  Weib  noch  durch  den  Vormund  verbürgt,  und 
von  der  direkten  Beteiligung  an  der  Friedensgenossenschaft  ausge- 
schlossen erscheint;  nur  allmählich  dehnte  sich  hier  die  Acht,  Todes- 
strafe und  Friedensbrüchte  auch  auf  das  weibliche  Geschlecht  aus, 
während  in  den  älteren  Rechtsdenkmälern  noch  ganz  folgerichtig  die 
Weiber  den  Unmündigen  angereiht  werden.  Ungleich  weiter  ist  das 
norwegisch-isländische  Recht  in  der  gleichen  Richtung  vorgeschritten, 
aber  doch  so,  daß  nicht  alle  einschlägigen  Rechtsquellen  miteinander 
gleichen  Schritt  gehalten  haben,  vielmehr  bald  da  bald  dort  einzelne 
Überreste  älterer  Rechtsanschauungen  stehen  geblieben  sind.  Die 
privatrechtlichere  Gestaltung  der  isländischen  Häuptlingschaft  hat 
mit  sich  gebracht,  daß  Weiber  in  diese  succedieren  konnten,  w  ährend 


^)  vgl.  Wilda,  S.  572;  vgl.  auch  S.  649 — 52. 
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diese  in  Norwegen  von  der  Thronfolge  ausgeschlossen  blieben;  um- 
gekehrt aber  hat  das  prändheimer  Recht  wenigstens  für  den  Fall, 
da  die  Geschlechtsvormundschaft  in  der  Hand  des  Vaters  oder  Bruders 
liegt,  die  prozessuale  Vertretung  des  Weibes  als  Ausfluß  derselben 
festgehalten,  während  die  GI)L.  freilich  wie  das  isländische  Recht  in 
dieser  Richtung  diesen  die  freie  Wahl  seines  Vertreters  gestatten, 
und  somit  die  prozessuale  Vertreterschaft  dem  geborenen  Geschlechts- 
vormunde entziehen.  In  vermögensrechtlicher  Beziehung  kennt  nur 
das  isländische  Recht,  nicht  das  norwegische,  noch  eine  Überwachung 
des  Weibes  durch  den  Geschlechtsvormund,  und  nur  ihm  ist  über- 
dies ein  späterer  Eintritt  der  Volljährigkeit  bei  Weibern  bekannt; 
bezüglich  der  Berufung  zur  Altersvormundschaft,  dann  zur  Blutklage 
haben  dagegen  beide  Rechte  gleichmäßig  eine  Berechtigung  der 
Weiber  anerkannt,  doch  wohl  weil  sie,  anders  als  die  schwedischen 
Rechte,  beiderseits  die  pekuniären  Vorteile  der  Berechtigung  in 
den  Vordergrund  stellten,  und  dieselbe  somit  zu  den  Vorteilen  zählten, 
welche  dem  Erbrechte  folgen ;  ^)  daß  das  isländische  Recht  hinterher 
den  Weibern  die  Blutklage  wieder  entzog,  kann  als  eine  durch  ganz 
andersartige  Rücksichten  bewirkte,  und  nicht  einmal  konsequent  durch- 
geführte Neuerung  hier  außer  Betracht  bleiben.  Selbstverständlich 
wurde  aber  durch  die  Aufstellung  einer  anderen  Successionsordnung 
für  die  Berufung  zur  Altersvormundschaft  und  zur  Blutklage,  wie 
solche  durch  die  Zulassung  der  Weiber  zu  beiden  Rechten  notwendig 
geworden  war,  der  Zusammenhang  beider  Institute  mit  der  Geschlechts- 
vormundschaft gelöst,  und  wenn  schon  nach  schwedischem  Rechte 
der  Geschlechtsvormund  nicht  mehr  der  Erbe  des  W^eibes  zu  sein 
brauchte,  so  konnte  nach  norwegisch-isländischem  auch  wohl  der 
Altersvormund  und  Blutkläger  desselben,  und  weiter  ab  auch  noch 
der  prozessuale  Vertreter  ein  anderer  sein  als  der  geborene  Ge- 
schlechtsvormund. Auf  strafrechtlichem  Gebiete  zeigt  das  I)rändheimer 
Landrecht  wieder  insoferne  Spuren  altertümHcherer  Auffassungen, 
als  dasselbe  wenigstens  dann,  wenn  die  Geschlechtsvormundschaft 
in  der  Hand  von  Vater  oder  Bruder  liegt,  dem  Geschlechtsvormunde 
den  eigenen  Bezug  der  Bußen  einräumt,  welche  für  Verletzungen 
des  Weibes  fällig  werden,  und  es  zeigt  sich  insoferne  sogar  noch 
altertümlicher  als  das  schwedische  Recht,  als  es  dem  Geschlechts- 
vormunde den  Bezug    der  ganzen  Buße,    nicht  bloß   der  halben,    zu- 


^)  vgl.  Kgsbk.  §   118,    S.  225:    at    taka    erfÖir    ok    J)au    gctÖi,    er    {jvi    eigu    at 
fylgja;  ArfaJ).,  cap.  20,  S.  225 — 6. 
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Spricht;  aber  das  isländische  Recht  sowohl  als  die  Gr)L.  und  das 
ältere  Stadtrecht  wissen  von  einem  solchen  Rechte  desselben  nichts 
mehr,  und  auch  das  prändheimer  Landrecht  hat  dasselbe  den  ent- 
fernteren Verwandten  gegenüber  preisgegeben,  so  daß  in  ihm  die 
Berechtigung  von  Vater  und  Bruder  auf  dem  Gebiete  der  Geschlechts- 
vormundschaft genau  denselben  exzeptionellen  Charakter  zeigt  wie 
in  dem  südgermanischen  Rechte  der  Langobarden.  Friedensbruch- 
sachen gegenüber  ist  ferner  das  Verhalten  der  beiden  norwegischen 
Landrechte  ebenfalls  ein  vom  isländischen  etwas  abweichendes.  Wenn 
nämlich  das  letztere  die  Weiber  der  Acht  ganz  ebenso  unterwirft 
wie  die  Männer,  läßt  sie  jenes  nur  aus  dem  Lande  entfernen  wie  die 
Unmündigen,  ohne  daß  doch  eine  eigentliche  Acht  über  sie  verhängt 
würde,  und  bildet  eben  damit  den  Übergang  zu  den  schwedischen 
Rechten,  welche  Weiber  und  Unmündige  anfänglich  völlig  gleich 
behandeln.  Daß  aber  den  Unzuchtsvergehen  gegenüber  das  schwedi- 
sche sowohl  als  das  norwegische  und  isländische  Recht  einen  ganz 
eigentümlichen  Standpunkt  einnehmen,  erklärt  sich,  wie  schon  früher 
bemerkt,  teils  aus  dem  Verdachte,  dem  in  solchen  Fällen  das  Weib 
selbst  leicht  ausgesetzt  ist,  teils  auch  aus  dem  Zusammenhange  gerade 
dieser  Vergehen  mit  dem  Verlobungsrechte;  ^)  einzelne  Spuren  deuten 
übrigens  daneben  auch  noch  auf  eine  ganz  andere  Auffassung  hin. 
Das  Recht  von  Vikin  läßt  in  Unzuchtsfällen  eine  mehrfache  Buße 
entrichten,  an  welcher  in  gewissen  Verhältnissätzen  entferntere  Ver- 
wandte neben  näheren  beteiligt  sind ;  ^)  eine  ganz  ähnliche  Bestim- 
mung findet  sich  aber  auch  in  Helsingelagen,  ^)  und  wenn  Söder- 
mannalagen  die  Buße  zwar  vom  rechtmäßigen  giptarma])er  erheben, 
aber  „at  fraendse  |Docka"  erlegen  läßt,  ^)  oder  wenn  unter  den  däni- 
schen Rechten  Skaanelagen  ausdrücklich  bemerkt,^)  daß  der  Geschlechts- 
vormund die  Buße  mit  niemanden  zu  teilen  brauche,  wenn  er  nicht 
wolle,  da  sie  keine  „skutabof'  sei,  und  das  Jydske  Lov  eine  ähnliche 
Bestimmung  enthält,  ^)  so  weist  auch  dies  auf  einen  älteren  ähnlich 
gearteten  Rechtssatz  hin.  Wie  beim  Wergeid  scheinen  hiernach  auch 
bei  der  Unzuchtsbuße  ursprünglich  die  sämtlichen  Verwandten  männ- 
lichen Geschlechts  beteiligt  gewesen  zu  sein,  doch  wohl  weil  gerade 


^)  Sehr  charakteristisch  ist  der  Ausspruch  des  neueren  BJ)KrR.  §26:  en 
kona  sü,  er  liggr  meÖ  manni  ä  launüngu,  hon  heitir  hörrekja,  Jjvi  at  hon  a  eigi  sjölf 
forrseÖi  sin  fyrr,  en  fraendr  hennar  hafa  gipt  hana  heiman. 

2)  BJ)L.  II,  §  12.  3)  HelsingeL.,  .'Erf[)ab.,  cap.  14  pr. 

^)  SML.,  .'Erf{jab.,  cap.  3,  §   i.  ^)  Skänel.,  cap.  21    . 

ß)  Jydske  Lov,  II,  cap.  i8. 
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derartige  Vergehen  als  die  Ehre  der  gesamten  Verwandtschaft  kränkend 
betrachtet  wurden;  Heß  man  später  diesen  Gesichtspunkt  insoferne 
zurücktreten,  als  man  den  Geschlechtsvormund  zum  alleinigen  Ver- 
treter der  Gesamtheit  bestellte,  so  mochte  derselbe  doch  immerhin 
noch  lebendig  genug  bleiben,  um  eine  abweichende  Behandlung  der 
Unzuchtsbuße  allen  übrigen  Bußen  gegenüber  zu  begründen.  Aber 
selbst  in  dieser  Beziehung  beginnt  das  isländische  Recht  bereits  die 
Bußberechtigung  von  der  Klagberechtigung  zu  scheiden,  wie  es  dies 
bei  der  Blutklage  getan  hat.  -—  Zeigt  sich  hiernach  im  älteren  is- 
ländischen sowohl  als  norwegischen  Rechte  das  ursprüngliche  System 
des  Weiberrechtes  bereits  durchaus  zersetzt,  und  die  mit  ihm  zu- 
sammenhängende Geschlechtsvormundschaft  als  in  ihrer  Auflösung 
begriffen,  worauf  schon  der  Mangel  jeder  festbegründeten  Termino- 
logie für  dieselbe  mit  aller  Bestimmtheit  hindeutet,  so  ist  in  der 
späteren  Zeit  selbstverständlich  nur  ein  noch  weiteres  Fortschreiten 
jenes  Zersetzungsprozesses  zu  erwarten.  Das  gemeine  Landrecht  so- 
wohl als  Stadtrecht  lassen  zwar  im  übrigen  die  Ausschließung  der 
Weiber  von  den  politischen  Rechten  bestehen,  und  gestatten  den- 
selben insbesondere  auch  nicht  ihre  eigene  prozessuale  Vertretung, 
aber  doch  räumen  sie  ausnahmslos  allen  unberatenen  Weibern  die 
freie  Wahl  ihres  Vertreters  ein.  ^)  Auch  sie  kennen  nur  einen  ein- 
fachen Volljährigkeitstermin  für  Weiber,  und  zwar  denselben  wie  für 
Männer,  nur  daß  derselbe  jetzt  auf  das  20.  statt  auf  das  15.  Jahr  ge- 
setzt ist;  eigentümlich  aber  ist  dem  Stadtrechte  die  Bestimmung, 
daß  die  Weiber  zum  Kaufen  oder  doch  auch  wohl  Verkaufen  von 
Häusern  oder  Grundstücken  der  Genehmigung  ihres  Mannes  oder 
ihres  nächsten  Erben  bedürfen  sollen.  -)  Weder  dem  gemeinen  Land- 
rechte oder  der  Jönsbök,  '^)  noch  dem  älteren  Rechte  Norwegens  ist 
eine  ähnliche  Bestimmung  bekannt;  mag  sein,  daß  sie  nach  dem 
Muster  des  älteren  isländischen  Rechtes  durch  Vermittelung  der  Järn- 
siöa,  Landabrb.  §  4  in  das  neuere  Stadtrecht  aufgenommen  wurde, 
falls  nicht  etwa  gar  deutscher  Einfluß  dabei  mit  im  Spiele  ist.  Die 
Zurücksetzung    der  Weiber   im  Erbrechte,    und    zumal    auch    in    der 


')  Landsl.,  Kaupab.  §  8;  Jönsb.,  Kaupab.  §  lo;  vgl.  BjarkR.,  Kaupab. 
§  24;  vgl.  auch  Landsl.,  Landabrb.  §   13. 

-)  BjarkR.,  Kaupab.  §  6:  En  i  boe  varum  skulu  allir  frjdlsir  mcnn  ok  fuUtiÖa 
räÖa  kaupum  si'num,  svä  konur  sem  karlar,  nema  konur  skulu  eigi  hüs  kaupa  ne 
jarÖir,  nema  böndi  {)eirra  lofi  {)eini  eÖa  sannr  erfingi. 

^)  Die  Grenzen,  welche  LandsL,  Kaupab.  §  21  und  Jonsb.  §  24  den  Ge- 
schäften der  Weiber  ziehen,  betreffen  nur  die  Eheweiber. 
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Stammgutsfolge,  ist  jetzt  zwar  etwas  anders  gestaltet  als  im  früheren 
Rechte,  aber  immerhin  noch  vorhanden;  die  Erbfolgeordnung  aber 
ist  nach  wie  vor  ohne  weiteren  Unterschied  des  Geschlechts  auch 
für  die  Berufung  zur  Altersvormundschaft  maßgebend.  ^)  Auf  straf- 
rechtlichem Gebiete  ist  nunmehr  die  Gleichstellung  der  Weiber  durch- 
geführt, auch  in  Friedensbruchsachen ;  -)  die  Buße,  welche  für  die 
Verletzung  eines  Weibes  fällig  wird,  ist  an  dieses  selber  zu  entrichten, 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  ünzuchtsfälle,  in  welchen  sie  dem  Ehe- 
manne oder  bei  ledigen  Weibern  dem  nächsten  Erben  männlichen 
Geschlechtes  gebührt.  ^)  Die  Rache  aber  in  solchen  Fällen  ist  jetzt 
beseitigt.  ^)  —  Das  Verlobungsrecht  endlich  ist  noch  im  wesentlichen 
in  älterer  Weise  geordnet  und  steht  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Mutter  nur  Mannsleuten  zu ;  das  Weib,  welches  sich  eigenwillig  ver- 
lobt, verwirkt  dadurch  sein  gesamtes  Erbrecht,  nur  die  Witwe  darf 
sich  mit  dem  Beirate  einiger  Verwandten  selber  verloben,  oder  die 
Jungfrau,  welcher  ihr  Geschlechtsvormund  beharrlich  passende  Partien 
verweigert.  ^)  Eine  andere  Stelle,  w^elche  übrigens  weder  in  das 
Stadtrecht  noch  in  die  Jönsbök  übergegangen  ist,  bedroht  Männer 
wie  Weiber,  die  sich  ohne  die  Zustimmung  ihrer  Verwandten  ver- 
heiraten, mit  dem  Verluste  ihres  Anspruches  auf  die  Früchte  ihres 
beweglichen  Gutes  und  auf  die  Pachtgelder  von  ihrem  Grundbesitze;**) 
aber  das  angedrohte  Präjudiz  zeigt,  daß  dieselbe  sich  nur  auf  Minder- 
jährige beiderlei  Geschlechtes  beziehen  kann.'')  Von  einem  Zw^ange 
zur  Verheiratung  aber  kann  jetzt  selbstverständlich  in  keiner  Weise 
mehr  die  Rede  sein ;  ^)  die  kirchlichen  x^nschauungen  über  das  Wesen 
der  Ehe,  welche  nunmehr  bereits  zur  vollen  Herrschaft  gekommen 
sind,  stehen  dem  absolut  im  Wege. 

3.  Die  Geisteskranken  und  sonstigen  vogtbaren 
Leute.  Die  rechtliche  Stellung  der  Toren  hat  sowohl  im  isländi- 
schen   als   im    norwegischen  Rechte    ihre  Regelung    gefunden.     Das 

')  Lands!.,   Erföat.  §   14;  BjarkR.  §   14;  Jönsb.   §  20.  ^)  Lands!., 

Mannli.  §   i   und  3;  BjarkR.  §   l,  Anm.  12  und  §  3;  Jönsb.  §   I   und  2. 

^)  Lands!.,  Mannli.  §  29,  BjarkR.  §29;  Jönsb.  §31.  Der  Eliemann  nimmt 
aucli  in  anderen  Fällen  die  Buße  für  seine  Frau;  Lands!.,  ErfÖat,  §  3;  BjarkR. 
§  3;  Jönsb.  §  3. 

*)  Lands!.,  Mannh.  §  5;  BjarkR.   §  4;  Jönsb.  §  2. 

•'')  Lands!.,  Erföat.  §  2;  BjarkR.  §2;  Jönsb.  §  i;  vgl.  auch  den  neueren 
BJ)K:rR.  §  26.  «)  Lands!.,  ErfÖat.  §  3. 

")  So  nimmt  auch  Wilda,  S.  801,  Anm.  2  und  Rive,  I,  S.  93  an. 

*)  vgl.  den  neueren  G|)!vrR.  §  23;  Jons  erkibps.  KrR.  §  40;  Ar  na 
bps.  IvrR.,  cap.  16. 
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ältere  isländische  Recht  unterwarf  den  Geistesschwachen  einer  Vor- 
mundschaft, welche  völlig  den  Charakter  der  Altersvormundschaft 
trug,  und  ließ  demselben  insbesondere  ebensowenig  wie  dem  Un- 
mündigen das  ihm  erbweise  zufallende  Vermögen  aushändigen ;  aber 
die  Anforderungen^  die  es  dieserhalb  an  die  Geisteskräfte  stellte, 
waren  gering  genug;  es  genügte,  wenn  der  Betreffende  nur  eben 
noch  wußte,  ob  der  Sattelknopf  vorn  oder  hinten  auf  dem  Pferde 
liegen  und  ob  er  selber  nach  vorw^ärts  oder  nach  rückwärts  auf  dem- 
selben sitzen  solle,  und  überdies  wurde  noch  demjenigen,  der 
mit  vollendetem  i6.  Jahre  hierzu  noch  nicht  klug  genug  war,  ver- 
stattet, nach  zurückgelegtem  20.  Jahre  sich  nochmals  untersuchen  zu 
lassen,  wogegen  in  späteren  Jahren,  wie  es  scheint,  der  einmal  als 
geistesschwach  Erkannte  sein  Vermögen  nicht  mehr  herausverlangen 
konnte,  wenn  der  Verstand  ihm  auch  gekommen  sein  sollte.^)  Hat 
der  Geisteskranke  kein  Vermögen,  so  muß  er  wie  jeder  andere  Arme 
von  demjenigen  übernommen  werden,  der  als  nächster  berufener 
Verwandter  zur  Armenalimentation  verpflichtet  erscheint,  nur  daß 
hier,  w^o  auf  eine  beständige  Überwachung  Bedacht  genommen 
werden  muß,  auf  die  Zahl  der  Dienstleute  reflektiert  wird,  welche 
der  Verpflichtete  hält.  -)  Das  ältere  norwegische  Recht  folgt  wesent- 
lich denselben  Regeln,  •^)  und  scheint  bei  der  Bestimmung  der  geistigen 
Fähigkeit  noch  auf  das  Trinken  neben  dem  Reiten  Gewicht  gelegt 
zu  haben ;  ^)  in  letzterer  Fassung  ist  die  Bestimmung  dann  auch  in 
das  gemeine  Landrecht  und  Stadtrecht,  sowie  in  die  Jönsbök  über- 
gegangen. Dem  isländischen  Rechte  ist  die  Bestimmung  eigentüm- 
lich, daß  der  Geisteskranke  nicht  ohne  Zustimmung  seines  nächsten 
Erben  soll  heiraten  können ;  ^)  auffällig  ist  an  ihr  einmal,  daß  sie 
offenbar  dessen  Fähigkeit  zum  Heiraten  unter  der  Voraussetzung  an- 
nimmt, daß  diese  Zustimmung  erteilt  wird,  also  nicht  völlige  Willens- 
unfähigkeit als  gegeben  annimmt,  sodann  aber  auch,  daß  es  die  Zu- 
stimmung des  geborenen  Erben  ist,  die  vorausgesetzt  Avird.  Doch 
erklärt  sich  der  letztere  Umstand,  w^enn  man  berücksichtigt,  daß  der 
Vormund  und  der  geborene  Erbe  ein  und  dieselbe  Person  war,  da 
sicherUch  auch  zur  cura  furiosi  die  Weiber  v/ie  die  Männer  berufen 


^)  Kgsbk.  §  Ii8,  S.  222—3;  Arfal).,  cap.  3,  S.  175—7;  /Zusatz  IV,  §  47, 
S.  239.  '^)  Kgsbk.  §  80,  S.  134;  Kaupab.,  cap.  61,  S.  474. 

=*)  Fr{)L.  IX,  §  20;  ebenso  Jarns.,  ErfÖat.  §  22. 

*)  GJ)L.  §  126;  LandsL,  ErfÖat.  §  19;  BjarkR.  §  19;  Jönsb.  §  27.  Den 
Ausdruck  hestfoerr  ok  ölfcierr  bietet  auch  die  J)jalar-Jöns  s.,  cap.  28,  S.  58. 

^)  Kgsbk.  §   118,  S.  223;  ArfaJ).,  cap.  4,  S.  177. 
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wurden;  in  der  ersteren  Beziehung  aber  ist  doch  wohl  daran  fest- 
zuhalten, daß  man  annahm,  der  Erbe  werde  die  verschiedenen  Grade 
geistiger  Störung  wohl  abzuwägen  und  darum  nur  in  den  Fällen 
seinen  Konsens  zu  erteilen  wissen,  wo  diese  die  Willensfähigkeit 
nicht  völlig  ausschlössen.  Daß  aber  die  öffentlichen  Funktionen 
nicht  von  demjenigen  geübt  werden  können,  der  geistig  gestört  ist, 
versteht  sich  von  selbst,  und  wenn  zwar  bezüglich  der  Geschworenen 
sowohl  ^)  als  der  Richter  ^)  nur  von  dem  Falle  ausdrücklich  gesprochen 
wird,  da  ein  solcher  plötzlich  stirbt  oder  stumm  (ümäli)  wird,  so 
geschieht  dafür  bei  der  plötzlich  eintretenden  Amtsunfähigkeit  des 
Gesetzsprechers  auch  des  dritten  Falles  Erwähnung,  daß  ein  solcher 
plötzlich  geisteskrank  (üviti)  wird.  ^)  Was  aber  die  strafrechtliche 
Behandlung  der  Geisteskranken  betrifft,  so  ist,  soweit  es  sich  um 
von  ihnen  begangene  Rechtsverletzungen  handelt,  zwischen  ihrer 
eigenen  Haftung  und  der  ihres  Vormundes  wohl  zu  unterscheiden. 
Während  sonst  nirgends  zwischen  Verletzungen,  die  an  geistig 
kranken  und  die  an  geistig  gesunden  Leuten  verübt  werden,  irgend 
ein  Unterschied  gemacht  wird,  ^)  wird  doch  im  norwegischen  Rechte 
jedermann  gestattet,  ^)  wenn  er  bemerkt,  daß  bei  einem  anderen  die 
Raserei  ausbricht,  diesen  zu  binden  und  zu  bewachen,  bis  er  ihn  am 
Ding  seinen  Verwandten  übergeben  kann;  von  da  ab  übernehmen 
dann  diese  die  Verantwortung  für  den  Wütenden,  denn  „öör  maör 
er  ümagi  arfa  si'ns",  aber  sie  mögen  ihn  auch  je  nach  Bedarf  in 
Fesseln  legen.  Reißt  sich  nun  der  Wütende  aus  seinen  Fesseln  los, 
und  verwundet  er  einen  anderen,  so  ist  Wundbuße  und  Arzteslohn 
dafür  zu  entrichten,  aber  kein  Friedensgeld;  tötet  er  einen,  so  soll 
er  zwar  all  sein  Gut  behalten,  aber  binnen  gesetzter  Frist  außer 
Land  gehen;  aber  nur  die  Tat  gilt  als  die  Tat  eines  Wahnsinnigen, 
deren  Täter  vorher  gefesselt  und  den  Fesseln  entkommen  war.  Die 
Bestimmung  ist  auch  in  die  späteren  Quellen  übergegangen,  ^)  je- 
doch mit  der  Milderung,  daß  der  Geisteskranke  wxgen  Totschlags 
nach  erfolgter  Heilung  nur  dann  soll  außer  Landes  gehen  müssen, 
wenn  sein  Vermögen  nicht  zureicht  um  die  Tat  durch  Geld  zu 
sühnen,  und  nur  auf  so  lange,  bis  er  diese  Zahlung  würde  erbringen 


1)  Kgsbk.  §  38,  S.  69.      2)  ebenda,  §  41,  S.  73. 

^)  ebenda,  §  117,  S.  215. 

^)  Außer  insoferne,  als  die  am  Wahnsinnigen  begangene  Übertretung  von  dessen 
Kurator  verfolgt  wird;  Kgsbk,  §  94,  S.  169—70;  VigslöÖi,  cap.  70,  S.  112. 

^)  FrjiL.   IV,  §  32.  «)  JärnsiÖa,  Mannh.   cap.  8;  Landsl.,  cap.  9 

BjarkR.  §  9;  Jonsb.  §  8. 
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können;  augenscheinlich  ist  dabei  nicht  an  eine  Verhängung  der 
Acht  zu  denken,  sondern  nur  an  eine  ähnUche  vorbeugende  Maßregel, 
wie  solche  auch  bei  der  vom  Unfreien  oder  vom  Weibe  begangenen 
Tötung  und  sonst  in  ähnlichen  Fällen  uns  vorgekommen  ist.  Eine 
zweite  Bestimmung  geht  dahin,  ^)  daß  ein  Vater,  Sohn  oder  Bruder, 
der  so  toll  (osrr)  wird,  daß  er  seinen  Sohn,  Vater  oder  Bruder  um- 
bringt, auf  Lebenszeit  der  Acht  verfallen,  und  sein  ganzes  Vermögen 
zugunsten  der  nächsten  Verwandten  verwirkt  haben  soll,  es  sei  denn, 
daß  der  Täter  als  wahnsinnig  gefesselt  gewesen  sei,  und  seiner 
Bande  sich  entledigt  habe.  Auch  diese  Bestimmung  ist  in  die 
späteren  Gesetzbücher  übergegangen ;  ^)  sie  zeigt  aber  deutHch,  daß 
man  zwei  verschiedene  Arten  geistiger  Störung  unterschieden  wissen 
wollte,  die  wirkliche  Raserei  nämlich,  welche  zur  Fesselung  des  von 
ihr  Befallenen  führte,  und  den  bloßen  höchsten  Grad  der  Leiden- 
schaft, der  wohl  auch  die  Sinne  trübt,  aber  die  Zurechnungsfähigkeit 
nicht  aufhebt.  ^)  Die  Frf)L.  brauchen  dort  die  Bezeichnung  öör, 
hier  die  Bezeichnung  cerr,  und  demselben  Sprachgebrauche  scheinen 
auch  die  GI)L.  zu  folgen,  wenn  sie  bestimmen,  ^)  daß  derjenige, 
welcher  an  seinen  Eltern,  Kindern  oder  Geschwistern  ,,öös  manns 
vig"  begangen  habe,  zwar  sein  Erbrecht  gegenüber  dem  Getöteten 
zugunsten  des  nächsten  Erben  und  eventuell  sogar  des  Königs  ver- 
wirkt haben  solle,  aber  doch  sein  übriges  Vermögen  behalten  und  im 
Lande  bleiben  dürfe,  wenn  er  nur  Kirchenbuße  tue;  die  Unschuld, 
resp.  volle  Unzurechnungsfähigkeit  des  Täters  ist  auch  hier  augen- 
scheinlich vorausgesetzt,  und  die  Kirchenbuße  nur  darum  vorge- 
schrieben, weil  die  kirchliche  Ansicht  dahin  ging,  daß  der  soweit 
reichende  Wahnsinn  selbst  die  Strafe  irgendwelcher  geheimer  Sünden 
zu  sein  pflegte ;  ^)  in  der  Järnsiöa  freiUch  ist  die  gleiche  Unterscheidung 
zwischen  cerr  und  öör  nicht  mehr  beobachtet.  Mag  wohl  sein,  daß 
eine  ähnliche  Unterscheidung  auch  einer  Stelle  des  älteren  isländi- 
schen Rechtes  zugrunde  liegt,  die  ohne  solche  Voraussetzung  sich 
kaum  befriedigend  erklären  läßt.  ^)  Wenn  ein  toller  Mensch  (oerr 
maör),  heißt  es  nämlich  hier,  einen  anderen  tötet,  so  soll  die  Tat 
nur  unter  der  Voraussetzung    als  die  Tat  eines  Tollen  (öraverk)  be- 


1)  FrI)L.  IV,  §  31. 

2)  Jarns.,  Mannh.  §  8;  Landsl.  §  3;  BjarkR.  §  3;  Jonsb.  §  2. 

^)  vgl,  Kgsbk.  §  7,  S.  23:  Ef  maör  gengr  berserksgang,  ok  varöar  honum  Jiat 
fjörbaugsgarÖ.  ■*)  GJ)L.  §   164. 

^)  vgl.  Regino,  De  synodalibus  causis,  II,  cap.  95,  S,  250;  dazu  Wilda, 
S.  647.  6)  Kgsbk,  §  93,  S.  167;  VigsIöÖi,  cap,  33,  S,  64, 
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trachtet  werden,  wenn  derselbe  vorher  schon  sich  selber  schwere 
Verletzungen  zugefügt  hat,  und  die  Geschworenen  auf  Tollheit  er- 
kennen; aber  auch  wenn  dieser  Beweis  erbracht  ist,  wird  der  Täter 
dennoch  ebenso  geächtet,  wie  wenn  er  bei  vollem  Verstände  gewesen 
wäre  (üoerr),  und  der  ganze  Unterschied  läuft  somit  hier  darauf 
hinaus,  daß  der  Abschluß  eines  Vergleiches  der  Zustimmung  der  lög- 
retta  nicht  bedarf,  und  daß  der  Täter  bis  zum  Erfolgen  des  Richter- 
spruches ungestraft  gehaust  und  gepflegt  werden  darf.  ^)  Die  Vor- 
schrift begreift  sich  vollkommen,  wenn  man  oerr  hier  im  Gegensatze 
zu  öör  nimmt  wie  in  den  FrpL. ;  sie  wäre  unbegreiflich,  wenn  man 
unter  cerr  den  völlig  Wahnsinnigen  verstehen  wollte.  So  kann  ich 
auch  in  dem  Satze  des  norwegischen  Rechtes,  daß  nur  dann  die 
Tat  eines  Wahnsinnigen  anzunehmen  sei,  wenn  der  Täter  aus  seinen 
Fesseln  entlaufen  sei,  nicht  jene  erschreckende  Rohheit  finden,  welche 
Wilda  und  Rive  darin  gefunden  haben ;  -j  mir  scheint  vielmehr  auch 
hier  wieder  lediglich  eine  übergroße  Berücksichtigung  des  empfind- 
lichen Ehrgefühles  der  zur  Blutrache  berufenen  Verwandtschaft  vor- 
zuliegen, wie  solche  auch  der  Tat  des  Unmündigen,  des  Weibes  u. 
dgl.  gegenüber  sich  geltend  macht;  nur  die  in  drastischer  Weise 
konstatierte  Raserei  soll  Recht  und  Pflicht  zur  Blutrache  beseitigen 
wo  dagegen  noch  der  leiseste  Zweifel  übrig  bleibt,  diese  geübt 
werden  mögen.  Von  einer  Haftung  aber  des  Vormundes  eines 
Geisteskranken  für  die  von  diesem  begangenen  Taten  finde  ich  aller- 
dings nirgends  ausdrücklich  Erwähnung  getan;  aber  nach  Analogie 
der  Grundsätze,  welche  bezüglich  des  Ersatzes  des  von  Tieren  an- 
gerichteten Schadens  gelten,  muß  eine  solche  doch  wohl  bestanden 
haben. 

Neben  den  Geisteskranken  werden  dann  auch  noch  diejenigen 
Personen  einer  eigentümlichen  Behandlung  unterzogen,  welche  in- 
folge ihres  hohen  Alters  den  vollen  Gebrauch  ihrer  körperlichen 
und  geistigen  Kräfte  verloren  haben.  Nach  altisländischem  Rechte 
darf  ein  Mann,  der  das  80.  Lebensjahr  erreicht  oder  überschritten 
hat,  nur  noch  mit  Zustimmung  seines  geborenen  Erben  heiraten; 
heiratet  er  ohne  solchen  Konsens,  so  darf  er  höchstens  iV«  Mark 
als  mundr  geben,  und  wenn  etwa  ein  Kind  in  der  Ehe  geboren 
wird,    nimmt   dasselbe    nicht   seines  Vaters  Erbe,   während    es    allen 


^)  Ich  lese  mit  der  StaÖarhölsbök :  J)a  er  sa  maör  J)ö  oell  til  döras,  statt  mit  der 
Konüngsbök :   ok  er  sa  maÖr  üoell  til  döms. 

^)  Wilda,  S.  644  und  647;  Rive,  I,  S.  160—2. 
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übrigen  Personen  gegenüber  vollkommen  erbfähig  ist.  ^)  Ebenso  soll 
der  Mann,  welcher  sein  80.  Lebensjahr  erreicht  oder  überschritten 
hat,  nur  mit  Zustimmung  seiner  geborenen  Erben  Land  oder  ein 
Godord  veräußern  dürfen,  es  sei  denn,  daß  ihn  Schulden  dazu  zwingen, 
und  die  gleiche  Beschränkung  soll  auch  denjenigen  treffen,  der  an 
einer  tötlichen  Krankheit  darnieder  liegt;  sonst  aber  soll  jeder  so 
lange  seines  eigenen  Vermögens  Verwaltung  haben  als  er  will,  wenn 
nur  seine  Verstandeskräfte  vorhalten.  ^)  Man  mag  allenfalls  bezweifeln, 
ob  bei  diesen  Bestimmungen  die  Rücksicht  auf  die  Geisteskräfte, 
und  ob  nicht  vielleicht  vielmehr  die  andere  auf  die  vermutHche  Todes- 
nähe maßgebend  sei;  indessen  dürfte  doch  für  die  erstere  Auffassung 
die  Analogie  einiger  verwandter  Bestimmungen  des  norwegischen 
Rechtes  sich  geltend  machen  lassen.  Nach  den  GI)L.  soll  dem  Manne 
die  Verwaltung  des  Vermögens  insolange  nicht,  entzogen  werden 
können,  als  sein  Verstand  vorhält,  so  daß  er  seiner  Wirtschaft  und 
seinen  Kaufgeschäften  vorstehen  kann,  und  als  er  zum  Reiten  und 
Trinken  fähig  ist  (hestfcerr  und  ölfoerr);'^)  nach  den  FrliL.  und  dem 
älteren  Stadtrechte  soll  Mann  wie  Weib  so  lange  sein  Vermögen 
selbst  verwalten,  als  sie  noch  auf  ihrem  Hochsitze  (öndvegi)  sitzen 
können,  ^)  aber  auch  hier  w4rd  im  prändheimer  Landrechte  unmittel- 
bar darauf  für  den  Fall  der  geistigen  Erkrankung  noch  besondere 
Fürsorge  getragen.  Die  Bestimmung  des  prändheimer  Landrechtes 
ist  dabei  wörtlich  in  die  Järnsiöa,  ^)  die  der  GI)L.  nahezu  wörtlich 
in  das  gemeine  Landrecht  und  Stadtrecht,  dann  in  die  Jönsbök  über- 
gegangen ;  ^)  wenn  im  Landrechte  manche  Hss.  für  hestfcerr  die 
Variante  herfcerr  bieten,  und  für  ölfoerr  allenfalls  auch  hölmfoerr, 
väpnfoerr,  bryggjufoerr,  allfoerr  setzen,  so  liegt  darin  lediglich  späteres 
Mißverstehen  des  älteren  Ausdruckes  ausgesprochen.  Der  Grund- 
gedanke der  beiderseitigen  Bestimmungen  ist  aber  offenbar  der,  daß 
altersschwachen  Leuten,  auch  wenn  sie  nicht  geisteskrank  sind,  die 
Verwaltung  ihres  Vermögens  in  derselben  Weise  abgenommen  werden 
solle,  wde  wenn  sie  dies  wären,  und  auch  auf  schwer  verkrüppelte 
scheint  sich  die  Bestimmung  beziehen  zu  wollen.     Sehr  eigentümlich 


^)  Kgsbk.  §   118,  S.  224;  ArfaJ).,  cap.  4,  S.  178. 

-)  Kgsbk.  §   126,  S.  246;  ArfaJ).,  cap.  II,  S.  201   und   cap.  18,  S.  224. 

^)  G|)L.  §  126;  auf  eine  entsprechende  Stelle  der  J)  j  a  lar- Jö  ns  s.  ist  oben 
bereits  verwiesen  worden. 

^)  FrI)L.  IX,  §  20;  BjarkR.  i>   165. 

5)  JarnsiÖJi,   Erföat.  §  22.  «)  Landsl.,  ErfÖat.  i^    19;  BjarkR.  §    19; 

Jönsb.  §  27. 
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ist  dabei  das  Maß,  mit  welchem  die  zugleich  körperliche  und  geistige 
Rüstigkeit  gemessen  wird.  Die  Fähigkeit  zum  Reiten  läßt  man  sich 
etwa  noch  gefallen,  zumal  dazu  auch  eine  gewisse  Schärfe  der  Sinne 
gehört ;  ^)  die  Fähigkeit  aber,  auf  dem  Hochsitze  Bier  zu  trinken,  ist 
etwas  verwunderlich,  und  wohl  nur  aus  der  großen  Lust  des  nordi- 
schen Altertumes  an  Trinkgelagen  zu  erklären,  sowie  aus  dem  Brauche, 
einander  beim  Minnetrinken  ganz  ungebührliche  Quantitäten  zuzu- 
muten. -)  Übrigens  wird  auch  sonst  noch  hin  und  wieder  auf  die 
persönliche  Rüstigkeit  vom  Rechte  Gewicht  gelegt.  Das  isländische 
Recht  fordert  z.  B.  zum  Beweise,  daß  man  bei  einem  Kampfe  um 
Frieden  gebeten  habe,  mindestens  fünf  Zeugen,  und  läßt  als  solche 
nur  vorführen:  „mann  I2  vetra  gamlan  eör  ellra,  frjälsan  ok  heimilis- 
fastan,  attrceöan  eör  yngra,  svä  heilan  ok  hraustan,  at  hann  se  baeöi 
vegandi  ok  verjandi  fjörs  sins  ok  fjär,  skildi  at  valda  eöa  skjöta  af 
hendum  boga" ;  ■')  die  norwegischen  GpL.  aber  setzen  den  Anteil 
des  Vaters  am  Wergeide  seines  Sohnes  auf  die  Hälfte  herab  für  den 
Fall,  daß  er  nicht  mehr  „vigfcerr"  ist.  ^)  Darüber,  wie  es  mit  den 
altersschwachen  Leuten  gehalten  worden  sei,  w^enn  sie  jenes  erforder- 
liche Maß  von  Rüstigkeit  nicht  mehr  besaßen,  sprechen  sich  die  Rechts- 
quellen nicht  deutlich  aus;  daß  ihnen  ihr  Vermögen  genommen 
wurde,  und  an  den  nächsten  Erben  überging,  der  sie  dafür  zu  ali- 
mentieren  hatte,  wird  allerdings  von  den  norwegischen  Rechten  direkt 
gesagt,  und  wenn  im  isländischen  Rechte  der  Ausdruck  ümagi  auf 
alle  Alimentationsbedürftige  gleichmäßig  ausgedehnt  wird,  im  nor- 
wegischen Rechte  aber  der  gleiche  Ausdruck  speziell  auch  auf  solche 
Leute  angewendet  wird,  welche  um  ihres  Alters  oder  ihrer  Kränk- 
lichkeit willen  die  eigene  Vermögensverwaltung  aufgeben,  ^)  so  deutet 
auch  das  auf  eine  analoge  Behandlung  solcher  Leute  mit  den  Minder- 
jährigen. Auch  bei  diesen  ging  die  Anschauung  des  älteren  Rechtes 
dahin,  daß  sie  eine  während  der  Dauer  ihrer  Minderjährigkeit  an- 
fallende Erbschaft  nicht  sofort  erwerben,  sondern  erst  nach  erreichtem 
Volljährigkeitstermine,  während  sie  bis  dahin  von  dem  nächstberufenen 
Erben  als  Vormund    auf  eigene  Rechnung  verwaltet  wird;  die  Erb- 


^)  vgl.  Flateyj  arbok  ,  II,  cap.  126,  S.  171  :  ArnfiÖr  blindi,  hann  var  syndr  sva 
litt,  at  hann  var  varla  hestfcerr.  Freilich  hat  die  geschichtliche  Olafs  s.  helga, 
cap.  78,  S.  87,  die  Heimskr.  cap.  96,  S.  317  und  eine  Reihe  von  Texten  in  den 
FMS.  IV,  cap.  89,  S.  204  herfoerr  statt  hestfoerr. 

2)  vgl.  z.  B.  FMS.  VI,  cap.  43,  S.  240. 

3)  VigslöÖi,  cap.  15,  S.  20— 21.  ^)  GI)L.  §  218. 
^)  vgl.  zumal  G|)L.  §   127  und    130  mit  §   126. 
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Schaftsfrage  also  bleibt  einstweilen  suspendiert,  und  wenn  der  Minder- 
jährige hinterher  die  Volljährigkeit  erreicht,  mit  rückwirkender  Kraft 
entschieden.  Genau  dasselbe  nun  scheint  gesagt  werden  zu  wollen, 
wenn  es  heißt,  wenn  jemand  ümagi  sei,  der  doch  Vermögen  besitze, 
so  sei  die  Sache,  wenn  die  bezüglich  der  ümagar  getroffene  Aus- 
einandersetzung am  Dinge  verkündigt  worden  sei,  so  anzusehen,  als 
sei  dessen  Erbschaft  angetreten  (tekinn  arfi),  ^)  und  eben  dahin  weist, 
daß  ein  „i  ümagaskipti"  geratener  Mann  durch  die  am  Ding  abge- 
gebene Erklärung,  wieder  in  sein  Geschlecht  zurück  und  allen  seinen 
Obliegenheiten  wieder  genügen  zu  wollen,  wieder  „ör  ümegö"  sich 
ziehen  kann.  ^)  Mit  anderen  Worten :  eine  antizipierte  Erbfolge  in 
das  Vermögen  des  altersschwachen  oder  sonst  kränklichen  Mannes 
tritt  ein,  wogegen  der  die  Erbschaft  antretende  Erbe  in  die  Alimenta- 
tionspflicht und  wohl  auch  Vormundschaft  über  diesen  eintritt,  wie 
beide  einem  Minderjährigen  gegenüber  dem  Altersvormunde  obliegen. 
Man  sieht,  das  Geschäft,  welches  von  noch  nicht  dekrepiden  Leuten 
freiwillig  eingegangen  werden  konnte,  völlig  dekrepiden  aber  auf- 
gezwungen werden  konnte,  berührt  sich  auf  der  einen  Seite  mit 
demjenigen,  für  welches  das  ältere  isländische  Recht  die  Bezeich- 
nung „arfsal"  braucht,  ^)  oder  auch  mit  dem,  durch  welches  das  nor- 
wegische Recht  seine  „branderfö"  entstehen  ließe  ;^)  aber  es  unter- 
scheidet sich  von  diesem  letzteren  dadurch,  daß  dort  eine  sofortige 
Beerbung  eintritt,  hier  dagegen  nur  die  zukünftige  Erbschaft  gegen 
lebenslängliche  Alimentation  verkauft  wird  wie  bei  unserem  Ver- 
pfründungsvertrage,  dann  aber  auch  dadurch,  daß  das  hier  in  Frage 
stehende  Geschäft,  wie  es  scheint,  immer  nur  mit  dem  geborenen 
Erben  selbst  abgeschlossen  werden  konnte.  Andererseits  aber  be- 
rührt sich  dasselbe  wieder  sehr  mit  dem  anderen  Geschäfte,  welches 
das  dänische  Recht  als  flsetföring,  ^)  das  schwedische  Recht  aber  teils 
ebenfalls  durch  die  Worte  a  flaet  fara,  teils  durch  ganga  a  sytning, 
teils  endhch  durch  giva  sik  til  gaef Israels  (ÖGL.)  bezeichnet,  ^)  und 
welches  auch  im  Bereiche  der  norwegischen  Legislation  sich  in  der 
späteren  Zeit  nachweisen   läßt ;  ')   bei  diesem    aber  handelte   es  sich 


1)  G|)L.  §   127.  '^)  ang.  O.,  §   130. 

^)  vgl.  Vilhjälmr  Finsen,  in  den  Annaler,    1849,  S.  306 — 308, 

*)  G|)L,  §   108.  •^)  vgl.  Kolderup-Rosenvinge,  Retshistorie,  I, 

S.  142 — 44;  Larsen,  Samlede  Skrifter,  I,    i,  S.  144 — 5. 

6)  vgl.  Nordström,  11,  S.  89  und  S.  156—7. 

■')  Urkunde  vom  9.  November  1405  (Hjaltland),  im  Diplom,  norveg.,  I, 
Nr.  606,  S.  439;  vom  3.  Dezember  1375  (Norwegen),  ebenda,  II,  Nr.  442,  S.  341 — 2. 
Maurer,  Altnorwegisches  Staatsrecht.  29 
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zunächst  nur  um  eine  Gutsübernahme,  einen  Austrag  also  in  unserem 
Sinne,  mit  welchem  aber  freilich  eine  sehr  erhebliche  capitis  dimi- 
nutio  für  den  Austrägler  verbunden  war,  worauf  der  Ausdruck  gaef- 
JDraell  schroff  genug  hinweist.  Wie  sich  aber  im  norwegisch-isländi- 
schen Rechte  die  Stellung  des  Übergebenden  des  näheren  geregelt 
habe,  läßt  sich  nicht  mit  Bestimmtheit  erkennen;  daß  der  arfsalsmaör 
auf  Island  allenfalls  auch  als  varnaöarmaör  bezeichnet  ^)  wird,  zeigt 
aber  jedenfalls,  daß  auch  er  einer  potestas  des  anderen  Teiles  unter- 
worfen war. 


1)  Eyrbyggja,  cap.  31,  S.  54. 


flltnoriüegüdies 
Staatsredit  und  Geriditsioefen. 


Von 


Konrad  Maurer. 


Aus  dem  Nachlaß  des  Verfalfers 
herausgegeben 

uon  der 

GefelHciiaft  der  Wiüentchaften  in  Kriftiania. 


2.  Abt.:  flltnonöegifdies  GeriditsiDelen. 


-^ 


LEIPZIG. 

fl.  Deidiert'l(tie  Verlagsbudiliandlung  Nadif. 

(Georg  Böhme). 

1907. 


Alle   Rechte   vorbehalten. 


i 


Hltnnrmßrrifrhßf; 


Notiz  für  den  Buchbinder. 

Der  dieser  2.  Abteilung  beigegebene  Titel  für  die 
I.  Abteilung  sowie  Vorwort  und  Inhaltsverzeichnis 
sind  vor  Bogen  i    der  i.  Abteilung  einzuheften. 


ivvt. 


flitnorioegildies 
Staatsredit  und  Geriditsioefen. 


Von 


Konrad  Maurer. 


Aus  dem  Nadilag  des  Verlaüers 
herausgegeben 

uon  der 

GeIeII!(tiaft  der  Wiüenidiaften  in  Kriftiania. 


1.  M.:  flltnoriDegifdies  Staatsrecht. 


^- 


LEIPZIG. 

fl.  Delcliert'ldie  Verlagsbuchhandlung  Nachf. 
(Georg  Böhme). 

1907. 


Alle  Rechte  vorbehalten. 


Vorrede  des  Herausgebers. 


Die  Veröffentlichung  der  Vorlesungen  Konrad  Maurers 
bezweckt,  die  grundlegende  Arbeit  des  Meisters  nordischer  Rechts- 
geschichte in  weiterer  Ausdehnung,  als  dies  durch  die  von  ihm  selbst 
publizierten  Abhandlungen  und  Monographien  geschehen  ist,  für  die 
Wissenschaft  zu  retten  und  zugänglich  zu  machen.  Es  wird  somit 
Maurers  eigene  Darstellung,  seine  Beweisführungen  und  Schlußfolger- 
ungen, namentlich  aber  auch  sein  breit  angelegter,  auf  Vollständigkeit 
zielender  gelehrter  Apparat  mit  jenen  zahllosen,  überaus  gewissenhaften 
Zitaten  und  Hinweisungen  hier  vorgelegt  —  ein  vorbildliches  opus 
operatum,  das  ein  für  allemal  zugunsten  der  nachfolgenden  Forschung 
erledigt  ist.  Absichtlich  hat  man  daher  in  der  Ausgabe  vermieden, 
später  erschienenen  Werken  Rechnung  zu  tragen.  Die  etwaigen  Re- 
sultate neuerer  Untersuchungen  konnten  überhaupt  nicht  ohne  erhebliche 
Eingriffe  in  Maurers  Darstellung  berücksichtigt  oder  widerlegt  werden, 
und  so  mußte  man  vorziehen,  diese  selbst,  wie  sie  aus  des  Altmeisters 
eigener  Feder  geflossen,  voll  und  unverändert,  ohne  jede  nur  für  den 
Augenblick  zeitgemäße  Zustutzung  der  Nachwelt  zu  überliefern.  Dieses 
Verfahren  erschien  um  so  mehr  geboten,  als  Maurer  seine  Manu- 
skripte in  fast  druckfertigem  Zustande  hinterlassen  hatte.  Zwar  war 
er  nicht  überall  in  seinen  spätem  Umarbeitungen  älterer  Vorlesungs- 
reihen dahin  gelangt,  den  Stoff  in  demselben  Umfang  wie  bei  früheren 
Gelegenheiten  zu  erschöpfen;  insofern  war  es  also  hin  und  wieder 
notwendig,  aus  einer  altern  Reihe  diesen  oder  jenen  Paragraphen 
herauszuholen,  ein  Verhältnis,  worüber  die  Vorreden  der  einzelnen 
Bände  natürlich  vollen  Aufschluß  geben  werden.  Aber  selbst  wo 
dies  der  Fall  war,  bilden  die  verschiedenen  Abschnitte  so  einheitlich 
abgeschlossene  Darlegungen,  und  hat  überdies  Maurer  an  seinen 
einmal  gewonnenen  Auffassungen  so  fest  gehalten,  daß  die  einzelnen 
Paragraphen  ohne  jede  Anpassung  an  einander  gefügt  werden  konnten. 


VI  Vorrede  des  Herausgebers. 

Nur  ganz  ausnahmsweise  trat  in  der  Behandlungsweise  der  Materien 
eine  schwache  Ungleichförmigkeit  hervor,  und  findet  man  infolge- 
dessen in  der  Ausgabe  gelegentHch  dieselbe  Frage  in  verschiedenen 
Verbindungen  erörtert,  wodurch  sich  vereinzelte  Wiederholungen  nicht 
vermeiden  ließen  (vergl.  Maurers  eigene  Worte  Band  I,  i.  pag.  31). 
Allein  in  der  Oekonomie  des  gesamten  Werkes  spielen  diese  Un- 
ebenheiten eine  sehr  untergeordnete  Rolle,  und  man  hat  sie  um  so 
weniger  beseitigen  wollen,  als  solche  Besprechungen  derselben  Momente 
aus  getrennten  Gesichtspunkten  sich  eben  gegenseitig  ergänzen. 

Die  Auswahl  der  einzelnen  Vorlesungsreihen  für  die  hier  vor- 
liegende Ausgabe  geht  von  der  Absicht  aus,  diejenigen  Vorträge 
Maurers  zu  veröffentlichen,  deren  Gegenstand  er  selbst  nicht  schon 
im  Druck  so  ausführlich  und  abschließend  behandelt  hat,  daß  sein 
Anteil  an  der  betreffenden  Untersuchung  als  erledigt  betrachtet 
werden  durfte.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind  die  Vorlesungen 
über  altnorwegisches  Staatsrecht  und  Gerichtswesen,  dann  über  Staats- 
recht, Strafrecht  und  Gerichtswesen  des  isländischen  Freistaates  so- 
wohl als  über  altnordisches  Kirchenrecht  aufgenommen  worden.  Hat 
er  auch  anderswo  diese  Materien  oder  Teile  davon  mehr  oder  we- 
niger ausführlich  oder  gar  monographisch  erörtert,  und  hat  er  uns 
zumal  den  reichhaltigen  isländischen  Stoff  in  seiner  Festschrift  von 
1874,  „Island",  in  ziemlich  breitem  Referate  vorgelegt,  so  gewähren 
doch  nur  die  hier  zum  ersten  Mal  erscheinenden  Gesamtdarstellungen 
eine  volle  Übersicht  seiner  Forschungen,  vor  allem  auch  des  ver- 
wendeten Quellenmaterials. 

Dagegen  sind  z.  B.  die  Vorlesungen  über  die  Geschichte  der 
altnorwegischen  Rechtsquellen,  welche  er  von  neuem  1876  an  der 
Universität  Kristiania  eingehend  vortrug,  ausgeschlossen  worden. 
Sowohl  im  Artikel  „Gulajn'ngslög"  in  Ersch  und  Grubers  Enzyklo- 
pädie als  in  seinem  1878  in  norwegischer  Sprache  erschienenen 
Buche  „Udsigt  over  de  nordgermaniske  Retskilders  Historie",  dann 
auch,  mehr  resümierend,  in  Holtzendorffs  Rechtsenzyklopädie  hat 
er  nämlich  hierüber  seinen  Anschauungen  endgültigen  Ausdruck 
gegeben.  Ähnliches  gilt  von  gewissen  Abschnitten  seiner  Vor- 
lesungen über  altnordisches  Privatrecht,  auf  welchem  Gebiete  er  be- 
kanntlich eine  Anzahl  bedeutungsvoller  Monographien  geliefert  hat. 
Doch  wurde  es  als  richtig  angesehen,  den  größeren,  zusammen- 
fassenden Darstellungen  des  Meisters  über  altnordisches  Familien-, 
Erb-  und  Eherecht  in  der  Ausgabe  Raum  zu  schaffen.  Auch  seine 
Bearbeitung  des  altnordischen  Pfandrechtes,    obgleich  vor   v.  Amiras 
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tiefgehender  Behandlung  desselben  Gegenstandes  geschrieben,  ver- 
dient durch  ihren  selbständigen  Wert  die  Aufnahme  in  die  Sammlung. 

Die  Verteilung  der  verschiedenen  Vorlesungsreihen  auf  die  fünf 
Bände  der  Ausgabe  ist,  so  weit  die  nötige  Rücksicht  auf  die  Bogen- 
zahl es  erlaubt,  selbstverständlich  nach  der  inneren  Verwandtschaft 
der  Materien  geschehen,  und  kann  folglich  jeder  Band  als  ein  Ganzes 
für  sich  betrachtet  und  gekauft  werden. 

Wie  schon  bemerkt,  werden  nach  dem  für  die  Herausgabe  ent- 
worfenen Plane  die  Maurerschen  Manuskripte  wortgetreu  wiederge- 
geben. Nur  ganz  vereinzelt  kam  ein  so  offenbarer  Schreib-  oder 
Gedächtnisfehler  vor,  daß  es  als  unzweifelhaft  feststand,  der  Verfasser 
selbst,  wenn  er  persönlich  die  Korrektur  hätte  lesen  können,  würde 
ihn  beseitigt  haben.  In  solchem  Falle  habe  ich  das  Versehen  be- 
richtigt. Ebenso  ausnahmsweise  gab  es  Wörter,  die  die  rasch  ge- 
führte Feder  des  Verfassers  übergangen  hatte,  und  die  somit  bei  der 
Korrektur  hineingesetzt  sind,  oder  Ausdrücke,  denen  die  beabsichtigte 
Klarheit  und  Unzweideutigkeit  mangelte,  und  die  deshalb  ergänzt 
oder  mit  aller  Vorsicht  ersetzt  wurden.  Ein  paarmal  habe  ich  auch 
eine  Belegstelle  hinzugefügt,  die  mir  im  Zusammenhange  nicht  gut 
fehlen  zu  dürfen  schien ;  doch  wurden  sie  nur  aus  Werken  genommen, 
die  schon  vorlagen,  als  Maurer  die  betreffende  Darstellung  schrieb. 
Gelegentliche  Hinweisungen  auf  Parallelstellen  in  dieser  Ausgabe 
selbst  sind  in  Klammern  [  ]  gesetzt. 

Mit  dem  Verleger  wurde  die  Übereinkunft  getroffen,  daß  dieser 
für  einen  Korrektor  Sorge  tragen  sollte,  der  nach  dem  Urteile  der 
Herausgeber  in  jeder  Beziehung  vorgebildet  sei,  und  der  die  voll- 
ständige Korrektur  zu  lesen  habe.  Die  Imprimatur  sollten  aber  die 
Herausgeber  geben.  Es  ist  mir  eine  Genugtuung,  dem  infolgedessen 
von  dem  Herrn  Verleger  ausersehenen  Mitarbeiter,  Herrn  Ernst  Ehrich, 
Leipzig,  meinen  erkenntlichsten  Dank  auszusprechen  für  die  gewissen- 
hafte und  sachkundige  Art,  womit  er  seine  —  der  bekannten,  überaus 
kleinen  Handschrift  Maurers  wegen  —  hier  und  dort  recht  schwierige 
Aufgabe  gelöst  hat 

Die  unmittelbare  Verantwortung  sowohl  für  die  Einzelheiten  der 
Ausgabe  als  für  deren  Charakter  überhaupt  trägt  der  Unterzeichnete. 
In  Bezug  aut  die  Auswahl  der  aufgenommenen  Darstellungen  hat  er 
sich  indessen  auf  Gutachten  stützen  können,  die  zuvor  auf  Grund 
sachkundiger  Prüfung  des  handschriftlichen  Nachlasses  von  den 
rechtsgeschichtlichen  Fachgenossen  und  Schülern  Konrad  Maurers, 
dem  Professor  Dr.  Karl  Lehmann,  Rostock,  Professor  Dr.  Ernst  Mayer, 
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Würzburg  und  Professor  Dr.  Abs.  Taranger,  Kristiania,  abgegeben 
wurden.  Überhaupt  hat  der  Herausgeber  sowohl  in  Rücksicht  auf 
den  Plan  im  ganzen  als  auf  viele  seiner  einzelnen  Punkte  den  drei 
Herren  für  wertvolle  Ratschläge  und  treuen  aktiven  Beistand  zu 
danken.  Insbesondere  hat  Professor  Mayer  zugleich  die  geschäftliche 
Verbindung  mit  dem  Verleger  eingeleitet  und  verwirklicht. 

Entgegen  der  Ankündigung,  daß  jedem  einzelnen  Bande  des 
vorliegenden  Werkes  ein  besonderes  Register  beigegeben  werden 
soll,  ist  der  Herausgeber  mit  dem  Herrn  Verleger  dahin  überein- 
gekommen, erst  mit  dem  Schlußbande  ein  umfassendes  Gesamt- 
register zu  liefern. 


Von  dem  im  gegenwärtigen  Bande  behandelten  altnorwe- 
gischen Staatsrechte  und  Gerichtswesen  lagen  in  Ge- 
heimrat Maurers  Nachlasse  folgende  Bearbeitungen  vor: 

A.  I.  Vorlesungen  über  das  Staatsrecht,  gehalten  an  der  Uni- 
versität München  im  Sommer  1871  und  dann  wieder  im  Winter- 
semester 1874 — 75.  Im  Jahre  187 1  unvollendet  geblieben  und  bei  der 
späteren  Gelegenheit  fortgesetzt,  ohne  doch  auch  damals  bis  zur  ge- 
planten Abschließung  ausgeführt  zu  werden. 

2.  Vorlesungen  über  altnorwegische  Rechtsgeschichte,  im  Se- 
mester Januar  — Mai  1876  an  der  Universität  Kristiania  gehalten. 
Ebenfalls  unvollendet,  indem  der  Vortragende  nach  einem  einleitenden 
Abschnitte  über  die  Rechtsquellen  und  die  Gliederung  des  Stoft'es, 
der  gemessenen  Zeit  wegen,  ungefähr  die  drei  ersten  Abschnitte  des 
Staatsrechtes  seinen  Zuhörern  vorführte. 

3.  Eine  spätere,  für  die  Sommervorlesungen  im  Jahre  1884  be- 
stimmte Bearbeitung  der  Kristianiavorträge  mit  Ausschluß  der  Ein- 
leitung über  die  Rechtsquellen.  Der  Verfasser  ist  aber  nur  dahin 
gelangt,  die  beiden  Abschnitte  über  das  Land  und  die  Stände  fertig 
zu  machen. 

4.  Das  Fragment  einer  Abhandlung  über  die  „Sysselmänner", 
wesentlich  doch  nur  die  „Landherren"  behandelnd.  Die  kleine  Ar- 
beit scheint  ungefähr  vom  Jahre   1880  herzurühren. 

B.  Eine  Darstellung  des  altnorwegischen  Gerichtswesens,  Ge- 
richtsverfassung und  Beweissystem  umfassend,  im  Sommersemester 
1875   an  der  Münchener  Universität  vorgetragen. 
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Aus  diesen  beiden  Materialiengruppen  ist,  mit  Zufügung  einiger 
unten  näher  besprochenen,  in  Anhang  II  aufgenommenen  Spezial- 
darlegungen,  der  hier  vorhegende  erste  Band  der  Ausgabe  in  fol- 
gender Weise  hergestellt  worden : 

A.  Das  Staatsrecht. 

Die  Einleitung  S.  i — 30  gehört  den  Vorlesungen  von  1871  an. 
Abschnitt  I  (mit  der  diesem  vorhergehenden  kurzen  Bemerkung  über 
Aufgabe  und  Einteilung  der  Vorträge)  und  Abschnitt  II,  zusammen 
S.  31 — 213  ausmachend,  sind  nach  dem  Manuskript  von  1884  abge- 
druckt, Abschnitt  III,  S.  214 — 326,  nach  den  Kristianiavorträgen  von 
1876,  die  doch  durch  den  wichtigen  §  14  (über  die  Einkünfte  des 
Königtumes),  S.  326 — 45,  aus  den  Vorlesungen  von  1871  ergänzt 
wurden. 

Die  Berechtigung  dieser  Aneinanderreihung  von  Darstellungen 
aus  verschiedenen  Jahren  liegt,  wie  oben  schon  angedeutet,  darin, 
daß  jedes  Stück  für  sich  gewissermaßen  als  eine  fertige  Arbeit  gelten 
darf,  und  daß  somit  die  benutzte  Reihenfolge,  obgleich  eigentlich 
schon  von  Maurer  selbst  ins  Auge  gefaßt  und  größtenteils  befolgt, 
doch  für  den  Leser  in  erster  Linie  nur  die  Bedeutung  einer  über- 
sichtlich rationellen  Ordnung  des  Stoffes  haben  soll. 

Indessen  ist  andererseits  ausdrücklich  hervorzuheben,  daß  trotz 
dieser  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Untersuchungen  Maurers 
über  die  staatsrechtliche  Entwicklung  Norwegens  im  Mittelalter,  die 
erzielte  Gesamtdarstellung  insofern  doch  nur  ein  Bruchstück  bleibt, 
als  der  von  ihm  beabsichtigte  Abschnitt  IV  (vgl.  diesen  Band,  Abt.  i, 
S.  31)  den  vorausgehenden  dreien  nie  formell  angeghedert  worden 
ist.  Nichtsdestoweniger  ist  auch  dieser  Abschnitt  von  seiner  Feder 
größtenteils  ausgeführt  worden.  Aus  dem  schriftlichen  Plane,  den 
er  für  die  Kristianiavorträge  in  Kürze  entworfen  hatte,  ersieht  man 
nämlich,  daß  der  vierte  Abschnitt,  der  nach  seinen  Worten  auf  S.  3 1 
gegenwärtigen  Bandes,  Abt.  i  „die  Mitwirkung  des  norwegischen 
Volkes  bei  der  Staatsregierung"  behandeln  sollte,  speziell  bestimmt 
war,  die  Paragraphen  über  „die  Dingverfassung",  „die  Privatgerichts- 
barkeit", „die  Städte",  „die  Aristokratie"  und  „den  Klerus"  zu  um- 
fassen. Von  diesen  Materien  hat  aber  der  Verfasser  bei  seiner  letzten 
Umarbeitung  der  Vorträge  die  Besprechung  der  Aristokratie  in  den 
vorhergehenden  Abschnitt  über  die  Stände  eingereiht,  wo  sie  in  zwei 
Paragraphen    (vom    Adel    und    von    den     königlichen    Dienstleuten) 
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auftritt  (gegenwärtiger  Band,  Abt.  i,  S.  134 — 213).  Die  Dingverfassung 
und  die  Privatgerichtsbarkeit  behandelt  er  dagegen  ausführUch  in  der 
zweiten  Abteilung  dieses  Bandes,  wo  er  zugleich  Platz  für  einen 
Paragraphen  über  die  städtischen  Gerichte  gefunden  hat.  Es  fehlt 
somit  in  dem  hier  vorliegenden  Bande  eigentlich  nur  das  vom  Ver- 
fasser geplante  Kapitel  von  dem  altnorwegischen  Klerus.  Auch 
hierüber  spricht  er  sich  doch  teilweise  aus,  nämlich  in  der  zweiten 
Abteilung  §8,  S.  46 — 51  („Die  kirchliche  Gerichtsbarkeit").  Die  an- 
deren Seiten  dieses  Gegenstandes  werden  aber  erst  im  zweiten  Bande 
der  Ausgabe  („Altnordisches  Kirchen  recht")  des  näheren  erörtert. 

Als  Anhang  I  zur  ersten  Abteilung  des  Bandes  ist  das  oben  er- 
wähnte Fragment  über  die  altnorwegischen  „Sysselmänner"  aufge- 
nommen, indem  Maurer  sich  darin  eingehender  als  irgendwo  sonst 
über  den  in  das  Staats-  und  Rechtsleben  tief  eingreifenden  Stand 
der  „Landherren"  („lendir  menn")  äußert. 

Anhang  II  bringt  dagegen  eine  Reihe  wichtiger  Untersuchungen, 
die  zwar  nur  im  weiteren  Sinne  dem  Staatsrechte  angehören,  die 
aber  hier  Raum  finden  mögen,  weil  sie  zum  Inhalte  der  folgenden 
Bände  noch  weniger  passen  würden.  Maurer  hat  die  Paragraphen 
über  die  Fremden  und  die  Ungläubigen,  dann  über  die  bescholtenen 
Leute  und  die  vogtbaren  Leute  in  den  Vorlesungen  behandelt,  die 
er  im  Winter  1868 — 69  über  altnordisches  Privatrecht  hielt.  Da 
aber  der  übrige  Stoff  dieser  Vorlesungsreihe  aus  inneren  und  äußeren 
Gründen  nicht  in  diese  Ausgabe  aufgenommen  wird,  während  doch 
die  eben  genannten  Darlegungen  bedeutungsvoll  genug  erschienen, 
um  den  Rechtshistorikern  bewahrt  zu  werden,  durfte  man  auch  den 
weiteren  Umstand  übersehen,  daß  in  den  drei  Paragraphen  die  Be- 
handlung vom  „altnordischen"  (d.  h.,  nach  Maurers  Sprachgebrauche, 
vom  altnorwegisch-isländischen),  nicht  nur  vom  norwegischen  Ge- 
sichtspunkte aus  geschieht. 

B.  Alt  norwegisches  Gerichtswesen. 

Hierüber  bringt  die  zweite  Abteilung  des  ersten  Bandes  die 
oben  erwähnte  Darstellung  des  Verfassers  aus  dem  Jahre   1875. 

Kristiania,  Ende  Januar  1907. 

Ebbe  Hertzberg. 
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Maurer,   Altnorwegisches  Gerichtswesen. 


§  I.     Einleitung. 

Wie  die  norwegische  Rechtsgeschichte  überhaupt,  so  hat  ins- 
besondere auch  die  Geschichte  des  norwegischen  Gerichtswesens  für 
die  Zwecke  der  vergleichenden  germanischen  Rechtsgeschichte  ihren 
ganz  besonderen  Wert.  .Einerseits  verschafft  derselben  nämlich  der 
Umstand  einen  erheblichen  Vorzug  vor  der  Rechtsgeschichte  aller 
anderen  nordischen  Reiche,  daß  die  frühzeitige  und  zugleich  bestimmt 
nachweisbare  Abzweigung  des  isländischen  Rechtes  vom  norwegischen 
vielfach  gesicherte  Rückschlüsse  auf  den  Zustand  des  letzteren  in  der 
Zeit  gestattet,  in  welcher  jene  Abtrennung  erfolgte.  Andererseits 
aber  gebietet  die  norwegische  Rechtsgeschichte  in  weit  höherem 
Maße  als  die  dänische  und  schwedische  neben  den  Rechtsquellen 
über  einen  umfangreichen  geschichtlichen  Quellenvorrat,  und  wenn 
zwar  die  isländische  Rechtsgeschichte  in  dieser  Beziehung  der  nor- 
wegischen unleugbar  noch  voransteht,  so  gereicht  doch  mit  Rück- 
sicht auf  das  soeben  bemerkte  auch  deren  Quellenreichtum  der  Ge- 
schichte des  norwegischen  Rechtes  zum  erheblichen  Vorteil.  Dennoch 
hat  sich  die  Literatur  bisher  nur  wenig  mit  der  norwegischen 
Rechtsgeschichte,  und  insbesondere  mit  der  Geschichte  des  nor- 
wegischen Gerichtswesens  beschäftigt.  Nur  ein  einziges  W^erk  be- 
handelt die  gesamte  altnorwegische  Rechtsgeschichte  als  solche, 
nämlich  R.  Keys  er,  Norges  Stats-  og  Retsforfatning  i  Middelalderen 
(Christiania,  1867),  und  dieses  ist  von  einem  Historiker,  nicht  von 
einem  Juristen  verfaßt;  andere  Werke,  wie  z.  B.  Dahlmanns  Ge- 
schichte von  Dänemark,  Bd.  II  (Hamburg  1841),  R  A.  Munch,  Det 
norske  Folks  Historie,  8  Bde.  (Christiania,  1852 — 63),  T.  H.Asche - 
houg,  Statsfoifatningen  i  Norge  og  Danmark  indtil  1814  (Christiania, 
1866),  Wilda,  Das  Strafrecht  der  Germanen  (Halle,  1842)  u.  dgl.  m. 
behandeln  die  Rechtsgeschichte  nur  beiläufig  mit,  oder  doch  nur 
einzelne    Zweige    derselben,    die    nur   gelegentlich   zu    einzelnen    die 
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Geschichte  des  Gerichtswesens  betreffenden  Bemerkungen  Veran- 
lassung geben.  Speziell  die  Geschichte  des  Gerichtswesens  betreffende 
Werke  sind  aber  nur  sehr  wenige  zu  nennen,  nämlich  Fr.  Brandt, 
Fremstilling  af  de  Forandringer,  som  Norges  dömmende  Institutioner 
i  aeldre  Tid  have  undergaaet  (in  Langes  Norsk  Tidsskrift  for  Viden- 
skab  og  Litteratur,  V,  185 1 — 52,  S.  97 — 167),  und  desselben  Probe- 
vorlesung: Om  forelöbige  Retsmidier  i  den  gamle  norske  Rettergang 
(Kristiania,  1 862),  L.  M.  B.  A  u  b  e  r  t ,  Bewissystemets  Udvikling  i  den 
norske  Criminalproces  indtil  Christian  den  femtes  Lov  (Christiania, 
1864),  und  allenfalls  A.W,  Scheel,  De  publicis  actionibus  et  in- 
quisitionibus  in  causis  poenalibus,  ex  praeceptis  juris  Daniel  et  Nor- 
vegici,  tam  antiqui  quam  hodierni,  nee  non  ex  aliis  nonnullis  legibus 
(Hafniae,  1836),  welche  beiden  Werkchen  freilich  nur  spezielle  Punkte 
des  altnorwegischen  Gerichtswesens  zum  Gegenstande  haben;  K. 
von  Amira,  Das  altnorwegische  Vollstreckungsverfahren  (München, 
1874),  von  welchem  Buche  dasselbe  gilt;  endlich  Ebbe  Hertzberg, 
Grundtraekkene  i  den  aeldste  norske  Proces  (Kristiania,  1874),  welches 
Werk  im  Grunde  allein  das  gesamte  altnorwegische  Gerichtswesen, 
wenigstens  seinen  obersten  Grundzügen  nach,  zu  besprechen  sich 
vorgesetzt  hat.  So  muß  demnach,  da  auch  in  diesem  letztgenannten 
Werke  das  Gerichtswesen  noch  keineswegs  erschöpfend  behandelt 
worden  ist,  und  überdies  gegen  manche  Grundanschauungen  des- 
selben mancherlei  Einwände  sich  erheben  lassen,  zur  Zeit  noch  der 
Gegenstand  wesentlich  aus  den  Quellen  bearbeitet  werden,  und  im 
Zusammenhange  damit  scheint  es  zweckmäßig,  demselben  eine 
engere  Begrenzung  zu  geben.  Die  Rechtsgeschichte  Norwegens 
während  der  Zeit  vor  seiner  Vereinigung  mit  Dänemark  zerfällt 
nämlich  in  zwei  große  Hälften,  deren  Sonderung  auch  für  die  Ge- 
schichte des  Gerichtswesens  vielfach  maßgebend  wird,  in  die  Zeit 
•der  Provinzialrechte  nämlich,  welche  bis  über  die  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts herabreicht,  und  in  die  Zeit  des  gemeinen  Landrechtes, 
welche  von  da  ab  bis  an  das  Ende  des  14.  Jahrhunderts  sich  er- 
streckt. Für  die  vergleichende  Rechtsgeschichte  ist  natürlich  die 
erstere  Periode  die  weitaus  bedeutsamere,  weil  sie  den  gemeinsamen 
Ausgangspunkten  der  verschiedenen  germanischen  Stämme  näher 
liegt  und  somit  für  Rückschlüsse  auf  die  Zustände  der  Urzeit  des 
Gesamtvolkes  die  brauchbarsten  Anhaltspunkte  bietet;  für  den  nor- 
wegischen Rechtshistoriker  wäre  umgekehrt  die  zweite  die  wichtigere, 
soferne  dieselbe  näher  an  die  neuere  Zeit  herantritt,  und  somit  zu 
dem  Rechte  der  Gegenwart  in  engeren  Beziehungen  steht.     Hier  soll 
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nun  lediglich  die  Periode  der  Provinzialrechtc  eingehender  behandelt 
werden,  wogegen  von  der  späteren  nur  insoweit  Notiz  genommen 
werden  wird,  als  dieselbe  entweder  die  in  jener  früheren  Zeit  be- 
gonnene Entwicklung  fortsetzt  und  zu  einem  endlichen  Abschlüsse 
bringt,  oder  aber  zu  derselben  in  einen  charakteristischen  Gegensatz 
tritt.  Bezüglich  der  Rechtsquellen  endlich  verweise  ich  auf  den 
„Überblick  über  die  Geschichte  der  nordgermanischen  Rechtsquellen", 
wxlche  ich  in  der  zweiten  Ausgabe  der  Enzyklopädie  der  Rechts- 
wissenschaft von  Franz  von  Holtzendorff  veröffentlicht  habe. 


Teil  I. 

Die  Gerichtsverfassung. 

§  2.     Übersicht. 

Zweierlei  Gerichte  treten  in  Norwegen,  sehr  bestimmt  vonein- 
ander geschieden,  von  Anfang  nebeneinander  auf,  die  wir  als  öffent- 
liche Gerichte  einerseits  und  als  Privatgerichte  andererseits  bezeichnen 
mögen.  Die  ersteren  stehen  mit  den  Dingversammlungen  in  Ver- 
bindung und  werden  von  dem  hier  versammelten  Volke,  oder  doch 
von  einem  engeren  Ausschusse  aus  demselben  gebildet;  die  letzteren 
dagegen  stehen  außer  allem  Zusammenhange  mit  der  Dingverfassung 
und  werden  von  Personen  gebildet,  welche  die  Streitteile  selbst  er- 
nennen. Gerichte  jener  ersteren  Art  bezeichnet  das  isländische  Recht 
als  Ijingadömar,  d.  h.  Dinggerichte,  wogegen  Gerichte  der  letz- 
teren Art  in  Norwegen  als  skilad  Omar,  d.  h.  Auseinandersetzungs- 
gerichte, bezeichnet  werden.  Es  ist  augenscheinHch  nur  ein  Zufall, 
wenn  die  erstere  Bezeichnung  nur  im  isländischen,  dagegen  die 
letztere  nur  im  norwegischen  Rechte  uns  aufbewahrt  ist,  und  dürfen 
wir  unbedenklich  beide  Ausdrücke  als  für  beide  Rechte  ganz  gleich- 
mäßig technische  behandeln,  wie  denn  auch  die  isländische  Formel 
„til  skila  ok  til  raunar"  wirklich  noch  einen  Anklang  an  den  letzteren 
enthält.  —  Anfänglich  erschöpfend,  ist  der  Gegensatz  der  Dingge- 
richte und  der  Privatgerichte  dies  doch  nicht  für  alle  Zeiten  geblieben. 
Schon  frühzeitig  scheint  sich  nämlich  eine  eigene  Gerichtsbarkeit  für 
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die  Städte,  und  andererseits  auch  wieder  eine  solche  für  den 
könighchen  Dienstverband  entwickelt  zu  haben,  und  im  Verlaufe 
der  Zeiten  entwickelte  sich  überdies  auch  eine  solche  innerhalb  der 
Kirche,  wenn  auch  nur  langsam  und  unvollkommen,  da  der  Staat 
der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  jederzeit  feindlich  gegenüberstand; 
öffentliche  Gerichte  finden  sich  damit  ein,  welche  doch  zu  den  Ding- 
gerichten nicht  gezählt  werden  können,  wenn  auch  das  boejarmöt 
wenigstens  und  die  hiröstefna  sich  sehr  augenfällig  nach  ihrem  Muster 
ausgebildet  haben.  Die  Rechtsprechung  dagegen  durch  königliche 
Beamte,  wie  solche  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
sich  auszubilden  beginnt,  trägt  zwar  ebenfalls  ganz  entschieden  einen 
öffentlichen  Charakter,  wurzelt  aber  ebenso  wie  die  kirchliche  Ge- 
richtsverfassung in  einem  mit  der  alten  Dingverfassung  außer  allem 
Zusammenhange  stehenden  Boden. 

Neben  der  Feststellung  der  verschiedenen  Arten  von  Gerichten, 
der  Beschreibung  ihrer  Zusammensetzung  und  der  Erörterung  ihrer 
Kompetenz  wird  aber  sodann  noch  zusammenfassend  von  dem  in 
denselben  handelnd  auftretenden  Personale  zu  sprechen  sein,  von 
den  Richtern  also,  dann  von  den  Parteien  und  ihren  Vertretern.  Es 
werden  ferner  die  Beweismittel  zu  besprechen  sein,  welche  im 
gerichtlichen  Verfahren  verwendet  werden,  und  wird  schließlich  noch 
der  Rolle  zu  gedenken  sein,  welche  der  Selbsthilfe  im  Rechts- 
systeme eingeräumt  ist,  möge  diese  nun  in  der  Niedersetzung  eines 
Schiedsgerichtes  oder  auf  dem  Wege  der  offenen  Gewalttat  zutage 
treten.  Nicht  immer  läßt  sich  freilich  die  Grenze  genau  einhalten, 
welche  durch  diese  Gliederung  des  Stoffes  begrifflich  gezogen  ist. 
Das  Streben  teils  nach  möglichster  Klarheit,  teils  nach  tunlichster 
Vermeidung  aller  Wiederholungen  wird  zumal  vielfach  nötigen,  in 
den  ersten  Kapiteln  mancherlei  einfließen  zu  lassen,  was  streng  ge- 
nommen erst  an  weit  späteren  Orten  hätte  eingestellt  werden  sollen. 


Kapitel  I. 

Die  öffentlichen  Gerichte. 

§  3.     Die  Bezirkseinteilung  Norwegens  als  Grundlage  der 

Dingverfassung. 

Die  älteste  Bezirkseinteilung  Norwegens  findet  ihren  Schwerpunkt 
in    dem  Volklande   (fylki).     Ursprünglich    ein    selbständiges   Staats- 
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gebiet  bildend,  hat  sich  dieses  in  die  Zeit  nach  Herstellung  eines 
Gesamtstaates  hinüber  erhalten,  nur  daß  der  bisherige  Kleinstaat 
nunmehr  zu  einer  bloßen  Abteilung  des  Gesamtreiches  geworden  ist; 
innerhalb  wie  über  dem  Volklande  zeigen  sich  sodann  aber  wieder 
weitere  Abteilungen,  welche  einerseits  das  einzelne  Volkland  wieder 
in  eine  Reihe  kleinerer  Bezirke  gegliedert  zeigen,  und  andererseits 
je  eine  größere  oder  kleinere  Anzahl  von  Volklanden  zu  einer  höheren 
Einheit  zusammenfassen.  Als  Unterabteilung  innerhalb  des  fylki  tritt 
der  Gau  oder  das  heraö  auf,  für  welchen,  je  nachdem  das  einzelne 
Volkland  sich  in  zwei,  drei  oder  vier  Gaue  teilt,  auch  wohl  die  Be- 
zeichnung als  hälfa,  Jiriöjüngr  oder  fjöröüngr  vorkommt;  als  höhere 
Abteilung  aber  über  dem  Volklande  kommt  der  Dingverband  (log, 
l)ing,  lög|)ing)  vor,  jedoch  so,  daß  die  Einteilung  in  Dingverbände 
von  Anfang  an  keineswegs  das  ganze  Reich  umfaßte,  vielmehr  neben 
einer  Zahl  von  vier  Dingverbänden  noch  lange  Zeit  eine  bedeutende 
Anzahl  unverbundener  Volklande  stand,  die  erst  nach  und  nach  von 
jenen  größeren  Verbänden  aufgesogen  wurden.  Wir  wissen,  daß 
zum  Gulal)ing  um  das  Jahr  934  nur  drei  Volklande  gehörten, 
nämlich  Höröafylki,  Sygnafylki  und  Firöafylki,  wogegen  zu  Anfang 
des  12.  Jahrhunderts  auch  noch  das  Rygjafylki,  Egöafylki  und  Sunn- 
moeri  dahin  gehörten,  von  welchen  Landschaften  doch  die  zuletzt 
genannte  dem  Dingverbande  nur  sehr  wenig  früher  sich  angeschlossen 
haben  konnte;^)  durch  das  gemeine  Landrecht  erst  wurde  auch 
Valdres  und  Haddi'ngjadalr,  dann  Setr  und  Otrudalr  (d.  h.  die  Räbyggja- 
lög)  zu  demselben  geschlagen,  und  damit  demselben  seine  schließ- 
liche Ausdehnung  verliehen.  Wiederum  fiel  das  Frostu]jing  ur- 
sprünglich mit  der  Landschaft  prändheimr  zusammen,  und  zählte  somit 
acht  Volklande,  von  welchen  je  vier  als  das  innere  prändheimr  und  das 
äußere  prändheimr  bezeichnet,  unter  sich  in  einer  engen  Verbindung 
standen.  Noch  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  wird  an  dieser 
Begrenzung  festgehalten,  und  wurde  das  Frostujiing  nur  von  jenen 
acht  Volklanden  beschickt,  wenn  auch  die  Geltung  der  Frostu])ings- 
lög  sich  bereits  auf  vier  weitere,  außerhalb  des  Vorgebirges  Agöanes 
gelegene  Landschaften  erstreckt  hatte,  nämlich  auf  den  Raumsdalr, 
Noröma^ri,  Naumudalr  und  Hälogaland.  Durch  das  gemeine  Land- 
recht wurde  sodann  der  Naumudalr,  Norömceri   und  der  Raumsdalr 


^)  vgl.  meine  Abhandlung  über  die  Entstehungszeit  der  älteren  GulaJ)ingslög, 
S.  loi — 4.  Die  Historia  Norvegice  rechnet  bereits  Valdres  und  Haddi'ngjadalr 
zu   den  Bezirken,  ,,qui   (julaticis  subjacent  legibus". 
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samt  dem  Uppdalr  zum  Dingverbande  geschlagen,  wogegen  Häloga- 
land  fortan  ebenso  wie  Jamtaland  und  der  Herjärdalr  je  einen  Ding- 
verband für  sich  bildete.^)  Das  Eiösifal)ing  ferner  scheint  ur- 
sprünglich nur  aus  drei  Volklanden,  nämlich  dem  Haöafylki,  Heinafylki 
und  Raumafylki  bestanden  zu  haben,  und  erst  durch  das  gemeine 
Landrecht  um  die  Guöbrandsdalir  und  Eystridalir  vermehrt  worden 
zu  sein,  so  daß  der  Dingverband  seitdem  die  gesamten  Upplönd 
umfaßte.  Das  Borgar [3 ing  endlich  begriff  noch  in  der  ersten 
Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  gleichfalls  nur  drei  Volklande  in  sich, 
nämlich  das  Ranafylki,  Vingulmörk  und  Vestfold;  im  Jahre  1164 
dagegen  zählen  bereits  vier  Volklande  zu  dem  Dingverbande,  und 
muß  demnach  das  Grenafylki  damals  bereits  diesem  sich  angeschlossen 
haben.  ^)  Da  dieser  seitdem  bereits  ganz  Vikin  umfaßte,  war  eine 
weitere  Ausdehnung  des  Verbandes  nicht  mehr  möglich. 

Auf  die  Einteilung  der  Seeküste  in  Schiffsreeden  (skipreiöur) 
habe  ich  keine  Veranlassung  hier  näher  einzugehen,  da  dieselbe  zu- 
nächst nur  militärischen  Zwecken  diente,  und  ebenso  kann  ich  von 
der  Einteilung  des  Landes  in  Amtsbezirke  (sy  slur),  Schatzmeistereien 
(fehiröslur,  thesaurarise)  und  Lögmannsbezirke  (lögsaga, 
lögsögn,  lögmannsdoemi)  hier  absehen ,  welche  erst  in 
späterer  Zeit  aufkam,  und  überdies  nur  teilweise  für  die  Gerichts- 
verfassung Bedeutung  erlangte;  bemerkt  muß  dagegen  werden,  daß 
und  wie  die  Gliederung  der  Dinggerichte  an  die  obige  Ordnung 
der  Bezirksverfassung  sich  anlehnt.  —  Da  ergibt  sich  nun  zunächst, 
daß  im  Bezirke  des  GulaJDing  ein  fjöröüngsliing  oder  heraös- 
]3ing,  ein  fylkisj)ing  und  ein  lögjiing  unterschieden  wird,  von  welchen 
das  letztere  mit  dem  Gulat)ing  selber  zusammenfällt.  ^)  In  ganz 
entsprechender  Weise  wird  in  den  Hochlanden  ein  j)riöjüngs])ing 
oder  hälfujjing,  ein  fylkisfjing,  endlich  ein  dreier  fylkna  J)ing  unter- 
schieden, *)  von  denen  das  zuerst  genannte  nur  als  ein  heraösjjing 
aufgefaßt  werden  kann,  während    unter    den    zuletzt    genannten    das 


^)  vgl.  meine  Abhandlung  über  die  Entstehungszeit  der  älteren  Frostu{)ingslög, 
S.  2 — 20.  Die  Historia  Norvegiae  zählt  demgemäß  zu  der  ,,patria  Trondemia", 
d.  h.  dem  später  auch  wohl  als  |)randheims  lagmannsdömr  bezeichneten  Frostu{)ing, 
neben  den  acht  provincise  innerhalb  des  Meerbusens  noch  drei  außerhalb  desselben 
gelegene,  während  sie  Hälogaland  als  ein  eigenes  lögj)ing  nennt. 

^)  Auch  die  Historia  Norvegiae  rechnet  auf  Vikin  vier  provincia^ ;  ihre  An- 
gaben aber  über  die  Hochlande  sind  ganz  verwirrt  und  möchte  ich  aus  ihnen  aicht, 
mit  Hertzberg,  S.  127 — 8,  irgend  welche  Schlüsse  ziehen. 


)  GJ)L.  266.  *)  Norges  gamle  Love,  II,  52 
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Eiösifa|)ing  verstanden  werden  muß.    Im  I)randh ei  mischen  zeigt 
die  Dingverfassung   mehrfache  EigentümHchkeiten,    soferne    hier   ein 
fylkis})ing,    ein    zweier   fylkna    l^ing,    ein    vier    fylkna    \nng    und    ein 
acht   fylkna  \nng    unterschieden,  ^)    und    überdies    noch    neben  dem 
FrostulDing  ein  Eyrajnng  genannt  wird.     Es  fehlt  also   jedes   hcraös- 
|3ing,  obwohl  auch  in  dieser  Provinz  ]3riöjüngar  und  fjöröüngar,  ^)  und 
sogar  settüngar  und  ättüngar  vorkommen ;  ^)  mag  sein,  daß  dies  mit 
der  vergleichsweisen  Kleinheit    der  Volklande  in  diesem  Bezirke  zu- 
sammenhängt,   während  andererseits  auch  das  um  die  Mitte  des   13. 
Jahrhunderts   verstattete   Recht,    ebensowohl    am    skipreiöu])ing    als 
am    fylkisliing   Rechtssachen    anhängig    machen    zu    dürfen,  '^)    damit 
in  Zusammenhang    zu    stehen  scheint,    daß  es  zweckmäßig  erschien, 
für  das  hier  fehlende  heraös]3ing  einen  Ersatz  zu  bieten.    Unter  dem 
lög])ing    ferner,    welches    aus    allen    acht    Volklanden    des   Dingver- 
bandes  hervorgeht,    steht    hier    noch    ein    vier   fylkna    [iing,    welches 
augenscheinlich    der    Einteilung    der    Provinz     in    das    innere     und 
äußere  prändheimr  entspricht,  und    ein    zweier  fylkna  l^ing,    welches 
augenscheinlich    nur    um    der    Symmetrie    willen    eingeschoben    ist; 
während    also    sonst    nur   in    außerordentlichen   Fällen    mehrere   be- 
nachbarte Volklande,    allenfalls    sogar    verschiedenen   Dingverbänden 
angehörige,  zu  einer  Versammlung  zu  berufen  pflegten,  ^)  hatte  sich 
im  l)rändheimischen  eine  derartige  Berufung  zu  einer  bleibenden  Ein- 
richtung gestaltet.    Endlich  das  Eyraj)ing,  welches  neben  dem  Frostu- 
lDing   genannt    wird,    und    von    allen    acht  Volklanden  wie   jenes  be- 
sucht werden  mußte,    wird    nicht    als    ein  lögl)ing    im    gewöhnlichen 
Sinne  des  Wortes  zu  betrachten  sein,    sondern  als   ein  konüngsl)ing, 
welches  je  nach  Bedarf  vom  Könige    zusammenberufen  wurde,    und 
für  welches    sich    erst    hinterher   die  Neuerung  feststellte,    daß    auch 
abgesehen  von  besonderer  Berufung,  deren  Form  indessen  nach  wie 
vor  eingehalten  wurde,  einmal  im  Jahre  ein  Zusammentritt  zu  einer 
ein  für    allemal  fest  bestimmten  Zeit    stattzufinden    hatte.     Über  die 
Dingversammlung   in  Vikin    endlich    sind    wir    nicht   weiter    unter- 
richtet, außer  insoferne,  als  wir  wissen,  daß  das  lögl:)ing  zu  Borg  seit 
der  Mitte  des   12.  Jahrhunderts  ein  vier  fylkna  jiing  war;  im  übrigen 


1)  FrI)L.  X,  30.  2)  ebenda,  II,  7.  ^^  ebenda,  II,   14;  IV,  8. 

"*)  ebenda,  Einleitung,  23.  Doch  wird  FrJ)L.  XIV,  7,  ein  halfufji'ng  ge- 
nannt als  dem  fylkis|)ing  parallel  stehend,  vgl.  die  Dingstätte  zu  JörülfsstaÖir  für  die 
Üteynir,  VIII,   19  und  XV,   16. 

^)  Wie  etwa  zum  Dinge  von  DragseiÖi  die  Sygnir  und  FirÖir,  Sunnmcerir  und 
Raumsda-lir  kamen,  Olafs  s.  Tryggvasonar,   149/301   (FMS.  I). 
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können  wir  aber  um  so  weniger  bezweifeln,  daß  auch  in  dieser  Land- 
schaft fylkisfiing  sowohl  als  heraösjiing  gehalten  wurden,  als  uns  eine 
Reihe  kleinerer  Dingversammlungen,  wie  das  Hornboraliing,  Stefna- 
liing,  Elfarb akkaj)ing,  sogar  namentlich  genannt  wird.  ^)  Zwischen 
den  lögl)ing  einerseits  und  den  aus  den  geringeren  Bezirken  hervor- 
gehenden Dingversammlungen  andererseits  bestehen  aber  so  tief- 
greifende Verschiedenheiten,  daß  es  sich  empfiehlt,  beide  vollkommen 
getrennt  zu  behandeln,  und  stelle  ich  dabei  die  ersteren  voran,  weil 
uns  in  Bezug  auf  sie  ungleich  reichlichere  Nachrichten  zu  Gebote 
stehen  als  bezüglich  der  kleineren  Versammlungen. 


§  4.     Die  lögl)ing. 

Als  durchgreifende  Regel  bei  allen  lögl^ing  galt  der  Satz,  daß 
dieselben  zwar  von  jedermann  besucht  werden  konnten,  aber  immer 
nur  von  einer  beschränkteren  Anzahl  von  Personen  besucht  werden 
mußten,  und  zwar  teils  von  einer  bestimmten  Anzahl  von  Bauern, 
die  als  Vertreter  der  einzelnen  Bezirke  durch  des  Königs  Beamte 
ernannt  wurden  (nef ndarmenn),  teils  aber  auch  von  gewissen 
geistlichen  und  weltlichen  Bediensteten  um  ihres  Amtes 
willen.  Im  einzelnen  sind  die  betreffenden  Vorschriften  in  den  ver- 
schiedenen Dingverbänden  etwas  verschieden  gestaltet;  allerwärts 
aber  erhielten  die  nefndarmenn  von  den  zur  Dingfahrt  nicht  Ver- 
pflichteten bestimmte  Beträge  an  Geld  und  Naturalien  (ping- 
fararfe,  farareyrir),  also  eine  Art  von  Diäten  und  Reiseent- 
schädigung, wogegen  sie  aber  auch  bei  Strafe  sich  rechtzeitig  einzu- 
finden hatten.  Zum  G  u  1  a  ji  i  n  g  sollten  nach  der  älteren  Redaktion 
des  Provinzialrechtes  aus  den  fünf  südlichen  Volklanden  zusammen 
375  Vertreter  kommen,  aus  Sunnmoeri  aber  so  viele  als  da  wollen, 
wogegen  die  jüngere  Redaktion  aus  allen  sechs  Volklanden  zusammen 
deren  nur  noch  248  kommen  läßt;'^)  hier  wie  dort  ist  genau  fest- 
gestellt, wie  viele  Vertreter  jedes  einzelne  fylki  zu  senden  habe,  und 
bemerkt  der  jüngere  Text  ausdrücklich,  daß  deren  Ernennung  den 
„lendir  menn  eöa  ärmenn  eöa  syslumenn"  obliege.  Neben  den  Er- 
nannten läßt  ferner  der  ältere  Text  noch  die  lendir  menn,    ärmenn, 


^)  Hakonar  s.  gamla,  28/269. 

^)  GJ)L.  3.     Die  Ziffer  50  für  das  FirÖafylki  ist  in  52  zu  bessern,  da  hinterher 
gesagt  wird,  daß  jeder  fjoröüngr  13  Vertreter  sende. 
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sowie  die  fest  angestellten  Priester  im  Dingbezirke  xollzählig  er- 
scheinen, wogegen  der  jüngere  nur  bezüglich  der  ärmenn  diese  Ver- 
pflichtung noch  ihrem  volle  Umfange  nach  aufrecht  erhält,  \'on  den 
lendir  menn  aber  einige  wenige  zu  Hause  bleiben  läßt,  um  die  Rechts- 
sicherheit in  der  Heimat  aufrecht  zu  halten,  und  bezüglich  der 
Priester  nur  noch  das  Erscheinen  je  zweier,  vom  Bischöfe  ernannter 
Vertreter  der  Priesterschaft  eines  jeden  Volklandes  fordert.  Das  ge- 
meine Landrecht  zeigt  sodann  eine  nochmalige  Herabsetzung  der 
Zahl  der  Vertreter,  soferne  deren  nur  noch  147  Ernannte  kommen 
sollen,  nämlich  134  aus  den  sechs  älteren  Volklanden  und  13  aus 
den  neuerdings  zum  Dingverbande  geschlagenen  Bezirken ;  die  „lendir 
menn  ok  syslumenn  ok  ärmenn  basöi  konüngs  ok  biskups"  sollen 
ferner  nach  wie  vor  kommen,  ohne  daß  noch  bezüglich  ihrer  eine 
Einschränkung  gemacht,  oder  neben  ihnen  noch  der  Priester  gedacht 
wäre.  •^)  Zum  Frost u|)ing  läßt  unser  Provinzialrecht  400  ernannte 
Vertreter  kommen,  nämlich  40  aus  jedem  der  vier  Volklande  des 
inneren  prändheimr,  und  60  aus  jedem  Volklande  des  äußeren  pränd- 
heimr,  und  zwar  scheint  es  der  ärmaör  konüngs  gewesen  zu  sein,  dem 
deren  Ernennung  oblag,  da  er  es  w^ar,  der  von  den  Ausbleibenden 
die  verwirkte  Geldbuße  einzutreiben  hatte.  ^)  Allerdings  wird  an  der- 
selben Stelle  auch  von  einem  Dingbesuche  von  ütanfjaröarmenn  ge- 
sprochen, worunter  doch  nur  die  Vertreter  jener  „fjögur  fylki  fyrir 
ütan  Agöaness"  verstanden  werden  können,  welche  anderwärts  in 
dem  Rechtsbuche  genannt  werden ;  ^)  aber  nirgends  wird  gesagt,  daß 
es  sich  dabei  um  den  Bruch  des  Frostu|)ing  handelt,  und  man  wird 
demnach  weder  mit  Munch  anzunehmen  haben,  daß  diese  Volklande 
am  PVostul)ing  unter  den  ÜtJ)roendir  mit  vertreten  waren,  noch 
mit  Hertzberg,  daß  für  ihre  Vertretung,  ähnlich  wie  dies  früher  bei 
der  Vertretung  von  Sunnmceri  am  Gulaliing  der  Fall  gewesen  war, 
keine  bestimmte  Zahl  feststand,  *)  vielmehr  anzunehmen  haben,  daß 
jene  vier  Volklande  mit  prändheimr  zwar  in  einer  Rechtsgenossen- 
schaft, aber  in  keiner  Dinggenossenschaft  standen,  und  daß  somit, 
wo  unser  Rechtsbuch  von  ihrer  Vertretung  am  Dinge  spricht,  deren 
eigenes  fylkis|n'ng  gemeint  sei,  soweit  dieses  die  Stelle  eines  lögl^ing 
vertrat.     So  behält  denn  auch  das  gemeine  Landrecht  die  Zahl  von 


^)  Landslög,  I)ingfb.  2,  ''^)  FrJ)L.  I,   i   und  2. 

^)  ebenda,  X,  3;  ütanfjaröarmenn  den  Inn{)rcendir  und  Utjjrdendir  gegenüber- 
gestellt, IV,  56;  von  |)r(t'ndir  und  ,,öllum  lögunautum"  gesprochen,  zu  denen  insbe- 
sondere die  Häleygir  und  Naumudoelir  gehören,  XVI,   I — 4. 

•*)  Munch,  II,    1000;  Hertzberg,  S.  126  —  7. 
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400  ernannten  Vertretern  für  die  acht  Volklande  von  prändheimr  bei, 
während  es  noch  je  zwei  Vertreter  für  jede  Schififsreede  von  Naumudalr 
und  Raumsdalr,  und  je  drei  für  jede  Schififsreede  von  Norömoeri  und 
Uppdalr  hinzuberuft,  und  somit,  da  der  Naumudalr  neun,  Norömoeri 
sechzehn,  der  Uppdalr  eine  und  der  Raumsdalr  acht  Schififsreeden  zählt, 
auf  485  Vertreter  kommt.  Von  einer  Verpflichtung  der  lendir  menn, 
syslumenn  und  ärmenn  einerseits,  der  Priester  andererseits,  am  Dinge 
zu  erscheinen,  spricht  das  Rechtsbuch  allerdings  nicht;  aber  sein 
Schweigen  in  dieser  Beziehung  dürfte  nur  daraus  zu  erklären  sein, 
daß  sein  betreffender  Abschnitt  am  Anfange  defekt  ist.  Über  die 
Beschickung  des  Eiösifajnng  fehlen  uns  zwar  ältere  Nachrichten, 
da  uns  der  auf  die  Dingordnung  bezügliche  Abschnitt  seines  Provinzial- 
rechtes  nicht  erhalten  ist ;  indessen  scheinen  sich  dieselben  mit  ziem- 
licher Sicherheit  ergänzen  zu  lassen.  Da  nämlich  nach  einem  uns 
erhaltenen  Bruchstücke  dieses  Rechtsbuches  ein  dreier  fylkna  l)ing  in 
den  Hochlanden  die  oberste  Instanz  bildete,  und  da  andererseits  das 
gemeine  Landrecht  aus  dem  Haöafylki,  Heinafylki  und  Raumafylki 
je  zwei  Dutzende  von  Vertretern  zum  Dinge  kommen  läßt,  wozu 
dann  freilich  noch  zwölf  Vertreter  aus  den  Guöbrandsdalir  und  sechs 
aus  den  Eystridalir  kommen,  läßt  sich  ja  wohl  annehmen,  daß  die 
in  typischen  Zahlen  gehaltene  Vertretung  jener  ersteren  drei  Land- 
schaften bereits  den  Vorschriften  des  älteren  Rechtes  entnommen 
sein  werde,  und  höchstens  vermuten,  da  in  der  älteren  Dingordnung 
sonst  die  Zahl  von  drei  Dutzenden  eine  durchgreifende  Rolle  spielt, 
daß  ursprünglich  drei  statt  zwei  Dutzenden  von  Vertretern  aus  jeder 
derselben  geschickt  worden  sein  möge.  Die  ursprüngliche  Zahl  der 
nefndarmenn  würde  hiernach  108,  die  spätere  dagegen  90  betragen 
haben.  Schlimmer  noch  steht  es  bezüglich  des  Borgar Jj in g. 
Nicht  nur  ist  von  seinem  älteren  Provinzialrechte  ebenfalls  nur  der 
auf  das  Christenrecht  bezügliche  Abschnitt  erhalten,  so  daß  auch 
von  ihm  die  Dingordnung  fehlt,  sondern  es  gewährt  auch  das  ge- 
meine Landrecht  in  dieser  Richtung  keine  Aufschlüsse.  Da  nämlich 
Vikin,  wenn  auch  ursprünglich  nur  aus  drei  Volklanden  bestehend, 
bereits  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  seine  vierte  Landschaft 
sich  einverleibt,  und  damit  jenen  Umfang  erlangt  hatte,  den  ihm  die 
norwegische  Chronik  beilegt  und  den  es  auch  später  nicht  mehr 
überschritt,  fand  K.  Magnus  lagabcetir  in  Bezug  auf  seinen  Bestand 
nichts  zu  ändern,  und  beschränkte  sich  darum  auf  die  Bemerkung, 
daß  es  in  Bezug  auf  die  Beschickung  des  Borgar|)ing  so  gehalten 
werden  solle,  wie  es  von  altersher  der  Brauch  sei;  nur  in  Bezug  auf 
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das  Grenafylki  enthält  eine  einzelne  Hs.  eine  auf  die  Vertreterzahl 
bezügliche  Notiz,  von  der  wir  indessen  nicht  einmal  wissen,  ob  sie 
das  Recht  aus  dem  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts  enthalte.  Voll- 
kommen im  Dunkeln  bleiben  wir  endlich  bezüglich  des  lögjiing 
derjenigen  Landschaften,  welche  auch  später  noch  keinem  der  vier 
großen  Dingverbände  sich  angeschlossen  hatten.  Bezüglich  Häloga- 
lands  wissen  wir  zwar,  daß  schon  zu  Anfang  des  12.  Jahrhunderts 
das  I)rändarness|)ing  gelegentlich  als  das  lögl)ing  der  Provinz  bezeichnet 
werden  konnte,  ^)  während  es  doch  gleichzeitig  auch  wieder  als  ein 
bloßes  fylkis)iing  dem  Frostuj^ing,  Gulaj^ing,  Eiösifa|n'ng  als  eigent- 
liches lögln'ng  entgegengesetzt  werden  konnte ;  ^)  bei  einer  Landschaft, 
welche  früher  wie  später  ^)  den  großen  Dingverbänden  gegenüber 
als  eine  für  sich  bestehende  und  ihnen  gleichartige  behandelt  wurde, 
eine  nahezu  selbstverständliche  Erscheinung,  bei  welcher  höchstens 
das  zu  verwundern  ist,  daß  neben  den  Häleygir  auch  die  Naumdoelir 
zum  l)rändarnessl)ing  berufen  werden.  Wenn  ferner  eine  Urkunde 
vom  9.  März  1291  von  einer  Vägabök  spricht,  deren  Verlesung  Hr. 
Bjarni  Erlingsson  bei  einer  Versammlung  zu  Brüöarberg  auf  Vägar 
verboten  habe,  weil  der  König  nicht  mehr  als  ein  Rechtsbuch  im 
Lande  dulden  wolle,  ^)  so  dürfte  hierunter  doch  wohl  nur  eine  für 
Hälogaland  bestimmte  Bearbeitung  der  Frostu|3ingslög  zu  verstehen 
sein,  welche  man  darum  als  fortwährend  gültig  betrachten  wollte, 
weil  die  am  Frostu|)ing  erfolgte  Annahme  des  gemeinen  Landrechtes 
für  die  hier  nicht  vertretene  Landschaft  nicht  als  rechtsverbindUch 
erschien ;  nach  Brüöarberg  aber  mochte  die  Dingstätte  mit  Rücksicht 
auf  die  Nähe  des  Hofes  zu  Steig,  welchen  der  Lögmann  bewohnte,^) 
verlegt  worden  sein,  ganz  wie  früher  für  die  Wahl  von  I)rändarnes 
die  Nähe  des  alten  Herrensitzes  zu  Bjarkey  maßgebend  gewesen  sein 
mochte.  Ebenso  wissen  wir  von  Jamtaland  und  Herjärdalr, 
daß  beide  Landschaften  ihr  besonderes  lögfjing  hatten,  und  das 
Jamtamöt  wenigstens  scheint  sich  großer  Selbständigkeit  erfreut  zu 
haben,  wie  denn  die  Historia  Norvegiai  die  Landschaft  garnicht  zu 
Norwegen,  sondern  gleich  Schweden,  Götaland  und  Angermanland 
zum  Auslande  rechnet;  über  die  Art  aber,  wie  das  lög|n'ng  aller 
dreier  Landschaften  beschickt  wurde,  entbehren  wir  jeder  Nachricht. 
—    Für    uns    hat    die    Beschickung     des     lög|)ing    durch    Vertreter, 


*)  Morkinsk.   179;   F MS.  VII,  30/133.  ^)  Morkinsk.   180;  FMS.  VIT, 

31/136.  3j  Oddr,    19/272  (ed.  Hafn.) ;  Historia  Xorvegia?. 

•*)  Diplom,  norvcg.  III,  30/30.  ■*)  vgl.  Styffe,  357. 
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welche  nicht  frei  gewählt,  sondern  durch  königliche  Beamte  ernannt 
wurden,  etwas  sehr  Auffälliges,  und  es  begreift  sich  von  hier  aus, 
daß  von  neueren  Verfassern  der  Versuch  gemacht  wurde,  eine  Mit- 
wirkung des  Volkes  bei  deren  Bestellung  nachzuweisen ;  ^)  indessen 
kann  ich  diesen  Versuch  nicht  für  gelungen  halten.  Allerdings 
schreibt  nämlich  das  gemeine  Landrecht  vor,  daß  der  ernennende 
Beamte  die  Ernennung  der  Vertreter  der  einzelnen  Bezirke  am  Mitt- 
fastendinge vollzogen  haben  solle ;  -)  aber  damit  will  augenscheinlich 
nicht  die  Versammlungsstätte  dieses  Dinges  als  Ernennungsort,  sondern 
nur  dessen  Versammlungszeit  als  Endgrenze  für  die  Zeitfrist  bezeichnet 
werden,  innerhalb  deren  jene  Ernennung  vollzogen  sein  muß,  ganz 
wie  die  isländischen  Gesetzbücher  dieselbe  „fyrir  Päskir"  vollziehen 
lassen,  '^)  und  selbst  aus  der  Vorschrift  des  gemeinen  Stadtrechtes, 
daß  die  Ernennung  „ä  Thömassmessudag  ä  möti"  erfolgt  sein  müsse,*) 
wird  sich  höchstens  darauf  schließen  lassen,  daß  an  dieser  Versamm- 
lung die  Namen  der  Ernannten  bekannt  zu  geben  waren,  aber  ganz 
und  gar  nicht,  daß  der  Versammlung  irgend  welcher  Einfluß  auf 
deren  Auswahl  zugestanden  habe.  Von  einer  wahrhaft  freien  Volks- 
vertretung konnte  hiernach  allerdings  nicht  die  Rede  sein ;  aber  die 
Erleichterung  in  der  Last  des  Dingbesuches,  welche  dem  Volke 
durch  jene  Ernennung  von  Vertretern  gewährt  war,  und  welche  bei 
den  weiten  Entfernungen  und  schwierigen  Verkehrsverhältnissen  Nor- 
wegens doppelt  fühlbar  werden  mußte,  ließ  hierüber  weggehen,  zu- 
mal ja  auch  den  Nichternannten  keineswegs  verwehrt  war,  am  Dinge 
zu  erscheinen.  Die  Einrichtung  scheint  übrigens  alt  zu  sein,  da  das 
isländische  Recht  zwar  von  einer  Ernennung  von  Vertretern  der  ein- 
zelnen Bezirke  am  Alldinge  nichts  weiß,  aber  doch  dem  Goden  das 
Recht  einräumt,  zu  fordern,  daß  ihn  der  neunte  Mann  seiner  Ding- 
leute dahin  begleite,  ^)  und  überdies  ganz  gleichmäßig  den  Satz 
kennt,  daß  die  das  Ding  besuchenden  Bauern  dafür  eine  als  l^ing- 
fararkaup  bezeichnete  Entschädigung  beziehen,  wogegen  die  dasselbe 
nicht  besuchenden  eben  diese  Zahlung  entrichten  müssen ;  ^)  offenbar 
hatte  die  Einrichtung  in  Norwegen  zu  Anfang  des  lO.  Jahrhunderts 
bereits  wesentlich  in  der  späteren  Weise  bestanden,  und  war  nur  auf 
Island  den  dortigen  Verhältnissen  entsprechend  einigermaßen  ab- 
weichend gestaltet  worden. 


^)  Fr.  Brandt  in  Langes  Tidsskrift,  V,  104;  R.  Keyser,  Rechtsgeschichte, 
S.  167 — 8.  2j  Landsl.,  |)ingfb.   i.  ^)  JärnsiÖa,  J)ingfb.   i;  Jöns- 

bök,   I.  4)  BjarkR.,  I)ingskb.   i.  ^^  Xgsbk.  59/107. 

")  vgl.  mein  Island,  S.  149  —  52;   162 — 3  und  208 — 9. 
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Eine  weitere  durchgreifende  Regel  bei  den  lögl^ing  ist  aber  so- 
dann die,  daß  auf  denselben  nicht  etwa  die  sämtlichen  Dingleute 
gleichmäfSig  an  den  Beratungen  und  Beschlüssen  Anteil  nahmen, 
sondern  daß  aus  den  ernannten  Vertretern  der  einzelnen  Bezirke  erst 
noch  ein  engerer  Ausschuß,  die  lögretta,  gebildet  wurde,  welcher 
jene  Teilnahme  so  gut  wie  ausschließlich  zukam,  und  welche  eben- 
darum den  Namen  der  das  Gesetz  richtenden  oder  bessernden  Ver- 
sammlung trug.  ^)  Die  Mitglieder  dieses  Ausschusses,  die  lögrettu- 
menn,  wurden  ebenfalls  wieder  durch  königliche  Beamte  ausgewählt, 
und  durch  eine  zwiefache  königliche  Ernennung  mußten  demnach 
die  Männer  hindurchgehen,  welchen  hauptsächlich  und  tatsächlich  so 
gut  wie  ausschließlich  die  Vertretung  der  Dinggemeinde  in  ihren 
gesetzgebenden  sowohl  als  richterlichen  Funktionen  übertragen  war. 
Allerdings  tritt  dieser  Punkt  in  unseren  beiden  Provinzialrechten 
keineswegs  mit  der  wünschenswerten  Klarheit  zutage.  Die  GI)L. 
erwähnen  der  lögretta  nur  einmal  ganz  gelegentlich  bei  Besprechung 
des  Instanzenzuges  beim  Prozesse  wegen  Stammgütern,  -)  beschränken 
sich  aber  bei  Besprechung  der  Dingordnung  auf  die  Angabe  der 
Personen,  welchen  der  Dingbesuch  obliegt,  und  der  Entschädigung, 
welche  dieselben  für  diese  ihre  Bemühung  zu  beanspruchen  haben; 
die  FrpL.  aber  handeln  von  der  Ernennung  der  nefndarmenn  und 
von  der  Ernennung  der  lögrettumenn  in  einer  Weise,  welche  diese 
beiderlei  Ernennungen  keineswegs  gehörig  auseinander  gehalten  zeigt. ^) 
Infolgedessen  hat  Dahlmann  wirklich  die  Zweifachheit  des  Ernennungs- 
aktes übersehen,  ^)  und  Fr.  Brandt  sowohl  ^)  als  Aschehoug  *')  haben 
dieselbe  wenigstens  für  das  Frostujiing  bestritten;  ich  habe  dagegen 
bereits  früher  gelegentlich  auf  dieselbe  aufmerksam  gemacht,  ')  und 
auch  P.  A.  Munch,  ^)  R.  Keys  er,  ^)  dann  neuerdings  E.  Hertzberg  ^^) 
haben  sich  in  gleichem  Sinne  ausgesprochen.  In  der  Tat  läßt  sich 
von  vornherein  kaum  annehmen,  daß  man  eine  Versammlung  von 
400  Männern  zu  richterlichen  und  legislativen  Funktionen  berufen  haben 
werde,  wenn  man  erst  überhaupt  das  Prinzip  einer  Repräsentation 
der  Gesamtgemeinde  durch  einen  ernannten  engeren  Ausschuß  sich 


\)  Im    Königsspiegel,    60/147,    steht    das    Wort    umgekehrt    für    die    Rechts- 
besserung selbst,  also  gleichbedeutend  mit  rettarböt  gebraucht.  -)  G{)L.  266, 

^)  FrJ)L.  I,  2.  ■*)  Geschichte  von  Dänemark,   II,  8l — 2  und  324 — 5. 

•'')  In  Langes  Tidsskrift,  V,   104 — 5.  "J  Statsforfatningen  i  Norge  og  Dan- 

mark, S.  62 — 3.  ')  Entstehung  des  isländischen  Staates,  S.  150 — 1,  Anm. 

^)  Norw.  Geschichte,  II,   looi.  *)  Rechtsgeschichte,  S.  169 — 70. 

'°)  Grundtraekkene,  S.  120 — 23. 
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angeeignet  hatte,  und  ebensowenig  annehmen,  daß  man  jene 
schwächere  Vertretung  der  entlegeneren  Bezirke,  wie  solche  in  den 
GpL.  wenigstens  hinsichtlich  der  nefndarmenn  durchgeführt  war, 
auch  hinsichtlich  der  lögrettumenn  hätte  festhalten  wollen.  Es  ist 
ferner  kaum  denkbar,  daß  die  GI)L.  den  Landherren  den  Dingbesuch 
geradezu  geboten,  die  FrI)L.  aber  den  Eintritt  in  die  lögretta  ihnen 
nur  mit  besonderer  Verwilligung  der  Bauern  erlaubt  haben  sollten, 
w^enn  nicht  zwischen  dem  jiing  und  der  lögretta,  den  ]3ingmenn  und 
den  lögrettumenn  scharf  unterschieden  worden  wäre,  und  überdies 
müßte  der  Dingbesuch  viel  zu  stark  gedacht  werden,  wenn  man  die 
lögretta  am  Frostu])ing  mit  400  Männern  besetzt  sein  lassen  wollte, 
zumal  da  am  GulalDing  selbst  in  der  ältesten  Zeit  die  Zahl  der 
nefndarmenn  nur  knapp  dieselbe  Ziffer  erreichte.  Geradezu  entschei- 
dend dürften  aber  folgende  Erwägungen  sein.  Schon  um  das  Jahr 
934  finden  wir  am  Gulajiing  das  von  den  vebönd  umschlossene 
Gericht  mit  36  Männern  besetzt,  welche  zu  gleichen  Teilen  von  den 
hersar  der  drei  damals  zum  Dingverbande  gehörigen  Volklande  er- 
nannt wurden;^)  genau  dieselbe  Zahl  von  lögrettumenn  hält  aber 
auch  das  gemeine  Landrecht  aus  dem  Jahre  1274  fest,  indem  es 
dieselben  zugleich  durch  die  Auswahl  der  besten  unter  den  nefndar- 
menn eines  jeden  einzelnen  Volklandes  gewinnen  heißt.  -)  Auf  Island 
ferner  sehen  wir  zur  Zeit  des  Freistaates  nicht  nur  bei  der  Besetzung 
der  Gerichte  an  den  Frühlingsdingen,  dann  der  Viertelsgerichte  und 
des  fünften  Gerichtes  am  Alldinge  dieselbe  Grundzahl  festgehalten, 
sondern  dieselbe  war  augenscheinlich  auch  bei  der  Bildung  der  ge- 
setzgebenden Versammlung  prinzipiell  zugrunde  gelegt  worden, 
welche  hier  von  den  Gerichten  abgetrennt  und  allein  mit  den  alten 
Namen  der  lögretta  bezeichnet  erschien ;  die  Erhöhung  der  Zahl  ihrer 
stimmberechtigten  Mitglieder  von  36  auf  48  darf  nämlich  augenschein- 
lich nur  als  eine  durch  die  vier  ))ingsöknir  des  Nordlandes  bedingte 
Abnormität  aufgefaßt  werden,  und  die  Aufnahme  der  beiden  Landes- 
bischöfe in  dieselbe  ist  vollends  nur  eine  späte  und  durchaus  un- 
organische Neuerung.  In  den  beiden  Gesetzbüchern  norwegischen 
Ursprunges  endlich,  welche  für  Island  bestimmt  waren,  sehen  wir 
den  Unterschied  zwischen  der  Berufung  der  nefndarmenn  und  der 
Ernennung  der  lögrettumenn  mit  aller  Schärfe  durchgeführt,  und  für 
die  letzteren  die  alte  Grundzahl  von  36  festgehalten,  während  der 
ersteren    nach    der  Järnsiöa  140,    nach   der  Jönsbök    aber    84  waren, 


^)  I^igl^,   57/123-  2)  Landsl.,  I)ingfb.  3. 
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und  wir  sehen    überdies    aus   jedem    der  12  Dingbezirke  die  gleiche 
Zahl  von  3  lögrettumenn    ernannt,    während    die  Zahl   der   nefndar- 
menn  aus  jedem    einzelnen  Bezirke  mit  der  wachsenden  Entfernung 
dieses   letzteren   von  der  Dingstätte   verhältnismäßig    fällt.  ^)     In  der 
Tat  scheint  die  ganze  Verwirrung  in  der  Darstellung  der  FrpL.  ledig- 
lich dadurch    entstanden  zu  sein,    daß    ein    ursprünglich    auf  die  Er- 
nennung   der  nefndarmenn    bezüglicher  Satz    („nefna    skal    innan    or 
jirändheimi  fjöra  tigu  manna  ör  fylki  hverju,  en  ütan  ör  I)rändheimi 
sex  tigu  manna  ör  fylki  hverju"),  durch  die  unmittelbar  vorhergehen- 
den Worte:  „ärmenn  skulu  nefna  1  lögrettu  svä  marga  sem  maelt  er 
(')r  fylki  hverju"  veranlaßt,  irrtümlich  von  einem  Schreiber  in  die  von 
der    Ernennung     der    lögrettumenn    handelnde    Stelle     eingeschaltet 
wurde,  deren  Zusammenhang  dadurch,  wie  Hertzberg  bereits  treffend 
bemerkt  hat,  -)  störend  unterbrochen  wird.     Nach  alledem  wird  man 
sicherlich  als  feststehend  annehmen  dürfen,  daß  die  lögretta  in  Nor- 
wegen   allerwärts    und  von   jeher  mit  36  Mitgliedern   besetzt  wurde, 
neben  welchen  die  übrigen  Dingleute,  ganz  wie  bei  unseren  Schöffen- 
gerichten, nur  in  untergeordneterer  Weise  als  „Umstand"  an  deren  ge- 
richtlicher   und  legislativer  Tätigkeit    einigen  Anteil  nahmen ;    wenn 
Munch  ^)    in    letzterer  Beziehung    zwischen   der    legislativen    und  der 
richterlichen    Kompetenz    der    lögretta    unterschieden,    und    an    der 
ersteren  die  sämtlichen  nefndarmenn,   an  der  letzteren  dagegen    nur 
die  lögrettumenn  Anteil  nehmen  lassen  will,  so  sehe  ich  hierfür  nicht 
den  mindesten  Grund  ab.     Gerade  von  richterlichen  Urteilen,  welche 
am  lög|)inge  gesprochen  wurden,    heißt  es  gelegentlich,    daß  sie  ge- 
fällt  worden    seien  „innan  lögrettu    ok  ütan",  '•)    und    auch    die  Ver- 
gleichung  unserer  deutschen  Schöffengerichte  führt  auf  dasselbe  Er- 
gebnis; umgekehrt  ist  nirgends  eine  Spur  davon  aufzufinden,  daß  in 
legislativen  Fragen  den  außerhalb  der  lögretta  stehenden  Dingleuten 
eine  ernsthaftere  Mitwirkung  eingeräumt  gewesen  wäre,  als  diejenige, 
welche  dem  Umstände  in  gerichtlichen  Fällen  zukam,   und  die  Ver- 
gleichung  der  Rolle,    welche  die    isländische  lögretta    in  der  Gesetz- 
gebung spielte,  sowie  die  enge  V^erwandtschaft,  welche  in  Norwegen 
wie  in  anderen  germanischen  Ländern  zwischen  der  legislativen  und 
gerichtlichen  Tätigkeit  bestand,  läßt  dergleichen  schon  von  vornherein 
durchaus  unwahrscheinlich  erscheinen.     Das  hohe  Alter  der  Einrich- 


^)  Jarns.,  J)ingfb.   2 — 3;  Jönsb.  2 — 3.  ")   Grundtrcekkenc,  S.  122. 

^)  Norweg.  Geschichte,  II,  looi.         ■*)  z.  B.  Fr^L.  V,  46;  Lands!.,  J)ingfb.  5; 
BjarkR.  4;  Jarns.  5   und  Jönsb.  5. 
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tung  und  selbst  ihres  Namens  ergibt  sich  wieder  aus  der  Vergleichung 
des  isländischen  Rechtes,  und  wenn  zwar  hier  die  gesetzgebende 
Versammlung  von  der  richtenden  geschieden,  und  der  Name  der  lög- 
retta  auf  die  erstere  beschränkt  erscheint,  so  hält  es  doch  nicht 
schwer,  hierin  eine  aus  bestimmt  nachweisbaren  Gründen  eingeführte 
Neuerung  zu  erkennen.  Wir  wissen  nämlich,  daß  erst  gelegentlich 
der  Ordnung  der  Bezirksverfassung  des  isländischen  Freistaates,  welche 
um  das  Jahr  965  erfolgte,  das  ursprünglich  einheitliche  Gericht  am 
Alldinge  in  vier  Senate  zerlegt  wurde,  welche  den  neugebildeten  vier 
Landesvierteln  entsprachen,  und  darum  fjöröüngsdömar  hießen;  die 
gesetzgebende  Funktion  ließ  natürlich  eine  derartige  Teilung  nicht 
zu,  und  mußte  eben  darum  nunmehr  von  der  richterlichen  abgelöst 
und  einer  eigenen  Versammlung  übertragen  werden,  welche  nach 
wie  vor  einheitlich  gestaltet  blieb,  aber  freilich  ihrer  nunmehrigen 
Aufgabe  entsprechend  in  ihrer  Zusammensetzung  verändert  wurde.  ^) 
—  Übrigens  erfahren  wir  aus  den  FrpL.,  daß  die  lögrettumenn  von 
den  ärmenn  ernannt  wurden,  und  zwar  so,  daß  dabei  alle  einzelnen 
zum  Dingverbande  gehörigen  Volklande  berücksichtigt  werden  mußten; 
daß  dabei  die  ältesten  und  fähigsten  Männer  unter  den  Dingleuten 
auszuwählen  waren,  jedoch  Landherren  nur  mit  besonderer  Erlaubnis 
der  Bauern  in  die  lögretta  kommen  durften ;  daß  die  Ernennung  für 
die  ganze  Dienstzeit  galt,  und  daß  nur  die  lögrettumenn  innerhalb 
der  vebönd  Platz  nehmen  durften,  während  diesen  inneren  Raum  zu 
betreten  allen  anderen  Dingleuten  untersagt,  andererseits  aber  frei- 
lich auch  dessen  Verlassen  während  der  Dingzeit,  echte  Not  vorbe- 
halten, den  lögrettumenn  selbst  bei  Strafe  verboten  war.  ^)  Das  ge- 
meine Landrecht  bestimmt  ferner,  daß  zu  nefndarmenn  nur  solche 
Bauern  ernannt  werden  sollen,  welche  einen  vollgültigen  Hilfsarbeiter 
haben,  und  daß  der  ernennende  Beamte  am  Mittfastendinge  deren 
Ernennung  vollzogen  haben  müsse;  es  läßt  ferner  diesen  Beamten 
am  ersten  eidfähigen  Tage  der  Dingzeit  einen  förmlichen  Schwur 
darüber  ableisten,  daß  er  seine  Auswahl  nach  bestem  Wissen  und 
Gewissen  getroffen  habe,  '^)  und  es  gestattet  ihm  für  den  Fall  einer 
Verhinderung  der  zuerst  ernannten  Personen  die  nachträgliche  Fa- 
nennung  anderer,  wogegen  es  ihm  ein  unmotiviertes  Abgehen  von 
der  ersten  Ernennung  untersagt ;  *)  es  läßt  endlich  auch  die  lögrettu- 
menn   sofort   nach   ihrer  Ernennung   einen  Diensteid  schwören,   der 


^)  vgl.  mein  Island,  S.  55—57.  ^~)  FrpL.   I,   2. 

'^)  Landsl.,  J)ingfb.   I.  *)  ebenda,  2. 
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auf  die  getreuliche  Erfüllung  aller  ihrer  Obliegenheiten  gestellt  ist, 
aber  gleich  wie  jener  zuvor  genannte  Eid  des  Beamten  nur  einmal 
zu  schwören  ist,  nämlich  gelegentlich  der  erstmaligen  Verrichtung 
der  betreffenden  Funktion. ') 

Jedes  lög|)ing  hatte  seine  bestimmte  Dingstätte  (|)ingstaör, 
|)ingstüö),  an  welcher  dasselbe  regelmäßig  zusammentrat,  und  nach 
welcher  dasselbe  denn  auch  benannt  zu  werden  pflegte.  So  hatte  das 
Frostu])ing  seinen  Namen  von  der  Halbinsel  Frosta  im  Strinda- 
fylki;  auf  ihr  lag  der  Hof  Lagatün  (jetzt  Logtu),  in  dessen  Nähe  bis 
in  das  i6.  Jahrhundert  herab  die  Dingversammlung  gehalten  wurde. '^) 
Das  Gula]>ing  war  nach  dem  Kirchspiele  Gula  am  gleichnamigen 
Meerbusen  benannt;  der  Name  des  Vorgebirges  l)inganes  scheint 
darauf  hinzudeuten,  daß  die  Dingstätte  auf  dem  Festlande  lag,  und 
die  Glaubwürdigkeit  der  Angabe,  daß  K.  Häkon  gamli  dieselbe  nach 
der  benachbarten  Insel  Guley  verlegt  habe,  mag  bei  dem  Widerstreite 
der  Lesarten  an  der  betreffenden  Stelle  dahingestellt  bleiben.  '^)  Der 
Punkt,  an  der  Nordspitze  von  Höröaland  und  der  südlichen  Seite 
der  Mündung  des  Sognefjordes  gelegen,  an  deren  nördlichen  Seite 
Sogn  und  das  Firöafylki  aneinander  grenzen,  war  offenbar  vortreff- 
lich für  eine  Zeit  gewählt,  in  welcher  nur  diese  drei  Volklande  das 
Ding  beschickten.  Dem  Borgar jiing  hatte  die  Stadt  Borg  oder 
Sarpsborg  ihren  Namen  gegeben,  in  deren  Nähe  das  Ding  noch  im 
15.  Jahrhundert  abgehalten  wurde.  ■^)  Das  Eiösifajiing  endlich 
wurde  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  zu  Eiösvellir 
gehalten,'')  und  so  noch  herunter  bis  in  das  15.  Jahrhundert  herein,*^) 
und  wird  sein  bereits  im  älteren  Provinzialrechte  vorkommender  Name ') 
wohl  als  das  Ding  der  auf  Eiö  tagenden  Genossen  zu  fassen  sein; 
ob  aus  der  in  den  Geschichtsquellen  bis  in  den  Anfang  des  12.  Jahr- 
hunderts herab  gebrauchten  Bezeichnung  Heiös3evisl)ing  auf  eine  ältere 
Dingstätte  in  der  Nähe  des  Sees  Mjörs  geschlossen  werden  dürfe, 
der  ja    allenfalls    als  Heiösaevi,    d.  h.  See  von  Heiömörk,    bezeichnet 


^)  Landsl.,  {)ingfb.  3.  2)  Diplom,  norveg.  I,   1018/734 — 5  (1506); 

vgl.  V,  623438—9  (1433)- 

•")  Hakonar  s.  gamla,  333/153:  hann  let  gera  kirkju  i  Guley  norÖr  frä  Björgyn, 
ok  foerÖi  Jjangat  Gula[)ing;  aber  statt  der  drei  letzten  Worte  liest  die  Flbk.  III,  232: 
offra(^i  |)ar  til  gullring. 

-»)  Diplom.norveg.I,  734'530  (1431) ;  III,  790/570—1  (1446) ;  V,  666/477(1438). 

•'•)  Hakonar  s.  gamla,   15 1/40 1   und    186/444 — 5!  vgl.   155/408. 

**)  Diplom,  norveg.  I,  632/457 — 8  (1412);  VI,   585/623  (1476). 

•)  EI)L.   I,   10. 
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werden  konnte,  mag  hier  dahingestellt  bleiben,  und  ebenso  mag  die 
nicht  leicht  zu  lösende  Frage  hier  beiseite  gelassen  werden,  wo  sich 
die  Dingstätte  für  das  lögl^ing  von  Hälogal  and,  vonjamtaland 
und  von  Herjärdalr  befunden  habe.  Auf  Island  pflegte  man  die 
Dingstätten  so  zu  wählen,  daß  sie  einerseits  für  alle  Dinggenossen 
möglichst  bequem  gelegen,  andererseits  aber  auch  gegen  feindliche 
Angriffe  leicht  zu  verteidigen  waren,  weshalb  denn  Inseln  oder  Vor- 
gebirge, die  nur  durch  einen  schmalen  Hals  zugänglich  waren,  oder 
wieder  enge  Landzungen  zwischen  tiefen  Felsklüften  u.  dgl.  m.  ganz 
zu  solchem  Behufe  ausersehen  wurden.  Außerdem  mußte  die  Ding- 
stätte eine  größere  Fläche  aufweisen,  auf  welcher  die  Dingleute  sich 
versammeln  konnten  (|)ing völlr),  und  war  überdies,  wenn  wir  is- 
ländische Nachrichten  zur  Vergleichung  heranziehen  dürfen,  an  dieser 
eine  Erhöhung  erforderlich,  von  welcher  aus  die  am  Dinge  vorzu- 
nehmenden Bekanntmachungen  zu  erlassen  waren  (lögberg,  |iing- 
brekka).  Weitere  Räumlichkeiten  wurden  ferner  durch  die  Ding- 
buden nötig  (büöir,  jiingbüöir),  welche  den  Dingleuten  in  Nor- 
wegen ^)  ebensogut  wie  auf  den  Faereyjar,^)  auf  Island  •^)  oder  in  Grön- 
land, *)  zur  Unterkunft  während  der  Dauer  der  Versammlung  zu 
dienen  hatten.  Endlich  pflegte  in  der  Nähe  der  Dingstätte  im  Heiden- 
tume  auch  ein  Tempel,  und  im  Christentume  eine  Kirche  zu 
liegen,  da  in  älterer  wie  neuerer  Zeit  der  Dingbesuch  vielfach  mit 
religiösen  Gebräuchen  in  Verbindung  stand.  Übrigens  ist  zu  be- 
merken, daß  das  lög|)ing  nicht  schlechthin  ausnahmslos  an  seine  her- 
kömmliche Dingstätte  gebunden  war.  Ausdrücklich  wird  uns  ge- 
legentlich eines  dem  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  angehörigen 
Vorganges  berichtet,  daß  das  Frostu|)ing  gelegentlich  auch  auf  den 
Eyrar  bei  Niöarös  abgehalten  werden  konnte,  ^)  und  im  13.  Jahr- 
hundert sehen  wir  wiederholt  das  Gulajung  in  Björgvin  gehalten;^) 
doch  scheint  dergleichen  immer  nur  ganz  ausnahmsweise,  aus  be- 
sonderen Gründen  und  auf  besondere  Berufung  seitens  des  Königs 
geschehen  zu  sein. 

Wie  seine  bestimmte  Dingstätte,  so  hatte  das  lögjiing  auch  seine 


.')  GI)L.   181.  2)  Fareyinga  s.,   45,213  und  46/214 — 15. 

^)  vgl.  mein  Island,  S.  164—66. 

'^)  vgl.  meinen  Aufsatz:  Grönland  im  Mittelalter,  S.  224,  in  dem  Werke:  E)ic 
zweite;  deutsche  Nord  polarfahrt,  Bd.  I. 

■')  Morkinsk.   181  ;  F MS.  VII,  31/137. 

^)  Hakonar  s.  gamla,  22 — 24/263 — 5  und  besser  Flbk.  111,22/21 — 22;  vgl. 
Häkonar  s.,   317/119  und   Flbk.   III,   275/217 — 18. 


§  4-     Die  lögl)ing.  21 

bestimmte  Dingzeit.     Bezüglich  des  G ula|) ingcs  setzt  die  ältere 
Rezension    des   Provinzialrechtes    den   Beginn    der  Versammlungszeit 
auf  den  Donnerstag    in  der  Osterwoche,   wogegen  die  jüngere,   von 
K.  Magnus  Erlmgsson  herstammende  Bearbeitung  dafür  „Petrsmessu 
eftan",  d.  h.  den  28.  Juni,  nennt.  ^)     Bezüglich   des  Frostu|)inges 
fehlt  in  dem  Provinzialrechte  die  Zeitangabe,  zufolge  jener  Verstümme- 
lung, welche  dasselbe  an  seinem  Anfange  erlitten  hat,    und  die  Ge- 
schichtsquellen scheinen  zu  widersprechenden  Ergebnissen  zu  führen, 
weshalb   denn    auch    unter  den  Neueren    einige    das  Frostul)ing    um 
Mittsommerszeit    oder    zu    Anfang    des    Julimonats    gehalten    wissen 
wollen,  ^)    wogegen    andere   dasselbe    erst   etwas    später,    gegen    den 
Herbst  zu,  oder  genauer  gesprochen  erst  einige  Zeit  nach  der  Olafs- 
vaka,    also    im    August,    gehalten    glauben.  ^)     Die   Berichte    nämlich 
über  den  Prozeß  des  Sigurör  Hranason  deuten  darauf  hin,    daß  das 
Ding  ziemlich  früh    im  Sommer    gehalten  wurde;    andererseits    aber 
läßt  zwar  eine  von  Munch  angezogene  Stelle  der  Häkonar  saga  kein 
bestimmtes   Ergebnis    gewinnen,  '^)   dagegen    aus    einer   zweiten    sich 
allerdings  folgern,  daß  die  Dingzeit  zwischen  die  Olafsvaka,  d.  h.  den 
28.  Juli,  und  den  Herbst  fiel.  ■'')     Vielleicht  lassen  sich  beide  Angaben 
durch  die  Annahme  vereinigen,    daß  K.  Magnus  Erlingsson  wie   für 
das  Gulal^ing,  so  auch  für  das  Frostu|)ing  die  Dingzeit  etwas  weiter 
vorgerückt   habe,    und  so  wäre    nicht    undenkbar,    daß  der  Tag,    an 
welchem  das  gemeine  Landrecht  seiner  Zeit    die  sämtlichen  lög|)ing 
im  Reiche    ihre  Versammlungen  beginnen  ließ,   eben  nur  der  ältere 
Versammlungstag   des  Frostul)inges    gewesen   wäre.      Bezüglich    der 
beiden    anderen    großen    lögl)inge    erklären  Keyser    und  Brandt,    die 
Versammlungszeit  schlechterdings  nicht  feststellen  zu  können.    Munch 
macht  dagegen  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  daß  das  E  i  ö  s  i  f  a  [3  i  n  g 
dem  Provinzialrechte  zufolge  im  Sommer  gehalten  worden  sei,  ^)  ohne 
daß  dabei    eine    genauere  Zeitbestimmung  zu    geben  möglich  wäre; 
wenn    Aschehoug    dasselbe    umgekehrt    erst    am    2.    September    zu- 
sammentreten läßt,  so  stammt  diese  seine  Angabe  lediglich  aus  dem 
Epiloge  des  gemeinen  Landrechtes,    und   ist  somit  nur  sehr  zweifel- 
haften Wertes,    obwohl    auch  Munch    an    ein    paar   späteren   Stellen 


')  GJ)L.  3.  2)  Keyser,   Rechtsgeschichte,  S.  165;  ähnlich   Brandt  in 

der  Norsk  Tidsskrift,  V,    105.  ^)  Munch,   II,   1002,  Anm.  l;  Aschehoug, 

S.  58;  so,  wie  es  scheint,  auch  Hertzberg,  S.  127. 

•*)  Hakonar  s.  gamla,   181/436—8;   Flbk.   III,   iio — II. 

•^)  Hakonar  s.,  302 — 3/98 — 100;  vgl.  indessen  Flbk.  III,  207,  wo  das  Ding 
nicht  genannt  wird.  ")  EJ)L.   I,   10. 
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seines  Geschichtswerkes  ihr  Glauben  zu  schenken  geneigt  ist.  ^)  Be- 
züglich des  Borgarjjinges  endlich  wissen  auch  die  zuletzt  ge- 
nannten Schriftsteller  keinen  Rat,  und  ich  finde  meinerseits  ebenfalls 
nur  zwei  sich  wiedersprechende  Zeitangaben  in  den  Quellen  vor. 
Einmal  nämlich  hören  wir,  daß  Sküli  jarl  im  Jahre  1236  an  der 
Margretarmessa,  also  am  20.  Juli,  ein  BorgarJ)ing  hielt,  ^)  ein  ander- 
mal aber  ist  von  der  Haltung  eines  solchen  auf  Michaeli,  also  am 
29.  September  des  Jahres  1276  die  Rede.  ^)  Beide  Male  handelt  es 
sich  indessen  möglicherweise  um  ein  vom  Könige  oder  Jarle  eigens 
berufenes  lögl^ing,  und  wäre  demnach  insbesondere  recht  wohl  denk- 
bar, daß  der  erstere  Termin  zwar  der  gewöhnliche,  der  letztere  da- 
gegen ein  außergewöhnlicher,  besonderer  Umstände  halber  vom 
Könige  beliebter  gewesen  wäre.  Als  feststehend  wird  jedenfalls  gelten 
dürfen,  daß  die  regelmäßige  Versammlungszeit  aller  lögln'ng  in  den 
Sommer  fiel,  wie  denn  auch  auf  Island  das  aljiingi  anfänglich  um 
die  Mitte  des  Juni,  und  später  nur  um  eine  Woche  später  zusammen- 
zutreten pflegte;^)  außerdem  scheint  aber  auch,  wie  Dahlmann  bereits 
treffend  bemerkt  hat,  wenn  auch  im  einzelnen  irrend,  ^)  darauf  Be- 
dacht genommen  worden  zu  sein,  daß  der  König  die  Möglichkeit 
hatte,  ein  lög]3ing  nach  dem  anderen  zu  besuchen,  und  dürfte  sich 
hieraus  deren  Verlegung  auf  einigermaßen  voneinander  abliegende 
Tage  erklären.  In  der  späteren  Zeit,  da  die  lög|iing  ihre  frühere 
politische  Bedeutung  größtenteils  eingebüßt  hatten,  wurde  diese  Rück- 
sicht freilich  nicht  mehr  beobachtet,  und  nachdem  im  Jahre  1269 
gelegentlich  der  Verhandlungen  über  eine  Revision  der  Frostul)ingslög 
der  Beginn  des  Frostu|3inges  auf  die  Bötolfsvaka,  d.  h.  den  16.  Juni 
verlegt  worden  war,  ^)  setzte  das  gemeine  Landrecht  denselben  Tag 
für  die  Eröfthung  der  sämtHchen  lögl)ing  im  Reiche  fest.  '^)  Freilich 
geben  einige  dem  Frostujiinge  angehörige  Hss.  desselben  dafür  die 
Lesart :  „hälfum  mänaöi  fyrir  Jönsvöku",  und  einige  dem  Borgar]n'nge 
angehörige  die  Lesart:  „ä  Petrsvöku  eftan",  während  in  einer  der 
letzteren  von  späterer  Hand  sich  sogar  die  Worte  eingetragen  finden: 
„a  sondagen  nest  epther  13  dage  jol";  allein  alle  diese  Abweichungen 
scheinen  erst  einer  späteren  Zeit  anzugehören,  in  welcher  sich  die 
Dingverbände  bereits  wieder  mehrfach  zersplittert,  und  infolgedessen 


^)  Norw.  Gesch.,  IV,   1/565,  Anm.  und   574 — 5. 

^)  Häkonar  s.  gamla,    187/446;   Flbk.  III,    116. 

"')  Islenzkir  Annälar,  S.  154.  *)   vgl.   mein  Island,  S.  160. 

•'')  Geschichte  von  Dänemark,   II,   325 — 6.  ^)  Islenzkir  Annular,  S.  154. 

^)  I)ingfb.    I   und   7. 
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auch  wohl  die  Dingzeiten  mehrfach  verschoben  hatten,  und  dieselben 
kommen  somit  für  die  hier  zu  behandelnde  Zeit  nicht  in  Betracht. 
—  Übrigens  hatten  an  dem  vorgeschriebenen  Tage  alle  diejenigen 
Personen,  welche  überhaupt  das  Ding  zu  besuchen  verpflichtet  w^aren, 
vor  Sonnenuntergang  sich  einzufinden;  ^)  doch  scheint,  in  der  späteren 
Zeit  wenigstens,  erst  dann  dem  Säumigen  eine  Geldstrafe  gedroht 
zu  haben,  wenn  er  in  dem  Zeitpunkte  noch  nicht  erschienen  war, 
in  dem  die  Eide  abgeleistet  wurden,  nämlich  die  oben  bereits  er- 
wähnten, einerseits  von  den  königlichen  Beamten  in  Bezug  auf  ihr 
Verhalten  bei  der  Auswahl  der  nefndarmenn,  und  andererseits  von 
den  lögrettumenn  in  Bezug  auf  den  von  ihnen  zu  leistenden  Dienst 
abzuschwörenden  Eide.  In  der  älteren  Zeit  mochte,  nach  der  schwer 
verständlichen  Angabe  der  GJiL.  zu  schließen,  ein  doppelter  Zeit- 
punkt zugleich  beachtet,  und  die  Säumnis  mit  verschiedenen  Rechts- 
folgen bedroht  gewesen  sein,  je  nachdem  sie  nur  bis  zum  ersten 
oder  auch  noch  bis  zum  zweiten  Termine  dauerte,  wie  denn  auf 
Island  in  der  Tat  eine  derartige  Unterscheidung  durchgeführt  war.^) 
Ehe  ich  weiter  gehe,  sehe  ich  mich  veranlaßt,  auf  eine  außer- 
halb des  Kreises  der  lögliing  liegende  Versammlung  einen  vorüber- 
streifenden Blick  zu  werfen,  wxlche  mit  jenen  eine  gewisse  Ver- 
wandtschaft zeigt,  und  auch  neuerdings  öfter  mit  denselben  in  Zu- 
sammenhang gebracht  werden  wollte,  auf  das  Eyral^ing  nämlich. 
Wir  wissen  aus  unserem  Provinzialrechte,  '^)  daß  dieses  um  die  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  aus  den  acht  Volklanden  prändheims  beschickt 
wurde,  und  daß  es  auf  den  Eyrar  bei  Niöarös  zusammentrat;  daß 
dasselbe  ferner  einmal  im  Jahre  zusammentrat,  und  zw^ar  einen  halben 
Monat  vor  Johanni,  also  zu  Anfang  Juni,  jedoch  durch  eine  von  den 
ärmenn  ausgehende  Dingladung  noch  eigens  anzusagen  war,  vielleicht 
weil  kein  bestimmter  Tag  für  dessen  Eröffnung  gesetzlich  feststand; 
daß  endlich  nicht  etwa  bloß  eine  bestimmte  Anzahl  ernannter  Leute 
bei  demselben  sich  einzufinden  hatte,  sondern  die  Gesamtheit  aller 
derjenigen  Bauern,  welche  beim  Betriebe  ihrer  Wirtschaft  durch  einen 
vollgültigen  Hilfsarbeiter  unterstützt  wurden.  Nicht  nur  durch  Ort 
und  Zeit  seines  Zusammentrittes,  sondern  auch  durch  die  Art  seiner 
Beschickung  unterscheidet  sich  somit  das  Eyra|jing  sehr  bestimmt 
vom  Frostujtinge,  von  dem  es  denn  auch  das  Rechtsbuch  selbst 
scharf  abgetrennt  hält;    da   aber   andererseits  beide  Versammlungen 


^)  GI)L.  3;  Landsl.,   {)ingfb.   i.  ^)  Kgsbk.   23/44. 

')   Fr|)L.  I,  4. 
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aus   derselben  Landschaft   hervorgehen,    so    hat   deren    gleichzeitiges 
Nebeneinanderbestehen    immerhin    etwas    sehr  Auffälliges.     Die  nor- 
wegischen Geschichtsschreiber,  welche  das  Frostulnng  sich  schon  sehr 
frühzeitig  weit  über  prändheimr  hinaus  erstrecken  lassen,  helfen  sich 
einfach    damit,    daß    sie    beide    Versammlungen    aus   .Bezirken    ver- 
schiedener  Ausdehnung    hervorgehen    lassen,    indem    sie    annehmen, 
daß  die    acht  Volklande  I)randheims    ihre    alte  Landsgemeinde  auch 
nach  der  Zeit  beibehalten  haben,  da  die  Gründung  des  Frostu|3inges 
sie    mit   den   Küstengegenden    in    einen    weiteren   Dingverband   ge- 
bracht hatte  ;-^)    da    aber  jene  Voraussetzung  eine  durchaus  unstich- 
haltige   ist,    muß    selbstverständlich    nach    einer    anderen    Erklärung 
jenes    auffälligen  Vorkommnisses    gesucht   werden.     Da   möchte   ich 
nun  zunächst  auf  eine  oben  bereits  angeführte  Angabe  Bezug  nehmen, 
welche  zu  verdächtigen  kein  Grund  vorliegt,    daß    unter  Umständen 
das  Frostu)iing    auch    nach  den  Eyrar  berufen    werden   konnte,    und 
aus  denselben  folgern,    daß  die  Verschiedenheit  des  Ortes  für  beide 
Versammlungen  keineswegs  schlechthin  charakteristisch  war.     Weiter- 
hin wird  man  sich  erinnern  dürfen,  daß  einerseits  das  lög|iing,  wenn 
auch    regelmäßig    an    eine    bestimmte    Versammlungszeit    gebunden, 
doch    nach    dem    Zeugnisse    der    Geschichtsquellen     auf    besondere 
königliche  Berufung   auch    zu    anderer  Zeit   zusammentreten  konnte, 
und    daß    andererseits    unsere    Frl)L.  bei    dem  Eyral)mge    die  Form 
einer  vorgängigen  Ladung  einhalten  lassen,   auch  wenn  sie  dasselbe 
zu  einer  gesetzlich  bestimmten  Zeit  zusammentreten  lassen;  es  liegt 
der  Schluß  nahe,  daß  die  regelmäßige  Versammlungszeit  beim  Eyra- 
l)ing,    von  welcher  unser  Rechtsbuch,    und  nur  dieses,  Zeugnis  gibt, 
überhaupt    erst    später    eingeführt    worden    sei,    und    daß    dieses    ur- 
sprünglich   eben    nur    als    ein   gebotenes  Ding  dem  Frostul^nge    als 
einem    ungebotenen    zu  Seite  gestanden  war.     Betrachtet  man    end- 
lich  die    sehr   zahlreichen   Stellen    der  Geschichtswerke,    welche    des 
Eyra))inges  Erwähnung  tun,    so  ergibt  sich    aus  ihnen  zugleich    eine 
Bestätigung  und  eine  genauere  Ausprägung  der  bisher  gewonnenen 
Sätze.     Sehe  ich  von  einzelnen  Fällen,  in  welchen  bloß  das  Stadtvolk 
zu  Niöarös,  zumeist  zu  kriegerischen  Zwecken,  zu  einer  Versammlung 
auf  den  Eyrar   zusammengeblasen  wird,    auf  welche  doch    nur    miß- 
bräuchlich   die    Bezeichnung    |)ing    angewandt   werden    konnte,  ^)    so 


^)  vgl.  z.  B.  Keyser,  Rechtsgeschichte,    S.   162,   164    und    172;    Hertzberg, 
Grundtra^kkene,  S.  132 — 7,  '^)  Magnüss  s.  berfoetts,  2/3;  Magnus s  s. 

Erlin gssonar,  30/322—3  (PMS.  VII). 
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tritt   in  jenen  Berichten  das  Eyra|)ing  regelmäßig  als    ein  gebotenes 
Ding  auf,    welches  zusammenberufen  wird,    wenn    es  gilt  bei    einem 
Thronwechsel  dem    neuen  Könige    zu   huldigen,    oder   sonst    irgend- 
welche besondere  Angelegenheiten  der  Könige  zu   erledigen,  und  es 
kommt  dabei  sogar  vor,    daß    auch  wohl    einmal  nicht  die    gesamte 
Bauerschaft   der   acht  Volklande,    sondern    nur   eine  bestimmte  Zahl 
von  Vertretern    der    einzelnen    fylki    zum  Ding    einberufen    wurde,  ^) 
so  daß  also  nicht  einmal  die  Art  der  Beschickung  für  das  Eyral)ing 
unter  allen  Umständen  eine  eigentümliche  war.     Nach  alledem  scheint 
zwischen  dem  Eyraliinge  und  dem  Frostu|)inge  ursprünglich  gar  keine 
tiefgreifende  Verschiedenheit  bestanden,   vielmehr  die  Sache  einfach 
so  gelegen  zu  haben,  daß  der  König  die  Landsgemeinde  von  pränd- 
heimr   je   nach  Umständen  bald    nach  den  Eyrar,    bald    nach  Frosta 
berief,  während  sie  sich  als  ungebotenes  Ding  stets  an  der  letzteren 
Stelle  versammelte,  und  daß  es  dabei  auch  im  Belieben  des  Königs 
stand,    ob  er  zu  dem  von  ihm  berufenen  Dinge  die  Gesamtheit  der 
Bauern  aus  den  acht  Volklanden  laden,  oder  sich  mit  einer  geringeren 
Zahl    von  Vertretern    derselben    begnügen    wollte.     Da   im  Bereiche 
des    Gula|iinges    zum    konüngs|iinge    sogar    die    einvirkjar    kommen 
mußten,    welchen    doch    sonst    regelmäßig    der   Dingbesuch    erlassen 
war,  -)  kann  nicht  auffällig  erscheinen,  wenn  in  prändheimr  wenigstens 
alle    anderen  Bauern    an  dem  vom  Könige    berufenen  Eyral)inge    zu 
erscheinen  prinzipiell  verpflichtet  waren,  und  daß  man,  wenn  es  einer 
Huldigung    oder   anderen   speziell  königUchen  Angelegenheiten    galt^ 
vorzog  das  Ding  nach  den  Eyrar  statt  nach  Frosta  zu  berufen,  mag 
sich    einfach    aus    der  Nähe    des    alten  Königshofes    von  Hlaöir    und 
später  von  Niöarös    erklären,    soferne    einerseits  die  Versorgung    der 
zusammenströmenden  Menge  vornehmerer  Gäste  sowohl  als  geringeren 
Volkes  hier  leichter   fallen   mußte,    und  daß    andererseits    auch  paß- 
licher erscheinen  mochte,  wenn  in  derartigen  Fällen  das  Volk  seinen 
König,    als  wenn    umgekehrt  der  König  sein  Volk    aufsuchte.     Frei- 
lich wird    uns  nicht  gesagt,    ob  das   konüngsl)ing  der  GI)L.    ein    all- 
jährlich zu  bestimmter  Zeit  wiederkehrendes  Ding  war,    oder    ob  es 
nur    auf  besondere  Berufung   zusammentrat,    ob    es  ferner    aus    dem 
ganzen  Dingverbande  hervorging    oder  aber  nur    aus  dem  einzelnen 
fylki  oder  hcraö ;    indessen  ist  doch  auch  die  Möglichkeit  nicht  aus- 
geschlossen, daß  es,  unter  Umständen  wenigstens,  nach  beiden  Seiten 


^)  Sverris  s.,    16/41    und    Iläkonar  s.   gamla,    223/496;    Flbk.    II,    12  548 
und   III,    193/142.  2)   Q|jL     131. 
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hin  dem  Eyraln'nge  entsprechen  konnte,  und  umgekehrt  ist  es,  wie  be- 
reits bemerkt,  sogar  wahrscheinHch,  daß  eine  regelmäßige  Versamm- 
kmgszeit  bei  dem  letzteren  erst  später  aufkam,  und  vielleicht  sogar  nur 
sehr  vorübergehenden  Bestand  hatte,  jedenfalls  aber  handelte  es  sich 
dabei  nur  um  sehr  wenig  bedeutsame  Nebenpunkte,  welche  neben 
der  prinzipiellen  Übereinstimmung  beider  Institute  ganz  außer  Be- 
tracht bleiben  können.  Ob  die  regelmäßig  wiederkehrende  Ver- 
sammlung des  Eyral^inges,  wie  bereits  Dahlmann  für  wahrscheinlich 
hielt,  ^)  zunächst  militärischen  Zwecken  diente ,  mag  dahingestellt 
bleiben-  jedenfalls  aber  darf  als  festgestellt  betrachtet  werden,  daß 
das  Eyra]iing  lediglich  politischen  und  allenfalls  administrativen 
Zwecken  diente,  während  legislative  und  richterliche  Geschäfte  an 
demselben  nur  in  den  Ausnahmefällen  abgemacht  wurden,  da  die- 
selben durch  ihre  Beziehung  auf  das  königliche  Haus  eine  vorzugs- 
weise politische  Bedeutung  erlangten,  und  hat  demnach  diese  Ver- 
sammlung zu  dem  Gegenstande,  der  uns  hier  beschäftigt,  keine 
weitere  Beziehung. 

Kehren  wir  nach  dieser  Abschweifung  zu  den  lögjiing  zurück, 
so  mag  zunächst  der  besondere  Frieden  besprochen  werden, 
welcher  an  sie,  wie  freilich  auch  an  alle  anderen  Dingversammlungen, 
von  altersher  sich  knüpft.  Im  Heidentume  kam  ein  solcher  der 
Dingstätte  als  solcher  zu,  und  schloß  derselbe  vorab  jede  Befleckung 
derselben  durch  absichtlich  vergossenes  Blut,  weiterhin  aber  auch 
jede  andere  Verunreinigung  derselben  aus,  wobei  auf  dessen  Maß 
und  Beschaffenheit  die  Willkür  des  Häuptlings  maßgebenden  Einfluß 
äußerte,  welchem  die  einzelne  Dingstätte  gehörte.  -)  Im  Christen- 
tume  ist  dieser  rein  lokale  Dingfrieden,  der  vielleicht  mit  reli- 
giösen Vorstellungen  des  Heidentumes  zusammengehangen  hatte, 
weggefallen,  wogegen  sich  auch  im  Christentume  ein  vorv.degend 
zeitlich  begrenzter  Dingfrieden  erhalten  hat,  welcher  allen  und  jeden 
Personen  zukam,  die  das  Ding  besuchten.  Derselbe  schützte  alle 
Leute,  welche  zum  Ding  reisten,  am  Dinge  sich  aufhielten,  oder  vom 
Dinge  wieder  heimkehrten,  während  der  Dauer  dieser  ihrer  Be- 
schäftigung ;  ^)  die  Friedlosigkeit  in  ihrer  strengsten  Gestalt  drohte 
dem,  der  ihn  brach,  wie  denn  ein  solcher  schon  im  Heidentume  als 


^)   Geschichte  von  Dänemark,   II,   326.  -)  Eyrbyggja,  417,  9/10  und 

10/11  —  12;  Landndma,  IV,  6/254;  vgl.  mein  Island,  S.  169 — 70. 

"'j  GI)L.  198;  Fr|)L.  I,  5;  wegen  Islands  vgl.  Kgsbk.  56/97;  101/177  ""^l 
102/178. 
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„vargr  i  veum''  bezeichnet  worden  war,  und  überdies  eriiöhte  sich 
für  die  Dauer  seines  Bestandes  die  dem  Verletzten  gebührende  Buße 
um  die  Hälfte.  Die  Notwendigkeit,  Anfang  und  Ende  des  Ding- 
friedens, soweit  er  sich  auf  die  Dingstätte  bezog,  genau  festzustellen, 
scheint  der  hauptsächlichste,  wenn  auch  nicht  der  einzige  Grund  ge- 
wesen zu  sein,  welcher  zu  einer  feierlichen  Bezeichnung  des  An- 
fangspunktes und  Endpunktes  der  Dingzeit  führte.  Mit  einer  feier- 
lichen Hegung  (|)inghelgi,  |)inghelgan)  begann  das  Ding,  für 
deren  Vornahme  man  die  Ausdrücke  h  e  1  g  a  ])  i  n  g  oder  s  e  t  j  a  [)  i  n  g 
brauchte.  Auf  Island,  für  welches  uns  allein  genauere  Nachrichten 
zu  Gebote  stehen,  lag  dieselbe  dem  Häuptlinge  ob,  welchem  die 
Dingstätte  gehörte,  und  mußten  in  der  Hegungsformel  unter  anderen 
auch  die  Grenzen  der  Örtlichkeit  angegeben  werden,  auf  welche  sich 
der  Dingfrieden  beziehen  sollte ;  ^)  wir  werden  kaum  irren,  wenn  wir 
das  gleiche  auch  für  Norwegen  voraussetzen,  und  überdies  noch  die 
weitere  Vermutung  wagen,  daß  jene  Formel  auch  noch  eine  aus- 
drückliche Friedensverkündigung  (griösetning)  enthalten  haben  werde, 
wie  eine  solche  auch  sonst  bei  Zusammenkünften  üblich  war,  bei 
denen  man  den  Ausbruch  von  Gewalttätigkeiten  besorgen  zu  müssen 
glaubte.  Den  Schluß  der  Dingzeit  (Innglausnir)  scheint  eine 
feierhche  Aufhebung  des  Dinges  durch  denselben  Häuptling 
bezeichnet  zu  haben,  welchem  die  Dinghegung  zustand,  und  galt 
hierfür  der  Ausdruck  s  e  g  j  a  laust  ])  i  n  g  i  t ,  - )  oder  s  1  i  t  a  |»  i  n  g 
oder  |)  i  n  g  i  n  u ,  ^)  welcher  letztere  Ausdruck  freilich  oft  auch  von 
einem  illegalen  Verlassen  der  Versammlung  gebraucht  wird.  Die 
Dauer  der  Dingzeit  war  übrigens  durch  den- Umfang  der  Geschäfte 
bedingt,  welche  am  einzelnen  Dinge  abzuwickeln  waren,  und  wurde 
nach  dem  gemeinen  Landrechte  ^)  von  dem  lögmaör  mit  Zustim- 
mung der  lögretta  bestimmt;  in  der  älteren  Zeit  mochte  es  allen- 
falls der  armaör  konüngs  gewesen  sein,  der  sich  mit  der  lögretta 
über  diesen  Punkt  zu  einigen  hatte.  Im  übrigen  war  aber  die  Ding- 
ordnung (|)ingskipan)  eine  ziemlich  einfache.  Am  Beginne  der 
Dingzeit  hatte  nach  dem  älteren  Rechte  der  armaör,  nach  dem 
neueren  der  lögmaör  die  v  e  b  ö  n  d  herrichten  zu  lassen,  d.  h.  die 
geheiligten  Schranken,    innerhalb    deren    die    lögrettumenn    zu  sitzen 


\)   Kgsbk.   56/97,  '-^l  ebenda,   59/107. 

^j  H  e  i  m  s  k  r.  H  a  k  o  n  a  r  s.  g  6  ö  a  ,  1 7/95  ;  legendär  ischc  Olafs  s.  helga, 
36/25;  Haralds  s.  harÖraÖa,  22/193  (FMS.  VI),  wo  freilich  die  Morkinsk.  28 
liest:   |)eir  sciljjo   nii  {)ingit.  *)  J)ingfb.   3. 
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hatten ;  ^)  da  dieselben  bereits  um  das  Jahr  934  am  Gulal)inge  er- 
wähnt werden,  -)  kann  das  Alter  ihres  Gebrauches  keinem  Zweifel 
unterliegen,  wie  denn  auch  die  Einsetzung  von  Haselstangen  in  den 
Boden  und  das  Ziehen  von  Schnüren  um  dieselben,  worin  die  Er- 
richtung der  vebönd  bestand,  eine  auffällige  Ähnlichkeit  mit  den  bei 
der  Abgrenzung  des  Kampfplatzes  bei  Holmgängen  einzuhaltenden 
Förmlichkeiten  zeigt,  ^)  und  sicherlich  dem  grauesten  Altertume  an- 
gehört. Sofort  folgte  die  Ernennung  der  lögrettumenn  und  deren 
Vereidigung,  sowie  dqch  wohl  auch  der  von  den  ernennenden  Be- 
amten zu  schwörende  Eid  regelmäßig  bei  dieser  Gelegenheit  ge- 
schworen worden  sein  dürfte ;  mit  der  Ableistung  dieser  Eide  gilt 
das  Ding  sofort  als  konstituiert,  und  gelten  darum  alle  Dingpflichtigen 
als  strafbar,  oder  auch  in  erhöhtem  Maße  strafbar,  welche  nicht 
längstens  zu  der  Zeit  sich  eingefunden  haben,  „da  die  Eide  ge- 
schworen werden".  *)  Die  Verhandlungen  sollten  stets  am  frühen 
Morgen  beginnen,  während  die  Sonne  noch  im  Osten  stand,  und 
bis  nön,  d.  h.  drei  Uhr  nachmittags  währen;  das  Zeichen  zum  Be- 
ginne der  einzelnen  Sitzungen  pflegte  dabei  mit  einer  Glocke  ge- 
geben zu  werden,  und  zwar  nach  den  FrpL.  von  dem  Priester,  nach 
dem  gemeinen  Landrechte  dagegen  von  dem  lögmaör,  wenn  er 
sich  „mit  dem  Buche"  zum  Ding  begab,  ''^j  Man  hat  unter  diesem 
Buche  teils  das  Evangelienbuch  verstehen  wollen,  auf  welches  die 
gerichtlichen  Eide  abzulegen  waren,^)  teils  aber  auch  das  Gesetzbuch, 
auf  dessen  Text  die  lögretta  ihre  Entscheidungen  zu  bauen  hatte ;  ') 
da  aber  in  den  FrpL.  an  einer  der  hier  in  Frage  stehenden  un- 
mittelbar vorhergehenden  Stelle  ^)  das  Wort  unzweifelhaft  von  dem 
Gesetzbuche  gebraucht  wird,  und  in  dem  gemeinen  Landrechte  bei 
der  in  Verbindung  mit  dem  lögmaör  genannten  „bök"  unzweifel- 
haft ebenfalls  zunächst  nur  an  die  „lögbök"  gedacht  werden  kann, 
erscheint  die  letztere  Deutung  als  die  richtigere.  Dabei  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  die  von  den  Frl)L.  dem  Priester  eingeräumte 
Stellung  zu  den  von  Erzbischof  Eysteinn  eingeführten  Neuerungen 
gehörte,    deren    an    der   hier   maßgebenden  Stelle  Erwähnung  getan 


^)  FrJ)L.  I,  2;  Landsl.,  J)ingfb.  3;  vgl.  Jdrns.  3  und  Jönsb.  3.  auch 
RjarkR.  3.  2)  Eigla,   57/123.  ^)  Kormaks  s.,    10/86—88. 

*)  GI)L.   3;  Landsl.,  |)ingfb.   2, 

•'')  FrJ)L.  1,  3;  Landsl.^  J)ingfb.  3;  vgl.  Jurns.  3  und  Jönsb.  3.  wo  aber 
beiderseits  der  „bok"  nicht  gedacht  wird.  «)  So  z.  B.   Fritzner.  h.  \. 

')  So  |)örÖr  Sveinbjarnarson  zur  Jarns.,  S.  5,  Anm.  6;  R.  Keyser, 
Rechtsgeschichte,  S.  170;  Hertzberg,  Grundtrcxkkene,  S.  129—30.         ^)  FrI)L.  I,  2. 
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wird,  und  es  stimmt  hierzu  recht  wohl,  daß  es  vor  dem  Jahre  1 164 
im  prändheimischen  zwar  lögboekr  oder  lögskrär,  aber  keine  lögbok 
als  solche  gab,  d.  h.  daß  zwar  Rechtsbücher  vorhanden  waren,  in 
denen  man  das  geltende  Recht  mehr  oder  minder  getreu  wieder- 
gegeben zu  finden  glaubte,  aber  keinen  offiziell  festgestellten  Legal- 
text, welcher  die  Entscheidung  bringen  konnte,  wxnn  jene  Rechts- 
bücher auseinandergingen,  wogegen  unter  K.  Magnus  Erlingsson  eine 
offizielle  Revision  jener  älteren  Rechtsaufzeichnungen  stattgefunden 
zu  haben  scheint,  welcher  dieselben  in  ein  formelles  Gesetzbuch  ver- 
wandelte. Berücksichtigt  man  übrigens,  daß  auch  das  isländische 
Recht  den  lögsögumaör  anwies,  mit  der  Glocke  das  Zeichen  zum 
Beginne  der  Gerichtssitzungen  zu  geben,  ^)-  so  liegt  die  Vermutung 
nahe,  daß  es  auch  in  Norwegen  vordem  ähnlich  gehalten  worden 
sein  werde,  und  daß  somit  erst  K.  Magnus  Erlingsson  im  Vereine 
mit  Erzbischof  Eysteinn  jenes  Geschäft  von  dem  lögmaör  auf  den 
Priester  übertragen,  und  diesem  sofort  auch  die  Fürsorge  für  das 
von  ihnen  neugeschaft'ene  Gesetzbuch  anvertraut  haben  werde,  wo- 
gegen dann  das  gemeine  Landrecht  die  in  hierarchischem  Sinne  ein- 
geführte Neuerung  wieder  aufgegeben  und  dafür  das  ältere  Recht 
wieder  in  Kraft  gesetzt  hätte,  nur  freilich  mit  einem,  übrigens  ganz 
im  Geiste  dieses  älteren  Rechtes  gehaltenen  Zusätze  in  Bezug  auf 
das  Gesetzbuch.  -)  Fastend,  d.  h.  nüchtern,  sollten  die  Leute  nach 
einem  von  Erzbischof  Eysteinn  herrührenden,  aber  im  gemeinen 
Landrechte  beibehaltenen  Gebote  zum  Ding  kommen,  und  weder 
Speise  noch  Trank  an  den  Ort  der  Versammlung  gebracht  werden."') 
Das  alte  Verbot,  Landherren  ohne  besondere  Verwilligung  der  Bauern 
in  die  lögretta  eintreten  zu  lassen,  kehrt  im  gemeinen  Landrechte 
nicht  wieder,  ^)  wohl  aber  der  Satz,  daß  außer  den  lögrettumenn 
niemand  innerhalb  der  vebönd  Platz  nehmen,  und  daß  umgekehrt, 
von  dringenden  Notfällen  abgesehen,  keiner  der  lögrettumenn  wäh- 
rend der  Sitzung  seinen  Platz  verlassen  dürfe.  Durch  besondere 
Strafbestimmungen  gewährt  das  gemeine  Landrecht  überdies  der 
lögretta  dem  Umstände  gegenüber  Schutz  für  den  ungestörten  Ver- 
lauf ihrer  Verhandlungen,  ^)  und  auch  diese  Bestimmung  dürfen  wir 
wohl  unbedenklich  als  dem  älteren  Rechte  entnommen  betrachten. 
Die  Aufgabe    der   lögretta    wird    in  den  Frl)L.  sowohl  als  im  ge- 

')  Kgsbk.   24/25.  2)  So  auch  llcrtzberg,  1.   c. 

^)   FrJ)L.  I,  3;  Lands!.,  J)ingfb.  3. 

^)  FrJ)L.  I,   2;   Landsl.,  I)ingfb.  3.  ^)  Landsl.,  pingfb.  3 
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meinen  Landrechte  zunächst  als  eine  richterliche  bezeichnet,  ')  und 
auch  der  von  ihren  Mitgliedern  zu  schwörende  Eid  war  nur  auf 
diesen  Punkt  gestellt  5  in  der  Eigla  konnte  dieselbe  eben  darum  ge- 
radezu als  dömr  bezeichnet  werden.  Indessen  schloß  sich  an  diese 
ihre  richterliche  Tätigkeit,  zumal  in  der  älteren  Zeit,  noch  ein  sehr 
bedeutender  Einfluß  auf  die  Gesetzgebung,  Politik  und  Verwaltung 
des  Reiches  an,  welcher  nur  darum  von  jener  ersteren  nicht  scharf 
unterschieden  w^urde,  weil  man  die  Ausdrücke:  dcema,  dömr  u.  dgl. 
überhaupt  für  alle  und  jede  Beschlüsse  und  deren  Fassung  zu  ge- 
brauchen pflegte.  Die  Verhandlungen  vor  derselben,  welche  freilich 
in  Norwegen  ebensogut  wie  auf  Island  in  älterer  Zeit  oft  genug 
durch  Waffengewalt  gestört  wurden,  verliefen  der  Regel  nach  sehr 
schlicht  und  einfach.  Die  Beteiligten  vertraten  ihre  Meinungen  und 
Interessen  in  mündlicher  Rede  und  Gegenrede;  selbst  die  Könige 
und  Jarle  pflegten  vorkommendenfalls  selbst  zu  den  Bauern  zu 
sprechen,  oder  doch  durch  ihre  Beamten,  vorab  den  stallari,  sprechen 
zu  lassen.  Beifälliges  Gemurmel  (göör  römr)  begrüßte  den  Redner, 
wenn  er  dem  versammelten  Volke  genehm  sprach,  wogegen  dieses 
durch  Schweigen  (l^ögn),  oder  selbst  durch  lautes  Brummen  (kurr) 
sein  Mißfallen  zu  erkennen  gab.  In  politischen  Fragen  treten  na- 
türlich zumeist  einzelne  hervorragende  Männer  als  Wortführer  der 
Menge  auf,  mochte  nun  deren  Beruf  hierzu  auf  ihrer  Geburt,  ihrem 
Reichtume,  ihrem  höheren  Alter  oder  ihrer  vorzugsweisen  Begabung 
beruhen;  schwierigere  Fragen  werden  auch  wohl  seitens  der  ange- 
sehensten Männer  unter  den  Anwesenden  einer  Vorberatung  unter- 
zogen, wobei  dann  deren  Ergebnis  von  der  Versammlung  einfach 
angenommen  zu  werden  pflegte.  Die  Leitung  gerichtlicher  Ver- 
handlungen dagegen  liegt  wesentlich  in  der  Hand  der  Parteien 
selbst,  welche,  wie  sie  ihren  Gegner  zu  laden  und  ihre  Zeugen  oder 
Eidhelfer  auszuwählen  und  mitzubringen  hatten,  so  auch  während 
des  Laufes  der  Verhandlungen  durch  die  von  ihnen  gestellten  An- 
träge das  Gericht  in  Bewegung  setzten,  welches  seinerseits  auf  die 
Prüfung  und  Verbescheidung  dieser  Anträge  beschränkt  war.  Das 
nähere  über  den  Verlauf  der  Gerichtsverhandlungen  wird  später  noch 
zu  erörtern  kommen;  doch  mag  bereits  hier  bemerkt  werden,  daß 
Hertzberg  meines  Erachtens  mit  Unrecht  aus  einer  Stelle  der  Frl)L. 
den  Schluß  zieht,  man  habe  an  den  unteren  Dinggerichten,  und  dann 
doch  wohl  auch  am  lögjjinge,  ebenso  wie  es  auf  Island  zulässig  war. 


*)  Fr{)L.  I,  2;  Landsl.  I)ingfb.  4. 
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die  Urteilsfällung  verschieben  können,  bis  die  Beweisaufnahme  in 
allen  am  Dinge  anhängigen  Sachen  durchgeführt  gewesen  sei.')  Die 
von  ihm  in  Bezug  genommene  Stelle  spricht  nämlich  nur  vom 
örvarln'nge,  und  auch  von  diesem  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß 
ein  solches  von  mehreren  bei  einem  und  demselben  Kampfe  Be- 
teihgten  gleichmäßig  berufen  worden  war;  es  ist  aber  klar,  daß  in 
solchem  Falle  schon  die  Konnexität  der  beiderseits  angelegten  Rechts- 
sachen als  solche  jede  Urteilsfällung  vor  beiderseits  durchgeführtem 
Beweisverfahren  verbieten  mußte,  ohne  daß  darum  das  Gleiche  auch 
für  alle  anderen  Fälle  angenommen  zu  werden  brauchte,  und  der 
Berufung  auf  das  isländische  Verfahren  dürfte  die  Tatsache  im  Wege 
stehen,  daß  von  einer  reifing,  wie  sie  dort  das  Verschieben  des  Ur- 
teilsspruches allein  möglich  machte,  im  norwegischen  Prozesse  nicht 
die  geringste  Spur  zu  entdecken  ist.  Die  Beschlußfassung  am  lög- 
l)inge  erfolgte,  und  zwar  in  gerichtlichen  wie  in  nichtgerichtlichen 
Fällen,  durch  väpnatak,-)  oder,  wie  auch  wohl  gesagt  wird,  durch 
jjingtak^)  oder  löfatak.  ^)  In  den  Rechtsquellen  sowohl  als  in 
den  Geschichtswerken  oft  genug  erwähnt,  bezeichnet  der  erstgenannte, 
neuerdings  vielfach  erörterte  Ausdruck  ^)  in  der  norwegischen  Rechts- 
sprache das  Emporheben  und  allenfalls  auch  Zusammenschlagen  der 
Waffen,  durch  welches  die  am  Dinge  Anwesenden,  und  zwar  inner- 
halb sowohl  als  außerhalb  der  lögretta,  ihre  Zustimmung  zu  einem 
Antrage  gaben,  und  zwar  ganz  gleichviel,  ob  es  sich  dabei  um  einen 
Beschluß  (dömr)  über  eine  Königswahl  und  Huldigung,  um  die  An- 
nahme eines  Gesetzes,  die  Erlassung  eines  Urteiles,  oder  die  Bestä- 
tigung der  Übertragung  von  Liegenschaften  handle.  Diese  Bedeutung 

')  FrI)L.  V,   7;  Hertzberg,  S.  130— i. 

'^)  G|)L.  267  und  292;  Fr{)L.  V,  46;  vgl.  Heims  kr  Magnüss  s.  ErHngs- 
sonar,  10787—8  und  FMS.  VII,  2/293,  während  Fa  grs  k.  263/175  hier  eine  Lücke 
hat;  ferner  Sverris  s.,  16/4I  und  jüngere  Dreikönigssage,  S.  78.  Ebenso  in 
den  neueren  Gesetzen:  Lands!.,  |)ingfb.  5;  BjarkR.  4;  Jarns.  5;  Jönsb.  5; 
Verordnung  des  K.  Haken  Magnussen  II,  Norges  gamle  Love,  III,  S.  206. 

^)  Landsl.,  Krb.  3;  Jarns.  3;  Jönsb.  3;  HirÖskra,  i;  Übereinkunft  von 
1302,    Lagasafn,  I,  23. 

*)  Ärna  bps.  s.,  29/721,  42/735  und  61/763;  Diplom,  Island.  I,  635; 
BjarkR.,  Boejarsk.  2;  Verordnung  von  1280,  §  28,  vom  2.  Mai  1313  und  vom 
24.  Januar  1377,  in  Norges  gamle  Love,  III,  S.  10,99  und  196;  vgl.  auch  Fr  |)  L. 
Einleitung,  22:  handtakin  a  P^yrafungi. 

^)  vgl.  Svend  Grand tv ig,  Om  de  gotiskc  folks  vaabened,  Kopenh.  1871  ; 
meine  Besprechung  dieser  Schrift,  in  der  Germania,  XVI;  G.  Djurklon,  Om 
väpentaget  säsom  laglig  Bekräftelseform  i  Sverige,  Stockholm  1872;  Hertzberg, 
S.  148-55. 
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des  Wortes  wird  teils  durch  die  Vergleichung  des  Ausdruckes  löfatak, 
der  ja  auch  nur  die  in  gleichem  Sinne  gebrauchte  Erhebung  der 
Hände  oder  das  Händeklatschen  bezeichnen  kann,  teils  aber  auch 
durch  den  ausdrücklich  ausgesprochenen  Satz  sichergestellt,  daß, 
wenn  es  gilt,  die  Richter  wegen  widerrechtlicher  Fällung  eines  Er- 
kenntnisses zu  strafen,  jeder  als  straffällig  zu  behandeln  sei,  der  bei 
dem  Urteilsspruche  seine  Waffen  in  die  Höhe  gehalten  habe ;  ^)  aber 
allerdings  ist  dabei  zu  bemerken,  daß  auf  Island,  wo  seit  dem  Jahre 
II 54  das  Tragen  der  Waffen  am  Alldinge  verboten  worden  war, 
der  Ausdruck  in  der  Zeit  des  Freistaates  nur  noch  den  Schluß  der 
Dingzeit  bezeichnet,  -)  soferne  derselbe  nicht  etwa  einmal  ganz  ver- 
einzelt in  einer  von  norwegischem  Rechtsbrauche  handelnden  Stelle 
eines  isländischen  Rechtsbuches  "')  im  norwegischen  Sinne  gebraucht 
wird,  und  erst  in  der  Zeit  nach  der  Vereinigung  mit  Norwegen 
kommt  auch  hier  mit  dem  norwegischen  Gerichtswesen  auch  die 
norwegische  Rechtsterminologie  auf.  Mit  Unrecht  haben  einzelne 
Schriftsteller'^)  den  norwegischen  und  den  isländischen  Gebrauch  als 
einen  wesentlich  gleichartigen  behandeln  wollen.  Übrigens  wurde 
auch  in  Norwegen,  wenigstens  seit  der  Bannverordnung  des  K.  Sverrir 
vom  Jahre  1190  das  Mitbringen  von  Waffen  zum  Dinge  sowohl  als 
in  die  Kirche  als  verboten  betrachtet,  '^)  und  in  den  späteren  Gesetzen 
wird  das  Verbot  ausdrücklich  wiederholt;^)  indessen  läßt  sich,  wie 
Hertzberg  ^)  bereits  richtig  bemerkt  hat,  der  scheinbare  Widerspruch 
zwischen  diesem  Verbote  und  dem  Gebrauche  des  väpnatak  beseitigen, 
wenn  man  bemerkt,  daß  das  erstere  sich  nicht  auf  alle  Arten  von 
Waffen  erstreckte,  ^)  und  daß  somit  trotz  desselben  den  Dingleuten 
immer  noch  erlaubte  Waffen  zur  Verfügung  standen,  durch  deren 
Erhebung  dem  alten  Gebrauche  Genüge  geschehen  konnte. 


§  5.     Die   Dingversammlungen  geringerer  Verbände. 

Sehr  häufig  sprechen  unsere  Rechtsbücher  schlechtweg  von  dem 
|)ing,  ohne  jede  nähere  Bezeichnung  der  Art  von  Dingversamm- 
lungen,   welche    sie    dabei    im  Sinne    haben.     Man    wird    in    solchen 

^)  FrI)L.  V,   7.  '-^j  vgl.  mein  Island,  S.  167—8.  ^)  Kgsbk.  248/19O. 

■*)  z.  B.  Fr.  Brandt  in  der  Tidsskrift,  V,  105;  Keyser,  S.  160 — i;  Asche - 
houg,  S.  64.  •'^j  Norges  gamle  Love,  I,  409. 

«)  Landsl.,  l)ingfb.   5;  Jarns.  4,  vgl.  5;  Jönsb.   5. 
')  1.   c.  S.    155.  ^)   vgl.   FrJ)L.  II,    10. 
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Phallen  an  die  Dingbezirke  der  engsten  Kreise  zu  denken  haben,  also 
im  prandheimischen  an  das  fylkisl)ing,  in  den  übrigen  Teilen  des 
Reiches  aber  an  das  hcraös|)ing,  wie  denn  auch  der  Ausdruck  |)inghä 
oder  ])  1  n  g  s  ö  k  n ,  der  seiner  Wortbedeutung  nach  ebensowohl  auf 
das  fylki  wie  auf  das  hcraö  Anwendung  finden  könnte,  regelmäßig 
doch  nur  für  das  letztere,  oder  allenfalls  auch  für  Bezirke  gebraucht 
worden  zu  sein  scheint,  welche  sich  durch  eine  spätere  Spaltung, 
sei  es  nun  des  Volklandes  oder  des  Gaues,  bildeten.  Das  Ding  in 
diesem  Sinne  unterschied  sich  aber  in  mehreren,  tief  eingreifenden 
Beziehungen  von  dem  lögj^inge.  —  Wiederholt  stellen  die  G1)L.  die 
Regel  auf:  „sä  skal  ]iing  kenna,  er  l^arf,  ef  hann  vill  jjat",  „nü  skal 
hverr  l>ingi  räöa,  er  [jings  J)ykkist  j^urfa",  ')  d.  h.  das  Ding  kann  von 
jedem  berufen  werden,  der  eines  solchen  bedarf,  und  auch  die 
Frl)L.  setzen  voraus,  daß  das  Ding  ganz  unverhofft  eintreffen,  und 
dadurch  mit  anderen  Rechtshandlungen  in  Kollision  treten  kann, 
welche  vorher  schon  auf  denselben  Tag  anberaumt  worden  waren, 
an  welchem  es  gehalten  werden  soll. "')  Zusammengeboten  wurde 
das  Ding  in  derselben  Weise,  in  welcher  man  das  Volk  auch  zu 
anderen  Zwecken  aufzubieten  pflegte,  nämlich  durch  das  Aussenden 
eines  Stabes,  welcher,  von  Hof  zu  Hof  getragen,  als  Symbol  der 
Ladung  diente,  und  welcher  je  nach  dem  Zwecke,  zu  welchen  diese 
erging,  eine  verschiedene  Gestalt  zeigte.  Gilt  es,  einem  feindlichen 
Angriffe  gegenüber  das  Volk  unter  die  Waffen  zu  rufen,  so  läßt  man 
den  Heerpfeil  (herör)  ausfahren,  und  zwar  wird  ein  eiserner  Pfeil  auf 
geradestem  Wege  von  einer  Landesgrenze  zur  anderen  von  einem 
Landherrn  zum  anderen  befördert,  dann  aber  von  jedem  Landherrn 
wieder  je  ein  Holzpfeil  in  seiner  Gegend  herumgesandt.  •^)  Handelt 
es  sich  um  eine  Ladung  zur  Kirche,  so  soll  der  Priester  ein  Kreuz 
schneiden  und  aussenden;*)  das  Ding  aber  wird  durch  eine  Ding- 
ladung (liingsboö)  berufen,  welche  selbst  wieder  je  nach  Verschieden- 
heit der  Fälle  etwas  verschieden  geartet  war.  Wenn  die  Verfolgung 
von  vigsakir  in  Frage  stand,  trug  dieselbe  ebenfalls  wieder  die  Ge- 
stalt eines  Pfeiles ;  ^)  deren  regelmäßige  Gestalt,  wie  sie  wohl  auch 
bei  Ladungen  zu  administrativen  Zwecken,  z.  B.  zum  Schiffszuge,  ^) 
zur  Stellung  von  Vorspann    an    den  König '')    u.  dgl.  m.  üblich  war. 


')  G  J)  L.  35  ;    131.     So  auch  nach   den  Lands!.,  Landsleigub.  56. 

'-)  Fr|)L.  X,  3.  3)  GI)L.  312;  FrI)L.  V,  2,  ind. ;  Landslög,  Land- 

varnarb.  3,  *)  G|)L.  19  ;  Fr  J)  L.  II,  22  ;  B|)L.  I,    13;  E  J)L.  I,  lo — 1 1  u.  dgl.  m. 

■'')  GJ)L.    151,    156  und   160;    Fr|)L.  IV,    7    und    29;    Landsl.,    Mannh.    ii; 
Järns.   10  und   17 — 19.  ^)  G{>L.   304.  ')  Fr{)L.  Einleitung,   19. 
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ist  uns  dagegen  nicht  bekannt.  Daraus,  daß  auf  Island  die  Ladung 
zum  manntals|)inge  noch  heutigen  Tages  vielfach  durch  Herumtragen 
einer  kleinen  hölzernen  Axt  erfolgt,  ')  könnte  man  allenfalls,  da  auch 
in  anderen  germanischen  Ländern  die  Axt  als  Ladungszeichen  ge- 
braucht wurde,  den  Schluß  ziehen,  daß  gerade  sie  beim  |)ingsboö 
üblich  gewesen  sein  möge;  jedenfalls  aber  unterschied  sich  die  ge- 
wöhnliche Dingladung  sehr  scharf  von  der  Pfeilladung,  da  der  Fall 
besprochen  werden  kann,  da  jemand  den  Pfeil  schneidet,  während 
er  ein  ))ingsboö  hätte  schneiden  sollen,  -)  oder  wieder  erzählt  werden 
mag,  wie  einmal  die  Bauern  ein  vom  syslumaör  erlassenes  |)ingboö 
eigenmächtig  in  eine  herör  verwandelten.  ^)  Allerdings  läßt  sich  die 
Frage  aufwerfen,  ob  nicht  vielleicht  neben  den  eigens  geladenen 
Dingversammlungen  auch  noch  andere  vorkamen,  die  an  gesetzlich 
bestimmten  Tagen  zusammentraten,  und  somit  von  Rechtswegen 
regelmäßig  wiederkehrten.  Mehrfache  Bestimmungen  in  den  Rechts- 
büchern zeigen,  daß  man,  wenn  zwar  jeder  ein  Ding  berufen  konnte, 
der  eines  solchen  bedurfte,  doch  in  der  Regel  Anstand  nahm,  die 
Genossen  ohne  Not  zu  bemühen,  und  daß  man  somit  gerne  abwartete, 
bis  ohnehin  ein  solches  zusammentrat ;  *)  aber  damit  ist  eben  doch 
noch  keineswegs  gesagt,  daß  das  Ding,  auf  welches  man  wartete, 
gerade  ein  ehehaftes  sein  mußte,  und  die  zweite  der  angeführten 
Stellen  setzt  vielmehr  umgekehrt  ausdrücklich  voraus,  daß  dasselbe 
durch  einen  anderen  Interessenten  berufen  worden  sei.  Neuere 
Schriftsteller  haben  sich  nun  aber  mehrfach  darauf  berufen,  ^)  daß 
das  gemeine  Landrecht  sowohl  ein  miöföstul)ing  kennt,  welches,  wie 
bereits  sein  Name  zeigt,  um  die  Mitte  der  langen  Fasten  abgehalten 
wurde,  als  auch  ein  syslumannaj^ing,  welches  vier  Wochen  nach  dem 
lög])inge,  also  etwa  im  August  zusammenzutreten  hatte,  ^)  daß  ferner 
auch  in  späteren  Urkunden  ein  värl)ing  sowohl  ')  als  ein  haustliing 
erwähnt  wird,  ^)  daß  endlich  auch  das  isländische  Recht  von  dem 
Zeitpunkte  an,  in  welchem  die  Bezirksverfassung  der  Insel  überhaupt 
geordnet  wurde,  in  jeder  |)ingsökn  zu  gesetzlich  bestimmter  Zeit  ein 
värjiing  und  ein  haust|)ing  abhalten  ließ.  Indessen  ist  die  Bezug- 
nahme   auf  Island   von    wenig  Wert,    soferne    dort    gebotene    Dinge 


^)  Päll  Vi  dal  in,  s.  v.   örvar{)ing,  654;  GuÖbrandrVigfüsson,  s.  v.  bo<>. 
^)  FrJ)L,  V,   12;  Jarns.,  Mannh.   21.  *)  Hakonar  s.   cramla,  32/271. 

*)  vgl.  z.  B.  G|)L.  35;  EI)L.  I,  30;  II,  26. 

^)   Fr.  Brandt,  ang.  O.,  S.  102;   R.  Keyser,  S.  161  ;  Hertzberg,  S.  II4 — 10. 
^)  Landsl.,  J)ingfb.   i    und   7;   vgl.  Landslb.  44.  ')  D  i  p  1  o  m.   n  or- 

veg.,  III,  860;627  (I463).  ^j  ebenda,  II,  772/581   (1446). 


§  5-     Die  Dingversammlungen  geringerer  Verbände.  -jc 

vollständig  fehlten,  und  somit  ungebotene  auch  in  dem  Pralle  schlechter- 
dings eingeführt  werden  mußten,  da  man  von  solchen  in  Norwegen 
noch  nichts  gewußt  haben  sollte;  zwei  vereinzelte  Belege  aus  dem 
13.  Jahrhundert  sind  ferner  sehr  wenig  geeignet,  einen  Schluß  auf  die 
Zeit  der  alten  Provinzialrechte  zu  begründen,  und  überdies  kann  ein 
„a  helgone  messo  aftan",  d.  h.  am  31.  Oktober  gehaltenes  Herbstding 
unmöglich  mit  jenem  syslumanna|)inge  identisch  gewesen  sein,  welches, 
wie  oben  bemerkt,  im  August  zusammenzutreten  hatte;  endlich 
scheint  auch  dieses  syslumannal)ing  lediglich  der  isländischen  leiö 
nachgebildet  zu  sein ,  wobei  die  Järnsiöa  das  Mittelglied  gebildet 
haben  dürfte,  ^)  und  kann  dasselbe  demnach  nicht  vor  dem  gemeinen 
Landrecht  in  Norwegen  aufgekommen  sein.  Etwas  anders  steht  die 
Sache  freilich  bezüglich  des  Frühlings-  oder  Mittfastendinges.  Wir 
hören  nämlich  von  einem  väpnajiinge,  welches  der  syslumaör  des 
Königs  alljährlich  im  Frühjahre  abzuhalten  hatte,  ^)  und  in  geschicht- 
lichen-Quellen  ist  gelegentlich  ein  paarmal  von  einem  „gagndaga|jing" 
die  Rede,  welches,  sei  es  nun  zu  Unarheimr  oder  zu  Hamarr  im 
Hamarsfjörör,  im  Höröafylki  gehalten  wurde ;''^)  berücksichtigt  man 
nun,  daß  die  gagnfasta  im  Bezirke  des  Gulaliinges  unzweifelhaft  die 
lange  Fasten  bezeichnete,  *)  so  wird  kaum  bezweifelt  werden  können, 
daß  dieses  gagndagajting  mit  dem  miöföstul^inge  identisch,  und  mög- 
licherweise gerade  jenes  väpna|)ing  gewesen  sei,  welches  „of  vär"  ge- 
halten werden  sollte.  Dabei  darf  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß 
die  soeben  besprochenen  Bestimmungen  der  GI)L.  über  dieses  väpna- 
|)ing  auch  noch  auf  die  Haltung  eines  anderen  Dinges  im  Herbste 
hinzudeuten  scheinen,  und  insoweit  wäre  demnach  allerdings  für  ein 
im  Frühjahre,  und  vielleicht  sogar  für  ein  im  Herbste  regelmäßig 
zu  haltendes  Ding  einiger  Beweis  erbracht.  Aber  freilich  handelt  es 
sich  dabei  um  ein  Ding,  welches  zunächst,  gleich  dem  manntalsj^inge, 
welches  für  die  Ausgleichung  der  Heerlast  in  den  Seebezirken  zu 
sorgen  hatte,  ^)  ledighch  zu  militärischen  Zwecken  zu  dienen  hatte, 
und  an  welchem  demnach  Prozeßsachen  nur  etwa  beiläufig  verhandelt 
werden  konnten,  wie  dies  K.  Hakon  gamli  bezüglich  des  skipreiöu- 
])inges  ausdrücklich  gestattete;**)    überdies  ist  aber  auch  damit,    daß 


')  Järns,,  |)ingfb.   5.  -')   G  J)  L.  309;   Landsl.,  Landvb.   12;   vgl. 

Diplom,  norveg.  I,  638/457 — 8  (14 12). 

^)  Inga  s.  Haraldssonar,  8/217  ^^^^  IMagniiss  s.  F.  r  1  in  gss  o  ar ,  1 6/3 10 
(PMS.  VIIj;  licimskr.  7/731  und  25/799;  M  o  r  k  i  n  s  k.  216;  Fagrsk.  257/170;  vgl. 
272/181.  *)  G|)L.  21   und  27.  -^j   FrJ)L.  Vll,   8;  vgl.   GI)L.  296—7. 

^)  Fr{)L.   Einleitung,  23. 
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die  Versammlung  in  einer  bestimmten  Jahreszeit  zusammentreten 
sollte,  noch  keineswegs  gesagt,  daß  dieselbe  nicht  dennoch  einer 
Ladung  bedurfte,  wie  dies  ja  bezüglich  des  EyraJ)inges  im  {)ränd- 
heimischen  oben  bereits  darzutun  war,  so  daß  also  die  obige  Be- 
weisführung auch  nach  dieser  Seite  hin  den  Satz  unberührt  läßt, 
daß  das  Ding  in  den  engeren  Kreisen  stets  nur  ein  gebotenes  war. 
—  Auch  die  kleineren  Dingverbände  haben  ihre  bestimmte  Ding- 
stätte (|3  i  n  g  s  t  ö  ö),  an  welcher  ihre  Versammlungen  regelmäßig  ab- 
zuhalten waren;  indessen  konnte  das  Ding  unter  besonderen  Um- 
ständen auch  wohl  an  einen  anderen  Ort  berufen  werden,  wie  denn 
zumal  das  örvarjnng  auch  an  dem  Orte  der  begangenen  Tat  oder 
am  Grabe  des  Erschlagenen  abgehalten  werden  mochte.  ^)  Die 
Ladung  ging  der  Regel  nach  auf  fünf  Nächte  hinaus,  und  konnte 
darum  die  Versammlung  auch  geradezu  als  fimtarl^ing  bezeichnet 
werden ;  -)  aber  auch  in  dieser  Beziehung  hat  wieder  das  örvar|)ing 
seine  eigene  Regel,  indem  dasselbe,  wenn  anders  der  Pfeil  noch  am 
Tage  der  begangenen  Tat  ausgefahren  war,  noch  auf  denselben  oder 
doch  spätestens  auf  den  nächstfolgenden  Tag  angesagt  werden  mochte.^) 
Dabei  waren  prinzipiell  alle  Bauern  zum  Dingbesuche  verpflichtet 
nach  der  Regel:  „hverr  böndi  er  skyldr  at  scekja  heraösjjing",  *)  und 
trifft  jeden  eine  Buße  (|3ingviti),  der  entweder  die  Ladung  nicht  ge- 
hörig weiter  befördert  oder  selbst  ohne  ehehafte  Not  ausbleibt ;  ''*) 
nur  die  Witwen  und  die  wegen  körperlicher  Schwachheit  zur  Ding- 
reise nicht  Befähigten  waren  schlechthin  von  der  Verpflichtung  zum 
Erscheinen  entbunden,  und  überdies  waren  diese  für  die  einvirkjar, 
d.  h.  diejenigen  Bauern,  welche  ihren  Hof  mit  ihrer  eigenen  Hand 
bebauten,  ohne  dabei  durch  einen  vollgültigen  Dienstboten  unter- 
stützt zu  werden,  insoweit  ermäßigt,  als  dieselben  nur  gewisse  ganz 
besonders  wichtige  Versammlungen  besuchen  mußten,  nämlich  das 
manndräpsjiing,  das  konüngsl^ing  und  das  manntalsln'ng.  ^)  Jedoch 
hat  jene  Regel  keineswegs  den  Sinn,  daß  das  Erscheinen  aller  Ding- 
pflichtigen auch  wirklich  nötig  gewesen  wäre,  um  am  Dinge  rechts- 


^)  G|)L.  151.  Zwei  weitere  von  Hertzberg,  S.  113,  Anm.  4  hierher  gezogene 
Stellen,  nämlich  G{)L.  79  und  Fr|)L.  X,  II,  gehören  nicht  hierher,  da  sie  vom 
skiladömr  handeln. 

-)  vgl.  z.  B.  GI)L.  184;  FrI)L.  V,  7  und  IV,  7;  Jarns.,  Mannh.  14;  vgl. 
GI>L.  35.  ^)  G|)L.   151;  in  FrJ)L,  V,  2 — 5  sind  zw^ar  die  betreffenden  Artikel 

ausgefallen,  jedoch  lassen  sie  sich  aus  J^rns.,  Mannh.   18  ergänzen. 

*)  B|)L.  I,   17;  11,  26;  III,  23.  5)  GI)L.   131   und    161. 

«)  GI)L.   131;  vgl.  309. 


§  5«     Die   Dingversammlungen  geringerer  Verbände.  'in 

gültig  verhandeln  und  beschließen  zu  können;  es  genügte  vielmehr 
zu  solchem  Behufe  der  Regel  nach  die  Anwesenheit  eines  Viertels 
derselben,  und  beim*  örvar|)inge,  wenn  solches  am  Orte  der  Tat  und 
nicht  an  der  gewöhnlichen  Dingstätte  gehalten  wurde,  sogar  die 
Anwesenheit  von  nur  27  Bauern.^)  Von  der  Ernennung  eines  engeren 
Ausschusses  zum  Behufe  der  Rechtsprechung  ist  an  diesen  kleineren 
Dingversammlungen  nicht  die  Rede,  und  es  kann  darum  die  lögretta 
des  lögliinges  den  am  heraösl)inge  und  fylkis|)inge  urteilenden  [Jing- 
menn  gegenüber  geradezu  in  Gegensatz  gebracht  wxrden ;  -)  dem- 
gemäß weiß  ich  auch  von  einer  den  vebönd  entsprechenden  Um- 
h  e  g  u  n  g ,  wie  Hertzberg  eine  solche  annehmen  will,  ^)  keine  Spur 
zu  finden.  Der  In'nghringr,  von  welchem  einmal  gesprochen  wird,*) 
kann  recht  gut  auch  nur  auf  die  ringförmig  zusammenstehende  Ver- 
sammlung selbst  bezogen  werden,  wie  ja  auch  bei  uns  in  Deutsch- 
land der  Ausdruck  Dingring  in  diesem  Sinne  gebraucht  wird,  und 
in  nordischen  Quellen  der  Ausdruck  mannhringr  nicht  eben  selten 
in  gleicher  Bedeutung  gebraucht  steht.  ^) 

Das  bisherige  wird  genügen,  um  die  tiefgreifenden  Unter- 
schiede erkennen  zu  lassen,  welche  zwischen  dem  lögj)inge  und 
den  Dingversammlungen  der  engsten  Kreise  bezüglich  ihrer  Ver- 
fassung bestanden.  Während  das  lögl)ing  wesentlich  ein  ehehaftes 
Ding  ist,  nur  einmal  im  Jahre  zu  gesetzlich  bestimmter '  Zeit  zu- 
sammentritt, und  außerdem  nur  vom  Könige  ganz  besonderer  Um- 
stände halber  etwa  auch  einmal  außer  der  Zeit  und  an  anderer  als 
der  gewöhnlichen  Dingstätte  versammelt  werden  kann,  ist  jenes  ge- 
ringere Ding  ebenso  wesentlich  ein  gebotenes;  wer  dessen  bedarf, 
mag  es  berufen,  und  ohne  besondere  Berufung  versammelt  es  sich, 
wenigstens  zu  gerichtlichen  Zwecken,  niemals,  —  wenn  ferner  die 
Versammlung  zwar  regelmäßig  an  der  ein-  für  allemal  hergebrachten 
Dingstätte  zusammentritt,  so  kann  dieselbe  doch  je  nach  Umständen 
auch  an  einen  anderen  Ort  berufen  werden.  Während  ferner  zum 
lög])inge,  von  den  Beamten  geistlichen  und  weltlichen  Standes  ab- 
gesehen, zunächst  nur  von  den  königlichen  Beamten  ernannte  Ver- 
treter der  einzelnen  Landschaften  in  gesetzlich  bestimmter  Zahl  sich 

^)   G|)L.    151;  Jarns.,   Mannh.    l8. 

-)  GJ)L.  266;  vgl.  auch,  was  unten  noch  über  die  Erfordernisse  eines  voll- 
gültigen Beschlusses  zu  sagen  sein  wird. 

^)  Grundtra'kkene,  S.  114.  •*)  G{)L.  240.  ■*)  z.  B.  IsfirÖinga  s.,   7/20; 

Hölmverja  s.,  35/104;  andere  Belege  gibt  GuÖbrandr  Vigfüsson,  h.  v.,  der 
auch  s.  V.  jjinghringr  richtig  definiert:  ,,the  assembly  standing  in  a  circle". 
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einzufinden  haben,  ist  von  nefndarmenn  an  den  kleineren  Ding- 
versammlungen nicht  die  Rede,  vielmehr  die  Dingpflicht  den  sämt- 
lichen Bauern  auferlegt,  mit  einer  wenig  umfassenden  und  zugleich 
prinzipiell  durchaus  bedeutungslosen  Einschränkung  zugunsten  der 
kleineren  oder  sonst  der  Schonung  bedürftigen  Leute.  Während 
endlich  am  lög|)inge  aus  dem  Kreise  der  Erschienenen  durch  einen 
weiteren  Ernennungsakt  erst  wieder  eine  geringere  Zahl  von  Leuten 
ausgeschieden  wird,  welche  in  legislativen  wie  judiziellen  Fällen  in 
Vertretung  der  Gesamtgemeinde  zunächst  allein  die  Beschlüsse  faßt, 
ist  auch  von  der  Bestellung  einer  lögretta  an  den  unteren  Ding- 
versammlungen nicht  die  Rede,  vielmehr  auch  in  dieser  Richtung 
der  Grundzug  der  Dingverfassung  ein  ungetrübt  demokratischer.  Es 
fragt  sich  nun,  wie  weit  sich  in  Bezug  auf  diese  sehr  wesentlichen 
Differenzpunkte  die  mittleren  Dingversammlungen,  also  das 
zweier  fylkna  l)ing  und  vier  fylkna  |)ing  im  I)rändheimischen,  und 
das  fylkisl^ing  in  den  übrigen  Dingverbänden  den  für  das  lög|)ing, 
oder  aber  den  für  die  geringeren  Dingversammlungen  geltenden 
Grundsätzen  anschlössen.  Direkt  beantworten  unsere  Quellen  diese 
Frage  nicht;  indessen  scheint  dieselbe  auf  indirektem  Wege  sich 
dennoch  zu  einer  ganz  befriedigenden  Lösung  bringen  zu  lassen. 
Zunächst  ist  von  regelmäßig  wiederkehrenden  Versammlungen  jener 
größeren  Bezirke  nirgends  die  Rede,  und  da  überdies  im  I)ränd- 
heimischen  wenigstens  jeder  Bauer  nach  Bedarf  den  Heerpfeil  über 
zwei,  vier  oder  selbst  alle  acht  Volklande  ausfahren  lassen  konnte/) 
liegt,  wie  bereits  Hertzberg  treffend  bemerkt  hat,  ^)  alle  Wahrschein- 
lichkeit dafür  vor,  daß  auch  die  Dingversammlungen  von  je  zwei 
oder  vier  Volklanden  je  nach  Bedarf  von  einem  solchen  zusammen- 
berufen werden  konnten.  Ebenso  ist  aber  auch  von  der  Ernennung 
von  nefndarmenn  sowohl  als  von  lögrettumenn  an  jenen  mittleren 
Dingversammlungen  niemals  die  Rede,  und  was  über  die  Voraus- 
setzungen gesagt  wird,  unter  denen  der  Zug  an  die  höheren  Ge- 
richte genommen  werden  konnte,  läßt  überdies  deutlich  erkennen, 
daß  die  Gesamtheit  der  Dingleute  es  war,  welche  an  den  mittleren 
wie  unteren  Dingen  die  Urteile  sprach.  Im  Bereiche  des  Gula|3inges 
ging  der  Zug  vom  fjöröüngs|)inge  zum  fylkis|)inge,  und  von  diesem 
zum  Gulajiinge ;  '^)  aber  wiederholt  wird  dabei  ausgesprochen,  daß 
vom    fylkis|)inge    wenigstens    der  Zug    nur  unter  der  Bedingung  ge- 
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nommen  werden  könne,  daß  ein  Viertel  der  Dingleute  (fjöröüngr 
manna,  fjöröüngr  |)ingmanna)  sich  mit  aller  Bestimmtheit  für  den 
unterliegenden  Teil  erklärt.  Im  prändheimischen  dagegen,  wo  das 
fylkis])ing  das  unterste  war,  konnte  der  Zug  an  das  zweier  fylkna  f>ing 
nur  genommen  werden,  wenn  mindestens  ein  Viertel  der  Dingleute 
für  den  Unterliegenden  war,  ^ )  und  offenbar  galt  ganz  dasselbe  auch 
für  den  Zug  vom  zweier  fylkna  \nng  zum  vier  fylkna  [»inge  und 
von  diesem  zum  lögliinge,  wie  denn  auch  nur  bezüglich  dieses  letz- 
teren einer  lögretta  Erwähnung  getan  wird.  Erinnert  man  sich  nun, 
daß  ein  unterstes  Ding  als  legal  besetzt  galt,  sowie  ein  Viertel  der 
Dingleute  sich  an  demselben  eingefunden  hatte,  '^)  und  daß  ein  Ge- 
rücht als  gaukundig  (heraösfleytt)  galt,  sobald  ein  Viertel  der  Ding- 
leute aus  dem  betreffenden  Gaue  darum  waißte,  ■^)  so  ist  klar,  daß 
bei  den  unteren  und  mittleren  Dingversammlungen  ganz  gleichmäßig 
die  Gesamtheit  der  zum  Dingbesuche  Verpflichteten,  beziehungsweise 
der  am  Dinge  Anwesenden  die  Grundlage  der  Berechnung  abgaben, 
wenn  es  galt  festzustellen,  ob  ein  Dingbeschluß  oder  ein  Ding- 
zeugnis als  rechtsbeständig  zu  betrachten  sei,  und  daß  somit  sie  alle 
als  an  der  Beschlußfassung  oder  Zeugnisablegung  beteiligt  angesehen 
wurden.  Übrigens  kennt  das  gemeine  Land  recht  zwischen 
dem  heraös|)inge  und  dem  lögjiinge  überhaupt  keine  Zwischenstufen 
mehr,  und  das  fylkisjiing  insbesondere  kommt  demnach  in  der  spä- 
teren Zeit  nur  noch  in  denjenigen  Landschaften  vor,  wo  es,  wie  z.  B. 
in  Hälogaland,  mit  dem  lögliinge  zusammenfällt. 
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Den  Dingversammlungen  des  flachen  Landes  entsprechende 
Zusammenkünfte  kommen  auch  in  den  Städten  vor,  nur  werden 
dieselben  hier  nicht  als  JMng  bezeichnet,  sondern  als  m  ö  t  oder 
boejarmot,  wobei  dahingestellt  bleiben  mag,  wie  w^eit  etwa  die 
ags.  Bezeichnung  gemöte  auf  diesen  Sprachgebrauch  bestimmend 
eingewirkt  haben  möge.  Auch  die  städtische  Versammlung  scheint 
ursprüngUch  nur  auf  besondere  Ladung  zusammengetreten  zu  sein, 
deren  Form  freilich  eine  ganz  andere  war  als  auf  dem  Lande;  durch 
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Hornblasen  wurde  dieselbe  nämlich  zusammenberufen,  ^)  und  dem- 
jenigen, welcher  der  Versammlung  bedurfte,  lag  somit  ob,  das  Geben 
dieses  Hornsignales  zu  verlangen  (at  krefja  horns).^)  Eine  regel- 
mäßige Versammlungsstätte  kann  auch  in  der  Stadt  nicht  gefehlt 
haben,  und  es  wird  gelegentlich  auch  wirklich  von  Einrichtungen 
gesprochen,  welche  sich  auf  diese  bezogen.  So  werden  mötfjalir 
in  Bezug  auf  Norwegen  sowohl  ^)  als  auf  Dänemark  genannt,  '^) 
unter  welchen  doch  wohl  nur  eine  mit  Brettern  belegte  Plattform 
verstanden  werden  kann,  auf  welcher  angesehenere  Personen  ihren 
Sitz  hatten,  und  von  welcher  aus  zugleich  auch  zum  Volke  ge- 
sprochen wurde;  ob  dieselben  mit  den  Ijingfjalir  eines  schwedischen 
Rechtsbuches  zu  vergleichen  seien,  ^)  lasse  ich  dahingestellt,  da  her- 
vorragende Gewährsmänner  das  Wort  auf  fjall,  Berg  zurückführen, 
und  an  die  isländische  |)ingbrekka  denken.  ^)  Ferner  werden  b  o  ö  - 
setar  oder  beösetar  erwähnt,')  worunter  die  Schranken  ver- 
standen werden  zu  wollen  scheinen,  welche  die  zur  Versammlung 
Gehörigen  von  dem  übrigen  Volke  trennten.  Gleichwie  auf  dem 
Lande  alle  Bauern  ihr  heraösl^ing  und  fylkis|)ing  zu  besuchen  hatten, 
mußten  sich  in  der  Stadt  alle  angesessenen  Männer  (hüsfastir 
menn)  zum  möt  einfinden,  gleichviel  übrigens,  ob  Hauseigentümer 
oder  Mietsleute ;  ^)  endlich  ist  auch  keine  Spur  davon  zu  finden,  daß 
in  dem  Stadtgerichte  eine  der  lögretta  entsprechende  Einrichtung 
bestanden  hätte,  vielmehr  läßt  schon  das  älteste  auf  die  norwegischen 
Städte  bezügliche  Dokument,  das  isländische  Weistum  nämlich  aus 
dem  Schlüsse  des  ii.  Jahrhunderts,  am  möt  die  „byjarmenn"  das 
Urteil  sprechen,  also  die  Bürger  als  solche,  nicht  einen  Ausschuß 
aus  ihnen.  ^)  In  allen  diesen  Beziehungen  steht  also  die  städtische 
Versammlung  den  kleinen  Dingversammlungen  auf  dem  flachen 
Lande  durchaus  gleichgehalten  zur  Seite,  und  wenn  zwar  in  der 
Stadt  auch  ein  paar  an  regelmäßig  wiederkehrende  Zeiten  gebundene 
Versammlungen  vorkommen,  so  ist  doch  die  eine,  drei  Wochen  vor 
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Ostern  zu  haltende  ^)  nur  das  auch  dem  Landrecht  bekannte  väpna- 
\nng,  und  die  andere,  an  der  Thömassmessa  fyrir  jöl,  d.  h.  den  21.  De- 
zember zusammentretende  ^)  scheint  ledighch  der  Verkündigung  des 
Weihnachtsfriedens  (jölafriör)  gedient  zu  haben,    also    dem  Gerichts- 
wesen gleichfalls  fremd  gewesen  zu  sein;    im  übrigen  aber  scheinen 
die  Städte  in  der  älteren  Zeit  dem  lögl)inge  in  gleicher  Weise  unter- 
stellt gewesen  zu  sein  wie  die  Landbezirke,    weshalb    denn    auch    in 
einem  Bruchstücke  des  älteren  Stadtrechtes  in  Bezug  auf  das  Christen- 
recht wenigstens    die    gleiche    Behandlung    der   städtischen    und    der 
ländlichen  Bevölkerung  am  lög|)inge    vorgeschrieben    werden    mag,'^) 
Etwas  anders  stellte  sich  freilich  die  Sache  nach  dem  neueren  Stadt- 
rechte,  indem   jetzt   wenigstens    für   die   vier   großen   Handelsstädte 
Niöarös,  Björgvin,  Tünsberg  und  Oslo   je    ein    eigenes  lögl)ing  er- 
richtet wurde,  welches  kurz  nach  dem  6.  Januar  zusammentrat.^)    Im 
Gildhause    der  Stadt   pflegte    sich    dasselbe    zu   versammeln,    und  es 
bestand  aus  zwölf  räösmenn,    d.  h.  Ratmannen,    sowie    aus    48  Ver- 
tretern der  Gemeinde,    welche  je  zwölf  aus  jedem  Stadtviertel,   von 
den  Beamten  ernannt  wurden.     Auch  hier  wurde    eine    lögretta    ge- 
bildet;   aber   sie    bestand    nur    aus    24  Mitgliedern,    nämlich  aus  den 
zwölf  Ratsherren  und  aus  je  drei  Vertretern  eines  jeden  Stadtviertels. 
Im  übrigen  galten  für  das   lögjiing  der  Stadt    dieselben  Regeln    wie 
für-  die  lögjiing  des   flachen  Landes,    und    insbesondere    mußte    auch 
hier  alljährlich  im  Januar,    innerhalb    der    nächsten    acht  Tage    nach 
dem    Schlüsse    des    lögl)inges    eine    weitere  Versammlung   (möt)    ge- 
halten  werden,    welche    vornehmlich    nur    zur   Bekanntgabe    der    am 
lög|iinge  gefaßten  Beschlüsse  u.  dgl.  m.  diente,  und  somit  dem  syslu- 
manna|iinge  des  Landrechtes  entsprach.     Da  auch  das  väpnal)ing  in 
der  Mittfasten  ^)  und  die  von  altersher  an   dem  Thomastage  zu  hal- 
tende Versammlung  ^)  nach  dem  neueren  Stadtrechte  fortbestanden, 
gab  es  demnach  in  den  Städten  neben  dem  lögjiinge  einerseits  und 
den  je  nach  Bedarf  zusammenberufenen    geringeren  Versammlungen 
andererseits  noch  mindestens  drei  Zusammenkünfte,  welche  zu  regel- 
mäßig wiederkehrenden  Zeiten  gehalten  wurden. 

Übrigens    ist   zum  Schlüsse    noch    eine  Bemerkung    zu    machen. 
Im  älteren  Stadtrechte  wird    gelegentlich    ausgesprochen, '')    daß    das 
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Stadtrecht  (Bjarkeyjarrettr)  nicht  nur  in  den  Städten  gelte,  sondern 
ganz  gleichmäßig  auch  auf  der  Kauffahrt  und  an  den  großen 
Plschereiplätzen ,  solange  sie  von  größeren  Menschenmassen  zu 
Zwecken  der  Fischerei  besucht  sind.  Der  Ausspruch  bezieht  sich 
nun  freilich  zunächst  nur  auf  das  Geltungsgebiet  des  materiellen 
Stadtrechtes,  und  gehört  insoweit  garnicht  hierher;  aber  aus  ein  paar 
anderen  Stellen  derselben  Quelle  ergibt  sich,  ^)  daß  auch  in  Bezug 
auf  das  Gerichtswesen  eine  ähnliche  Erstreckung  stattfand,  soferne 
der  Mannschaft  eines  auf  der  Fahrt  begriffenen  Schiffes  das  Recht 
eingeräumt  war,  Sachen,  die  sich  während  der  Fährt  begaben,  sofort 
abzuurteilen,  und  zu  solchem  Behufe  entweder  vor  dem  Mäste,  oder 
wenn  das  Schiff  am  Lande  lag,  bei  der  Landungsbrücke  Gericht  zu 
halten.  Augenscheinlich  handelt  es  sich  dabei  um  einen  ganz  ähn- 
lichen Gesichtspunkt  wie  bei  der  Bestimmung,  '')  daß  die  Teilnehmer 
an  einem  Gastmahle  für  den  Fall,  da  es  dabei  zu  einer  Schlägerei 
kommt,  sich  sofort,  wenn  sie  anders  das  Recht  kennen,  als  Gericht 
konstituieren  und  die  Sache  ganz  ebenso  aburteilen  sollen,  wie  dies 
am  Dinge  zu  geschehen  hätte;  nur  ist  freilich  in  beiden  Fällen  die 
Ausprägung  des  gleichen  Gesichtspunktes  eine  etwas  verschiedene. 
Bei  der  gelegentlich  eines  Gastmahles  entstehenden  Schlägerei  gilt 
es  einfach,  einen  „Richter  zur  jähen  Tat"  zu  bestellen,  also  ein  Sur- 
rogat für  das  Dinggericht  zu  gewinnen,  weil  dieses  letztere  nicht  so 
rasch  zu  haben  ist,  und  doch  ein  Verschieben  der  Aburteilung  der 
Sache  auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  man  es  angehen  könnte,  nicht 
zweckmäßig  erscheint.  Im  Falle  der  Kauffahrt  aber  stellt  sich  das 
von  der  Heimat  abgegangene  Schiff  für  die  Dauer  der  Zeit,  während 
deren  es  in  See  oder  doch  von  zivilisierten  Ländern  entfernt  ist,  ge- 
wissermaßen als  ein  Dingbezirk  für  sich,  oder  selbst  als  ein  kleines 
Reich  dar,  in  welchem  der  Schiffsherr  den  König,  dessen  Unteroffi- 
ziere die  königlichen  Beamten,  endlich  die  übrige  Mannschaft  die 
Gemeinde  vertreten.  Von  hier  aus  erklärt  sich,  daß  während  der 
Fahrt  die  Schiffsoffiziere  ganz  in  derselben  Art  als  öffentliche  An- 
kläger auftreten,  wie  dies  in  der  Stadt  der  Beruf  des  Schultheißen 
ist,  und  daß  der  Schififsherr  die  verfallenden  Friedensgelder  mit  der 
Mannschaft  teilt,  wie  sie  in  der  Stadt  der  König  mit  der  Stadtge- 
meinde zu  teilen  hätte;  daß  ferner  die  außerordentliche  Kompetenz 
sofort  erlischt,  sowie  das  Schiff  in  einen  Hafen  einläuft,  in  welchem 
Stadtrecht  gilt.     Nicht  um    ein  Vergleichsverfahren    handelt    es   sich 
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in  derartigen  Fällen,  sondern  um  ein  Gerichtsverfahren  im  strengsten 
Sinne  des  Wortes,  bei  welchem  nur,  durch  besondere  Umstände  be- 
dingt, ein  Bruchteil  des  Volkes  die  sonst  der  Dinggemeinde  zuge- 
wiesene Rolle  zu  übernehmen  berufen  ist;  von  der  Kauffahrt  und 
dem  ihr  gleichgehaltenen  Betriebe  der  großen  Fischerei  scheint  aber 
die  Ausbildung  eines  eigenen  Rechtes  sowohl  als  einer  eigenen  Ge- 
richtsbarkeit ausgegangen,  und  erst  hinterher  auf  die  Städte  über- 
tragen worden  zu  sein,  die  ja  als  bleibende  Handelsplätze  allmählich 
an  die  Stelle  jener  wandelnden  „kaupstefnur"  traten,  wie  solche  vor- 
dem bei  jedem  ankommenden  Schiffe  eröffnet  worden  waren,  oder 
auch  zu  bestimmten  Zeiten  an  bestimmten  Orten  gehalten  zu  werden 
pflegten.  ^)  Aus  diesem  Grunde  durfte  die  Sache  hier  zur  Sprache 
gebracht  werden. 
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hl  gewisser  Weise  kennt  auch  das  Dienstmannenrecht  eine 
eigentümliche  Gerichtsbarkeit ;  allein  es  ist  nicht  leicht,  deren  Charakter 
und  Umfang  zu  bestimmen.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  schreibt 
noch  die  Hiröskrä  des  K.  Magnus  lagaboetir  vor,  daß  die  königlichen 
Dienstleute  vor  den  gewöhnlichen  Gerichten  in  den  gewöhnhchen 
Rechtssachen  Recht  zu  geben  und  zu  nehmen  haben,  und  sie  be- 
zeichnet jeden  Versuch,  dieser  Verpflichtung  sich  zu  entziehen,  als 
im  höchsten  Grade  strafwürdig ;  ^)  auf  der  anderen  Seite  zeigt  sie 
aber  doch  in  Sachen,  welche  zwischen  dem  Könige  und  seinen 
Dienstleuten,  oder  auch  zwischen  den  Dienstleuten  untereinander  sich 
begeben,  auch  wieder  die  Versammlung  der  Dienstmannen  (hirö- 
stefna,  hirömannastefn  a)  tätig,  und  auch  in  den  Geschichts- 
quellen fehlt  es  nicht  ganz  an  Belegen  für  derartige  Verhandlungen. 
Nach  der  Hiröskrä^)  soll  der  König,  der  einen  seiner  Landherren 
des  Treuebruches  oder  Hochverrates  beschuldigen  will,  wenn  die 
Sache  einerseits  nicht  offenkundig  ist,  und  andererseits  auch  nicht 
unter  Zuziehung  einiger  weniger  vertrauter  Personen  ausgeglichen 
werden  kann,  die  Sache  auf  einer  hiröstefna  untersuchen  lassen,  und 
soll  einem  Angeschuldigten,  der  eine  solche  Untersuchung  verlangt, 
diese  nicht  verweigert  werden;  zwölf  der  verständigsten  Männer  aus 
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dem  Dienstverbande  sollen  sodann  die  Untersuchung  führen,  und 
von  ihrem  Spruche  hängt  es  ab,  ob  der  Angeschuldigte  zu  einem 
Reinigungseide  zugelassen  wird  oder  nicht ;  wenn  demnach  am  Ein- 
gange der  Stelle  gesagt  wird,  daß  der  Landherr  die  gegen  ihn  er- 
hobene Beschuldigung  „meö  landslögum"  abzuweisen  habe,  falls  sie 
der  König  nicht  legal  beweisen  könne,  so  darf  diese  nur  auf  das 
materielle  Recht,  nicht  auf  das  gewöhnliche  Landgericht  bezogen 
werden.  Eine  andere  Stelle  -^)  erstreckt  in  kürzeren  Worten  dasselbe 
Verfahren  auch  auf  den  Fall,  da  ein  Dienstmann  geringeren  Grades 
des  Verrates  oder  der  Mit  Wissenschaft  um  einen  Verrat  bezichtigt 
wird,  und  im  weiteren  Verlaufe  der  ersteren  Stelle  wird  dasselbe 
überdies  auch  für  den  Fall  anwendbar  erklärt,  -)  da  ein  Dienstmann 
höheren  oder  niederen  Grades  durch  Unterlassung  der  Anzeige  einer 
drohenden  Gefahr  den  Tod  eines  Kameraden  verschuldet  hat.  End- 
lich wird  auch  derjenige,  welcher  einem  Kameraden  in  schwerer  Ge- 
fahr nicht  beisteht,  oder  einem  solchen  gegenüber  zu  gewalttätiger 
Selbsthilfe  schreitet  u.  dgl.  m.,  dem  Urteile  der  Dienstmannen  des 
Königs  unterstellt,  '^j  und  wirklich  wird  in  einer  der  verlässigsten 
Geschichtsquellen  berichtet,  *)  wie  einmal  aus  Anlaß  einer  von  Sküli 
jarl  einem  Dienstmanne  des  K.  Häkon  zugefügten  Körperverletzung 
eine  hiröstefna  berufen  wird,  und  wie  sich  vor  dieser  der  Jarl  dem 
Spruche  guter  Leute  unterwirft.  Ausdrücklich  wird  in  der  Hiröskrä 
bei  solchem  Anlasse  von  einem  „hiröar  dömr"  oder  einem  „dömr 
konüngs  eöa  lögunauta"  gesprochen,  ^)  dennoch  aber  deutet  die  nähere 
Betrachtung  der  angeführten  Stellen  aus  diesem  Rechtsbuche  sowohl 
als  aus  der  Häkonar  saga  darauf  hin,  daß  es  sich  bei  dem  Eingreifen 
der  hiröstefna  in  derartige  Rechtssachen  mehr  um  eine  gütliche  Ver- 
mittlung, oder  allenfalls  auch  eine  Art  von  Schiedspruch,  als  um 
eine  eigentliche  gerichtliche  Verhandlung  und  UrteilsfälJung  handelte. 
Offenbar  wollte  damit  nur  im  Interesse  der  Dienstmannen  selbst  ein 
milderes  Verfahren  an  die  Stelle  des  strengeren  vor  den  Dinggerichten 
gesetzt  werden,  welche  letzteren  sicherlich  ebenfalls  angegangen  werden 
konnten,  wenn  etwa  der  Beleidigte  vorzog  den  strengeren  Weg  ein- 
zuschlagen, wie  dies  z.  B.  K.  Sigurör  Jörsalafari,  wie  bereits  Hertz- 
berg bemerkt  hat,  ^)  dem  Landherrn  Sigurör  Hranason  gegenüber  in 


^)  Hiröskrä,  40/435—6.  ■)  ebenda,  20/408.  ^)  ebenda,  41/436 — 7- 

'')  Häkonar  s.  gamla,  52/289 — 90;  Flbk.  III,  41/34 — 5;  Frissb o k ,  55/417. 
'')  Hiröskrä,    41, '437;    in    der    Olafs    s.    helga,    58/108  (FMS.  IV)  werden 
ferner  die  hirÖstefnur  von  den  scettarstefnur  wie  malstefnur  geschieden. 
«)   Grundtra^kkenc,  S.  182. 
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einem  Falle  tat,  in  welchem  es  sich  doch  lediglich  um  den  Vorwurf 
einer  begangenen  Amtsuntreue  handelte ;  mag  aber  auch  sein,  daß 
dabei  noch  ein  anderer,  weit  äußerlicherer  Brauch  nebenbei  als  An- 
haltspunkt diente.  Wir  wissen,  daß  am  Hofe  des  Königs  und 
anderer  vornehmer  Herren  in  Norwegen  schon  frühzeitig  sehr  bestimmt 
ausgeprägte  Regeln  für  das  Verhalten  der  Dienstleute  bestanden, 
deren  Verletzung  mit  gewissen  Strafen  (viti)  und  zwar  insbesondere 
gewissen  Trinkstrafen  belegt  wurden.  „Vitishorn,  |iat  er  hirömenn  eru 
vanir  at  drekka  af  wird  schon  in  der  jüngeren  Edda  am  Hofe  des 
Utgaröa-Loki  erwähnt;')  in  dem  Haldörs  ]).  Snorrasonar  wird  von 
einem  boröaviti  gesprochen,  welches  von  denen  entrichtet  wird,  die 
zu  spät  zum  Tische  des  Einarr  liambarskelfir  kommen,  -)  und  auch 
dem  Dichter  Einarr  Skülason  wird  aus  solcher  Veranlassung  einmal 
von  K.  Eysteinn  Haraldsson  ein  viti  diktiert,  welches  nur  freilich  in 
diesem  Falle  in  einem  Gedichte  besteht ;  ^)  aus  einer  Stelle  endlich 
der  Haralds  s.  haröräöa  ist  zu  ersehen,  daß  zumal  in  der  Weihnachts- 
zeit die  viti  verkündigt  wurden,  und  daß  Dienstleute  selbst  sehr  vor- 
nehmen Ranges  am  Boden  sitzen  und  ihre  Strafe  abtrinken  mußten, 
wenn  sie  sich  irgendwie  verspätet  hatten.  ^)  Allerdings  wird  uns 
nicht  gesagt,  in  welcher  Weise  diese  Strafen  verhängt  wurden;  in- 
dessen läßt  sich  immerhin  vermuten,  daß  dabei,  wenn  auch  der  König 
die  Hauptrolle  spielte,  doch  die  Kameraden  gleichfalls  mitgewirkt 
haben  werden,  und  daß  somit  dabei  eine  halbwegs  spaßhafte  Ge- 
richtsverhandlung nicht  gefehlt  haben  möge,  der  Art  etwa  wie  das 
Syrpujjing,  von  welchem  einmal  auf  Island  die  Rede  ist.  "'*)  Doch 
darf  nicht  verschwiegen  werden,  daß  in  Dänemark  sehr  frühzeitig 
die  gesonderte  Gerichtsbarkeit  des  Dienstverbandes  sich  schärfer  aus- 
prägte, wie  denn  des  K.  Knütr  Witherlaghsraet  dieselbe  sehr  bestimmt 
entwickelt  zeigt;  bei  der  Kürze  und  Dürftigkeit  unserer  Nachrichten 
über  das  ältere  norwegische  Recht  wäre  demnach  immerhin  mög- 
lich, daß  auch  in  ihm  die  Kompetenz  der  hiröstefna  eine  weiter  aus- 
gedehnte gewesen  sein  könnte,  als  sie  uns  erscheint. 

^)  Gy  Ifagin  n  in  g,  46/156. 

-)  FMS.  III,    155;  in  der  Flbk.  III,  429  fehlt  die  Bezeichnung,    aber  nicht  die 
Sache.  ^)  Morkinsk.   227. 

•*)  FMS.  VI,  43/242;  Morkinsk.  47. 

^)  Ljüsvetninga  s.,  9/26.  t 
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Bis  in  die  zweite  Hälfte  des  I2.  Jahrhunderts  herein  hatte  in 
Norwegen  unbeschränkt  die  Regel  gegolten,  daß  die  gewöhnlichen 
Gerichte  auch  in  Rechtssachen  kirchlicher  Natur  und  kirchlicher 
Personen  urteilen  sollten.  Allerdings  war  es  der  Bischof  und  sein 
Beamter,  welcher  gutenteils  die  durch  kirchliche  Vergehen  ver- 
wirkten Bußen  zu  beziehen,  und  darum  auch  als  Kläger  die  betreffen- 
den Sachen  zu  betreiben  hatte;  aber  dabei  handelte  es  sich  eben 
doch  nur  um  eine  Parteirolle,  welche  ihm  zur  Wahrung  der  kirch- 
lichen Interessen  übertragen  war,  wogegen  ihm  eine  wirkliche  Kogni- 
tion nur  insoweit  zustand,  als  die  innere  Kirchenzucht,  und  die  mit 
ihr  zusammenhängende  Auferlegung  eigentlich  geistlicher  Strafen, 
wie  Pönitenzen,  Bann  oder  Interdikt,  in  Frage  stand.  Nicht  einmal 
von  einem  Priestergerichte  (prestardömr),  wie  ein  solches  dem  älteren 
Kirchenrechte  Islands  behufs  Aufrechthaltung  der  Disziplin  über  den 
Klerus  bekannt  war,  ist  in  Norwegen  eine  Spur  zu  finden,  obwohl 
wir  wissen,  daß  diese  Disziplin  hier  strenge  genug  gehandhabt  wurde, 
um  das  weltliche  Recht  zu  veranlassen,  wenigstens  gegen  die  An- 
wendung der  Prügelstrafe  den  Pfarrklerus  seinerseits  in  Schutz  zu 
nehmen.')  So  stand  die  Sache  noch  um  die  Jahre  1160 — 64,  in 
welcher  Zeit  Erzbischof  Eysteinn  sich  von  den  I)roendir  seine  durch 
kirchliche  Vergehen  verwirkten  Geldbußen  erhöhen  ließ,  und  eben 
damit  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  in  geistlichen  Angelegenheiten 
ausdrücklich  anerkannte;  nicht  anders  auch  nach  dem  Christenrechte 
des  Gula)jinges,  welches  uns  doch  in  einer  Kompilation  vorliegt,  für 
welche  eine  von  K.  Magnus  Erlingsson  herrührende  Überarbeitung 
benutzt  wurde.  Aber  doch  war  damals  bereits  eine  Veränderung 
eingetreten,  welche  der  norwegischen  Kirche  nahe  legen  mußte,  den 
im  kanonischen  Rechte  begründeten  Anspruch  auf  die  geistliche  Ge- 
richtsbarkeit auch  ihrerseits  zu  erheben.  Schon  im  Jahre  11 52  hatte 
nämlich  der  Kardinallegat  Nikolaus  von  Albano  in  Norwegen  aller- 
wärts  Domkapitel  eingerichtet,  an  welchen  es  bis  dahin  gefehlt 
hatte,  ^)  und  dabei  auch  für  die  Bestallung  von  Archidiakonen  so- 
wohl als  Dekanen  gesorgt ;  ■')  damit  waren  die  Organe  für  die  Aus- 
übung der  kirchlichen  Jurisdiktion  geschaffen,  und  es  kann  uns  nicht 


')  GI)L.   15.  2)  Anekdoten  Sverreri,    18/186.  =^)  Breve  des 

P.  Cölestin  III.  vom   17.  März   1196,  Diplom,  norvcg.  I,   i/i. 
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Wunder  nehmen,  wenn  wenig  später  diese  Jurisdiktion  selbst  allen 
Ernstes  in  Anspruch  genommen  wird.  Unter  den  Beschwerdepunkten, 
welche  Erzbischof  Eirikr  im  Jahre  1190  K.  Sverrir  gegenüber  vor 
dem  Papste  ausführte,  ist  dann  auch  wirklich  bereits  der  zu 
finden,  daß  dieser  König  im  Widerspruche  mit  den  Vorschriften  des 
kanonischen  Rechtes  den  Klerus  vor  die  weltlichen  Gerichte  ziehen 
lasse,  ^)  und  in  einer  Bulle  des  P.  Cölestin  III.  vom  15.  Juni  1194 
figuriert  bereits  das  Verbot  aller  weltlicher  Gerichtsbarkeit  in  geist- 
lichen Sachen  in  voller  Form,  -)  während  derselbe  Papst  in  einem 
Breve,  welches  er  nur  zwei  Jahre  später  an  das  Domkapitel  zu  Niöarös 
richtete,  unter  ausdrückhcher  Bezugnahme  auf  die  im  Jahre  1152  er- 
folgte Einführung  dreier  Archidiakonate  und  eines  Dekanates  jeden 
Eingriff  der  weltlichen  Gewalt  in  die  geistliche  Jurisdiktion  als  einen 
nicht  zu  duldenden  Mißbrauch  bezeichnete ; "')  nur  wenige  Jahre  später 
entbrannte  ferner  auch  auf  Island  der  Kampf  um  die  geistliche  Ge- 
richtsbarkeit, und  auch  in  seinem  Verlaufe  nahm  Erzbischof  I)örir 
mittelst  eines  im  Jahre  121 1  erlassenen  Schreibens  ausdrücklich  die 
Judikatur  über  den  Bischof  Guömundr  Arason  von  Hölar  für  sich 
und  den  Papst  in  Anspruch. '')  Weltlicherseits  wurde  freilich  dieser 
Anspruch  keineswegs  anerkannt;  die  FrpL.,  deren  uns  vorliegender 
Text  doch  erst  aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  stammt,  ja  sogar 
die  Gesetzbücher,  welche  K.  Magnus  lagabcetir  in  den  Jahren  1267 
— 6S  für  Vikin  und  für  das  Gula|)ing  erließ,  halten  noch  durchaus 
den  Standpunkt  des  älteren  Rechtes  fest,  und  nur  durch  eine  spätere 
Interpolation  kam  der  geistliche  Richter  in  eine  Hs.  des  jüngeren 
für  Vikin  bestimmten  Christenrechtes  hinein.  ^)  Die  Kirche  aber 
wurde  fortan  nicht  müde,  wenigstens  ihrerseits  die  geistliche  Ge- 
richtsbarkeit als  ein  ihr  unzweifelhaft  zustehendes  Recht  in  Anspruch 
zu  nehmen,  und  es  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  die  stets  wieder- 
holte Forderung,  dieselbe  staatlicherseits  ungekränkt  zu  lassen,  nicht 
ohne  allen  Erfolg  Wieb.  Wenn  zwar  P.  Gregor  IX.  in  seinem  Er- 
lasse vom  5.  Oktober  1234  die  Vorforderung  von  Klerikern  vor  das 
weltliche  Gericht  als  einen  unzweifelhaften  Mißbrauch  bezeichnet,  **) 
so  läßt  sich  daraus  noch  nicht  ohne  weiteres  auf  den  wirklichen 
Zustand  im  Lande  schließen,  und  wenn  im  Jahre  1247  Kardinal 
Wilhelm  von  Sabina  nicht  nur  in  einer  öffentlich  gehaltenen  Predigt 


')  D  i  p  1  o  m.  n  or  V  eg.  VI,  3/5;  auch  bei  Langebek,   VI,  20. 

^)  Diplom,   norveg.  II,   3/2 — 4.  ^)  vgl.  S.  46,  Anm.  3. 

^)  Diplom,  island.  I,  363. 

'">)  neuerer  B{)KrR.   18/301,  Anm.   ii.  ^)  D  ip  lom.  norveg.  I,   13/11. 
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die  Einhaltung  der  drei  Stufen  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit,  näm- 
lich der  Gerichte  des  Bischofes,  des  Erzbischofes  und  des  Papstes 
einschärfte,  sondern  auch  bezeugte,  daß  er  die  Kirche  Norwegens  im 
ungestörten  Besitze  der  ihr  gebührenden  Gerichtsbarkeit  gefunden 
habe,  ^)  so  ist  auch  hierin  im  Zusammenhalte  mit  dem  Wortlaute 
unserer  Rechtsbücher  sicherlich  mehr  die  Erhebung  eines  Anspruches, 
und  allenfalls  ein  Versuch,  dessen  Zugeständnis  zu  erschleichen,  als 
eine  glaubhafte  Angabe  über  die  im  Lande  wirklich  gegebenen  Zu- 
stände zu  erkennen,  und  konnte  dem  Vorgeben,  daß  dem  Klerus 
irgendwelche  Gerichtsbarkeit  zugekommen  sei,  höchstens  etwa  der 
Umstand  als  schwacher  Anhaltspunkt  gedient  haben,  daß  nach  der 
hergebrachten  Dingordnung  auch  Kleriker  zum  Dingverbande  ver- 
pflichtet waren  und  in  die  lögretta  berufen  werden  konnten.  Anders 
gestaltete  sich  die  Sache  aber  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts. Sowohl  durch  den  Björgviner  Vergleich  von  1273,  als 
durch  den  Tünsberger  Vergleich  von  1277  -)  wurde  die  Gerichtsbar- 
keit der  Kirche  ausdrücklich  anerkannt  in  der  Ausdehnung  auf  alle 
Sachen  von  Klerikern,  mochten  solche  nun  von  Klerikern  oder  von 
Laien  belangt  sein,  ferner  auf  alle  Ehesachen  und  Fragen  des  Ge- 
burtsstandes, des  Patronatrechtes  und  Zehnts,  dann  der  Gelübde  und 
Testamente,  zumal  soweit  Kirchen  oder  piae  causae  bedacht  seien, 
ferner  auf  den  Schutz  von  Pilgern,  die  Besitzungen  der  Kirche,  und 
weiterhin  auf  alle  Sachen,  bei  denen  ein  Sacrilegium  oder  Meineid, 
Wucher,  Simonie  oder  Ketzerei,  endlich  Hurerei,  Incest  oder  Ehe- 
bruch in  Frage  stehe,  endlich  auch  noch  auf  alle  anderen  Sachen, 
welche  nach  gemeinem  Rechte  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  an- 
heimfallen; nur  der  Anspruch  auf  die  durch  solche  Vergehen  ver- 
wirkten Geldbußen  wurde  im  Tünsberger  Vergleiche  der  Krone  be- 
lassen, während  das  gleichzeitig  vom  Könige  sanktionierte  Christen- 
recht des  Erzbischof  Jon  auch  seinerseits  ganz  unbefangen  die 
bischöfliche  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  und  zumal  in  Ehescheidungs- 
sachen, sowie  dessen  Jurisdiktion  über  alle  Kleriker,  dann  in  Klagen 
um  Kirchenraub,  Incest  und  Ehebruch,  Wucher,  Ketzerei  und  Simonie, 
dann  um  Geburtsstand,  Gelübde  und  Testamente,  Zehnt,  kirchliche 
Privilegien  und  den  Schutz  von  Pilgern  u.  dgl.  m.  bespricht^)  Ein 
bleibendes  Ergebnis  freilich  war  auch  durch  diese  Zugeständnisse 
für  die  Kirche  noch  nicht  gewonnen.     Der  Björgviner  Vergleich  trat 


^)  Diplo^m.  norveg.  VIII,  6/8 — 9.          ^)  Norges  gamle  Love,  II,  458—9 
und  463 — 4.  •')  Jons  KrR.,  44  und  47,   dann  51   und   54. 
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niemals  in  Wirksamkeit,  und  wenn  zwar  der  Tünsberger  Vergleich 
wirklich  vollzogen  wairde,  so  wurde  doch  auch  er  nach  des  K.  Magnus 
Tod  sofort  wieder  umgestoßen,  und  gleichzeitig  die  dem  Christen- 
rechte des  Erzbischofes  erteilte  königliche  Bestätigung  zurückgezogen. 
Es  war  nur  eine  selbstverständliche  Folge  dieses  Schrittes,  wenn  so- 
fort auch  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  wieder  aufgehoben  und  ver- 
fügt wurde,  daß  des  Königs  Beamte  wieder  in  kirchlichen  wie  in 
weltlichen  Sachen  Recht  sprechen  sollten.  ^)  Dabei  hatte  es  zunächst 
sein  Verbleiben,  und  wenn  zwar  ein  Björgviner  Statut  des  Erzbischofs 
Eilifr  vom  i.  September  1327  unter  Berufung  auf  die  Decretalen  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  für  die  Kirche  neuerdings  in  Anspruch 
nahm,  ^)  so  antwortete  demselben  doch  bereits  am  14.  September 
desselben  Jahres  eine  königliche  Verordnung,  indem  sie  allen  könig- 
lichen Beamten  die  bestimmte  Weisung  erteilte,  ihrerseits  in  den 
weltlichen  Gerichten  auch  in  kirchlichen  Sachen  Recht  zu  sprechen 
nach  dem  alten  Christenrechte,  nicht  nach  dem  neuen.  ^)  In  einer 
Streitsache  des  B.  Arni  von  Björgvin  gegen  die  Deutschen  daselbst, 
welche  sich  seinem  Zehntrechte  nicht  unterwerfen  wollten,  wurde  im 
Jahre  1311  vor  dem  weltlichen  Gerichte  verhandelt,^)  und  dasselbe 
Avar  der  Fall  in  einer  Streitsache,  welche  das  Domkapitel  von  Stafangr 
in  den  Jahren  1304 — 22  gegen  das  Augustinerkloster  zu  Hälsna  wegen 
eines  Fischereirechtes  zu  führen  hatte ;  ^)  indessen  ließ  sich  eben  doch 
auf  die  Dauer  der  staatliche  Gesichtspunkt  ebensowenig  mit  voller 
Konsequenz  behaupten  wie  der  kirchhche,  und  bereits  in  der  letzt- 
erwähnten Streitsache  macht  sich  dieser  Umstand  insoferne  sehr 
entschieden  geltend,  als  B.  Ketill  von  Stafangr  wiederholt  deren  Ver- 
handlung und  Aburteilung  für  sich  beanspruchte,  und  auch  wirklich 
in  einer  mit  ihr  connexen  Sache  ein  Erkenntnis  erließ,  welches  von 
K.  Hakon  anerkannt  wurde.  So  sehen  wir  denn  in  der  Tat  in  dem 
langen  Streite,  welchen  Erzbischof  Jörundr  in  den  Jahren  1291  — 1303 
mit  seinem  Domkapitel  zu  führen  hatte,  ^)  sowie  in  jenem  anderen, 
welchen  B.  Arni  von  Stafangr  in  den  Jahren  1294 — 1300  mit  den 
seinigen  führte,  '^)  die  Verhandlungen  lediglich  vor  dem  Papste  oder 


')  Di]iloni.  norveg.  III,  30/30;   vgl.  die  Verordnungen  von  1308 — 9  und    13 16 
in  Norges  gamle  Love,  III,  84 — 5  und   117. 

-)  Norges  gamle  Love,  III,  273.  ^)  ebenda,   153 — 4. 

■*)  vgl.  Keyser,  Kirchengeschichte,  II,  S.  136—45,    zumal    143 — 44;    Munch, 
IV,  2,  S.  5S1— 88,  zumal  586 — 7.  •'^j  vgl.  Lange,  De  norske  Klostres  Historie 

(ed.  2),  S.  359—60  und  362—5.  «)  vgl.  Keyser,  ang.  O.  II,  S.  72—81,  89—91, 

92—3  und  94—102.  ')  ebenda,  II,  S.  83—9  und  93—4. 

Maurer,  Altnorwegiaches  Gerichtswesen.  4 


CQ  Teil  I.     Die  Gerichtsverfassung. 

von  ihm  delegierten  Richtern  geführt  und  die  Erkenntnisse  lediglich 
von  diesen  erlassen  werden,  wogegen  die  weltliche  Gewalt  an  beiden 
Prozessen  sich  nur  in  vermittelnder  Weise  beteiligt,  und  sogar  ein 
in  der  letzteren  Sache  von  einem  päpstlichen  Delegaten  erlassenes 
Urteil  vom  Herzoge  und  späteren  Könige  Häkon  Magnüsson  unterm 
24.  November  1296  ausdrücklich  als  rechtsgültig  anerkannt,  und  wie 
auch  noch  später,  zum  Vollzuge  gebracht  wurde.  ^)  Ein  Statut  des 
Erzbischofs  Päll  vom  22.  September  1334  droht  den  Klerikern  die 
Exkommunikation  an,  welche  ihren  geistlichen  Oberen  gegenüber 
des  Königs  Schutz  anrufen  würden,  -)  und  in  demselben  Jahre  sehen 
wir  eine  Streitsache,  welche  derselbe  Erzbischof  Namens  seiner  Dom- 
kirche wegen  der  testamentarischen  Verfügung  eines  dortigen  Kano- 
nikus gegen  einen  Laien  zu  führen  hatte,  von  einem  Schiedsgerichte 
abgeurteilt,  welches,  aber  freilich  nur  auf  Grund  eines  Kompromisses,  aus 
Klerikern  und  Laien  gemischt  zusammengesetzt  worden  war.  •^)  Sehr 
klar  spricht  sich  die  Verworrenheit  der  Rechtszustände  in  einem  Ver- 
gleiche aus,  welchen  K.  Magnus  Eiriksson  im  Jahre  1337  mit  seinem 
Erzbischofe  einzugehen  sich  veranlaßt  sah.  ^)  In  allen  Sachen,  bei 
welchen  „im  Christenrechte"  verwirkte  Geldbußen  in  Frage  stünden, 
sollte  nach  diesem  abwechselnd  bald  der  geistliche,  bald  der  welt- 
liche Richter  Recht  sprechen,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  in  be- 
sonders wichtigen  Fällen  des  Erzbischofs  Spruch  einzuholen  sei;  so 
günstig  er  aber  für  die  Kirche  war,  wurde  doch  selbst  dieser  Ver- 
gleich vom  Klerus  als  eine  vom  Erzbischof  nur  um  des  lieben  Friedens 
willen  gemachte,  und  kaum  noch  entschuldbare  Konzession  betrachtet, 
wie  dies  eine  dessen  Abschluß  halbwegs  entschuldigende  Urkunde 
der  Bischöfe  von  Björgvin  und  Hamarr  zeigt,  ^)  und  hierzu  stimmt 
vollkommen  gut,  daß  wir  in  einer  Strafsache,  welche  Bischof  Eirikr 
von  Stafangr  in  den  Jahren  1333—41  gegen  Abt  Eirikr  des  Augu- 
stinerklosters zu  Utsteinn'  zu  führen  hatte,  wieder  lediglich  die  geist- 
lichen Richter  des  Erzbischofes  sowohl  als  des  Papstes  judizieren 
sehen,  *^)  daß  ferner  noch  im  Jahre  135 1  ein  Statut  des  Erzbischofs 
Olafr  sich  veranlaßt  sah,  sowohl  allen  Klerikern,  welche  ihren  geist- 
lichen Oberen  gegenüber  den  Schutz  des  Königs  anrufen  würden, 
als  auch  allen  Laien,  welche  im  Widerspruche  mit  der  „Compositio" 

')  Diplom,  norveg.  I,  84/77 — 8  und  II,  53 '48.  ^)  Norges  gamle 

Love,  III,  278.  •'^j  Diplom,  norveg.  III,   179/161  —  2. 

*)  Norges  gamle  Love,  III,    161 — 2.  •'')  Diplom,   norveg.  II, 

222/184 — 5- 

^)  vgl.  Lange,  ang.  O.,   S.  379 — 82;  Keys  er,  ang.  O.  II,  S.  248 — 50. 
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in  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  eingreifen  würden,  die  Exekution 
anzudrohen.  ^)  Alles  in  allem  genommen  zeigt  sich  demnach  in  den 
öffentlichen  Erlassen  sowohl  als  in  der  Praxis  bezüglich  der  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit  ein  völlig  unsicheres  Schwanken.  Während 
die  Kirche  prinzipiell  stets  an  allen  ihren  im  kanonischen  Rechte 
begründeten  Ansprüchen  festhielt,  und  auch  nicht  unterließ,  sich 
gelegentlich  zugunsten  derselben  auf  die  im  Tünsberger  Vergleiche 
ihr  gemachten  Zugeständnisse  zu  berufen,  hatte  doch  andererseits 
auch  die  Staatsgewalt  auf  die  Befugnisse  keineswegs  verzichtet,  welche 
das  ältere  einheimische  Recht  ihr  gewährte.  Der  Staat  ließ  es  unter 
solchen  Umständen  ruhig  geschehen,  wenn  in  Fällen,  bei  welchen 
lediglich  Kleriker  beteiligt  waren,  die  geistlichen  Gerichte  angegangen 
wurden,  oder  auch  wenn  Beklagte  nicht  geistlichen  Standes  sich 
gutwillig  ihrer  Judikatur  unterwarfen ;  in  auf  der  Grenze  liegenden 
Fällen  suchte  man  womöglich  ein  Kompromiß  auf  ein  aus  Geist- 
lichen und  Laien  gemischtes  Schiedsgericht  zu  erzielen,  oder  den 
geistlichen  und  weltlichen  Richter  zu  gemeinsamem  Wirken  heran- 
zuziehen ;  schlimmsten  Falles  unterwarf  sich  die  .Kirche  auch  wohl 
dem  weltlichen  Richter  „um  des  Friedens  willen''  und  „unter  Vor- 
behalt ihres  Rechtes",  falls  nicht  gar  der  Vorteil  einzelner  Angehöriger 
derselben  sie  bestimmte,  in  einer  einzelnen  Rechtssache  geradezu 
den  weltlichen  Richter  dem  geistlichen  vorzuziehen.  ''^)  Eine  prinzi- 
pielle Abgrenzung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  von  der  weltlichen 
wurde  demnach  selbst  im  14.  Jahrhundert  noch  keineswegs  erreicht; 
aber  immerhin  machte  sich  jene  erstere  bereits  in  ziemlich  bedeutendem 
Umfange  geltend,  und,  soweit  dies  der  Fall  war,  verloren  selbstver- 
ständlich die  Gerichte  des  Staates  in  entsprechendem  Maße  an  Boden. 
Da  übrigens  die  geistHchen  Gerichte  in  Norwegen  erst  in  einer  Zeit 
aufkamen,  welche  jenseits  der  Grenze  liegt,  die  diesen  Vorträgen 
gesteckt  ist,  und  da  sie  überdies,  lediglich  durch  kanonistische  Ein- 
flüsse eingeführt,  auch  in  ihrer  Gestaltung  durchaus  keine  nationale 
Eigentümlichkeit  zeigen,  wird  von  ihnen  im  weiteren  Verlaufe  dieser 
Vorträge  völlig  Umgang  genommen  werden  dürfen. 


^)  Norges  gamle  Love,  III,   304 — 5. 
2)  vgl.  Keyser,  II,  S.  334—5- 
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§  9.     Die  Gerichtsbarkeit  königlicher  Beamter. 

So  lange  die  Verfassung  der  Dinggerichte  in  der  oben  geschil- 
derten Weise  bestand,  konnte  von  einer  Gerichtsbarkeit  irgend  welcher 
königlichenBeamten  natürlich  nicht  die  Rede  sein.  Für  das  lögt)ing  haben 
freilich  die  1  e n d i r  menn,  S3''slumenn  und  ä r  m e n n  die  nefndar- 
menn  zu  ernennen,  ^)  und  dafür  zu  sorgen,  daß  dieselben  ihr  J^'ng- 
fararfe  erhalten,  sowie  sie  auch  die  wegen  dessen  Nichtentrichtung 
anfallenden  Geldstrafen  einzutreiben  haben.  ^)  Sie  haben  sich  ferner 
auch  selber  am  lögliinge  einzufinden,  soweit  nicht  die  Sorge  für  die 
Rechtssicherheit  im  Lande  einige  wenige  von  ihnen  zu  Hause  zu 
bleiben  veranlaßt;^)  sie  errichten  am  lögliinge  die  vebönd,  und  er- 
nennen die  lögrettumenn ,  die  innerhalb  derselben  sitzen  sollen.  *) 
Aber  in  die  lögretta  durften  die  lendir  menn,  und  dasselbe  wird  doch 
wohl  auch  von  den  syslumenn  und  ärmenn  zu  gelten  haben,  nur 
mit  besonderer  Erlaubnis  der  Bauern  eintreten,  ^)  und  an  den  Ver- 
handlungen und  Beschlüssen  derselben  konnten  sie  hiernach  keinen 
regelmäßigen  Anteil  nehmen,  geschweige  denn  zu  deren  Leitung  be- 
rufen sein,  wogegen  ihnen  allerdings  wieder  gebührt,  an  der  gewalt- 
samen Vollstreckung  der  am  Dinge  gefällten  Urteile  und  gefaßten 
Beschlüsse  Anteil  zu  nehmen,  soferne  ihnen  nicht  gutwillig  Folge 
geleistet  wird.  ^)  Nicht  anders  als  am  lög|)inge  wird  es  wohl  auch 
am  heraösjiinge,  fylkis|iinge  usw.  gestanden  haben,  nur  daß  hier  auch 
noch  die  Ernennung  von  nefndarmenn  und  lögrettumenn  wegfiel. 
Ich  möchte  zwar  nicht  mit  Hertzberg  ^)  annehmen,  daß  die  lendir  menn 
bei  diesen  kleineren  Versammlungen  gar  nicht  zu  erscheinen  brauchten, 
denn  die  von  ihm  dieserhalb  angezogene  Stelle  ^)  bespricht  nur  das 
Ausbleiben  derjenigen  Beamten  am  manntals|)inge,  welche  hier  als 
Privatpersonen  ihre  eigene  Vermögensfassion  abzugeben  hatten,  nicht 
aber  das  Ausbleiben  derjenigen,  welche  als  Beamte  berufen  waren, 
die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  der  Versammlung  zu  über- 
wachen ;  aber  von  einer  Leitung  der  Verhandlungen  am  Dinge  durch 
diese  Beamten    oder  einem  Einflüsse  derselben  auf  die  zu  fassenden 


1)  G|)L.  3.                   2-)  FrI)L.  I,   I.  3)  Q|)L    3;  Fr{)L.  I,   1-2;  vgl. 

Eigla,   57/123—4.              4)  Fr|)L.  I,  2.  ^]  ebenda. 

**)  GJ)L.  35  und  öfter;  vgl.  v.  Amira,  S.  102— 6.          ")   Grundtr^ekkene,  S.  15O. 
8)  FrJiL.  VII,  8. 
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Beschlüsse  ist  denn  doch  weder  überhaupt  noch  insbesondere  in 
Bezug  auf  das  Gerichtswesen  etwas  zu  verspüren.  —  Nicht  viel  anders 
stand  die  Sache  aber  auch  bezüglich  der  städtischen  Versammlungen, 
nur  daß  es  hier  der  gjaldkeri  oder  gjaldkyri  war,  welcher  die 
entsprechende  Rolle  spielte.  Der  Name  dieses  Beamten  ist  augen- 
scheinlich nur  eine  Übersetzung  des  deutschen  Titels  Schultheiß, 
und  wirklich  finden  wir  denselben  gelegentlich  zum  Eintreiben  von 
Geldern,  zumal  Strafgeldern,  verwendet,  ^)  außerdem  hat  er  aber 
auch,  eben  weil  bei  der  Erhebung  von  Strafgeldern  beteiligt,  unter 
Umständen  an  der  Wundschau,  ^)  sowie  an  der  Leitung  des  Beweis- 
verfahrens Anteil  zu  nehmen,  ^)  sowie  er  auch  in  gewissem  Umfange 
für  die  Bewachung  gefangen  gesetzter  Übeltäter  zu  sorgen  hat  '^)  u. 
dgl.  m.  Aber  einen  Einfluß  auf  die  Abstimmung,  wie  ihn  ihm 
Hertzberg  zuschreiben  will,  ^)  besaß  derselbe  sicherlich  nicht,  und 
wenn  zwar  an  einer  Stelle  des  älteren  Stadtrechtes  ausgesprochen 
wird,  ^)  daß  in  Strafsachen  Stimmenmehrheit  entscheiden  solle,  wenn 
der  Schultheiß  mit  den  Stadtleuten  über  ein  Urteil  sich  nicht  zu 
einigen  vermöge,  so  ist  dabei  nicht  an  eine  Mitwirkung  desselben 
bei  der  Urteilsfällung  zu  denken,  sondern  an  eine  Parteistellung  des- 
selben in  der  abzuteilenden  Rechtssache,  wie  denn  dieselbe  Stelle 
dieselbe  Regel  auch  für  den  anderen  Fall  ausspricht,  da  „heraösmenn" 
und  „boearmenn"  über  den  Spruch  nicht  einig  sind.  So  bleibt  dem- 
nach, wie  dies  auch  Munch  anerkennt,  '')  für  den  Schultheißen  in 
der  Stadt  nur  dieselbe  Stellung  übrig,  welche  auf  dem  Lande  der 
konüngs  ärmaör  einnahm,  nur  daß  sein  Amt  ein  weit  angeseheneres 
war,  und  darum  auch  wohl  von  Männern  vornehmerer  Abkunft  be- 
kleidet werden  mochte.  ^)  —  Insoweit  also  beschränkte  sich  der  Ein- 
fluß der  königlichen  Beamten  auf  die  staatliche  Rechtspflege,  wenn 
wir  von  der  Auswahl  der  lögrettumenn  und  nefndarmenn  absehen, 
lediglich  auf  den  Bezug  der  Strafgelder,  welche  wegen  der  Verletzung 
der  öft'entlichen  Rechtsordnung  an  die  Träger  der  öffentlichen  Ge- 
walt fielen,  womit  hinwiederum  das  Recht,  die  betreffenden  Ver- 
gehen verfolgen  zu  dürfen,  soferne  die  zunächst  verletzte  Privatperson 
nicht  klagen  wollte,  sowie  das  Verbot  zusammenhing,  daß  in  der- 
artigen Sachen  ohne  deren  Zustimmung    ein  Vergleich  eingegangen 

^)  Fr])  L.  VII,  8;    XVI,  2;    BjarkR.  IV,    172;    Magnüss  s.  gööa,    6/12    und 
45/98  (FMS.  VI).  '^)  BjarkR.  II,   14. 

•'^)  ebenda,  II,  37.  *)  ebenda,  II,   13.  •^)  Grundtrwkkene,  S.   155. 

®)  BjarkR.  III,   102;  vgl.  gemeines  StadtR.,  Kaupab.   15. 

')  Norw.  Gesch.,  II,  990 — i.  ^)  vgl.  z.  B.  Orkneyinga  s.,   150. 
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wurde;  ferner  auf  die  Fürsorge  für  die  Vollstreckung  der  Urteile, 
soferne  die  obsiegende  Partei  mit  derselben  nicht  vorging,  oder  an 
der  eigenen  Kraft  zweifelnd  den  Beamten  um  Hilfe  anging,  endlich 
wohl  auch  auf  die  Aufrechthaltung  von  Ordnung  und  Sicherheit 
innerhalb  der  Dingversammlungen  selbst.  Ebensowenig  wie  seinen 
Beamten  stand  aber  auch  dem  Könige  selbst  in  der  älteren  Zeit 
ein  Richteramt  in  unserem  Sinne,  d.  h.  ein  Anteil  an  der  Recht- 
sprechung zu,  und  wenn  zwar  die  Geschichtsquellen  oft  genug  da- 
von erzählen,  wie  der  König  persönlich  diesen  oder  jenen  Rechts- 
handel entschieden  habe,  so  lag  dabei  doch  stets  ein  Kompromiß 
der  streitenden  Teile  auf  seinen  Spruch  zugrunde,  wobei  man  frei- 
lich wird  zugeben  müssen,  daß  der  König  regelmäßig  in  der  Lage 
war,  diesem  die  Eingehung  eines  solchen  geradezu  aufzwingen  zu 
können,  und  daß  er  zumal  vermöge  der  ihm  obliegenden  Sorge  für 
die  Aufrechterhaltung  von  Recht  und  Frieden  im  Lande  in  nicht 
wenigen  Fällen  zur  Anwendung  solchen  Zwanges  sich  recht  wohl 
veranlaßt  sehen  konnte.  Im  Verlaufe  der  Zeit  gestaltete  sich  die 
Sache  aber  anders,  und  zwar  war  es  das  im  Bisherigen  noch  wenig 
genannte  Amt  des  Lögmanne  s,  welchem  bei  dieser  Umgestaltung 
die  Hauptrolle  zu  spielen  beschieden  war. 

Über  das  Alter  des  Amtes  der  Lögmänner  (lögmenn)  sind 
sehr  verschiedene  Ansichten  ausgesprochen  worden.  Während  Dahl- 
mann  dasselbe  bereits  in  der  heidnischen  Zeit  Norwegens  vorfinden 
wollte,  ^)  wollten  die  neueren  norwegischen  Geschichtsschreiber  in 
demselben  zumeist  eine  neue  Einrichtung  erkennen,  welche  K.  Sverrir 
ungefähr  in  den  Jahren  1184 — 88  getroffen  habe,  um  dem  Könige 
größeren  Einfluß  auf  die  Rechtspflege  zu  verschaffen;-)  wenn  ich 
ferner  von  Anfang  an  zu  der  ersteren  Ansicht  mich  bekannt,  und 
auch  hinterher  mehrfach  versucht  habe,  dieselbe  den  norwegischen 
Meistern  gegenübern  zu  verteidigen,  ^)  so  haben  meine  Beweisgründe 
doch  den  neuesten  norwegischen  Rechtshistoriker  nur  insoweit  zu  über- 
zeugen vermocht,  als  derselbe  nunmehr  das  Amt  bis  in  den  Anfang  des 
12.  Jahrhunderts  hinaufreichen  lassen  will,  wogegen  er  dessen  Ursprüng- 


^)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  327 — 8. 

^)  vgl.  Fr.  Brandt  in  Langes  Tidsskrift,  V,  S.  106 — ii;  Munch,  Norges 
Beskrivelse,  S.  11  —  12  und  norweg.  Gesch.,  III,  S.  189 — 94;  Keyser,  Rechtsgesch., 
S.  247 — 50;  Aschehoug,  S.  44 — 5. 

"'^)  Entstehung  des  isländischen  Staates,  S.  137 — 41,  wo  freilich  noch  manche 
Ungenauigkeit  mit  unterläuft;  Kritische  Vierteljahresschrift,  X,  374 — 81;  Entstehung 
der  Gula{)ingslög,  S.  69 — 73. 
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lichkeit  in  der  norwegischen  Verfassung  nach  wie  vor  leugnet.  ^)  Soll 
aber  die  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  dieser  sich  schroff  gegen- 
überstehenden Ansichten  einer  Prüfung  unterzogen  werden,  so  ist 
zunächst  zuzugeben,  daß  uns  bestimmte,  einzelne  Personen,  welchen 
ausdrücklich  der  Lögmannstitel  beigelegt  wurde,  in  ganz  unzwei- 
deutiger Weise  erst  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts,  wenn  auch 
nicht  erst  seit  des  K.  Sverrir  Zeit  genannt  werden.  Ein  Gyrör  lögmaör 
Gunnhildarson,  welcher  um  das  Jahr  1159, -)  und  ein  Sigmundr  lög- 
maör ä  püfu,  welcher  um  das  Jahr  1200  genannt  wird,  ^)  dann 
Gunnarr  grjönbakr  aus  })rändheimr,  welcher  neben  einer  Reihe  anderer 
Lögmänner  im  Jahre  1223  am  Herrentage  zu  Björgvin  auftritt,  und 
von  welchem  gesagt  wird,  daß  er  sein  Amt  bereits  zu  des  K.  Sverrir 
und  des  Erzbischofs  Eysteinn  Zeit,  also  vor  1188  angetreten  habe,  ^) 
sind  die  ersten  Lögmänner,  welche  ich  in  einer  über  jeden  Zweifel 
erhabenen  Weise  als  solche  bezeichnet  finde.  Zuzugeben  ist  ferner, 
daß  von  diesem  Zeitpunkte  zurückgehend,  nur  noch  etwa  für  die 
erste  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  die  Quellen  ein  einigermaßen  reich- 
liches Material  für  eine  Beweisführung  zugunsten  der  P2xistenz  des 
Amtes  an  die  Hand  zu  geben.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  er- 
wähnen die  Rechtsbücher  an  ein  paar  vereinzelten  Stellen  der  lög- 
menn,  und  wenn  zwar  deren  uns  vorliegende  Redaktion  erst  der 
Mitte  des  12.  oder  selbst  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  angehört, 
so  haben  wir  doch  allen  Grund,  in  den  einschlägigen  Bestimmungen 
älteres  Recht  zu  sehen.  In  den  Frl)L.  wird  gesagt,  ^)  daß  des  Königs 
Vogt  von  denjenigen  Bauern,  welche  ihren  Anteil  am  Jiingfararfc  zu 
zahlen  unterlassen,  die  verwirkte  Buße  einzutreiben  habe,  und  sodann 
beifügt:  „ärmaör  skal  hafa  hälft,  en  lögmenn  hälft,  fylkismenn  allir". 
In  den  EpL.  ferner  wird  einmal  für  den  Fall  einer  Ächtung  wegen 
eines  kirchlichen  Vergehens  bestimmt :  ^)  „\)a.  skal  jiriskifta  ütlaegum 
eyri,  tekr  biskup  |)riöjüng,  konüngr  annan,  lögmenn  (nicht  lögmaör) 
hinn  |)riöja".  Eine  zweite  Stelle  endlich  des  letzteren  Rechtsbuches 
sagt  in  ähnlichem  Zusammenhange :  ')  „En  ef  |)at  er  ütlegöarfe,  ])ä 
tekr  sakar  äberi  |)riöjüng  |)css  er  ütlaegt  er,  en  2  lutir  er  eftir  eru, 
|)ä  skulu  |»riskiftast;    tekr  konüngr  |)riöjüng,    biskup  annan,  lögmenn 


')  Ebbe  Hertzberg,  Grundtrrekkene,  S.  156 — 77;  in  seiner  Xorske  Aristo- 
kratis  Historie,  S.    150,  war  er  noch  der  Munchschen  Ansicht  gefolgt. 

-)  Heimskr.  Hakonar  s.  h  e  r  ö  i  b  r  e  i(^  s  ,  4/758;   FMS.  VII,  4/255 — 56. 

•^)  Sverris  s.,    162/396;   FIbk.  II,  68 1.  "*)  Hakonar  s.  gamla,  90/330; 

Flbk.  III,  55.  ")  Fr|)L.  I,   I.  »)  EI)L.   I,  30;  II,  26. 

")  ebenda,  I,  44. 
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hinn  l)riöja".     Munch,  welcher  zuerst  auf  die  erste  dieser  drei  Stellen 
aufmerksam  machte,  ')  wollte  in  ihr  das  Wort  „lögmenn"  als  sinnlos 
streichen ;  aber  damit  ist  für  diese  Stelle  nur  eine  ganz  gewaltsame, 
und   für    die    beiden    anderen  Stellen    gar   keine    Lösung    gewonnen. 
Die  Herausgeber  der  Gesetzsammlung  ferner  wollten  an  der  zweiten 
und  dritten  Stelle  das  Wort  im  Sinne  von  „lögunautar"  nehmen,-)  und 
beriefen    sich   dieserhalb    auf  eine    andere    Stelle    desselben   Rechts- 
buches,  in  welcher  für   einen  ganz    analogen  Fall   bestimmt  wird:'^) 
„allt    ütlegöarfe    er  biskup  gefr  sök  ä,    J)ä  ä  hann  |iriöjüng,    konüngr 
annan,  bcendr  l)riöjüng  er  um  doema";    in  gleicher  Richtung  hätten 
sich    überdies    auch    noch    zwei   weitere    Stellen    derselben    Quelle,  *) 
welche  bei  einer  ähnlichen  Dreiteilung  an  dritter  Stelle  die  Bauern, 
sowie  ein  paar  Stellen  der  GI)L.  verwerten  lassen,  ^)  welche  in  ähn- 
licher Verbindung  sagen :    „]iat  eigum  ver  hälft  lögunautar,    en  hälft 
ä  konüngr  värr".     Fritzner  w411    dieselbe  Bedeutung    dem  Worte    an 
allen  drei  oben  angeführten  Stellen  beigelegt  wissen ;  ich  selber  aber 
habe  früher  die  Vermutung  ausgesprochen,   daß  unter  den  lögmenn 
derselben  die  lögrettumenn  zu  verstehen  sein  möchten,  während  ich 
allerdings    an    den    unten    noch    zu    besprechenden    Stellen    der    Ge- 
schichtsquellen   den  Ausdruck    auf  das  hier    in  Frage  stehende  Amt 
bezogen  wissen  wollte.     Aber  wenn  der  Gleichstellung  der  lögmenn 
mit  den    lögunautar    der  Beisatz    der  FrI)L. :  „fylkismenn    allir",    und 
die  Worte  der  Er)L. :  „boendr  er  um  doema"  schlechterdings  im  Wege 
stehen,  so  hat  neuerdings  Hertzberg  gegen  die  von  mir  ausgesprochene 
Ansicht    mit  vollem  Recht    geltend  gemacht,    daß    es    nicht    angehe, 
einem   und   demselben  Ausdrucke   für   dieselbe  Zeit    und    denselben 
Ort  zwei  verschiedene  technische  Bedeutungen  beizulegen,    und  der- 
selbe hat   zugleich  durch    einen   eigenen  Vorschlag   den  Anstand  zu 
beseitigen  gewußt,    welchen    teils  jener  Beisatz  der  Frl)L.,    teils    der 
andere  Umstand  erregt  hatte,  daß  nach  den  E1)L.  bald  die  lögmenn, 
bald  die  richtenden  Bauern  die  Bußberechtigten    sein  sollten.     Ganz 
ebenso,    wie  in  Bezug    auf  den  dem  Könige  gebührenden  Anteil  an 
den  Strafgeldern  bald  dieser  selbst,  bald  deren  Vogt  als  der  Bezugs- 
berechtigte bezeichnet  werde,  könne  nämlich,  meint  Hertzberg,  auch 


^)  Über  die  lendir  menn,  S.   87 — 88,  Anm.  2)  Norges  gamle  Love,  I, 

385,  Anm.  22.  3)  E|)L    I,  25;  II,  21. 

'*)  ebenda,  I,  39:  En  J)vi  verÖi  skal  |jriskifta ;  tekr  biskup  J)riÖjüng,  koniingr 
annan,  boendr  hinn  {)riÖja;  II,  32;  —  I,  8 :  en  J)vi  fe  skal  skifta  1  J)remr  staöi.  tekr 
biskup  {)riÖjüng,  annan  konüngr,  boendr  hinn  {jriÖja;  II,   7. 

^)  GJ)L.  3  und  313. 
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bezüglich  jenes  anderen  Anteiles  bald  den  Bauern,  bald  den  lögmenn 
die    Empfangsberechtigung    zugeschrieben    werden,    wenn    man    nur, 
was  allerdings  nicht  zu  beanstanden  ist,    annehmen  wolle,    daß,  wie 
der  Vogt  für  den  König,    so  die  lögmenn  für  die  Bauern  die   ihnen 
zufallenden  Gelder   einzuziehen  berufen  waren.     Mit  dieser  Deutung 
scheint  in  der  Tat  jede  Schwierigkeit  geebnet,  und  steht  nichts  mehr 
im  Wege,    die  lügmenn    an  jenen  Stellen  der  Rechtsbücher   in  dem 
oben  erwähnten  Sinne  zu  deuten.     Auf  der    anderen  Seite  sprechen 
aber    auch    die    Geschichtsquellen     gelegentlich    des    Rechtsstreites, 
welchen    K.  Sigurör  Jörsalafari    in    den  Jahren  1114 — 15    gegen    den 
Landherren  Sigurör  Hranason  führte,  wiederholt  von  lögmenn,  ^)  und 
wenn  zwar  ihre  desfallsigen  Angaben  zufolge  der  in  ihnen  mehrfach 
bemerkbaren    Verwirrung    nicht    eben    leicht    festzustellen    sind,    so 
bieten   sie  doch    den  Rechtsbüchern    gegenüber  den    großen  Vorteil 
einer  bestimmten  Datierung.     Dieselben   zeigen    aber   zunächst,    wie 
an  dem  Kefleyjar-    oder  Kepsiseyjarl)inge,    welches  dem  ganzen  Zu- 
sammenhange nach  nur  als  ein  heraös|)ing  in  Hälogaland  angesehen 
werden  kann,  vom  Beklagten  die  Einrede  erhoben  wird,    daß  dieses 
Ding  lediglich  von  den  „lögmenn  ok  bcendr"  eingesetzt  worden  sei, 
damit  sie  an  demselben  unter  sich  Recht  geben  und  nehmen  können, 
wogegen  ein  Landherr  vor  dasselbe  nicht  gestellt  werden  dürfe,  und 
wie  die  „lögmenn"  diese  Einrede  sofort  für  begründet  erachten ;  -)  nach 
einer  anderen  Darstellung  aber,  welche  statt  des  Kefleyjar]H'nges  das 
Arnarness-  oder  Arnarheimsliing  nennt,  wird  von  K.  Sigurör  an  diesem 
den  „lögmenn"  die  Sprechung  eines  Urteiles  abverlangt."^)     Wieder- 
um läßt  ein  Bericht  am  Gula|n'nge,  an  welches  die  Sache  sofort  ge- 
bracht wird,    und    weiterhin    am  Hrafnistul)inge,    an  welches  sie  von 
hier    aus    gelangt,    „lögmenn"    mit    der    Prüfung    und    Entscheidung 
weiterer  Rechtsfragen  befaßt    erscheinen,    welche  sich    auf  die  Kom- 
petenz   dieser  Dingversammlungen    beziehen,  ^)    wogegen  freilich  die 
übrigen  Texte  von  einer  Verhandlung    am  Gula|3inge  nichts  wissen, 
und  bei  der  Verhandlung  am  I)rändarness|)inge,  welches  sie  statt  des 
Hrafnistu|)inges    nennen,    der   lögmenn    keine    Erwähnung   tun.     Als 


')  Hcimskr.  SigurÖar  s.  Jorsalafara,  22/676—9;  FMS.  VII,  28 — 36/126 
— 50;  Morkinsk.   174 — 85;   Fri'ssbök.  22/295—7. 

-)  So  die  Morkinsk.  179  und  ähnlich  FMS.  VII,  133,  nur  daß  hier  bezüglich 
der  Einsetzung  des  Dinges  der  lögmenn  keine  Erwähnung  geschieht. 

^)  So  die  Ileimskr.  und  auch  die  Morkinsk.,  die  hier  zwei  Varianten  der 
Erzählung  sich  folgen  läßt. 

■•)  So  die   Ileimskr. 


rg  Teil  I.     Die   Gerichtsverfassung. 

die  Sache  endlich  am  Frostujn'nge  anhängig  gemacht  wird,  und  K. 
Eysteinn  als  Vertreter  des  Beklagten  sich  zuerst  auf  das  Recht  der 
Könige,  über  ihre  eigene  Lebenszeit  hinaus  Lehen  zu  verleihen,  und 
weiterhin  auf  den  Satz  beruft,  daß  eine  an  drei  Dingversammlungen 
durchgefallene  Sache  nicht  mehr  an  eine  vierte  gebracht  werden 
dürfe,  läßt  zwar  die  Heimskringla  den  „lögrettumenn"  ein  Urteil  ab- 
verlangen, aber  nach  den  anderen  Berichten  sind  es  wieder  die  „lög- 
menn",  welche  um  ihre  Entscheidung  angegangen  werden,  und 
welche  ihre  Meinung  über  die  streitigen  Rechtsfragen  aussprechen. 
Auch  in  diesen  Berichten  treten  demnach,  wie  dies  auch  von  Hertz- 
berg anerkannt  wird,  die  lögmenn  als  eine  scharf  begrenzte  Klasse 
von  Leuten  hervor,  welche  zur  Rechtsprechung  in  ganz  besonderen 
Beziehungen  stehen.  Die  Morkinskinna  stellt  ausdrücklich  die  „lögmenn 
ok  boendr"  sich  gegenüber,  w^ährend  sie  doch  wieder  beide  zusammen- 
genommen von  den  lendir  menn  unterscheidet;  die  Hrokkinskinna zeigt 
sie  bei  der  Urteilsfällung  beteiligt,  und  doch  zugleich  von  den  Richtern 
selbst  unterschieden ;  ^)  daß  endlich  die  Heimskringla  an  einer  der  ein- 
schlägigen Stellen  statt  ihrer  die  lögrettumenn  nennt,  ist  ohne  alle 
Bedeutung,  da  auch  dieser  Text  an  anderen  Stellen  von  den  lög- 
menn spricht.  Es  geht  hiernach  nicht  an,  einen  für  Island  allerdings 
wohlbezeugten  Sprachgebrauch  auf  Norwegen  herüberzubeziehen,  und 
unter  den  lögmenn  einfach  rechtskundige  Männer  als  solche  ohne 
jeden  amtlichen  Charakter  zu  verstehen,  und  ebensowenig  darf  man 
mit  Munch  daraus,  daß  die  Heimskringla  einmal  ein  Urteil  von  den 
lögrettumenn  verlangen  läßt,  wo  die  anderen  Texte  ein  solches  von 
den  lögmenn  oder  von  den  lögmenn  und  dömendr  zugleich  ein- 
fordern lassen,  sofort  folgern,  daß  diese  mit  jenen  identisch,  und  daß 
somit  unter  den  lögmenn  nur  die  in  der  lögretta  sitzenden,  und 
darum  zur  Urteilsfällung  berufenen  Bauern  zu  verstehen  seien.  Ins- 
besondere darf  man  ferner  auch  nicht  übersehen,  daß  von  der  Tätig- 
keit der  lögmenn  an  unseren  Stellen  genau  dieselben  Ausdrücke  ge- 
braucht werden,  welche  für  die  Funktion  der  Beamten  technisch 
sind,  die  später  diesen  Titel  tragen,  die  Ausdrücke  örskurör  nämlich  -) 
und  segja  lögum;^)  geradezu  entscheidend  scheint  mir  endlich,  daß 
unsere  Texte  nicht  nur  am  Frostu|3inge  und  allenfalls  am  Gulaliinge, 
sondern    auch    am    heraös|)inge    lögmenn    auftreten    lassen,    während 


*)  FMS.  VII,   141:    SigurÖr  konüngr  beiddi  J)a  lögmenn  ok  dömendr  at  da^ma 
mdlit  a  hendr  SigurÖi  Hranasyni. 

-)  Morkinsk.   183;  FMS.  VII,    141.  «)  FMS.  VII,    142. 
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doch  an  diesem  von  einer  lögretta  keine  Rede  sein  konnte.  Nach 
alledem  wird  man  jedenfalls  als  feststehend  betrachten  dürfen,  daß 
es  bereits  geraume  Zeit  vor  K.  Sverrir  in  Norwegen  Beamten 
gab,  welche,  als  lögmenn  bezeichnet,  bei  den  Verhandlungen  der 
Dinggerichte  und  zwar  der  niederen  sowohl  als  der  höheren  Ding- 
gerichte, beteiligt  waren,  und  welche  zumal  über  streitige  Rechts- 
fragen ihre  Ansicht  auszusprechen  hatten  fsegja  log),  welcher  Aus- 
spruch (orskurör)  dann  für  das  von  den  Dingleuten  oder  von  der 
lögretta  zu  fällende  Urteil  ziemlich  maßgebend  gewesen  zu  sein 
scheint.  Dieser  Einfluß  aber  auf  die  Rechtsprechung  scheint  die 
Aufgabe  der  lögmenn  keineswegs  erschöpft  zu  haben.  Wir  haben 
bereits  gesehen,  daß  dieselben  in  Vertretung  der  Bauerschaft  die 
diesen  zufallenden  Beträge  von  Geldstrafen  zu  erheben  hatten,  und 
einzelne  Andeutungen  scheinen  überdies  darauf  hinzuweisen,  daß 
ihnen  auch  eine  gewisse  Beteiligung  an  derÜberlieferung  und  Fort- 
bildung des  Rechtes  zugekommen  sei.  So  führen  z.  B.  die  BpL.  eine 
bestimmte  legislative  Neuerung  auf  einen  Mann  Namens  Bessi  zurück, 
und  bezeichnen  sie  nach  ihm  als  Bessa-lög.  ^)  Wir  werden  kaum 
bezweifeln  können,  daß  damit  jener  Lög-Bersi  gemeint  ist,  dessen 
Enkel  um  das  Jahr  1137  einen  Königssohn  in  seiner  Pflege  hatte,  ^j 
und  welcher  eben  darum  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts 
angehört  haben  muß;  wer  sollte  aber  dieser  auf  den  Gang  der  Ge- 
setzgebung so  einflußreiche,  und  doch  in  den  Quellen  sonst  nirgends 
nachweisbare  Mann  gewesen  sein,  wenn  nicht  ein  Lögmann  in  Vü<in  ^ 
So  spricht  ferner  eine  Handschrift  der  EI)L.  von  der  Verpflichtung 
des  Bischofs,  alljährlich  zum  Eiösifa|)inge  zu  kommen,  um  hier  den 
Rechtsvortrag  (lögtala)  zu  hören,  während  die  andere  von  einem 
„heyra  lögbök"  spricht,  ^)  also  lediglich  das  Verlesen  einer  Rechts- 
aufzeichnung an  die  Stelle  des  mündUchen  Vortrages  des  Rechtes 
setzt,  und  auch  die  Frl)L.  bieten  einen  Anklang  an  dieselbe  Sitte, 
wenn  sie  von  einer  „uppsaga  laga  värra"  sprechen ;  ^)  die  Worte  aber 
„her  a  |nngvelli'',  welche  in  demselben  Rechtsbuche  von  der  Ding- 
stätte zu  Frosta,  ^)  die  Worte :  „her  i  Gula",  welche  in  den  GI)L. 
wiederholt  in  Bezug  auf  die  Dingstätte  zu  Gula  gebraucht  werden,^) 
können  ebenfalls  nur  von  einem  Manne  gebraucht  worden  sein,  welcher 
in  offizieller  Eigenschaft  regelmäßig    am  Dinge   zu  sprechen  pflegte. 


^)  BJ)L.  III,   4.  '^)  Heims  kr.   Inga  s.  Ha  r  al  d  ss  o  na  r ,   1/725. 

3)  F:I)L.  I,   10.  ^)  Fr{)L.  X,   I.  •■^)  ebenda,  I,  2. 

*)  G|)L.  3  und  4. 
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Berücksichtigt  man  nun,  daß  auch  das  Dienstmannenrecht  des  K. 
Magnus  lagaboetir  noch  ausdrückUch  die  Verlesung  seiner  Vorschriften 
vor  der  versammelten  Dienstmannschaft  während  der  Weihnachtszeit 
fordert,  ^)  und  daß  sogar  noch  eine  weit  spätere  Verordnung  des 
K.  Häkon  Magnüsson  dem  Lögmanne  die  alljährliche  Verlesung  des 
Gesetzbuches  am  lögln'nge  zur  Pflicht  macht,  ^)  so  wird  man  doch 
wohl  anzunehmen  berechtigt  sein,  daß  ein  regelmäßig  wiederkehren- 
der Rechtsvortrag  von  alters  her  am  lög|iinge  gehalten  worden  sei, 
und  daß  es  der  Lögmann  war,  welchem  dessen  Haltung  oblag, 
Hertzberg  freilich  will  diese  Schlußfolgerungen  nicht  gelten  lassen, 
und  meint,  daß  sich  der  Gebrauch  des  Wortes  „her"  in  Bezug  auf 
die  Dingstätte  in  unseren  Rechtsbüchern  auch  aus  der  Annahme  er- 
klären lasse,  daß  deren  bezügliche  Abschnitte  am  Dinge  oder  von 
einem  in  der  Nähe  der  Dingstätte  wohnenden  Manne  niedergeschrieben 
seien,  daß  der  Ausdruck  „segja  log"  ebensogut  die  Entscheidung  eines 
einzelnen  Falles  durch  den  Lögmann  bezeichnen  könne  wie  dessen 
Rechtsvortrag,  und  daß  darum  auch  unter  der  „löghtala"  der  EI)L. 
oder  dem  „lesse  lagboken  for  almugenom"  der  angeführten  späteren 
Verordnung  recht  wohl  jene  Einzelentscheidungen  und  das  sie  be- 
gleitende Herauslesen  der  Belegstellen  aus  dem  Gesetzbuche  gemeint 
sein  können,  daß  endlich  ein  Schluß  aus  dem  Dienstrechte  auf  das 
Landrecht  von  vornherein  unzulässig  sei,  und  daß  sich  überdies  im 
Dienstrechte  selbst  jenes  jährliche  Verlesen  des  Rechtsbuches  als 
eine  spätere  Neuerung  darstelle.  Im  einzelnen  schon  wenig  einleuch- 
tend, werden  indessen  diese  Einwendungen  in  ihrer  Gesamtheit  völlig 
unhaltbar,  soferne  sie  allzuvielen  Quellenangaben  in  einer  und  der- 
selben Richtung  Gewalt  antun  müssen;  nicht  mehr  ist  aber  auch 
auf  die  Schlüsse  zu  geben,  welche  Hertzberg  aus  ein  paar  weiteren 
Stellen  der  Rechtsbücher,  sowie  aus  den  Vorgängen  am  Herrentage 
zu  Björgvin  vom  Jahre  1223  zu  ziehen  sucht.  Wohl  ist  richtig,  daß 
K.  Häkon  an  einer  noch  unten  zu  erwägenden  Stelle  seiner  Ein- 
leitung zu  den  FrpL.  nur  von  der  Beteiligung  der  Lögmänner  an 
der  Rechtsprechung   redet,    ohne    irgendwelcher  Rechtsvorträge  der- 


^)  HirÖskra,   54. 

2)  Norges  gamle  Love,  III,  143;  die  Verordnung  ist  nicht  datiert.  Viel- 
leicht läßt  sich  auch  LandsL,  J)ingfb.  3  hierher  stellen,  wo  zu  den  Worten:  ,,En 
lagmaör  skal  lata  ri'ngja  hinni  mestu  klokku  |)a  er  hann  vill  meÖ  bök  til  J)ings  sirkja; 
en  {)eirri  klokku  skal  eigi  til  annars  ringja  meÖan  ])ingit  stendr",  eine  Hs.  die  Va- 
riante hat:  ,,eigi  til  annars  ringja  en  lögmaÖr  vil  lögbijk  lesa  meöan  |)ingit 
stendr". 
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selben  zu  gedenken ;  ^)  aber  da  es  sich  an  der  betreffenden  Stelle 
nur  darum  handelt,  diejenigen  mit  Buße  zu  bedrohen,  welche  sich 
ihren  Ladungen  und  Entscheidungen  nicht  fügen  würden,  hatte  der 
König  eben  schlechterdings  keinen  Anlaß,  von  einem  anderen  als 
diesem  Teile  ihres  Berufes  zu  sprechen.  Ganz  richtig  auch,  daß  am 
Eingange  der  Wergeldstafel  der  FrpL.  über  eine  gewisse  Unklarheit 
und  Unsicherheit  geklagt  wird,  welche  sich  in  die  Verteilung  der 
Wergeidsbeträge  eingeschlichen  habe;^)  aber  wir  wissen  ja,  daß  es 
gerade  der  Lögmann  Bjarni  Maröarson  gewesen  war,  der  in  den  von 
ihm  entworfenen  Wergeldstafeln  die  Grundlagen  des  älteren  Rechtes 
völlig  verlassen  hatte, '')  und  wir  werden  demnach  aus  jenen  Klagen 
nur  soviel  folgern  dürfen,  daß  die  Rechtsüberlieferung,  sei  es  nun 
überhaupt  oder  doch  gerade  im  Wergeids wesen,  der  Praxis  und  zu- 
mal auch  den  Lögmännern  noch  genügend  freie  Hand  ließ,  um  sehr 
verschiedene  Gestaltungen  der  Wergeldstafel  zu  ermöglichen,  so  daß 
also  nicht  gegen  die  Haltung  von  Rechtsvorträgen  seitens  der  Lög- 
männer aus  denselben  ein  Schluß  zu  ziehen  sein  wird,  sondern  nur 
gegen  jene  sklavische  Gebundenheit  dieser  Vorträge  an  eine  bis  ins 
geringste  Detail  herab  fixierte  Legislation,  wie  solche  Vilhjälmr 
Einsen  neuerdings  für  die  isländische  Verfassung  verfechten  wollte,*) 
ein  Schluß,  der  durch  die  selbständige  Haltung  der  schwedischen 
Lögmänner  in  Bezug  auf  die  Überlieferung  und  Weiterbildung  des 
Rechtes  entschieden  bestätigt  wird.  ^)  Wiederum  ist  zwar  am  Schluß 
des  vom  Heerwesen  handelnden  Abschnittes  der  GpL.,  dann  am 
Schlüsse  des  Christenrechtes  von  Vikin, ")  eine  Schlußformel  ange- 
hängt, welche  einen  Zweifel  an  der  völligen  Verlässigkeit  und  Er- 
schöpfendheit der  eigenen  Darstellung  ausspricht;  aber  man  wird  hierin 
nicht  einen  Einwand  gegen  die  Annahme  finden  dürfen,  daf3  die  be- 
treffenden Abschnitte  nach  dem  Vorbilde  eines  offiziellen  Rechtsvortrages 
aufgezeichnet  worden  seien,  sondern  nur  eine  Redewendung  zu  er- 
kennenhaben, welche  lediglich  die  Bescheidenheit  des  Sprechenden  in  das 
gehörige  Licht  stellen  sollte.  Ganz  ähnlich  steht  es  endlich  auch  be- 
züglich der  Berichte  über  den  Herrentag  zu  Björgvin.  ')  Der  Streit, 
welchen  K.  Häkon  mit  Sküli  jarl  über  ihre  beiderseitigen  Ansprüche  auf 


1)  FrJ)L.,  Einleitung,   i6.  ^)  FrI)L.  VI,    i. 

')  vgl.  meine  Schrift:  Die  Entstehungszeit  der  älteren  Frostu{)ingslög,  S.  37 — 42. 
*)  in  den  Aarböger  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie,  1873,  S.  lOl  und  fgg. 
^)  vgl.  meine  Bemerkungen  in  der  Krit.  Vierteljahresschrift,  XIII,   76     80. 
«)   GI)L.   314;  BJ)L.  I,   18;  II,  27.  ')  Ilakonar  s.  gamla,  ?o— 97/ 
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den  Thron  zu  führen  hatte,  wurde  hier  dem  Spruche  der  anwesenden 
Lögmänner  unterstellt,    und  von  diesen  zunächst  Gunnarr  grjönbakr 
aus  prändheimr  aufgefordert,  das  Recht  zu  weisen,  später  aber  auch 
an  den  Lögmann  pörör  skolli  und  andere  die  gleiche  Aufforderung 
gerichtet ;  der  erstere  meint  zwar,  er  sei  nur  berufen,  unter  gemeinen 
Bauern  Recht  zu  sprechen,    und    nicht    unter  so  mächtigen  Fürsten, 
spricht    aber    doch    unter  Berufung    auf  des  heil.  Olafr  Gesetz  sofort 
unumwunden    dem  Häkon    die    Krone    zu,    und    der   letztere    erklärt 
zwar  gleichfalls,    daß  er  nicht  darum  Lögmann  heiße,    weil    er  etwa 
besonders  rechtsverständig  sei,    daß  er  ferner  zwar  oft  genug  seinen 
Bauern  Recht  gesprochen  habe,  aber  über  die  Angelegenheiten  von 
Königen  nur  wenig  zu  sagen  wisse,  gibt  jedoch  sofort  ebenfalls  seine 
Rechtsweisung  in  gleichem  Sinne  ab.    Beide  Male  ist  selbstverständlich 
die  Behauptung  der  Unzureichendheit  des  eigenen  Wissens  nur  eine 
übertrieben    bescheidene    Redewendung    der    schlichten    Lögmänner 
gegenüber    der   hocharistokratischen  Versammlung,    vor   welcher    sie 
stehen,    und    darf  man    aus   ihr   keinerlei  Schlüsse    auf  deren  Amts- 
stellung ziehen;    in    der  Tat  müßten  jene  Erklärungen,    wenn  buch- 
stäblich genommen,  ebensowohl  dem,  von  Hertzberg  zugestandenen 
Anteile    der   Lögmänner    an    der   Rechtsprechung   im  Wege    stehen, 
als    deren,    von    ihm    bestrittener,    Verpflichtung    zur    Haltung    von 
Rechtsvorträgen.    —    Darf   nach    den   bisherigen    Ausführungen    die 
Existenz    von    Lögmännern    als  Beamten,    welche    mit    gewissen    auf 
die  Rechtsprechung   sowohl  als  Rechtsüberlieferung  bezüglichen  Be- 
fugnissen ausgestattet  waren,    bis    in    die    ersten  Jahre    des   I2.  Jahr- 
hunderts hinauf  als  völlig  gesichert  angesehen    werden,    so    kann    es 
sich    nur    noch    darum    fragen,    wie    weit    das    gleiche    auch    für    die 
weiter  zurückliegende  Vorzeit  zu  gelten  habe.     Da  ist  nun 
allerdings  zuzugeben,    daß  für  diese  ältere  Zeit  nur  eine  einzige  un- 
angreifbare   Stelle    lögmenn    bei    diesem    ihren    Namen    nennt.     Ge- 
legentlich   des  Rechtsstreites    nämlich,    welchen    Egill  Skallagrimsson 
im  Jahre  934  am  Gula|)inge    anhängig   hatte,    sehen    wir    denselben, 
als  die  Verhandlung   der  Sache    mit  Waffengewalt   verhindert    wird, 
gegen    diese  Gesetzwidrigkeit   feierlich  Protest    erheben,    und    diesen 
seinen  Protest  an  alle  Anwesenden  richten :  „lenda  menn  ok  lögmenn, 
ok  alla  al|)yöu".^)     Allerdings  gibt  dabei  die  Eigla  nicht  an,  welches 
die  Stellung  der  von  ihr  genannten  lögmenn  gewesen  sei;   indessen 
scheint  sich  doch  aus  dem  Zusammenhange  wenigstens  so  viel  ent- 


^)  Eigla,  57/126. 
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nehmen  zu  lassen,  daß  darunter  Männer  von  einer  ganz  bestimmt 
abgegrenzten  Lebensstellung,  und  nicht  bloß  Leute  von  mehr  als 
gewöhnlicher  Rechtskenntnis  zu  verstehen  seien.  Wenn  Hertzberg 
gegen  diesen  meinen  Schluß  einwendet,  daß  ja  auch  anderwärts 
„lendir  menn,  rikir  büendir  ok  öll  al|)yöa"  sich  gegenübergestellt 
werden,  ^)  also  Klassen  von  sehr  unbestimmter  Abgrenzung  neben 
ganz  bestimmt  abgegrenzten,  so  trifft  er  damit  nicht  den  Kernpunkt 
der  Frage,  denn  zwischen  den  großen  Bauern  und  den  kleinen  Leuten 
besteht  immerhin  ein  sehr  klar  erkennbarer  Gegensatz,  wenn  auch 
die  beide  Klassen  trennende  Grenze  nicht  haarscharf  nachgewiesen 
werden  kann,  wogegen  die  Rechtskundigkeit  eine  Eigenschaft  war, 
welche  den  Landherren  und  den  angesehensten  Bauern  ebensogut 
wie  den  geringsten  Leuten  zukommen  oder  nicht  zukommen  konnte, 
und  deren  Träger  eben  darum  als  solche  weder  zu  diesen  noch  zu 
jenen  in  Gegensatz  gebracht  werden  konnten.  Überdies  ist  die  Stelle 
keineswegs  so  völlig  isoliert,  als  sie  dies  auf  den  ersten  Blick  zu  sein 
scheint.  Ungefähr  gleichzeitig  mit  dem  in  ihr  behandelten  Vor- 
gange finden  wir  den  Namen  des  porleifr  hinn  spaki  genannt,  welcher 
um  das  Jahr  930  seinem  Schwiegersohne  Ulfljötr  das  erste  isländi- 
sche Landrecht  nach  dem  Muster  der  Gulaliingslög  entwerfen  half, 
und  wenig  später  den  K.  Häkon  Aöalsteinsföstri  in  seinen  Be- 
mühungen um  eben  diese  Gula])ingslög  unterstützt  haben  soll.  Ein 
Jahrhundert  später,  um  das  Jahr  1040  nämlich,  sehen  wir  einen  Mann 
Namens  Atli  am  Gula])inge  das  Wort  für  die  Bauern  führen,  als  es 
galt,  deren  Rechte  dem  gewalttätigen  K.  Magnus  gööi  gegenüber  zu 
vertreten,  und  es  ist  offenbar  dieselbe  Person,  auf  deren  am  Gula- 
liinge  gehaltenen  Rechtsvortrag  unser  Rechtsbuch  selbst  am  Schlüsse 
des  vom  Heerwesen  handelnden  Abschnittes  Bezug  nimmt.  Man 
wird  nicht  mit  Hertzberg,  den  Vortrag  dieses  Atli  am  Dinge  auf 
eine  bloße  Aufzählung  der  Zugeständnisse  zurückführen  dürfen,  über 
welche  sich  der  König  mit  seinen  Bauern  im  gegebenen  Falle  ge- 
einigt hätte ;  vielmehr  wird  man,  wenn  man  die  oben  für  eine  etwas 
spätere  Zeit  beigebrachten  Behelfe  berücksichtigt,  in  jenen  Männern, 
welche  als  lebendige  Zeugen  des  Rechtes  ihrer  Heimat  bald  in 
eigenen  Vorträgen  an  offenem  Ding  dessen  Kenntnis  überliefern, 
bald  als  die  zunächst  berufenen  Räte  der  Könige  für  die  Verbesse- 
rung dieses  Rechtes  tätig  werden,  bald  endhch  als  die  nicht  minder 
berufenen  Wortführer  der  Dinggemeinde  dessen  Wahrung  gegen  jede 


^)  Morkinsk.    137. 
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Vergewaltigung  sich  angelegen  sein  lassen,  lögmenn  wiederzuerkennen 
geneigt  sein,  bei  denen  nur  vermöge  irgend  eines  Zufalles  die  aus- 
drückliche Bezeichnung  als  solche  unterblieben  ist.  Dazu  kommt, 
daß  uns  zu  Anfang  des  ii.  Jahrhunderts  ein  |)örarinn  lögmaör  so- 
gar ausdrücklich  genannt  wird,  welcher  der  Landschaft  Jamtaland 
angehörte,  ^)  und  wenn  zwar  allerdings  die  eigentümliche  Stellung, 
welche  gerade  diese  Landschaft  zwischen  Norwegen  und  Schweden 
einnahm,  zweifelhaft  erscheinen  lassen  muß,  ob  derselbe  der  schwedi- 
schen oder  der  norwegischen  Rechtsgeschichte  zuzurechnen  sei,  so 
darf  doch  nicht  unbeachtet  bleiben,  daß  Jamtaland  um  die  Mitte  des 
lo.  Jahrhunderts  bereits  von  K.  Häkon  gööi  ihre  „log  ok  landsrctf' 
erhalten  hatte,  ■)  also  doch  wohl  nach  norwegischem,  nicht  nach 
schwedischem  Vorbilde  eingerichtet  war.  Ihre  gewichtigste  Bestäti- 
gung erhalten  übrigens  die  aus  diesen  immerhin  dürftigen  Behelfen 
gezogenen  Schlüsse  durch  die  Unterstützung,  welche  denselben  die 
Vergleichung  des  Rechtes  anderer  nordgermanischer  Länder  ihnen 
verleiht.  Wir  finden  zunächst  in  Schweden  einen  laghman  für  jede 
laghsagha  aufgestellt,  zu  dessen  Amtspflichten  die  Haltung  regel- 
mäßig wiederkehrender  Rechtsvorträge  am  Dinge  und  ein  hervor- 
ragender Anteil  an  der  Rechtspflege  gehörte,  während  derselbe  an- 
dererseits in  poUtischen  Fragen  der  natürliche  Vertreter  seiner  Bauer- 
schaft war,  als  deren  Wortführer  er  dem  Könige  sogar  und  den 
mächtigsten  Spitzen  der  Aristokratie  mit  wuchtiger  Energie  ent- 
gegenzutreten wußte;  nicht  minder  sehen  wir  aber  auch  in  den  nor- 
wegischen Nebenlanden  schon  frühzeitig  Beamte  genannt,  welche 
eine  mehr  oder  weniger  ähnliche  Stellung  einnehmen,  und  dabei  den 
gleichen  oder  doch  einen  wenig  abweichenden  Titel  führen.  Bekannt 
ist  der  isländische  lögsögumaör,  welchem  neben  der  alljährlichen 
Haltung  von  Rechtsvorträgen  am  Alldinge  die  Erteilung  von  Rechts- 
gutachten an  alle,  die  solche  von  ihm  begehrten,  oblag,  während 
er  zugleich  in  der  lögretta  und  am  lögberge  den  Vorsitz  führte,  und 
sogar  den  Alldingsgerichten  gegenüber  eine  gewisse  leitende  Stellung 
einnahm;'')  bereits  im  Jahre  930  eingeführt,  wird  das  Amt  doch 
wohl  nach  norwegischem  Vorbilde  eingerichtet  worden  sein,  und 
wird  auf  die  abweichende  Gestaltung  des  Titels  kein  Wert  gelegt 
werden  dürfen,  da  dieser  aus  der  auf  Island  wie  in  Norwegen  und 
in  Schweden  für  das  Amt  übUchen  Bezeichnung  laghsagha,   lögsaga 


^)  Geschichtliche  Olafs  s.  helga,   131/151. 

2)  ebenda,    127/142.  ^)  vgl.  mein  Island,   21 1 — 20. 
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gebildet  ist^)  und  recht  wohl  gewählt  sein  konnte,  um  der  Zwei- 
deutigkeit zu  entgehen,  welche  der  gleichzeitige  Gebrauch  des  Wortes 
lögmaör  für  den  rechtskundigen  Mann  im  allgemeinen  (gleich  laga- 
maör),  und  für  einen  bestimmten  Würdenträger  mit  sich  bringen 
mußte.  Von  Island  aus  scheint  das  Amt  auch  nach  Grönland  über- 
tragen worden  zu  sein,  obwohl  desselben  hier  nur  die  ziemlich  späten 
Skäldhelga-rimur  gedenken ;  ^)  wenn  dessen  Träger  hier  als  lögmaör 
bezeichnet  wird,  so  mag  dahin  stehen,  ob  solche  Bezeichnung  eine 
völlig  korrekte  sei,  da  auch  für  Island  spätere  Aufzeichnungen  und 
selbst  spätere  Bearbeitungen  oder  Abschriften  älterer  Quellen  diese 
während  der  norwegischen  Herrschaft  üblich  gewordene  Form  des 
Titels  auf  die  Zeit  des  Freistaates  anwenden.  Aber  auch  auf  den 
Faereyjar  finden  wir,  und  zwar  bereits  im  Anfange  des  ii.  Jahr- 
hunderts, lögmenn  oder  lögsögumenn  genannt'")  und  auf  den  Suör- 
eyjar  nennen  irische  Annalen  Lagmänner  schon  in  der  zweiten 
Hälfte  des  lO.  Jahrhunderts;  auf  diesen  letzteren  Inseln  wird  der 
Titel  sogar  als  Eigenname  üblich,  wobei  nicht  übersehen  werden 
darf,  daß  ihn  das  Chronicon  Manniae  ebenso  wie  die  irischen  An- 
nalisten in  unumgelauteter  Form  geben,  wogegen  die  isländischen 
Sagen  allerdings  die  umgelautete  Form  vorziehen.*)  Auch  auf  Caith- 
ness  wird,  freilich  erst  um  die  Grenzscheide  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts, ein  Rafn  lögmaör  genannt,  ^)  und  kann  das  Amt  hierher 
doch  nur  von  den  Orkneyjar  aus  gekommen  sein;  die  sämtlichen, 
unmittelbar  oder  mittelbar,  von  Norwegen  aus  bevölkerten  Lande 
kennen  dasselbe  sonach,  was  doch  nur  unter  der  Voraussetzung  sich 
erklärt,  daß  dasselbe  zu  der  Zeit,  in  welcher  jene  Lande  ihre  nor- 
dische Bevölkerung  erhielten,  bereits  in  der  norwegischen  Heimat 
selbst  bekannt  war.  Hertzberg  freilich  will  auch  diese  Schlußfolgerung 
nicht  gelten  lassen,  indem  er  einerseits  hervorhebt,  daß  ja  in  Ko- 
lonielanden recht  wohl  neue  Bedürfnisse  neue  Einrichtungen  hervor- 
rufen können,    während   das  Mutterland   von   diesen   wie   von  jenen 


^)  Es  ist  ungenau,  wenn  Hertzberg,  S.  175,  angibt,  der  Rechtsvortrag  sei  im 
schwedischen  Rechte  als  laghtala  bezeichnet  worden.  Nicht  ein  einziges  Mal  weiß 
ich  diese  Bezeichnung  nachzuweisen,  vielmehr  finde  ich  stets  nur  highsagha  gebraucht. 

2)  Ri'ma  VI,  Str.  25. 

^)  Geschichtliche  Olafs  s.  helga,  116/127  und  öfter,  wo,  gleich  wie  in 
der  He  im  skr.,  der  Titel  stets  lögsögumaÖr  lautet,  wogegen  in  der  Flbk.  II,  241 
und  den  anderen  späteren  Bearbeitungen  die  Form  lögmaör  vorwiegt. 

*)  vgl.  Munch,  Chron.  Mannice,  S.  41;  norw.  Geschichte,  I,  2/198 — 99  und 
202—3.  ^)  Flbk.  II,   517  und  529;  Sturlünga,  V,  41/172  — 3. 
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nichts  weiß,  andererseits  aber  bemerkt,  daß  die  abweichende  Titu- 
latur des  isländischen  lögsögumaör  „unwidersprechlich"  zeige,  daß 
zur  Zeit  der  Abtrennung  des  isländischen  Rechtes  vom  norwegischen 
der  Ausdruck  lögmaör  noch  nicht  seine  spätere,  engere  und  tech- 
nische Geltung  erlangt  haben  konnte;  indessen  ist  dieser  letztere 
Einwand  bereits  vorhin  genügend  zurückgewiesen  worden,  und  jener 
erstere  wäre  zwar  vollkommen  begründet,  wenn  das  Amt  nur  in 
dem  einen  oder  anderen  unter  den  norwegischen  Kolonielanden, 
oder  wenn  zwar  in  allen,  so  doch  in  jedem  in  verschiedener  Weise 
gestaltet  vorkäme,  aber  seine  Begründung  fällt  weg,  da  sich  dasselbe 
allerwärts  gleichmäßig  und  überdies  in  derselben  Weise  geartet  zeigt 
wie  in  Schweden,  also  in  einem  Lande  von  ganz  und  gar  nicht 
kolonialer  Natur.  —  So  werden  wir  uns  demnach  immerhin  zu  der 
Annahme  gedrängt  sehen,  daß  in  Norwegen  ganz  ebenso  wie  in 
Schweden  von  altersher  und  jedenfalls  schon  vor  der  Zeit,  in  welcher 
sich  die  Auswanderung  von  da  nach  den  Suöreyjar,  Orkneyjar,  Faer- 
eyjar  und  nach  Island  vollzog,  das  Amt  des  Lögmannes  bestanden 
habe,  als  eines  Mannes,  welchem  teils  die  Abhaltung  regelmäßiger 
Rechtsvorträge  am  Ding,  teils  die  Erteilung  von  Bescheiden  über 
streitige  Rechtsfragen  oblag,  und  welcher  eben  wegen  der  ihm  inne- 
wohnenden besonderen  Rechtskenntnis  auch  auf  den  Gang  der  Ge- 
setzgebung einen  besonderen  Einfluß  äußern,  und  zur  Vertretung 
der  Volksrechte  gegenüber  dem  Könige  und  seinen  Bediensteten  die 
berufenste  Persönlichkeit  sein  mußte.  Aber  allerdings,  jene  hohe 
politische  Bedeutung,  welche  das  Amt  in  Schweden  behauptete, 
scheint  dasselbe  in  Norwegen  nie  besessen,  oder  doch  schon  in  sehr 
früher  Zeit  wieder  eingebüßt  zu  haben,  was  sich  aus  dem  kräftigen 
Aufschwünge,  welchen  das  norwegische  Königtum  durch  des  K. 
Haraldr  härfagri  erfolgreichen  Staatsstreich,  und  vielleicht  mehr  noch 
aus  jener  vorwiegend  aristokratischen  Richtung  völlig  befriedigend 
erklärt,  welche  die  norwegische  Verfassung  gegenüber  der  vorwiegend 
demokratischen  Gestaltung  der  schwedischen  schon  frühzeitig  vollzog. 
Hält  man  aber  an  diesen  Ergebnissen  fest,  so  wird  es  nur  noch 
gelten,  einerseits  die  auffällige  Schweigsamkeit  zu  erklären, 
welche  die  Quellen  über  die  Lögmänner  der  älteren  Zeit  zeigen, 
und  andererseits  darzutun,  wie  eine  Veränderung  in  der  Stel- 
lung der  Lögmänner,  welche  sich  am  Schlüsse  des  12.  Jahr- 
hunderts vollzog,  denselben  jene  erhöhte  Bedeutung  verschafft  habe, 
welche  sich  in  deren  fortan  weit  häufigeren  Erwähnung  in  den 
Quellen  unverkennbar  ausspricht.     In  der  ersteren  Beziehung  werden 


I 


§  9-     I^i^  Gerichtsbarkeit  königlicher  Beamter.  5? 

wir  uns  nun  vor  allem  daran  zu  erinnern  haben,  daß  uns  erst  von 
der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  an  gleichzeitige  Aufzeichnungen  über 
die  Geschichte  Norwegens  zu  Gebote  stehen,  wogegen  die  sämtlichen 
Berichte  über  die  ältere  Zeit  nur  auf  Grund  mündlicher  Überliefe- 
rungen, und  überdies  mit  unbedeutenden  Ausnahmen  von  islän- 
dischen, nicht  von  norwegischen  Verfassern  aufgezeichnet  worden 
sind.  Es  wird  von  hier  aus  sehr  begreiflich,  daß  die  auf  das  10. 
und  II.  Jahrhundert  bezüglichen  Königssagen  eine  weit  weniger 
konkrete  Färbung  zeigen,  als  dies  bei  der  Sverris  s.  oder  Häkonar 
s.  gamla,  ja  auch  schon  bei  jenen  etwas  weiter  hinaufreichenden 
Sagen  der  Fall  war,  für  welche  bereits  die  Werke  des  Eirikr  Odds- 
son  und  anderer  Zeitgenossen  zu  Gebote  standen,  und  daß  eben 
darum  in  jenen  weit  weniger  als  in  diesen  eine  genauere  Bezeich- 
nung einzelner  gelegentlich  auftretender  Persönlichkeiten  nach  Stand 
und  Würde  zu  erwarten  ist.  Wir  werden  insbesondere  zu  beachten 
haben,  daß  über  Gerichtsverhandlungen,  welche  doch  zunächst  An- 
laß bieten  mußten,  der  lögmenn  Erwähnung  zu  tun,  aus  jener  älteren 
Zeit  überhaupt  nur  zwei  Berichte  vorliegen,  welche  beide  denn  auch 
richtig  dieselben  nennen,  nämlich  die  Berichte  über  den  Prozeß  des 
Egill  Skallagrimsson  und  des  Sigurör  Hranason,  und  daß  auch  in 
unseren  Provinzialrechten  gerade  über  die  Dingordnung  nur  sehr 
ungenügende  Angaben  enthalten  sind.  Wir  werden  endlich  berück- 
sichtigen müssen,  daß  die  geringere  politische  Bedeutung  des  Amtes, 
wie  sie  durch  die  Tatsache  bedingt  war,  daß  in  Norwegen  die  Ari- 
stokratie der  Landherren  einerseits  formell  in  den  Dienst  der  Mon- 
archie getreten  war,  und  andererseits  materiell  ihrerseits  die  Führung 
der  Bauernschaft  übernommen  hatte,  die  Lögmänner  schon  frühzeitig 
auf  ihren  technisch-juristischen  Beruf  beschränken,  und  nur  sehr  aus- 
nahmsweise eine  hervorragende  politische  Rolle  spielen  lassen  konnte, 
wenn  es  einmal  galt,  umfassende  legislative  Arbeiten  vorzunehmen, 
in  politisch  bedeutsamen  Prozessen  eine  Entscheidung  zu  fällen,  oder 
auch  unter  Umständen  das  Recht  der  Bauernschaft  zu  wahren,  unter 
welchen  die  Aristokratie  nicht  geneigt,  oder  auch  zu  gespalten  und 
schwach  war,  deren  Vertretung  ihrerseits  zu  übernehmen;  damit  fiel 
aber  für  die  Geschichtsschreibung  ganz  von  selbst  alle  Veranlassung 
weg,  des  Amtes  öfter  zu  gedenken.  Gerade  mit  diesem  letzteren 
Punkte  hängt  aber  auch  zusammen,  was  nach  der  zweiten  Seite  hin 
zu  bemerken  ist.  Wie  in  Schweden  ursprünglich  der  Satz  galt,  daß 
der  Lagmann  ein  Bauernsohn  sein  und  von  den  Bauern  gewählt 
werden  sollte,    so    scheint  das  Gleiche  von  Anfang  an  auch  in  Nor- 
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wegen  der  Fall  gewesen  zu  sein.  Wir  wissen  ja,  daß  auf  Island  das 
Amt  des  lögsögumaör  durch  Wahl,  und  sogar  nur  auf  bestimmte 
Zeitfrist  vergeben  wurde,  wobei  es  freilich,  in  der  älteren  Zeit  we- 
nigstens, üblich  war,  dem  einmal  gewählten  die  Würde  zu  belassen, 
solange  er  nicht  selber  vorzog,  dieselbe  niederzulegen;  die  Vermu- 
tung liegt  nahe,  daß  es  auch  in  Norwegen  ähnlich  gehalten  worden 
sein  möge,  was  natürlich  keineswegs  ausschließt,  daß  das  i^mt,  ganz 
wie  in  Schweden,  gelegentlich  auch  einmal  mehrere  Generationen 
hindurch  in  einer  Familie  vom  Vater  auf  den  Sohn  sich  vererben 
mochte.^)  Wenn  dagegen  auf  Island  die  Gesetzsprecher  regelmäßig 
den  angesehensten  Häuptlingsgeschlechtern  entnommen  zu  werden 
pflegten,  so  scheint  dies  nur  durch  die  schärfere  Ausprägung  bedingt 
gewesen  zu  sein,  welche  die  aristokratischen  Momente  der  norwe- 
gischen Verfassung  auf  Island  gefunden  haben;  wenigstens  fällt  auf, 
daß  die  wenigen  Männer,  welche  in  der  altnorwegischen  Zeit  als 
lögmenn  genannt  werden,  fast  ohne  Ausnahme  von  unbekannter 
Herkunft  sind.  Von  dem  ältesten  unter  ihnen,  dem  I)orleifr  spaki, 
gilt  dies  allerdings  nicht;  allein  da  derselbe  sowohl  am  Hofe  des 
K.  Hälfdan  svarti  und  des  Haraldr  härfagri  als  gelegentlich  der  Ge- 
setzgebung des  Ulfljötr  und  des  K.  Häkon  gööi,  ja  sogar  nochmals 
zur  Zeit  des  K.  Olafr  Tryggvason  genannt  wird,  also  frühzeitig  zu 
einer  mythischen  Persönlichkeit  wurde,  ^)  und  da  andererseits  das 
Haus  des  Höröakäri,  mit  dem  er  in  Verbindung  gebracht  wird,  auch 
seinerseits  allerwärts  in  die  mythische  Zeit  hineingreift,  '*)  darf  ja 
wohl  als  feststehend  angesehen  werden,  daß  diese  Verbindung  erst 
hinterher  auf  mehr  oder  minder  künstlichem  Wege  hergestellt  worden 
sei,  um  den  berühmten  Mann  des  Rechtes  in  eine  angesehene  Ver- 
wandtschaft einzugliedern.  Jedenfalls  wird  uns  weder  von  jenem 
Atli,  der  am  Gulajjinge,  noch  von  jenem  Lög-Bersi,  der  am  Borgar- 
J)inge  eine  so  bedeutsame  Rolle  spielte,  auch  nur  der  Vater  genannt, 
wie  dies  doch  bei  allen  Männern  von  nur  halbwegs  angesehener  Ab- 
kunft zu  geschehen  pflegte,  und  noch  am  Herrentage  zu  Björgvin 
erklärt  Gunnarr  grjönbakr,  der  von  K.  Sverrir  ernannte  Lögmann, 
daß  er  nur  eines  kleinen  Bauern  Sohn  und  nur  dazu  berufen  sei, 
unter  Bauern    Recht    zu    sprechen;*)    eine    ähnliche    Sprache    führen 


^)  vgl.   z.  B.  Hdkonar  s.  gamla,  94334. 

2)  vgl.  Munch,  I,   1/408,  Anm.  2;   513 — 14;  566;   715  usw. 

^)  ebenda,  576 — 77;  GuÖbrandr  Vigfusson,  Um  timatal,  S.  254 — 55; 
meine  Abhandlung:  Die  Quellenzeugnisse  über  das  erste  Landrecht,  S.  56 — 58  und 
Anm.   17/97.  *)  Häkonar  s.  gamla,  91/330. 
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auch  noch  manche  andere  von  den  bei  dieser  Gelegenheit  genannten 
Lögmännern,  und  wenn  wir  zwar  in  ihrer  demütigen  Herabsetzung 
der  eigenen  Rechtskenntnis  eine  bloße  Redewendung  zu  erkennen 
hatten,  so  wird  doch,  was  sie  über  ihre  Abkunft  sagen,  dadurch  be- 
stätigt, daß  auch  unter  ihnen  nur  von  wenigen  der  Vater  sich  nach- 
weisen läßt.  Nur  bei  einem  von  ihnen,  bei  Bjarni  Maröarson  nämlich, 
lassen  sich  vornehmere  Verwandtschaftsverhältnisse  nachweisen,^)  und 
doch  fällt  der  Björgviner  Tag  bereits  einige  Jahrzehnte  unter  die 
Zeit  herab,  welcher  wir  die  maßgebende  Veränderung  in  der  Stel- 
lung der  lögmenn  zuzuschreiben  haben.  Allerdings  hat  Hertzberg 
darauf  Gewicht  gelegt,  daß  in  dem  Prozesse  des  K.  Sigurör 
mehrfach  Landherren  unter  den  Lögmännern  auftreten;  indessen 
dürfte  auch  diese  Einwendung  sich  als  unstichhaltig  erweisen. 
Allerdings  wird  gelegentlich  jenes  Prozesses  als  einer  der  eif- 
rigsten Förderer  des  Rechtes  am  Frostu]3inge  der  Landherr  Jon 
mörnefr  bezeichnet,  und  neben  ihm  ein  zweiter  Landherr,  Sigurör 
af  Hvitasteini,  als  ein  besonders  tüchtiger  Mann  genannt ;  -)  es  wird 
ferner  gesagt,  daß  ein  dritter  Landherr,  Berg|3Örr  bokkr,  hinterher 
einen  örskurör  abgegeben  habe,  wie  dies  sonst  nur  die  lögmenn  tun,^) 
und  daß  eben  jener  Jon  mörnefr  hinterher  ganz  unzweideutig  für 
die  lögmenn  das  Wort  geführt  habe,  nachdem  K.  Eysteinn  diese 
aufgefordert  hatte,  das  Recht  zu  weisen ;  ^)  aber  bei  genauerem  Zu- 
sehen verlieren  alle  diese  Angaben  gar  sehr  an.  Gewicht.  Was  zu- 
nächst den  Bergjiörr  betrifft,  so  wird  er  in  keiner  Quelle  als  Lögmann 
bezeichnet,  die  Heimskringla  sowie  die  Frissbök  läßt  ihn  vielmehr  ein 
Zeugnis  wider  den  Angeklagten  ablegen,  ^)  während  die  Morkinskinna 
ihm  wenigstens  keinen  örskurör  in  den  Mund  legt,  wenn  sie  ihn 
auch  nicht  ausdrücklich  einen  Zeugen  nennt  ;'^)  überdies  paßt  die 
die  Abgabe  eines  Spruches  auch  gar  nicht  in  den  Zusammenhang, 
da  ja  erst  nach  des  Berg])örr  Aussage  ein  solcher  von  den  Lögmännern 

^)  vgl.  über  ihn  meine  Abhandlung:  Die  Entstchungszeit  der  älteren  Gula- 
J)ingslög,  S.  33. 

2)  FMS.  VII,  33/138:  var  J)ar  mestr  forgangsmaÖr  laganna  Jon  mörnefr,  lendr 
mafir  ok  göfugr,  faÖir  EindriÖa,  er  feil  undir  Serk.  J)ar  var  meÖ  Ölafi  koniingr  Si- 
gurör Siguröarson  af  Hvitasteini,  sa  lendr  maÖr,   er  einna  var  kallaÖr  vitrastr  i  Noregi. 

^)  ebenda,  34/141:  Nii  attu  margir  menn  hlut  1  at  raÖa  um,  hversu  J)at  hefÖi 
farit,  ok  varÖ  eingi  til  at  veita  jiar  örskurö  um,  nema  Bergjjörr  bokkr,  son  Sveins 
bryggjufötar ;  hann  tjaöi,  at  Sigurör  var  sannr  at  sök.  Sigurör  koniingr  beiddi  J);i  lög- 
menn ok  dömendr  at  d'i^ma  malit. 

■^I  ebenda,  34/141 — 2.  ^)  Ileimskr.  Siguröar  s.  J  firsala  fara  ,  21/679; 

Frissbök,  22/297.  **)  Morkinsk.    182. 


70 


Teil  I.     Die  Gerichtsverfassung. 


und  Richtern  verlangt  wird,  und  es  ist  somit  klar,  daß  der  Aus- 
druck, auf  welchem  allein  die  Einreihung  des  Mannes  unter  die 
Lögmänner  beruht,  lediglich  auf  einen  Irrtum  zweier  späteren  Hss., 
der  Hulda  nämlich  und  der  Hrokkinskinna,  zurückzuführen  ist.  Den 
Sigurör  af  Hvitasteini  ferner  nennen  die  Heimskringla  und  Frissbök 
bei  dieser  Gelegenheit  überhaupt  nicht,  und  diejenigen  Quellen, 
welche  ihn  nennen,  reihen  ihn  wenigstens  keineswegs  unter  die  lög- 
menn  ein ;  seine  Bezeichnung  aber  als  eines  vor  anderen  verständigen 
Mannes  genügt  denn  doch  nicht,  um  aus  ihm  einen  offiziellen 
Wächter  des  Gesetzes  zu  machen.  Bleibt  also  nur  Jon  mörnefr; 
aber  auch  ihn  nennen  die  Heimskringla  und  die  Frisskök  bei  dieser  Ge- 
legenheit schlechterdings  nicht,  während  ihn  die  Morkinskinna  in  einer 
Weise  bespricht,  welche  die  Bezeichnung  als  Landherr  recht  wohl 
statt  auf  ihn  vielmehr  auf  seinen  Sohn  Eindriöi  zu  beziehen  erlaubt, 
der  erweislichermaßen  die  Würde  eines  solchen  bekleidete.^)  Da  über- 
dies die  Hulda  einen  ganzen  Satz  ausläßt,  und  infolgedessen  sich 
nicht  sicher  erkennen  läßt,  ob  sie  den  Jon  ihrerseits  als  Landherrn 
bezeichnen  wollte,  beruht  somit  dessen  Eigenschaft  als  solcher  ledig- 
lich auf  der  Gewähr  der  Hrokkinskinna,  bei  welcher  noch  obendrein 
die  Annahme  eines  durch  die  zweideutige  Wortfassung  der  Morkinskinna 
veranlaßten  Irrtumes  sehr  nahe  liegt.  Aber  wollte  man  sogar  die 
Angabe  der  Hrokkinskinna  für  richtig  gelten  lassen,  so  würde  dieselbe 
doch  immerhin  nur  auf  einen  Ausnahmefall  hinweisen,  und  hätte 
man  sich  der  Bestimmung  der  FrpL.  zu  erinnern,  gemäß  welcher 
die  Landherren  zwar  an  und  für  sich  von  dem  Eintritte  in  die  lög- 
retta  ausgeschlossen  waren,  aber  doch  mit  besonderer  Erlaubnis  der 
Bauern  in  dieselbe  eintreten  durften,  eine  Bestimmung,  nebenbei  be- 
merkt, welche  für  sich  allein  schon  genügen  müßte,  um  die  regel- 
mäßige Unvereinbarkeit  der  Würde  eines  Landherrn  mit  dem  Amte 
eines  Lögmannes  darzutun,  da  der  Zutritt  zur  lögretta  für  diesen 
letzteren  selbstverständlich  zu  allen  Zeiten  unerläßlich  sein  mußte. 
Die  durchgreifende  Veränderung  nun,-  welche  wir  am  Schlüsse  des 
12.  Jahrhunderts  in  der  Stellung  der  Lögmänner  eintreten  sehen, 
scheint  darin  bestanden  zu  haben,  daß  deren  Amt  in  das  Bereich 
des  Königsdienstes  hereingezogen  wurde.  Von  dem  bereits  mehr- 
fach genannten  Gunnarr  grjönbakr  haben  wir  gehört,  daß  er  von 
K.  Sverrir  noch  vor  dem  Jahre  1188  zum  Lögmanne  ernannt  wurde,  ^) 


^)  Morkinsk.    i8i  :    var  })ar  mcstr  firemaör  Jöan  mornefs  son  fa{)ir  Einriöa  er 
feil  undir  Sero  lendr  malir  oc  gofugr.  ^)  Hakonar  s.   gamla,  91/330. 
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und  aus  des  Königs  Kasse  bezogen  die  Lögmänner  schon  in  der 
ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  gewisse  Einkünfte,^)  wobei  es 
auch  im  14.  Jahrhundert  noch  sein  Verbleiben  hatte;-)  dem  Könige 
endHch  hatten  dieselben  nach  dem  gemeinen  Landrechte  und  den 
an  dasselbe  sich  anschließenden  Gesetzbüchern  einen  besonderen 
Diensteid  zu  schwören,  dessen  Formel  uns  erhalten  ist.  •^)  Weiter- 
hinauf also  als  bis  in  des  K.  Sverrir  Zeiten  läßt  sich  die  Neuerung 
quellenmäßig  nicht  verfolgen,  und  da  dieselbe  vollkommen  mit  dem 
Regierungssysteme  dieses  Königs  im  Einklang  steht,  der  sich  ja 
gegenüber  der  ihm  vielfach  feindlich  und  überdies  durch  die  lange 
Dauer  der  inneren  Kämpfe  schwer  dezimierten  Aristokratie  durch 
die  Bank  auf  die  große  Masse  des  geringeren  Volkes  stützen  mußte, 
möchte  ich  gerade  in  ihm  deren  Urheber  erkennen,  und  demnach 
insoweit  zu  der  alten  Lehre  Munchs  und  Keysers  immerhin  mich 
bekennen ;  es  begreift  sich  aber,  daß  die  Lögmänner  seit  ihrem  Ein- 
tritte in  den  Königsdienst  in  den  Quellen  neben  den  Landherren, 
Sysselmännern  und  sonstigen  Dienstleuten  des  Königs  oft  genug  ge- 
nannt werden,  und  daß  anderseits  auch  ihre  Amtsführung  eine  festere 
Begrenzung  und  größere  Strammheit  anzunehmen  beginnt,  seitdem 
der  König  ein  Interesse  daran  hat,  dessen  Träger  als  seine  Beamte 
zu  unterstützen.  Selbstverständlich  änderte  sich  übrigens  die  Stellung 
der  lögmenn  durch  ihren  Übertritt  in  den  Königsdienst  nicht  mit 
einem  Schlage.  Anders  als  in  Schweden  und  auf  Island,  scheinen 
ihrer  in  Norwegen  von  Anfang  mehrere  in  jedem  Dingverbande  ge- 
wesen zu  sein,  was  sich  um  so  leichter  begreift,  als  wir  sie  ja  auch 
an  den  kleineren  Dingversammlungen  vertreten  finden ;  in  der  Eigla 
sowohl  als  zwei  Jahrhunderte  später  im  Prozesse  des  Sigurör  Hranason 
sehen  wir  deren  mehrere  zugleich  am  lög|)inge  auftreten,  und  dabei 
scheint  es  auch  in  der  späteren  Zeit  zunächst  sein  Bewenden  gehabt 
zu  haben.  Am  Herrentage  zu  Björgvin  wenigstens  treten  ihrer  neun 
auf,  und  zwar  gehören  von  diesen  drei  den  proendalög,  dagegen  je 
zwei  dem  Gula|)inge,  Vikin  und  den  Upplönd  an.  ^)  Man  hat  wohl 
geglaubt,  diese  Zahl  mit  den  später  vorkommenden  Lögmannsbezirken 
zusammenbringen  zu  sollen,    indem    man  die  drei  lögmenn    aus  den 


')  FrI)L.,  Einleituiij:^,   16. 

^)  Verordnung  vom  17.  Juni  1308,  dann  undatierte  \'erordnung  des  K.  Häkon 
Magniisson,  in  Norgcs  gamle  Love,  III,   77  und    143. 

')  Lands].,  Krb,   II  ;    StadtR.  9/198,  Anm.    i;    Jönsb.    10;    Hir?Jskrä,  9. 

■*')  Hakonar  s.  gamla,  86325;  Flbk.  III,  53;  wie  Hertzberg,  S.  169, 
ihrer    1 1   herausbringt,  verstehe  ich  nicht. 
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prcendalög  auf  das  eigentliche  Frostu|n'ng,  Hälogaland  und  Jamta- 
land,  die  beiden  aus  dem  Gulajnnge  auf  dessen,  später  selbständige 
Bezirke  bildende  Hälften  beziehen  wollte  usw. ;  ^)  indessen  wird  uns 
keineswegs  gesagt,  daß  mit  den  zu  Björgvin  erschienenen  neun 
Männern  die  Zahl  aller  im  Reiche  vorhandenen  Lögmänner  erschöpft 
gewesen  sei,  und  wenn  von  dem  einen  unter  ihnen  gesagt  wird,  er 
sei  „lögmaör  af  Ry gjafylki"  gewesen,  von  einem  zweiten,  er  habe  die 
„lögsögn  austr  frä  Svinasundi"  gehabt,  oder  von  einem  dritten,  er 
sei  „ä  Heiömörk"  angesetzt  gewesen,  ^)  so  möchte  man  hieraus  weit 
eher  auf  kleinere,  etwa  mit  den  Volklanden  zusammenfallende  Bezirke 
schließen,  wie  denn  auch  unter  den  proendalög,  welche  drei  lögmenn 
zum  Herrentage  schicken,  unmöglich  mehr  verstanden  werden  kann 
als  die  Landschaft  prändheimr.  Sehr  auffällig  bleibt  freilich,  daß 
das  gemeine  Landrecht  von  diesem  Nebeneinanderbestehen  mehr- 
facher Lögmänner  innerhalb  der  einzelnen  Dingverbände  gänzlich 
schweigt,  und  von  diesen  vielmehr  stets  in  einer  Weise  spricht,  wie 
wenn  immer  nur  ein  Lögmann  in  jedem  einzelnen  Dingbezirke  vor- 
handen gewesen  wäre ;  '^j  indessen  erklärt  sich  die  Sache  immerhin, 
wenn  wir  annehmen,  daß  das  Gesetzbuch  stillschweigend  voraussetzte, 
daß  einerseits  am  lögln'nge  nach  dem  alten  Brauche  immer  derjenige 
Lögmann  die  leitende  Rolle  spielen  werde,  zu  dessen  Bezirk  die 
Dingstätte  des  lögj^inges  gehörte,  und  daß  andererseits  außerhalb 
des  lögl)inges  die  ihm  zustehenden  Funktionen  immer  von  dem- 
jenigen Lögmanne  ausgeübt  werden  würden,  in  dessen  Bezirk  die- 
selben gegebenenfalls  auszuüben  waren.  Hinterher  erst,  im  Verlaufe 
des  14.  Jahrhunderts  nämlich,  kam  dann  der  Brauch  auf,  für  jeden 
einzelnen  Lögmannsbezirk  auch  ein  eigenes  lögln'ng  halten  zu  lassen, 
und  wurden  infolgedessen  die  alten  Dingverbände  in  eine  größere  Zahl 
von  „lögmannsdoemi"  zerlegt;  man  hatte  fortanein  Steigar]iing,  Jamta- 
möt  und  Frostu|)ing  für  Hälogaland,  Jamtaland  und  prcendalög,  ein 
Gulal)ing  und  Ögvaldsnessjoing  für  die  alten  Gula))ingslög,  ein  Skiöu- 
])ing,  BorgarJ)ing  undFors-  oderBagahölms-  (Bagahüs-)  l^ng,  wozu  allen- 
falls noch  ein  eigenes  Ding  zu  Tünsberg  und  zu  Oslo  hinzukam,  für 
die  alte  Landschaft  Vikin,  endlich  ein  Upplanda|)ing,  welches  zeiten- 
weise auch  wohl  in  ein  Eiösvallaljing  und  ein  Heiömarkal)ing  zer- 
legt war,  für  die  Hochlande.     Wie  sich  aber  die  Zahl  der  Lögmänner 


^)  vgl.  Munch,  III,   193—4  und  652—4;    Keyser,  S.  173;    Brandt,  S.  109. 

^)  Hakonar  s.,  93/332:  94/334  und  95/334- 

^)  vgl.  Munch,  IV,   1/499 — 500;  Keyser,  S.  173. 
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und  die  Einteilung  ihrer  Bezirke  erst  nach  und  nach  in  späterer 
Weise  feststellte,  so  war  das  Gleiche  auch  hinsichtlich  ihrer  Kompe- 
tenz der  Fall.  Wie  auf  Island,  so  scheinen  auch  in  Norwegen  die 
lögmenn  anfänglich  nur  berufen  gewesen  zu  sein,  den  Leuten  auf 
Verlangen  das  Recht  zu  weisen  (segja  log),  ohne  daß  doch  ihrem 
Ausspruche  (örskurör)  irgendwelche  formelle  Bedeutung  zugekommen 
wäre,  so  daß  also  den  Parteien  anheimgegeben  blieb  zu  bestimmen, 
ob  sie  im  einzelnen  Falle  den  Lögmann  überhaupt  angehen,  und  ob 
sie,  falls  dies  geschehen  war,  bei  dessen  Entscheidung  sich  beruhigen 
wollten.  Dabei  scheint  es  auch  noch  K.  Sverrir  belassen  zu  haben, 
und  gerade  darum,  weil  die  von  ihm  eingeführte  Neuerung  zunächst 
nur  so  wenig  in  das  bestehende  Recht  eingriff,  konnte  dieselbe  vor- 
läufig unbemerkt  bleiben  und  zumal  auch  von  der  Sverris  s.  unbe- 
achtet gelassen  werden;  aber  doch  konnte  das  Königtum,  nachdem 
es  einmal  das  Amt  in  seine  Pflicht  genommen  hatte,  dasselbe  nicht 
lange  auf  dieser  Stufe  belassen.  Es  mußte  als  Mißachtung  des  könig- 
lichen Beamten,  und  zugleich  als  undenkbare  Verkennung  der  landes- 
väterlichen Fürsorge  des  Königs  selbst  erscheinen,  wenn  ein  vor  den 
Lögmann  Geladener  dieser  Ladung  nicht  Folge  leistete,  oder  wenn 
gar  der  unterliegende  Teil  seinem  Spruche  sich  nicht  fügte,  und 
diesem  doppelten  Gesichtspunkte  trägt  denn  auch  eine  Verordnung 
des  K.  Häkon  gamli  sehr  unumwunden  Rechnung,  durch  welche 
derselbe  sowohl  das  Ausbleiben  am  Termine  als  auch  die  Nichter- 
füllung des  Spruches  mit  einer  Buße  von  drei  Mark  bedrohte.  ^)  Erst 
von  da  ab  kam  dem  Lögmanne  eine  wirklich  richterliche  Gewalt  zu, 
und  da  derselbe  ein  ausschließlich  vom  Könige  ernannter  Beamter 
war,  stellte  sich  eben  damit  zum  ersten  Male  eine  wahre  königliche 
Richtergewalt  neben  die  altherkömmliche  volksmäßige ;  das  Verhältnis 
aber  beider  Gewalten  zueinander  blieb  zunächst  noch  ein  unent- 
schiedenes und  empfing  erst  durch  die  Gesetzgebung  des  K. 
Magnus  lagaboetir  eine  feste  Ordnung.  Landrechtlich  wurde 
dieses  Verhältnis  nunmehr  in  der  Art  geregelt,  daß  zwar  in  Straf- 
sachen das  heraösl)ing  das  allein  kompetente  Untergericht  blieb,  -) 
in  Zivilsachen  dagegen  neben  ihm  (und  dem  skiladömr)  dem  Lög- 
manne eine  konkurrierende  Gerichtsbarkeit  eingeräumt  wurde,  so 
daß  es  fortan  lediglich  im  Belieben  des  Klägers  stand,  ob  er  dieses 
oder  jenes    angehen   wollte,  "^j      Beruhigten   sich    die   Parteien    nicht 


^)  FrI)L.,   Einleitung,   l6.  -)  Landsl.,  Mannh.    17. 

^)  ebenda,  |)ingfb.   II. 
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beim  Spruche  des  Untergerichtes  oder  des  Lögmannes,  so  ging  der 
Zug  ganz  gleichmäßig  an  das  lög]n'ng,  welches  letztere  übrigens,  wie 
es  scheint,  auch  schon  in  erster  Instanz  in  allen  und  jeden  Sachen 
angegangen  werden  konnte,  ^)  und  nicht  bloß  in  Zivilsachen,  wie 
man  wohl  behaupten  wollte ;  ^)  doch  blieb  dieser  Zug  in  Strafsachen 
noch  wie  früher  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  daß  im  Untergerichte 
keine  Einstimmigkeit  zu  erzielen  gewesen  war,  während  für  Zivil- 
sachen diese  Voraussetzung  nunmehr  wegfiel.  Am  lög[)inge  ent- 
scheidet wie  vordem  die  lögretta^  aber  der  Lögmann  hat  nunmehr 
den  Vorsitz  in  derselben  überkommen,  und  hat  infolgedessen  nicht 
nur  die  vebönd  errichten  zu  lassen,  die  lögrettumenn  zu  ernennen 
und  zu  vereidigen,  mit  der  Glocke  das  Zeichen  zum  Beginne  der 
Sitzungen  geben  zu  lassen,  und  im  Vereine  mit  den  lögrettumenn 
die  Dauer  der  Dingzeit,  sowie  die  Personen  zu  bestimmen,  welche 
innerhalb  der  lögretta  irgendwelche  Rechtssachen  zu  verhandeln  be- 
fugt sein  sollen,  ^)  sondern  er  hat  jetzt  auch  seinerseits  bei  der  Ur- 
teilsfällung eine  Stimme  zu  führen,  und  zwar  im  Grunde  die  ent- 
scheidende Stimme.  Handelte  es  sich  nämlich  um  eine  Sache,  welche 
er  selber  in  erster  Instanz  entschieden  hatte,  so  konnten  die  lög- 
rettumenn selbst  durch  ein  einstimmiges  Votum  seinen  Spruch  nicht 
umstoßen,  vielmehr  hatten  sie  solchenfalls  nur  an  den  König  zu 
berichten,  welcher  allein  des  Lögmanns  Spruch  für  ungültig  erklären 
konnte,  „denn  der  König  ist  über  das  Gesetz  verordnet";'*)  handelte 
es  sich  dagegen  um  eine  Sache,  welche  von  einem  heraösl^inge  aus 
an  das  lögliing  gezogen,  oder  auch  gleich  in  erster  Instanz  an  dieses 
letztere  gebracht  worden  war,  so  sollte,  wenn  volle  Einstimmigkeit 
nicht  zu  erreichen  war,  zunächst  diejenige  Ansicht  vorgehen,  für 
welche  sich  der  Lögmann  entschied,  aber  allerdings  auch  hier  wieder 
der  Zug  an  den  König  offen  stehen,  wenn  man  sich  bei  dem  Spruche 
nicht  beruhigen  wollte.  ^)  An  das  lög|)ing  selbst  konnte  eine  an 
demselben  bereits  rechtsförmlich   entschiedene  Sache   nur   unter  der 


^)  LandsL,  I)ingfb.  4.  2)  Key  s  er ,   S.  251   und  254. 

^)  Landsl.,  J)ingfb.  3.  '^)   ebenda,    ii:   J)viat  hann  er  yfir  lögin  skipaÖr. 

■'')  ebenda,  4.  Allerdings  haben  Fr.  Br  an  d  t ,  S.  108  und  R.  K  ey  s  er ,  S.  253, 
auf  eine  vielverbreitete  Variante  gestützt,  annehmen  wollen,  daß  letzterenfalls  ein  ein- 
stimmiges Votum  aller  lögrettumenn  selbst  gegen  die  abweichende  Stimme  des  Lög- 
mannes gültig  gewesen  sei;  indessen  halte  ich  ein  Abgehen  von  der  Lesart  der  ältesten 
und  besten  Hss.  für  um  so  weniger  zulässig,  als  sich  der  Lögmann  unter  die  lögrettu- 
menn allenfalls  auch  subsumieren,  und  damit  die  abweichende  Lesart  mit  der  besser 
bezeugten  materiell  in  Einklang  bringen  läßt. 
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Voraussetzung  nochmals  gebracht  werden,  daß  dargetan  werden 
konnte,  dieselbe  sei  hier  falsch  vorgetragen  worden,  weßfalls  dann 
aber  dem  unterliegenden  Teile  auch  eine  bedeutende  Geldbuße 
drohte ;  ^)  dieses  ist  freilich  ein  Satz,  welcher  schon  älteren  Rechtens 
ist,  und  wahrscheinlich  auf  einer  Novelle  des  K.  Magniis  Erlingsson 
beruht.-)  So  war  demnach  nunmehr  dem  Lögmanne  auch  in  zweiter 
Instanz  ein  sehr  erheblicher  Einfluß  auf  die  Rechtspflege  eingeräumt, 
und  zwar  in  Strafsachen  ebensowohl  wie  in  Zivilsachen;  in  letzter 
Instanz  aber  war  nunmehr  der  Richterspruch  dem  Könige  selbst 
übertragen,  welcher  ihn  freilich  nur  „meö  hinna  skynsamastu  manna 
räöi''  oder  „meö  vitra  manna  sam])ykt"  fällen  sollte,  jedoch  so,  daß 
die  Auswahl  dieser  weisen  und  verständigen  Männer  seiner  eigenen 
Willkür  anheimgestellt  blieb.  Nur  wenig  anders  war  die  Sache  aber 
auch  nach  dem  neueren  Stadtrechte  bestellt.  Das  möt,  welches 
in  der  Stadt  die  Stelle  des  heraösl)inges  vertrat,  war  in  Strafsachen 
allein  kompetent,  ganz  wie  dieses ;  ^)  in  Zivilsachen  dagegen  scheint 
der  Lögmann  hier  schlechthin  die  erste  Instanz  gebildet  zu  haben, 
wogegen  das  möt  nur  in  zweiter  Instanz  angegangen  werden  konnte, 
wenn  sich  der  eine  oder  andere  Teil  beim  Spruche  des  Lögmannes 
nicht  beruhigen  wollte.  ^)  Am  möt  war  aber  der  Lögmann,  und 
außer  ihm  auch  der  Sysselmann  und  der  Schultheiß  mit  anwesend, 
und  es  bedurfte  neben  der  Einstimmigkeit  der  mötsmenn  auch  noch 
ihrer  aller  Zustimmung,  wenn  der  hier  gefällte  Spruch  rechtsgültig 
werden  sollte;  ließ  sich  diese  Einstimmigkeit  nicht  erreichen,  so  ging 
der  Zug  weiter  an  die  lögrctta,  und  wenn  auch  diese  nicht  ein- 
stimmig war,  an  den  König.  "•)  Im  übrigen  führte  der  Lögmann  auch 
am  städtischen  lögl)inge  den  Vorsitz,  ^)  und  war  auch  hier  der  Zug 
von  einem  ersten  lög|3inge  an  ein  zweites  unter  denselben  Bedin- 
gungen statthaft,  wie  nach  Landrecht. 

Die  spätere  Zeit  brachte  endlich  der  Gerichtsverfassung  noch 
einige  weitere  Veränderungen,  welche  nur  noch  zum  Teil 
mit  dem  Amte  des  Lögmannes  zusammenhängen.  Im  gemeinen 
Landrechte  findet  sich  bereits  die  Vorschrift,  daß  in  einer  Reihe  von 
Strafsachen  der  Betrag  der  zu  erlegenden  Buße  durch  den  Spruch 
von  sechs  oder  zwölf  verständigen  Männern  festgestellt  werden  solle, 
und  wird    dabei    auch    wohl    bestimmt,    daß  diese  vom  rcttari,    d.  h. 


^)  Landsl.,  I)ingfb.  6.  '^)  F  r  J)  L.  V,  46  ;  vgl.  44.  =»)Stadtr., 

Mannh.   18.  ■*)  S  ta  d  t  r.,  Ka  u  pab.    15.  '')  ang.  O. ;  |)ingfb.   3,  fin. 

und  6.  '')  c  b  e  n  d  a  ,  J)  i  n  g  f  b.  3. 


76 


Teil  I.     Die  Gerichtsverfassuns:. 


Richter,  zu  ernennen  seien,  unter  welchem  dem  ganzen  Zusammen- 
hange nach  doch  nur  der  Sysselmann  verstanden  werden  kann.  ^) 
Damit  ist  bereits  der  Anfang  gemacht,  einerseits  die  Fällung  des 
Urteiles  auch  am  heraös]jinge  der  Gesamtheit  der  Dingleute  zu  ent- 
ziehen und  auf  einen  engeren  Ausschuß  zu  übertragen,  andererseits 
aber  auch  dem  Sysselmanne  eine  Stellung  einzuräumen,  welche  ihn 
dem  Lögmanne  näher  brachte,  und  auch  ihm  in  das  Gerichtswesen 
einzugreifen  erlaubte.  In  beiden  Richtungen  geht  aber  schon  eine 
Verordnung  des  K.  Eirikr  Magnüsson  vom  Jahre  1280  weiter.  Sie 
weist  in  ihrem  §  28  die  königlichen  Beamten,  unter  denen  doch 
wiederum  nur  die  Sysselmänner  gemeint  sein  können,  an,  in  allen 
Sachen,  welche  an  das  Leben,  die  Gliedmaßen  oder  andere  schwere 
Strafen  gehen,  zur  Findung  des  Urteils  zwölf  unparteiische  Männer 
zu  ernennen,  welche  dann  beiseite  zu  treten  und  über  ihren  Spruch 
sich  zu  einigen  haben,  worauf  dann  die  übrigen  Dingleute  diesen 
ihren  Spruch  „meö  löfataki"  zu  bestätigen  haben.  ^)  Damit  war  also 
für  das  heraösl)ing  eine  Einrichtung  getroffen,  wie  sie  am  lögl)inge 
in  der  lögretta  schon  von  altersher  bestand,  und  war  auch  an  jenem 
die  Urteilsfindung  in  die  Hand  von  Personen  gelegt,  welche  durch  des 
Königs  Beamte  ernannt  waren  5  anderenteils  aber  kann  von  jetzt  ab 
unbedenklich  von  Verhandlungen  vor  dem  Sysselmanne  ganz  eben- 
sogut gesprochen  werden,  wie  von  Verhandlungen  vor  dem  Lög- 
manne, nur  daß  der  Sysselmann  dem  Lögmanne  untergeordnet  ist,^) 
und  eine  Verordnung  von  1308,  dann  von  13 18  spricht  beiden  ganz 
gleichmäßig  den  Beruf  und  Namen  eines  rettari,  d.  h.  Richters  zu,'^) 
während  die  erstere  Verordnung  überdies  den  Sysselmann  als  den- 
jenigen bezeichnet,  welchem  es  obliegt,  den  Leuten  zu  ihrem  Rechte 
zu  verhelfen.^)  Dieselbe  Verordnung  aus  dem  Jahre  1308  ist  aber 
auch  noch  in  anderer  Beziehung  mehrfach  von  Interesse.  Einmal 
nämlich  weist  sie  dem  Lögmanne  eine  pekuniär  weit  gesichertere 
Stellung  an,  als  welche  derselbe  bis  dahin  eingenommen  hatte,  wäh- 
rend sie  ihm  freilich  andererseits  auch  die  Todesstrafe  für  den  Fall 
androhte,  da  er  der  Bestechlichkeit  überführt  werden  würde;  hatte 
derselbe  früher  nur  einen  Gehalt  im  Betrage  von  15  Mark  Rente 
vom  Könige  bezogen,  also  ebensoviel  als  einem  Landherrn  regelmäßig 
sein  Lehen  abwarf,  so  sollte  er  fortan  einen  weiteren,  ebenso  hohen 


^)  Landsl.,  Mannh,   5;   12;    14;    15;   19;  20  und  21. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  9 — 10.  ^)  ebenda,  §   10  und  24,  S.  b, 

dann  8 — 9.  ■*)  ebenda,  S.  77  und   133.  ■'"')  ebenda,  S.  75 — 6. 
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Betrag  von  den  Bauern  seines  Bezirkes  erhalten,  womit  zu  der  Ab- 
gabe der  Grund  gelegt  ist,  welche  später  unter  dem  Namen  des  lög- 
mannstollr  auftritt.  ^)  Zweitens  wurde  bestimmt,  daß  der  Lögmann 
in  Gemeinschaft  mit  dem  Sysselmanne  regelmäßige  Rundreisen  in 
seinem  Bezirke  machen  solle,  um  sich  bei  den  Sitzungen  der  ver- 
schiedenen heraösfjinge  einzufinden ;  ^)  es  versteht  sich  aber  von  selbst, 
daß  damit  beiden  Beamten  sofort  ein  gewisser,  wenn  auch  nur 
moralischer  Einfluß  auf  den  Spruch  der  Dingleute  eingeräumt  war, 
soferne  diese  fortan  in  Gegenwart  zweier  königlicher  Beamter,  und 
darunter  gerade  desjenigen  Beamten  ihr  Urteil  zu  fällen  hatten, 
welcher  nicht  nur  offiziell  als  besonders  rechtsverständig  bezeichnet, 
sondern  auch  berufen  war,  für  den  Fall  eines  Zuges  an  das  lögl)ing 
in  der  zweiten  Instanz  das  entscheidende  Wort  zu  sprechen.  Drittens 
sollten  die  Lögmänner  sowohl  als  die  Sysselmänner  sich  in  jedem 
Jahre  persönlich  beim  Könige  einfinden,  und  mindestens  zwei  Tage 
lang  an  dessen  Hof  aufhalten,  um  hier  über  die  Zustände  ihrer  Be- 
zirke Vortrag  zu  erstatten;  dabei  sollten  sie  aber  ihre  Berichte  und 
Anträge  bereits  in  schriftlicher  Fassung  mitbringen,  damit  sich  der 
König  um  so  leichter  über  dieselben  informieren  könne.  ^)  Diese 
Bestimmung  sowohl  als  die  andere,  vermöge  welcher  alljährlich  je 
zwei  königliche  Kommissäre  in  jedes  Drittel  des  Reiches  geschickt 
werden  sollten,  um  die  Amtsführung  innerhalb  der  einzelnen  Pro- 
vinzen zu  prüfen,  ^)  faßt  nun  allerdings  zunächst  die  administrative 
Seite  der  Bedienstung  der  Sysselmänner  ins  Auge,  indessen  betrifft 
dieselbe  doch  wenigstens  nebenbei  auch  deren  richterliche  Obliegen- 
heiten, und  gehört  insoferne  hierher.  Endlich  machen  sich  aber  jetzt 
auch  bereits  die  ersten  Anfänge  der  Schriftlichkeit  im  Gerichtswesen 
geltend.  Schon  eine  Verordnung  vom  Jahre  1280  erwähnt  das  be- 
sondere Siegel,  welches  von  jedem  lögl3inge  geführt  wurde,  und 
von  dem  Lögmanne,  dem  Sysselmanne  und  dem  Pfarrer  unter  drei- 
fachem Verschlusse  aufbewahrt  werden  sollte. ''')  Man  wird  aus  dieser 
Tatsache  den  Schluß  ziehen  dürfen,  daß  am  lög|)inge  wenigstens  die 
Ausfertigung  von  Gerichtsbriefen  bereits  geraume  Zeit  vor  der  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1308  üblich  gewesen  sein  werde;  erst  durch 
diese  letztere  Verordnung  kam  indessen  die  Schreiberei  in  den  Ge- 
richten recht  in  die  Höhe.  Der  Lögmann  sowohl  als  der  Sysselmann 
sollte  sich  fortan  einen  eigenen  klerkr,  d.  h.  Schreiber  halten,  welcher 


^)  Norges  gamlc  Love,  III,  S.  77.      ^)  ebenda,  S.  76 — 77. 

^)  ebenda,  S.  77.       *)  eb  e  nda  ,  S.  75.      •'>)  ebenda,  §  8,  S.  5  —  6. 
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aber  dem  Könige  einen  Diensteid  zu  schwören  hatte.  ^)  Wenigstens 
einer  dieser  beiden  Schreiber  sollte  bei  jenen  Rundreisen  mitgenommen 
werden,  um  die  sämtlichen  von  den  Dingleuten  gefällten  Urteile  und 
vom  Lögmanne  abgegebenen  Sprüche  aufzuzeichnen ;  neben  den 
einzelnen  Gerichtsbriefen  aber,  die  unter  des  Lögmanns  Siegel  aus- 
gingen, sollte  der  Sysselmann  auch  noch  alle  Urteile  und  Sprüche 
in  ein  eigenes  Heft  (kvaterni,  d.  h.  quaternio)  eintragen  lassen,  ^) 
welches  augenscheinlich  die  Stelle  unserer  Gerichtsprotokolle  zu  ver- 
treten bestimmt  war,  und  außerdem  sollte  er  auch  noch  alljährlich  ein 
Verzeichnis  aller  Personen  an  den  König  einsenden,  w^elche  im  Ver- 
laufe des  betreffenden  Jahres  innerhalb  seines  Bezirkes  getötet  worden 
waren,  ja  unter  Angabe  der  näheren  Umstände,  unter  welchen  die 
Tat  erfolgt  war,  ^)  letzteres  eine  Bestimmung,  welche  sich  nur  sehr 
entfernt  mit  der  älteren  Vorschrift  des  gemeinen  Landrechtes  und 
Stadtrechtes  berührt,  vermöge  deren  derselbe  Beamte  angewiesen 
worden  war,  alljährlich  am  Ding  die  Totschläger  und  sonstigen 
schweren  Verbrecher  seines  Bezirkes  unter  Beifügung  des  Signalements 
derer  unter  ihnen  bekannt  zu  geben,  welche  sich  etwa  auf  flüchtigem 
Fuße  befanden.  ^)  Man  sieht,  der  Übergang  der  Gerichtsbarkeit  aus 
der  Hand  des  Volkes  in  die  des  Königs  ist  zu  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts bereits  im  wesentlichen  vollzogen,  und  sind  die  Dingleute 
am  heraös|)inge  sowohl  als  die  lögrettumenn  am  lögjiinge  bereits 
ziemlich  auf  eine  bloß  formelle  Rolle  beschränkt.  Eben  damit  ist 
bereits  unser  moderner  Beamtenstaat  mit  seiner  ganzen,  geschäftigen 
Vielschreiberei  in  Norwegen  eingezogen;  auf  das  Gerichtswesen  in 
dieser  seiner  späteren  Umgestaltung  ist  aber  hier  nicht  der  Ort 
näher  einzugehen. 


§  10.     Die  Kompetenz  der  öffentlichen  Gerichte. 

Bei  der  Besprechung  der  Kompetenz  der  Gerichte  sind  zweierlei 
Fragen  zu  unterscheiden,  nämlich  die  Frage  nach  dem  zwischen  den 
niederen  und  höheren  Gerichten  bestehenden  Verhältnisse,  und  die 
Frage  nach  dem  Verhältnisse,  in  welchem  koordinierte  Gerichte  zu- 
einander stehen ;  nach  beiden  Seiten  hin  sollen  indessen  hier  nur  die 
öffentlichen  Gerichte  zur  Sprache  gebracht  werden,  wogegen  die  Ab- 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  77.  -)  ebenda,  S.  76 — 77. 

•')  ebenda,  S.  76.  ')  Landsl.,  |)ingfb.   5;  Stadtr.  4. 
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grenzung   ihrer   Kompetenz   von    der  Kompetenz    der  Privatgerichte 
erst  im  folgenden  Kapitel  behandelt  werden  wird. 

Was  nun  zunächst  das  Verhältnis  der  höheren  Ge- 
richte zu  den  niedrigeren  betrifft,  so  wird  bezüglich  der  1  ö g - 
retta  in  den  Frl)L.  die  Regel  aufgestellt:  ^)  „l)eir  menn,  er  i  lögrettu 
eru  nefndir,  skulu  doema  log  um  l^au  mal,  er  hingat  eru  skotin  at 
|)ingskotum  rettum  eptir  |jvi,  er  lögbök  segir,  ok  um  ])au  mal,  er 
menn  leggja  hendr  sinar  saman  fyrir  vättum  tveim,  er  |)at  vitni  kemr 
fram;  en  allt  l)at,  er  b(')k  skill  eigi,  ]m  skal  ])at  hafa  ör  hverju  mali, 
er  lögrettumenn  veröa  allir  ä  eitt  sättir  ok  rettast  er  fyrir  guöi"; 
eine  ganz  ähnliche  Bestimmung  enthält  ferner  auch  das  gemeine 
Landrecht,  ^j  und  weicht  dieselbe  nur  insoweit  von  der  obigen  ab, 
als  sie^  soweit  das  Gesetzbuch  keine  Entscheidung  gewährt,  Über- 
einstimmung des  lögmaör  mit  den  lögrettumenn  fordert,  und  für 
den  Fall,  da  diese  nicht  zu  erzielen  ist,  demjenigen  Teile  den  Zug 
an  den  König  einräumt,  gegen  welchen  der  Lögmann  sich  erklärt 
hat,  falls  er  anders  bei  dessen  Entscheidung  sich  nicht  beruhigen 
will.  Dem  lög|)inge  sind  hiernach  nur  solche  Sachen  zugewiesen, 
welche  entweder  an  den  unteren  Gerichten  bereits  verhandelt  worden 
waren,  jedoch  aus  irgend  welchen  Gründen  ihre  Erledigung  nicht 
hatten  finden  können,  oder  bezüglich  deren  ein  formell  eingegangenes 
Kompromiß  der  Streitteile  vorlag ;  nur  unter  der  Voraussetzung  eines 
solchen  konnte  also  eine  Rechtssache  gleich  in  erster  Instanz  beim 
lög|)inge  anhängig  gemacht  werden,  wogegen  demselben  konkur- 
rierende Jurisdiktion  neben  den  Untergerichten  an  und  für  sich  nicht 
zukam.  Das  isländische  Recht  freihch  gestattet  dem  Kläger  schlechthin, 
das  höhere  Gericht  mit  Umgehung  des  niederen  gleich  in  erster  In- 
stanz anzugehen,  und  da  sich  sonst  auch  in  Norwegen  die  Anschau- 
ung geltend  macht,  daß  man  eine  Versammlung  wie  z.  B.  das  skip- 
reiöul)ing  zu  gerichtlichen  Zwecken  ohne  weiteres  benützen  dürfe, 
denen  sie  doch  an  sich  ganz  und  gar  fremd  stand,  möchte  man  ver- 
muten, daß  ursprünglich  auch  hier  das  Gleiche  gegolten  haben  werde. 
Mit  dem  Zuge  an  das  höhere  Gericht  hatte  es  aber  seine 
eigene  Bewandtnis.  Von  altersher  galt  nämlich  bei  den  norwegischen 
Dinggerichten  ganz  in  derselben  Weise  das  Prinzip  der  Einstimmig- 
keit, wie  dies  bei  den  isländischen  der  P'all  war.  Es  ist  aber  schon 
gelegentlich  erwähnt  worden,  daß  der  Spruch  eines  heraöspinges  oder 

^)   FrJ)L.   I,   2.  -)  Lands!.,  I)ingfb.  4;  im  Stadtr.  3,  wie  es  scheint, 
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fylkis]3ing*es  nur  unter  der  Voraussetzung  als  unanfechtbar  galt,  daß 
derselbe  einstimmig  gefaßt  war,  wogegen  der  Zug  an  das  nächst- 
höhere Ding  genommen  werden  konnte,  sowie  sich  mindestens  ein 
Viertel  der  Dingleute  gegen  denselben  erklärte,  ^)  und  es  mag  jetzt 
dem  noch  beigefügt  werden,  daß  an  dem  Grundsatze  des  Erforder- 
nisses der  Einstimmigkeit  bezüglich  der  gefällten  Urteile  noch  bis 
zum  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts  festgehalten  wurde.  ^)  Doch  ge- 
nügte die  bloße  Zwiespältigkeit  im  Gerichte  noch  nicht,  um  den 
Zug  zum  höheren  Dinge  zu  ermöglichen;  vielmehr  mußte  dabei 
nicht  nur,  wie  schon  bemerkt,  die  Minorität  der  Votanten  einen  be- 
stimmten Bruchteil  der  Gesamtheit  derselben  ausmachen,  sondern  es 
mußte  überdies  der  vorhandene  Zwiespalt  in  bestimmt  vorgeschrie- 
bener Weise  konstatiert  werden,  wofür  man  die  Bezeichnung  [Ding- 
skot,  skjöta  til  [jings  oder  ä  [nng  brauchte,  d.  h.  an  ein  an- 
deres Ding  ziehen.  Nach  der  ersteren  Seite  hin  ist  daran  zu  erinnern, 
daß  ein  Viertel  der  Dingleute  genügte,  um  die  Gaukundigkeit  eines 
Gerüchtes  festzustellen,  oder  um  Beschlüsse  an  einem  gebotenen 
Dinge  fassen  zu  können,  wenn  auch  die  übrigen  Dinggenossen  aus- 
blieben, und  es  wird  diese  Tatsache  um  so  entschiedener  betont 
werden  dürfen,  als  auch  nach  isländischem  Rechte  das  vefang  gerade 
die  Stärke  der  Minorität  voraussetzte,  welche  erforderlich  war,  um 
ein  gesessenes  Gericht  bilden  und  ein  rechtsgültiges  Urteil  fällen  zu 
können ; '")  man  wird  demnach  anzunehmen  haben,  daß  es  darauf 
ankam,  ein  formell  gültiges  Urteil  gegen  das  andere  zu  setzen  und 
daß  aus  diesem  Grund  der  Zug  an  das  höhere  Gericht  nur  unter 
der  Voraussetzung  genommen  werden  konnte,  daß  auch  die  Minder- 
heit der  Dingleute  noch  zahlreich  genug  war,  um  ihrerseits  ein 
solches  fällen  zu  können.  Allerdings  sprechen  die  norwegischen 
Rechtsbücher  nicht  ausdrücklich  aus,  daß  ein  solches  von  der  Mi- 
norität gefällt  werden  müsse;  vielmehr  reden  sie  nur  davon,  daß 
diese  die  Dingstätte  zu  verlassen  habe,  und  allenfalls  noch  von  einem 
„bera  [iingrof  aptr  ä  [jing''.  Aber  die  Vergleichung  des  isländischen 
Rechtes  sowohl  als  des  im  skiladömr  üblichen  Verfahrens  zeigt  eben 
doch,  daß  es  bei  jenem  Verlassen  der  Dingstätte  nur  darauf  abge- 
sehen sein  konnte,  sich  an  einem  anderen  Orte  als  ein  eigenes  Ge- 
richt  zu    konstituieren,    und  jenes   „bera    [iingrof  aptr  ä  l^ing"  kann 


1)  G|)L.  35  und  266;  FrJ)L.  X,  30. 

''')  Verordnung  von  1280,  §  28,  in  Norges  gamle  Love,  III,   10, 

^)  vgl.   mein  Island,  S.  175 — 6. 
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doch  auch  wohl  nur  den  Sinn  haben,  daß  am  Dinge  darüber  Beweis 
erbracht  werden  sollte,  daß  ein  zweites  Gericht  sich  konstituiert,  ein 
abweichendes  Urteil  gefällt  und  damit  das  zuvor  gefällte  gebrochen 
habe. ')  Nur  wenn  in  dieser  energischen  Weise  dem  Zwiespalt  im 
Gerichte  Ausdruck  gegeben  war,  konnte  die  Partei,  oder  konnten 
die  Dingleute  selbst  die  Sache  an  das  höhere  Gericht  ziehen;  aber 
freilich  galt  es  als  ein  Recht  der  Partei,  zu  fordern,  daß  die  Ding- 
leute, welche  sich  für  sie  erklärten,  auf  ihr  Verlangen  auch  zur  Ur- 
teilsschelte ihre  Mitwirkung  nicht  versagten,  und  es  galt  als  lögrän, 
d.  h.  Entziehung  des  Rechtes,  wenn  sie  solche  Mitwirkung  ver- 
weigerten. Ob  übrigens  bei  dem  [jingskot  der  Instanzenzug  schlechter- 
dings eingehalten  werden  mußte,  oder  ob  man  allenfalls  auch  mit 
Überspringung  der  Mittelinstanzen  gleich  vom  heraösjjinge  aus  die 
lögretta  am  lög|)inge  angehen  konnte,  wird  uns  nirgends  ausdrücklich 
gesagt;  aber  doch  setzen  die  Bestimmungen  der  Rechtsbücher  offen- 
bar die  Einhaltung  des  Instanzenzuges  wenigstens  stillschweigend 
voraus,  und  da,  wie  wir  gesehen  haben,  bei  Anstellung  der  Klage 
die  unteren  Instanzen  nur  im  Kompromißwege  übersprungen  werden 
durften,  fordert  ohnehin  bereits  die  Konsequenz,  daß  auch  beim 
]iingskot  die  gleiche  Regel  gegolten  habe.  Man  hat  neuerdings, 
ohne  diese  Auslegung  der  betreffenden  Stellen  in  den  Rechtsbüchern 
zu  bestreiten,  daran  Anstoß  nehmen  wollen,  daß  die  bekannte  Klag- 
sache des  Egill  Skallagrimsson  gegen  Bergönundr  gleich  in  erster 
Instanz  an  das  Gulajjing  gebracht  worden  sei ;  -)  indessen,  wie  mir 
scheint,  mit  Unrecht.  Ganz  abgesehen  nämlich  davon,  daß  wir  aus 
der  Prozeßgeschichte  des  Sigurör  Hranason  wissen,  daß  die  Land- 
herren gleich  in  erster  Instanz  ihren  Gerichtsstand  vor  dem  lögl)inge 
hatten  •')  und  daß  der  sehr  angesehene  Bergönundr  recht  wohl  dieser 
Klasse  zugehören  konnte,  wenn  er  ihr  auch  nicht  ausdrücklich  zu- 
gezählt wird;  ganz  abgesehen  ferner  auch  davon,  daß  die  Sache  ja 
recht  wohl  auch  im  Kompromißwege  an  das  Gula|iing  gelangt  sein 
konnte,  wie  dies  bezüglich  einer  etwas  späteren  Rechtssache  desselben 
Klägers  gegen  Atli  hinn  skammi  wirklich  der  Fall  gewesen  zu  sein 
scheint,"*)  dürfte  jener  erstere  Prozeß  vielmehr  gar  nicht  einmal  in 
erster  Linie  am  lögjiinge  anhängig  .gemacht  worden  sein.  Die 
Worte  der  Eigla  lauten    nämlich:    „jjä  stefnir  Egill  honum  l)ing,    ok 


^)  vgl.  die  S.  80  Anm.  i   angeführten  Stellen  und   dazu  Ilertzberg,  S.  186. 
2)  vgl.  Hertzberg,  S.  183 — 6.  ^)  vgl.  Morkinsk.   179  usw. 

*)  Eigla,  68/163-4. 
Maurer,  Altnorwegisches  Gerichtswesen.  6 
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skytr  mälinu  til  Gulal)ings  laga" ;  ^)  nun  heißt  aber  stefna  Jjing  keines- 
wegs dasselbe  wie  stefna  til  [jingis  oder  i  JDing  und  ist  nicht  zu  über- 
setzen :  „Jemanden  vor  ein  Ding  laden",  sondern  vielmehr :  „ein  Ding 
berufen",  so  daß  also,  da  das  Gula|)ing  ein  ungebotenes  und  nicht 
ein  gebotenes  Ding  war,  bei  diesem  Ausdrucke  nur  an  die  Berufung 
eines  geringeren  Dinggerichtes  gedacht  werden  darf,  von  welchem 
dann  die  Sache  erst  durch  [iingskot  an  das  lög|)ing  gelangte.  — 
Zum  Schlüsse  muß  übrigens  noch  bemerkt  werden,  daß  die  Forde- 
rung der  Einstimmigkeit  bei  der  Urteilsfällung  auch  in  Bezug  auf 
die  lögretta  wiederkehrt,-)  ganz  wie  dieselbe  auch  bei  legislativen 
Beschlüssen  dieses  Kollegiums  betont  zu  werden  pflegte,  ^)  während 
dieselbe  doch  in  dieser  Anwendung  sehr  ernsthafte  Schwierigkeiten 
bereitete.  Wenn  sich  nämlich  zwar  an  und  für  sich  ganz  gut  be- 
greift, daß  in  Zeiten,  in  welchen  der  Staat  noch  großenteils  auf  den 
guten  Willen  seiner  Angehörigen  angewiesen  war,  und  seine  Gesetz- 
gebung eben  darum  noch  etwas  vom  Vertragscharakter  an  sich  trug, 
eine  stramme  Unterwerfung  der  Minorität  unter  die  Beschlüsse  der 
Majorität  auf  legislativem  Gebiete  sich  nicht  wohl  durchführen  ließ,*) 
so  steht  die  Sache  doch  anders  hinsichtlich  der  Gerichtsverhandlungen, 
welche  vor  dem  lög|)inge  geführt  wurden;  anders  als  bei  den  legis- 
lativen Verhandlungen  konnte  man  es  nämlich  in  solchen  Fällen 
nicht  einfach  bei  dem  NichtZustandekommen  eines  Beschlusses  be- 
wenden lassen,  und  doch  war  für  den  Fall  eines  Zwiespaltes  am 
lög|)inge  der  Zug  an  ein  höheres  Gericht  nicht  mehr  möglich,  also 
zunächst  kein  Weg  eröffnet,  der  zu  einer  legalen  Entscheidung  führen 
konnte.  Auf  Island,  dessen  Gerichtswesen  ursprünglich  genau  die- 
selbe Lücke  gezeigt  hatte,  war  diese  im  Jahre  1004  durch  die  Ein- 
führung des  fünften  Gerichtes  ausgefüllt  worden,  welchem  die  be- 
treffenden Rechtssachen  zur  Erledigung  mittelst  Stimmenmehrheit 
zugewiesen  wurden,  und  infolge  dieser  Neuerung  konnte  hier  nur 
wenige  Jahre  später,  nämlich  im  Jahre  1006,  der  Zweikampf  gesetzlich 
abgeschafft  werden,  welcher  bis  dahin  für  die  einschlägigen  Fälle  den 
letzten  Notbehelf  gebildet  hatte;  in  Norwegen  dagegen  wurde  zwar 
der  Zweikampf  nur  wenige  Jahre  später  als  auf  Island  abgeschafft, 
aber  von  einer  Ergänzung   der  Gerichtsverfassung   durch  Errichtung 

^)   Eigla,  56/122.  ^)  Fr{)L.  I,  2;  ebenso  Jarns.,  |)ingfb.   3. 

^)  G|)L.  314;  Fr|)L.  III,  I,  17  und  19;  V,  44:  Jarns.,  Krb.  3;  so  noch  die 
Verordnungen  vom  I4.  November  1316  und  vom  23.  Juni  1384,  Norges  gamle 
Lovc,  III,   122   und   219. 

^)  vgl.  Asche  houg,  S.  64 — 7;   dünn  Hertzberg,  S.  177—8. 
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eines  neuen  obersten  Gerichtshofes  ist  hier  keine  Spur  zu  finden. 
Nur  bezüglich  der  Königswahl  verweist  um  anderthalb  Jahrhunderte 
später  das  Thronfolgegesetz  des  Jahres  1164  ^luf  die  Stimmenmehr- 
heit; aber  selbst  diese  Verweisung  ist  nur  sehr  unbestimmt  gefaßt, 
und  hatte  keinen  Bestand,  ganz  abgesehen  davon,  daß  sie  in  ganz 
anderer  als  in  judizieller  Richtung  lag.  Erst  die  Gesetzgebung  des 
K.  Magnus  lagabcetir  schaffte  insoferne  Abhilfe,  als  sie  für  den  Fall, 
da  Einstimmigkeit  innerhalb  der  lögretta  nicht  zu  erzielen  ist,  das- 
jenige Urteil  gelten  läßt,  für  welches  der  lögmaör  sich  erklärt,  falls 
nicht  der  König  mit  der  weisesten  Männer  Rat  ein  anderes  richtiger 
findet, ')  oder,  wie  das  neuere  Stadtrecht  sich  ausdrückt,  ^)  für  den 
Fall,  da  Einstimmigkeit  am  möt  nicht  zu  erreichen  ist,  den  Zug  an 
die  lögretta,  und  wenn  sich  hier  dasselbe  wiederholt,  den  Zug  an 
den  König  und  seine  weisen  Ratgeber  eröffnet.  Wir  werden  kaum 
irren,  wenn  wir  annehmen,  daß  es  in  der  älteren  Zeit  bereits  ziem- 
lich ebenso  gehalten  worden  sein  werde,  indem  der  König,  als 
oberster  Wahrer  des  Rechts,  vorkommendenfalls  nach  einer  summa- 
rischen Prüfung  der  Sachlage  demjenigen  der  beiden  sich  w^ider- 
streitenden  Urteile  mit  gewaltiger  Hand  zum  Siege  verhalf,  welches 
ihm  und  seinen  Ratgebern  das  begründete  schien;  indessen  mag 
bemerkt  werden,  daß  in  der  älteren  Zeit  nur  vergleichsweise  selten 
zu  solchem  Vorgehen  Anlaß  gewesen  sein  mag,  da  das  Nichtzustande- 
kommen  eines  gültigen  Urteiles  in  Strafsachen  als  eine  Freisprechung 
des  Angeschuldigten  wirken  mußte,  und  die  Dinggerichte,  wie  unten 
noch  zu  zeigen  sein  wird,  ursprünglich  auf  die  Strafgerichtsbarkeit 
beschränkt  gewesen  waren. 

Schwieriger  ist  zu  bestimmen,  welches  das  Verhältnis  koor- 
dinierter Gerichte  zueinander  gewesen  sei;  da  sich  nämlich 
ausdrückliche  Bestimmungen  über  den  Gerichtsstand  in  den  Rechts- 
büchern nur  in  sehr  ungenügendem  Maße  finden,  sind  wir  genötigt, 
aus  versteckteren  Angaben  unsere  Schlüsse  zu  ziehen.  Zunächst 
zeigt  sich  aber,  daß  der  skiladömr  regelmäßig  entweder  beim  Hause 
des  Beklagten  oder  aber  an  der  Dingstätte  desjenigen  Bezirkes  ge- 
halten werden  mußte,  innerhalb  dessen  der  Beklagte  wohnhaft  war; 
für  den  Fall,  da  hinterher  die  Verhandlung  vom  skiladömr  an  den 
{»ingadömr  überging,  wird  dann  freilich  nur  vom  |)ing  schlechthin 
und  ohne  nähere  Bezeichnung  gesprochen,  aber  es  ist  denn  doch 
klar,    daß  dies  nur   unter  der  Voraussetzung  geschehen  konnte,    daß 


')  Landsl.,  J)ingfb.  4.  ^)  Stadt  r.,  Kau  p  ab.    15. 
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auch  hier  wieder  dasjenige  Ding  gemeint  war,  in  dessen  Bezirk  der 
Beklagte  mit  Rücksicht  auf  seinen  Wohnort  gehörte,  wie  denn  auch 
der  andere  Umstand  dahin  deutet,  daß  wiederholt  den  Dingleuten 
für  den  Fall  einer  Verurteilung  zur  Pflicht  gemacht  wird,  dem  siegen- 
den Teile  auf  Verlangen  gleich  vom  Dinge  weg  zur  Zwangsvoll- 
streckung Beihilfe  zu  leisten.  Eine  Ausnahme  galt  inzwischen  in 
Bezug  auf  alle  Rechtssachen,  bei  welchen  es  sich  um  Liegenschaften 
handelte,  indem  hier  der  Gerichtsstand  der  belegenen  Sache  eintrat, 
und  zunächst  der  skiladömr  auf  dem  streitigen  Grundstück  selbst  zu 
halten  war;  eine  Ausnahme,  welche  sich  leicht  aus  der  Notwendig- 
keit erklärt,  gelegentlich  der  Verhandlung  derartiger  Prozesse  Augen- 
scheine einzunehmen,  ortskundige  Leute  beizuziehen  und  zu  ver- 
hören usw.  Eine  weitere,  aber  der  vorigen  ganz  analoge  Ausnahme 
galt  bei  Erbschaftsklagen.  Bezüglich  ihrer  galt  die  Vorschrift,  daß 
sie  bei  demjenigen  Dinge  anzubringen  seien,  innerhalb  dessen  Bezirk 
die  Erbschaft  angefallen,  oder  das  Hauswesen  (bü)  oder  Stammgut 
des  Verstorbenen  gelegen  sei;^)  selbstverständlich  kann  sich  aber 
deren  letzterer  Teil  doch  nur  auf  die  mit  der  Stammgutsfolge  zu- 
sammenhängenden Klagen  beziehen,  während  bei  den  auf  die  ge- 
meine Erbfolge  bezüglichen  entweder  der  Wohnort  des  Erblassers  oder 
der  Ort  seines  Todes  entscheiden  mußte,  der  letztere  jedoch  wahr- 
scheinlich nur  für  den  Fall,  da  dessen  Wohnort  im  Auslande  gelegen 
oder  gar  nicht  zu  ermitteln  w^ar.  Auch  bei  Strafsachen  scheint 
übrigens  der  Regel  nach  der  Gerichtsstand  sich  nach  dem  Wohnorte 
des  Angeschuldigten  gerichtet  zu  haben,  jedoch  mit  einer  weit- 
greifenden Ausnahme  zugunsten  der  vigsakir,  d.  h.  Kampfsachen,  als 
bei  welchen  in  gewissem  Umfange  der  Ort  der  begangenen  Tat  über 
den  Gerichtsstand  entschied;  im  einzelnen  sind  freilich  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  keineswegs  genügend  klar.  Kam  es  näm- 
lich in  solchem  Falle  zu  einem  örvarj^inge,  so  konnte  dieses  am  Orte 
der  begangenen  Tat  selbst,  oder  auch  beim  Grabe  des  Erschlagenen 
gehalten  werden ;  '^)  doch  scheint  auch  die  Berufung  des  Dinges  an 
die  gewöhnliche  Dingstätte  desjenigen  Bezirkes  zulässig  gewesen  zu 
sein,  innerhalb  dessen  die  Tat  begangen  worden  war,  und  jedenfalls 
wurde  die  Berufung  eines  solchen  Dinges  nötig,  wenn  die  Verhand- 
lung aus  irgend  welchem  Grunde  am  örvarljinge  nicht  zu  Ende  ge- 
führt  werden   konnte.     Aber    auch   dann,    wenn   der  Gegner   einem 


^)  GJ)L.   124;  vgl.   120.  ^)  ebenda,   151  ;  Jarns.,  Mannh.   18,    welche 

Stelle  eine  Lücke  in   Fr{)L.  V,  2 — 5   ergänzt. 
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anderen  fylki  angehörte  und  ein  Pfeilgericht  entweder  nicht  gehalten 
oder  auch  der  Angeschuldigte  an  diesem  ohne  seine  Schuld  nicht 
erschienen  war,  sollte  die  Klage  an  dem  Dinge  angestellt  werden, 
innerhalb  dessen  Bezirk  die  Tat  begangen  worden  war,  obwohl  dies- 
falls eine  förmliche  Ladung  des  Gegners  notwendig  wurde ;  ^)  nur 
in  dem  Falle,  da  der  Angeschuldigte  in  einem  anderen  Dingverbande 
betroffen  wird,  als  in  welchem  die  Tat  begangen  wurde,  mag  ihn 
der  Kläger  nach  dem  Rechte  des  Ortes,  an  welchem  er  ihn  trifft, 
und  somit  doch  wohl  auch  an  dem  betreffenden  Gerichte  belangen.^) 
Keine  Ausnahme  von  dem  an  die  Spitze  gestellten  Grundsatze  bilden 
dagegen,  wie  dies  auch  Hertzberg  bereits  sehr  richtig  hervorgehoben 
hat,  die  Vorschriften,  welche  in  Bezug  auf  die  Behandlung  der  losen 
Leute  und  fahrenden  Gäste  aufgestellt  werden.  Nach  ihnen  soll  als 
Domizil  des  einläufigen  Mannes  zunächst  der  Hof  desjenigen  Bauern 
gelten,  bei  welchem  er  sich  auf  mindestens  ein  Jahr  eingedingt  hat; 
hat  er  sich  nirgends  eingedingt,  so  gilt  als  sein  Domizil  der  Hof  seines 
Erben,  falls  dieser  anders  innerhalb  des  Volklandes  wohnt;  hat  er 
auch  keinen  innerhalb  des  Volklandes  ansässigen  Erben,  so  muß  er 
selber  um  sein  Domizil  befragt  werden,  und  gilt  das  von  ihm  an- 
gegebene als  das  richtige,  falls  dasselbe  nur  innerhalb  des  heraö 
liegt,  und  nicht  etwa  der  Hof  eines  Landherren  ist.  Ganz  dieselben 
Regeln  gelten  auch  für  den  fahrenden  Mann;  soweit  dieselben  aber 
im  einen  oder  im  anderen  Falle  nicht  ausreichen,  und  insbesondere 
soweit  der  zur  Angabe  seines  Domiziles  Verpflichtete  dessen  Nennung 
verweigert,  soll  der  Kläger  berechtigt  sein,  das  Domizil  seines  Gegners 
beliebig  zu  bestimmen,  und  soll  das  von  ihm  genannte  als  das  richtige 
gelten,  wenn  es  nur  nicht  der  Hof  des  Klägers  selbst  ist.  ^)  Ein 
fungiertes  forum  domicilii  ist  also  in  derartigen  Fällen  in  Frage,  nicht 
aber  eine  Ausnahme  von  der  Regel,  nach  welcher  das  forum  domicilii 
das  gemeinhin  maßgebende  ist.  Übrigens  hatte  das  Angehen  eines 
unzuständigen  Gerichtes  für  den  Kläger  zunächst  nur  die  Folge,  daß 
seine  Klage  abgewiesen  wurde,  und  nur  in  diesem  Sinne  darf  der 
Ausdruck :  „|)ä  hefir  hann  l)vi  fyrirskotit"  verstanden  werden,  der  ein- 
mal in  dieser  Richtung  gebraucht  wird ;  "*)  aber  freilich  galt  die  Regel, 
daß  keine  Rechtssache  zum  vierten  Male  anhängig  gemacht  werden 
dürfe,  nachdem  sie  bereits  an  drei  Dinggerichten  abgewiesen  worden 


^)   KrJ)L.  IV,   56  und  62.  ^^  eb  en  d  a ,   IV,  7.     Hertzberg,  S.  179—80, 

will  dem   Kläger  überhaupt  die  Wahl  lassen  zwischen  dem    forum  domicilii    und    de- 
licti commissi.  ^)   CiJjL.  46;  kürzer   FrJ)!..   X,  26.  ^)   GJ)L.    120;  vgl.   124. 
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war,  und  es  konnte  demnach  die  mehrmalige  Wiederholung  eines 
Mißgriffes  in  Bezug  auf  die  Wahl  des  anzugehenden  Gerichtes  aller- 
dings zuletzt  den  endgültigen  Verlust  eines  Klagerechtes  zur  Folge 
haben,  welches  doch  materiell  begründet  gewesen  wäre. 

Im  Bisherigen  w^urde  stillschweigend  vorausgesetzt,  daß  die  ko- 
ordinierten Gerichte,  um  deren  Verhältnis  zu  einander  es  sich  han- 
delte, gleichartiger  Beschaffenheit  seien ;  es  kann  aber  auch  vor- 
kommen, daß  solche  ungleichartiger  Natur  sind,  und  kann  zumal  das 
Verhältnis  der  Stadtgerichte  zu  den  Landgerichten 
fraglich  werden.  Da  ist  nun  vor  allem  zu  beachten,  daß  die  Be- 
grenzung der  Kompetenz  der  Stadtgerichte  einerseits  und  der  Land- 
gerichte andererseits  ganz  und  gar  nicht  mit  der  Begrenzung  der 
Sachen  zusammenfällt,  welche  materiell  unter  die  Herrschaft  des 
Stadtrechtes  einerseits  und  des  Landrechtes  andererseits  fallen.  In 
den  FrpL.  wird  einmal  die  Regel  ausgesprochen,  ^)  daß  man  eine 
Sache,  welche  sich  in  der  Stadt  zugetragen  hat,  welche  aber  auf  dem 
Lande  eingeklagt  wird,  nach  Landrecht  einklagen,  aber  nach  Stadt- 
recht richten  solle,  wogegen  eine  Sache,  welche  sich  auf  dem  Lande 
zugetragen  hat,  aber  in  der  Stadt  einzuklagen  ist,  nach  Stadtrecht 
eingeklagt,  aber  wenn  es  zum  Spruche  kommt,  nach  Landrecht  be- 
urteilt werden  solle.  Der  Ausspruch  zeigt,  daß  eine  Sache  recht 
wohl  nach  Stadtrecht  beurteilt  und  doch  vor  einem  Landgerichte 
verhandelt  werden  konnte  und  umgekehrt,  so  daß  also  beide  Arten 
von  Gerichten  je  nach  Lage  der  Sache  bald  nach  Stadtrecht,  bald 
nach  Landrecht  erkennen  konnten,  und  er  zeigt  auch,  daß  die  pro- 
zessualische Behandlung  der  Sache,  anders  als  die  zivil-  oder  straf- 
rechtliche, jedesmal  durch  das  Recht  desjenigen  Gerichtes  bestimmt 
wurde,  vor  welchem  dieselbe  verhandelt  wurde.  Er  zeigt  ferner, 
daß  in  materieller  Beziehung  die  Geltung  des  Stadtrechtes  oder 
Landrechtes  sich  lediglich  danach  bestimmte,  ob  die  fragliche  Sache 
sich  in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande  zugetragen  hatte;  über  den 
Gerichtsstand  dagegen  gibt  die  Stelle  ganz  und  gar  keinen  Aufschluß. 
In  Bezug  auf  diesen  kommt  dagegen  eine  der   bisher   besprochenen 


^)  FrJ)L.  I,  32.  Ganz  ähnlich  heißt  es  in  den  G|)L.  120,  daß  bei  einem 
Streite  zwischen  Bürgern  und  Bauern  das  Stadtrecht  entscheiden  solle,  wenn  die  Sache 
in  der  Stadt  geschehen  war,  dagegen  das  Landrecht,  wenn  sie  unter  dessen  Herrschaft 
geschehen  war,  oder  wenn  bei  derselben  nur  Bauern  beteiligt  waren ;  neu  ist  nur,  daß 
neben  dem  Orte  der  geschehenen  Sache  auch  noch  auf  die  Eigenschaft  der  beteiligten 
Personen  Gewicht  gelegt  wird,  ein  Gesichtspunkt  übrigens,  den  wir  vielleicht  berechtigt 
sind,  auch  in  die  Fr|)L.  ergänzend  hineinzulegen. 
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unmittelbar  vorangehende  Stelle  in  Betracht,  ^)  welche  besagt,  daß 
in  allen  vermögensrechtlichen  Sachen  der  Bauer  in  seiner  Heimat 
belangt  werden  müsse,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Falles,  da  der- 
selbe sich  verpflichtet  habe,  eine  Zahlung  in  der  Stadt  zu  machen; 
zunächst  nur  auf  zivilrechtliche  Fälle  anwendbar,  wird  diese  Vorschrift 
doch  ohne  Zweifel  auch  für  strafrechtliche  Fälle  Anwendbarkeit  zu 
beanspruchen  haben,  soweit  nicht  bei  diesen  die  oben  erörterten 
Regeln  über  das  örvarjjing  eine  Ausnahme  von  derselben  bedingten. 
—  In  ähnlicher  Weise  wie  zwischen  städtischen  und  ländlichen  Ge- 
richten kann  natürlich  auch  zwischen  diesen  und  dem  Dienst- 
mannengerichte, oder  zwischen  den  weltlichen  und  geist- 
lichen Gerichten  eine  Abgrenzung  der  Kompetenz  nötig  werden ; 
da  indessen  die  Rechtsquellen  in  dieser  Beziehung  keine  Bestim- 
mungen enthalten,  und  überdies  oben  bereits  das  Nötige  über  die 
Stellung  der  Dienstmannengerichte  sowohl  als  der  geistlichen  Ge- 
richte bemerkt  worden  ist,  braucht  hier  nicht  weiter  auf  diesen  Punkt 
eingegangen  zu  werden. 


Kapitel  II. 

Die  Privatgerichte.-) 

§  II.     Das  Verfahren  in  liquiden  Schuldsachen. 

Die  älteren  Provinzialrechte  unterscheiden  sehr  bestimmt  zwischen 
dem  Verfahren  in  liquiden  und  in  illicjuiden  Schuldsachen,  und 
zwar  gelten  ihnen  als  liquid  diejenigen  Forderungen,  welche  in 
quanto  et  ejuali  durch  Zeugen,  und  zwar  durch  Solennitätszeugen 
(Urkundspersonen)  bewiesen  werden;  sie  sprechen  demnach  in  den 
einschlägigen  Fällen  von  „fe  Jjat,  er  vättar  vitu'', "')  „allt  jjat  fe,  er 
vitni  veit",  ^)  oder  kürzer  ausgedrückt  von  „vitafe",  von  welchem  die 
Regel  gilt:'^)  „en  [lat  er  allt  vitafe,  er  vättar  vitu".  Das  Verfahren 
aber,  welches  beim  Eintreiben  von  liquiden  Schulden  zu  beobachten 
war,  beschreiben  die  GpL.  folgendermaßen :  ^)  Vor  allen  Dingen  hatte 


^)  FrI>L.  X,  31;   die  Lesart  festir,  nicht  heiir  fe,  scheint  die  richtigere. 
-)  vgl.  zumal  Hertzberg,  S.  15  — 100;  von  Amira,  S.  230 — 300. 
^)  GI)L.  35.  •*)  ebenda,  36.  •"•)  ebenda,  49. 

^)  ebenda,  35;    dieser    Stelle    ist    im    Folgenden    entnommen,    was    nicht    aus- 
drücklich durch  einen  anderen  Beleg  unterstützt  wird. 
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man    an    den  Gegner   eine   heimste fna   oder  Heimladung   zu    er- 
lassen,   d.  h.  die  förmliche  Aufforderung  an  ihn  zu    richten,    sich  an 
einem   bestimmten  Tage    an    seinem    gesetzlichen  Wohnorte   treffen 
zu  lassen.     Bei  dem  ansässigen  Bauern  gilt  als  gesetzlicher  Wohnort 
der  Hof,    den   er  bewohnt,  ^)    oder  genauer  noch  der  Hochsitz  (önd- 
vegi)  im  Hauptgemache  auf  diesem  Hofe,  -)  anders  ausgedrückt,   die 
Feuerstelle  (eldr  ok  arinn),  ^)  welche  ursprünglich  vor  diesem  Hoch- 
sitze   gewesen   war;   beim   nichtansässigen   Manne    gilt   dagegen    als 
Domizil  der  Hof  des  Bauern,    bei   dem   er  auf  ein  volles  Jahr  Woh- 
nung genommen  hat,    eventuell  der  Hof,    auf  welchem  er  die  letzte 
Weihnachten   zugebracht   hat,    oder    auch   der   Hof  seines    nächsten 
Erben,    während  für  den  Fall,    da   auch    diese  Vorschrift    nicht   aus- 
reicht,  an  den  Mann   selbst   die  Frage  zu    richten   ist,    wo  er  domi- 
ziliere   und   sofort  der  Ort  als  Domizil  gilt,    den    er   als    solches  be- 
zeichnet.    Weigert   sich   der  Gefragte,    sein   Domizil   zu    nennen,    so 
mag  der  Kläger  selber  den  Ort  wählen,    der    als  solches  gelten  soll, 
nur   daß    dies    nicht    des    Klägers    eigener   Hof  sein    darf;    überdies 
aber  scheint  auch  nur   das  Domizil    berücksichtigt    worden    zu    sein, 
das  innerhalb  des  fylki  lag,  wenn  sich  der  Gegner  anders  innerhalb 
dieses  letzteren  treffen  ließ,    und   war   außerdem   noch    speziell   ver- 
boten,   den   Hof  eines   Landherren    als   Domizil   zu   benennen,    falls 
nicht  wirklich  die  Sache  sich  strengstens  so  verhielt;  endlich  konnte 
aber  in  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  die  Verfolgung  vertragsweise 
erworbener  Rechte  handelte,  die  Ladung  auch  auf  den  Ort  des  Ver- 
tragsabschlusses (kauprein a)  gehen,  statt  auf  das  Domizil  des  Gegners, 
wofür  dann  freilich  die  Bezeichnung  derselben  als    heimstefna    nicht 
mehr  passen  will.     So  die  Bestimmungen  der  GpL.  ;*)  ganz  ähnlich 
lauten    aber    auch   diejenigen    der  FrpL.,  ^)    und    insbesondere    kehrt 
auch  hier  das  Verbot  wieder,  den  Hof  des  Landherren  oder  Vogtes 
als  Wohnort  zu  benennen.     Die  heimstefna  darf  ausnahmsweise  auch 
an  gebotenen  Feiertagen  erlassen  werden,  ^)  und  sie  darf  so  kurz  vor 
dem  Termine  erfolgen  als  man  will,  dagegen  nicht  auf  weiter  hinaus 
als  auf  höchstens   1 5  Nächte  erlassen   werden.  '^)     Der  Gebrauch  der 
heimstefna   ist    nun    freilich    keineswegs  auf  den  hier  fraglichen  Fall 
beschränkt,   vielmehr   kann    dieselbe    auch    bei    der  Einleitung    eines 
Verfahrens  wegen   illiquider  Forderung   oder   behufs   der  Vornahme 


1)  FrI)L.  X,  4.  2)  qjjL^  3^.   Fr|)L.  X,  2  und  8. 

3)  FrI)L.  X,  4.  *)  GI>L.  46;  vgl.  35.  ">)  Fr|)L.  X,  9  und  26. 

«)  GI)L.  47;  vgl.  FrI)L.  X,  7  und  BjarkR.  III,   135.  ')  ebenda,  35. 
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einer  Ladung  an  das  Ding  vorkommen ;   im   gegebenen  Falle  lautet 
dieselbe    aber  „til  kröfu  ok  vättasögu",    womit    dann    der   besondere 
Zweck  derselben  gleich  von  vornherein  dem  Gegner  bekannt  gegeben 
ist,  und  wird  uns  die  Form  solcher  Ladung  genau  angegeben.  ^)  — 
Läßt   sich    nun   der  Beklagte    an   dem    festgesetzten  Tage   in   seiner 
Wohnung  treffen,  so  hat  ihm  der  Kläger  vor  allem  sein  heimstefnu- 
vitni  vorzuführen,  d.  h.  die  Zeugen,    die  er  bei  Erlassung  der  heim- 
stefna  beigezogen  hatte,   sodann    aber  jene   weiteren  Zeugen,   durch 
deren  Aussage  die  Existenz  und  Höhe  der  Forderung   selbst  festge- 
stellt wird ;   berichtigt   aber   der  Gegner   daraufhin    nicht   sofort  die 
Schuld,    so    ist   dieserhalb    eine    förmliche  Aufforderung   (krafa)    an 
ihn  zu  richten,    und  ihm  für  den  Fall  fortgesetzter  Zahlungssaumsal 
die  Behandlung  eines  Mannes  in  A^ussicht  zu  stellen,  der  sich  wider- 
rechtlich fremdes  Gut  angeeignet  hat  (|iä  skal  krefja  hann,  ok  leggja 
honum  ran  viö).     Erfolgt  auch  jetzt  noch  keine  Zahlung,    so  ist  am 
Ding  Klage  zu  stellen,  und  braucht  der  Kläger  hier  nur  durch  seine 
Zeugen  (heyringjar)   nachzuweisen,    daß    er  die  gesetzlichen  Formen 
in  seinem  bisherigen  Verfahren  vollständig    eingehalten   habe;    führt 
er   diesen   Beweis,    so    erfolgt   die  Verurteilung   des   Beklagten,    und 
zwar  lautet  das  Urteil  auf  den  doppelten  Betrag  ^)  der  ursprünglichen 
Schuldforderung  zugunsten  des  Klägers,    und    überdies  noch  auf  die 
Entrichtung    einer    Geldstrafe    (baugr)    an    den    König.      Wird    auch 
nach  gefälltem  Spruche  noch  nicht  gezahlt,  so  kann  der  Kläger  so- 
fort  zur    gewaltsamen   Vollstreckung    schreiten,    und    die    Dingleute 
sowohl  als  des  Königs  Vogt   müssen   ihm    auf  Verlangen   zu  dieser 
Beihilfe  leisten;    er    selber   erhält    aber    über  den  Betrag  hinaus,    auf 
welchen  das  Urteil  lautete,  noch  eine  Geldbuße  im  Betrage  von  sechs 
aurar  ,,at  haröafangi'',  d.  h.  dafür,  daß  ihm  das  Eintreiben  seiner  For- 
derung   so    widerrechtlich    erschwert    wurde.  ^)     Will    der  Exekution 
Widerstand  geleistet  werden,  so  mag  man  ungestraft  Gewalt  brauchen; 
alle  die,  die  sich  am  Widerstände  beteiligen,    können  ungestraft  ge- 
tötet werden,  wogegen  jede  den  Angreifenden  zugefügte  Verletzung 

>)  BjarkR.   III,  35. 

-)  halfu  meir,  d.  h.  nicht  um  die  Hälfte  mehr,  sondern  das  Doppelte,  weshalb 
BjarkR.  III,  135  von  einem  helmingsavöxtr  die  Rede  sein  kann;  vgl.  v.  Amira, 
S.  249 — 50  inid   Ilertzberg,  S.  75,  Anm.  u.  dgl.  m. 

^)  In  ähnlicher  Anwendung  kommt  das  harÖafang  auch  im  isländischen  Rechte 
vor,  FestaJ).  59/384;  Kaupab.  6/398  und  35/438;  vgl.  Kgsbk.  221/145  ^°<^  ^^4/ 
63 — 4;  dann  auch  im  späteren  norwegischen  Rechte,  J  am  s.,  K  au p  ab.  4  ;  Landsl., 
Kaupab.   3;  Xorges  gamle  Love,  III,  52/133. 
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voll  gebüßt  werden  muß,  und  überdies  hat,  wenn  erstere  nicht  ge- 
tötet werden,  jeder  von  ihnen  3  Mark,  der  Anführer  aber  40  Mark 
zu  büßen,  wobei  es  in  der  Hand  des  Klägers  liegt,  den  zu  bezeichnen, 
der  als  Anführer  gelten  soll.  Wer  von  den  Bauern  die  Teilnahme 
an  der  Vollstreckung  verweigert,  der  büßt  drei  aurar  an  den  König  ^ 
wenn  dagegen  der  Vogt  sich  der  Teilnahme  weigert,  wird  er  der 
Zahlung  verlustig,  die  an  den  König  zu  machen  wäre.  Ganz  voll- 
ständig ist  nun  allerdings  diese  Darstellung  nicht.  Eine  unten  noch 
zu  besprechende  Stelle,  welche  von  der  Verfolgung  der  Wergeids- 
ansprüche handelt,  spricht  den  Satz  aus:  „])ess  fjär  skal  [jrysvar 
krefja,  sem  annars  fjär",  ^)  und  zeigt  damit,  daß  die  krafa  an  dem 
für  sie  bestimmten  Termine  nicht  nur  einmal,  sondern  dreimal  vor- 
gebracht werden  mußte,  ehe  man  den  Gegner  vor  das  Ding  laden 
konnte.  Sodann  aber  zeigt  eine  weitere  Stelle  desselben  Rechts- 
buches, daß  der  Beklagte  sich  gegen  die  krafa  auch  durch  die  Ein- 
rede der  Zahlung  verteidigen  konnte,  falls  er  diese  anders  auch  ihrer- 
seits durch  Zeugen  (älyktarvitni)  zu  erweisen  vermochte ;  ^)  es  ge- 
nügte solchenfalls,  wenn  derselbe  an  der  für  die  krafa  bestimmten 
Tagfahrt  nur  diese  seine  Zeugen  benannte,  und  w^ard  sodann  eine 
neue  Tagfahrt  für  deren  Vernehmung  angesetzt  in  so  geräumigem 
Abstände  von  jener  ersteren,  daß  deren  Vorladung  innerhalb  der- 
selben erfolgen  konnte.  Anderenteils  enthält  unsere  Hauptstelle  aber 
auch  noch  eine  Bestimmung,  welche  späteren  Rechtes  zu  sein  scheint, 
und  darum  oben  unberücksichtigt  blieb.  Sie  gestattet  nämlich  dem 
Beklagten,  auf  die  krafa  hin  zu  erklären,  daß  er  des  Rechtes  nicht 
kundig,  jedoch  bereit  sei,  alles  zu  leisten,  .  was  ihm  die  Dingleute 
auferlegen  würden;  durch  solche  Erklärung  erwächst  dann  dem 
Kläger  die  Obliegenheit,  die  Sache  binnen  gesetzter  Frist  ans  Ding 
zu  bringen,  wenn  er  nicht  sein  Klagerecht  verlieren  will,  und  der 
Beklagte  hat  von  derselben  den  Vorteil,  daß  die  Verurteilung  am 
Ding  solchenfalls  nur  auf  die  ursprüngliche  Schuldsumme  geht,  wo- 
gegen deren  Verdoppelung  sowohl  als  die  an  den  König  zu  zahlende 
Geldbuße  wegfällt.  —  Dies  die  Bestimmungen  der  GpL. ;  nach  den 
Fr[)L.  aber  stand  die  Sache  wesentlich  ebenso,  nur  daß  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  weniger  erschöpfend  vorgetragen  werden.^) 


')  GJ)L.  34.  ^)  ebenda,    59.     Hatte  der  Beklagte  keine  Zeugen,    so 

mußte  er,  ebenda,  116,  wenn  der  Gläubiger  den  Empfang  der  Zahlung  ableugnete, 
ohne  weiteres  nochmals  zahlen,  und  konnte  nur  hinterher  das  Zuvielbezahlte  im  ordent- 
lichen Verfahren  zurückfordern,  als  in  welchem  er  den  Gegner  zum  Eid  treiben  konnte. 

^)  vgl.  zumal  FrJ)L.  X,  24;  nahezu  wörtlich  übereinstimmend  BjarkR.  III,  158. 
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Anstatt  des  Ausdruckes  krafa  tritt  hier  ütbeizla  als  technische  Be- 
zeichnung auf,  ')  und  wird  die  Regel  ausgesprochen,  daß  die  so  be- 
zeichnete Aufforderung  dreimal  wiederholt  werden  solle,  daß  es  aber 
auch  genüge,  wenn  sie  nur  ein  einziges  Mal  erfolge;  letzteres  eine 
Bestimmung,  welche  einerseits  recht  wohl  erklärt,  wie  an  einer  oben 
besprochenen  Stelle  der  GpL.  die  dreimalige  krafa  als  das  regel- 
mäßige vorausgesetzt,  und  doch  an  der  das  Verfahren  ex  professo 
darstellenden  Stelle  desselben  Rechtsbuches  nur  von  einer  einfachen 
krafa  gesprochen  werden  konnte,  welche  aber  selbst  wieder  dadurch 
verständlich  wird,  daß  hinterher  gesagt  wird,  jede  vergeblich  erlassene 
ütbeizla  führe  zu  einer  Geldbuße  von  drei  Mark,  gleichviel  ob  sie 
einmal  oder  öfter  erfolgt  sei.  Bei  dreimaliger  krafa  bezog  also  der 
König  neun,  bei  einmaliger  nur  drei  Mark;  es  kam  auf  den  Kläger 
an,  wie  tief  er  seinen  Gegner  in  die  Strafe  bringen  wollte.  Bleibt 
die  einfache  oder  wiederholte  ütbeizla  erfolglos,  so  kommt  es  auch 
nach  diesem  Rechtsbuche  zu  einer  am  Ding  anzustellenden  Klage 
wegen  rän,  und  erfolgt  hier  nach  durchgeführtem  Zeugenbeweise 
gleichfalls  die  Verurteilung  des  Beklagten  in  die  Schuld  zugunsten 
des  Klägers  und  in  die  Buße  (sekt)  zugunsten  des  Königs ;  daß  dabei 
der  Schuldbetrag  verdoppelt  wird,  sagt  die  Stelle  allerdings  nicht 
ausdrücklich,  muß  aber  aus  anderen,  unten  noch  zu  besprechenden 
Stellen  der  FrI)L.  gefolgert  werden.  Eigentümlich  ist  dagegen  diesen 
letzteren,  daß  der  Beklagte  sich  von  der  Verhandlung  am  Ding  mit 
allen  ihren  Folgen  noch  dadurch  freimachen  kann,  daß  er  innerhalb 
der  Frist,  nach  deren  Ablauf  das  Ding  zu  halten  wäre,  „stefni  |)ri- 
nyetting",  d.  h.  eine  andere  Ladung  auf  nur  drei  Tage  hinaus  erläßt; 
darunter  ist  aber,  wie  die  Fassung  des  Stadtrechtes  sehr  deutlich 
zeigt,  die  Anberaumung  einer  „stefna",  d.  h.  Zusammenkunft  zu  ver- 
stehen, welche  doch  wohl  zunächst  zum  Behufe  der  Zahlung  anbe- 
raumt wurde,  da  K.  Häkon  bei  der  Eintreibung  der  Schuld  geradezu 
von  einem  „beiöa  stefnulags"  reden  kann,  -)  wobei  aber  auch  eine 
Stundung  im  Vergleichswege  erfolgen  konnte.  ■')  Aber  diese  Ab- 
weichungen im  einzelnen  vermögen  nicht  die  grundsätzliche  Über- 
einstimmung beider  Rechte  in  Bezug  auf  die  Behandlung  des  Ver- 
fahrens in  liquiden  Schuldsachen  zu  beeinträchtigen. 

Fragt  sich   nun    aber,    in    welchen    Fällen    dieses  Verfahren 

^)  vgl.  V.  Amira,  S.  247.  ^)  Fr{)L.  Einleitung,   15;   deutlicher  noch 

Järns.,  Kaupab.  4.  -'')  FrJ)L.  X,  24;  ebenso  BjarkR.  III,    158;  aber  auch 

GI)L.   35;  vgl.  He-rtzberg,  S.  85— 86. 
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überhaupt  anwendbar  war,  und  wieweit  etwa  die  Verschiedenheit 
seiner  Anwendungsfälle  auch  zu  Abweichungen  in  Bezug  auf  seine 
Ausprägung  geführt  habe  ?  Die  häufigsten  Anwendungsfälle  werden 
wohl  Vertragsschulden  gebildet  haben,  bei  deren  Eingehung 
die  Beiziehung  von  Urkundspersonen  ja  am  leichtesten  zu  machen 
war.  Von  länfe,  leigufe,  handselltfe  wird  uns  ausdrücklich  gesagt, 
daß  es  mittelst  einer  krafa  einzuklagen  sei,  ^)  also  von  geliehenem 
Gute,  möge  nun  dabei  ein  mutuum  oder  commodatum,  oder  aber 
eine  localis  conductio  vorliegen,  sowie  von  Gut,  dessen  Bezahlung 
man  durch  Handschlag  versprochen  hat ;  ebenso  auch  von  veöfe,  ^) 
unter  welcher  Bezeichnung  sowohl  ein  Wettgegenstand  als  ein  Pfand- 
objekt, resp.  eine  Pfandschuld  begriffen  ist.  Bezüglich  des  veöfe 
wird  ausdrücklich  die  Voraussetzung  beigefügt:  „ef  fyrir  vättum  er 
veöjat";  bezüglich  der  übrigen  genannten  Fälle  ist  dieselbe  dagegen 
stillschweigend  zu  ergänzen,  da  das  Verfahren  mit  krafa  die  seiner- 
zeitige Beziehung  von  Zeugen  schlechterdings  voraussetzt.  Es  ist 
nur  eine  Anwendung  derselben  Grundsätze,  wenn  dem  Käufer, 
welcher  wegen  Eviktion  der  Ware  vom  Verkäufer  den  gezahlten 
Kaufpreis  zurückzufordern  hat,  die  Einhaltung  desselben  Ver- 
fahrens vorgezeichnet  wird ;  ^)  aber  freilich  werden  in  diesem  Falle 
nicht  nur  die  ursprünglichen  Zeugen  des  Kaufvertrages  vorgeführt 
werden  müssen,  von  denen  die  Stelle  als  von  einer  selbstverständ- 
lichen Sache  gar  nicht  einmal  spricht,  sondern  es  kommt  überdies 
durch  weitere  Zeugen,  welche  bei  der  Fällung  des  Spruches  beige- 
zogen worden  waren,  auf  Grund  dessen  die  Eviktion  erfolgte,  die 
Tatsache  dieser  letzteren  festzustellen,  womit  also  bereits  über  den 
Begriff  der  Vertragszeugen  hinausgegangen  wird.  Ebenso  hat  ferner 
derjenige,  welcher  die  Erfüllung  eines  Dienstvertrages  zu  beanspruchen 
hat,  mittelst  einer  krafa  vorzugehen,  und  zwar  gleichviel,  ob  es  der 
Diener  ist,  der  sich  zu  einem  „krefja  vistar",  oder  der  Dienstherr, 
der  sich  zu  einem  „krefja  verka"  veranlaßt  sieht;  ^)  da  der  Kaufver- 
trag sowohl  als  der  Dienstvertrag  durch  Handschlag  eingegangen  zu 
werden  pflegte,  fallen  in  der  Tat  beide  Fälle  bereits  unter  den  Be- 
griff des  handseilt  fe,  welches  ein  für  allemal  als  vitafe  galt.  Auf- 
fäUig  ist  freilich,  daß  an  der  zuletzt  besprochenen  Stelle  für  den 
Fall,  da  der  Beklagte  auf  die  krafa  hin  nicht  sofort  seiner  Verbind- 
lichkeit genügt,  nur  von  einer  Geldstrafe  von  zwölf  aurar,  nicht  auch 


^)   GJ)L.  36;  wegen  des  lanfe  auch  49.  ^)  ebenda,   144. 

^)  ebenda,  40.  *)  ebenda,   70. 
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von  einer  Verdoppelung  des  vom  Kläger  zu  beanspruchenden  Be- 
trages gesprochen  wird ;  indessen  ist  ja  wohl  möglich,  daß  diese 
letztere  nur  als  selbstverständlich  beiseite  gelassen  wurde,  wie  denn  in 
der  Tat  eine  entsprechende  Stelle  der  FrI)L.  die  Verdoppelung  der 
ursprünglichen  Schuldsumme  für  den  Fall  eintreten  läßt,  da  der 
wiederspenstige  Dienstmann  die  Sache  bis  zur  Klage  am  Ding 
kommen  läßt,  wogegen  hier  umgekehrt  das  vorgängige  Verfahren 
mit  krafa  als  selbstverständlich  unerwähnt  geblieben  ist. ')  Selbst  in 
dem  Falle  wird  an  dem  Verfahren  mit  krafa  festgehalten,  da  die 
Forderung  gar  nicht  auf  einen  Vermögenswert  geht,  wie  z.  B.  in  dem 
Falle,  da  der  Vater  seine  rechtmäßig  verlobte  Tochter  dem  Bräutigam 
nicht  in  die  Ehe  geben,  oder  da  die  Braut  selber  den  Bräutigam, 
oder  umgekehrt  dieser  seine  Braut  nicht  nehmen  will ;  -)  von  einer 
Verdoppelung  des  ursprünglichen  Betrages  der  Schuld  kann  freilich 
in  derartigen  Fällen  nicht  die  Rede  sein,  aber  dafür  tritt  ein  „doema 
ütlagan"  ein,  wie  es  scheint  als  ein  Mittel,  die  nachträgliche  Vertrags- 
erfüllung zu  erzwingen.  —  Reicht  nun  schon  der  Begriff  der  Vertrags- 
schulden weit  genug,  soferne  er  alle  und  jede  Schulden  umfaßt,  die 
überhaupt  vor  beigezogenen  Zeugen  eingegangen  worden  waren,  so  ist 
doch  mit  ihnen  das  Bereich  des  Verfahrens  mit  krafa  noch  keineswegs 
erschöpft.  Wenn  das  prändheimer  Recht  zwar  den  Satz  voranstellt: 
„l^at  er  vitafe,  er  fest  er  fyrir  vättum",  "^)  so  läßt  es  demselben  doch 
sofort  noch  die  andere  Regel  folgen:  „l)at  er  annat  vitafe,  er  maör 
jätar  fyrir  vättum",  ^)  und  es  erklärt  damit,  daß  ein  vor  beigezogenen 
Zeugen  erfolgtes  Geständnis,  diesen  oder  jenen  Betrag  oder 
Gegenstand  zu  schulden,  genügte,  um  einen  in  jenem  Verfahren  ver- 
folgbaren Anspruch  zu  begründen.  Ansprüche  also,  welche  über- 
haupt nicht  auf  einem  Vertrage,  oder  welche  doch  auf  einem  nicht 
vor  Zeugen  eingegangenen  Vertrage  beruhen,  konnten  jederzeit  hinter- 
her dadurch  liquid  gemacht  werden,  daß  der  Schuldner  vor  Zeugen 
sich  zu  seiner  Schuld  bekannte.  Überdies  gilt  auch  „doemt  fe"'^)  oder 
„allt  l)at,  er  domr  doemir  manni", ")  als  vitafe,  also  jeder  Anspruch, 
welcher  auf  einem  gerichtlichen  Urteile  beruht,  gleichviel 
übrigens  auf  welchen  Rechtsgrund  hin  derselbe  zuerkannt  worden 
war;  da  über  jedes  gef^illte  Erkenntnis  Zeugen  aufgerufen  zu  werden 


^)  FrJ)L.  X,    10. 

^)  GJ)L.   51;    vgl.    übrigens    meine  Bemerkungen    über    die  Stelle  in  der  Krit. 
Vierteljahresschrift,  XVI,  95,  96  und  99. 

■■')  Fr{)L.  X,    19.  *)  ebenda,  20.  ■')  G{)L.  36. 

«)  Frl)L.  X,  22. 
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pflegten,  reiht  sich  auch  diese  Kategorie  von  Fällen  den  obigen  ganz 
naturgemäß  an,  und  beschränkt  sich  deren  Eigentümlichkeit  darauf, 
daß  bei  ihr  der  Ausspruch  des  Schuldners  selbst  durch  den  des 
Gerichtes  ersetzt  wird.  Auf  einen  ganz  ähnlichen  Gesichtspunkt 
scheint  es  aber  auch  zurückgeführt  werden  zu  müssen,  wenn  das 
prändheimer  Recht  ausspricht:  „l)at  er  hit  jjriöja  vitafe,  er  menn  festaz 
höndum  saman,  ok  se  6  menn  at  hvärstveggja  hendi";')  die  Stelle 
scheint  nämlich  auf  einen  Schiedspruch  bezogen  werden  zu 
müssen,  welchem  sich  die  streitenden  Teile  durch  Handschlag  unter- 
worfen hatten,  und  bei  dessen  Verkündigung  selbstverständhch  auch 
wieder  Zeugen  beigezogen  worden  waren.  Unter  denselben  Ge- 
sichtspunkt möchte  aber  auch  die  Bestimmung  der  GpL.  zu  stellen 
sein,  nach  welcher  das  Verfahren  mit  krafa  von  demjenigen  einzu- 
schlagen ist,  welcher  von  einem  anderen  eine  „sök"  zu  fordern  hat.-) 
An  der  maßgebenden  Stelle  kann  nämlich  unter  diesem  vieldeutigen 
Ausdruck  doch  wohl  nur  der  den  einzelnen  Verwandten  treffende 
Anteil  am  Wergeide  verstanden  werden,  wie  der  gleiche  Sprach- 
gebrauch auch  an  anderen  Stellen  nachweisbar  ist,  '^)  und  an  unserer 
Stelle  das  Anbieten  einer  „sakbötatala"  deutlich  dartut;  unter  dieser 
Voraussetzung  aber  kann  selbstverständlich  von  einer  Forderung  nur 
die  Rede  sein,  wenn  vorgängig  durch  Zugeständnis,  Schiedspruch 
oder  Urteil  bereits  die  Schuld  des  Totschlägers  festgestellt  worden 
war,  und  somit  auch  durch  die  herbeigezogenen  Zeugen  der  Rechts- 
grund der  Forderung  bewiesen  werden  kann.  Aber  auch  in  diesem 
Falle  tritt  wieder  die  Eigentümlichkeit  ein,  daß,  wenn  die  krafa  ohne 
Erfolg  bleibt,  zwar  die  an  das  Ding  zu  richtende  Klage  wie  gewöhn- 
lich „fyrir  ran  ok  fyrir  lögleysu"  gestellt  wird,  das  Urteil  aber  statt 
auf  den  ränbaugr  und  die  doppelte  Schuldsumme  vielmehr  auf  ütlegö 
geht,  welche  so  lange  zu  währen  hat,  bis  sich  der  Gegner  der 
Rechtsordnung  fügt  und  in  offenkundiger  Weise  seine  Zahlung  leistet. 
—  Aber  auch  mit  diesen  Bestimmungen  ist  das  Bereich  des  Ver- 
fahrens mit  krafa  noch  nicht  erschöpft.  Es  gibt  Reichnisse,  welche, 
wie  z.  ß.  die  biskupsreiöa,  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Be- 
stimmung entrichtet  werden  müssen;^)  bei  ihnen  hat  der  Bezugs- 
berechtigte, wenn  für  die  Leistung  nicht  ohnehin  schon  ein  bestimmter 
Zahltag  (eindagi)  feststeht,  seinerseits  einen  solchen  zu  bestimmen 
und  bekannt  zu  geben,    dann    aber,    wenn  die  Zahlung    nicht  recht- 


^)  FrI)L.  X,  21  2)  GJ)L.  34.  ^)  z.  B.  ebenda,  246  und  fgg. 
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zeitig  erfolgt,  sofort  die  krafa  vorzunehmen  oder  vornehmen  zu  lassen, 
worauf  dann,    wenn  auch  diese  ohne  Erfolg  bleibt,   die  Klage  „fyrir 
ran"  an  das  Ding  geht.     Eigentümlich   ist  dabei  nur,    daß  die  krafa 
zwar  dann,  wenn  der  Säumige  nur  ein  einzelner  ist,  in  gewöhnlicher 
Weise  auf  dessen  Hof  erfolgt,  dagegen  am  Ding,  wenn  die  Säumnis 
von  der  Bauerschaft  eines  ganzen  Bezirkes  ausgeht;  daß  ferner  schon 
die  krafa  nicht  mehr  bloß  auf  den  ursprünglich  geschuldeten  Betrag 
geht,  sondern  zugleich  noch  auf  eine  Geldstrafe  (viti),    die  in  einem 
eyrir  für  jeden  Pfennig   besteht.     Auch    die  Bußen,    welche    für    die 
Nichterfüllung  einer  öffentlich  gebotenen  Dienstleistung  zu  entrichten 
sind,    wie  z.  B.  das  krossviti,    das  wegen  Nichtbeförderung    der  vom 
Priester  erlassenen  Kreuzladung  zu  erlegen  ist,  ^)  werden  in  ganz  der- 
selben Weise  eingetrieben ;  hier  wie  dort  sind  natürlich  gelegentlich 
der  krafa  keine  Zeugen  über  die  Begründung  der  erhobenen  Forde- 
rung  vorzuführen,    sondern    kann    höchstens    die    Nichterfüllung    der 
rechtlich  begründeten  Obliegenheit,  oder  auch  die  Feststellung  dieser 
Nichterfüllung  gelegentlich  einer  früher  bereits  in  unfeierlicher  W^eise 
erfolgten    Anforderung    durch    Zeugen    konstatiert    werden.      Unklar 
bleibt  dabei   freilich,    wie    in  solchen  Fällen  verfahren    wurde,    wenn 
der  Beklagte  Einreden    gegen  die  Anforderungen  zu    erheben  hatte; 
wir    erfahren  zwar,    daß  derjenige,    welcher  dem  Ansprüche    auf   ein 
krossviti    gegenüber   die    Behauptung    aufstellte,    die   von    ihm    nicht 
weiter  beförderte  Kreuzladung  gar   nicht  von  seinem  Vormanne    er- 
halten   zu    haben,    zum  Eide    über    diese    Tatsache    gelassen    werden 
muf5te,  wenn  sein  Vormann  sie  bestritt,  aber  wann,   wo  und  von  wem 
dieser  Eid  ihm  aufgelegt  wurde,    bleibt   ungesagt.     Übrigens  konnte 
das  gleiche  Verfahren    auch  abgesehen   von  gesetzlichen  Reichnissen 
und    Diensten    auf    gewöhnUche    Deliktsschulden    Anwendung 
finden,    wenn  nur  der  Tatbestand  des  Deliktes  selbst  durch  Zeugen 
dargetan  werden  konnte,    welche    zu    solchem  Behufe  gleich  bei  der 
Begehung  der  Tat  aufgerufen  worden  waren ;    so  z.  B.  wenn  wegen 
eines  Holzfrevels,  welcher  durch  Zeugen  konstatiert  werden  konnte, 
die    als  landnäm  bezeichnete  Buße   gefordert  werden    wollte,  -)    oder 
wenn  wegen  unerlaubten  Gebrauches  eines  Pferdes  oder  Schiffes  die 
äfang  genannte  Buße  von  jemandem    eingetrieben  werden  will,    den 
man  vor  beigezogenen  Zeugen  mit  diesem   Pferde    oder  Schiffe    be- 


1)  G{)L.   19;    FrJ)L.  11,  22. 

2)  ebenda,  91.  Wenn  es  hier  heißt:  soekja  J)at  vitafe  sem  landnam  annat,  so 
liegt  dabei,  wie  Hertzberg,  S.  81,  Anm,  i  richtig  bemerkt,  ein  Schreibfehler  vor 
für:  soekja  {)at  landnam,  scm  annat  vitafe. 
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troffen  hat;^)  so  endlich  doch  wohl  auch  in  dem  weiteren  Falle,  da 
Leute  ein  säluhüs  widerrechtlich  nicht  verlassen,  welches  zu  verlassen 
sie  schuldig  sind,  ^)  obwohl  in  diesem  Falle  allerdings  nur  von  der 
Verwirkung  eines  ränbaugr  gesprochen,  das  einzuschlagende  Verfahren 
aber  nicht  besprochen  wird.  Eigentümlich  ist  bei  jenen  beiden 
ersteren,  den  G\)h.  entnommenen  Fällen,  daß  in  ihnen  die  Vornahme 
der  krafa  sofort  auf  frischer  Tat  zugelassen  wird,  unter  Verzicht  also 
auf  eine  vorgängige  heimstefna;  indessen  steht  auch  diese  Eigentüm- 
lichkeit insoferne  nicht  völlig  vereinzelt,  als  auch  bei  Vertragsschulden, 
wenn  sie  als  „eindagat  fe"  erschienen,  in  Bezug  auf  Ort  und  Zeit 
der  vorzunehmenden  krafa  der  eindagi  an  die  Stelle  der  heimstefna 
trat.  ^)  Übrigens  stehen  auch  bezüglich  der  Deliktsschulden  die  FrpL. 
auf  ganz  gleichem  Boden.  Hat  jemand  einem  anderen  im  Wege  der 
Selbsthilfe  eine  Sache  weggenommen,  so  mag  dieser  letztere  mit  der 
ütbeizla  gegen  ihn  vorgehen;  leistet  er  dieser  nicht  Folge,  so  gilt 
dieselbe  als  ran,  und  er  büßt  überdies  sein  etwaiges  Klagerecht  auf 
die  Sache  ein,  deren  Besitz  er  in  widerrechtlicher  Weise  ergriffen 
hatte,  wogegen  er,  wenn  er  dieselbe  auf  jene  Anforderung  hin  sofort 
zurückgibt,  zwar  auch  sein  Klagerecht  einbüßt,  aber  doch  keiner 
strafrechtlichen  Verfolgung  am  Ding  ausgesetzt  ist. ")  Noch  schärfer 
ausgeprägt  lautet  die  Bestimmung  im  älteren  Stadtrechte. "'')  Nimmt 
jemand  einem  anderen  eine  Sache  weg,  die  dieser  bei  sich  trägt,  so 
nennt  man  dies  „handrän'',  und  steht  darauf  der  Verlust  des  eigenen 
Klagerechtes,  sowie  eine  Buße  von  drei  Mark,  welche  hier  wie  sonst 
zwischen  König  und  Stadtgemeinde  geteilt  wird;  jedoch  muß  der 
Verletzte  sofort  bei  der  Tat  Zeugen  über  diese  aufrufen,  und  damit 
die  Sache  liquid  machen.  Nun  mag  aber  dieser  letztere  den  Schul- 
digen noch  einmal  aufsuchen,  und  von  ihm  unter  Androhung  der 
Verfolgung  wegen  „ran"  seine  Sache  und  des  Königs  Geldstrafe  vor 
beigezogenen  Zeugen  fordern;  wird  dieser  zweiten  Anforderung 
wiederum  nicht  Folge  geleistet,  so  verfällt  der  Schuldige  neuerdings 
in  eine  Strafe  von  drei  Mark,  und  die  Klage  geht  nun  an  das  Stadt- 
gericht (möt).  Sie  lautet  auf  die  Herausgabe  der  Sache  und  die 
doppelte  Geldstrafe,  während  dieselbe  durch  die  Aussage  der  beim 
handrän,  und  dann  wieder  der  bei  der  ütbeizla  benannten  Zeugen 
bewiesen    wird;    in    dem    anderen    Falle    dagegen,    da  kein    handrän 


^)  G{)L.  92.  -)  ebenda,    100.  ^)  ebenda,   36. 

^)  FrJ)L.  X,   I.  5j  BjarkR.  II,  44;  vgl.  G|)L.    143,  wo  auch  des  Aul- 
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vorlag,  vielmehr  nur  eine  Sache  weggenommen  wurde  wider  Willen, 
aber  in  Abwesenheit  des  bisherigen  Besitzers,  liegt  nur  ein  einfaches 
Vergehen  vor,  wenn  sie  auf  die  ütbeizla  hin  nicht  zurückgegeben 
wird,  und  unterscheidet  sich  die  Regel  des  Stadtrechtes  von  der  des 
Landrechtes  nur  dadurch,  daß  das  erstere  eine  Buße  von  drei  aurar 
auch  dann  an  den  Verletzten  erlegen  läßt,  wenn  die  Sache  auf  die 
ütbeizla  hin  sofort  zurückgegeben  wird.  ')  Noch  ein  paar  andere 
Bestimmungen  lassen  sich  hier  anreihen.  Hat  des  Königs  Vogt  das 
Vermögen  eines  geächteten  Mannes  eingezogen,  ohne  vorher  zum 
Behufe  seiner  Liquidation  den  Gläubigern  den  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Termin  angesagt  zu  haben,  so  mögen  diese  am  nächsten 
Ding,  das  sie  besuchen  können,  durch  ihre  Zeugen  ihre  Forderungen 
dartun,  wie  dies  an  jener  fimtarstefna  zu  geschehen  gehabt  hätte,  und 
wenn  nun  der  Vogt  das  ihnen  Gebührende  nicht  sofort  herausgeben 
will,  mit  der  ütbeizla  gegen  ihn  vorgehen ;  fügt  er  sich  auch  jetzt 
noch  nicht,  so  mögen  sie  sofort  die  Hilfe  der  Bauern  zur  gewalt- 
samen Vollstreckung  gegen  ihn  in  Anspruch  nehmen,  welche  sich 
auf  den  doppelten  Betrag  der  durch  die  Zeugen  festgestellten  Forde- 
rung richtet,  jedoch  so,  daß  der  Kläger  nur  den  einfachen  Betrag 
seines  Guthabens  erhält,  wogegen  der  Überrest  den  Bauern  zufällt.^) 
Auffällig  ist  bei  dieser  Vorschrift  zunächst  der  Umstand,  daß  die 
Zeugenvernehmung  und  ütbeizla  am  Ding  vor  sich  geht,  nicht  in 
der  Wohnung  des  Vogtes,  und  daß  ihr  demgemäß  auch  keine  heim- 
stefna  vorhergeht;  auffällig  ferner,  daß  von  einer  an  den  König  zu 
entrichtenden  Geldbuße  keine  Rede  ist.  Indessen  erklärt  sich  der 
letztere  Umstand  sehr  einfach  daraus,  daß  im  gegebenen  Falle  des 
Königs  ärmaör  der  Schuldige  ist,  für  dessen  Verfehlungen  der  König 
überhaupt  keine  Buße  erhält,  wogegen  diese  an  die  Bauern  fällt,  ^) 
welche  in  unserem  Falle  doch  wohl  darum  keine  Buße  erhalten, 
weil  ihnen  das  alterum  tantum  des  Ersatzes  zufällt;  der  erstere  aber 
ist  oftenbar  darauf  zurückzuführen,  daß  im  gegebenen  Falle  zumeist 
eine  Mehrheit  von  Gläubigern  gleichzeitig  verletzt  war,  und  nur  durch 
eine  einheitliche  Verhandlung  der  Betrag  festgestellt  werden  konnte, 
welchen  die  Verletzung  jedes  einzelnen  erreichte.  Hat  ferner  ein 
Vormund  Mündelgut  widerrechtlich  veräußert,  so  mag  der  Mündig- 
gewordene sich  zunächst  an  ihn  halten,  sodann  aber,  soweit  das 
Vermögen  des   früheren  Vormundes  nicht   zureicht,    die  veräußerten 


')  BjarkR.  II,  45.  2)  FrJ)L.  V,   13. 

^)  ebenda,  X,  33. 
Maurer,  Altnorwegisches  Gerichtswesen. 
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Sachen  bei  dem  dritten  Besitzer  vindizieren ; ')    dabei   ist    nur   durch 
Zeugen  festzustellen,    daß  die    betreffende  Sache    dem  Erblasser    des 
Klägers  gehört  habe,  daß  sie  durch  den  Vormund  veräußert  worden 
sei,    und  daß  dieser  bis  zur   äußersten  Grenze  seiner  Leistungsfähig- 
keit um  Ersatz  in  Anspruch  genommen  worden  sei.     Gibt  daraufhin 
der  Besitzer    die  Sache    nicht  heraus,    so    ist    ihm    die  Klagestellung 
wegen  ran  anzudrohen,  und  die  Klage  geht  sofort  an  das  Ding;  hat 
der  Vormund  aber  das  Mündelgut  seiner  Zeit  gegen  Schätzung  über- 
nommen, so  trifft  ihn  selber  der  Vorwurf  des  ran  und  die  Verfolgung 
am  Dinge  wegen  solchen,    wenn  er  nicht  am  ersten  Ding  nach  be- 
endigter Vormundschaft  den  vor  Zeugen  übernommenen  Wert  dem 
Mündel  herausgibt,   und  trifft  ihn  selber  die  Exekution,    so  erstreckt 
sich    diese    auf  das   Doppelte    des    übernommenen  Wertes,    und    auf 
eine  Geldbuße  von  drei  Mark    an  den  König.     Hat    endlich  jemand 
durch  „tak"  seinem  Gegner  Sicherheit  bestellt,  und  veräußert  hinterher 
das  zu  solchem  Zweck  bestimmte  Gut,  so  mag  der  Gegner  mit  der 
ütbeizla  und  Klage  am  Ding  sein  Recht  an  diesem  verfolgen,  indem 
er   durch  Zeugen  dessen  Bestellung    als  Sicherheit   beweist;    kommt 
es  aber  zufolge  dieses  Verfahrens  zu  einem  auf  Vollstreckung  lauten- 
den Urteile  am  Ding  (atfarardömr),  so  lautet  dieses  auf  den  doppelten 
Betrap^  der  Wertsumme    und    auf   die  Geldstrafe,   wobei  den  Bauern 
die  eine  Hälfte  des  ersteren  Betrages  zufällt.  ^)     Dieselbe  Bestimmung 
kehrt  auch  im  Stadtrechte  wieder,  •^)  und  wie  sie  hier  uneingeschränkt 
ausgesprochen  wird,    so  liegt  auch  darin,    daß  das  Landrecht  sie  im 
Christenrechte  bespricht,  kein  Grund  gegeben  für  eine  Beschränkung 
derselben  auf  die   mit  diesem  zusammenhängenden  Sicherheitsbestel- 
lungen.    In  allen  diesen  Fällen  schlägt  nun  freilich  sehr  deutlich  der 
Charakter  des  Vindikationsverfahrens  vor  dem   eines  Verfahrens    auf 
Grund  einer  Deliktschuld  vor;  aber  auch  der  letztere  ist  wenigstens 
nebenbei  mit  in  Frage,    wie  dies  zumal  eine  oben  angeführte  Stelle 
des  Stadtrechtes  klar  genug    erkennen   läßt.  —  Ehe    ich  weitergehe, 
will  ich  hier  einen  Rückblick  auf  die  bisher  gewonnenen  Ergebnisse 
mir  erlauben.     In    einer  Reihe  der  verschiedensten  Anvvendungsfälle 
lassen  die  uns  erhaltenen  Rechtsbücher  das  Verfahren  mit  krafa  ein- 
treten, wenn  nur  dessen  wesentliche  Voraussetzung  vorliegt,  nämlich 
die    Möglichkeit,    die    Begründung    des    zu    verfolgenden   Anspruches 
durch  Sollennitätszeugen  darzutun,    woweit  dieselbe  nicht    auf  einer 
gesetzlichen  Vorschrift   beruht   und  somit   ohne    allen  Beweis   schon 


1)  Fr]) L.  IX,  23.  2)  ebenda,  III,  20.  »)  BjarkR.  III,  98. 
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von  selbst  liquid  ist  Das  Wesentliche  bei  dem  Verfahren  ist  die  krafa 
selbst,  möge  sie  nun,  wie  gewöhnlich  auf  Grund  einer  vorgängigen 
heimstefna  am  Wohnorte  des  Gegners,  oder  aber  am  Orte  der  Tat  oder 
am  Dinge  vorgenommen  werden ;  die  Vernehmung  der  Sollennitäts- 
zeugen  dagegen  ist  zwar  regelmäßig,  aber  doch  nicht  unter  allen  Um- 
ständen erforderlich,  wie  denn  z.  B.  dem  auf  der  Tat  betroffenen  Ver- 
brecher gegenüber  bei  der  am  Orte  der  Tat  vorgenommenen  krafa 
sicherlich  die  soeben  erst  zum  Zeugnisse  aufgerufenen  Urkundspersonen 
nicht  sofort  zur  Abgabe  ihres  Zeugnisses  aufgefordert  wurden.  Die 
Bedeutung  aber  der  krafa  war  die,  daß  durch  sie  die  Widerrechtlich- 
keit  des  gegnerischen  Verfahrens  formell  festgestellt  wurde,  was  dann 
zur  Folge  hatte,  daß  von  jetzt  ab  die  fortgesetzte  Nichterfüllung  des 
klägerischen  Anspruches  als  ein  formelles  Unrecht  erschien ;  als  ran 
wird  solches  bezeichnet,  worunter  ich  mit  Hertzberg ')  nur  den 
offenen  Eingriff  in  das  fremde  Vermögen ,  nicht  mit  v.  Amira  -) 
einen  wirklichen,  und  von  hier  aus  dann  etwa  auch  einen  fingierten 
Raub  verstehen  möchte.  Die  Folge  aber  dieser  Auffassung  ist,  daß 
der  Beklagte  fortan  den  doppelten  Betrag  seiner  ursprünglichen 
Schuld  zu  entrichten  hat,  und  daß  er  überdies  eine  Geldstrafe  an 
den  König  verwirkt,  welche  als  ränbaugr  bezeichnet  wird,  und  nach 
den  G1)L.  zwölf  aurar,  nach  den  FrpL.  aber  drei  Mark,  also  das 
Doppelte  beträgt.  Allerdings  besprechen  einzelne  Stellen  diese  Folge 
der  MilSachtung  der  krafa  in  einer  Weise,  als  ob  sie  sich  nicht  be- 
reits an  diese,  sondern  erst  daran  knüpfen  würde,  daß  der  Schuldner 
es  bis  zur  gewaltsamen  Vollstreckung  kommen  läßt;  aber  wenn  es 
in  Bezug  auf  den  ränbaugr  heißt,  der  ärmaör  konüngs  erwerbe  diesen 
durch  seine  Teilnahme  an  der  Exekution,  ■'')  so  ist  die  Meinung  dabei, 
wie  Hertzberg  schon  richtig  bemerkt  hat,  *)  doch  nur  die,  daß  der 
Vogt  seinen  Anspruch  auf  die  Geldstrafe  dadurch  verlieren  soll, 
wenn  er,  zur  Teilnahme  am  Vollstreckungsverfahren  aufgefordert, 
sich  dieser  entzieht,  weshalb  denn  auch  in  einem  Falle,  in  welchem 
eine  spätere  Quelle  den  obigen  Ausdruck  braucht,  ''*)  die  zugrunde 
liegende  ältere  sagen  kann,  der  Vogt  verliere  durch  die  Verweige- 
rung seiner  Teilnahme    den    bereits    begründeten  Anspruch    auf  den 


^)  Grundtraekkene,  S.  83  —  4,  Anm.  ^)  Vollstreckungsverfahren,  S.  235 — 41. 

^)  G{)L.  77:  ok  öÖrlazt  meö  \)\i  baug ;  ebenso  Järns.,  Land  ab  rb.  15, 
welche  Stelle  aus  jener  erstercn  geschöpft  ist. 

■*)  Grundtrxkkene,  S.  82 — 3. 

*)  Jdrns.,  Kaupab.  4:  Söknarmaör  er  skyldr  at  fara  til,  ok  öÖlaz  meÖ  {)vi 
konüngi  baug  til  handa,  en  ef  hann  vil  eigi  fara,   \ni  fellir  hann  meÖ  J)vi  baug. 
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baugr ;  ^)  wenn  ferner  einzelne  Stellen  der  Verdoppelung  des  ursprüng- 
lichen Schuldbetrages  gar  nicht  oder  erst  im  Zusammenhange  mit 
dem  Vollstreckungsverfahren  gedenken,  ja  sogar  manche  unter  den 
letzteren  die  eine  Hälfte  des  einzutreibenden  Betrages  den  Bauern 
zusprechen,  welche  bei  der  Vollstreckung  Hilfe  leisten,^)  so  ist  ersteres 
leicht  aus  der  Kürze  der  Darstellung,  letzteres  aber  doch  wohl  nicht, 
mit  Hertzberg,  ^)  aus  einer  späteren  Änderung  des  Rechts,  sondern 
eher,  mit  v.  Amira,  *)  daraus  zu  erklären,  daß  der  Kläger  von  dem 
an  und  für  sich  ihm  selber  zufallenden  verdoppelten  Betrage  die  eine 
Hälfte  den  Bauern  für  den  Fall  abzutreten  hatte,  wenn  er  sich  ihre 
Hilfe  zur  Vollstreckung  in  Anspruch  zu  nehmen  genötigt  sah.  Aller- 
dings aber  kommen  insoferne  Abweichungen  von  der  Regel  vor,  als 
die  Verdoppelung  der  ursprünglich  geschuldeten  Summe  der  Natur 
der  Sache  nach  nicht  auf  alle  und  jede  Fälle  anwendbar  war,  und 
als  im  Zusammenhange  damit  dann  auch  wohl  der  ränbaugr  des 
Königs  seine  Einschränkung  erlitt.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  Hertz- 
berg für  den  Fall,  da  die  Forderung  auf  die  Auslieferung  einer  be- 
stimmten Sache  oder  die  Räumung  einer  bestimmten  Liegenschaft 
ging,  lediglich  die  Regel  aufstellt,  daß  nicht  der  Wert  der  betreffen- 
den Sache,  sondern  der  Betrag  der  an  derselben  verwirkten  Buße 
der  Verdoppelung  unterlegen  habe ;  ^)  vielmehr  ist  diese  Regel  weder 
schlechthin  richtig,  noch  auch  für  die  Behandlung  der  hierher  ge- 
hörigen Fälle  irgendwie  erschöpfend,  sondern  es  müssen  für  eine 
lange  Reihe  von  Bestimmungen  einzelne,  nicht  immer  auf  weiter 
reichende  Grundsätze  zurückführbare  Vorschriften  aufgesucht  werden, 
wie  dies  v.  Amira  bereits  zu  tun  unternommen  hat.  ^)  Einfache  Ver- 
doppelung der  Buße  tritt  ein,  wenn  solche  wegen  widerrechtlicher 
Nutzung  fremden  Landes  (landnäm), ')  oder  widerrechtlichen  Ge- 
brauches fremder  Pferde  oder  Schiffe  (äfang)  ^)  zu  entrichten  ist ; 
aber  das  prändheimer  Recht  läßt  beim  Holzfrevel  nach  einer  freilich 
streng  genommen  nicht  hierher  gehörigen  Stelle  sowohl  den  Holz- 
wert als  das  landnäm  verdoppeln  und  daneben  doch  noch  dem 
Könige  seinen  ränbaugr  zahlen,  ^)  und  nach  den  GpL.  wird  in  dem 

^)  G|)L.  35:   En  ef  armaÖr  vil  eigi  til  fara,  {)a  er  hann  af  J)vi,  er  viÖ  liggr- 

2)  Letzteres  Fr|)L.  III,  20  und  gleichlautend  BjarkR.  III,  98;  ferner  FrpL. 
V,  13  und  XIII,  II,  an  welcher  letzteren  Stelle  jedoch  für  „ok  hafi  bcendr  eiö"  zu 
lesen  ist:  ,,ok  hafi  boendr  eitt"  oder  ,,hitt",  kaum  ,,feit",  wie  Hertzberg  will. 

^)  Grundtrsekkene,  S.  84 — 5.  *)  Vollstreckungsverfahren,  S.  257. 

^)  Grundtrsekkene,  S.  85.  ^)  Vollstreckungsverfahrcn,  S.  250 — 2. 

")  GI)L.  91.  8)  ebenda,  92.  »)  Fr|)L.  XIII,   ii. 
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Falle,  da  mehrere  Nachbarn  gemeinsamen  Weidegang  haben,  während 
sie  beide  auf  Pachtland  eines  und  desselben  Grundeigentümers  sitzen, 
bei  Nichtbeachtung  der  geschlossenen  Zeit  durch  den  einen  dem 
Grundeigentümer  das  doppelte  landnäm,  dem  mitberechtigten  Nach- 
barn eine  Buße  von  sechs  aurar  „fyrir  grasrän"  und  dem  Könige 
sein  baugr  zuerkannt,  während  zugleich  das  widerrechtlich  weidende 
Vieh  von  der  Weide  gewaltsam  weggebracht  wird.  ^)  Im  letzteren 
Falle  könnte  nun  freilich  diese  letztere  Buße  möglicherweise  auch 
selbst  schon  eine  verdoppelte  sein,  so  daß  eben  nur  an  zwei  Per- 
sonen zugleich  die  Doppelbuße  zu  geben  wäre,  weil  deren  zwei  zu- 
gleich durch  das  Vergehen  gekränkt  waren ;  aber  in  dem  unmittelbar 
vorhergehenden  Falle  wenigstens  steht  die  Verdoppelung  des  Schaden- 
ersatzes neben  der  der  Buße  in  unleugbarem  Widerspruche  mit  der 
von  Hertzberg  aufgestellten  Regel.  In  ein  paar  Fällen  sahen  w4r 
aber  das  Urteil  statt  auf  Verdoppelung  des  ursprünglichen  Anspruches 
und  ränbaugr  auf  ütlegö  gestellt,  welche  so  lange  währen  sollte,  bis 
dem  Urteile  genügt  sein  würde ;  so  bei  der  Forderung  von  Wergeids- 
beträgen, "^)  dann  bei  der  Forderung  des  Vollzuges  eines  Verlöb- 
nisses.^) Einen  eigenartigen  Charakter  tragen  ferner  mehrfache  Fälle, 
.welche  sich  auf  Liegenschaften  beziehen.  Ist  das  Pachtgeld  (leiga), 
welches  für  geliehenes  Land  zu  entrichten  ist,  „eindagat  fe",  d.  h. 
an  einen  bestimmten  Tag  und  Ort  der  Entrichtung  gebunden,  so 
soll  der  Beliehene  durch  die  Nichtzahlung  desselben  sofort  sein  Recht 
an  dem  Grundstücke  einbüßen;^)  zahlt  er  nicht  rechtzeitig,  so  kommt 
es  zu  einer  Bekreuzigung  des  geliehenen  Landes  (krossa  löö  til  leigu), 
mit  welcher  ein  Verbot  des  Bezuges  irgend  welcher  Nutzungen  aus 
dem  Lande  nach  Ablauf  einer  fünftägigen  Frist  verbunden  war. 
Zieht  der  Pächter  nach  Ablauf  jener  Frist  doch  Landnutzungen,  so 
verwirkt  er  einen  baugr  an  den  König,  und  hat  dennoch  seine  leiga 
an  den  Grundeigentümer  zu  zahlen ;  dagegen  mag  er,  ohne  Nutzungen 
zu  ziehen,  bis  zu  den  nächsten  fardagar,  d.  h.  bis  zum  Ablaufe  der 
vertragsmäßigen  Pachtzeit,  auf  dem  Gute  wohnen  bleiben.  Hat  da- 
gegen der  Pächter  einen  Teil  der  fälligen  leiga  rechtzeitig  bezahlt, 
so  gilt  für  die  Eintreibung  des  Restes  derselben  nicht  dieses  eigen- 
tümliche Verfahren,  sondern  das  gewöhnliche  Verfahren  mit  krafa 
wie  bei  anderen  eindagat  fe.  Wir  werden  kaum  bezweifeln  dürfen, 
daß  beim  Bekreuzigungsverfahren  für  den  übrigens  kaum  denkbaren 
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Fall,  da  der  Pächter  die  Eigenschaft  des  Klägers  als  Eigentümer  und 
Pächter,  oder  die  vertragsmäßigen  Bestimmungen  über  den  Betrag 
der  leiga  oder  deren  eindagi  bestreiten  wollte,  die  Vertragszeugen 
beizuziehen  waren;  eigentümlich  gestaltet  ist  somit  eigentlich  nur 
die  Rechtsfolge,  welche  für  den  Fall  der  Nichtbeachtung  der  krafa 
eintreten  soll,  soferne  an  die  Stelle  des  helmingsävöxtr  hier  das  Ent- 
behren der  Landnutzungen  tritt,  oder  vielleicht  richtiger  gefaßt,  so- 
ferne hier  neben  den  helmingsävöxtr  noch  das  Entbehren  dieser 
Nutzungen  tritt,  da  ja  die  geschuldete  leiga  unzweifelhaft  daneben 
eingetrieben,  und  somit  doch  wohl  in  den  Formen  des  vitafe  ein- 
getrieben werden  konnte  und  da  überdies  die  Regel  der  GpL.  91 : 
„eykzt  landnäm  at  hälfu,  ef  fyrirboöit  er,  ok  ränbaug  konüngi",  auch 
unseren  Fall  angeht.  Nimmt  ferner  jemand  Land  eines  anderen  ohne 
dessen  Erlaubnis  in  Besitz,  so  mag  ihm  der  Eigentümer  eine  fünf- 
tägige Frist  vorlegen,  binnen  deren  er  das  Land  zu  verlassen  und 
die  auf  dasselbe  gebrachte  Fahrhabe  durch  Entrichtung  des  landnäm 
auszulösen  hat;  bleibt  diese  Frist  unbenutzt,  so  geht  die  Klage  ans 
Ding  „fyrir  ran",  und  die  Dingleute  haben  dem  Könige  seinen  rän- 
baugr,  dem  Kläger  aber  alle  auf  seinem  Lande  befindliche  Fahrhabe 
des  Gegners  zuzusprechen,  „fyrir  ütan  frjälsa  menn".  ^)  Auch  in 
diesem  Falle  ist  also  zunächst  wieder  die  Rechtsfolge  eine  eigen- 
tümliche, welche  für  den  Fall  eintritt,  da  es  zu  einer  Verurteilung 
am  Dinge  kommt;  von  einer  Beiziehung  von  Zeugen,  durch  deren 
Aussage  die  Grundlage  der  Berechtigung  des  Klägers  festgestellt 
würde,  ist  in  diesem  Falle  allerdings  nicht  die  Rede  und  kann  wohl 
auch  nicht  die  Rede  sein,  da  dessen  Eigenschaft  als  Grundeigentümer 
durch  Urkundspersonen  nicht  wohl  feststellbar  war,  aber  hier  mußte 
in  weitaus  den  meisten  Fällen  die  Notorietät  vorliegen  und  konnte 
somit  auf  Grund  deren  immerhin  von  dem  bei  vitafe  üblichen 
Verfahren  Gebrauch  gemacht  werden,  wogegen  für  Ausnahms- 
fälle natürlich  der  Widerspruch  des  Gegners  zum  Betreten  eines  an- 
deren Weges  zwang.  Hierher  gehört  ferner  auch  der  oben  schon 
kurz  besprochene  Fall,  da  von  mehreren  Nachbarn,  die  gemeinsamen 
Weidegang  auf  ihren,  einem  und  demselben  Grundeigentümer  abge- 
pachteten Ländereien  haben,  der  eine  sein  Vieh  in  geschlossener 
Zeit  auf  der  Heimweide  (hüsahagi)  hält.  ^)  Der  Mitberechtigte  mag 
ihm  dieses  feierlich  verbieten  (fyrirbjööa  honum  l)arsetu),  und  wenn 
dies  nicht  fruchtet,    ihn    vor    das  Ding   laden  „fyrir  ran  ok  ))arsetu", 
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wonach  dann  das  Urteil,  wie  oben  bemerkt,  auf  den  ränbaugr  für 
den  König,  verdoppeltes  landnäm  für  den  Grundeigentümer  und 
„6  aura  fyrir  grasrän''  für  den  mitberechtigten  Nachbarn  lautet.  Auch 
hier  erfüllt  das  feierliche  Verbot  die  Aufgabe  der  krafa,  und  auch 
hier  ist  von  einer  Zeugenvernehmung  darum  keine  Rede,  weil  sich 
das  Recht  des  Klägers  teils  auf  eine  gesetzliche  Vorschrift  über  die 
geschlossenen  Zeiten  stützt,  welche  als  solche  nicht  bewiesen  zu 
Averden  braucht,  teils  aber  auf  ein  Mitberechtigungsverhältnis  an  der 
Weide,  welches  als  unbestritten  vorausgesetzt  wird;  wollte  letzteres 
etwa  vom  Gegner  bestritten  werden,  so  mußte  doch  wohl  sofort 
zu  einem  anderen  Verfahren  übergegangen  werden.  Wiederum  wird 
im  Zusammenhange  mit  dem  Vorzugsrechte,  welches  dem  ööalsnautr 
bezüglich  der  Verpachtung  von  ööalsjaröir  Fremden  gegenüber  ein- 
geräumt ist,  bestimmt,  ^)  daß  derjenige,  welcher  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  machen  will,  und  hiervon  vor  den  fardagar  den  ööalsnautar 
gehörig  Anzeige  gemacht  hat,  dem  Fremden,  der  auf  das  Land 
seinerseits  aufziehen  will,  dieses  verbieten  soll  (fyrirbjööa  ä  at  fara) 
und  daß  ein  ränbaugr  darauf  steht,  wenn  dieser  nicht  sofort  das 
Land  aufgibt.  Ich  weiß  nicht,  ob  Hertzberg,  welcher  die  Verbots- 
sachen der  GpL.,  wenn  auch  unter  einem  etwas  anderen  Gesichts- 
punkte, eingehend  behandelt  hat,  -)  mit  Recht  auch  ;ioch  die  oben 
bereits  erwähnte  Vorschrift  hierherzieht,  welche  den  Fall  bespricht, 
da  Leute  ein  säluhüs  nicht  verlassen,  welches  sie  zu  verlassen  ver- 
pflichtet sind ;  '■^)  von  einem  Verbote  ist  nämlich  in  der  Stelle  nicht 
die  Rede,  wiewohl  allerdings  nicht  unmöglich  wäre,  daß  ein  solches 
in  dem  betreffenden  Falle  wirklich  erlassen  worden  sein  könnte.  In 
anderer  Richtung  läßt  sich  dagegen  noch  der  Fall  hierherziehen,  da 
ein  Unberechtigter  sich  in  den  Besitz  einer  Erbschaft  gesetzt  hat, 
und  denselben  nicht  ohne  Urteil  und  Recht  aufgeben  will."^)  Der 
rechte  Erbe  soll  in  diesem  Falle  eine  heimstefna  an  den  Besitzer  der 
Erbschaft  erlassen,  und  ihn  „krefja  arfs  ok  örfarar";  leistet  derselbe 
dieser  Aufforderung  nicht  sofort  Folge,  so  soll  er  ihn  sodann  vor 
das  Ding  laden  „fyrir  ran  ok  isetu",  und  wenn  hier  der  Klagsbeweis 
erbracht  werden  kann,  so  hat  das  Urteil  auf  die  Herausgabe  der 
Erbschaft,    sowie    auf  eine  Geldstrafe   von   drei  Mark  an  den  König 
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Zeugen,  nämlich  die  bei  der  Hochzeit  der  Mutter  des  Klägers  beigezogenen  Urkunds- 
personen geführt  wird. 
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ZU  lauten,  dafür:  „at  hann  haföi  lagt  dorn  fyrir  arf  |:>ann,  er  hann 
ätti  ekki  i".  Man  sieht,  der  Fall  hat  in  zweifacher  Beziehung  etwas 
Eigentümliches.  Einmal  insoferne,  als  die  Verurteilung  am  Ding  auf 
die  einfache  Herausgabe  der  Erbschaft  lautet,  wogegen  von  einem 
alterum  tantum  nicht  die  Rede  ist,  und  daß  der  ränbaugr  des  Königs 
seinerseits  hier  das  Doppelte  seines  gewöhnlichen  Betrages  ausmacht; 
indessen  ist  immerhin  möglich,  daß  von  einer  an  den  Kläger  zu 
entrichtenden  Buße  eben  nur  darum  keine  Meldung  geschehen  wäre, 
weil  sie  als  selbstverständlich  galt,  und  die  ungewöhnliche  Höhe  des 
ränbaugr  ließe  sich  vielleicht  auf  einen  späteren  Rechtssatz  zurück- 
führen, da  dieselbe  eben  nur  den  Betrag  erreicht,  welcher  in  den 
FrJ^L.  der  gewöhnliche  ist.  Zweitens  aber  fällt  auf,  daß  das  Ver- 
fahren zwar  mit  einer  krafa  beginnt,  daß  aber  von  einer  Vernehmung 
von  Zeugen  an  der  heimstefna  nicht  die  Rede  ist,  und  auch  nicht 
wohl  die  Rede  sein  kann,  da  ja  die  Erbenqualität  des  Klägers  kaum 
jemals  durch  Urkundspersonen  bewiesen  werden  kann;  daß  ferner 
bei  der  folgenden  Verhandlung  am  Ding  nicht  etwa  bloß  die  for- 
melle Korrektheit  des  Vorverfahrens  konstatiert,  vielmehr  auch  auf 
eine  Beweisführung  in  Bezug  auf  den  materiellen  Klagegrund  ein- 
getreten wird.  Das  letztere  wurde  natürlich  gerade  um  des  ersteren 
willen  nötig;  aber  auffällig  bleibt  immerhin,  daß  die  Sache  nicht  als 
illiquid  von  vornherein  dem  Verfahren  vor  einem  skiladömr  unter- 
stellt, oder  doch  hinterher  vor  einen  solchen  verwiesen  wurde,  wenn 
sich  herausstellte,  daß  die  Erbenqualität  des  Klägers  vom  Beklagten 
bestritten  werden  wollte.  Eine  ähnliche  Abnormität  läßt  sich  auch 
noch  in  einer  anderen  Stelle  nachweisen.^)  Wenn  jemand  vertrags- 
weise einen  Anspruch  auf  den  Pachtbesitz  fremden  Landes  hat,  und 
der  Verpächter  ihm  solchen  nicht  einräumen  will,  so  soll  er  diesen 
nach  freier  Wahl  vor  das  Ding  laden,  oder  auch  an  den  Ort,  an 
welchem  der  Vertrag  abgeschlossen  worden  war,  und  hier  seine  Ver- 
tragszeugen abhören  lassen;  lautet  deren  Aussage  für  ihn  günstig, 
so  soll  er  fortan  als  rechtmäßiger  Besitzer  des  Landes  gelten,  und 
zu  dessen  gerichtlicher  Vertretung  berufen  sein.  Da  allerwärts  im 
Rechtsbuche  vorausgesetzt  wird,  daß  der  Vertrag  über  die  Landleihe 
durch  Handschlag  und  vor  Zeugen  abgeschlossen  wird,  so  wäre 
augenscheinlich  ein  Verfahren  mit  krafa  in  unserem  Falle  am  Platz, 
und  wird  auch  kaum  bezweifelt  werden  dürfen,  daß  ein  solches  Platz 
griff,    wenn    der  Kläger  vorzog,    seinen  Gegner,    statt    ans  Ding,    an 
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die  kaupreina  zu  laden;  daß  dabei  die  Ladung  an  diese  letztere  an- 
statt der  heimstefna  eintritt,  ist  nicht  auffällig-,  da  ähnlich  ja  auch  in 
anderen  Fällen  verfahren  wird,  ^)  um  so  auffälliger  dagegen,  daß  dem 
Kläger  überhaupt  die  Wahl  gelassen  wird  zwischen  krafa  und  Klage 
am  Ding.  In  dieser  wie  in  der  vorigen  Bestimmung  wird  man 
kaum  umhin  können,  eine  spätere  Neuerung  zu  erkennen,  welche 
in  den  ursprünglichen  Rahmen  des  Verfahrens  mit  krafa  nicht 
mehr  paßt. 

Ich  lasse  eine  Reihe  von  Bestimmungen  vorläufig  bei  Seite, 
welche  sich  auf  das  Verfahren  bei  der  Einlösung  von  Grundeigentum 
beziehen,  weil  sie  eigentümliche  Schwierigkeiten  bieten,  die  besser 
erst  gelegentlich  der  Besprechung  des  skiladömr  zu  erwägen  kommen. 
Fasse  ich  aber  das  bisher  Besprochene  noch  einmal  kurz  zusammen, 
so  ist  klar,  daß  das  Verfahren,  welches  bei  der  Klage  um  vitafe  ein- 
zuschlagen ist,  trotz  aller  im  einzelnen  vorkommenden  Abweichungen 
prinzipiell  sehr  einfach  geregelt  ist.  Immer  ist  dabei  eine  feierliche 
Aufforderung,  seiner  Verpflichtung  zu  genügen  (krafa),  an  einem  be- 
stimmt bezeichneten  Orte  und  Tage  an  den  Gegner  zu  erlassen, 
und  regelmäßig  ist  mit  dieser  überdies  die  Vorführung  von  Zeugen 
zu  verbinden,  durch  deren  Aussage  (vättasaga)  die  Schuld,  oder  auch 
die  Saumsal  in  deren  Entrichtung,  konstatiert  wird ;  immer  steht 
ferner  hinter  dieser  Aufforderung,  für  den  Fall,  daß  ihr  nicht  sofort 
Folge  geleistet  wird,  die  Klage  am  Ding,  welche  aber  für  den  Be- 
klagten ungleich  schwerere  Nachteile  mit  sich  bringt,  als  welche  sich 
an  die  sofortige  Berichtigung  der  Schuld  auf  die  krafa  hin  geknüpft 
hätten.  Die  Verschiedenheiten,  welche  sich  bei  der  Durchführung 
dieser  Grundsätze  im  einzelnen  ergaben,  betreffen  z.  T.  nur  den  Ort 
und  die  Zeit  der  Erhebung  der  krafa,  soferne  dabei  bald  der  Wohn- 
ort des  Gegners,  bald  der  Ort  des  Vertragsabschlusses  oder  der  be- 
gangenen Tat,  bald  aber  der  Zahlort  maßgebend,  und  im  Zusammen- 
hange damit  bald  eine  vorgängige  Ladung  des  Gegners  an  den  maß- 
gebenden Ort  nötig  wird,  bald  nicht ;  z.  T.  betreffen  sie  die  Zeugen- 
aussage, welche  unter  Umständen  durch  die  Oftenkundigkeit  der 
betreffenden  Tatsachen  ersetzt,  und  somit  ganz  oder  teilweise  über- 
flüssig wird;  z.  T.  endlich  beziehen  sie  sich  aber  auf  Art  und  Maß 
der  Nachteile,  welchen  der  Beklagte  sich  dadurch  aussetzt,  daß  er  es 
auf  einen  Spruch  des  Dinggerichtes  ankommen  läßt.  Im  einen  wie 
im    anderen    Falle    lassen    die   Verschiedenheiten   jedoch    die    prinzi- 


')  vgl.  G])L.  46;  vgl.  ferner  36. 


I06  Teil  I.     Die   Gerichtsverfassung. 

piellen  Grundzüge  dieses  Verfahrens  gänzlich  unberührt  Der  Grund- 
gedanke desselben  war  aber  augenscheinlich  der,  daß  in  Fällen,  in 
welchen  die  tatsächliche  Begründung  eines  Anspruches  durch  Zeugen 
dargetan  werden  konnte,  welche  bei  dessen  Entstehung  oder  Fest- 
stellung eigens  zu  dem  Behufe  seiner  Beurkundung  beigezogen 
worden  waren,  die  mit  Beobachtung  gewisser  Förmlichkeiten  vor 
dem  Gegner  abgegebene  Aussage  dieser  Zeugen  genüge,  um  die 
Verpflichtung  des  Beklagten  zur  Befriedigung  des  Klägers  festzu- 
stellen ;  weigerte  sich  dieser  auch  jetzt  noch,  dem  erhobenen  An- 
sprüche zu  genügen,  so  erschien  dies  als  eine  offene  Auflehnung 
gegen  die  Rechtsordnung,  nämlich  als  widerrechtliche  Vorenthaltung 
fremden  Gutes  (ran),  und  konnte  sofort  als  solche  durch  die  Klage 
am  Ding  verfolgt  werden,  welche  letztere  aber  nur  die  Konstatie- 
rung des  Einhaltens  eines  formell  korrekten  Vorverfahrens  voraus- 
setzte, ohne  daß  auf  die  materielle  Begründung  oder  Nichtbegründung 
des  Anspruches  selbst  noch  irgendwie  eingetreten  worden  wäre. 
Allerdings  hat  diese  Auffassung  etwas  für  uns  sehr  Fremdartiges, 
und  zwar  nach  zwei  Seiten  hin.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  ist  die 
Aussage  der  Zeugen  keineswegs  ausschließlich  auf  das  rein  Tatsäch- 
liche gestellt,  sondern  sie  greift  auch  in  das  rechtliche  Gebiet  hin- 
über, ganz  wie  dies  ja  auch  in  anderen  germanischen  Rechten  der 
Fall  zu  sein  pflegt;^)  wie  die  beigezogenen  Zeugen  bereits  dem  Vor- 
gange selbst  gegenüber,  zu  dessen  Beurkundung  sie  herangezogen 
werden,  sich  keineswegs  immer  völlig  passiv  verhalten,  und  wie  sie 
bei  jener  Gelegenheit  bereits  darauf  angewiesen  waren,  die  vor  ihnen 
vorgehende  Tatsache  nicht  lediglich  als  solche,  sondern  in  ihrer  Be- 
ziehung zu  den  aus  ihr  hervorgehenden  Rechtsfolgen  aufzufassen,  so 
pflegt  auch  ihre  Aussage  unbedenklich  auf  die  Existenz  des  klägeri- 
schen Rechtes,  nicht  bloß  auf  die  Wahrheit  der  dasselbe  begründenden 
Tatsachen  gestellt  zu  sein,  also  z.  B.  darauf,  „at  maör  ä  fe  at  manni",""*) 
oder  auf  die  „skuld"  ^j  u.  dgl.  m.  Auf  der  anderen  Seite  aber  er- 
streckt sich  zwar  die  Aussage  der  Zeugen  über  die  Existenz  des 
Klageanspruches  nicht  hinaus,  und  spricht  sich  dieselbe  insbesondere 
nicht  aus  über  die  rechtlichen  Folgen,  welche  diese  seine  Existenz 
im  gegebenen  Falle  äußern  soll,  also  über  das,  was  auf  Grund  des- 
selben nunmehr  vom  Beklagten  geleistet  werden  soll;  da  aber  die 
bloße  Nichtleistung  seitens  des  Beklagten  sofort  als  ein  formales  Un- 
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recht  behandelt  wird,  ohne  daß  ein  diesen  Punkt  normierendes  Ur- 
teil in  Mitte  läge,  so  ist  klar,  daß  man  dem  Beklagten  selber  über- 
ließ, die  Folgen  zu  ziehen,  welche  auf  der  festgestellten  Existenz  des 
Klageanspruches  sich  ergaben  und  daß  man  ihn  strafrechtlich  dafür 
haftbar  machte,  wxnn  er  diese  Folge  nicht  sofort  richtig  zog.  Beide 
Abweichungen  von  der  uns  so  selbstverständlich  erscheinenden  Be- 
grenzung des  richterlichen  Berufes  sind  natürlich  ganz  gleichmäßig 
bedingt  durch  die  Voraussetzung,  daß  jeder  einzelne  aus  dem  Volke 
die  Konsequenzen,  welche  aus  den  Tatsachen  für  das  Recht,  und 
aus  einem  Rechtsanspruche  für  die  Verpflichtungen  des  Schuldners 
sich  ergaben,  leicht  und  sicher  zu  ziehen  wisse  5  wenn  demnach  an 
einer  oben  besprochenen  Stelle  der  GpL.  ^)  dem  Beklagten  gestattet 
wird,  gelegentlich  der  krafa  sich  auf  seine  mangelhafte  Rechtskenntnis 
zu  berufen,  und  infolgedessen  sich  dem  Spruche  des  Dinggerichtes 
zu  unterwerfen,  ohne  daß  doch  die  Sache  darum  kriminelle  Natur 
annähme,  so  liegt  hierin  eine  Verkennung  des  Grundgedankens, 
welcher  dem  Verfahren  mit  krafa  zugrunde  liegt,  und  kann  somit 
in  jener  Bestimmung  nur  eine  Neuerung  erkannt  werden,  wie  dies 
auch  von  Hertzberg  anerkannt  wird,  ^)  und  zwar  eine  Neuerung, 
welche  einer  Zeit  angehörte,  in  welcher  es  nicht  mehr  anging,  jene 
allgemeine  Verbreitung  der  Rechtskenntnisse  im  Volke  vorauszusetzen. 
Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  daß  das  Verfahren  mit  krafa 
seiner  Natur  nach  nur  auf  einen  ziemlich  engen  Anwendungskreis 
beschränkt  war.  Sieht  man  nämlich  von  den  Fällen  ab,  da  durch 
Geständnis,  Urteil  oder  Schiedsspruch  eine  ursprüngUch  nicht  liquide 
Sache  erst  hinterher  liquid  gemacht  wurde,  dann  von  den  wenigen 
Fällen,  in  welchen  die  eingeklagte  Leistung  auf  einer  allgemeinen 
Rechtsvorschrift  beruht  und  somit  keines  Beweises  bedarf,  so  Hieben 
fast  nur  Forderungen  übrig,  welche  sich  auf  Rechtsgeschäfte  grün- 
deten, bei  deren  Eingehung  man  Urkundspersonen  zugezogen  hatte, 
da  ja  in  anderen  Fällen,  wie  z.  B.  bei  Delikten,  nur  von  der  Gunst 
des  Zufalles  abhing,  ob  man  bei  dem  Vorgange,  auf  den  die  Forde- 
rung sich  zu  stützen  hatte,  gerade  zum  Zeugnisse  qualifizierte  Per- 
sonen zur  Hand  hatte,  um  sie  zum  Zeugnisse  aufzurufen.  Dazu  kam 
aber  noch,  daß  auch  in  Fällen,  in  welchen  von  Anfang  an  Zeugen 
beigezogen  worden  waren,  sehr  häufig  eine  Beweisführung  durch 
diese  nicht  mehr  möglich  war,  sei  es  nun,  daß  dieselben  gestorben 
oder   außer  Landes  gegangen  waren,  oder  daß  durch  längeren  Zeit- 
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ablauf  ihr  Zeugnis  verjährt  war,  ohne  doch  rechtzeitig  durch  andere 
Zeugen  ersetzt  worden  zu  sein;  für  diese  wie  für  jene  Fälle  war  also 
ein  anderes  Auskunftsmittel  nötig,  und  dieses  war  in  dem  Verfahren 
vor  den  Privatgerichten  geboten,  zu  deren  Betrachtung  nunmehr 
übergegangen  werden  soll. 


§  12.     Das  Verfahren  in  illiquiden  Sachen. 

Sowohl  die  FrpL.  als  die  GpL.  lassen  in  illiquiden  Sachen  ein 
Privatgericht  bestellen,  und  vor  diesem  das  Verfahren  sich  abspielen, 
falls  der  Beklagte  nicht  vorzieht,  den  Kläger  zu  befriedigen,  ohne 
die  Bestellung  eines  solchen  abzuwarten;  aber  in  beiden  Rechten  ist 
dieses  Verfahren  einigermaßen  verschieden  geordnet,  und  selbst  die 
Verschiedenheit  der  Rechtssachen,  um  welche  es  sich  im  einzelnen 
Pralle  handelt,  bedingt  eine  gewisse  Verschiedenheit  des  Vorgehens, 
so  daß  es  schlechterdings  notwendig  wird,  nach '  dieser  wie  nach 
jener  Seite  hin  bei  der  Darstellung  sorgfältig  zu  unterscheiden,  die 
Schlüsse  aber,  welche  in  Bezug  auf  die  gemeinsamen  Grundgedanken 
etwa  gezogen  werden  können,  erst  dem  Ende  dieses  Paragraphen 
vorzubehalten. 

Die  Gula|3ingslög  zunächst  schildern  das  Verfahren  vor  dem 
skiladömr  an  zwei  verschiedenen  Stellen,  deren  eine  dem  Vertrags- 
rechte, deren  andere  dagegen  dem  Stammgüterrechte  angehört.  Die 
erstere  Stelle  spricht  von  Schuldklagen,  welche  durch  keine  Zeugen 
unterstützt  werden  (fe  l^at,  ereigi  vitu  vättar);^)  dabei  zeigt 
aber  ihre  Olafsche  Rezension  das  Verfahren  Avesentlich  anders  ge- 
staltet als  die  Magnüssche.  Der  ältere  Text  läßt,  ganz  wie  dies 
bei  liquiden  Forderungen  der  Brauch  w^ar,  vom  Kläger  zunächst  eine 
heimste fna  an  den  Beklagten  erlassen,  und  an  dem  durch  diese 
bezeichneten  Tage  weiterhin  an  denselben  eine  Aufforderung  richten, 
ihn  zu  befriedigen;  aber  diese  Aufforderung  wird  nicht  als  krafa, 
sondern  als  kvaöa  bezeichnet,  und  erscheint  zunächst  noch  durch 
keine  Vorführung  von  Beweisbehelfen  unterstützt.  Dieser  Aufforde- 
rung gegenüber  soll  sodann  der  Beklagte  entweder  sofort  in  rechts- 
förmlicher Weise  Zahlung  versprechen  (festa  fe),  oder  aber  sich 
bereit  erklären,  die  Sache  einem  gemeinsamen  Gerichte  zum  Spruche 
zu  unterwerfen  (festa  dorn;  s  e  t  j  a  d  ö  m  a  m  o  t  i  k  v  ö  ö  u) ;  tut  er 
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keines  von  beiden,  so  wird  er  dadurch  straffällig.  Erklärt  sich  der 
Gegner  für  die  Haltung  eines  Gerichtes,  so  ist  dieses  auf  fünf  Nächte 
hinaus  anzuberaumen;  jedoch  hat  man  sich  dabei  so  vorzusehen, 
daß  der  Gerichtstag  nicht  auf  einen  Sonn-  oder  Feiertag  fällt,  und 
würde  durch  ein  in  der  Wahl  des  Tages  begangenes  Versehen  das 
ganze  Verfahren  nichtig.  An  dem  betreffenden  Tage  ist  sodann  das 
Gericht  niederzusetzen,  vor  der  Vorderseite  des  Hauses  des  Beklagten, 
nicht  an  dessen  Rückseite,  und  zwar  „fyrir  durum  verjanda",  d.  h. 
vor  der  Tür  des  Beklagten ;  das  isländische  Recht  kennt  für  derartige 
Gerichte  die  technische  Bezeichnung  duradömr,  dyradömr,  d.  h. 
Türengericht,  ^)  und  wir  werden  nicht  bezweifeln  dürfen,  daß  die 
gleiche  Bezeichnung  auch  in  Norwegen  ursprünglich  üblich  war,  ob- 
wohl ich  sie  für  letzteres  Land  nicht  nachzuweisen  wüßte.  Dabei 
hat  aber  zuerst  der  Kläger  seine  Hälfte  des  Gerichtes  (döm  sinn) 
niederzusetzen,  und  zwar  in  solcher  Entfernung  vom  Hause,  daß  der 
Beklagte  seine  Hälfte  desselben  noch  zwischen  dem  Hause  und  den 
klägerischen  Richtern  niedersetzen  kann,  und  daß  man  überdies 
zwischen  den  Richtern  des  Beklagten  und  dem  Hause  noch  eine 
Last  Holz  durchfahren  kann.  Kommt  der  Beklagte  nicht  sofort  her- 
aus, um  seine  Richter  zu  ernennen,  so  soll  der  Kläger  ihn  mit  zwei 
Zeugen  im  Hause  aufsuchen,  und  zu  solchem  Behufe  förmlich  heraus- 
laden (stefna  üt).  Haben  beide  Teile  erst  ihre  Richter  ernannt,  so 
beginnt  das  Rekusationsverfahren  (d  ö  m  r  u  ö  n  i  n  g),  und  zwar  in  der 
Art,  daß  zuerst  der  Beklagte  seine  Rekusationsgründe  gegenüber 
den  Richtern  des  Klägers,  sodann  aber  umgekehrt  der  Kläger  die 
seinigen  gegenüber  den  Richtern  des  Beklagten  geltend  macht.  Der 
Rekusation  unterliegen  bauggildismenn,  nefgildismenn  und  nämägar 
des  Ernennenden,  dann  sökunautar  des  Gegners,  und  müssen  solche, 
falls  der  Rekusationsgrund  von  der  Gegenpartei  überhaupt  geltend 
gemacht  wird,  sofort  durch  exzeptionsfreie  Personen  (valinkunnir 
menn)  ersetzt  werden ;  hat  die  ernennende  Partei  nicht  sofort  die  er- 
forderlichen Ersatzleute  zur  Stelle,  so  wird  sie  sachfäUig,  jedoch  ohne 
daß  dadurch  der  Kläger  verhindert  wäre,  die  Sache  wieder  von  vorn 
anzufangen,  wenn  ihm  der  Verstoß  zur  Last  fällt ;  hat  dagegen  einer 
der  Streitteile  einen  Landherrn  oder  den  Sohn  eines  solchen,  der 
noch  nicht  40  Jahre  alt  ist  und  darum  noch  an  dem  Stande  seines 
Vaters   Anteil    nimmt,  ^)   oder   endlich    einen   Vogt   des   Königs    ins 
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Gericht  ernannt,  so  hat  er  damit  seine  Sache  rettungslos  verloren, 
und  dürfen  derartige  Personen  nicht  einmal  so  nahe  an  das  Gericht 
herankommen,  daß  man  ihre  Stimme  hören  könnte.  Weitere  Rekusa- 
tionsgründe  scheinen  nicht  bestanden  zu  haben;  wenn  anderwärts 
gesagt  wird,  ')  daß  es  als  eine  Verletzung  ihrer  Jiyrmslir  galt,  wenn 
Freigelassene  sich  von  einem  Gegner  ihres  Herrn  in  sein  Gericht 
ernennen  ließen,  so  wird  doch  damit  nicht  ausgeschlossen,  daß  eine 
solche  Ernennung,  wenn  sie  erfolgte,  prozessualisch  unanfechtbar 
war,  wenn  sie  auch  für  den  Ernannten  selbst  die  schlimmsten  Folgen 
hatte.  Ist  aber  das  Rekusationsverfahren  beendigt,  und  damit  das 
Gericht  konstituiert,  so  beginnen  auch  sofort  die  Verhandlungen. 
Der  Kläger  führt  dabei  zunächst  die  Zeugen  vor,  welche  er  bei  der 
heimstefna,  dann  bei  der  kvaöa  beigezogen  hat;  das  Gericht  aber 
legt  dem  Beklagten,  wenn  er  die  den  materiellen  Klaggrund  bilden- 
den Tatsachen  leugnet,  einen  Reinigungseid  auf,  dessen  Beschaffen- 
heit sich  nach  der  Höhe  des  Betrages  richtet,  welcher  im  Prozesse 
vertiert.  Dies  das  regelmäßige  Verfahren,  wie  es  Platz  greift,  wenn 
der  Beklagte  sich  vollkommen  gesetzlich  verhält;  verweigert  dieser 
dagegen  die  dömfesta,  so  ist  die  kvaöa  noch  zweimal  zu  wieder- 
holen, und  zwar  das  erste  Mal  nach  einer  nur  kurzen  Entfernung 
des  Klägers,  das  zweite  Mal  aber  am  nächsten  Tage,  nachdem  der 
Gegner  ausdrücklich  aufgefordert  worden  war,  sich  zu  solchem  Be- 
hufe  zu  Hause  treffen  zu  lassen,  der  Gegner  aber  wird  für  jede 
kvaöa,  die  er  unbeachtet  läßt,  dem  Könige  um  6  aurar  bußfällig,  so 
daß  die  Gesamtbuße  i8  aurar  beträgt,  wenn  er  seinen  Widerstand 
nicht  schließlich  aufgibt.  In  diesem  letzteren  Falle  geht  aber  die 
Klage  an  das  Ding,  und  werden  hier  ganz  dieselben  Zeugen  vorge- 
führt, wie  sie  am  Privatgerichte  vorzuführen  gewesen  wären,  nur 
natürlich  mit  dem  Unterschiede,  daß  hier  nicht  nur  über  eine  ein- 
malige kvaöa,  sondern  auch  über  deren  zweimalige  Wiederholung 
ein  Zeugnis  zu  erbringen  ist;  wird  sodann  nicht  etwa  noch  am  Dinge 
Zahlung  geleistet,  so  erfolgt  sofort  die  Verurteilung  des  Beklagten. 
Der  Inhalt  des  Urteiles  wird  zwar  zunächst  nur  dahin  angegeben, 
daß  es  heißt:  „fiä  skulu  jiingmenn  doema  honum  skuld  sina";  aber 
wenn  dann  die  gewaltsame  Vollstreckung  auf  das  Doppelte  des  ur- 
sprünglich geschuldeten  Betrages,  und  auf  jene  Geldstrafe  von  i8  aurar 
für  den  König  geht,  so  zeigt  denn  doch  der  Zusammenhang,  daß 
auch  bereits  das  Urteil  auf  jene  weiteren  Beträge  sich  erstreckt  haben 
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mußte.  —  In  der  Magnüsschen  Rezension  erscheint  dagegen 
das  Verfaliren  in  der  Art  abgekürzt,  daß  der  Beklagte  angewiesen 
wird,  auf  die  kvaöa  hin  sich  entweder  zur  Entrichtung  der  Zahlung 
oder  aber  zur  Ableistung  des  betreffenden  Reinigungseides  zu  er- 
bieten; tut  er  keines  von  beiden,  so  soll  die  Klage  ohne  weiteres 
als  zugestanden  gelten,  und  soll  der  Kläger  lediglich  über  solches 
Verhalten  seines  Gegners  Zeugen  aufrufen,  sodann  aber  die  Ladung 
zum  Ding  erlassen  „fyrir  ran".  Das  Urteil  der  Dingleute  hat  sodann 
auf  die  Schuld  und  einen  „I2  aura  baugr"  zugunsten  des  Königs  zu 
lauten;  wird  aber  die  Zahlung  auch  jetzt  noch  nicht  zugesichert  oder 
geleistet,  so  erfolgt  die  Exekution,  und  diese  erstreckt  sich  auch  noch 
auf  das  alterum  tantum  des  Schuldbetrages.  Das  Privatgericht  also 
ist  in  dem  jüngeren  Texte  geradezu  fallen  gelassen  worden,  indem 
man  den  Reinigungseid,  auf  welchen  dasselbe  zu  erkennen  gehabt 
hatte,  gleich  von  dem  Beklagten  seinerseits  versprechen  ließ,  und  in 
der  Tat  hatte  dies  für  bei  weitem  die  meisten  Fälle  nichts  auf  sich, 
soferne  ja  die  Höhe  des  abzuschwörenden  Eides  ein  für  allemal  durch 
gesetzliche  Vorschrift  bestimmt  war.  Eine  gewisse  Annäherung  an 
das  Verfahren  mit  krafa  ist  in  der  Neuerung  nicht  zu  verkennen, 
indem  dem  Beklagten,  welcher  den  materiellen  Klagegrund  leugnete, 
nunmehr  ganz  ebenso  überlassen  blieb,  die  rechtlichen  Folgen  dieses 
Leugnens  in  Bezug  auf  die  Art  seiner  Verteidigung  selber  zu  ziehen, 
wie  der  durch  die  kröfuvättar  überführte  Beklagte  die  rechtlichen 
Folgen  dieser  seiner  Überführung  ohne  Dazwischenkunft  eines  Ge- 
richtes sich  selber  klar  zu  machen  hatte;  hier  wie  dort  mußte  aber 
die  für  die  gewöhnlichen  Fälle  ganz  und  gar  nicht  bedenkliche  Ab- 
kürzung des  Verfahrens,  welche  damit  erzielt  wurde,  für  jene  selte- 
neren Fälle  Bedenken  erregen,  in  welchen  etwa  zufolge  besonderer 
Verwicklungen  die  Rechtsfrage  nicht  so  ganz  einfach  lag,  und  es 
fällt  auf,  daß  unsere  Stelle  nicht  in  derselben  Weise,  wie  dies  bei 
der  krafa  der  Fall  war,  dem  Beklagten  gestattete,  unter  Berufung 
auf  seine  Rechtsunkenntnis  sich  dem  Spruche  der  Dingleute  zu  unter- 
werfen, und  damit  von  jeder  Geldstrafe  sich  frei  zu  machen.  —  Es 
fragt  sich  nun  zunächst,  aufweiche  Kategorie  von  Rechts- 
sachen das  im  Bisherigen  geschilderte  Verfahren  überhaupt  an- 
wendbar war,  ob  dasselbe  also  einerseits  in  allen  Schuldsachen  galt, 
bei  welchen  die  Klage  auf  Urkundspersonen  sich  nicht  zu  stützen 
vermochte,  und  ob  dasselbe  nicht  vielleicht  andererseits  auch  über 
das  Bereich  der  Schuldklagen  noch  hinaus  sich  erstreckte  ?  Der  Zu- 
stand unserer  Quellen  gestattet  nicht  die  zweifache  Frage  befriedigend 
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ZU    beantworten ;    indessen    geben    sie  doch    genügendes  Material    an 
die  Hand,    um  wenigstens  Richtpunkte    für  deren  Beantwortung    er- 
kennen zu  lassen.     Keinem  Zweifel  kann  zunächst    unterliegen,    daß 
bei  gewissen  Prozessen  über  Liegenschaften  Privatgerichte  zum  Zuge 
kamen  ]  ihre  Verwendung  aber  in  dieser  Richtung  hat  manches  Eigen- 
tümliche.     Eine    erste    Stelle    spricht    von    dem    Streite    über    eine 
Sennhütte  (saetr),    eine  Grenz  wiese  (markteigr)    oder   über   die 
Grenze    zwischen    Ländereien,    welche    außerhalb    des  Hofes 
liegen  (markreina  ütangarös) ;  ^)    aber  freilich    ist    gerade   diese  Stelle 
nicht  eben  leicht  zu  deuten.    Hertzberg  hat  bereits  bemerkt,  daß  die- 
selbe   den    Gedanken    an    ihre    Entstehung    aus    zwei   verschiedenen 
Textesrezensionen  nahe  lege,  aber  er  hat  diesen  Gedanken  nicht  fest- 
gehalten,   vielmehr    seine  Erklärung  der  Stelle    auf  die    ganz    andere 
Annahme  begründet,  daß  in  derselben  von  drei  verschiedenen  Fällen 
gehandelt  wurde,    nämlich    einmal  von  dem,    da    unter  den  Parteien 
nicht  nur  das  Eigentum,  sondern  auch  der  Besitz  streitig  ist,  sodann 
von  dem  anderen,  da  nur  das  Eigentum  bestritten,  dagegen  der  Be- 
sitz zugunsten  des  einen  Streitteiles  unbestritten  ist,  endlich  von  dem 
dritten,  da  beide  Parteien  unbestrittenermaßen  im  gemeinsamen  Be- 
sitze   waren.     Mir    scheint    dagegen    richtiger,    der    ersteren  Spur   zu 
folgen,  zumal  da  die  Stelle  selbst  mit  keiner  Silbe  andeutet,  daß  sie 
in  ihren  verschiedenen  Teilen  verschieden  gestaltete  Pralle    im  Sinne 
habe,    und    ich  nehme  demnach  an,    daß  deren  erstere  und  kleinere 
Hälfte  einer  älteren  Textesrezension,  der  Olafschen  etwa,  entnommen 
sei,  während  die  zweite  einer  jüngeren,  der  Magnüsschen,  entstamme. 
Die    ältere    Vorschrift    läßt   vor    dem    niedergesetzten    Privatgerichte 
beide  Teile  ihre  Zeugen  vorführen,  wobei  jeder  freie  und  volljährige 
Mann   als  solcher    auftreten  kann,    und  läßt  den  Teil  gewinnen,    der 
die    mehreren    Zeugen    für    sich    hat;    sind    die    Zeugen    beiderseits 
gleich  viele,  so  soll  der  Teil  vorgehen,  der  sich  zum  Schwüre  erbietet; 
will  endlich  kein  Teil,  oder  wollen  umgekehrt  beide  Teile  schwören, 
so  soll,   weil  eine  Entscheidung  nicht  zu  gewinnen  ist,    das  streitige 
Land  unter  beide  gleichheitlich  verteilt  werden.     Die  Vorschrift  des 
neueren  Textes  dagegen  will  den  20 jährigen  ungestörten  Besitzstand 
entscheiden  lassen,  und  den  Zeugenbeweis  auf  diesen  gerichtet  wissen. 
Sie   läßt    die    Ladung   zum    Gericht    mindestens    fünf  Nächte    zuvor 
ergehen,  und  das  Gericht  auf  der  streitigen  Grenze  halten;  dasselbe 
wird  von  beiden  Teilen   zu  gleichen  Hälften  besetzt.     Vor  dem  Ge- 
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richte  hat  sodann  der  Kläger  zuerst  seine  Ladungszeugen,  dann  aber 
die  anderen  Zeugen  vorzuführen,  welche  über  den  Besitzstand  aus- 
zusagen haben,  und  kann  zu  letzterem  Zeugnisse  jedermann  ver- 
wendet werden,  wenn  er  nur  im  Augenblicke  seiner  Vernehmung 
frei  ist,  wenn  er  auch  noch  als  Unfreier  auf  dem  streitigen  Grunde 
gearbeitet  hat;  der  Beklagte  aber  darf  diesem  Zeugnisse  nur  unter 
der  Voraussetzung  entgegentreten,  daß  er  mindestens  um  einen 
Zeugen  mehr  vorzuführen  hat  als  der  Kläger.  Es  gewinnt  also  pri- 
mär der  Teil,  der  die  mehreren  und  besseren  Zeugen  hat,  oder  bei 
gleicher  Zahl  der  Zeugen  der  Kläger;  fehlen  alle  Zeugen,  derjenige, 
der  zum  Schwüre  bereit  ist;  wollen  beide  Teile  schwören,  oder  will 
dies  keiner  von  beiden,  so  wird  wie  oben  das  streitige  Grundstück 
gleich  geteilt.  Die  Rolle  des  Klägers  aber  hat  natürlich  zunächst 
derjenige  zu  übernehmen,  der  nicht  im  Besitze  ist;  sind  dagegen  die 
beiden  Streitteile  gemeinsam  im  Besitze  gewesen,  so  ist  derjenige  als 
Kläger  zu  behandeln,  der  den  Streit  veranlaßt  hat.  Was  der  jüngere 
Text  über  die  Ladung  und  Besetzung  des  Gerichtes  sagt,  dürfen 
wir  wohl  unbedenklich  als  gemeinsames  Gut  beider  Texte  behandeln, 
und  ebenso  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Zeugen,  welche 
nach  beiden  Texten  über  die  materielle  Frage  aussagen  sollen,  beide- 
male  Erfahrungszeugen  sind;  dagegen  fällt  auf,  daß  der  jüngere  Text 
an  der  anderwärts  ausgesprochenen  Regel  festhält,  ^)  daß  andvitni 
nur  unter  der  Voraussetzung  zulässig  sei,  daß  mindestens  ein  Zeuge 
mehr  vorgeführt  wurde,  als  vom  Gegner  vorgeführt  worden  waren, 
w^ogegen  der  ältere  Text  von  dieser  Regel  absieht;  mag  sein,  daß 
jene  Regel  sich  von  Haus  aus  nicht  auf  das  Nachbarzeugnis  bezogen 
hatte,  und  daß  sie  nur  irrtümlich  von  dem  jüngeren  Texte  auch  auf 
dieses  ausgedehnt  worden  war.  Ich  bemerke  nur  im  Vorbeigehen, 
daß  das  Gewicht,  welches  der  jüngere  Text  dem  20jährigen  unge- 
störten Besitze  beilegt,  und  von  welchem  Hertzberg  selbst  anderwärts 
bemerkt,  daß  es  geradezu  zu  einer  Art  von  Verjährung  hinüberführe,'^) 
vollkommen  wohl  zu  der  Vermutung  paßt,  daß  dieser  Text  erst 
unter  Magnus  Erlingsson  entstanden  sei,  auf  dessen  Zeit  doch  wohl 
auch  die  30jährige  Ersitzung  der  Kirche^)  und  manche  andere  ähn- 
liche Bestimmung  in  den  FrJ)L.  ^)  zurückzuführen  sein  dürfte ;  für 
unseren   Zweck    aber   ist    von    entscheidender   Bedeutung,    daß   ein 


^)  GJ)L.  60.  ^)   Grundtrsekkene,  S.  ii  — 12;  schon  vorher  Aschehoug, 
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Privatgericht  in  einem  Rechtsstreite  wegen  Liegenschaften  sicli  ver- 
wendet zeigt,  und  daß,  während  im  übrigen  das  Verfahren  dem  oben 
geschilderten  wesentHch  gleich  ist,  doch  der  Ort  ein  anderer  ist,  an 
welchem  das  Gericht  gehalten  werden  soll,  und  die  Beweismittel 
andere  sind,  welche  in  demselben  zur  Verwendung  kommen,  nämlich 
Zeugen,  und  zwar  Erfahrungszeugen,  nicht  zugezogene  Zeugen.  Be- 
denklicher sind  ein  paar  andere  Stellen,  bei  welchen  es  sich  um 
Vermögensliquidationen  handelt.  Gilt  es,  die  Gläubiger  eines 
Verstorbenen  zu  befriedigen,  so  hat  der  Erbe  diese  zur  sjaundargerö 
zu  laden,  an  welcher  sofort  das  Guthaben  eines  jeden  Gläubigers 
durch  die  Aussage  der  von  ihm  mitgebrachten  Zeugen  festgestellt, 
die  Rangordnung  unter  den  verschiedenen  erhobenen  Forderungen 
geregelt,  und  wenn  das  Vermögen  nicht  zur  Befriedigung  ihrer  aller 
hinreicht,  der  Betrag  der  einzelnen  Forderungen  je  nach  den  Um- 
ständen herabgesetzt  wird.  ')  Von  anderen  Beweismitteln  als  von 
Zeugen  kann  in  diesem  Falle  nicht  die  Rede  sein,  „]3viat  engl  skal 
vinna  eiö  fyrir  brjöst  hins  dauöa",  und  darf  von  dem  Erben  höchstens 
ein  Credulitätseid  gefordert  werden.  -)  So  soll  ferner,  wenn  ein  Mann 
der  Acht  verfällt,  und  damit  dessen  Vermögen  einzuziehen  kommt, 
der  ärmaör  konüngs  dessen  Gläubigern  eine  fimtarstefna  vorlegen, 
um  ihre  Forderungen  unter  Vorführung  von  Zeugen  geltend  zu 
machen ;  ^)  auch  in  diesem  Falle  wird  natürlich  von  einem  Reinigungs- 
eide keine  Rede  sein  können,  denn  der  Satz :  „svä  er  übötamaör  sem 
andaör", '')  galt  sicherlich  für  die  GpL.  wie  für  die  El)L.,  obwohl 
er  nur  für  die  letzteren  ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  und  galt 
sicherlich  für  die  mildere  Verweisung  so  gut  wie  für  die  strengere 
Acht,  soweit  das  Vermögen  und  dessen  Auseinandersetzung  reicht. 
Die  Analogie  beider  Fälle  mit  dem  skuldadömr,  und  andererseits 
mit  dem  feränsdömr  des  isländischen  Rechtes  ist  evident,  und  über- 
dies wird  schon  durch  die  Notwendigkeit,  die  Priorität  der  Forde- 
rungen und  die  Höhe  der  etwa  zu  machenden  Abzüge  zu  regeln, 
die  Niedersetzung  eines  Gerichtes  schlechterdings  erforderlich  gemacht; 
in  beiden  Fällen  wird  demnach,  trotzdem  daß  nur  durch  Zeugen 
der  Beweis  geführt  wird,  und  trotzdem  daß  von  einem  skiladomr 
an  den  einschlägigen  Stellen  nicht  gesprochen  wird,  doch  nur  die 
Analogie  des  Verfahrens  mit  kvaöa,  nicht  die  des  Verfahrens  mit 
krafa  Platz  greifen  können.  —  Noch  schwieriger  zu  verstehen  sind  ein 
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paar  andere  Stellen,  welche  sich  auf  den  Vindikationsprozeß, 
und  zwar  von  beweglichen  sowohl  als  unbeweglichen  Sachen  be- 
ziehend) Sie  räumen  demjenigen,  welcher  eine  Sache  gekauft  und 
als  gekaufte  in  Besitz  genommen  hat,  das  Recht  ein,  „at  halda  skila- 
domi  fyrir  kaupi  sinu",  und  zwar  auch  für  den  Fall,  da  jemand  deren 
Herausgabe  fordert,  weil  er  sie  von  demselben  Verkäufer  schon  früher 
gekauft  zu  haben  behauptet ;  dasselbe  Recht  soll  ferner  auch  für  den 
Fall  gelten,  da  es  sich  statt  um  einen  zweifachen  Verkauf  vielmehr 
um  eine  zweifache  Verpachtung  handelt.  Auffällig  ist  dabei,  daß 
es  die  Vertragszeugen  sind,  auf  deren  Aussage  hin  dabei  das  Ge- 
richt seine  Entscheidung  abzugeben  hat,  und  drängt  sich  die  Frage 
auf,  w^arum  wohl  diesen  gegenüber  ein  Gericht  bestellt  und  nicht 
auf  dem  gew^öhnlichen  Wege  bloß  mit  der  krafa  vorgegangen  wurde. 
Man  hat  zur  Erklärung  sich  darauf  berufen,  daß  das  Verfahren  mit 
krafa  eben  nur  unter  den  ursprünglichen  Kontrahenten  zulässig  ge- 
wesen sei,  weil  sich  nur  diese  von  Anfang  an  der  Aussage  dieser 
Zeugen  unterworfen  gehabt  hätten,  wogegen  einem  Dritten  gegen- 
über diesen  Zeugen  eben  nicht  die  Eigenschaft  zugezogener  Zeugen 
innegewohnt  habe ;  ^)  die  Erklärung  befriedigt  mich  nicht  recht,  da 
ja  auch  in  Deliktssachen  mit  krafa  vorgegangen  werden  konnte,  bei 
welchen  doch  eine  gutwillige  Unterwerfung  des  Beklagten  unter  den 
Spruch  der  gezogenen  Zeugen  unmöglich  angenommen  werden  kann, 
aber  ich  vermag  auch  meinerseits  eine  bessere  nicht  zu  geben.  Noch 
an  einer  anderen,  früher  schon  besprochenen  Stelle  tritt  eine  ähnliche 
Schwierigkeit  auf,  nämlich  gelegentlich  der  Besprechung  der  Erb- 
schaftsklagen;  nur  freilich  hier  im  Zusammenhange  mit  einem 
weiteren  Anstände.  Wenn  einem  Manne  seine  eheliche  Geburt  be- 
stritten werden  will,  soll  dieser  nämlich  seinen  Beweis  durch  die  Aus- 
sage von  Zeugen  führen,  welche  bei  der  Hochzeit  seines  Vaters  mit 
seiner  Mutter  anwesend  gewesen  waren, •*^)  wogegen  der  Beklagte  durch 
eben  solche  Zeugen  ein  andvitni  erbringen  mag,  wenn  nur  min- 
destens eine  Person  mehr  dahin  aussagt,  daß  bei  jener  Gelegenheit 
der  legale  „mundr"  nicht  gegeben  worden  sei.  Auch  hier  also  wird 
eine  Zeugenvernehmung  vor  Gericht  gefordert,  während  ein  Ver- 
fahren mit  krafa  genügend  erscheinen  möchte,  nur  freilich  mit  der 
weiteren  Besonderheit,  daß  es  hier  kein  skiladömr,  sondern  das  Ding- 
gericht  ist,    welches    angegangen    werden    muß,    ganz    wie    auch    in 
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einem  anderen  Erbschaftsstreit  vor  dem  Ding,  an  welches  die  Sache 
nach  vergebHch  durchgeführtem  Verfahren  mit  krafa  gelangt,  eine 
Zeugenvernehmung  über  die  materielle  Klagsberechtigung  erfolgen 
soU.-^)  Der  erstere  Umstand  ließe  sich  allenfalls  durch  die  Annahme 
erklären,  daß  es  Erfahrungszeugen,  nicht  gezogene  Zeugen  waren, 
um  deren  Vernehmung  es  sich  handelte,  nämlich  bei  der  Hochzeit 
anwesende  Gäste,  die  doch  nicht  ausdrücklich  als  Urkundspersonen 
benannt  worden  waren;  der  zweite  dagegen  wird  kaum  anders  als 
aus  einer  späteren  Änderung  des  Rechts  erklärt  werden  können,  wie 
denn  auch  Hertzberg  dies  bereits  getan  hat.  ^)  Sehr  zweifelhaft  er- 
scheint dagegen,  ob  derselbe  Weg  der  Erklärung  auch  für  eine 
weitere  Stelle  zu  betreten  sei,  welche  von  der  Verfolgung  eines 
Holz  freveis  spricht,  der  nicht  durch  sofort  aufgerufene  Zeugen 
konstatiert  werden  kann.  ■^)  Eine  heimstefna  soll  nach  derselben  an 
den  Beklagten  erlassen  werden  und  sodann  eine  liingstefna;  am 
Dinge  aber  soll  dieser  letztere  sodann  „festa  lyrittareiö  eöa  landnäm". 
Von  einem  skiladömr  also  ist  hier  nicht  die  Rede,  vielmehr  soll,  was 
durch  einen  solchen  auferlegt  werden  könnte,  vom  Beklagten  gut- 
willig übernommen  werden;  aber  wenn  zwar  insoweit  die  Vorschrift 
mit  den  Bestimmungen  der  Magnüsschen  Rezension  unserer  Haupt- 
stelle vollkommen  wohl  übereinstimmen  würde,  so  unterscheidet  sie 
sich  doch  von  derselben  wieder  dadurch,  daß  die  Verpflichtung  nach 
ihr  am  Dinge,  nach  dieser  letzteren  dagegen  schon  an  dem  durch 
die  heimstefna  bezeichneten  Tage  und  in  der  Wohnung  des  Be- 
klagten übernommen  werden  mußte.  Es  mag  hiernach  immerhin 
sein,  daß  auf  Deliktschulden  das  Verfahren  vor  dem  skiladömr  von 
Anfang  an  überhaupt  keine  Anwendung  fand,  obwohl  auch  unter 
dieser  Voraussetzung  immerhin  noch  auffällt,  daß  eine  freiwillige 
Übernahme  einer  Verpflichtung  am  Dinge  dem  Beklagten  auferlegt 
werden  will,  während  man  eine  Überbürdung  derselben  an  ihn  durch 
Richterspruch  zu  erwarten  hätte.  —  Weiterhin  findet  aber  das  Ver- 
fahren vor  einem  Privatgerichte  noch  ganz  unzweifelhaft  Anwendung 
in  Stammgutssachen,  nur  daß  dasselbe  hier  sehr  wesentliche 
Abweichungen  in  seiner  Gestaltung  zeigt.  Wie  an  der  Spitze  des 
Kaupabälkr,  so  steht  zunächst  auch  an  der  Spitze  der  Oöalsbrigßi 
der  Satz,  daß  jedermann  eines  Urteiles  wert  sei  für  sein  Gut,  d.  h. 
daß  bei  Vermögensstreitigkeiten  mit  Ausschluß  jeder  Selbsthilfe  der 
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gerichtliche  Weg  zu  betreten  sei.  ^)  Im  Herbste,  heißt  es  sodann 
weiter,  oder  doch  längstens  vor  Weihnachten,  soll  derjenige,  der 
Stammgut  heimfordern  (brigöa)  will,  dessen  Besitzer  von  dieser  seiner 
Absicht  verständigen,  sei  es  nun  in  dessen  Wohnung,  oder  auch  wo 
er  ihn  gerade  sonst  trifft ;  ^)  einer  vorgängigen  heimstefna  bedarf 
demnach  diese  vorgängige  Ankündigung  (forsögn)  nicht.  Das 
weitere  Verfahren  ist  sodann  durch  die  Antwort  bedingt,  ^\'elche 
der  Besitzer  auf  diese  vorläufige  Anzeige  hin  erteilt.  Erklärt  der- 
selbe, rechtmäßiger  Eigentümer  des  fraglichen  Gutes  zu  sein,  indem 
er  zugleich  dem  Gegner  jedes  Anrecht  auf  dasselbe  abspricht,  so  hat 
dieser  letztere  zunächst  zu  einer  heimstefna  zu  greifen,  und  zwar 
soll  dies  zwischen  Weihnachten  und  der  langen  Fasten  geschehen.'^) 
Am  festgesetzten  Tage  hat  dann  der  Kläger  den  Beklagten  in  seiner 
Wohnung  aufzusuchen,  und  hier  seine  kvaöa  vorzubringen  (kveöja 
hann  jaröar  ok  ööals  sins) ;  Zeugen,  und  zwar  ööalbornir  menn, 
müssen  dabei  beigezogen  werden,  und  wird  ihr  Zeugnis,  welches 
nicht  verweigert  werden  darf,  als  kvööuvitni  bezeichnet.  Der  Be- 
klagte mag  nun  auf  die  kvaöa  dieselbe  Antwort  wiederholen,  die  er 
bereits  auf  die  forsögn  hin  erteilt  hatte ;  aber  er  muß  dann  auch 
mit  derselben  sofort  die  dömfesta  verbinden,  d.  h.  die  feierliche 
Zusicherung,  mit  dem  Kläger  gemeinsam  ein  Privatgericht  in  der 
Sache  abhalten  zu  wollen.  Auf  fünf  Tage  hinaus  ist  dieses  Gericht 
anzuberaumen;  aber  der  Gerichtstag  sowohl  als  der  Tag  der  kvaöa 
muß  ein  Werktag  sein,  und  es  bedarf  somit  bei  der  heimstefna 
großer  Umsicht  bezüglich  der  Wahl  der  Tage.  Auch  dieses  Gericht 
wird  „fyrir  durum  verjanda"  niedergesetzt,  und  ist  somit  ein  dura- 
dömr  im  Sinne  der  isländischen  Quellen;  auch  bei  seiner  Nieder- 
setzung muß  darauf  geachtet  werden,  daß  zwischen  dem  Gerichte 
und  der  Tür  Platz  genug  frei  bleibt,  um  Wasser  und  Holz  vorbei- 
zutragen und  allenfalls  auch  vorbeizufahren.  Auch  hier  hat  ferner 
zuerst  der  Kläger  seine  Gerichtshälfte  (sinn  döm)  niederzusetzen  und 
dann  erst  der  Beklagte;  die  Richter  des  Klägers  sollen  dabei  mit 
dem  Gesichte  „til  karldura"  sich  wenden,  während  die  des  Beklagten 
nach  der  entgegengesetzten  Richtung  hin  schauen,  also  jenen  gegen- 
übersitzen sitzen  sollen.  Nun  folgt  das  Rekusatio nsve rf ah ren, 
bezüglich  dessen  nur  erwähnt    wird,    daß    bauggildismenn,    nefgildis- 


^)  G|)L.  34:  värr  skal  engi  fyrir  öÖrum  fe  taka,  ok  ekki  skulum  ver  oss  at 
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menn  und  nämägar  der  Verwerfung  unterliegen,  und  durch  unver- 
wandte Leute  (valinkunnir  menn)  zu  ersetzen  sind,  wenn  von  dem 
Rekusationsrechte  Gebrauch  gemacht  werden  will;  doch  wird  be- 
merkt, daß  alle  freien  Männer  im  Gerichte  sitzen  können,  so  daß 
diese  also  nicht  ööalsbornir  zu  sein  brauchten.  Ist  das  Gericht  erst 
in  der  angegebenen  Weise  konstituiert,  so  beginnt  sofort  das  Be- 
weisverfahren. Dabei  haben  beide  Streitteile  vorerst  ihren 
Stammbaum  vorzulegen,  und  zwar  auf  fünf  Glieder  in  gerade  auf- 
steigender Linie,  so  daß  der  betreffende  Streitteil  selbst  der  sechste 
Mann  ist;  dann  aber  hat  der  Kläger  seine  Zeugen  vorzuführen.  Zu- 
erst haben  dabei  die  Zeugen  auszusagen,  durch  deren  Aussage  die 
formelle  Korrektheit  des  Verfahrens  festzustellen  kommt;  es  folgen 
sich  somit  das  forsagnarvitni,  das  heimstefnuvitni  und  das  kvööuvitni, 
welche  alle  unter  sich  das  gemein  haben,  daß  gegen  sie  kein  and- 
vitni  entgegengestellt  werden  darf.  ^)  Ist  auf  diese  Weise  dargetan, 
daß  „sökn  hans  rett"  ist,  so  ist  sodann  das  ööalvitni  vorzuführen, 
welches  in  der  Sache  selbst  den  Ausschlag  zu  geben  hat.  Dasselbe 
kann  immer  nur  von  ööalbornir  menn  erbracht  werden,  welche 
innerhalb  desselben  Volklandes  ööal  besitzen,  in  welchem  das  strei- 
tige Land  liegt,  und  zwar  müssen  zunächst  drei  Männer  über  die 
streitige  Frage  selbst  aussagen,  deren  jeder  bereits  mindestens  20 
Jahre  alt  war,  als  sein  Vater  starb,  sodann  aber  weitere  (drei  ?) 
Männer  das  Zeugnis  jener  ersteren  bestätigen,  deren  jeder  beim  Tode 
seines  Vaters  bereits  mindestens  1 5  Jahre  alt  war,  die  ersteren  werden 
mit  einem  nicht  zu  deutenden  Namen  als  arofar  (ärofar?)  bezeichnet, 
die  letzteren  dagegen  als  sannaöarvitni,  d.  h.  Bestätigungszeugnis. ") 
Jetzt  sprechen  die  Richter  dem  Kläger  das  streitige  Land  zu;  der 
Beklagte  aber  kann  demungeachtet  noch  die  Sache  weiter  treiben, 
indem  er  behauptet,  die  klägerischen  Zeugen  hätten  falsch  ausge- 
sagt, und  sich  zur  Führung  eines  Gegenbeweises  durch  mehrere  und 
bessere  Gegenzeugen  anbietet;  er  muß  indessen  solchenfalls  sofort 
mindestens  vier  arofar  und  noch  mehrere  Bestätigungszeugen  be- 
nennen, was  als  ein  Brechen  des  bereits  gefällten  Urteiles  (rjüfa 
döm)  bezeichnet  wird.     Zugleich  hat  nun    der  Beklagte    ein   zweites 


')  vgl.  GI)L.   59. 

^)  Da  die  arofar  dem  sannaöarvitni  gegenübergestellt  werden,  kann  deren  cha- 
rakteristisches Merkmal  nicht,  oder  doch  nicht  ausschließlich,  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Nachbarzeugen  liegen ;  man  wird  vielmehr  annehmen  dürfen,  daß  der  sie  bezeichnende 
Ausdruck  eher  ihre  Eigenschaft  als  Hauptzeugen  gegenüber  den  bloß  unterstützenden 
Nebenzeugen,   oder  etwa  das  von  ihnen  geforderte  höhere  Alter  betonen  werde. 
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Gericht  anzuberaumen,  welches  nach  fünf  Tagen  an  derselben  Stelle 
zu  halten  ist  wie  das  erste,  es  sei  denn,  daß  dieser  Tag  ein  Feiertag 
wäre,  wesfalls  dann  für  ihn  der  nächstfolgende  Werktag  einzutreten 
hat.  An  diesem  zweiten  Gerichte  hat  sodann  der  Beklagte  jene 
Zeugen  vorzuführen,  welche  er  an  jenem  ersten  Gerichte  benannt 
hatte;  sagen  sie  zu  seinen  Gunsten  aus,  so  gelten  die  Zeugen,  welche 
zuvor  zugunsten  des  Klägers  ausgesagt  hatten,  als  skrökvättar,  d.  h. 
falsche  Zeugen,  wogegen  der  gleiche  Vorwurf  die  beklagtischen 
Zeugen  trifft,  woferne  sie  aussagen,  ohne  den  Klagszeugen  an  Zahl 
überlegen  zu  sein.  Über  den  Inhalt  der  beiderseitigen  Zeugenaus- 
sagen erfahren  wir  nichts ;  es  kann  indessen  kaum  einem  Zweifel 
unterliegen,  daß  derselbe  darin  zu  bestehen  hatte,  daß  die  fünf 
nächsten  Aszendenten  des  Beweisführers  das  streitige  Land  bereits 
zu  eigen  hatten  und  daß  die  Zeugen  diese  ihre  Aussage  auf  ihre 
von  ihren  eigenen  Aszendenten  her  erlangte  Wissenschaft  zu  be- 
gründen hatten,  wie  dies  denn  auch  das  gemeine  Landrecht  sowohl 
als  eine  V^erordnung  aus  dem  Jahre  13 16  ausdrücklich  besagt,  durch 
welche  letztere  die  Bestimmung  jenes  ersteren  authentisch  inter- 
pretiert wird,  ^)  und  auch  eine  Urkunde  vom  28.  April  1321  bestätigt, 
welche  den  Hergang  bei  einer,  allerdings  etwas  abweichend  gestal- 
teten Verhandlung  über  die  Einlösung  von  Stammgütern  in  sehr 
lebendiger  Weise  schildert.  -)  Wenn  nun  aber  das  zweite  Gericht 
die  Zeugen  angehört,  und  doch  wohl  auch  seinerseits  ein  Urteil  ge- 
sprochen hat,  so  haben  die  beiden  Streitteile  noch  ein  drittes  Ge- 
richt zu  halten,  bezüglich  dessen  unsere  Stelle  sich  freilich  etwas 
unklar  ausspricht.  Es  soll  dieses  dritte  Gericht  als  skiladömr  be- 
zeichnet werden,  mit  einem  Namen  also,  welchen  sonst  auch  schon 
das  allein  entscheidende  Privatgericht  trägt,  wie  es  z.  B.  in  einfachen 
Schuldsachen  gehalten  wird.  Die  Parteien  sollen  ferner  das  Gericht 
anberaumen  „at  markamöti  jieirra  ä  millum,  telja  röstum  ok  fjörö- 
üngum,  ok  skapa  til  leiöarlengö",  und  es  wird  dieses  Gericht  somit 
nicht,  wie  die  beiden  ersten  „fyrir  durum  verjanda"  gehalten;  aber 
es  ist  schwer  begreiflich,  wie  hier  eine  Grenzscheide  hereinkommt, 
da  die  Eigenschaft  der  Parteien  als  Grenznachbarn  an  der  Stelle 
nirgends  vorausgesetzt  wird,  und  auch  der  Natur  des  Prozesses  nach, 
den  sie  bespricht,  unmöglich  vorausgesetzt  werden  kann,  schwer 
begreiflich  auch,  warum  das  dritte  Gericht  überhaupt  an  einer  ganz 


^)  Landslög,  Landabrb.  8;  Norges  gamle  Love,   III,  48/121. 
2)  Diplom,  norveg.,   III,    122/117— 18. 
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anderen  Stelle  gehalten    werden    soll    als    die    beiden    früheren.     Bei 
dieser  dritten  Zusammenkunft  soll    ferner   zunächst    gefragt    werden, 
ob    nicht    der    eine    oder    andere  Teil    den  Streit  gutwillig  aufgeben 
wolle;    für  den  Fall  aber,    da  dies  nicht    geschieht,    soll    ein  Gericht 
zusammengesetzt   werden,    welches  als  „12  jjegna  dömr,    6  af  hvärs- 
tveggja  hendi^'    bezeichnet    wird.     Vielleicht    lassen    sich    inzwischen 
diese   sämtlichen  Schwierigkeiten    heben,    wenn    man    berücksichtigt, 
daß  vielleicht  bei  dem  zweiten  Gerichte    lediglich    dieselben  Richter 
verwendet  wurden,    welche    bereits  in  dem  ersten  gesessen  gewesen 
waren,  und  daß  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  schon  von  Anfang  an 
jede  Partei  sechs  Männer  in  dieses  Gericht  zu  ernennen  hatte;  unter 
dieser  Voraussetzung  ist  dann  das  dritte  Gericht  lediglich  darum  ein 
12  })egna  dömr,    weil    dies  auch  schon  die  früheren  gewesen  waren, 
deren  Richter  auch  hier  wieder  ihre  Stelle  einnehmen.    Berücksichtigt 
man  ferner,  daß  das  erste  Gericht  einseitig  nur  den  Klagsbeweis,  das 
zweite  aber  ebenso  einseitig  nur  den  beklagtischen  Beweis  zu  prüfen, 
und  daß  somit  dieses  wie  jenes  einen  durchaus  einseitigen  und  par- 
teiischen Charakter  getragen  hatte,  so  begreift  sich  auch,  warum  erst 
das  dritte  Gericht  als  skiladömr  bezeichnet,  und  warum  gelegentlich 
seiner  auch  die  Zusammensetzung  aus  zwölf,  beiderseits  zu  gleichen 
Hälften  ernannten  Richtern  nochmals  scharf  betont  werden  mochte. 
Unter  dem  markamöt  aber  wird  jedenfalls  nicht  die  Grenze  zu  ver- 
stehen sein,  welche  die  beiderseitigen  Besitzungen  scheidet,  sondern 
vielmehr  der  Punkt,   welcher  mitten  inne  liegt  zwischen  den  beider- 
seitigen Wohnorten    und    an  welchem  sich  eben  darum  beide  Teile 
begegnen  müssen,  wenn  sie  gleichzeitig  von  zu  Hause  abgehen  und 
gleich  rasch  reisen;    das  Zählen  der  Meilen    und  Viertelmeilen,    und 
das    Berechnen    mit    Rücksicht    auf   die    Länge    des  Weges,    wovon 
die    Stelle    spricht,     paßt    vollständig     zu     dieser    Auslegung,     und 
überdies   versinnbildlicht   diese  Art,    den  Gerichtsort   zu    bestimmen, 
ganz     vortrefflich     die     volle     Gemeinschaftlichkeit     dieses     dritten 
Gerichtes.     An    diesem  Gerichte    kommt    es    nun    aber,    immer    vor- 
ausgesetzt,     daß     die     beiderseits     ernannten     Richter     sich     nicht 
über  einen  gemeinsamen  Spruch  einigen  können,  zu  einem  Verfahren, 
welches  ganz  dem  isländischen  vefang  entspricht.     Die  sechs  Richter 
der  einen  wie  der  anderen  Partei  sollen  Mann  für  Mann  je  zwei  aurar 
als  Pfand  hergeben,  so  daß  also  jede  Gerichtshälfte  zwölf  aurar  gibt; 
über   die    Niederlegung    in    eine    unparteiische    Hand    werden    sofort 
Zeugen  aufgerufen.     Das  „verwettete  Urteil"  (dömi  veöjaöum)  haben 
beide  Streitteile  sodann  an  das  fjöröüngs])ing  zu  ziehen,  von  welchem 
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der  Zug  je  nach  Umständen  wieder  weiter  an  das  fylkis])ing  und 
lögl^ing  gehen  mag;  durch  den  rechtskräftigen  Spruch  des  einen 
oder  anderen  Dinggerichtes  werden  aber  drei  verschiedene  Fragen 
endgültig  entschieden,  nämhch  i.  welche  von  beiden  Richterparteien 
die  Wettsumme  verwirkt  hat,  2.  welche  von  beiden  Zeugenparteien 
des  falschen  Zeugnisses  schuldig  ist,  endlich  3.  welcher  von  beiden 
Streitteilen  in  der  Hauptsache  selbst  obsiegt.  Dabei  haben  aber  die 
unterliegenden  Richter  neben  dem  Verluste  der  Wettsumme  noch  je 
drei  aurar  an  den  König  zu  büßen,  für  ihr  „misdcemi";  jeder  der 
unterliegenden  Zeugen  aber  unterliegt  einer  Geldstrafe  von  drei 
Mark  wegen  falschen  Zeugnisses,  und  verliert  überdies  für  alle  Zu- 
kunft die  Fähigkeit,  ein  ööalsvitni  abzulegen.  Hat  aber  der  Kläger 
im  Rechtsstreite  obgesiegt,  so  hat  er  damit  nichts  w^eiter  erlangt, 
als  daß  die  ihm  bisher  bestrittene  Berechtigung  zur  Einlösung  des 
in  Frage  stehenden  Grundstückes  nunmehr  außer  Zweifel  gesetzt  ist. 
Die  Einlösung  selbst  geht  aber  nunmehr  in  der  Weise  vor  sich,  daß 
der  Einlösungsberechtigte  in  der  Mitte  der  Fasten,  an  dem  Sams- 
tage, von  welchem  ab  noch  drei  Wochen  der  Fasten  laufen,  ^)  das 
für  die  Einlösung  nötige  Geld  auf  das  einzulösende  Land  bringen 
und  hier  auf  einen  Stein  legen  muß,  indem  er  den  Besitzer  des 
Landes  auffordert,  am  Donnerstage  in  der  Osterwoche  sich  an  dem- 
selben Orte  einzufinden,  um  denjenigen  Wert  des  Landes  in  Empfang 
zu  nehmen,  welcher  sich  durch  den  Spruch  von  Schätzleuten  er- 
geben werde,  die  von  beiden  Streitteilen  zu  gleichen  Hälften  ernannt 
werden  würden.  Natürlich  hat  diese  Handlung  nur  einen  vorbe- 
reitenden Charakter  und  nur  den  Sinn,  daß  durch  sie  gezeigt  werden 
soll,  daß  der  Einlösungsberechtigte  auch  wirklich  im  Besitze  der  zur 
Einlösung  nötigen  Mittel  ist;  die  Einlösung  selbst,  die  an  unserer 
Stelle  nicht  weiter  besprochen  wird,  geht  dagegen  erst  am  Donners- 
tag in  der  Osterwoche  vor  sich,  wie  dies  in  einer  Parallelstelle  auch 
ausdrücklich  gesagt  wird.-)  —  Der  Besitzer  kann  nun  aber  auf  die 
erste  Anforderung  (forsögn)  auch  die  andere  Antwort  geben,  daß 
das  fragliche  Gut  zwar  allerdings  sein  ööal  sei,  daß  er  es  aber  ver- 
kauft habe  und  darum  nicht  mehr  zu  dessen  gerichtlicher  Vertretung 


^)  at  miöri  föstu,  J)vättdag  I)ann,  er  3  vikur  lifa  föstu,  hindar  dags  of  morgun, 
heißt  es  G{)L.  266,  während  in  269  die  Worte:  hindar  dags  of  morgun  fehlen.  Nach 
Analogie  von  G  {)  L.  37  muß  wohl  angenommen  werden,  daß  dieser  Beisatz  an  der 
ersteren  Stelle  verstümmelt  und  daß  er  auf  eine  Wiederholung  der  Handlung  für 
den  Fall  zu  beziehen  ist,  daß  sich   der  Gegner  am  bestimmten  Tage  nicht  treffen  läßt. 

^)  ebenda,  269. 
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berufen  sei.  ^)  Solchenfalls  hat  er  auf  Befragen  des  Klägers  sofort 
seinen  Käufer  zu  benennen,  und  er  mag  als  solchen  jeden  Mann  be- 
zeichnen, der  innerhalb  des  Dingverbandes  gesessen  und  kein  Land- 
herr ist;  war  das  Gut  etwa  wirklich  an  einen  Landherrn  verkauft 
worden,  so  hat  der  frühere  Besitzer  trotz  dieses  Verkaufes  auf  die 
Klage  sich  seinerseits  einzulassen,  und  dasselbe  wird  doch  wohl  auch 
für  den  anderen  Fall  gegolten  haben,  da  dasselbe  an  einen  Aus- 
wärtigen verkauft  worden  war.  In  allen  anderen  Fällen  hat  sich 
aber  der  Kläger  sofort  an  denjenigen  zu  halten,  der  ihm  als  Käufer 
bezeichnet  wurde ;  doch  mag  er,  wenn  er  der  ihm  erteilten  Antwort 
keinen  Glauben  schenken  will,  immerhin  mit  der  heimstefna  und 
kvaöa  vorgehen,  und  der  Beklagte  muß  trotz  alles  Festhaltens  an 
seiner  früheren  Antwort  auf  die  Bestellung  eines  Gerichtes  sich 
dennoch  einlassen,  „af  \wi  at  hverr  maör  skal  döm  festa  möti  kvööu". 
Ist  aber  das  Gericht  erst  konstituiert  (|3ä  er  rettr  er  dömr),  so  hat 
der  Beklagte  sofort  die  Zeugen  vorzuführen,  welche  er  aufgerufen 
hatte  über  die  Antwort,  die  er  auf  die  forsögn  erteilt  und  auf  die 
kvaöa  wiederholt  hatte,  und  er  hat  sodann,  ohne  es  zur  Vernehmung 
der  klägerischen  Zeugen  kommen  zu  lassen,  seine  Richter  aufstehen 
zu  heißen  und  damit  das  Gericht  aufzulösen  (rjüfa  viö  hann  döm); 
versäumt  er  dies  und  läßt  er  also  seine  Richter  setzen  und  die  Aus- 
sage der  klägerischen  Zeugen  anhören,  so  bindet  er  sich  damit  an 
die  drei  Gerichte  und  muß,  wenn  dem  Kläger  seine  Beweisführung 
gelingt,  als  unterliegender  Teil  von  seinem  eigenen  ööal  soviel  her- 
geben, als  dem  eingeklagten  entspricht,  weil  er  über  das  Land  eines 
anderen,  nämlich  des  Käufers,  ein  Gericht  abgehalten  hat.  Glaubt 
dagegen  der  Kläger  der  ihm  erteilten  Antwort,  und  wendet  er  sich 
demnach  an  den  angeblichen  Käufer  des  streitigen  Landes,  so  kommt 
es  darauf  an,  welche  Antwort  ihm  dieser  erteilt.  Erklärt  er  die 
Angabe,  daß  er  das  Land  gekauft  habe,  für  falsch,  so  hat  der  Kläger 
hierüber  Zeugen  aufzurufen,  in  den  Bezirk  zurückzugehen,  innerhalb 
dessen  das  Land  liegt,  und  hier  ein  Ding  zu  berufen.  An  diesem 
soll  er  seine  Zeugen  vorführen,  und  zwar  zunächst  seine  forsagnar- 
vättar,  welche  über  die  Antwort  seines  ursprünglichen  Gegners  aus- 
zusagen haben,  dann  aber  auch  jene  anderen,  welche  über  die  Ant- 
wort des  angeblichen  Käufers  zu  vernehmen  sind,  endlich  auch  noch 
jene  drei  arofar  samt  ihrem  sannaöarvitni,  wie  solche  am  Privatge- 
richte vorzuführen  gewesen  wären,   wenn  ein  solches  hätte  gehalten 

^)  G|)L.  267. 
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werden  können;  zu  einer  Gegenbeweisführung  aber  wird  demgegen- 
über weder  der  ursprüngliche  Gegner  noch  auch  der  angebHche 
Käufer  zugelassen,  da  ja  beide  ihres  Anspruches  auf  alle  Verteidigung 
sich  begeben  haben.  Finden  aber  die  Dingleute  die  erbrachten 
Zeugenaussagen  genügend,  so  haben  sie  dem  Kläger  das  streitige 
Land  zuzuerkennen  und  desfalls  väpnatak  zu  erteilen,  ohne  daß  er 
dafür  eine  Einlösungssumme  zu  entrichten  hätte,  da  ja  die  beiden 
Beteihgten  jeden  Anspruch  auf  dieses  verleugnet  haben.  Der  an- 
dere Fall,  da  nämlich  der  Kläger  zugibt,  das  Land  gekauft  zu  haben, 
wird  begreiflicherweise  in  der  Stelle  nicht  besprochen,  da  ja  solchen- 
falls zweifellos  das  vorhin  bereits  besprochene  Verfahren  einzutreten 
hatte.  —  Erklärt  endlich  der  Besitzer  auf  die  forsögn:  „l)ü  faer  l}ä 
jörö  eigi  af  mer,  nema  \m  af  mer  dauöum  dragir",  d.  h.  er  werde  das 
Land  nicht  herausgeben,  vielmehr  es  auf  Gewalt  ankommen  lassen, 
so  stellt  sich  das  Verfahren  ähnlich  wie  in  dem  soeben  besprochenen 
Falle. -^)  Es  kommt  zunächst  zur  heimstefna  und  sodann  zur  kvaöa; 
verweigert  der  Beklagte  auf  diese  hin  die  dömfesting,  so  ist  die  kvaöa, 
wie  bei  der  Klage  um  Schuld,  noch  zweimal  zu  wiederholen,  und 
zwar  so,  daß  die  zweite  und  dritte  kvaöa  am  folgenden  Tage  statt- 
zufinden hat.  Hilft  auch  dies  nicht,  so  verwirkt  der  Beklagte  i8 
aurar  an  den  König,  und  die  Klage  geht  nun  an  das  Ding  „fyrir 
ran  ok  lögleysu".  Am  Ding  ist  nun  das  forsagnarvitni,  heimstefnu- 
vitni,  sowie  das  dreifache  kvööuvitni  vorzuführen,  und  wenn  deren 
Vorführung  gelingt  und  damit  die  formelle  Korrektheit  der  kläge- 
rischen Prozeßführung  hergestellt  ist,  kommt  es  sofort  zur  materiellen 
Beweisführung  durch  die  arofar  und  das  Hilfszeugnis,  wie  diese  am 
Privatgerichte  stattzufinden  gehabt  hätte;  jedoch  bleibt  dabei,  ganz 
wie  in  dem  vorigen  Falle,  jede  Führung  eines  Gegenbeweises  zufolge 
der  Weigerung  des  Beklagten,  an  der  Bestellung  des  Privatgerichtes 
teilzunehmen,  ausgeschlossen.  Gelingt  aber  auch  diese  Beweisführung, 
so  haben  die  Dingleute  dem  Kläger  das  Land  zuzusprechen.  Aber 
auch  die  Möghchkeit  wird  noch  berücksichtigt,  daß  der  Beklagte 
die  Haltung  des  Gerichtes  zwar  verspricht,  aber  diesem  seinem  Ver- 
sprechen hinterher  nicht  nachkommt,  eine  Möglichkeit,  welche  na- 
türlich in  den  beiden  zuvor  besprochenen  Fällen  ganz  ebensogut 
eintreten  kann  wie  in  diesem  dritten.  Der  Kläger  soll  solchenfalls 
au  der  anberaumten  Tagfahrt  seinerseits  seine  Richter  „fyrir  durum 
verjanda"  niedersetzen  und  damit  das  halbe  Gericht  ernennen;  dann 

')  G|)L.  268—269. 
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aber    soll    er    den  Beklagten    zu    dem  Gerichte    laden    und    wenn    er 
daraufhin    seine  Richter    nicht    oder    doch    nicht   vollzählig    ernennt, 
wird    er    „dömflogi"    und    verliert   dadurch    seine    „sokn",    d.  h.    sein 
Recht    zur   Prozeßführung.     Der    Kläger    soll    dann    weiterhin    seine 
Zeugen  und  sonstigen  Beweisbehelfe    vorführen,    und    seine    eigenen 
Richter   mögen    ihm    sodann    das    Land    zuerkennen,    ohne    daß    der 
Beklagte  berechtigt  wäre,  einen  Gegenbeweis  zu  führen,  den  Zug  an 
ein  anderes  Gericht  zu  nehmen    oder    eine  Wette    anzubieten;    doch 
scheint    die    Wortfassung    der    Stelle    auf   einen    Widerstreit    zweier 
verschiedene  Redaktionen  hinzudeuten,  und  wäre  w^ohl  möglich,  daß 
nach    einem    älteren  Texte    ohne    alles    weitere  Beweisverfahren    die 
bloße  Contumaz  zu  seiner  Verurteilung  genügt  hätte.     Über  den  er- 
folgten Spruch  hat  der  Kläger  Zeugen  aufzurufen,  und  zwar  „heyrendr 
Jiä  er  fyrir  ütan  döm  standa";  dann  aber  mag  er  das  Ding  angehen, 
und  sich  hier  über  die  formelle  Korrektheit  seiner  Sachführung  aus- 
weisen, worauf  ihm  auch  hier  das  Land  zuerkannt  wird.     Aber  was 
der  Kläger  durch  dieses  Verfahren  erreicht,  ist  nur  die  Feststellung 
seines  Einlösungsrechtes;    er  hat  demnach,    ganz  wie    dies    oben  be- 
reits zu  sagen  war,    an   dem  Samstag,   von  welchem    ab    noch  volle 
drei  Wochen  in  der  Fasten  laufen,  auf  dem  bestrittenen  Lande  sich 
einzufinden,  den  Einlösungspreis  dahin  mitzubringen,  und  den  Besitzer 
aufzufordern,  sich  am  Donnerstage  in  der  Ostervvoche  ebenda  treffen 
zu  lassen,  um  durch  gemeinsam  bestellte  Männer  das  Land  schätzen 
zu  lassen,  und  sodann  den  durch  die  Schätzung  ermittelten  Schätzungs- 
wert in  Empfang  zu  nehmen.     Für  den  Fall,  da  an  dem  genannten 
Tage  beide  Teile  sich  richtig  einfinden,  gibt  die  Stelle  keine  weiteren 
Vorschriften ;  für  den  Fall  dagegen,  daß  der  Besitzer  ausbleibt,  weist 
sie  den  Kläger  an,    durch   unparteiische  Männer    das  Land    schätzen 
zu  lassen,    diesen  das  zur  Bezahlung  dieses  Wertes   bestimmte  Geld 
vorzuzeigen,    solches    dann    aber   bei   sich   zu    behalten,    bis    es   der 
Gegner  ihm  abverlangt.     Will  aber  dieser  letztere  gewaltsam  Wider- 
stand leisten,  so  mag  der  Kläger  die  Dingleute  zu  Hilfe  rufen,   und 
die  Zwangsvollstreckung    mit    ihrer  Unterstützung    in    gewöhnlicher 
Weise  vornehmen.  —  Die   bisher   besprochenen  Stellen   setzen    nun 
samt    und    sonders   voraus,    daß    eine  Einlösung   von  Stammgut    auf 
Grund    eines   gesetzlichen   Einlösungsrechtes   vorgenommen    werden 
wollte  und  daß  dabei  Gegner  sich  gegenüberstehen,    welche  beider- 
seits ihre  Ansprüche  auf  das  Gut  lediglich  auf  ihre  angebliche  Stanim- 
gutsberechtigung  stützen;  unter  denselben  Gesichtspunkt  fallen  aber 
auch    noch    ein    paar  weitere  Bestimmungen,    welche  die    bisher   er- 
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örterten  teils  ergänzen,  teils  auch  für  einzelne  Fälle  modifizieren. 
So  soll  für  den  Fall,  daß  der  Besitzer  des  bestrittenen  Landes 
außerhalb  des  Reiches,  oder  doch  außerhalb  des  Dingverbandes 
sich  aufhält,  zwar  im  übrigen  das  gewöhnliche  Verfahren  eingehalten, 
das  Gericht  aber  auf  dem  streitigen  Lande  statt  bei  der  Wohnung 
des  Beklagten  gehalten  werden;^)  wenn  dabei  aber  eine  ausdrück- 
liche Ladung  des  Gegners  gefordert  wird,  die  doch  unter  den  vor- 
ausgesetzten Umständen  kaum  möglich  ist,  so  möchte  dabei  eine 
Korruptel  vorliegen,  und  in  dem  Satze :  „l)ä  skal  hann  fara  ä  fund 
hans,  ok  stefna  honum  meö  vätta  til  jaröar",  nach  Analogie  einer 
anderen  Stelle:  „a  fund  haldsmanns  eöa  erfingja  hans".  ^)  Besonders 
besprochen  wird  ferner  der  Fall,  da  ein  Einlösungsrecht  Weibern 
gegenüber  geltend  gemacht  werden  will.  Weiber  sind  im  allgemeinen 
von  der  Stammgutsfolge  überhaupt  ausgeschlossen ;  indessen  wird 
doch  eine  Ausnahme  zugunsten  der  nächsten  Verwandten  gemacht, 
welche  eben  darum  ööalskonur  heißen,  und  zählt  unser  Rechtsbuch 
dahin  die  Tochter  und  Schwester,  sowie  die  Vatersschwester,  Bruders- 
tochter und  Sohnestochter,  welche  Grade  indessen  nur  beispielsweise, 
nicht  erschöpfend  gemeint  zu  sein  scheinen.  Von  diesen  erwerben 
aber  nur  die  beiden  ersteren,  als  baugrygjar,  das  ihnen  anfallende 
ööal  zu  bleibendem  Rechte  gleich  wie  die  Männer,  wogegen  den 
übrigen  ööalskonur  gegenüber  den  männlichen  Verwandten  das  Recht 
zusteht,  das  Land  von  ihnen  einzulösen,  und  noch  obendrein  mit 
einem  bestimmten  Abschlage  an  dessen  Wert  einzulösen.  ^)  Da  wird 
nun  zunächst  bestimmt,  ^)  daß  für  den  Fall,  da  der  Einlösungsberech- 
tigte nahe  genug  mit  der  Besitzerin  verwandt  ist,  um  noch  „i  nef- 
gildi  eöa  i  bauggildi",  d.  h.  innerhalb  des  dritten  gleichen  Grades 
der  Verwandtschaft  zu  stehen,  im  Herbste,  oder  doch  längstens  vor 
Weihnachten,  die  forsögn,  dann  weiterhin,  und  zwar  längstens  drei 
Wochen  vor  Ablauf  der  langen  Fasten,  eine  Ladung  zum  Geld- 
empfange zu  erfolgen  hat,  welcher  letztere  auf  den  Donnerstag  in 
der  Osterwoche  und  auf  das  Land  gestellt  ist,  dessen  Einlösung  in 
Frage  steht.  An  der  so  anberaumten  Tagfahrt  soll  sodann  der 
Kläger  sein  forsagnarvitni  und  stefnuvitni  vorführen,  dann  aber  „skulu 
menn  meta  vitni  hans,  ok  meta,  hvärt  hann  er  til  lausnar  kominn 
eöa  eigi",  ^)  und  wenn  ihr  Spruch  zugunsten  des  Einlösenden  fällt, 
erfolgt  sofort  auch  die  Abschätzung  des  Landes,  nach  deren  Ergebnis 


^)  GJ)L.  281.      '•^j  vgl.  ebenda,  286.      ^)  ebenda,  275. 
^)   ebenda,  274.      •'*)  vgl.  meta  eiÖ,  ebenda,  314. 


J26  Teil  I.     Die  Gerichtsverfassung. 

sich  sodann  im  Zusammenhalte  mit  jenem  gesetzHch  vorgesehenen 
Abzüge  berechnet,  wie  hoch  sich  die  für  das  Land  zu  erlegende  Ein- 
lösungssumme zu  belaufen  habe.  Auf  demselben  Falle  scheint  sich 
aber  auch  noch  eine  zweite  Stelle  zu  beziehen,  deren  Fassung  jedoch 
eine  etwas  abweichende  ist.  ^)  Dieselbe  stellt  die  Regel  voran :  „nü 
skal  svä  undan  fraendkonum  at  sömu  brigöa,  jieim  er  svä  nänar  eru 
at  fraendsemi,  at  eigi  mä  ööals  dula'',  und  wird  unter  den  letzteren 
Worten  doch  wohl  genau  dasselbe  zu  verstehen  sein,  wie  unter  den 
Worten :  „ef  svä  nän  er  fraendsemi  [jeirra,  at  er  i  nefgildi  eöa  i 
bauggildi",  an  der  ersteren  Stelle ;  die  Meinung  dieses  zweifachen 
Beisatzes  kann  aber  natürlich  nur  die  sein,  daß  beide  Stellen  nur 
von  der  Einlösung  sprechen  wollen,  welche  Weibern  gegenüber  um 
ihres  Geschlechtes  willen  zulässig  ist,  und  welche  zufolge  der  Be- 
schränktheit des  Rechtes  der  Weiber  auf  die  Stammgutsfolge  nur  in 
engerem  Verwandtschaftskreise  vorkommen  kann.  Sodann  aber  sieht 
die  Stelle  auch  die  Möglichkeit  vor,  daß  die  Besitzerin  die  Eigen- 
schaft des  fraglichen  Landes  als  ööal  leugnet,  und  behauptet,  daß 
dieses  vielmehr  „föng  fr^nda"  sei,  und  darum  „aurum  ok  eigi  öörlum" 
zu  folgen  habe;  die  Stelle  läßt  über  diesen  Punkt  eine  Beweis- 
führung und  Gegenbeweisführung  durch  Zeugen  zu,  und  ordnet  an, 
daß  dieses  „ä  dömi  |)eim,  er  hann  jörö  brigör  at",  vor  sich  gehen 
solle.  Hier  fällt  nun  zunächst  auf,  daß  die  Möglichkeit  einer  der- 
artigen Einwendung  nur  für  den  Fall  erwähnt  wird,  da  ein  Weib 
im  Besitze  des  Gutes  ist,  während  man  doch  meinen  sollte,  daß  die- 
selbe auch  von  einem  Besitzer  männlichen  Geschlechtes  erhoben 
werden  könne;  indessen  ist  doch  vielleicht  zu  erwägen,  daß  für  das 
männliche  Geschlecht,  mit  vergleichsweise  geringen  Ausnahmen,  -) 
die  Stammgutsfolge  mit  der  gemeinen  Erbfolge  zusammenfiel,  und 
daß  somit  nur  den  Weibern  gegenüber  einigermaßen  häufiger  der 
Fall  vorkommen  konnte,  daß  von  der  Eigenschaft  des  streitigen 
Landes  als  ööal  oder  als  kaupajörö  abhing,  ob  dessen  Besitzerin 
ihren  Besitz  behaupten  konnte  oder  nicht.  Weiterhin  aber  entsteht 
die  Frage,  was  unter  dem  „dömr"  zu  verstehen  sei,  vor  welchem  die 
Beweis-  und  Gegenbeweisführung  vor  sich  gehen  soll.  Stände  unsere 
Stelle  allein,  so  könnte  natürlich  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  sie 
auf  die  gewöhnliche  ööalsbrigö  mit  ihren  drei  sich  folgenden  Gerichten 
zu  beziehen  sei,  und  daß  unter  dem  „dömi  |)eim,  er  hann  jörö  brigör 
at",    somit  das    erste    unter   diesen  drei  Gerichten    zu  verstehen  sei; 


^)  G{)L.  285.  2)  siehe  eine  solche  ebenda,   103. 
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da    aber  jene    zuvor    besprochene    Parallelstelle    auch    ihrerseits    von 
„menn"  spricht,    welche  „vitni  meta"  sollen,    so  läßt  sich  fragen,    ob 
nicht   unter  diesen   letzteren  gleichfalls   ein  Gericht  verborgen  liege, 
und  zwar    ein  Gericht,    welches  mit  dem    an  der    zweiten  Stelle    er- 
wähnten identisch  zu  nennen  sei.     Ich  lasse  die  Frage  vorläufig  auf 
sich  beruhen,  indem  ich  mich  darauf  beschränke,  die  Möglichkeit  an- 
zudeuten,   daß  die  zuerst  besprochene  Stelle  nur  den  normalen  Fall 
im  Auge   haben    könnte,    da    die  Besitzerin    auf  die   im  Herbste    er- 
folgende forsögn  sich  die  Einlösung  gefallen  lassen  zu  wollen  erklärt, 
wogegen    die    zuletzt  besprochene    umgekehrt    zunächst  nur    an  den 
anderen  Fall  denkt,  da  dieselbe  gegen  die  Einlösung  Einwendungen 
erhebt;    unter    dieser  Voraussetzung    wären    dann    beide  Stellen    ge- 
trennt zu  halten,  und  würde  die  zweite  lediglich  auf  das  gewöhnliche 
Verfahren    bei    der    ööalsbrigö    mit    ihren    drei  Gerichten    hinweisen, 
wogegen  die    erstere    es    ohne    alle  weiteren    gerichtlichen  Verhand- 
lungen nur  mit  einem  kurzen  Zahlungs verfahren  zu  tun  hätte.  —  End- 
lich wird  aber  auch  noch  der  P^all  besprochen,    da  der  Besitzer  von 
ööal  dieses  verkauft  hat,  und  nun  die  ööalsnautar  diesen  Verkauf 
unter  dem  Vorgeben  anfechten,  daß  dasselbe  ihnen  nicht  vorschrifts- 
mäßig zum  Verkaufe  angeboten  worden  sei.  ^)     Auch  in  diesem  Falle 
hat  zunächst  im  Herbste  eine  forsögn  zu  erfolgen;    mit  dieser   kann 
sofort  auch  gleich  die  Ladung  verbunden  werden,  welche  aber  eben- 
sogut  auch  verschoben  werden    mag,    nur  daß    sie  längstens    in  der 
Mitte    der  Fasten,    genauer  gesprochen    längstens    an  dem  Samstage 
erlassen   sein    muß,    von    welchem    ab    die    Fasten    noch    volle    drei 
Wochen  währt.     Dabei  hat  die  Ladung    immer  auf  den  Donnerstag 
in  der  Osterwoche  zu  lauten,  und  auf  das  streitige  Land ;  auf  dieser 
ist    sodann    auch    der    skiladömr    zu  halten,    soferne    der  Käufer    des 
Landes  überhaupt  auf  einen   solchen  es  ankommen  lassen  will.     Vor 
diesem    Gerichte    hat    sodann    der   Kläger   seine    stefnuvättar   vorzu- 
führen,   und    natürlich    wohl    auch    sein    forsagnarvitni ,    obwohl    die 
Stelle  von  diesem  letzteren  nicht  spricht;  wir  erfahren  aber  bei  dieser 
Gelegenheit,    daß    die    Ladung    dahin    gegangen    war,    „at    taka   viö 
aurum   slikum  sem  vättar  vitu  meö  honum",    daß  sie   also  nicht  auf 
eine    gerichtliche  Verhandlung,    sondern    nur    auf  den    Geldempfang 
gelautet   hatte,    womit    auch    ganz    wohl    stimmt,    daß    der    äußerste 
Termin    für  die  Ladung    nicht    der   für    die    gewöhnliche  ööalsbrigö, 
sondern  der  für  die  vorläufige  Aufweisung  der  Einlösungsgelder  ge- 

')  GI)L.  277. 
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bräuchliche  war,  und  daß  der  skiladomr  nicht  innerhalb  der  bei  jener 
für  die  drei  Gerichte  üblichen  Frist  gehalten  wurde,  sondern  erst  an 
dem  für  die  Erläge  des  Einlösungspreises  herkömmlichen  Tage.     Sind 
nun  an  jener  Tagfahrt  die  bezeichneten  Zeugen  vernommen,   so  er- 
kennt das  Gericht  sofort  dem  Kläger  das  Land  zu  gegen  Erläge  des 
Preises,    aber  nicht  eines    durch  Schätzung  herzustellenden,    sondern 
vielmehr    desjenigen  Preises,    welchen    seinerzeit  der  Käufer   an   den 
Verkäufer    entrichtet    hatte,    und    ist   die  Höhe    dieses  Preises    durch 
vom  Käufer  vorzuführende  Zeugen    zu    erweisen.     Der  Käufer  kann 
indessen  der  Klage  auch  die  Einrede  entgegensetzen,  daß  das  Land 
vorschriftsmäßig    zum    Verkaufe    angeboten    worden    sei,    und    muß 
solchenfalls  sofort  zur  Führung  eines  Zeugenbeweises  über  diese  Tat- 
sache   zugelassen  werden ;    das  Land    verbleibt    ihm,    wenn    ihm    die 
Führung  dieses  Beweises    gelingt.     Bleibt    aber  der  Beklagte   an  der 
anberaumten    Tagfahrt    aus,    ohne    einen    gehörig   legitimierten  Ver- 
treter zu    schicken,    so  hat    der  Kläger    lediglich    die  Zahlung    anzu- 
bieten, und  wenn  nun  niemand  zur  Empfangnahme  sich  meldet,  das 
Geld  seinerseits  aufzubewahren,    bis    es    ihm    abverlangt   wdrd;    auch 
hier  also  wird  nicht  etwa  gegen  den  abwesenden  Gegner  in  contu- 
maciam verhandelt   wie    vor   einem  Gerichte,    sondern    lediglich    die 
Tagfahrt  als  eine  zum  Geldempfange  bestimmte  behandelt   und  da- 
nach verfahren.     Augenscheinlich   setzt   übrigens    der   ganze  Verlauf 
der  Stelle    voraus,    daß    die  Eigenschaft  des  Klägers  als  eines  ööals- 
nautr  vom  Beklagten  nicht  bestritten  ist  ]  würde  in  dieser  Beziehung 
ein  Streit  bestehen,    so    müßte    wohl    unzweifelhaft   das  gewöhnliche 
Verfahren  mit  arofar  und  drei  Gerichten  eingeschlagen  werden.  —  Es 
sind  hiernach  drei  verschiedene  Arten  des  Verfahrens  bei  Differenzen 
über  Stammgut  auseinanderzuhalten,    nämlich    die    eingangs  geschil- 
derte   ööalsbrigö    mit    einer    Beweisführung    durch    arofar    und    einer 
Verhandlung  vor  drei  Gerichten,    —    ein  Verfahren   vor   einem  ein- 
zigen Gerichte,  welches  am  Einlösungstage  gehalten  wird,  —  endlich 
ein  Verfahren  ohne  jedes  Gericht,    aber   doch  unter  Beiziehung  von 
„menn,    er  meta  vitni";    wie    aber   diese    verschiedenen  Verfahrungs- 
weisen  voneinander  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen  ihrer  Anwend- 
barkeit unterschieden,    das    ist   eine    schwer   zu  lösende  Frage.     Um 
ihrer  Lösung  näher  zu  kommen,    empfiehlt  es  sich,    vorgängig  noch 
das  Verfahren  beim  Streite  über  eine  stefnujörö  und  mälajörö, 
resp.  bei  der  Einlösung  einer  solchen  zu    prüfen.     Es   versteht   aber 
unser  Rechtsbuch    unter   beiden   Bezeichnungen  Land,    welches   von 
dem  Eigentümer  an  einen  anderen  unter  Vorbehalt  eines  Rückkaufs- 
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rechtes  verkauft  wurde,  und  unterscheiden  sich  beide  nur  dadurch, 
•daß  bei  der  stefnujörö  der  Verkauf  auf  eine  bestimmte  Zahl  von 
Jahren  (til  vetrarstefnu)  erfolgte,  dagegen  bei  der  malajörö  auf  Ruf 
und  Widerruf  seitens  des  Verkäufers.^)  Bei  der  Einlösung  der  stefnu- 
jörö hat  aber  zunächst  gleichfalls  wieder  eine  forsögn  im  Herbste  zu 
erfolgen  und  sodann  noch  eine  stefna,  von  welcher  nur  gesagt  wird, 
daß  sie  mit  jener  ersteren  verbunden  werden  könne;-)  auch  in 
diesem  Falle  lautet  die  stefna  ferner  wieder  auf  den  Donnerstag  in 
der  Osterwoche,  auf  das  einzulösende  Land,  sowie  auf  die  Empfang- 
nahme der  Einlösungssumme,  deren  Höhe  sich  nach  dem,  durch 
Zeugen  zu  erweisenden  Betrage  des  seinerzeit  gezahlten  Kaufpreises 
ermißt.  An  der  anberaumten  Tagfahrt  wird  sodann,  wenn  die  Par- 
teien sich  nicht  etwa  gütlich  zu  einigen  vermögen,  zur  Zeugenver- 
nehmung geschritten,  und  zwar  zunächst  zur  Vernehmung  der  for- 
sagnarvättar  und  stefnuvättar,  dann  aber  auch  jener  anderen  Zeugen, 
welche  seinerzeit  beim  Abschlüsse  des  Kaufvertrages  beigezogen 
worden  waren ;  der  Preis,  über  welchen  diese  letzteren  aussagen,  ist 
sodann  zu  entrichten,  worauf  der  ursprüngliche  Verkäufer  sein  Land 
zurückerhält,  dagegen  der  ursprüngliche  Käufer  seinen  Kaufpreis. 
Die  erste  der  beiden  angeführten  Stellen  erwähnt  dabei  keines  Ge- 
richtes und  läßt  demnach  der  Möglichkeit  Raum,  daß  es  sich  um 
ein  Verfahren  gehandelt  habe  gleich  dem  bei  vitafe  üblichen;  die 
zweite  Stelle  dagegen  verlangt  ausdrücklich  die  Niedersetzung  eines 
Gerichtes,  läßt  vor  diesem  die  Zeugen  vernehmen  und  eröffnet  dem 
Gegner  überdies  die  Möglichkeit  einer  Gegenbeweisführung,  wenn 
er  meint,  durch  solche  die  Zahlung  eines  höheren  Kaufpreises  dartun 
zu  können,  als  auf  welchem  die  klägerischen  Zeugen  sprachen.  Ganz 
ebenso  ist  auch  bei  der  Einlösung  der  malajörö  zu  verfahren,  ^)  nur 
mit  dem  Unterschiede,  daß  bei  dieser  die  forsögn  nur  einen  halben 
Monat  vor  dem  Zahltage  zu  erfolgen  braucht;  der  Zahltag  ist  aber 
auch  hier  wieder  der  Donnerstag  in  der  Osterwoche,  der  Zahlort 
wieder  das  einzulösende  Land,  und  überdies  wird  auch  hier  wieder 
ein  Gericht  von  den  Streitteilen  zu  gleichen  Hälften  besetzt,  vor 
welchem  dann  durch  die  Aussagen  von  Beweis-  und  Gegenbeweis- 
zeugen die  Höhe  der  zu  entrichtenden  Einlösungssumme  festgestellt 
wird.     Eine  eigentümliche  Schwierigkeit  kann  sich  nun  aber  dadurch 


^)  vgl.  Keyser,  S.  343 — 44;  Brandt,  Brudstykker,  S.  119 — 24;  Aubert, 
Kontraktspantets  historiske  Udvikling,  S  61 — 64  und  meine  Bemerkungen  über 
letztere  Schrift  in  der  Krit.  Vierteljahresschrift,  XV,  S.  240 — 48. 

2)  G{)L.   276  und  284.  3)  ebenda,  283;  vgl.  280. 

Maurer,  Altnorwegisches  Gerichtswesen.  9 


I30 


Teil  I.     Die   Gerichtsverfassunor. 


ergeben,  daß  die  stefnujörö,  und  das  gleiche  wird  wohl  auch  von 
der  mälajörö  gelten,  längere  Zeit  uneingelöst  bleibt.  ^)  Wie  alles 
Zeugnis  beigezogener  Zeugen,  so  gilt  nämlich  auch  das  Zeugnis  der 
beim  Verkaufe  von  Land  „til  vetrarstefnu"  beigezogenen  Urkunds- 
personen nur  20  Jahre  lang;  will  dasselbe  auf  längere  Zeit  hinaus 
erstreckt  werden,  so  wird  dazu  eine  lysing  notwendig,  d.  h.  eine 
öffentliche  Bekanntmachung  des  ursprünglichen  Vertrages.  Regel- 
mäßig setzt  diese,  um  wirksam  zu  werden,  eine  übereinstimmende 
Erklärung  der  beiden  Kontrahenten  voraus;  indessen  ist  für  den 
Fall,  da  der  Mitkontrahent  die  Richtigkeit  der  von  dem  anderen 
Teile  erlassenen  Erklärung  bestreitet,  diesem  letzteren  die  Befugnis 
eingeräumt,  gleich  am  Dinge,  an  welchem  die  lysing  zu  erfolgen 
hat,  seine  Vertragszeugen  vernehmen  zu  lassen,  und  durch  deren 
Aussage  den  Widerspruch  seines  Gegners  zu  brechen.  Ist  nun  aber 
jene  20jährige  Frist  verstrichen,  ohne  daß  vor  ihrem  Ablaufe  eine 
rechtsgültige  lysing  vorgenommen  wurde,  so  ist  die  Folge  die,  daß 
nach  der  einen  der  beiden  einschlägigen  Stellen  das  Land  „liggr  til 
fullra  aura",  wogegen  die  andere  Stelle  von  ihm  sagt :  „jiä  er  hon  at  öörli 
oröin ;  ])ä  mä  hann  dula  ööals,  ok  kenna  ser",  und  beide  miteinander 
übereinstimmend  nur  noch  dessen  Verfolgung  mit  arofar  zulassen. 
Beide  Bestimmungen  in  ihrem  Zusammenhalte  können  meines  Er- 
achtens  nur  dahin  verstanden  werden,  daß  die  Einlösung  des  Landes- 
ais eines  til  vetrarstefnu  verkauften,  und  um  den  ursprünglich  er- 
legten Kaufpreis  unmöglich  geworden  ist,  weil  durch  die  Verjährung 
des  Zeugnisses  der  Abschluß  des  Kaufvertrages  und  damit  auch  der 
Betrag  des  Kaufpreises  unerweislich  geworden  ist,  über  welchen  man 
seinerzeit  sich  geeinigt  hatte;  aber  sein  Recht  als  ööalsmaör  hatte 
der  Verkäufer  dadurch  eben  doch  nicht  verloren  und  insofern  konnte 
er  also  immerhin  noch  zur  gewöhnlichen  ööalsbrigö  greifen,  bei 
welcher  aber  freilich  der  Beweis  seiner  Berechtigung  durch  arofar 
und  sannaöarvitni  zu  erbringen  war  und  die  Einlösung  nach  dem 
vollen  Schätzungswerte  des  Landes,  statt  nach  dem  ursprünglich  er- 
legten Kaufpreise  zu  erfolgen  hatte.  Auf  den  letzteren  Umstand 
weisen  deutlich  die  Worte:  „l^ä  liggr  hon  til  fullra  aura";  auf  die 
ganze  Behandlung  nach  den  Regeln  der  gewöhnlichen  ööalbrigöi 
möchte  ich  dagegen  die  Worte  beziehen:  „jiä  er  hon  at  öörli  oröin", 
die  ja  in  keinem  Falle  in  dem  zunächstliegenden  buchstäblichen 
Sinne  stehen  und  bedeuten  können,  daß  die  bisherige  stefnujörö  nun- 


^)  GI)L.   272  und  276. 
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mehr  zu  oöal  des  Besitzers  geworden  sei,  dagegen  recht  wohl  dahin 
verstanden  werden  mögen,  daß  das  Land  nunmehr  wie  gewöhnHch 
ööal,  und  nicht  mehr  wie  eine  stefnujörö  verfolgt  und  eingelöst 
werden  sollte,  und  insoferne  gewissermaßen  zu  bloßem  gewöhnlichem 
ööal  geworden  sei.  Ich  gehe  demnach  von  einer  etwas  anderen  Aus- 
legung aus  als  Hertzberg,  ^)  welcher  annimmt,  daß  die  beiden  Stellen,  ob- 
wohl in  dem  „Oöalsbrigöi''  überschriebenen  Abschnitte  stehend,  doch 
auch  für  den  Fall  gelten  wollen,  da  das  als  stefnujörö  verkaufte  Land 
gar  nicht  im  technischen  Sinne  ööal  des  Verkäufers  war,  und  somit 
die  Worte  „at  öörli  oröin"  und  „dula  ööals"  in  einem  noch  vageren 
Sinne  nehmen  muß  als  ich;  im  großen  und  ganzen  aber  führt  sein 
Verständnis  der  Stellen  immerhin  auf  dasselbe  Ziel  hinaus  wie  das 
meinige.  Aber  noch  eine  weitere  Bestimmung  enthalten  unsere 
Stellen,  ^)  welche  erhebliche  Schwierigkeiten  macht ;  sie  gestatten 
nämlich,  daß  die  beim  Abschlüsse  des  Kaufvertrages  seinerzeit  bei- 
gezogenen Zeugen,  wenn  sie  noch  am  Leben  sind,  als  arofar  ver- 
wendet werden,  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  keine  ööalbornir  menn 
aus  dem  Bezirke  sind,  eben  damit  aber  legen  sie  uns  die  Frage  vor^ 
wie  denn  Urkundspersonen,  deren  gezogenes  Zeugnis  verjährt  ist, 
auf  einmal  unter  den  Erfahrungszeugen  wieder  auftauchen  können. 
Hertzberg  will  auch  in  dieser  Bestimmung  wieder  einen  Beweis  da- 
für finden,  daß  es  sich  in  unserem  Falle  gar  nicht  um  einen  Stamm- 
gutsprozeß, sondern  nur  um  einen  diesem  in  einzelnen  Punkten 
analog  gestalteten  Prozeß  handle,  und  er  meint,  die  Vertragszeugen 
könnten  immerhin  als  Erfahrungszeugen  verwendet  werden,  da  sie 
ja  als  solche  über  die  Stammgutseigenschaft  des  Gutes  nicht  auszu- 
sagen hätten ;  mir  scheint  dagegen  in  ihrer  Zulassung  eine  mit  dem 
ursprünglichen  Grundgedanken  des  Verfahrens  schlechthin  unverein- 
bare Neuerung  vorzuliegen,  auf  welche  ich  denn  auch  das  „nü"  in 
der  zweiten  Stelle  beziehen  möchte.  Nicht  als  Erfahrungszeugen, 
sondern  als  gezogene  Zeugen,  und  nicht  über  die  Stammgutseigen- 
schaft des  fraglichen  Landes,  sondern  über  dessen  seinerzeitigen  Ver- 
kauf als  stefnujörö  scheinen  sie  mir  ausgesagt  zu  haben,  und  mochte 
man  annehmen,  daß  das  zu  ihnen  als  arofar  hinzutretende  sannaöar- 
vitni  trotz    der  Länge    des  Zeitablaufes    für    die  Sicherheit   ihrer  Er- 


^)  Grundtrselvkene,  S.  38— 42. 

2)  G{)L.  272:  Nu  skal  hann  meö  arofum  jörö  l)ä  brigÖa;  |)eir  eru  honum  arofar 
rettir,  er  viÖ  kaup  J)eirra  varu,  ef  J)eir  lifa,  hvigi  sem  {)eir  eru  bur?5um ;  en  ef  J)eir 
eru  eigi  til,  ])d  skal  hann  brigfia  me5  arofum  reltum ;  ferner  ebenda,  276:  hann 
skal  soekja  meÖ  arofum;  nii  eru  Jjeir  arofar,  er  viÖ  kaup  {)eirra  väru. 
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innerung  die  nötige  Gewähr  leisten  werde;  daß  sie  aber  einerseits 
als  arofar  bezeichnet,  und  doch  wieder  andererseits  den  rettir  arofar 
entgegengesetzt  werden,  scheint  sehr  bestimmt  auf  das  Zwitterhafte 
ihrer  Verwendung  hinzudeuten,  während  ihre  Bezeichnung  als  arofar 
zugleich  die  oben  ausgesprochene  Vermutung  bestätigen  dürfte,  daß 
dieser  Ausdruck  nicht  die  Erfahrungszeugen  im  Gegensatze  zu  den 
gezogenen  Zeugen,  sondern  nur  die  Hauptzeugen  gegenüber  dem 
sannaöarvitni  zu  bezeichnen  hatte.  —  Man  sieht,  das  Verfahren  in 
Stammgutssachen  zeigt  eine  sehr  eigentümliche  Gestaltung.  Eigen- 
tümlich ist  in  demselben  zunächst,  daß  in  den  hier  einschlägigen 
Fällen  die  Rechtsverfolgung  stets  an  bestimmte,  ein  für  alle- 
mal feststehende  Termine  gebunden  ist.  Die  Zahlung  der 
Einlösungssumme  hat  stets  am  Donnerstag  in  der  Osterwoche  zu 
geschehen,  sei  es  nun,  daß  das  ööal  den  ööalsnautar  zum  Vorkaufe 
angeboten,  wird,  und  dieser  von  ihnen  geübt  werden  will,  ^)  oder  daß 
dieses  Angebot  versäumt  wurde,  und  nun  dennoch  eingelöst  werden 
will,  -)  oder  daß  ööalsmenn  einem  Weibe  gegenüber  von  ihrem  Ein- 
lösungsrechte Gebrauch  machen  wollen,  ^)  oder  daß  der  Verkäufer 
einer  stefnujörö  oder  mälajörö  diese  einzulösen  gedenkt,  ^)  oder  end- 
lich, daß  eine  ööalsbrigöi  mit  arofar  und  sannaöarvitni  erfolgreich 
durchgeführt  wurde;  ^)  eben  damit  ist  aber  auch  bereits  gesagt,  daß 
sich  auch  die  Austragung  aller  und  jeder  auf  die  Einlösung  bezüg- 
lichen Streitigkeiten  nach  eben  diesem  Termine  zu  richten  hat. 
Regelmäßig  muß  ferner  der  Einlösung  eine  försögn,  die  im  Herbste 
zu  erfolgen  hat,  sowie  eine  Ladung  vorhergehen,  welche  mit  jener 
verbunden,  aber  auch  von  ihr  getrennt  vorgenommen  werden  kann, 
welche  aber  jedenfalls  längstens  drei  Wochen  vor  Ablauf  der  langen 
Fasten  erfolgt  sein  muß;  nur  ausnahmsweise  braucht  bei  der  Ein- 
lösung der  mälajörö  die  forsögn,  und  selbstverständlich  dann  auch 
die  Ladung,  erst  einen  halben  Monat  vor  jenem  Zahltage  zu  erfolgen, 
und  nur  ausnahmsweise  muß  umgekehrt  bei  der  ööalsbrigöi  mit  arofar 
die  Ladung,  welche  hier  als  heimstefna  die  kvaöa  vorzubereiten  hat, 
schon  vor  Beginn  der  langen  Fasten  erlassen  werden.  Diese  Be- 
sonderheiten erklären  sich  übrigens  samt  und  sonders  sehr  einfach 
aus  den  Bedürfnissen  des  wirtschaftHchen  Lebens.  Die  fardagar  fallen 
in  den  Frühhng,  ^)  und  dadurch  mochte,  ähnlich  wie  auf  Island,  der 


^)  G|)L.  276  und  287.  2j   ebenda,  277,  ^)  ebenda,  27.1. 

*)  ebenda,  276;  280;  283  und  284.  ")  ebenda,  266  und  269. 

**)  ebenda,  72  und   73. 
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Zahltag  bestimmt  sein,  soferne  sich  nach  jenen  die  Ausantwortung 
des  Landes,  und  damit  dann  auch  die  Entrichtung  des  Entgeldes  zu 
richten  hatte,  welches  für  dasselbe  zu  erlegen  war.  Die  um  so  viel 
früher  vorzunehmende  forsögn  und  stefna  scheint  ferner  den  Zweck 
verfolgt  zu  haben,  dem  Gegner  die  Möglichkeit  zu  sichern,  die  durch 
die  Einlösung  für  ihn  bedingten  Maßnahmen  rechtzeitig  vorzukehren;^) 
bei  der  mälajörö  konnte  der  Termin,  wie  es  scheint,  aus  dem  Grunde 
kürzer  gestellt  werden,  weil  bei  ihr  der  Käufer  sich  von  Anfang  an 
darauf  gefaßt  machen  mußte,  die  Einlösung  jederzeit  je  nach  Will- 
kür des  Verkäufers  vor  sich  gehen  zu  sehen.  Endlich  für  den  Fall 
einer  oöalsbrigöi  mit  arofar  mußte  für  die  Vornahme  der  kvaöa,  so- 
wie für  die  Abhaltung  der  von  fünf  zu  fünf  Nächten  ihr  folgenden 
drei  Gerichte  noch  Raum  gewonnen  werden,  und  mußte  somit  die 
für  die  erstere  maßgebende  heimstefna  um  so  viel  früher  erfolgen, 
als  nötig  war,  um  die  letzte,  auf  den  Zahltag  lautende  Ladung  immer 
noch  längstens  drei  Wochen  vor  Ablauf  der  langen  Fasten  vornehmen 
lassen  zu  können.  Liegt  aber  in  diesen  Besonderheiten  weder  etwas 
Unerklärliches  noch  irgend  welche  prinzipielle  Abweichung  von  den 
Regeln,  weiche  für  das  Verfahren  mit  kvaöa  maßgebend  sind,  so  ist 
um  so  auffälliger,  daß  auch  auf  dem  Gebiete  des  Stammgüterrechtes 
eine  Scheidung  zweier  Kategorien  von  Fällen  uns  ent- 
gegentritt, welche  mit  dem  Gegensatze  des  Verfahrens  in  liquiden 
und  illiquiden  Schuldsachen  eine  große  Ähnlichkeit  zeigt,  ohne  doch 
völlig  mit  demselben  zusammenzufallen.  In  allen  denjenigen  Fällen,, 
in  welchen  ein  „dula  ööals"  vorliegt,  -)  d.  h.  in  welchen  dem  Gegner 
die  Eigenschaft  eines  zur  Einlösung  berechtigten  Stammgutsgenossen, 
oder  auch  dem  Lande  die  Eigenschaft  als  Stammgut  bestritten  werden 
wollte,  kam  es  zu  dem  Verfahren  mit  kvaöa,  mittelst  dessen  die 
bestrittene  Eigenschaft  festgestellt  werden  mußte,  ehe  noch  die 
Ladung  zum  Einlösungstermine  erfolgen  konnte;  in  allen  anderen 
Fällen  dagegen  erfolgt  sofort  die  Ladung  zum  Einlösungstermine, 
ohne  daß  ein  vorgängiges  Verfahren  mit  kvaöa  erforderlich  wäre. 
Aber  auch  in  Fällen  der  letzteren  Art  kann  möglicherweise  eine 
Beweis-  und  Gegenbeweisführung  notwendig  werden,  die  nur  freilich 
mittelst  gezogener  Zeugen,  nicht  Nachbarzeugen  vor  sich  zu  gehen 
pflegt;  so  bei  der  Einlösung  einer  stefnujörö  oder  mälajörö  durch 
den  Verkäufer,    bei  welcher  durch  die    beim  Vertragsabschlüsse  bei- 


^)  vgl.  GJjL.  280:   at  hann  megi  ser  aura  nyta  Jjat  sumar. 
''^)  Der  Ausdruck  steht  ebenda,  276  und  285. 
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gezogenen  Urkundspersonen  die  Bedingungen  des  Vertrages,  und 
zumal  die  Höhe  des  Kaufpreises  zu  erweisen  sind,  ^)  so  aber  auch 
bei  verkauftem  ööal  durch  den  c3öalsnautr,  welchem  dasselbe  nicht 
zum  Vorkaufe  angeboten  worden  war,  wobei  der  Kläger  gleichfalls 
die  Höhe  des  Preises,  um  welchen  das  Gut  an  den  Käufer  verkauft 
worden  war,  durch  die  Vertragszeugen  zu  erweisen  hat,  während  der 
Käufer  einen  Gegenbeweis  über  das  erfolgte  Angebot  zum  Vorkaufe 
antreten  mag,  natürlich  durch  die  bei  diesem  Vorgange  beigezogenen 
Urkundspersonen.  ")  Wenn  nun  aber  derartige  Fälle  sich  insoweit 
ganz  dem  Verfahren  wegen  vitafe  an  die  Seite  zu  stellen  scheinen, 
so  fällt  doch  auf,  daß  dabei,  anders  als  bei  diesem,  ein  von  den 
Parteien  niedergesetztes  und  ausdrücklich  als  dömr  oder  selbst  als 
skiiadömr  bezeichnetes  Gericht  mitzuwirken  berufen  ist.  Aber  noch 
mehr.  Auch  in  dem  Falle,  da  ein  ööalsmaör  einem  Weibe  gegen- 
über von  seinem  Einlösungsrechte  Gebrauch  machen  will,  mit  welchem 
er  innerhalb  des  bauggildi  oder  nefgildi  verwandt  ist,  und  da  die 
Stammgutseigenschaft  des  fraglichen  Landes  nicht  bestritten  ist,  ist 
davon  die  Rede,  daß  „JDa  skulu  menn  meta  vitni  hans,  ok  meta, 
hvärt  hann  er  til  lausnar  kominn,  eör  eigi",  ^)  und  wird  hierunter 
nur  verstanden  werden  können,  daß  dritte  Personen  einerseits  zu 
prüfen  hatten,  ob  das  forsagnarvitni  und  heimstefnuvitni,  als  das 
einzige  vitni,  das  in  diesem  Falle  der  Kläger  zu  erbringen  hat,  ge- 
hörig erbracht  sei,  andererseits  aber  auch  festzustellen  hatten,  ob  das 
Verwandtschaftsverhältnis  des  Klägers,  über  welches  wegen  der  Nähe 
der  Verwandtschaft  und  der  damit  begründeten  Notorietät  ein  Beweis 
nicht  geführt  zu  werden  brauchte,  ihn  auch  wirklich  zur  Einlösung 
berechtigte  oder  nicht.  Von  einem  dömr  wird  dabei  nicht  ge- 
sprochen; aber  etwas  einem  Gerichte  ähnliches  wird  eben  doch  mit 
den  angegebenen  Worten  bezeichnet.  Aber  die  Stelle  zeigt  überdies, 
daß  dieselben  Personen,  welchen  diese  richterliche  Funktion  oblag, 
auch  die  Schätzung  des  streitigen  Landes  zu  besorgen  hatten,  falls 
dieses  um  den  Schätzungswert  einzulösen  war,  und  wir  werden  uns 
demnach  daran  zu  erinnern  haben,  daß  auch  bei  der  mit  kvaöa  und 
arofar  durchgeführten  ööalsbrigöi  hinterher  am  Zahltage  noch  die 
Bezeichnung  von  „valinkunnir  menn"  nötig  wurde,  welche,  von  beiden 

^)  G|)L.  276;   283  und   284;  vgl.  79. 

^)  ebenda,  277.  Hertzberg,  S.  36 — 7,  hat  die  auch  in  diesem  Falle  auf 
die  Höhe  des  Preises  gerichtete  Beweisführung  des  Klägers  übersehen  und  ist  dem- 
zufolge zu  irrigen  Folgerungen  gelangt. 
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§    12.      Das  Verfahren  in  illicjuiden  Saehen.  j^r 

Teilen  zu  gleichen  Hälften  ernannt,  das  einzulösende  Land  zu  schätzen 
haben,  ^)  und  wohl  auch,  soweit  dies  überhaupt  nötig  wurde,  die  zur 
Zahlung  verwendeten  Wertgegenstände  abgeschätzt  haben  werden. 
Die  Sache  stand  also  so,  daß  in  Stammgutssachen,  bei  welchen  kein 
Verfahren  mit  kvaöa  und  arofar  nötig  war^  und  welche  hiernach  den 
Schuldklagen  um  vitafc  analog  zu  behandeln  waren,  immer  nur  eine 
einmalige  Verhandlung,  und  zwar  am  Zahltage,  stattzufinden  hatte, 
und  daß  bei  dieser  Verhandlung  der  Regel  nach,  und  zumal  wenn 
hinsichtlich  der  einschlägigen  Tat-  und  Rechtstragen,  wie  beim  doemt  fc, 
bereits  die  Entscheidung  eines  skiladömr  vorlag,  nur  ein  Abschätzungs- 
verfahren nötig  war,  daß  aber  in  Fällen,  in  welchen  noch  ein  Ab- 
w^ägen  von  Zeugnissen  oder  eine  Entscheidung  von  Rechtsfragen 
nötig  ^vurde,  von  unparteiischen  Männern  ein  Spruch  gefällt  wurde, 
mochten  diese  nun  die  beigezogenen  Schätzleute,  oder  eigens  er- 
nannte Richter  sein.  Wenn  also  bei  der  Besprechung  des  Verfahrens 
in  liquiden  Schuldsachen  als  eine  auffallende  Erscheinung  zu  be- 
zeichnen war,  daß  man  die  Würdigung  der  Zeugenaussagen  und  die 
.Entscheidung  der  sich  etwa  ergebenden  Rechtsfragen  einfach  dem 
Beklagten  selbst  anheimstellte,  und  sich  darauf  beschränkte,  ihn 
strafrechtlich  dafür  haftbar  zu  machen,  wenn  er  in  dieser  oder  jener 
Beziehung  sich  einen  Irrtum  zu  Schulden  kommen  ließ,  so  zeigt 
sich  jetzt,  daß  in  Stammgutssachen  anders  verfahren  und  jene  Funk- 
tion, sei  es  nun  einem  Privatgerichte  oder  doch  anderen  unparteii- 
schen Männern  übertragen  wurde.  Als  eine  von  Anfang  an  gegebene 
wird  man  natürlich  diese  Differenz  nicht  betrachten  können;  für  die 
Erklärung  ihrer  allmählichen  Entstehung  aber  bietet  sich  ein  doppelter 
Ausweg  dar.  Man  könnte  einerseits  annehmen,  daß  die  Niedersetzung 
eines  Privatgerichtes  in  einer  älteren,  hinter  der  Entstehung  unserer 
Rechtsbücher  zurückliegenden  Zeit  bei  allen  und  jeden  Klagen  um 
vitafe  üblich  gewesen  sei,  und  daß  sie  erst  hinterher  bei  demselben 
ganz  in  derselben  Weise  als  eine  unnütze  Förmlichkeit  beseitigt 
worden  sei,  wie  in  noch  späterer  Zeit  durch  K.  Magnus  Erlingsson 
der  skiladömr  auch  bei  dem  Verfahren  mit  kvaöa  in  nicht  illiquiden 
Schuldsachen  gestrichen,  und  das  festa  eiö  an  die  Stelle  des  festa 
döm  gesetzt  wurde.  Es  Ueße  sich  für  diese  Annahme  geltend  machen, 
daß  ja  auch  bei  den  gewöhnlichen  Schuldklagen  die  Abwägung  von 
Beweis-    und  Gegenbeweis,    wie    etwa  beim  älyktarvitni,  -)    eine  Ab- 


^)   GI)L.  266  und  269.  -)  ebenda,  59  und    116.     Ebenso  bei   der  Klage 
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Schätzung  von  Werten,  wie  bei  dem  krefja  vistar  oder  verka,  ^)  die 
Würdigung  einer  sakbotatala,  wie  bei  der  Klage  auf  eine  sök  -) 
u.  dgl.  m.  vorkommen  konnte,  was  die  Einholung  einer  gerichtlichen 
Entscheidung  nahezu  nötig  machen  konnte;  daß  ferner  in  der  dem 
Beklagten  seinerzeit  erteilten  Erlaubnis,  durch  Berufung  auf  seine 
Rechtsunkenntnis  und  Unterwerfung  unter  den  Spruch  der  Ding- 
leute die  Sache  vor  das  Dinggericht  zu  bringen,  ohne  doch  irgend- 
welche strafrechtliche  Haftung  sich  zuzuziehen,  '^j  recht  wohl  ein 
Korrektiv  für  die  Lücke  gesehen  werden  könnte,  welche  jene  Be- 
seitigung des  skiladömr  aus  dem  Verfahren  in  liquiden  Schuldsachen 
unter  Umständen  eintreten  ließ;  daß  endlich  das  in  einigen  Fällen 
dem  Kläger  eingeräumte  Recht,  nach  freier  Wahl  seine  Vertrags- 
zeugen am  Ding  oder  an  dem  Orte  des  Vertragsabschlusses  ver- 
nehmen zu  lassen,  ^)  ferner  die  bei  Erbschaftsklagen  geltende  Vor- 
schrift, nach  vorgängiger  krafa  erst  gelegentlich  der  Verhandlung  der 
Strafklage  am  Ding  auf  die  Beweisführung  hinsichtlich  der  mate- 
riellen Klagsbegründung  einzutreten,  ^)  ebenfalls  auf  eine  derartige 
Lücke  hindeutet,  die  in  der  angegebenen  Art  entstanden  sein  konnte. 
Man  könnte  aber  andererseits  auch  die  Vermutung  wagen,  daß  um- 
gekehrt von  Anfang  an  bei  dem  Verfahren  in  liquiden  Sachen  ganz 
allgemein  und  ohne  Unterschied  der  Stammgutssachen  und  der  üb- 
rigen Klagsachen  von  keinem  Privatgerichte  die  Rede  gewesen  sein 
möge,  und  daß  sich  erst  hinterher,  und  zwar  am  augenfälligsten  bei 
dem  Verfahren  in  Stammgutssachen,  das  Bedürfnis  einer  zivilrecht- 
lichen Entscheidung  geltend  gemacht  habe.  Man  hätte  solchenfalls 
anzunehmen,  daß  man,  als  bei  zunehmender  Verwicklung  des  Ver- 
kehrs und  abnehmender  Verbreitung  der  Rechtskenntnis  das  bisherige 
Verfahren  bei  liquiden  Klagen  sich  ungenügend  zu  erweisen  begann^ 
mit  unsicherer  Hand  herumtastend  nach  einer  Abhilfe  gesucht  und 
in  verschiedenen  Fällen  zu  verschiedenen  Auskunftsmitteln  gegriften 
habe,  nämlich  bald  zu  einer  Aburteilung  der  zivilrechtlichen  Frage 
am  Ding,  sei  es  nun  nach  Wahl  des  Klägers  oder  des  Beklagten,  oder 
nach  gesetzlicher  V^orschrift,  bald  aber  zur  Übertragung  richterlicher 
Funktionen  an  ohnehin  anwesende  Schätzleute  oder  auch  zur  Nieder- 
setzung eines  wirklichen  Privatgerichtes  in  liquiden  Klagsachen.  Bei 
der   einen   wie   bei    der   anderen  Deutung   würde   ganz  gleichmäßig 
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das  Recht  unseres  Rechtsbuches  als  ein  im  Flusse  und  in  der  Zcr^ 
Setzung  begriffenes  aufzufassen  und  daraus  die  Prinziplosigkeit  zu 
erklären  sein,  welche  in  so  manchen  seiner  Bestimmungen  sich  aus- 
spricht. Aber  alles  in  allem  genommen  dürfte  immerhin  der  erstere 
Erklärungsversuch  vorzuziehen  sein,  als  der,  welcher  mit  dem  allge- 
meinen Gange  der  Kulturentwicklung  mehr  in  Einklang  steht» 
Übrigens  zeigt  das  Verfahren  bei  der  (')öalsbrigöi  mit  arofar  auch 
darin  noch  eine  Abweichung  gegenüber  dem  Verfahren  in  gewöhn- 
lichen liquiden  Schuldsachen,  als  bei  demselben  sich  drei  ver- 
schiedene Privatgerichte  folgen,  während  bei  den  letzteren, 
nur  von  einem  einzigen  solchen  die  Rede  ist.  Indessen  zeigen  auch 
Stammgutsklagen  unter  Umständen  nur  ein  einziges  Privatgericht 
tätig,  und  scheint  diese  Differenz  nicht  sowohl  mit  der  Unterscheidung 
verschiedener  Rechtssachen,  als  vielmehr  mit  der  Unterscheidung  ver- 
schiedener Beweismittel  zusammenzuhängen ;  ich  ziehe  indessen  vor^ 
diesen  Punkt  erst  nach  vorgängiger  Erörterung  der  etwas  abweichenden 
Vorschriften  zu  besprechen,  welche  die  Frl)L.  über  das  Verfahren  in 
illiquiden  Sachen  geben. 

Auch  die  F  r  o  s  t  u  jn'  n  g  s  1  ö  g  behandeln  unseren  Gegenstand 
an  zwei  verschiedenen  Orten,  und  zwar  ebenfalls  wieder  einmal  im 
Vertragsrechte  und  das  andere  Mal  im  Stammgüterrechte.  Das 
Verfahren,  wie  sie  es  im  Vertragsrechte  schildern,  beginnt  mit  der 
heimstefna;  ^)  hier  Avie  anderwärts  enthält  diese  selbstverständlich 
eine  stillschweigende  Aufforderung  an  den  Gegner,  den  Ladenden 
klaglos  zu  stellen,  -)  soferne  dieser  ja  wissen  muß,  daß  er  nur  durch 
die  sofortige  Ladung  des  letzteren  sich  von  den  unangenehmen 
Folgen  des  weiteren  Verfahrens  befreien  kann ;  aber  ausdrücklich  und 
formell  macht  sich  dieselbe  keineswegs  bemerkbar.  In  rechtsförm- 
lichster Weise  wird  dagegen  eine  solche  Aufforderung  an  dem  Ter- 
mine erlassen,  auf  welchen  die  heimstefna  lautet,  und  wird  dieselbe 
auch  in  den  FrpL.  als  kvöö  oder  kvaöa,  oder  in  vollerer  Form  auch 
wohl  als  lagakvöö  ok  lyrittar  bezeichnet.  ^)  Die  vor  beigezogenen 
Zeugen  zu  erlassende  Aufforderung  lautet,  wenn  die  Klage  anders 
auf  Fahrhabe  oder  eine  sonstige  Leistung  von  Vermögenswert  geht, 
auf  Herausgabe  des  betreffenden  Gegenstandes  oder  Erfüllung  der 
betreffenden  Obliegenheit;  es  dürfen  aber  gelegentlich  derselben 
nicht  mehr  als  vier  Personen,    d.  h.    neben    dem  Kläger   und  seinen 


^)  FrJ)L.  X,  4.  2j  vgl    ebenda,  33  und  GI)L.  40. 
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beiden  Zeugen  nur  noch  ein  weiterer  Mann  das  Haus  des  Gegners 
betreten  und  ist  dieser  letztere  nicht  schuldig,  auf  irgend  ein  weiteres 
Verfahren  sich  einzulassen,  wenn  ihrer  fünf  oder  mehrere,  also  ein 
voller  flokkr,  kommen.  ^)  Erklärt  sich  nun  der  Gegner  bereit,  den 
Kläger  zu  befriedigen  und  läßt  er  sich  herbei,  sich  in  rechtsgültiger 
Form  hierzu  zu  verpflichten  (festa  fe),  so  ist  die  Sache  sofort  zu 
Ende  und  hat  der  Kläger  den  Vorteil  erreicht,  daß  der  bisher  illi- 
quide Anspruch  nunmehr  in  einen  liquiden  (vitafe)  verwandelt  war, 
indem  ja  dessen  Betrag  in  quanto  et  quali  festgestellt,  die  Leistung 
auf  einen  bestimmten  Tag  versprochen  und  die  Forderung  ihrem 
ganzen  Umfange  nach  durch  Zeugen  erweislich  geworden  war.  Wollte 
der  Gegner  dagegen  sich  hierzu  nicht  herbeilassen,  so  mufSte  er 
sich  wenigstens  zur  Abhaltung  eines  Privatgerichtes  bereit  erklären, 
und  in  dieser  Beziehung  eine  rechtsförmliche  Verpflichtung  über- 
nehmen (festa  döm).  An  die  letztere  Alternative  knüpft  sich  nach 
den  Fr[)L.  eine  symbolische  Handlung,  von  welcher  die  Gf)L.  nichts 
wissen,  nämlich  das  kasta  fram  lagakefli ;  in  einer  Reihe  von  Stellen 
wird  dasselbe  teils  mit  der  Erklärung  eines  legalen  Protestes,  teils 
mit  der  Erklärung  eines  Beklagten,  sich  dem  gerichtlichen  Verfahren 
unterwerfen  zu  wollen,  in  Verbindung  gebracht,  ^)  und  mit  vollem 
Rechte  scheint  Hertzberg  diesen  Gebrauch  mit  der  Anwendung  der 
festuca  notata  bei  den  Südgermanen  zu  vergleichen.  ^)  Die  Sache 
hat  indessen  für  das  Gerichtswesen  allzu  geringe  und  allzu  äußer- 
liche Bedeutung,  als  daß  sie  hier  einläßlicher  besprochen  werden 
dürfte.  Ist  übrigens  der  Beklagte  an  dem  Tage,  auf  welchen  die 
heimstefna  lautet,  nicht  zu  Hause,  ohne  durch  ehehafte  Not  ent- 
schuldigt zu  sein,  so  trifft  ihn  eine  Geldbuße,  und  die  kvaöa  geht 
doch  vor  sich,  ^)  wie  dies  unten  noch  des  näheren  erörtert  werden 
wird.  Hat  dagegen  der  Beklagte  erklärt,  auf  die  Bestellung  eines 
Gerichtes  sich  einlassen  zu  wollen,  so  hat  der  Kläger  dieses  sofort 
anzuberaumen  (leggja  döm  ä),  und  zwar  auf  eine  fünftägige  Frist 
hinaus ;  ^)  der  Beklagte  aber  soll  sofort  den  Kläger  um  seine  Zeugen 
fragen,  und  dieser  soll  sie  nennen,  wobei  ihm  ausdrücklich  gestattet 
wird,  alle  und  jede  Personen  als  Zeugen  zu  verwenden,  welche  sich 
dazu  bereit  finden  lassen  eidlich  für  ihn  auszusagen  (er  hann  mä  fä 
at  sverja  meö  ser).  ^)     Die  letztere  Bestimmung  könnte  man  an  und 


^)  Über  den  Begriff  des  flokkr  vgl.  G|)L.  154  und  168,  sovv^ie  Skaldskaparm. 
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für  sich  versucht  sein  auf  die  kvööuvättar  zu  beziehen,  und  mit  dem 
Satze  in  Verbindung  zu  bringen,  daß  diese  letzteren  als  gemeinsame 
Beweismittel  für  den  Kläger  und  den  Beklagten  zu  dienen  haben  ;^) 
indessen  dürften  doch  später  noch  zu  erwähnende  Gründe  rätlicher 
machen,  dieselbe  auf  Zeugen  über  den  materiellen  Beweisgrund  der 
Klage  zu  beziehen.  Das  Gericht  soll  „ä  dcnTistaö  |)eim,  er  menn 
hafa  fyrr  haft"  gehalten  werden ;  - )  da  aber  der  Kläger  ausdrücklich 
angewiesen  wird,  dabei  den  Hof  zu  nennen,  auf  welchem  das  Gericht 
gehalten  werden  soll,  und  da  auch  anderwärts  noch  in  ähnlicher 
Weise  von  diesem  Hofe  gesprochen  wird,  ^)  darf  man  dabei  nicht 
an  die  im  Bezirke  herkömmliche  Dingstätte  denken,  sondern  nur  an 
einen  schon  früher  zu  ähnlichen  Zwecken  benutzten  Fleck  Landes 
bei  dem  Hofe  des  Gegners.  Bezüglich  der  domruöning  scheinen 
wesentlich  dieselben  Grundsätze  zu  gelten  wie  nach  den  GI)L.  und 
sind  demnach  bauggildismenn,  nefgildismenn  und  nämägar  exzep- 
tionsmäßig,  wozu  noch  die  barnf(')strar  und  [tyrmslamenn  gerechnet 
werden,  wogegen  die  sökunautar  hier  fehlen ;  ^)  ein  Landherr  aber 
darf  auch  hier  nicht  auf  den  Hof  kommen,  auf  welchem  das  Gericht 
gehalten  wird,  und  wird  der  Streitteil  sachfällig,  der  sich  weigert, 
ihn  wegweisen  zu  helfen.'^)  Weiter  läßt  sich  nun  aber  das  Verfahren 
in  seinem  regelmäßigen  Verlaufe  an  der  Hand  der  FrI)L.  leider  nicht 
verfolgen;  vielmehr  springen  diese  sofort  auf  den  Ausnahmsfall  hin- 
über, da  dasselbe  durch  die  Schuld  des  einen  oder  anderen  Streit- 
teiles gestört  wird.  Es  ist  zunächst  möglich,  daß  der  Beklagte  trotz 
richtig  erfolgter  heimstefna  an  dem  Tage,  auf  welchen  diese  lautet, 
sich  nicht  zu  Hause  treffen  läßt,  ohne  doch  durch  ehehafte  Not 
entschuldigt  zu  werden.^)  In  diesem  Falle  soll  nun  der  Kläger,  wie 
oben  bereits  bemerkt,  seine  kvaöa  gerade  so  erlassen,  wie  wenn 
sein  Gegner  anwesend  wäre,  und  dieser  letztere  verfällt  sofort  in 
eine  Geldbuße  von  drei  Unzen;  überdies  kann  der  Kläger,  und  zwar 
unter  Zuziehung  der  früher  gebrauchten  Zeugen,  sofort  eine  zweite 
heimstefna  erlassen,  allenfalls  schon  auf  den  nächsten  Morgen,  wenn 
anders  die  Beschaffenheit  des  Tages  kein  Hindernis  bietet.  An  diesem 
zweiten  Termine  ist  sodann  wieder  ganz  ebenso  zu  verfahren ;  bleibt 
der  Beklagte  auch  diesmal  aus,  und  nimmt  auch  keiner  seiner  Haus- 
genossen nach  vorgetragener  kvaöa  die  dömfestfng   für   ihn    vor,    so 
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verfällt  er  wiederum  in  eine  Buße  von  gleichem  Betrage,  und  diese 
muß  sogar  dann  erlegt  werden,  wenn  die  domfesting  zwar  noch  er- 
folgt, aber  erst  nachdem  der  Kläger  das  Haus  bereits  wieder  \'er- 
lassen  hat.  Nun  ist  zum  dritten  Male  eine  heimstefna  zu  erlassen 
und  die  kvaöa  vorzutragen;  bleibt  aber  auch  das  dritte  Mal  der  Be- 
klagte aus  und  tritt  auch  diesmal  keiner  seiner  Hausgenossen  für 
ihn  ein,  so  verfällt  er  nicht  nur  nochmals  einer  Geldbuße  von  drei 
Unzen,  sondern  der  Kläger  hat  überdies  nunmehr  die  Sache  mittels 
einer  In'ngstefna  ans  Dinggericht  zu  bringen.  Vor  diesem  hat  er 
sodann  lediglich  seine  heimstefnuvättar  und  kvüöuvättar  vorzuführen, 
und  wenn  diese  für  ihn  günstig  aussagen,  so  hat  er  sofort  gewonnen 
und  sein  Anspruch  auf  sofortige  Zahlung  ist  nunmehr  festgestellt; 
erfolgt  diese  nicht,  so  mag  er  ohne  weiteres  die  Dingleute  auffordern, 
ihm  vom  Dinge  weg.  zur  Zwangsvollstreckung  hilfreiche  Hand  zu 
leihen,  und  jeder  von  diesen  büßt  sechs  Unzen,  wenn  er  sich  dessen 
weigert  und  weitere  sechs  Unzen  derjenige,  der  den  Dingbesuch 
versäumt  hat.  Dabei  richtet  sich  die  Zwangsvollstreckung  auf  den 
doppelten  Betrag  der  ursprünglichen  P^orderung,  sowie  auf  jene 
Geldbuße  von  neun  Unzen,  und  erhält  diese  letztere  des  Königs 
Vogt,  wogegen  jener  erstere  Betrag  zur  Hälfte  dem  Kläger  zufällt 
und  zur  anderen  Hälfte  den  Bauern,  die  ihm  ihre  Hilfe  zur  Voll- 
streckung geleistet  haben ;  wird  aber  gegen  diese  letztere  gewalt- 
samer  Widerstand  entgegengesetzt,  so  kann  jeder  bei  diesem  Be- 
teiligte bußlos  erschlagen  werden,  während  jede  einem  der  An* 
greifenden  zugefügte  Verletzung  ihrem  vollen  Werte  nach  gebüßt 
werden  muß.  Die  alte  Regel,  „zweimal  kann  man  ausbleiben",  gilt 
demnach  auch  im  prändheimischen,  soferne  das  erste  und  zweite 
Ausbleiben  zwar  bereits  mit  einer  Geldbuße  bedroht  ist,  aber  doch 
auf  den  endlichen  Ausgang  der  Rechtssache  selbst  keinen  Einfluß 
ausübt;  ebenso  gilt  auch  hier  der  w^eitere  Grundsatz,  daß  die  be- 
harrliche Weigerung,  sich  auf  die  Bestellung  eines  Privatgerichtes 
einzulassen,  als  eine  offene  Auflehnung  wider  die  Rechtsordnung 
betrachtet  und  vor  das  Dinggericht  gezogen  wird,  vor  welchem  je- 
doch  nur  die  formelle  Korrektheit  des  bisherigen  Verfahrens,  nicht 
die  materielle  Begründung  der  Klage  zu  prüfen  kommt,  während 
andererseits  die  hier  erfolgende  Verurteilung  neben  der  ursprüng- 
lichen Forderung  noch  auf  das  alterum  tantum  und  auf  eine  Geld- 
buße an  den  König  geht,  wenn  wir  anders  auch  hier  wieder,  \\as 
von  der  Vollstreckung  gesagt  wird,  auf  die  Verurteilung  zurückbe- 
ziehen dürfen.     Ganz  ähnlich  wird  es  nun  aber  auch  in  dem  anderen 
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Falle  gehalten,  da  zwar  die  dömfesting  richtig  vor  sich  gegangen  ist, 
aber  der  eine  oder  andere  Teil  an  dem  für  die  Haltung  des  Ge- 
richtes bestimmten  Termine  ausbleibt.  Bis  Mittag  müssen  die  Streit- 
teile aufeinander  warten ;  bleibt  aber  bis  dahin  der  eine  oder  andere 
Teil  aus,  so  soll  doch  das  Gericht  niedergesetzt  werden.  ^)  „pä  skal 
]>(')  dom  setja  saman,  ok  6  menn  at  hvärstveggja  hendi",  sagt  die 
maßgebende  Stelle,  was  man  jedoch  nicht  mit  Hertzberg  dahin  ver- 
stehen darf,  ^)  als  ob  vorausgesetzt  würde,  daß  zwar  die  eine  der 
beiden  Parteien  ausgeblieben  sei,  aber  doch  die  von  ihr  ernannte 
Hälfte  der  Richter  sich  eingefunden  habe;  die  GI)L.  zeigen  vielmehr, 
daß  die  Ernennung  der  Richter  erst  am  Termine  selbst  erfolgte  und 
daß  beim  Ausbleiben  der  einen  Partei  die  andere  nur  ihre  Hälfte 
ernannte.  ■')  Man  wird  vielmehr  die  Worte  „ok  6  menn  af  hvärs- 
tveggja hendi"  auf  den  regelmäßigen  Fall  beziehen  müssen,  da  beide 
Streitteile  sich  eingefunden  haben,  und  nur  auf  diesen  Fall  passen 
denn  auch  die  zunächst  sich  anschließenden  Worte :  ,,en  ef  öörum 
l^eirra  brestr  einhverr,  er  i  domi  skyldi  sitja,  |)ä  er  j^eim  fallin  sokn"; 
hiermit  scheinen  aber  auch  die  Bestimmungen  über  das  weitere  Ver- 
fahren völlig  in  P^inklang  zu  stehen.  *)  Bleibt  zunächst  der  Kläger 
aus,  so  führt  der  Beklagte  dem  Gerichte  seine  kvööuvättar  vor  und 
konstatiert  das  widerrechtliche  Ausbleiben  des  Klägers,  welcher  da- 
raufhin sofort  als  dömflogi,  d.  h.  gerichtsflüchtig  erklärt  wird  und 
damit  endgültig  sein  Klagerecht  verloren  hat.  Bleibt  dagegen  der 
Beklagte  aus,  so  soll  der  Kläger,  was  im  vorigen  Falle  natürlich  nur 
ungesagt  geblieben  ist,  dennoch  seine  Hälfte  der  Richter  (dorn  sinn) 
niedersetzen,  und  vor  diesen  seine  kvööuvättar  sowohl  als  „annat 
vitni  sitf'  aussagen  lassen,  unter  welchem  letzteren  nach  der  Analogie 
einer  anderen  Stelle'"')  jedenfalls  das  heimstefnuvitni,  vielleicht  aber 
doch  auch  noch  ganz  andere  Beweismittel  zu  verstehen  sind;  fällt 
deren  Aussage  zu  seinen  Gunsten  aus,  so  ergeht  das  Urteil  dahin  „at 
hann  er  kominn  at  sokn  sinni",  d.  h.  daß  er  die  Klage  siegreich  durch- 
geführt habe,  und  es  trifft  den  Beklagten  überdies  eine  Buße  von  drei 
Unzen.  Aber  doch  ist  die  Sache  damit  noch  keineswegs  zu  Ende ;  viel 
mehr  hat  der  Kläger  noch  eine  zweite  dömstefna  sofort  zu  erlassen  und 
durch  diese  die  Haltung  eines  zweiten  Gerichtes  an  derselben  Stelle, 
und  wiederum  auf  fünf  Nächte  hinaus  anzuberaumen.     Erscheint  der 


^)  Fr|)L.  X,   II.  2)  Grundtra^kkene,  S.  19.  *)  GI)L.  269. 

*)  Fr{)L.   X,   12.  •'')  ebenda,    17:  skal  hann  hafa  fram  vitni  sitt  allt  a 
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Beklagte  nun  an  diesem  zweiten  Gerichte,  so  kann  er  hier  „vitnis 
sins  alls",  d.  h.  aller  seiner  Beweisbehelfe  sich  bedienen ;  bleibt  er 
dagegen  auch  hier  wieder  aus,  so  trift't  ihn  die  definitive  Verurteilung 
in  der  Hauptsache  und  überdies  eine  nochmalige  Geldstrafe  von  drei 
Unzen.  Im  letzteren  Falle  war  somit  die  Sache  endgültig  entschieden ; 
im  ersteren  Falle  dagegen  hatte  der  Kläger  noch  ein  drittes  Gericht 
anzuberaumen,  welches  wieder  an  demselben  Orte  und  wieder  um 
fünf  Nächte  später  zu  halten  war.  Schon  aus  inneren  Gründen  muß 
angenommen  werden,  daß  dieses  dritte  Gericht  auch  dann  einzu- 
treten hatte,  wenn  sich  der  Beklagte  nicht  nur  am  zweiten,  sondern 
auch  bereits  am  ersten  Gerichtstage  eingefunden  hatte,  und  diese 
Annahme  w^ird  denn  auch,  wae  Hertzberg  bereits  richtig  bemerkt 
hat,  durch  eine  Reihe  äußerer  Gründe  bestätigt;  so  durch  die  Ana- 
logie des  Verfahrens  in  Stammgutssachen,  und  zwar  nach  den  FrI)L. 
sowohl  als  nach  den  GpL.,  ^)  ferner  dadurch,  daß  unser  Rechtsbuch 
nicht  nur  von  einem  „eiga  döma  alla,  nema  hinn  läti  fyrr  af  redet,-) 
sondern  auch  ausdrücklich  den  Satz  ausspricht:  „hverr  maör  mä 
halda  mäli  sinu  til  hins  l^riöja  döms",  ^)  endlich  auch  dadurch,  daß 
das  ältere  Stadtrecht  das  Verfahren  vor  dem  Privatgerichte  durch 
den  Ausdruck  „scekja  ä  dömum"  bezeichnet,  *)  und  die  drei  Gerichte 
aufeinander  folgen  läßt,  ohne  dabei  irgendwie  des  Ausbleibens  des 
Beklagten  zu  gedenken.  ^)  Das  Verfahren  aber  vor  dem  dritten  Ge- 
richte ist  ein  mehrfach  eigentümlich  geartetes.^)  Beide  Teile  haben 
sich  an  diesem  Termine  mit  ihren  Richtern  einzufinden;  aber  dieser 
Richter  sind  nunmehr  zwölf  auf  jeder  Seite  und  der  Ausdruck  „hafa 
meö  ser"  zeigt,  daß  es  sich  dabei  nicht  um  eine  neue  Ernennung 
von  solchen  handelt,  sondern  vielmehr  um  ein  Wiedermitbringen 
derjenigen  Richter,  welche  das  erste,  und  der  anderen,  welche  das 
zweite  Gericht  besetzt  hatten.  Die  Richter  beider  Streitteile  haben 
dabei  gesondert  Platz  zu  nehmen,  und  es  kommt  nun  zu  einem 
Wettvertrage  (veöjan),  weshalb  auch  dieses  Gericht  selbst  als  ein 
veöjanardömr  bezeichnet  wird,  wogegen  für  das  erste  Gericht  die 
Bezeichnung  als  kvööudömr  sich  gebraucht  findet.  ^)  Die  Richter 
des  Klägers  sollen  denen  des  Beklagten  die  Wette  anbieten,  und 
diese  letzteren  haben  dieselbe  anzunehmen  und  durch  Handschlag 
einzugehen;  da  aber  während  der  Dauer  einer  Gerichtssitzung  über- 


^)  FrI)L.  XII,  8;  GJ^L.   266.  ^)  Fr|)L.  IX,  7.  »)  ebenda,  X,   iS. 

*)  BjarkR.  III,  98.  &)  ebenda,  II,  52.  «)  FrI)L.  X,    14—16. 
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haupt  niemand  aufstehen  darf,  müssen  sie  sitzend  zu  jenen  hinüber- 
rutschen, bis  sie  nahe  genug  sind,  um  ihnen  den  Handschlag  geben 
zu    können.     Um    zwei   Unzen    Silbers   muß  jeder    einzelne    Richter 
wetten,  und  haben  alle  24  Richter  diesen  Betrag  sofort  in  die  Hand 
eines  unparteiischen  Mannes  zu  legen;   fehlt    auch    nur    eine  einzige 
Unze  an  dem  vorgeschriebenen  Betrage,  so  hat  diejenige  Partei  ihre 
Sache  verloren,  welche  der  Fehler  trifft,   und  weigert  sich  auch  nur 
ein  einziger  Richter,  auf  die  Wette  sich  einzulassen,  so  hat  die  Partei 
verloren,  welcher  er  angehört.     Streitigkeiten,  welche  sich  etwa  über 
den  Sachverhalt  ergeben,  werden  durch  das  Zeugnis  der  domstaurar, 
d.  h.  Gerichtsstützen  entschieden,  d.  h.  durch  die  Aussage  von  Leuten, 
welche  von  beiden  Streitteilen    ernannt   werden,    um    außerhalb    des 
Gerichts    stehend    den    Verhandlungen    zuzuhören ,    und    bei    einem 
Widerspruche  unter  diesen  Gerichtszeugen  soll  diejenige  Partei  vor- 
gehen,   die    deren    wenigstens    um    zwei    mehr  für  sich  hat;    augen- 
scheinlich   sind    aber    unter    ihnen    dieselben    Männer   zu    verstehen, 
welche    anderwärts    als    heyn'ngjar,    d.  h.  Hörer   bezeichnet    werden, 
und    deren    sich    anderwärts    zwei    zu  einem  tölfmannadömr  ernannt 
finden.^)     Nach  eingegangener  Wette  hat  aber  der  Kläger  die  Sache 
sofort  mittels  einer  heimstefna  und  l)ingstefna    an    das   fylkis|)ing  zu 
bringen,    wobei    der  Wettende    (veöjandi)    als    der  Beklagte    genannt 
wird,    d.  h.  doch    wohl    derjenige    unter    den  Richtern    des  Gegners, 
der  für  dessen  gesamte  Partei  unter  den  Richtern  das  Wort  geführt 
hatte;  er  soll  ferner  am  fylkisl)inge  die  sämtlichen  drei  Gerichte  einer 
Prüfung  unterstellen  lassen  (ryöja  döma  alla)  und  beide  Teile  sollen 
ihre  Beweisbehelfe   vorlegen.     Über   den    weiteren  Verlauf  des  Ver- 
fahrens schweigt  die  Stelle ;  es  kann  aber  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  derselbe  wesentlich  ebenso  gestaltet  gewesen  sein  muß,  wie  das 
Verfahren  in  Stammgutssachen  nach  den  GI)L.  und    daß    somit  der 
Spruch  der  Dinggerichte,  unter  Wahrung  des  unter  ihnen  bestehenden 
Instanzenzuges,  über  die  dreifache  Frage  zu  entscheiden  hatte,  welche 
von  den   beiden  Zeugenparteien    falsch   ausgesagt,    welche   von   den 
beiden  Richterparteien  falsch  geurteilt,  endlich  welcher  von  den  beiden 
Streitteilen  in  der  Hauptsache  das  Recht  auf  seiner  Seite  habe.     Es 
ist  augenscheinhch  eine  spätere  Milderung  des  ursprünglich  strengeren 
Rechtes,    wenn   K.  Häkon    gamli    den    unterliegenden   Richtern    die 
Befugnis  einräumt,    sich    von    der    ihnen    drohenden  Buße  durch  die 


')  GJ)L.  35;    Diplom,  norveg.,  II,  4/6,    welche  Stelle  dem   EiÖsifaJjinge  an- 
gehört. 
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eidliche  Versicherung  frei  zu  machen,  daß  sie  nach  bestem  Wissen  und 
Gewissen  geurteilt  hätten.  ^)  —  Vergleicht  man  nun  diese  Angaben 
der  Frl)L.  mit  dem,  was  die  GpL.  über  das  in  illiquiden  Sachen  übHche 
Verfahren  berichten,  so  zeigt  sich  sofort,  daß  die  ersteren  sich  weit 
näher  an  das  nach  den  letzteren  in  Stammgutssachen  anwendbare  Ver- 
fahren anschließen,  als  an  das  Verfahren  wegen  Geldschulden.  Hier 
wie  dort  kehren  zumal  die  drei  Gerichte  wieder,  während  sich  die 
GpL.  bei  Geldschulden  mit  einem  einzigen  begnügen;  hier  wie  dort 
wird  ferner  durch  Zeugen  Beweis  und  Gegenbeweis  geführt,  während 
bei  Geldschulden  die  GpL.  schlechthin  nur  den  Reinigungseid  zu- 
lassen und  von  einem  Gegenbeweise  somit  gar  keine  Rede  sein 
kann.  Beide  Erscheinungen  stehen  dabei  augenscheinlich  unter  sich 
in  Verbindung,  soferne  ja  die  drei  Gerichte  gerade  darauf  berechnet 
waren,  daß  am  ersten  die  Beweiszeugen,  am  zweiten  die  Gegenbe- 
weiszeugen vernommen  wurden,  während  es  am  dritten  zur  Wette 
kam;  die  Zeugen  aber,  um  deren  Vernehmung  es  sich  handelte, 
•müssen  wohl  Erfahrungszeugen,  nicht  gezogene  Zeugen  gewesen  sein, 
da  bei  vitafe  auch  nach  den  FrpL.  ein  ganz  anderes  Verfahren  galt, 
welches  an  unserer  Stelle  selbst  sofort  gesondert  beschrieben  wird,-) 
Auch  der  einmal  ausgesprochene  Satz:  „jiä  skal  hafa  \m  vätta,  er 
hann  mä  fä  at  sverja  meö  ser",  ^)  weist  auf  Erfahrungszeugen  hin, 
da  bei  gezogenen  Zeugen  keine  Wahl  war,  und  da  auch  das  ööals- 
vitni  der  GpL.  ein  Erfahrungszeugnis  ist,  tritt  auch  in  diesem  Punkte 
die  vollste  Übereinstimmung  des  beiderseitigen  Verfahrens  zutage. 
Nun  finden  wir  aber  an  einer  bisher  noch  nicht  besprochenen  Stelle 
der  FrpL.  die  Regel  aufgestellt:  „um  allar  fjärskuldir,  er  eiöar  koma 
til,  l)ä  skal  einn  eyris  synja,  en  2.  tveggja,  en  3.  I^riggja;  en  ]iöat 
fe  se  meira,  l)ä  kemr  eigi  meira  til  en  lyrittareiör",  *)  also  wesentlich 
dieselbe  Vorschrift,  wie  sie  die  GI)L.  für  das  Verfahren  bei  illiquiden 
Geldschulden  kennen,  nur  daß  nach  den  letzteren  bei  einem  Werte 
von  7  ^/g  Mark  :=  60  Unzen  oder  mehr  ein  doppelter  lyrittareiör 
zum  Zuge  kommt,  und  es  fragt  sich  somit,  wie  diese  Bestimmung 
sich  zu  den  bisher  erörterten  Sätzen  verhalte.  Mit  vollem  Recht  hat 
Hertzberg  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  der  Ausdruck  „um  allar 
fjärskuldir,  er  eiöar  koma  til"  sehr  bestimmt  auf  die  Existenz  anderer 
Geldschulden  hindeute,  bei  denen  kein  Reinigungseid  zum  Zuge 
komme,    und   mit   Recht   auch    auf  eine    in    zwei   Rezensionen    des 
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älteren  Stadtrechtes  wesentlich  gleichlautend  wiederkehrende  Be- 
stimmung hingewiesen,  ^)  nach  welcher  bei  Geldschulden  für  den 
Fall,  da  dem  Kläger  Zeugen  zu  Gebote  stehen,  ganz  unzweideutig 
das  Verfahren  vor  drei  Privatgerichten,  welchen  dann  das  möt  als 
viertes  folgt,  einzutreten  hat,  wogegen  für  den  anderen  Fall,  da  der 
Kläger  über  keine  Zeugen  verfügt,  zur  Reinigung  mittels  des  Eides 
gegriffen  wird,  mit  der  geringfügigen  Abweichung  vom  Landrechte, 
daß  nach  diesem  bei  einem  höheren  Schuldbetrage  als  von  drei  Unzen 
„settareiör  ok  fangavitni",  oder  wenn  der  Kläger  doch  wenigstens 
•einen  Zeugen  aufzubringen  vermag,  „nefndarvitni"  gefordert  wird, 
d.  h.  also  der  erschwerten  Inzicht  gegenüber  eine  erschwerte  Wahl 
•der  Eidhelfer.  Ob  dabei  für  den  Fall,  da  Zeugen  nicht  vorhanden 
waren  und  somit  zu  einem  Reinigungseide  gegriffen  werden  mußte, 
der  älteren  Rezension  der  G1)L.  entsprechend  ein  einziges  Gericht 
abgehalten  wurde,  oder  ob  man,  der  neueren  Rezension  desselben 
Rechtsbuches  entsprechend,  solchenfalls  von  dem  Gerichte  völlig 
Umgang  nahm,  wird  uns  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  völlig  bestimmt 
gesagt;  indessen  wird  sich  später  noch  zeigen,  daß  mit  aller  Be- 
stimmtheit das  letztere  anzunehmen  ist.  Jedenfalls  steht  aber  schon 
jetzt  fest,  daß  es  nicht  die  Verschiedenheit  der  Klagen,  sondern 
lediglich  die  Verschiedenheit  der  verfügbaren  Beweismittel  war,  welche 
•darüber  entschied,  ob  im  einzelnen  Falle  die  eine  oder  die  andere 
Art  des  Verfahrens  zur  Anwendung  zu  kommen  hatte,  und  es  kann 
hiernach  nicht  auffallen,  wenn  sich  für  die  Anwendbarkeit  des  Ver- 
fahrens mit  den  drei  Gerichten  sogar  auf  Geldklagen  Spuren  finden. 
In  der  Tat  hat  Hertzberg  solche  aufgewiesen.  Er  macht  zunächst 
darauf  aufmerksam,  daß  im  Vertragsrechte,  wo  am  EinläßHchsten 
vom  Verfahren  gehandelt  wird,  dessen  Gang  zweimal  geschildert 
wird,  und  daß  dabei  die  voranstehende  Darstellung  durchaus  den 
Vindikationsprozeß,  die  nachfolgende  aber  das  Verfahren  bei  einer 
Geldschuld  im  Auge  hat,  weshalb  denn  auch  die  erstere  von  dem 
Verbote  des  eigenmächtigen  Wegnehmens  der  bestrittenen  Sache 
ausgeht,  und  die  kvaöa  auf  eine  bestimmte  Sache  (gripr)  gestellt 
zeigt,  ^)  wogegen  die  zweite  Ausdrücke  wie  „reiöa",  „hälfu  meira", 
„fe  festa"  braucht,  ^)  die  doch  nur  auf  Geldforderungen  sich  unge- 
zwungen beziehen  lassen.  Das  kurze  Abbrechen  der  zweiten  Dar- 
stellung mitten  in  einem  Satze    erklärt   sich    dabei    einfach    aus    der 


^)  BjarkR.  II,  52;  III,  98.  ^)  FrjiL.  X,   i   und  6.  '^)  ebenda, 
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Annahme,  daß  der  Kompilator  oder  Schreiber  unseres  Textes  der 
Mühe  überdrüssig  geworden  sei,  den  Hergang  bei  dem  Prozesse 
wegen  einer  Geldschuld  auch  seinerseits  vollständig  niederzuschreiben, 
während  derselbe  doch,  das  Vorhandensein  von  Erfahrungszeugen 
vorausgesetzt,  dem  Vindikationsprozesse  ganz  gleich  gestaltet  Avar, 
und  jedenfalls  läßt  die  ausdrücklich  ausgesprochene  Regel,  daß  man 
auch  in  Sachen  der  ersteren  Art  das  Verfahren  bis  zum  dritten  Ge- 
richte treiben  könne,  darüber  keinen  Zweifel  aufkommen,  daß  auch 
bei  Geldforderungen  dieses  weitläufigere  Verfahren  unter  Umständen 
anwendbar  w^ar.  Von  hier  aus  erklärt  es  sich  übrigens  auch  ganz 
befriedigend,  w^arum  nicht  einmal  die  Verschiedenheit  der  gebrauchten 
Beweismittel  schlechterdings  darüber  zu  entscheiden  hatte,  ob  im 
einzelnen  Falle  nur  ein  einziges  Gericht  oder  deren  drei  zu  halten 
waren.  Zum  zweiten  Gerichte  konnte  es  ja  nur  kommen,  wenn  der 
Beklagte  dem  klägerischen  Beweise  durch  einen  Gegenbeweis  ent- 
gegentreten wollte;  war  dies  nicht  der  Fall,  so  mußte  also  auch 
unter  Umständen,  unter  welchen  an  sich  drei  Gerichte  gehalten 
werden  konnten,  die  Sache  an  einem  einzigen  Gerichte  erledigt 
werden,  und  ähnlich  mag  es  ja  auch  wohl  schon  frühzeitig  in  Fällen 
gehalten  w^orden  sein,  in  welchen  der  Beklagte  zwar  einen  Gegen- 
beweis mit  Erfahrungszeugen  führen  wollte,  aber  die  zu  vernehmenden 
Gegenbeweiszeugen  gleich  am  ersten  Gerichte  zur  Stelle  hatte.  In 
Fällen  der  letzteren  Art  mußte  es  als  eine  nutzlose  Weiterung  er- 
scheinen, zur  Vernehmung  von  Zeugen,  die  man  sofort  vernehmen 
konnte,  erst  noch  einen  zweiten  Termin  anzuberaumen-;  war  aber  in 
dieser  Weise  gewissermaßen  vom  Zufall  abhängig,  ob  im  einzelnen 
Falle  ein  einziges  Gericht  oder  deren  drei  gehalten  werden  sollten, 
so  begreift  sich  leicht,  daß  unsere  Quellen  nicht  eben  selten  in 
Fällen,  da  ein  Beweis  durch  Zeugen  zu  führen  war,  und  somit  je 
nach  Befund  ein  zweites  und  drittes  Gericht  notwendig  werden 
konnte,  doch  schlechtweg  nur  von  einem  Gerichte  sprechen.  So 
erwähnen  z.  B.  die  GpL.  an  einer  oben  bereits  besprochenen  Stelle, 
welche  von  dem  Verfahren  in  Grenzstreitigkeiten  u.  dgl.  handelt,  ^) 
nur  eines  einzigen  Gerichtes,  obwohl  sie  ausdrücklich  die  Führung 
eines  Beweises  sowohl  als  Gegenbeweises  durch  Erfahrungszeugen 
vorsehen ;  die  FrpL.  aber  gehen  an  einer  denselben  Fall  behandelnden 
Stelle  denselben  Weg,  ■^)  obwohl  sie  in  Bezug  auf  das  einzuschlagende 
Verfahren  anderweitig  manches  eigentümliche  haben,  wovon  ich  hier 


^)  GI)L.  86.  2)  FrI)L.  XIII,  23—25. 
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nur  den  ziemlich  deutlich  als  Neuerung  bezeichneten  Satz  hervorheben 
will,  daß  für  den  Fall  einer  Beweis-  und  Gegenbeweisführung  durch 
Zeugen  nicht  nur  neben  der  Zahl  der  Zeugen  auch  auf  deren  Güte 
Rücksicht  genommen  werden  soll,  sondern  auch  12  Männer  ernannt 
werden  sollen,  um  diese  ihre  Güte  abzuwägen.  In  anderen  Fällen, 
in  welchen  die  GI)L.  eine  Vindikation  auf  einen  Beweis  durch 
Zeugen  stützen,  die  doch  nur  Erfahrungszeugen  sein  können,  wie 
z.  B.  wenn  sie  den  Eigentümer  seine  verlorene  Sache  „meö  vättum" 
dem  Finder  abverlangen  lassen,  '^)  oder  den  Eigentümer  von  Strand- 
gut dieses  in  gleicher  Weise  dem  Strandbesitzer,  -)  den  von  Dieben 
Bestohlenen  oder  von  Seeräubern  Beraubten  das  geraubte  oder  ge- 
stohlene Gut  dem  dritten  Erwerber  abforden  lassen,  ^)  gedenken  sie 
freilich  nicht  einmal  der  Niedersetzung  eines  Gerichtes,  und  es  mag 
ja  auch  sein,  daß  tatsächlich  zumeist  eine  solche  nicht  nötig  war, 
indem  der  angegangene  Teil,  sowie  er  sich  erst  von  der  Recht- 
mäßigkeit des  erhobenen  Anspruches  überzeugt  hatte,  diesen  ohne 
weitere  Umschweife  zu  befriedigen  bereit  war;  daß  jedoch  für  den 
Fall,  da  ein  solch  gütliches  Nachgeben  nicht  zu  erreichen  war,  ein 
Gericht  bestellt  wurde,  liegt  keinerlei  Grund  vor  zu  bezweifeln. 
Zweifelhafterer  Natur  ist  eine  Reihe  anderer  Fälle,  welche  auf  der 
Grenze  zum  Verfahren  wegen  vitafe  liegt  Dahin  gehört  der  P'all,  da  ein 
und  derselbe  Mann  an  zwei  andere  dieselbe  Sache  verkauft  hat,  und 
nun  der  erste  Käufer  dieselbe  dem  zweiten  gegenüber  vindiziert;"*) 
ausdrücklich  wird  der  letztere  ermächtigt,  es  auf  den  Spruch  eines 
skiladömr  ankommen  zu  lassen,  und  doch  können  die  von  dem 
Kläger  vorgeführten  Beweiszeugen  kaum  andere  als  gezogene  sein. 
Eine  zweite  Stelle  erstreckt  die  gleiche  Vorschrift  auch  auf  den  P'all, 
da  es  sich  um  eine  zweifache  Landleihe  handelt,  und  auch  sie  er- 
wähnt dabei  der  Verhandlung  vor  dem  skiladömr ;  "*)  eine  dritte  er- 
klärt sie  auch  auf  den  Pfandvertrag  anwendbar,  diese  freilich  ohne 
dabei  des  Privatgerichtes  Erwähnung  zu  tun.*')  In  allen  diesen  Fällen 
sollte  man  eigentlich  das  Verfahren  wie  bei  vitafe  eingeschlagen  zu 
sehen  erwarten,    und    oben    wurde   bereits  bemerkt,    daß  Hertzbergs 


^)  G{)L.   144.  2j   ebenda,   145.  "')  ebenda,  314  und  254. 

^)  ebenda,  40;  78.      ■'>)  ebenda,  78. 

^)  ebenda,  50.  Minder  klar  ist  ebenda,  216,  indem  die  hier  erwähnten 
Zeugen,  welche  in  einem  Falle  des  Raubes  oder  der  Selbsthilfe,  welcher  vor  ein 
Privatgericht  kommt,  ebensowohl  als  Erfahrungszeugen  über  das  Eigentum  des  Vindi- 
kanten,  wie  als  gezogene  Zeugen  über  den  Tatbestand  des  Raubes  gefaßt  werden 
können. 
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Behauptung  nicht  stichhaltig  sei,  die  Vertragszeugen  könnten  hier 
als  gezogene  nicht  in  Betracht  kommen,  weil  sie  einer  anderen  Per- 
son gegenüber  verwendet  würden  als  dem  ursprünglichen  Mitkontra- 
henten gegenüber;  weit  eher  ließe  sich  annehmen,  daß  an  den  be- 
treffenden Stellen  ein  Überrest  älteren  Rechtes  aus  einer  Zeit  stehen 
geblieben  sei,  in  welcher  auch  bei  liquiden  Schuldklagen  noch  ein 
skiladömr  verwendet  worden  war,  und  würde  sich  diese  ausnahms- 
weise Beibehaltung  des  älteren  Brauches  allenfalls  daraus  erklären 
lassen,  daß  es  sich  in  den  einschlägigen  Fällen,  in  denen  es  ja  einer 
Abwägung  des  beiderseits  geführten  Zeugenbeweises  mit  allen  an 
den  tatsächlichen  Bestand  sich  anschließenden  Rechtsfragen  galt, 
ganz  besonders  empfehlen  mochte,  die  Dazwischenkunft  unparteiischer 
Urteiler  nicht  fallen  zu  lassen.  —  Wenn  schon  die  bisher  besprochenen 
Stellen  der  FrI)L.  ganz  geeignet  sind,  auf  manche  dunkle  Seiten  der 
GpL.  ein  helleres  Licht  zu  werfen,  so  ist  dies  in  nicht  geringerem 
Maße  bezüglich  einer  weiteren  Vorschrift  des  ersteren  Rechtsbuches, 
dann  des  älteren  Stadtrechtes  der  Fall,  welche  augenscheinlich  von 
einer  späteren  Veränderung  des  Rechtes  Zeugnis  gibt.  ^)  In  ihrem 
ersteren  Teile  bespricht  dieselbe  lediglich  das  Verfahren  wegen  vitafe 
und  insoweit  ist  dieselbe  früher  schon  besprochen  worden ;  weiterhin 
aber  handelt  sie  von  anderen  vermögensrechtlichen  Klagen  (fjärsöknir, 
fjarskuldir),  bezüglich  deren  wieder  zwei  Fälle  unterschieden  werden, 
die  aber  doch  beide  gleichmäßig  unter  den  Begriff  der  illiquiden 
Ansprüche  fallen  müssen.  Dabei  werden  zunächst  noch  diejenigen 
Ansprüche  ausgeschieden,  „er  mä  meö  lagakefli  scekja",  d.  h.  wie 
sich  unten  noch  ergeben  wird,  gewisse  illiquide  Ansprüche  auf 
Liegenschaften,  bei  welchen  das  Verfahren  mit  der  Einlegung  eines 
rechtsförmlichen  Protestes  begann;  von  ihnen  handelt  unsere  Stelle 
nicht  und  werden  sie  auch  hier  erst  später  zu  besprechen  kommen. 
Im  übrigen  aber  unterscheidet  unsere  Stelle  den  Fall,  da  Zeugen 
vorhanden  sind,  von  dem  anderen,  da  solche  fehlen,  -)  wobei  natür- 
lich nur  an  Erfahrungszeugen,  nicht  an  gezogene  zu  denken  ist,  da 
ja  der  Gegensatz  zu  dem  Verfahren  um  vitafe  die  letzteren  unbe- 
dingt ausschließt.  Sind  Zeugen  vorhanden,  so  soll  mit  einer  ütbeizla 
vorgegangen  werden,  unter  Androhung  der  Strafe  des  ran,  und 
wenn  diese  unbeachtet  bleibt,    soll    die  Ladung    zum  Ding  erfolgen, 


^)  FrI)L.  X,  24;  BjarkR.  111,   158. 

^)  Statt  der  Worte:   ,,En  um  {)3er  fjarskuldir,  er  vitni  eru  til",    ist  natürlich  mit 
dem  Stadtrechte  zu  lesen:   er  eigi  eru  vitni  til. 
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und  hier  der  Zeugenbeweis  vorgeführt  werden;  erfolgt  dann  noch 
immer  keine  Zahlung,  so  wird  zur  Exekution  geschritten,  die  sich 
auf  den  doppelten  Schuldbetrag  und  den  ränbaugr  für  den  König 
richtet.  Sind  dagegen  keine  Zeugen  vorhanden,  so  soll  eine  heim- 
stefna  erlassen  werden,  welche  indessen  nur  als  Einleitung  zu  einer 
|)ingstefna  dient,  und  soll  sodann  der  Beklagte  die  Wahl  haben 
zwischen  der  Zahlung  der  Schuld  und  der  Ableistung  des  gesetzlich 
vorgesehenen  Reinigungseides;  kommt  es  zur  Exekution,  so  richtet 
sich  diese  auch  hier  auf  den  doppelten  Betrag  der  ursprünglichen 
Schuldsumme.  Die  letztere  Bestimmung  wird  sodann  noch  speziell 
für  den  Fall  wiederholt,  da  es  sich  um  eine  Beschädigung  von  Vieh, 
sei  es  nun  durch  Menschenhand  oder  anderes  Vieh,  handelt;  eine 
Wiederholung,  von  der  eben,  weil  sie  bloße  Wiederholung  ist,  hier 
einfach  abgesehen  werden  kann.  Im  übrigen  aber  enthält  die  Stelle 
augenscheinlich  zwei  Neuerungen.  Die  eine  bezieht  sich  auf  die 
Fälle,  in  welchen  Zeugen  völlig  fehlen  und  in  welchen  somit  der 
Reinigungseid  des  Beklagten  das  einzige  verfügbare  Beweismittel 
bildet ;  für  diese  Fälle  wird  aber,  ganz  wie  dies  K.  Magnus  Erlingsson 
für  das  Gulaj^ing  anordnete,  das  Privatgericht  völlig  beseitigt,  nur 
mit  der  Differenz,  daß  die  GpL.  dabei  die  heimstefna  til  kvööu  bei- 
behalten und  nach  vorgängiger  kvaöa  den  Beklagten  auf  seinem 
Hofe  zwischen  dem  festa  fe  und  festa  eiö  wählen  lassen,  wogegen 
die  FrpL.  gleich  mit  einer  heimstefna  til  |)ingstefnu  beginnen,  und 
demgemäß  diese  Wahl  auf  das  Ding  verlegen.  Allerdings  hat 
neuerlich  Hertzberg  den  Versuch  gemacht,  die  letztere  Differenz 
durch  die  Annahme  zu  beseitigen,  daß  nur  ein  verkürzter  Ausdruck 
an  unserer  Stelle  die  Verlegung  der  Wahl  an  das  Ding  auszusprechen 
scheine ;  ^)  indessen  hat  er  dabei  übersehen,  daß  diese  ausdrücklich 
das  stefna  heim  til  jiingstefnu  erwähnt,  und  somit  für  eine  kvaöa 
gar  keinen  Raum  läßt.  Die  andere  Neuerung  betrifft  dagegen  jene 
anderen  Fälle,  da  Erfahrungszeugen  zu  Gebote  stehen,  und  sie  be- 
seitigt auch  für  diese  das  Privatgericht,  oder  vielmehr  die  drei  Pri- 
vatgerichte,  welche  hier  Platz  zu  greifen  hätten;  allein  diese  Beseiti- 
gung erfolgt  in  etwas  anderer  Weise  als  dort,  indem  einmal  eine 
utbeizla  wie  in  liquiden  Sachen  an  die  Stelle  gesetzt,  sodann  aber 
eine  Zeugenvernehmung  am  Dinge  gefordert  wird,  für  den  Fall,  daß 
jene  ohne  Erfolg  geblieben  ist.  Allerdings  könnten  die  Worte:  „ok 
njöti  l^ar  vitna  sinna",    an    und  für  sich  auf  die  formalen  Zeugnisse, 


^)  Grundtrcekkene,  S.  30,   Anm.  2. 
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also  heimstefnuvitni,  kröfuvitni  und  ]jingstefnuvitni  ebensogut  bezogen 
werden  als  zugleich  auch  auf  die  Zeugenaussagen  über  den  mate- 
riellen Klagegrund,  und  Hertzberg  scheint  sie  wirklich  in  jenem  er- 
steren  Sinne  verstanden  zu  haben,  da  er  die  Bedeutung  der  Neuerung 
in  einer  Gleichstellung  der  Erfahrungszeugen  mit  den  gezogenen 
Zeugen  sucht  ;^)  indessen  scheint  mir  doch  die  engere  Deutung  den 
Vorzug  zu  verdienen,  teils  aus  dem  äußeren  Grunde,  weil  eine  Er- 
wähnung der  formalen  Zeugnisse  in  dem  hier  fraglichen  Falle  um 
nichts  nötiger  gewesen  wäre  als  in  dem  sofort  folgenden,  da  auf  den 
Reinigungseid  zurückgegriffen  werden  mußte,  und  weil  somit,  wenn 
in  dem  letzteren  Falle  von  keinem  Zeugenbeweise  am  Ding  ge- 
sprochen wird,  der  für  den  ersteren  Fall  vorgeschriebene  doch  wohl 
ein  den  materiellen  Klagegrund  betreffender  sein  muß,  teils  aber, 
und  hauptsächlich  aus  dem  inneren  Grunde,  daß  bei  Erfahrungszeugen 
von  einer  richterlichen  Prüfung  ihrer  Aussage  kaum  jemals  völlig 
Umgang  genommen  werden  konnte.  Hertzberg  bemerkt  ferner,  daß 
eine  Bestimmung  wie  die  diese  zweite  Neuerung  enthaltende  in  un- 
serem Texte  der  Gf)L.  sich  nicht  vorfinde;  indessen  kann  ich  doch 
auch  diesen  Ausspruch  nur  als  teilweise  richtig  anerkennen.  Zuzu- 
geben ist  nämlich  allerdings,  daß  eine  ausdrückliche  und  generelle 
Vorschrift  des  angegebenen  Inhaltes  sich  in  unseren  FrpL.  nicht 
nachweisen  läßt;  dagegen  wird  aber  nicht  übersehen  werden  dürfen, 
daß  für  eine  Reihe  einzelner  Fälle  Vorschriften  gegeben  werden, 
welche  ganz  und  gar  in  der  durch  jene  Bestimmung  der  FrpL.  be- 
zeichneten Richtung  liegen.  Ich  erinnere  zunächst  daran,  daß  im 
Falle  eines  Holzfrevels,  der  nicht  durch  sofort  aufgerufene  Zeugen 
konstatiert  werden  kann,  auch  nach  den  GpL.  sofort  mit  heimstefna 
und  [iingstefna  vorgegangen  wird,  und  sodann  erst  am  Dinge  die 
Wahl  zwischen  Zahlung  der  Buße  und  Ableistung  des  Reinigungs- 
eides erfolgt,  ^)  so  daß  also  in  diesem  Falle  ganz  in  derselben  Weise 
vorgegangen  wird,  wie  dies  die  obige  Stelle  der  FrpL.  vorschreibt; 
ich  erinnere  aber  überdies  auch  an  jene  anderen  Stellen,  welche  bei 
einem  Erbschaftsstreite  nach  vorgängiger  vergeblicher  krafa  sofort 
eine  Verhandlung  am  Ding  eintreten  und  insbesondere  hier  über 
die  materielle  Klagsberechtigung  durch  Zeugen  Beweis  und  Gegen- 
beweis führen  lassen.^)  Allerdings  stellt  gerade  für  denselben  Fall 
das  prändheimer  Recht  ganz    andere  Regeln  auf.  ^)     Wenn    nämlich 


^)  Grundtraekkene,  S.  33.  ''^)  G|)L.  91.  ^)  ebenda,   121   und    124. 

*)  FrI)L.  IX,   7;  Ja  ms.,  ErfÖat.  20. 


§   12.     Das  Verfahren   in  illiquiden  Sachen.  jci 

der  dritte  Besitzer  des  Nachlasses  (fjarhaldsmaör)  dem  sich  zur  Erb- 
schaft Meldenden  das  Filiationsverhältnis  oder  die  eheliche  Abkunft 
von  einer  freien  Mutter  bestreitet,  soll  dieser,  wenn  er  im  Inlande 
geboren  zu  sein  behauptet,  jenem  gegenüber  ein  einziges  Gericht 
halten  lassen,  und  vor  diesem  seinen  Zeugenbeweis  führen,  wogegen 
der  Besitzer  die  Sache  bis  zum  dritten  Gerichte  treiben  kann,  wenn 
der  Kläger  außer  Landes  geboren  zu  sein  behauptet.  Der  letztere 
Unterschied  ist  natürlich  darauf  zurückzuführen,  daß  bei  im  Inlande 
begründeten  Verwandtschaftsverhältnissen  das  Erbringen  eines  Gegen- 
beweises gegen  einen  gelungenen  Klagsbeweis  zumeist  ganz  außer 
Frage  und  im  übrigen  für  die  Fälle,  in  denen  solches  möglich  er- 
schien, auch  wohl  die  Vorführung  der  Gegenbeweiszeugen  gleich  am 
ersten  Gerichtstage  leicht  tunlich  sein  mußte,  während  bei  im  Aus- 
lande begründeten  Verwandtschaftsverhältnissen  diese  Beweisführung 
mit  ungleich  mehr  Weiterungen  verbunden  sein  mußte;  immerhin 
aber  bleibt  die  Tatsache  bestehen,  daß  die  angeführte  Stelle,  sei  es 
nun  ein  oder  mehrere  Privatgerichte  entscheiden  läßt  in  einem  Falle, 
in  welchem  die  GpL.  nach  vorgängiger  krafa  gleich  das  Dinggericht 
angehen  und  hier  die  Vernehmung  der  Zeugen  über  den  materiellen 
Klagegrund  vor  sich  gehen  lassen,  und  daß  somit  in  diesem  Falle 
die  GI)L.,  und  nicht  die  FrpL.  jenem  neueren  Rechtssatze  folgen, 
von  dessen  Dasein  gerade  diese  letzteren  direktes  Zeugnis  geben. 
Indessen  ist  diese  Differenz  doch  sehr  einfach  daraus  zu  erklären, 
daß  in  beiden  Rechtsbüchern,  wie  sich  ja  auch  aus  manchen  an- 
deren Stellen  derselben  zeigt,  die  neuere  Satzung  eben  kemeswegs 
konsequent  in  den  aus  älterer  Zeit  her  überlieferten  Text  hinein- 
korrigiert worden  ist,  und  nur  hieraus  ist  denn  auch  zu  erklären, 
daß  das  Stadtrecht,  welches  doch  auch  seinerseits  jene  neueren 
Satzungen  mit  den  FrpL.  ganz  gleichbedeutend  kennt,  daneben  an 
einer  anderen  Stelle  noch  ruhig  die  ältere  Regel  aussprechen  kann, 
daß  in  allen  Strafsachen,  in  welchen  neben  dem  Bußanspruche  des 
Verletzten  nicht  noch  ein  Strafanspruch  des  Königs  und  der  Bürger- 
schaft begründet  sei,  die  Klage  an  den  dömr,  d.  h.  das  Privatgericht, 
zu  richten  sei.  ^)  —  Endlich  kommt  aber  auch  noch  das  Verfahren 
in  Stammgutssachen  in  Betracht,  wie  es  sich  auf  Grund  der 
FrpL.  gestaltet,  sowie  das  Verfahren  in  einigen  anderen  Liegen- 
schaftsprozessen.  An  den  zunächst  in  Betracht  kommenden 
Stellen    wird    allerdings    von    der    Einlösung    von    Land    überhaupt 


^)  BjarkR.  II,  48;  vgl.  II,   21   und   III,  82. 
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(jaröabrigö)  gesprochen  und  der  Name  des  ööal  nicht  ausdrücklich 
genannt;^)  Hertzberg  hat  "daraus  den  Schluß  gezogen,  daß  die  be- 
treffenden Bestimmungen  auch  wirklich  auf  alle  und  jede  Einlösungen 
von  Grundeigentum,  nicht  bloß  auf  die  von  Stammgütern  zu  be- 
ziehen seien,  ^)  indessen  doch  wohl  mit  Unrecht.  In  einem  fast  un- 
mittelbar vorhergehenden  Paragraphen  wird  ausdrücklich  von  dem 
Verkaufe  von  ööal  und  dessen  Anbieten  zum  Vorkaufe  u.  dgl.  m. 
gehandelt  ^)  und  es  liegt  demnach  nahe  genug,  auch  das  in  den 
nächstfolgenden  Paragraphen  besprochene  Land  als  ebensolches  zu 
fassen ;  Hertzberg  selbst  will  die  kurze  zwischen  §  4  und  6  in  Mitte 
liegende  Bestimmung  lediglich  auf  das  ööal  beziehen,  obwohl  auch 
sie  zunächst  nur  von  einer  jörö  im  allgemeinen  spricht  und  nur  ganz 
beiläufig  des  Erbrechtes  in  ööal  erwähnt.  Warum  sollte  aber  das 
Gleiche  nicht  auch  für  die  folgenden  Paragraphen  gelten,  deren  In- 
halt doch  vollständig  den  auf  die  ööalsbrigö  bezüglichen  Bestim- 
mungen der  GpL.  parallel  läuft?  Dies  vorausgeschickt,  kommt  aber 
zunächst  zu  erwähnen,  daß  jede  jaröabrigö  im  Herbste  nach  Michaeli 
begonnen  werden  muß  und  zwar  so  zeitig,  daß  mindestens  noch  das 
erste  Gericht,  Avenn  nicht  mehrere,  noch  vor  Weihnachten  gehalten 
werden  kann ;  *)  damit  ist  ohne  Zweifel  auf  die  forsögn  der  G[)L. 
hingewiesen,  und  nur  insoferne  etwas  eigentümlich  gesagt,  als  der 
Termin  für  die  Haltung  des  ersten  Gerichtes  etwas  zeitiger  angesetzt 
ist  als  dort.  Nun  folgt,  doch  wohl  nach  einer  vorgängigen  heim- 
stefna,  obwohl  auch  von  dieser  nicht  ausdrücklich  Erwähnung  ge- 
schieht, die  kvöö.  Diese  wird  immer  an  denjenigen  gerichtet,  der 
auf  dem  streitigen  Hofe  sitzt,  gleichviel  ob  er  dessen  Eigentümer  zu 
sein  behauptet  oder  nicht,  und  dieser  muß  denn  auch  sofort  die 
dömfesting  vornehmen  und  den  Kläger  nach  den  Zeugen  fragen, 
durch  deren  Aussage  er  seine  Klage  zu  beweisen  gedenkt;  ist  er 
aber  nur  Pächter,  so  muß  er  zugleich  auch  seinen  Gewährsmann 
(heimildarmann)  nennen,  d.  h.  den  Eigentümer,  von  dem  er  das  Land 
in  Pacht  hat,  und  wenn  er  etwa  zum  Teil  Eigentümer,  zum  Teil 
Pächter  des  Landes  ist,  muß  er  auch  dies  ansagen,  worauf  dann  der 
Kläger  die  Wahl  hat,  ob  er  nur  den  ihm  eigentümlich  gehörigen 
Teil  einlösen  will  oder  auch  das  übrige,  trotz  der  letzterenfalls  in 
Aussicht  stehenden  Verzögerung.  ^)  Auf  die  Frage  des  Beklagten 
hin  hat  der  Kläger  sofort  seine  Zeugen  zu  benennen,  bei  Vermeidung 


^)  FrI)L.  XII,  6—8.  ^)  Grundtrsekkene,  S.  42—3.  ^)  ang.  O.,  XII,  4. 

•*)  Fr{)L.  XII,  6.  5)  ebenda,  6  und  8. 
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des  Verlustes  des  Rechts,  sie  bei  seiner  Beweisführung  zu  gebrauchen ; 
am  ersten  Gerichte  aber  hat  er  seinen  Zeugenbeweis  zu  führen  und 
zwar,  wie  nach  den  GI)L.,  in  zwiefacher  Richtung,  deren  Unter- 
scheidung freihch  einige  Schwierigkeiten  macht.  Unser  Text  fordert 
zunächst  ein  „leysingja  vitni",  dann  aber  „|)a  vatta,  at  hann  sc  synn 
at  brigöarmanni,  ok  at  hans  er  oöal";  unter  dem  letzteren  Zeugnisse 
kann  natürlich  nur  das  ööalsvitni  der  GI)L.  verstanden  werden,  eben- 
darum sollte  man  aber  an  erster  Stelle  jene  formalen  Zeugnisse  er- 
warten, welche  als  forsagnarvitni,  heimstefnuvitni  und  kvööuvitni, 
die  Korrektheit  der  bisherigen  Sachführung  festzustellen  berufen  sind. 
In  diesem  Sinne  kann  indessen  der  gebrauchte  Ausdruck  nicht  ver- 
standen werden,  und  es  scheint  sich  auch  keine  sprachlich  zulässige 
Emendation  darzubieten,  welche  ein  derartiges  Verständnis  desselben 
ermöglichen  würde;  dagegen  empfiehlt  sich  die  von  den  Heraus- 
gebern bereits  empfohlene  Lesung  „lysingarvitni",  und  ist  dabei  an 
jene  Vorschrift  einer  innerhalb  20  Jahren  vorzunehmenden  lysing  zu 
denken,  auf  deren  Unterlassung  eine  unmittelbar  vorangehende  Stelle 
erhebliche  Rechtsnachteile  setzt;  ^)  nur  darf  man  diese  letztere  Be- 
stimmung nicht,  wie  Hertzberg  tut,-)  ausschließlich  auf  die  forsölu- 
jörö  beziehen,  wie  sie  denn  auch  in  unserem  Rechtsbuche  gar  nicht 
in  Zusammenhang  mit  den  diese  letztere  betrefTenden  Bestimmungen 
vorgetragen  wird,  vielmehr  sich  daran  erinnern,  daß  das  gemeine 
Landrecht  auch  dem  Stammgutsberechtigten,  der  aus  Mangel  an 
Geldmitteln  zur  rechtzeitigen  Einlösung  nicht  fähig  ist,  die  lysing 
innerhalb  gesetzter  Frist  als  ein  Mittel  gewährt,  sein  Einlösungsrecht 
sich  bis  auf  die  Zeit  vorzubehalten,  da  ihm  die 'betreffenden  Mittel 
zu  Gebote  stehen  würden.")  Es  liegt  meines  Erachtens  kein  Grund 
vor,  diese  dem  Stammgutsberechtigten  gewährte  Befugnis,  wie  aller- 
dings die  Neueren  tun,  ■*)  als  eine  Neuerung  anzusehen,  welche  das 
Landrecht  des  K.  Magnus  erst  eingeführt  habe;  vielmehr  scheint  mir 
weit  näher  zu  liegen,  daß  er  sie  nur  aus  den  Frl)L.  entlehnt  und 
dabei,  wie  Öfters,  die  frühere  20jährige  Frist  auf  eine  lojährige 
herabgemindert  habe.  So  verstanden  wären  dann  an  unserer  Stelle 
die  formalen  Zeugnisse  einfach  als  selbstverständUch  übergangen, 
und  wäre  die  Erwähnung  des  lysingarvitni  nur  im  Anschlüsse  an 
den  unmittelbar  vorangehenden  Paragraphen  auf  den  Fall  zu  be- 
ziehen,   da    eben   die  Einlösungsbefugnis    erst   auf  Grund    einer  vor- 


^)  Fr{)L.  XII,   7.  2)  Grundtr^kkene,  S.  43,  Anm. 

■^)  LandsL,   Üöalsbr.   10.  "*)  Keys  er,  S.  343 ;  Brandt,  S.  48. 
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gängigen  lysing  geltend  gemacht  werden  wollte.  Der  weitere  Ver- 
lauf des  Verfahrens  ist  aber  sodann  wieder  der  gewöhnliche,  so  daß 
also,  falls  vor  dem  ersten  Gerichte  der  Klagsbeweis  geführt  worden 
war,  der  Beklagte  hier  seine  Gegenbeweiszeugen  zu  benennen  hatte, 
die  dann  am  zweiten  Gerichte  vorzuführen  waren.  Ist  es  aber  ein 
Pächter,  den  der  Kläger  angegangen  hat,  so  kann  das  Verfahren  da- 
durch eine  etwas  andere  Wendung  bekommen,  daß  der  Beklagte 
sich  eine  Frist  erbittet,  um  seinen  Verpächter  als  seinen  Gewähren 
beizuladen,  damit  er  seinerseits  die  Vertretung  des  Gutes  übernehme, 
wobei  freilich  wieder  unser  Text  eine  eigentümliche  Schwierigkeit 
darbietet.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  erwähnt  er  dieser  Möglich- 
keit erst,  nachdem  von  der  Anmeldung  und  Vernehmung  der  Gegen- 
beweiszeugen die  Rede  gewesen  war,  und  knüpft  ihren  Eintritt  an 
die  Bedingung:  „ef  doemendr  eru  allir  ä  eitt  sättir",  so  daß  man 
meinen  sollte,  das  Begehren  jener  Frist  könne  erst  am  zweiten,  oder 
doch  frühestens  am  ersten  Gerichte  vorgebracht  werden ;  auf  der 
anderen  Seite  aber  wird,  nachdem  die  verschiedene  Dauer  der  Frist 
je  nach  der  Entfernung  des  Ortes  besprochen  worden  war,  an  dem 
der  Verpächter  sich  befindet,  das  weitere  Verfahren  nach  erfolgter 
Vorladung  dieses  letzteren  in  einer  Weise  geregelt,  die  deutlich  zu 
zeigen  scheint,  daß  diese  seine  Vorladung  und  somit  auch  jenes 
Fristgesuch  schon  in  weit  früherer  Zeit  erfolgt  zu  denken  ist.  Es 
heißt  nämlich  zunächst,  daß  der  Kläger  seine  kvöö  gegen  den  Pächter, 
nachdem  er  zurückgekommen  ist,  auch  dann  richten  soll,  wenn  der 
Verpächter  in  dessen  Haus  anwesend  ist,  und  daß  nun  zwar  der 
Verpächter  seinerseits  das  Recht  der  dömfesting  hat,  wodurch  dann 
der  Pächter  von  der  weiteren  Sachführung  frei  wird,  daß  aber  dieser 
die  dömfesting  seinerseits  vornehmen  soll,  wenn  jener  sie  vorzu- 
nehmen unterläßt,  worauf  sofort  der  Kläger  auf  fünf  Nächte  hinaus 
das  Gericht  an  die  rechte  Gerichtsstätte  anberaumen  soll.  Dasselbe 
Wahlrecht  soll  ferner  dem  Verpächter  auch  an  diesem  Gerichtstage 
zustehen.  Erscheint  er  an  diesem  und  erklärt  er  sich  bereit,  sein 
Gericht  selber  zu  ernennen,  so  befreit  er  damit  den  Pächter  von 
jeder  weiteren  Verpflichtung  zur  Verteidigung;  unterläßt  er  dies 
aber,  so  soll  der  Pächter  das  Gericht  ernennen,  gleichviel  übrigens, 
ob  der  Verpächter  erschienen  ist  oder  nicht,  jedoch  nur,  um  vor 
diesem  Gerichte  seine  Zeugen  darüber  vernehmen  zu  lassen,  daß  er 
seinen  Verpächter  gehörig  vorgeladen  habe,  und  macht  ihn  auch 
dieser  Nachweis  von  der  Verpflichtung  zu  weiterer  Verteidigung  frei. 
In  solchem  Falle  soll  dann  der  Kläger  das  zweite  Gericht  „viö  varnar- 
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mann",  d.  h.  dem  berufenen  Beklagten  und  somit  nicht  mehr  dem 
Pächter  gegenüber  anberaumen,  und  zwar  wieder  auf  fünf  Nächte 
hinaus  und  an  der  rechten  Gerichtsstätte,  gleichviel  ob  jener  an- 
wesend ist  oder  nicht;  er  soll  ferner  dieses  zweite  Gericht  abhalten 
und  zuwarten  bis  Mittag.  Ist  erst  die  Mittagszeit  vorüber,  so  soll  er 
endlich  den  „veöjaöardömr",  wieder  auf  fünf  Nächte  hinaus  und  an 
die  rechte  Gerichtsstätte  anberaumen;  auch  dieses  Gericht  soll  er 
abhalten  und  dabei  „da?mendr  12  hvärttveggja",  d.  h.  die  zweimal 
zwölf  Richter  haben,  sowie  auch  die  dömstaurar.  Bis  Mittag  ist  auch 
diesmal  wieder  zu  warten ;  kommt  aber  der  Beklagte  bis  dahin  nicht, 
so  sollen  die  Richter  des  Klägers  sofort  die  Wette  anbieten  und 
die  Hände  ausstrecken,  wie  wenn  sie  zum  Handschlage  bereit  wären, 
dann  aber  Zeugen  darüber  aufrufen,  daß  der  Kläger  nunmehr  seine 
Sache  gewonnen  habe.  Man  sieht,  es  ist  das  gewöhnliche  Verfahren 
mit  drei  Gerichten,  welches  uns  hier  vorgeführt  wird,  und  zwar  wird 
dabei  das  letzte  Gericht  mit  24  Richtern  besetzt,  wie  auch  sonst  in 
den  FrpL.,  nicht  bloß  mit  zwölf,  wie  in  den  G[)L.  Daß  dabei  die 
Besprechung  des  Contumacialverfahrens  dennoch  volle  24  Richter 
in  diesem  Gerichte  kennt,  fällt  freilich  auf,  läßt  sich  aber  entweder 
durch  die  Annahme  erklären,  daß  für  diesen  Fall  der  Kläger  ange- 
wiesen war,  auch  die  beklagtischen  Richter  seinerseits  zu  ernennen, 
oder  auch  auf  ein  unbewußtes  Zurückfallen  der  Darstellung  in  den 
regelmäßigen  Verlauf  des  Verfahrens  sich  zurückführen ;  vollkommen 
unverständlich  bleiben  dagegen  jene  früheren  Worte,  welche  das 
Fristgesuch  des  Pächters  und  die  Vorladung  des  Verpächters  durch 
denselben  an  das  erste  oder  zweite  Gericht  anzuknüpfen  scheinen, 
und  es  wird  kaum  etwas  anderes  übrig  bleiben,  als  daß  man  zwischen 
den  Worten:  „en  ef  doemendr  eru  allir  ä  eitt  sättir''  und  den  Worten: 
„])ä  skal  gera  stefnu  leiglendingi"  eine  Lücke  annimmt.  So  ver- 
standen, stimmt  übrigens  die  ganze  Stelle  vortreffHch  sowohl  zu  den 
Angaben  der  G[)L.  über  das  Verfahren  in  Stamm gutssachen,  als  zu 
den  Vorschriften  der  FrI)L.  selbst  über  das  Verfahren  in  denjenigen 
illiquiden  Schuldsachen,  in  denen  der  Beweis  durch  Erfahrungszeugen 
geführt  werden  will;  der  einzige  erhebliche  Unterschied,  der  zwischen 
dem  betreuenden  Verfahren  nach  beiden  Rechtsbüchern  besteht, 
liegt  darin,  daß  der  veöjaöardömr  der  GI)L.  aus  12,  der  der  PVpL. 
aber  aus  24  Richtern  besteht.  Von  einer  auf  Grund  von  Rechts- 
sätzen zulässigen  ööalsbrigö,  welche  dem  Verfahren  um  vitafc  analog 
gestattet  wäre,  tun  die  PYI)L.  keine  Erwähnung,  und  läßt  sich  dem- 
nach auch  nicht  ersehen,  ob  sie  in  derartigen  Phallen  gleich  den  GpL. 
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ein  Privatgericht  anwandten  oder  nicht;  dagegen  besprechen  auch 
sie  die  Einlösung  auf  Grund  eines  vertragsweise  vorbehaltenen 
Rechtes,  aber  freilich  in  einer  Weise,  welche  nichts  weniger  als  klar 
ist.  Von  zwei  unmittelbar  sich  folgenden  Stellen  nämlich  bespricht 
die  eine  ^)  einen  Verkauf  von  Land  mit  Vorbehalt  der  Wiedereinlösung 
um  den  ursprünglich  bezahlten  Kaufpreis,  ohne  dabei  irgend  welche 
technische  Bezeichnung  für  das  Rechtsgeschäft  zu  nennen;  die  an- 
dere dagegen  bespricht  den  Verkauf  von  Land  „at  forsölu",  -)  welcher 
ganz  in  derselben  Weise  beschrieben  ward,  gibt  indessen  für  dessen 
Behandlung  nicht  unwesentlich  andere  Regeln.  Die  zweite  Stelle 
gestattet  beim  forsölumäli  beiden  Teilen  die  Kündigung,  nur  daß 
diese  stets  zwischen  Michaeli  und  Weihnachten  erfolgen  muß;  in 
Bezug  auf  den  Kündigungstermin  also  hält  sie  an  dem  Termine  fest, 
der  für  die  ööalsbrigö  gilt,  ganz  wie  die  G[)L.  dies  bezüglich  der 
stefnujörö  tun,  wogegen  freilich  diese  letzteren  nur  dem  Verkäufer 
die  Kündigung  verstatten.  Doch  sollte  die  Zahlung  des  Preises, 
wenn  der  Verkäufer  der  Kündigende  war,  schon  etwas  früher  als 
nach  den  GpL.  erfolgen,  nämlich  bereits  am  Samstag  in  der  igangs- 
fasta  der  langen  Fasten,  d.  h.  in  deren  erster  Woche,  also  um  etwa 
sieben  Wochen  früher  als  nach  den  GpL. ;  aber  nach  den  FrpL. 
war  auch  der  Zieltag  auf  den  ersten  Werktag  nach  Dreikönig  an- 
gesetzt, ■'^)  während  er  nach  den  Gl)L.  erst  neun  Tage  nach  Sommers 
Anfang,  also  etwa  auf  den  23.  April  fiel,  *)  so  daß  also,  da  die  Zug- 
zeit sich  über  eine  größere  Zeitfrist  erstreckte,  hier  wie  dort  sich 
der  Zahltag  offenbar  nach  dem  Zugtage  richtete.  Über  das  Ver- 
fahren, welches  einzuschlagen  war,  wenn  der  Käufer  das  Gut  dem 
einlösenden  Verkäufer  nicht  gutwillig  herausgeben  wollte,  indem  er 
ihm  sein  Einlösungsrecht  bestritt,  gibt  die  Stelle  keinen  Aufschluß; 
dagegen  bespricht  sie  umgekehrt  ziemlich  einläßlich  den  anderen 
Fall,  da  der  Käufer  gekündigt  hat  und  nicht  in  gutem  zu  seinem 
Gelde  kommen  kann,  einen  Fall,  der  hierher  nicht  gehört  und  der 
auch  insoferne  nichts  besonderes  bietet,  als  er  zunächst  zu  einer 
einmaligen  Verhandlung  vor  einem  Privatgerichte,  und  eventuell 
noch  zu  einer  solchen  vor  dem  Dinggerichte  führt.  Dagegen  be- 
spricht die  erste  Stelle  gerade  das  Verfahren,  welches  einzuschlagen 
ist,  wenn  der  Verkäufer  einlösen  will  und  der  Käufer  ihm  das  Ein- 
lösungsrecht bestreitet.     Mit  zwei  Zeugen,    welche  beim  ersten  Ver- 
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tragsabschlusse  beigezogen  worden  waren,  soll  der  Kläger  seinen 
Beweis  führen;  aber  freilich  hält  deren  Zeugnis  nur  20  Jahre  lang 
vor  und  kann  nur  dadurch  auf  länger  hinaus  erstreckt  werden,  daß 
vor  Ablauf  dieser  Frist  je  .  zwei  Zeugen  das  Zeugnis  je  eines  der 
älteren  Zeugen  übernehmen.  Der  Inhalt  ihrer  Aussage  wird  ange- 
geben, dagegen  aber  über  die  Formalien  des  Verfahrens  nichts  ge- 
sagt und  insbesondere  nicht  angegeben,  ob  bei  demselben  ein  Ge- 
richt niedergesetzt  wurde  oder  nicht;  gelegentlich  einer  Nebenbe- 
stimmung aber,  welche  sich  auf  die  Berücksichtigung  von  Melio- 
rationen am  Gute,  dann  von  inzwischen  im  Kurswerte  des  Geldes 
eingetretenen  Veränderungen  bezieht,  welche  aber  auch  in  der 
zweiten  Stelle  ihre  Parallele  findet,  zeigt  sich,  daß  hier  eine  Neuerung 
vorliegt,  welche  gelegentlich  irgend  einer  authentischen  Überarbeitung 
des  Rechtsbuches,  vielleicht  der  von  1244,  erst  in  dasselbe  hineinkam. 
Ich  sehe  keinen  Grund  ab,  beide  Stellen,  wie  Hertzberg  tut,  ^)  auf 
verschiedene  Fälle  zu  beziehen,  und  in  dem  zuerst  besprochenen 
Geschäfte  etwas  der  stefnujörö,  in  dem  an  zweiter  Stelle  besprochenen 
aber  etwa  der  mälajörö  der  G[)L.  Ahnliches  zu  finden.  Nicht  mit 
einer  Silbe  wird  angedeutet,  daß  die  rechtlichen  Voraussetzungen 
des  in  §  i  besprochenen  Geschäftes  andere  gewesen  seien  als  die 
des  in  §  2  besprochenen,  und  daß  dabei  insbesondere  auf  den  Unter- 
schied Gewicht  gelegt  worden  wäre,  der  die  stefnujörö  von  der 
mälajörö  schied,  auf  die  Bestimmtheit  nämlich  oder  Unbestimmtheit 
der  Zeitfrist,  auf  welche  das  Geschäft  eingegangen  war.  Daß  aber 
das  Geschäft  je  nach  Umständen  im  einzelnen  Falle  bald  mehr  den 
Charakter  des  Kaufes,  bald  mehr  den  eines  Pachtvertrages  oder  auch 
eines  Darlehnsgeschäftes  mit  Verpfändung  tragen  konnte,  ist  aller- 
dings richtig  und  von  mir  selber  an  einem  anderen  Orte  mit  aller 
Schärfe  hervorgehoben  worden ;  ^)  aber  ich  hatte  dabei  auch  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  daß  es  sich  ganz  und  gar  nicht  um  eine 
Verschiedenheit  der  rechtlichen  Ausprägung  handelte,  welche  viel- 
mehr immer  die  eines  Verkaufes  mit  Vorbehalt  der  Wiedereinlösung 
blieb,  sondern  vielmehr  nur  um  eine  Verschiedenheit  der  wirtschaft- 
lichen Spekulation,  welche  innerhalb  einer  und  derselben  rechtlichen 
Form  Platz  hatte,  und  ich  war  dabei  auch  bereits  veranlaßt  zu  be- 
merken, daß  diese  Verschiedenheit  der  Spekulation  ganz  gleichmäßig 
bestehen  konnte,    mochte    nun    im    einzelnen  Falle  das  Geschäft  auf 
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bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  eingegangen  sein.     Es  bleibt  dem- 
nach, da  die  Form  der  Darstellung  allerdings  zeigt,    daß   die  beiden 
sich  folgenden  Bestimmungen  unmöglich  von  Anfang   an    nebenein- 
ander gestanden  haben  können,    nur    die  Annahme  übrig,    daß    die- 
selben aus  verschiedenen  Bearbeitungen   des  Rechtsbuches  geflossen 
seien,  wodurch  denn  auch  der  fragmentarische  Charakter  sich  erklärt^ 
welchen  sie  beide  tragen ;  da  sie  beide  darüber  sich  nicht  aussprechen^ 
ob  nach  erfolgter  Kündigung  an    dem  Tage,    an    welchem    der  Ein- 
lösungspreis zu  zahlen  war,  ein  Privatgericht  zusammengesetzt  wurde 
•oder  nicht,  lassen  sie  uns  gerade  diejenige  Frage  unbeantwortet,  die 
für  uns  den  größten  Wert  hätte,  ohne  daß  es  doch  anginge,  frisch- 
weg durch  Heranziehung  der  Analogie  der  GpL.    die  Lücke    zu    er- 
gänzen. —  Endlich   sind   noch   diejenigen  Rechtssachen   in  Betracht 
zu    ziehen,    welche    wir   als   Verbotssachen    bezeichnen    mögen. 
Sowohl  die  GpL.  als  die  FrI)L.  kennen  den  Gebrauch,  daß  der  Be- 
rechtigte,   welcher    sich    gegen  unerlaubte  Eingriffe  in  seine  Berech- 
tigung schützen  wollte,    zu  solchem  Behufe  eine  rechtsförmliche  Er- 
klärung erließ,  welche  jede  Verletzung  seiner  Befugnisse  ausdrücklich 
untersagte;    fyrirbjööa,    d.  h.  verbieten,    ist    dabei    der  Ausdruck, 
mit    welchem    die  GpL.    das  Erlassen    einer    solchen  Erklärung   be- 
zeichnen, wogegen  die  FrpL.  den  Ausdruck  festa  log,    lögfesta 
in  gleichem  Sinne  gebrauchen,    und    das   isländische  Recht  vollends 
von    einem    lyritti    verja   spricht.     Dabei    kann    das  Verbot    eine 
doppelte  Gestalt  annehmen,   je    nachdem    dasselbe    sich    gegen    eine 
bestimmte  Person  kehrt,  welche  sich  bereits  Eingriffe  in  das  angeb- 
liche Recht  des  Verbietenden    erlaubt   hat    oder   sich    solche    zu  er- 
lauben droht,  oder  aber  gegen  alle  und  jede  Personen,  welche  etwa 
in  die  Lage  kommen  könnten,    solches  Recht  zu  kränken.     Im  letz- 
teren Falle,  mochte  es  sich  nun  um  Wald,  Wiese,  Jagd-  oder  Fischerei- 
gründe handeln,   mußte    das  Verbot    öffentlich  erlassen  werden,   am 
Ding  oder  in  der  Kirche  des  Bezirks,  innerhalb  dessen  das  fragliche 
Land  lag;^)    die    dabei    zu    gebrauchende  Formel    hat   das    gemeine 
Landrecht  erhalten  ^)  und  zeigt  dieselbe,  daß  es  dabei  darauf  ankam, 
zugleich  das  eigene  Eigentumsrecht  zu  behaupten  und  jeden  fremden 
Eingriff  in   dasselbe   zu   verbieten.     Das  Verbot   galt   für   ein   volles 
Jahr,    wenn    es    anders  durch  den  Eigentümer  selbst  oder  einen  Be- 
vollmächtigten desselben  erlassen  war;^)  aber  selbstverständlich  konnte 


^)  Fr|)L.  XIII,   14.  2)  Lands].,  Landsleigub.    19.  »)  FrpL. 
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es  nach  Ablauf  dieser  Frist  erneuert  werden.  Seine  Wirkung  endlich 
bestand  darin,  daß  jede  Übertretung  desselben  als  formales  Unrecht 
galt;  wie  jedes  andere  ran  ist  dieselbe  mit  einem  ranbaugr  für  den 
König  und  doppelter  Buße  an  den  Damnifikaten  bedroht,  ^)  und 
weist  es  eben  nur  auf  diese  Verdoppelung  hin,  wenn  der  Ausdruck 
gebraucht  wird,  das  landnäm  solle  „silfrmetit"  sein,  wenn  ein  Verbot 
eingelegt  worden  sei,  dagegen  „sakgilt",  wenn  dies  nicht  der  Fall 
sei,  denn  die  erstere  Art  der  Zahlung  galt  gerade  das  Doppelte  der 
letzteren.  Da  nun  aber  im  gegebenen  Falle  das  Verbot  nicht  gegen 
eine  bestimmte  Person  gerichtet  ist,  so  kann  selbstverständlich  auch 
dessen  Erklärung  nicht  zu  einer  sofortigen  gerichtlichen  Verhandlung 
führen,  und  wird  demnach  auch  die  Frage  nach  seiner  legalen  Be- 
gründung erst  dann  aufgeworfen  und  erörtert  werden  können,  wenn 
sich  durch  irgend  welche  Zuwiderhandlung  erst  eine  bestimmte  Per- 
son herausgestellt  hat,  welche  an  der  Entscheidung  solcher  Frage 
ein  eigenes  Interesse  hat.  Ganz  anders  stellt  sich  dagegen  die  Sache 
in  dem  anderen  Falle,  da  das  Verbot  sich  von  vornherein  gegen 
eine  bestimmte  Person  kehrt.  In  diesem  Falle  sollte  das  Verbot 
zunächst  an  den  Gegner  selbst  gerichtet  werden,  wo  immer  man 
denselben  innerhalb  des  Volklandes  traf;  -)  doch  konnte  man,  wenn 
man  ihn  nicht  zu  treffen  wußte,  das  Verbot  auch  auf  dem  in  Frage 
stehenden  Lande  erlassen,  nur  daß  man  solchenfalls  dem  Gegner 
selbst  oder  dessen  Hausgenossen  anzusagen  hatte,  was  man  getan 
hatte.  Die  Wirkung  ferner  des  Verbotes  ist  zunächst  dieselbe  wie 
oben,  nämlich  die,  daß  die  Zuwiderhandlung  als  ein  formales  Un- 
recht erscheint  und  mit  dem  ranbaugr  und  dem  doppelten  landnäm 
gesühnt  werden  muß,  wie  sich  dies  schon  aus  der  Tatsache  ergibt, 
daß  die  Quellen  diese  Folge  ein  für  allemal  an  den  Eingriff  in  das 
fremde  Recht  nach  einer  vorgängigen  Verbotserklärung  knüpfen, 
ohne  zwischen  den  beiden  von  uns  geschiedenen  Fällen  ihrerseits 
einen  Unterschied  zu  machen;  aber  in  derartigen  Fällen  ist  auch 
eine  sofortige  Austragung  der  Rechtsfrage  sofort  möglich,  und  dieser 
Umstand  kann  dann  zu  einem  eigentümlichen  Verfahren  Veranlassung 
geben.  War  derjenige,  der  das  Verbot  erließ,  selber  im  Besitze,  so 
konnte  er  seinerseits  ruhig  zuwarten;  aber  der  Gegner  muß  sofort 
entw^eder  klagbar    auftreten,    wenn    er    sich    das  Verbot    nicht    ruhig 


^)  Fr|)L.  XIII,   II,   15  und   19;  ebenso  G I> L.  91. 

^)  FrJ)L.  XIII,  26.     Eine  sehr  detaillierte  Formel  für  ein  derartiges  Verbot  gibt. 
P  ä  1 1  V  i  d  a  1  i  n  ,  Skyringar,  S.  1 6 1  ;  eine  kürzere  J  ö  n  s  b  6  k  ,  L  a  n  d  s  1  b.  26. 
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gefallen  lassen  will,  oder  demselben  tatsächlich  zuwiderhandeln,  Wes- 
falls dann  der  Besitzer  mit  der  Strafklage  gegen  ihn  vorgeht,  für 
deren  Verhandlung  die  Frage  nach  der  Berechtigung  zum  Verbote 
einen  Inzidentpunkt  bildet.  So  wird  z.  B.  bestimmt,  ^)  daß  gewisse 
Eingriffe  in  fremdes  Grundeigentum  erlaubt  sind,  soweit  dieselben 
erfolgen  zugunsten  des  Baues  einer  Hauptkirche  oder  auch  von 
Schiffen  für  die  Seewehr,  und  dabei  ausdrücklich  gesagt,  daß  der 
Grundeigentümer,  der  durch  eine  lögfesting  solchen  Eingriffen  ent- 
gegenzutreten sucht,  dadurch  nicht  nur  bußfällig  wird,  sondern  daß 
auch  sein  Verbot  unbeachtet  gelassen  werden  mag.  Oder  es  wird 
gesagt,^)  daß  derjenige,  welcher  ein  fremdes  Pferd  auf  seinem  Acker 
und  seiner  Wiese  trifft,  dieses  in  Gewahrsam  nehmen,  den  von  ihm 
angerichteten  Schaden  unparteiischen  Leuten  zeigen,  endlich  dem 
Eigentümer  des  Tieres  die  Schadensbuße  (üslaböt,  d.  h.  auvislaböt) 
abfordern  und  dabei  ein  Verbot  bezüglich  des  Pferdes  erlassen  soll; 
nimmt  dann  der  Eigentümer  sein  Pferd  wieder  an  sich,  ohne  zuvor 
jene  Buße  erlegt  zu  haben,  so  hat  er  dafür  dem  Könige  den  rän- 
baugr,  dem  Damnifikaten  aber  sowohl  landnäm  als  auvislaböt,  d.  h. 
doppelte  Buße  zu  entrichten.  Beide  Male  wird  natürlich  gelegentlich 
der  Straf  klage,  die  wegen  Mißachtung  des  Verbotes  erhoben  wird, 
die  Berechtigung  zur  Erklärung  des  Verbotes  zu  prüfen  kommen, 
und  wird  die  Freisprechung  des  Beklagten  erfolgen,  wenn  diese  nicht 
dargetan  werden  kann,  wie  im  ersteren  Falle,  dagegen  dessen  Ver- 
urteilung, wenn  sie  erwiesen  wird,  wie  im  zweiten  Falle.  Anders 
steht  dagegen  die  Sache  dann,  wenn  entweder  der  Gegner  im  Be- 
sitze der  fraglichen  Sache  sich  befindet,  oder  auch  der  Besitz  zwischen 
beiden  Teilen  streitig  ist;  in  solchen  Fällen  muß  nämlich,  wenn  der 
Besitzer  die  Berechtigung  bestreitet,  das  Verbot  zu  erklären,  von  dem 
Verbietenden  selbst  binnen  gesetzter  Frist  die  Rechtsfrage  ausge- 
tragen werden,  und  von  hier  aus  erklärt  sich  der  Gebrauch  der 
fimtarstefna  in  derartigen  Fällen.  Der  Ausdruck  fimt  bezeichnet 
in  der  altnordischen  Rechtssprache  eine  Frist  von  fünf  Tagen,  und 
wahrscheinlich  hatte  diese  im  Heidentume  die  Woche  gebildet;  von 
hier  aus  erklärt  sich,  daß  gerade  diese  Frist  im  norwegischen  Ge- 
richtswesen mit  so  besonderer  Vorliebe  verwendet  wurde.  Die  Zu- 
sammensetzung  fimtarstefna   aber   kann,    der   zwiefachen  Bedeutung 


')  Fr|)L.  VII,  26.     So  auch  zugunsten  der  Heringsfischcrei,    wo    auch  die  ent- 
gegengesetzte lögfesting  unbeachtet  bleibt;  ebenda,  XV,   5. 
^)  ebenda,  XIII,  20. 
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von  stefna  entsprechend,  in  doppeltem  Sinne  verstanden  werden,  was 
Hertzberg  bei  seiner  Erörterung  des  Sprachgebrauches  ^)  mit  Unrecht 
übersehen  zu  haben  scheint ;  sie  kann  nämHch  einmal  eine  Frist  von 
fünf  Tagen  bezeichnen,  sodann  aber  auch  die  Ladung  zu  einer  Zu- 
sammenkunft, die  nach  fünf  Tagen  gehalten  werden  soll,  oder  diese 
Zusammenkunft  selbst.  Wenn  z.  B.  gesagt  wird,  ^)  daß  der  Grund- 
eigentümer dem  Manne,  der  ohne  seine  Erlaubnis  auf  seinem  Lande 
aufzieht,  eine  fimtarstefna  anberaumen  soll,  um  abzuziehen  und  seine 
Fahrhabe  durch  Erläge  einer  als  landnäm  bezeichneten  Buße  auszu- 
lösen, oder  wenn  es  heißt,  ^)  derjenige,  welcher  zum  Nachteil  seiner 
Nachbarn  einen  Bach  so  gesperrt  hat,  daß  die  Fische  in  demselben 
nicht  aufwärts  gehen  können,  solle  vom  Ding  weg  eine  fimtarstefna 
bekommen,  um  solche  widerrechtliche  Vorrichtung  zu  beseitigen,  so 
ist  beide  Male  nur  an  eine  Frist,  nicht  an  eine  Zusammenkunft  zu 
denken.  Aber  auch  dann,  wenn  wirklich  von  einer  Zusammenkunft 
die  Rede  ist,  braucht  diese  nicht  notwendig  gerichtlichen  Zwecken 
zu  dienen,  wie  denn  z.  B.  von  einer  fimtarstefna  die  Rede  ist  bei 
der  Berufung  der  dienstpflichtigen  Mannschaft  unter  die  Waffen, 
w^elche  durch  den  Heerpfeil  erfolgt,  *)  oder  wieder  bei  der  Berufung 
der  Genossen  zur  ööalsskipti,  ^)  und  wenn  eine  solche  Zusammen- 
kunft gerichtlichen  Zwecken  dient,  wie  ich  dies  oben  schon  von  der 
fimtarstefna  angenommen  habe,  an  der  das  Vermögen  eines  ge- 
ächteten Mannes  auseinandergesetzt  wird,  ^)  und  auch  in  Bezug  auf 
die  FrpL.  für  den  gleichen  Fall  annehmen  möchte,  ')  obwohl  aller- 
dings weder  hier  noch  dort  ausdrücklich  von  einem  Gerichte  ge- 
sprochen wird,  so  braucht  sie  darum  doch  noch  nicht  mit  dem  Ver- 
fahren in  Verbotssachen  zusammenzuhängen,  und  es  mag  geradezu 
zufällig  sein,  daß  auf  den  ersten,  zweiten  und  dritten  Gerichtstag, 
wie  er  in  Fällen  gehalten  wurde,  da  ein  Erfahrungszeugnis  erbracht 
wurde,  die  Bezeichnung  keine  Anwendung  fand,  obwohl  auch  hier 
der  fünftägige  Termin  üblich  war.  Aber  mit  besonderer  Vorliebe 
scheinen  die  FrpL.  die  Bezeichnung  auf  eine  richterlichen  Zwecken 
dienende  Zusammenkunft  anzuwenden,  welche  bei  den  Verbotssachen 


1)  Grundtrsekkene,  S.  47— 49.  ^)  C^L.   77.  ^j  g^enda,  85. 

^)  ebenda,  312;  doch  könnte  hieraus  eine  Frist  gemeint  sein,  innerhalb 
deren  der  Dienstpflichtige  sich  zu  stellen  hat,  und  ist  diese  Deutung  vielleicht  sogar 
richtiger. 

^)  FrJ)L.  XI V,  4;  Berufung  zur  Vermögensauseinandersetzung  unter  getrennten 
Ehegatten,  B|)L.  II,  9. 

6)  G|)L.   162.  ")  Fr|)L.  III,  23  und  V,   13. 
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Üblich  war,  und  mit  dieser  allein  haben  wir  es  hier  zu  tun.  ^)  Es 
war  aber  dieses  Verbotsverfahren,  wie  es  scheint  auf  Rechtssachen 
beschränkt,  bei  welchen  es  sich  um  den  Schutz  von  Rechten  an 
Liegenschaften  handelte.  Allerdings  war  oben  von  einem  „festa  log 
fyrir  rossit"  die  Rede ;  ^)  aber  das  Pferd  ist  im  gegebenen  Falle  in 
Besitz  genommen  worden  wegen  des  Schadens,  welchen  es  an  frem- 
dem Lande  angerichtet  hat,  und  wenn  anderwärts  der  Fall  besprochen 
wird,  da  jemand,  um  straflos  einem  Ächter  Nahrung  zukommen 
lassen  zu  können,  sich  darauf  beschränkt,  die  Speise  durch  eine  lög- 
festing  ihm  zu  verbieten,  •")  so  wird  dies  ausdrücklich  als  ein  Miß- 
brauch bezeichnet,  der  recht  wohl  unter  anderen  in  der  Erstreckung 
dieser  Verbotsform  auf  ein  Gebiet  liegen  mochte,  dem  sie  von  An- 
fang an  nicht  zugehörte;  wie  weit  aber  deren  Gebrauch  im  Erb- 
rechte mit  der  aufgestellten  Regel  in  Einklang  stehe,  wird  unten 
noch  zu  besprechen  kommen.  Unter  gewissen  Voraussetzungen 
muß  aber  die  Anberaumung  einer  fimtarstefna  gleich  im  Anschlüsse 
an  die  lögfesting  vorgenommen  werden;  in  anderen  Fällen  dagegen 
kann  sie  dies  wenigstens.  So  wird  für  den  Fall,  da  ein  neuer 
Pächter  auf  ein  Gut  aufziehen  will,  von  welchem  der  bisherige 
Pächter  nicht  weichen  will,  weil  er  behauptet,  seinerseits  auch  ferner- 
hin zu  dessen  Besitz  und  Genuß  berechtigt  zu  sein,  angeordnet,  daß 
der  erstere,  sowie  er  seinen  ersten  Wagen  nach  dem  Gute  bringt, 
dem  letzteren  hiervon  Anzeige  machen  und  daß  der  letztere  dann 
sofort  seine  fimtarstefna  anberaumen  soll,  wenn  er  nicht  seinen  an- 
geblichen Anspruch  auf  das  Land  einbüßen  will.  ^)  Wenn  ferner 
Streit  über  die  Eigenschaft  eines  Landstückes  als  Privatgut  oder 
Almende  entsteht,  soll  folgendermaßen  verfahren  werden.  ^)  Der- 
jenige, welcher  dessen  Privateigentümer  zu  sein  behauptet,  soll  die 
lögfesting  vornehmen  und  zugleich  ein  Ding  laden,  so  daß  innerhalb 
der  Fünft  die  Ladung  ausgeht;  an  diesem  Dinge  aber  sollen  zwölf 
höldar  oder  andere  gute  Bauern  von  beiden  Teilen  zu  gleichen 
Hälften  ernannt  werden,  aus  welchen  der  Kläger  zwei  auszuwählen 
hat,  welche  darüber  zu  schwören  haben,  ob  das  Land  sein  Eigen 
oder  Almende  sei.^)     Jedoch  wird  dieser  Eid  nicht  am  Dinge  selbst 


^)  vgl.  hierüber  auch  Fr.  Brandt,  Pröveforeljesninger,  S.  112 — 22. 

2)  FrJ)L.  XIII,  21.  ^)  ebenda,  Einleitung,  2i. 

*)  ebenda,  XIII,    i.  ^^  ebenda,  XIV,  7. 

*)  Die  Lesart:  ,,ok  hafa  fram  af  Ipeim  12  er  geta  ma",  gibt  keinen  Sinn,  und 
ist  nach  den  Lands!.,  Landsleigub.  61  zu  verbessern:  ,,ok  hafi  2  af  J)eim  12 
J)a  er  geta  ma".     Ebenso  Jönsbök,   52. 
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geschworen,  sondern  an  einer  fimtarstefna,  welche  der  Kläger  vom 
Ding  weg  anzuberaumen  hat,  so  daß  also  das  Ding  nur  dazu  be- 
stimmt ist,  den  an  der  Almende  Beteiligten  Gelegenheit  zur  Er- 
nennung jener  zwölf  Bauern  zu  bieten;  die  Aussage  aber  der  beiden 
geht  dahin,  daß  sie  so  gehört  haben  und  auch  nicht  anders  wissen, 
als  daß  die  von  ihnen  angegebene  Grenze  zwischen  Almende  und 
Sondergut  die  richtige  sei,  und  sie  charakterisiert  sich  damit  augen- 
scheinlich als  Erfahrungszeugnis.  Ausdrücklich  wird  aber  gesagt, 
daß  an  der  fimtarstefna  jedem  Teile  das  Seinige  zuerkannt  werden 
solle,  und  der  Gebrauch  des  Wortes  doema  zeigt,  daß  man  diese  als 
einen  dömr  betrachtet;  ausdrücklich  wird  ferner  auch  bemerkt,  daß 
dasselbe  Verfahren  auch  in  dem  anderen  Falle  zur  Anwendung-  zu 
kommen  habe,  da  etwa  des  Königs  Beamter  jemanden  wegen  wider- 
rechtlichen Besitzes  von  Almendeland  anspreche  und  dieser  auf  Er- 
sitzung sich  berufe.  Aber  auf  diese  Fälle  scheint  die  Notwendigkeit 
der  Berufung  einer  fimtarstefna  nicht  beschränkt  gewesen  zu  sein. 
Auch  dann,  wenn  der  Pächter  ein  altes  Gebäude  auf  dem  Pachtgute, 
das  er  zu  erhalten  schuldig  ist,  verfallen  läßt,  soll  der  Verpächter 
zur  lögfesting  und  Anberaumung  einer  fimtarstefna  schreiten,  und 
wenn  der  Pächter  nicht  an  dieser  durch  Zeugen  beweist,  daß  ihm 
die  Erhaltung  des  Gebäudes  nicht  ausbedungen  sei,  soviel  von  den 
Früchten  des  Gutes  haben,  als  der  durch  Schätzleute  erhobene  Wert 
der  Baukosten  beträgt.  ^)  So  wird  ferner  auch  die  Klage  auf  die 
landskyld  mit  lögfesting  und  Anberaumung  einer  fimtarstefna  ein- 
geleitet ;  ^)  ebenso  die  Klage  der  oberen  Anwohner  eines  Flusses 
über  widerrechtliche  Einrichtungen  zum  Nachteile  ihrer  Fischerei,^) 
der  Streit  zwischen  zwei  Pächtern  desselben  Grundstückes  über  den 
Vorrang  ihres  Pachtrechtes,  oder  der  Streit  über  die  Nutznießung 
einer  Wiese,  *)  oder  über  Waldungen  und  Weidenschaften  ^)  u.  dgl.  m. 
Aber  es  ist  doch  keineswegs  ausgemacht,  daß  in  allen  diesen  Fällen 
die  Anberaumung  der  fimtarstefna  mit  der  lögfesting  schlechterdings 
verbunden  sein  mußte  und  daß  in  ihnen  allen  der  Satz  galt,  welcher 
beim  Streite  über  die  Grenze  zwischen  Sondergut  und  Almende 
ausgesprochen  wird:  „en  ef  hann  gerir  eigi  svä,  l)ä  er  unyt  lögfesta 
hans  at  \wi  sinni";  in  einzelnen  Fällen  wird  vielmehr  geradezu  aus- 
gesprochen, daß,  welcher  von  beiden  Teilen  auch  die  lögfesting  vor- 
genommen habe,  doch  die  Anberaumung  der  fimtarstefna  demjenigen 


1)  Fr|)L.  XIII,    I.  2)  ebenda,  III,  20.  »j  ebenda,  XIII,  9. 

*)  ebenda,   17.  ^)   ebenda,  23. 
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Überlassen  bleibe,  in  dessen  Interesse  sie  hauptsächlich  gelegen  sei,  ^) 
und  damit  ist  denn  doch  gezeigt,  daß  man  unter  Umständen  die 
Verbindung  der  Anberaumung  der  fimtarstefna  mit  der  lögfesting 
nicht  von  Rechts  wegen  forderte,  vielmehr  sich  darauf  verließ,  daß 
das  tatsächliche  Interesse  an  einer  baldigen  gerichtlichen  Entschei- 
dung ohnehin  den  einen  oder  anderen  Teil  veranlassen  werde,  eine 
solche  in  kürzester  Frist  herbeizuführen.  Geratener  wird  es  also 
immerhin  sein,  ein  Gebot  jener  Verbindung  nur  in  den  obigen 
beiden  Fällen  mit  Fr.  Brandt  anzunehmen,  in  welchen  solches  von 
unserem  Texte  ausdrücklich  überliefert  ist,  wenn  sich  auch  nicht 
leugnen  läßt,  daß  in  manchen  anderen  Fällen,  die  Hertzberg  auch 
heranziehen  will,  die  Sache  ebenso  stehen  konnte,  obwohl  uns  dies 
nicht  ausdrücklich  bezeugt  wird;  übersehen  hat  jedenfalls  Hertzberg, 
daß  in  jenen  beiden  Fällen  eine  bestimmte  Rechtsfolge  an  die  nicht 
rechtzeitige  Anberaumung  der  fimtarstefna  geknüpft  ist,  nämlich  die 
Ungültigkeit  der  lögfesting,  wogegen  dies  in  den  übrigen  Fällen 
nicht  geschieht.  Was  aber  das  Verfahren  selbst  betrifft,  so  ist  bei 
demselben  zunächst  das  auffällig,  daß  die  fimtarstefna  wiederholt  von 
dem  Privatgerichte  sowohl  als  von  dem  Dinggerichte  unterschieden 
wird,  so  wenn  es  heißt:  „ef  maör  er  heimstefnuvättr  eöa  ])ingstefnu- 
eöa  kvööuvättr,  ok  er  siöan  fest  log  fyrir  loö  hans,  ok  ber  allt  ä  einn 
dag,  l^ing  ok  döm  ok  fimtarstefnu  hans",  ^)  oder :  „ok  eigi  skal  lendr 
maör  koma  ä  fimtarstefnu  heldr  en  i  döm,  nema  hann  soeki  sitt  mal 
eöa  veri",  ^)  oder:  „en  ef  heimildarmaör  er  svä  längt  frä  at  hann 
mä  eigi  koma  til  fimtar,  ])ä  skal  gera  honum  lagastefnu  sem  til 
döms",  ^)  oder:  „ok  6  menn  skal  hvärttveggi  nefna  i  stefnu  sem  i 
döm".  ^)  Andererseits  wird  aber,  allerdings  nur  in  einer  Überschrift, 
die  fimtarstefna  selbst  als  ein  festardömr  bezeichnet,  und  es  ist  von 
einem  „leggja  döm  ä"  in  Bezug  auf  sie  die  Rede;^)  es  wird  von 
einem  „dcema"  an  derselben  gesprochen  *)  und  der  Fall  erörtert,  da 
keine  Einstimmigkeit  an  derselben  zu  erzielen  ist  (ef  \m  skill  ä  i 
dömi,  ok  veröa  eigi  samdöma) ;  ^)  endlich  die  Ernennung  von  zwölf 
Männern  zur  Fällung  des  Spruches  weist  denn  doch  selbst  schon 
auf  eine  Funktion  hin,  welche  ganz  mit  der  Funktion  der  Richter 
in  einem  Privatgerichte  zusammenzufallen  scheint.^)  Es  scheint  nicht 
zulässig,   mit  Hertzberg   diesen    scheinbaren  Widerspruch   darauf  zu- 
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rückzuführen,  daß  ursprünglich  nur  bei  den  Verbotssachen  die  fünf- 
tägige Frist  für  die  Bestellung  des  Gerichtes  gegolten  habe  und  daß 
aus  diesem  Grunde  dem  'bei  ihnen  üblichen  skiladömr  jene  beson- 
dere Bezeichnung  erwachsen  sei;  einmal  nämlich  würde  von  hier  aus 
nur  eine  Scheidung  zweier  Arten  des  skiladömr  sich  ergeben,  deren 
eine  den  Namen  der  fimtarstefna  als  einen  speziellen  führen  würde, 
aber  ganz  und  gar  nicht  der  oben  nachgewiesene  Gegensatz  zwischen 
dömr  und  fimtarstefna,  sodann  aber  finden  wir  auch  bei  den  sonstigen 
Privatgerichten  die  fünftägige  Frist  vorgeschrieben,  die  nur  bei  ihnen 
von  der  kvaöa  wie  bei  den  Verbotssachen  von  der  lögfesting  aus- 
läuft und  nichts  berechtigt  uns,  in  dieser  Fristbestimmung  eine 
Neuerung  zu  sehen.  Vielleicht  steht  aber  die  Scheidung  der  fimtar- 
stefna von  dem  skiladömr  mit  einer  anderen  Besonderheit  in  Ver- 
bindung, welche  wir  an  derselben  bemerken.  Wiederholt  sehen  wir 
bei  derselben  den  Beweis  durch  Zeugen  geführt,  die  keine  anderen 
als  Erfahrungszeugen  sein  können;  dennoch  aber  ist  niemalen  von 
der  Bestellung  eines  zweiten  und  dritten  Gerichtes  bei  derselben  die 
Rede.  Allerdings  spricht  K.  Häkon  gamli  gelegentlich  den  Satz  aus,-") 
daß  nur  eine  fimtarstefna  in  jeder  Sache  gehalten  werden  solle  und 
nicht  mehrere,  und  auch  im  Rechtsbuche  selbst  wird  gesagt,  daß 
eine  Erbschaftsklage  unter  bestimmten  Voraussetzungen  „ä  einni 
fimtarstefnu"  anhängig  gemacht  werden  solle ;  -)  allein  aus  der 
ersteren  Bestimmung  darf  man  keineswegs  mit  Hertzberg  schließen, 
daß  es  vor  K.  Häkon  zulässig  gewesen  sei,  eine  zweite  und  dritte 
Tagfahrt  in  demselben  Verfahren  anzusetzen,  vielmehr  mag  der 
König  möglicherweise  sich  nur  einer  einreißenden  unklaren  Praxis 
gegenüber  veranlaßt  gesehen  haben,  das  ältere  Recht  neuerdings  ein- 
zuschärfen, oder  mag  auch  seine  Vorschrift  sich  vielleicht  gar  nicht 
auf  dasselbe  Verfahren  beziehen,  vielmehr  nur  aussprechen  wollen, 
daß  die  an  einer  fimtarstefna  abgewiesene  Klage  nicht  nochmals  an 
einer  zweiten  angebracht  werden  könne  und  in  diesem  letzteren 
Sinne  läßt  sich  auch  jene  andere,  an  zweiter  Stelle  angeführte  Be- 
stimmung verstehen.  Nun  wird  man  sich  vielleicht  daran  erinnern 
dürfen,  daß  die  GI)L.,  indem  sie  das  Verfahren  bei  der  ööalsbrigö 
beschreiben,  ausdrücklich  nur  das  dritte  Gericht  als  skiladömr  be- 
zeichnen, und  etwa  auch  die  andere  Tatsache  heranziehen  dürfen, 
daß  eben  dieses  Rechtsbuch  hinsichtlich  derjenigen  Fälle,  in  welchen 
bei  Stammgutssachen  nur  ein  einziges  Gericht  entschied,  sich  eben- 
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falls  einigermaßen  schwankend  erweist;  man  wird  ferner  auch  den 
Umstand  zu  betonen  haben,  daß  in  dem  ersten  und  zweiten  Ge- 
richte, welches  in  anderen  Fällen  gehalten  wird,  im  Grunde  die 
Aufgabe  der  Richter  auch  nur  darin  besteht,  das  Gewicht  der  vor- 
geführten Zeugen  abzuwägen,  und  allenfalls  noch  die  formelle  Kor- 
rektheit des  Verfahrens  zu  prüfen  und  anzuerkennen.  Man  kann 
sich  hiernach  versucht  fühlen  anzunehmen,  daß  man  ursprünglich 
nur  zwischen  zwei  Arten  von  Gerichten  unterschieden  hätte,  deren 
eine,  komplizierter  durch  zwei  vorgängige  Gerichte  hindurch  zu  einem 
letzten,  als  skiladömr  bezeichneten  führte,  während  die  andere,  ein- 
fachere bei  einem  Gerichte  stehen  blieb,  das  als  fimtarstefna  be- 
zeichnet wurde ;  daß  der  Ausdruck  dömr  und  sogar  skiladömr  hinter- 
her auch  auf  dieses  letztere  übertragen  wurde  und  überhaupt  die 
Scheidung  beider  Arten  von  Gerichten  mit  der  Zeit  ins  Schwanken 
geriet,  würde  sich  leicht  erklären,  minder  leicht  aber  freilich,  warum 
der  Name  der  fimtarstefna  gerade  nur  bei  den  Verbotssachen  haften 
blieb.  Möglich,  daß  die  gelegentlich  vorkommenden  Bezeichnungen 
festardömr  einerseits  und  kvööudömr  andererseits  ursprünglich  die 
beiden  Hauptabteilungen  der  fimtarstefna  bezeichnet  hatten  und  daß 
der  letztere  Ausdruck  als  Gegensatz  zum  fimtar})ing  aufgekommen 
war,  das  ein  paar  Male  genannt  wird.^)  Eine  andere  Eigentümlich- 
keit des  Verfahrens  betrifft  die  Beweisführung,  aber  freilich  nicht  in 
allen  und  jeden,  sondern  nur  in  gewissen  Sachen.  Bei  Streitigkeiten 
nämlich  über  Wald  oder  Weide,  Acker  oder  Wiesland  kann  es  vor- 
kommen, daß  der  eine  Teil  Zeugen  über  seinen  Besitz  (hafnarvitni), 
der  andere  Teil  aber  Zeugen  über  sein  Stammgutsrecht  (ööalsvitni) 
vorführt ;  -)  für  diesen  Fall  soll  der  letztere  vorgehen,  was  sehr  na- 
türlich ist,  da  ja  das  schwächere  Besitzrecht  dem  stärkeren  weichen 
muß.  Auf  die  Zahl  der  Zeugen,  die  auf  der  einen  und  anderen 
Seite  standen,  scheint  dagegen  kein  Gewicht  gelegt  worden  zu  sein, 
da  von  dem  Satze  nicht  gesprochen  wird,  daß  ein  andvitni  nur  unter 
der  Voraussetzung  zulässig  sein  solle,  da  der  Gegenbeweiszeugen 
mehr  als  der  Beweiszeugen  seien ;  wohl  aber  wird  auf  die  Beschaffen- 
heit der  Zeugen  Gewicht  gelegt,  und  ernennt  man  an  der  stefna 
beiderseits  zu  gleichen  Teilen  zwölf  tüchtige  Bauern  aus  dem  fylki, 
um  die  Aussagen  der  beiderseitigen  Zeugen  abzuwägen.  Wer  sich 
an  der  Wahl  teilzunehmen  weigert,  hat  von  vornherein  seine  Sache 
verloren;  unter  den  Zwölfen  aber  entscheidet  Stimmenmehrheit,  bei 
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Stimmengleichheit  aber  geht  die  Ansicht  des  Teiles  vor,  der  sich 
zum  Eide  erbietet,  wogegen,  wenn  beide  Teile  schwören  wollen,  der 
Streitgegenstand  gleich  geteilt  wird.  ^)  Aber  diese  Bestimmung  be- 
zeichnet sich  selber  als  eine  Neuerung  und  paßt  auch  in  keiner 
Weise  in  das  System  des  älteren  Rechtes,  das  die  Zeugen  zählte, 
nicht  prüfte,  ^)  wie  denn  auch  die  zwölf  Prüfer  der  Zeugen  neben 
den  zwölf  Richtern  keinen  rechten  Platz  haben ;  überdies  unterbricht 
sie  den  Zusammenhang  und  paßt  auch  inhaltlich  nicht  zu  den  fol- 
genden Vorschriften,  so  daß  sie  nur  als  ein  späteres  Einschiebsel  zu 
betrachten  ist.  Ursprünglich  scheint  vielmehr  die  Regel  gegolten  zu 
haben,  daß  besondere  Leute  zum  Prüfen  des  Wertes  der  Zeugen 
nicht  gewählt  wurden,  vielmehr,  wenn  beide  Teile  ein  hafnarvitni 
erbrachten,  diejenige  Partei  vorging,  die  sich  zum  Eide  erbot.  Er- 
bieten sich  beide  Teile  zum  Eid,  so  geht  der  Eid  desjenigen  vor, 
welcher  höheren  Standes  ist,  und  wird  somit  der  oöalsmaör  vor  dem 
kauplendingr  zum  Eid  gelassen ;  sind  beide  ihrem  Stande  nach  gleich, 
so  wird  das  Streitobjekt  unter  sie  geteilt  und  ebenso  wird  es  ge- 
halten, wenn  keiner  von  beiden  schwören  will.  Doch  wird  der 
oöalsmaör  dann  nicht  zum  Eide  gelassen,  wenn  sich  unter  den  Zeugen 
seines  Gegners  auch  derjenige  befindet,  „er  oöalsmaör  er  at  jöröu 
J3eirri",  d.  h.  dem  selber  an  dem  Lande  Stammgutsrecht  zusteht  und 
in  diesem  Falle  schließt  demnach  die  Qualität  des  von  der  einen 
Seite  erbrachten  Zeugnisses  den  Eid  aus.  Endlich  wenn  nur  der 
eine  Teil  eine  hafnarvitni  erbringt,  der  andere  aber  nicht,  so  soll 
doch  jener  erstere  erst  noch  schw^ören;  doch  wohl  darum,  weil  der 
Besitz,  der  allein  durch  solches  Zeugnis  erwiesen  war,  zwar  eine 
Vermutung,  aber  doch  noch  keinen  Beweis  des  Eigentums  lieferte.  ^) 
Das  soeben  geschilderte  System  aber  scheint  fast  notwendig  vor- 
auszusetzen, daß  man  insolange,  als  nicht  bestimmte,  äußerlich  greif- 
bare Qualitäten  einzelner  Zeugen  ein  anderes  mit  sich  brachten,  die 
Zeugen  nur  zählte ;  auf  diesen  Brauch  scheint  auch  der  Satz  hinzu- 
deuten: „sä  skal  fyrr  njöta  vätta  sinna,  er  fyrr  lögfesti",  da  nur  unter 
der  Voraussetzung,  daß  ein  andvitni  nur  zulässig  war,  wenn  die  dazu 
verwandten  Zeugen  zahlreicher  waren  als  die  Beweiszeugen,  die 
frühere  Vorführung  der  Zeugen  überhaupt  als  ein  Vorzug  erscheinen 
konnte ;  nur  konnte  freiUch  die  Regel  auf  das  hafnarvitni  nicht  wohl 
Anwendung  finden,    da    dieses  ja  nur  eine  Vermutung,    nicht    einen 
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Beweis  begründete.  Eine  weitere  Frage  führt  auf  den  früher  schon 
besprochenen  Zweifel  zurück,  wie  weit  das  Verbotsverfahren  auch 
außerhalb  des  Kreises  der  Liegenschaften  vorkomme.  Die  Anwen- 
dung desselben  auf  verpfändetes  Gut  (veö),  auf  welche  Fr.  Brandt  in 
dieser  Beziehung  Gewicht  legt,  ^)  beweist  in  dieser  Richtung  nichts, 
da  an  der  dieserhalb  maßgebenden  Stelle  eben  ausdrücklich  nur  von 
einer  Verpfändung  von  Liegenschaften  die  Rede  ist.  ^)  Richtig  ist 
ferner  allerdings,  daß  das  Verbotsverfahren  auch  bei  erbrechtlichen 
Klagen  Anwendung  fand.  So  wird  bestimmt,  ^)  daß  der  Mann,  der 
außer  Landes  erzeugt  zu  sein  behauptet,  ohne  doch  ein  öldrhüsvitni, 
d.  h.  ein  Zeugnis  über  die  offenkundige  Hochzeit  seiner  Eltern  oder 
die  offenkundige  Legitimation  durch  seinen  Vater,  erbringen  zu 
können,  wenn  er  durch  irgend  welche  Zeugnisse  eines  Königs,  Bi- 
schofs oder  Jarles  sich  auszuweisen  vermag,  zum  Gottesurteile  zuge- 
lassen werden  soll;  gelingt  ihm  dieses,  so  soll  er  sodann  die  Erb- 
schaft mittels  lögfesting  und  fimtarstefna  verfolgen,  und  an  letzterer 
sein  Zeugnis  über  das  glücklich  bestandene  Gottesurteil  vorführen. 
Ebenso  heißt  es,  *)  daß  der  nächste  Erbe,  wenn  ein  entfernter  Be- 
rufener während  seiner  Abwesenheit  die  Erbschaft  in  Besitz  ge- 
nommen hat,  gegen  diesen  mittels  einer  fimtarstefna  vorgehen  solle. 
Aber  beide  Stellen  erhalten,  wie  Hertzberg  richtig  nachgewiesen  hat, 
ihre  Beschränkung  durch  eine  dritte  Vorschrift,  ^)  daß  der  Erbe  zur 
Erbschaft  gehöriges  Land,  dann  stehende  Ernte  (loö)  oder  Viehbe- 
stand (bü)  „meö  lagarkefli"  einklagen,  und  auf  der  fimtarstefna  dessen 
Zugehörigkeit  zur  Erbschaft  durch  Zeugen,  erweisen  solle,  wogegen 
Fahrhabe  mittels  der  ütbeizla  eingeklagt  werden  sollte,  „sem  fyrr  er 
skilt".  Natürlich  kann  die  letztere  Verweisung  nicht  auf  eine  oben 
bereits  besprochene  Stelle  gehen,  welche  dem  klagenden  Erben,  dem 
die  Erbenqualität  bestritten  wird,  auf  das  Verfahren  mit  einem,  oder 
wenn  er  im  Auslande  geboren  zu  sein  behauptet,  mit  drei  Gerichten 
verweist;^)  vielmehr  setzt  dieselbe  bereits  jene  Neuerung  voraus, 
durch  welche  das  Verfahren  mit  ütbeizla  bereits  auf  jene  Fälle  aus- 
gedehnt worden  war,  in  welchen  man  Erfahrungszeugen  zur  Verfü- 
gung hatte,  falls  dieselben  nur  zu  denjenigen  gehörten,  ,,er  eigi  mä 
meö  lagarkefli  scekja".  ")  Hertzberg  sucht  sich  diese  Verkehrtheit 
des  Zitates  durch  die  Annahme  zu  erklären,    daß   der  Schreiber  der 
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Hs.  beabsichtigt   habe,  jene    prozessuaHsche  Neuerung   allerwärts   in 
seinen  Text  hineinzukorrigieren,    daß    er   dies    aber  an  der  hier  ein- 
schlagenden Stelle  zu  tun  vergessen  habe,    endlich   daß  er  hinterher 
dann  doch  zitiert  habe,    wie    wenn  er  seine  Absicht  wirklich  durch- 
geführt hätte.     Bei  dem  geringen  Abstände    aber,    der   zwischen  IX, 
7  und  30  in  Mitte  liegt,    scheint    mir   denn  doch  dieser  Erklärungs- 
versuch allzu  bedenklich,    und    ich    möchte   lieber  die  letztere  Stelle 
gar   nicht   auf  jene    erstere,    sondern   vielmehr    auf  X,  24  selbst   be- 
ziehen, als  auf  den  Ort,  an  welchem  das  Verfahren  mit  ütbeizla  recht 
ex  professo  geregelt  wird.     Ich  nehme    also    an,    daß    in    den  FrI)L. 
das  Vertragsrecht  ursprünglich,  ganz  wie  dies  in  den  GI)L.  der  Fall 
ist,  weiter  vorn  gestanden  hatte,  allenfalls  gleich  nach  dem  Christen- 
rechte,   und   daß   erst    gelegentlich   der  Zerlegung  des  Rechtsbuches 
in   16  Bücher  diese  ursprüngliche  Ordnung  gestört   wurde;    das    an- 
fänglich vollkommen  richtige  Zitat  wäre  somit  nur  durch  die  spätere 
Umgestaltung  der  Anordnung  des  Rechtsbuches  unrichtig  geworden, 
dieser  Umstand  aber  bei  der  Durchführung  jener  Umgestaltung  un- 
beachtet geblieben.     Diese  Annahme  als  richtig  vorausgesetzt  ergibt 
sich  der  nicht   unwichtige  Satz,    daß  jene    prozessualische  Neuerung 
einer  älteren  Zeit  als  dem  Jahre   1244  angehören  müsse,  da  wir  aus 
triftigen    Gründen    annehmen    dürfen,    daß   gerade    in   diesem   Jahre 
jene  Umgestaltung    der  Anordnung   unseres   Rechtsbuches   durchge- 
führt wurde;  damit  werden  wir  aber  bezüglich  der  Einführung  jener 
Neuerung   wieder    auf  die  Legislation  des  K.  Magnus  Erlingsson  zu- 
rückgeführt, der  ja  nachweisbar  höchst  bedeutsam  in  die  Geschichte 
der  Privatgerichte  eingriff,  und  zu  dessen  klerikalen  Tendenzen  auch 
die  Begünstigung  des  Erfahrungszeugnisses    vortrefflich   paßt.     Aber 
wie  dem  auch  sei,  gewiß  ist,  daß  man  auch  bei  den  Erbschaftsklagen 
ein  verschiedenes  Verfahren  beobachtete,   je    nachdem  es  sich  dabei 
um  den  Anspruch    auf  Hegendes  Gut   oder    auf  Fahrhabe    handelte, 
und  daß  somit  jene    erstbesprochenen  Stellen,    welche   das  Verbots- 
verfahren schlechthin  und  ohne   diesen  Unterschied    zu    machen   bei 
Erbschaftsklagen  vorschreiben,    doch    nur    in  jenem  einschränkenden 
Sinne  verstanden  werden  dürfen,    was    auch    um    so    unbedenklicher 
ist,  als  sicherlich  mit  vollem  Rechte  vorausgesetzt  werden  durfte,  daß 
in    der   Regel    Liegenschaften    und    andere    mit    diesen    zusammen- 
hängende Rechte  den  Hauptbestandteil  der  Erbschaften  ausmachten. 
Aber    allerdings   wird    man    mit   Fr.  Brandt   sagen    müssen,    daß    es 
nicht  notwendig  dinghche  Rechte  an  liegenden  Gütern  sein  mußten, 
die  mit  dem  Verbotsverfahren  verfolgt  wurden,    sondern   daß  dieses 
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allen  Interessen  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  ganz  gleichmäßig 
zu  Gebote  stand ;  aus  diesem  Grunde  kann,  wie  oben  bemerkt,  die 
lögfesting  auf  ein  Pferd  angewandt  werden,  welches  durch  Weiden 
auf  fremdem  Lande  Schaden  getan  hat,  ^)  aus  diesem  Grunde  kann 
ferner  dasselbe  Verfahren  auch  auf  das  Eintreiben  der  landskyld 
Anwendung  finden,  -)  soferne  hier  das  Pachtgeld  an  die  Stelle  des 
wirklichen  Fruchtgenusses  tritt.  Endlich  ist  aber  auch  noch  ein  for- 
meller Punkt  zur  Besprechung  zu  bringen,  die  Frage  nämlich,  welche 
Bedeutung  dem  lagakefli  in  dem  Verfahren  zugekommen  sei,  dessen 
schon  öfter  in  Bezug  auf  dieses  zu  erwähnen  war.  Auf  der  einen 
Seite  ist  von  einem  „soekja  meö  lagarkefli  (lagakefli)"  die  Rede,  ^) 
und  zwar  gerade  in  Bezug  auf  die  Verbotssachen;  auf  der  anderen 
Seite  wird  aber  auch  von  einem  „hegna  eignir  sinar  ä  land  upp 
meö  lagakefli",*)  dann  von  einem  „yrkja  undir  lagakefli"  und  einem 
„foera  undan  lagakefli"  gesprochen,  ^)  wo  also  das  Stäbchen  als  das 
Mittel  bezeichnet  wird,  durch  dessen  Anwendung  Land  gegen  fremde 
Eingrifi'e  beschützt  werden  soll.  Beidemal  muß  demnach  das  laga- 
kefli mit  einer  Handlung  in  Verbindung  stehen,  welche  einerseits 
als  Erhebung  einer  Klage  und  andererseits  als  Befriedung  einer 
Liegenschaft  aufgefaßt  werden  konnte,  und  kann  dies  selbstverständ- 
lich eben  nur  die  lögfesting  sein.  Über  die  P^ormalität  der  Handlung 
erfahren  wir,  daß  es  sich  dabei  um  ein  „kasta  fram  lagakefli"  han- 
delte, ^)  daß  also  der  gebrauchte  Stab  von  dem  Verbietenden  beim 
Sprechen  der  Verbotsformel  vor  sich  hin  geworfen  wurde;  weiteres 
aber  ist  in  dieser  Richtung  nicht  bekannt.  Dagegen  war  augen- 
scheinlich im  Bezirke  des  Gulal^inges  ein  anderes  Verfahren  im  Ge- 
brauche. Bei  der  Klage  des  Grundherrn  gegen  seinen  Pächter  auf 
Entrichtung  des  Pachtgeldes  wird  von  einem  „krossa  loö  til  leigu" 
und  von  einem  „fyrirbjööa  honum  at  neyta  undan  krossi"  ge- 
sprochen ; ')  offenbar  wird  demnach  hier  ein  Kreuz  ganz  zu  dem- 
selben Behufe  gebraucht,  wie  im  prändheimischen  das  Stäbchen. 
Aber  damit  ist  doch  noch  keineswegs  gesagt,  daß  das  Kreuz  auch 
in  derselben  Weise  wie  das  Stäbchen  gebraucht  und  daß  es  insbe- 
sondere wie  dieses  geworfen  worden  sei;  man  möchte  eher,  wie 
dies  auch  Fr.  Brandt,  v.  Amira,  Hertzberg  bereits  getan  haben,  an 
das    Aufpflanzen    eines    Kreuzes    auf    dem    fraglichen    Grundstücke 


^)  Fr|)L.  XIII,  21.  2^  ebenda,  III,  20;  GJ)L.   72. 

3)  Fr|)L.  IX,  30;  X,  24.  *)  ebenda,  XIV,  II.  «)  eben  d  a,  XIII,  23. 

•*)   ebenda,  X,  11  ;   Lan  dsl.,  Land  sie  igub.    19,  Anm.  25.  ")  G  J)  L.  72. 
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denken  und  ließe  sich  solclienfalls  der  Gebrauch  sowohl  an  die  Be- 
kreuzigung unserer  sächsischen  Rechte,  ^)  als  an  die  Aufpflanzung 
des  Kreuzes  im  alten  Rechte  von  Wales  anknüpfen.  ^)  Beides  sind 
Anknüpfungen,  welche  für  das  Recht  der  norwegischen  Westküste 
nichts  Auffälliges  haben  würden.  Erheblicher  als  diese  rein  äußer- 
liche Differenz  ist  aber  die  andere,  daß  die  G1)L.  zwar  in  ihren 
Verbotssachen  ebenfalls  dem  Beklagten  eine  fimt  oder  iimtarstefna 
vorlegen  lassen,  aber  nur  zu  dem  Behufe,  damit  er  binnen  dieser 
Frist  seine  Vorbereitungen  treffe,  um  nach  deren  Ablauf  sich  jedes 
Eingriftes  in  das  Recht  des  Klägers  enthalten  zu  können,  soferne 
von  da  ab  jene  Eingriffe  strafbar  werden;  daß  ferner,  wenn  nach 
Ablauf  dieser  Frist  noch  solche  Eingriffe  erfolgen,  sofort  die  Klage 
wiegen  ran  an  das  Ding  geht,  ohne  daß  zuvor  von  einem  Privatge- 
richte oder  einer  fimtarstefna  im  Sinne  der  FrpL.  die  Rede  gewesen 
wäre.^)  Während  man  also  im  prändheimischen  den  Beteiligten  in 
der  fimtarstefna  ein  Mittel  bot,  um  die  Rechtmäßigkeit  oder  Nicht- 
rechtmäßigkeit der  lögfesting  sofort  zum  Austrag  zu  bringen,  und 
unter  Umständen  sie  sogar  zwang,  von  diesem  Mittel  Gebrauch  zu 
machen,  wenn  sie  ihr  Recht  nicht  verlieren  wollten,  wußten  die 
GpL.  von  einem  solchen  Auskunftsmittel  nichts;  nach  ihnen  mußte 
vielmehr  die  Rechtmäßigkeit  des  eingelegten  Verbotes  immer  nur 
inzidenter  in  dem  Strafprozesse  geprüft  und  festgestellt  werden, 
welcher  wegen  Verletzung  des  Verbotes  vor  dem  Dinggerichte  zu 
führen  war.  Mag  sein,  wie  Hertzberg  annimmt,  daß  das  System  der 
GI)L.  das  ältere  sei  und  daß  sich  erst  allmählich  in  späterer  Zeit 
das  Verbotsverfahren  zu  einer  eigentümlichen  Gerichtsbarkeit  auf- 
geschwungen habe;  möglich  aber  auch,  daß  schon  von  älterer  Zeit 
her  beide  Bildungen  nebeneinander  bestanden  hatten  und  daß  es 
somit  eine  provinzielle  Verschiedenheit  war,  welche  hier  vorlag.  Das 
isländische  Recht  steht  auf  Seiten  der  GpL.,  indem  es  bei  seinem 
landlyrittr  die  Klage  ans  Dinggericht  gehen  läßt;  aber  freiUch  wird 
damit  unsere  Frage  nicht  entschieden,  da  das  isländische  Recht  über- 
haupt von  den  G[)L.  seinen  Ausgangspunkt  genommen  hat. 

Soll  nun  zum  Schlüsse  nochmals  der  Versuch  gemacht  werden, 
die  für  die  Privatgerichtsbarkeit  maßgebenden  Grundsätze  kurz  zu 
formuHeren,    so  sind  es   folgende.     Daß    der   skiladömr,    kvööudömr, 


^)  vgl.  V.  Meibom,  Das  deutsche  Pfandrecht,  S.  103  und  fgg. 
•-)  F.Walter,  Das  alte  Wales,  S.  427— 8.  ^)  vgl.  G^L.  72;  77;  81; 

und  91. 
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festardömr  und  die  fimtarstefna  wirkliche  Gerichte  waren,  darf 
als  feststehend  betrachtet  werden,  obwohl  man  dies  zuweilen  be- 
stritten hatJ)  Der  Sprachgebrauch  der  Quellen  spricht  ent- 
schieden hierfür,  soferne  diese  die  Ausdrücke  dömr,  doema,  doemendir 
sehr  häufig  in  Bezug  auf  die  Privatgerichte  in  ganz  derselben  Weise 
gebraucht,  wie  solche  von  ihnen  in  Bezug  auf  die  Dinggerichte  ge- 
braucht werden  und  allenfalls  sogar  das  städtische  möt  als  den 
vierten  dömr  gegenüber  den  drei  vorhergehenden  Privatgerichten 
bezeichnen.^)  Die  Aufgabe  dieser  letzteren  ist  ferner  wesentlich 
dieselbe  wie  die  Aufgabe  der  Dinggerichte,  d.  h.  sie  haben  einerseits 
zu  prüfen,  ob  die  von  den  Streitteilen  vorgeführten  Beweismittel  den 
Regeln  des  formellen  Beweissystems  gemäß,  wie  solches  das  altnor- 
wegische Recht  beherrschte,  zulässig  und  ausreichend  seien  oder 
nicht,  und  andererseits  auszusprechen,  was  sich  aus  den  festgestellten 
Tatsachen  im  Zusammenhalte  mit  den  maßgebenden  Rechtssätzen 
an  Rechten  und  Pflichten  für  die  Streitteile  ergebe.  In  der  ersteren 
Beziehung  hat  der  skiladömr  keine  weiterreichenden  Befugnisse  als 
der  |)ingadömr.  Der  Ausdruck  „berast  at  fullu"  wird  allerdings  von 
der  günstigen  Aussage  der  Zeugen,  und  zwar  der  gezogenen  so  gut 
wie  der  Erfahrungszeugen  am  skiladömr  gebraucht;^)  aber  auch  von 
der  Zeugenaussage  am  Ding  gilt  der  Ausdruck  „fullnast",  ^)  den  das 
gemeine  Landrecht  sogar  von  der  Zeugenaussage  am  skiladömr 
braucht  ^)  und  von  einem  „meta  vitni"  spricht  man  ebensogut  in 
Bezug  auf  die  [lingmenn,  ^)  als  in  Bezug  auf  jene  Leute,  welche  am 
Zahltage  in  Stammgutssachen  die  Stelle  der  Richter  vertreten.  '^) 
Hier  wie  dort  findet  also  eine  Würdigung  der  Zeugenaussagen  statt; 
aber  hier  wie  dort  bezieht  sich  diese  nur  auf  die  Zahl  und  die  for- 
mellen Erfordernisse  der  Zeugen,  dann  etwa  auch  den  Vorzug, 
welchen  die  Eigenschaft  als  ööalsmaör  dem  einen  Zeugen  vor  dem 
anderen  verlieh,  dagegen  ganz  und  gar  nicht  auf  den  Inhalt  der 
Aussage  und  dessen  größere  oder  geringere  Wahrscheinlichkeit.  Ist 
doch  auch  von  einem  „meta  eiö'*  gelegentlich  die  Rede,  ^)  während 
doch  niemand  behaupten  wird,  daß  irgend  ein  Gericht,  sei  es  nun 
Dinggericht  oder  Privatgericht,  die  objektive  Wahrheit  eines  Par- 
teieneides  zum  Gegenstande    seiner  Prüfung   habe    machen    können. 


^)  So  Fr.  Brandt,  in  der  Norsk  Tidsskrift,  V,  S.  I13. 

2)  BjarkR.  II,  52.  ■^)  G^U  266  und  267;  FrJ)L.  X,   12. 

*)  G^L.  35;   121.  ^)  Landsl.,  üöalsbr.  8  und  9. 

^)  GI)L.  267.  ")  ebenda,  274;  an  der  fimtarstefna  FrI)L.  V,  §  8. 

**)  Gf)  L.   136  und  314. 
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In  der  letzten  Beziehung  dagegen  weist  der  skiladömr  ganz  ebenso 
wie  der  l)ingadömr  den  Streitteilen  auch  das  Recht  in  Bezug  auf 
ihre  Streitsachen  und  man  spricht  auch  hier  bei  dem  ersteren  un- 
bedenklich von  einem  „doema  eiö",  ^)  „dcema  jörö",  ^)  „dömsorö  ä 
leggja,  at  hann  er  kominn  at  sökn  sinni",  ^)  „doema  l)at  hvärum,  sem 
hafa  skal"^)  u.  dgl.  m.  Nach  beiden  Seiten  hin  ist  demnach  die 
Stellung  des  skiladömr  ganz  die  des  liingadömr,  wenn  auch  der  erstere 
zwar  insoferne  einen  durchaus  privatlichen  Charakter  trug,  also  bei 
seiner  Bestellung  und  Abhaltung  lediglich  die  beiden  Streitteile,  nicht 
aber  die  öffentliche  Gewalt  und  deren  Träger  mitwirkten ;  aber  als 
ein  bloßes  Schiedsgericht  darf  er  darum  doch  nicht  aufgefaßt  werden,^) 
da  ja  einerseits  seine  Bestellung  nicht  auf  der  freien  Willkür  der 
Parteien  beruht,  sondern  auf  einer  rechtlichen  Verpflichtung,  deren 
beharrliche  Nichterfüllung  sogar  strafrechtlich  verfolgbar  war,  und 
da  andererseits  die  Entscheidung  in  ihm  nicht  nach  Willkür  oder 
nach  billiger  Erwägung,  sondern  nach  denselben  Rechtsgrundsätzen 
zu  fällen  war,  welche  auch  für  die  Dinggerichte  maßgebend  waren. 
Richtig  ist  allerdings,  daß  das  Urteil  des  skiladömr  als  solches  nicht 
unmittelbar  vollstreckbar  war,  sondern  erst  einer  Klage  am  Ding 
und  eines  hier  gefällten  weiteren  Urteiles  bedurfte,  um  zwangsweise 
Vollstreckungshandlungen  zulässig  erscheinen  zu  lassen  und  richtig 
auch,  daß  die  Vergleichung  mit* dem  Verfahren  bei  Klagen  um  vitafe 
den  skiladömr  weiter  vom  liingadömr  abzudrängen  scheinen  möchte, 
indem  dieselbe  darauf  hinzudeuten  scheint,  daß  der  erstere  lediglich 
die  Aufgabe  habe,  die  illiquide  Sache  liquid  zu  machen,  also  für  ein 
schlechteres  Beweismittel  ein  besseres  zu  substituieren.  Allein  ganz 
abgesehen  von  der  oben  bereits  erörterten  Frage,  ob  nicht  etwa 
auch  das  Verfahren  in  liquiden  Sachen  ursprünglich  ein  Privatgericht 
gekannt  habe,  übersieht  die  letztere  Vergleichung,  daß  die  Erledigung 
der  mit  der  Tatfrage  konkurrierenden  Rechtsfrage  eben  doch  beim 
skiladömr  den  Privatrichtern  übertragen  ist,  während  sie  bei  den  li- 
quiden Schuldklagen  dem  Beklagten  selber  zugewiesen  wird;  die 
NichtvoUstreckbarkeit  aber  der  Urteile  der  Privatgerichte  ist  in  ganz 
anderer  Weise  zu  erklären  als  durch  die  Bestreitung  der  richterUchen 
Qualität  dieser  letzteren,  wie  denn  in  der  Tat  auch  auf  Island  die 
auf  Geld   und  Gut   lautenden  Urteile    auch    dann    nicht    unmittelbar 


^)  G{)L.  37.  2)  ebenda,  266;  vgl.  FrI)L.  IX,  28. 

3)  FrJ)L,  X,   II.  *)  ebenda,  XIV,  7.  ^}  wie  dies  R.  Keyser, 

Rechtsgeschichte,  S.  401,  will. 
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vollziehbar  waren,  wenn  sie  von  Dinggerichten  gesprochen  worden 
waren.  Der  entscheidende  Gesichtspunkt  war  eben  in  dieser  Be- 
ziehung der,  daß  man  in  Zivilsachen  lediglich  eine  Feststellung  der 
streitigen  Tatsachen  und  allenfalls  eine  von  unparteiischer  Seite  aus 
erfolgte  Entscheidung  der  zweifelhaften  Rechtsfragen  für  nötig  hielt, 
um  sofort  allen  Streit  unter  den  Beteiligten  zu  schlichten;  solange 
man  von  der  Überzeugung  ausging,  daß  beide  Teile  wirklich  nur 
das  von  Rechts  wegen  ihnen  zukommende  begehrten  und  alles  von 
Rechts  wegen  ihnen  obliegende  zu  tun  und  zu  leisten  bereit  seien, 
war  damit  in  der  Tat  alles  getan,  und  um  zu  diesem  Ergebnisse  zu 
gelangen,  brauchte  man  auch  wirklich  die  öffentliche  Gewalt  und 
deren  Träger  nicht  heranzuziehen.  Nicht  weil  kein  gerichtliches 
Urteil  vorlag,  war  demnach  insoweit  von  irgend  welcher  zwangs- 
weisen Vollstreckung  nicht  die  Rede,  sondern  man  bedurfte  der- 
selben nicht,  weil  die  Beteiligten  ohnehin  ihre  Schuldigkeit  zu  tun 
hatten,  sowie  erst  durch  das  gerichtliche  Urteil  dem  Zweifel  über 
den  Bestand  ihrer  Schuldigkeit  ein  Ende  gemacht  war.  Täuschte 
man  sich  aber  im  einzelnen  Falle  in  diesem  guten  Glauben  an  die 
Rechtschaffenheit  der  streitenden  Teile  und  versäumte  der  unter- 
liegende Teil  die  Erfüllung  der  nunmehr  gerichtlich  feststehenden 
Verpflichtungen,  so  galt  dies  als  eine  formelle  Auflehnung  gegen 
die  Rechtsordnung  als  solche;  über  diese  aber  hatte  das  Volk  als 
solches  in  seinen  Dinggerichten  zu  erkennen  und  seinem  Erkennt- 
nisse folgte  dann  auch  sofort  die  gewaltsame  Vollstreckung.  So- 
lange die  Sache  also  eine  zivilrechtliche  blieb,  lag  kein  Bedürfnis 
einer  Zwangsvollstreckung  vor;  sowie  das  Bedürfnis  einer  zwangs- 
weisen Vollstreckung  sich  ergab,  lag  umgekehrt  keine  zivilrechtliche 
Sache  mehr  vor,  sondern  nur  noch  eine  strafrechtliche,  welche  als 
solche  der  Kognition  der  Privatgerichte  entrückt  war.  Warum  aber 
die  Dinggerichte,  und  nur  diese,  in  strafrechtlichen  Sachen  zu  er- 
kennen hatten,  und  warum  die  Zwangsvollstreckung  lediglich  auf 
Grund  strafrechtlicher  Urteile  vor  sich  gehen  konnte,  ist  ebenfalls 
leicht  zu  ersehen.  Als  eine  Friedensgenossenschaft  aufgefaßt,  welche 
ihre  Angehörigen  zu  gegenseitiger  Treue  und  Unterstützung  verband, 
schloß  der  Staat  durch  diese  seine  Grundlage  mit  Notwendigkeit 
jede  Gewalttat  unter  seinen  Genossen  aus;  eine  Zwangsvollstreckung 
wurde  demnach  erst  von  dem  Augenblicke  an  möglich,  da  derjenige, 
gegen  welchen  sie  sich  richten  sollte,  durch  seine  eigene  Übertretung 
die  Rechtsordnung  verletzt  und  dadurch  ihres  Schutzes  sich  un- 
würdig   gemacht    hatte.      Umgekehrt    aber    mußte    auch   jede   Auf- 
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lehnung  gegen  die  Rechtsordnung  als  solche  als  ein  Bruch  der  den 
Genossen  geschuldeten  Treue  erscheinen  und   eben  darum  die  Ver- 
wirkung  des  durch  die  Genossenschaft  gesetzten  Friedens  bedingen, 
während  selbstverständlich  die  Entscheidung  der  Frage,    ob    im  ein- 
zelnen Falle  die  Bedingungen  dieser  Verwirkung  vorhanden  oder  nicht 
vorhanden  seien,  nur  von  der  Genossenschaft  selbst  ausgehen  konnte. 
Ideal,    wie  er  gefaßt  ist,   kann  freilich  dieser  Standpunkt  nicht  ohne 
große  Härten   durchgeführt   werden.     Auf  der   einen   Seite    nämHch 
sieht  er  völlig  von  der  Möglichkeit  ab,    daß    ein  Schuldner  bei  dem 
besten  Willen  seinen  Verbindlichkeiten  aus  Mangel  an  Mitteln  nicht 
Genüge  tun  kann  und  läßt  auch  auf  einen  solchen  die  strafrechtliche 
Behandlung  anwenden,    welcher   es    doch   in    diesem  Falle    an  jeder 
ethischen  Grundlage  fehlt;  auf  der  anderen  Seite  aber  wurde  auch  die 
andere  Tatsache  zunächst  nicht  berücksichtigt,  daß  bei  ganz  geringen 
Übertretungen  eben  doch   die    sofortige  Ausstoßung  des  Schuldigen 
aus  dem  Rechts-    und  Friedensverbande    unverhältnismäßig   hart   er- 
scheinen mußte.     Über  den  ersteren  Übelstand    hat    sich    das  Recht 
einfach    weggesetzt,    wohl    durch    den  Gedanken    geleitet,    daß   der- 
jenige, welcher  Verbindlichkeiten  eingeht,    ohne  die  volle  Sicherheit 
zu    besitzen,    ihnen    genügen    zu    können,    die  Folgen    dieser   seiner 
Handlungsweise  in  ihrer  vollen  Schwere  zu  tragen  haben  solle,  weil 
solcher  Leichtsinn  selbst    als  Verschuldung    erscheine;   dem    zweiten 
Mißstande  dagegen  wurde  durch  die    eigentümliche  Behandlung  der 
Bußsachen    und    weiterhin    durch    die    primäre    Beschränkung    der 
Zwangsvollstreckung   auf  das  Vermögen   des    Schuldigen   Rechnung 
getragen.     Bei  den  geringeren  Vergehen    nämlich,    bei   welchen  der 
Schuldige  von  den  strengeren  Folgen  seiner  Tat  durch  Erläge  einer 
bestimmten  Strafzahlung  durch    den  Damnifikaten  und  allenfalls  da- 
neben   noch    einer   weiteren   an  den  Staat  frei  machen  konnte,   war 
eine   zwiefache  Auffassung   möglich.     Auf  der   einen   Seite    nämlich 
ließ  sich  die  Tat,  durch  welche  die  Buße  verwirkt  wird,   bereits  als 
eine    Auflehnung   gegen   die   Rechtsordnung   betrachten;    die    Buße 
wird   solchenfalls,    dem  Sprachbegriffe    von   bot   ganz   entsprechend, 
als  ein  Einlenken   in   die    rechte  Bahn    durch  Wiedergutmachen  des 
begangenen  Fehlers  erscheinen    und   das    sie  verhängende  Urteil  für 
den  Fall  ihrer  nicht  rechtzeitigen  Entrichtung  bereits  stillschweigend 
die  eventuelle,  ganze  oder  teilweise  Ausstoßung  des  Täters  aus  dem 
Frieden   in    sich    enthalten,    so   daß    die   gewaltsame  Exekution   vor 
sich  gehen  kann,    sowie    die  Zahlung   nicht   in   gehöriger  Weise    er- 
folgt.    Auf  der  anderen  Seite  kann  man  aber  in  dem  gesetzlich  auf- 
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gestellten  Bußsysteme  selbst  wieder  einen  Teil  der  Rechtsprechung, 
und  in  dem  gutwilligen  Bezahlen  der  Buße  eine  ausdrückliche  Unter- 
werfung unter  dieselbe  erkennen ;  von  hier  aus  betrachtet  wird  dem- 
nach die  Handlung,  durch  welche  man  eine  Buße  verwirkt  hat,  noch 
nicht  als  eine  Auflehnung  gegen  die  Rechtsordnung  erscheinen,  son- 
dern diesen  Charakter  erst  dann  und   erst   dadurch    annehmen,    daß 
auch   noch    die  Zahlung   der   Buße   verweigert   wird;   von   hier   aus 
mag   dann   auch   noch   die  Judikatur   in    der  Bußsache    unter    einen 
privatrechtlichen  Gesichtspunkt  gestellt  werden  und  somit  die  Kom- 
petenz des  Dinggerichtes  erst  dann  eintreten,    wenn  es    gilt,   wegen 
Nichtentrichtung   der   verwirkten  Bußen    zu    härteren    Maßregeln   zu 
greifen.     Es  begreift  sich,    daß   von  hier  aus  in  die  Behandlung  der 
Bußsachen  eine  gewisse  Unsicherheit  hereinkam    und  daß,    während 
doch  schon  die  einfachste  Klage    um    ran    an  das  Dinggericht  ging, 
doch   andererseits   bei   handhafter  Tat   in  Bußfällen    auch    wohl   das 
Verfahren  um  vitafe  eingeschlagen    werden   konnte,    oder   auch    alle 
Bußsachen  an  das  Privatgericht  gewiesen  werden  konnten,  bei  welchen 
es  sich  nur  um  einen  Bußanspruch  des  Damnifikaten  und  nicht  zu- 
gleich um  eine  an  die  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  zu  entrichtende 
Geldstrafe  handelte.  •*)     Die  Zwangsvollstreckung   aber  läßt  das  nor- 
wegische Recht  in  den  Bußsachen    und    damit    auch   in   den  Fällen, 
da  eine  ursprüngliche  Zivilsache  hinterher  wegen  beharrlicher  Nicht- 
erfüllung   seitens    des   Verpflichteten   zu    einer   Strafsache    geworden 
war,   zunächst   immer   nur   in   das  Vermögen  des  Schuldigen  gehen 
und  demnach   dessen  Ausstoßung    aus    dem  Frieden   zunächst   noch 
dessen  mannhelgi  nicht  berühren;  erst  wenn  gegen  die  so  begrenzte 
Vollstreckung    seitens    des   Verurteilten   Widerstand    geleistet    wird, 
läßt  ihm  und  seinen  Genossen  das  Recht  die  volle  Behandlung  eines 
Friedlosen  angedeihen,  dessen  persönliches  Recht  ebensogut  verwirkt 
ist   wie    dessen  Vermögensrecht.      Es    ist   nicht    ohne   Interesse,    das 
Verhalten    des   isländischen  Rechtes   in   beiden  Beziehungen  zu  ver- 
gleichen.    Die  Unterscheidung    von   Büß-    und   Friedensbruchsachen 
sodann   ist   dem    isländischen   Rechte    ebensogut   bekannt   wie   dem 
norwegischen ;  aber  dasselbe  läßt  zugunsten  der  Bußansprüche  eben- 
sowenig  eine   unmittelbare  Exekution   zu    wie    zugunsten   zivilrecht- 
licher Ansprüche,   verweist   vielmehr    hier   wie    dort  den  siegreichen 
Kläger   lediglich    auf  eine   neue  Klage   „um    dömrof,   welche    dann 
ihrerseits  zu  einer  Verurteilung  des  Beklagten  in  die  gelindere  Fried- 
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losigkeit  und  damit  zur  Befriedigung  des  Klägers  aus  dessen  Ver- 
mögen führte.  Dagegen  kennt  das  isländische  Recht  eine  auf  das 
Vermögen  des  Verurteilten  beschränkte  Zwangsvollstreckung  über- 
haupt nicht;  vielmehr  führt  jede,  wie  immer  geartete  Nichterfüllung 
fremder  Ansprüche,  nachdem  diese  richterlich  festgestellt  sind,  schließ- 
lich immer  durch  die  strafrechtliche  Klage  „um  dömrof"  zur  Ächtung 
des  Beklagten,  bei  welcher  dann  freilich  aus  dessen  eingezogenem 
Vermögen  die  Ansprüche  des  Klägers  befriedigt  werden,  bei  welcher 
aber  der  Beklagte  darüber  hinaus  auch  noch  sein  übriges  Vermögen 
und  seinen  persönlichen  Frieden  einbüßt.  —  Im  übrigen  mag  noch 
daran  erinnert  werden,  daß  das  Verfahren  vor  Privatgerichten  in  der 
Zeit,  von  welcher  unsere  Rechtsbücher  Kunde  geben,  in  einem  sehr 
bestimmten  Flusse  sich  befand.  Wir  haben  Grund  anzunehmen,  daß 
ursprünglich  in  allen  und  jeden  Zivilsachen,  falls  nur  der  Beklagte 
auf  die  feierliche  Anforderung  des  Klägers  hin  nicht  sofort  zur  Zah- 
lung oder  doch  zu  einem  feierlichen  Versprechen  derselben  sich 
verstand,  ein  Privatgericht  niedergesetzt  wurde,  also  in  liquiden 
Sachen  ebensowohl  als  in  illiquiden.  Ob  dabei  ein  einziges  Gericht 
zu  sprechen  hatte,  oder  deren  drei,  scheint  wesentHch  davon  abge- 
hangen zu  haben,  ob  der  Beklagte  einen  Gegenbeweis  zu  führen 
gedachte  oder  nicht  und  ob  er  ersterenfalls  seine  Gegenbeweiszeugen 
gleich  an  der  ersten  Tagfahrt  schon  vorzuführen  in  der  Lage  war 
oder  nicht;  lediglich  der  Umstand,  daß  bei  einer  Beweisführung  durch 
Erfahrungszeugen  die  Führung  eines  Gegenbeweises  näher  lag  und 
zugleich  die  Beschaffung  der  Gegenbeweiszeugen  zumeist  mehr  Um- 
stände machte,  scheint  es  gewesen  zu  sein,  was  die  Besprechung  der 
drei  Gerichte  gerade  in  derartigen  Fällen  veranlaßte.  Schon  früh- 
zeitig, und  jedenfalls  schon  vor  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts,  scheint 
man  aber  das  Privatgericht  bei  den  liquiden  Schuldklagen  als  über- 
flüssig fallen  gelassen  zu  haben,  jedoch  so,  daß  die  Neuerung  nicht 
völlig  folgerichtig  durchgeführt  wurde;  für  manche  Fälle,  zumal  im 
Stammgutsrechte,  behielt  man  auch  bei  der  Beweisführung  durch 
gezogene  Zeugen  in  älterer  Weise  das  Privatgericht  bei,  —  in  anderen 
Fällen  ließ  man  wenigstens  hinterher,  wenn  die  krafa  nicht  zum 
Ziele  geführt  hatte,  vor  dem  Dinggerichte  einen  Beweis  über  den 
materiellen  Klagegrund  führen,  —  endHch  räumte  man  dem  Be- 
klagten das  Recht  ein,  durch  Berufung  auf  seine  Rechtsunkenntnis 
auf  die  krafa  hin  eine  Aburteilung  am  Dinge  zu  veranlassen,  ohne 
daß  er  dabei  doch  irgend  welche  strafrechtliche  Verantwortung  sich 
zuziehen  würde.     Etwas  später,  unter  K.  Magnus  Erlingsson  nämlich, 
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ging  man  in  der  gleichen  Richtung  noch  etwas  weiten  Man  er- 
klärte nämlich  einerseits  das  Privatgericht  auch  für  den  Fall  für 
überflüssig,  da  lediglich  der  Reinigungseid  des  Beklagten  als  Beweis- 
mittel zu  Gebot  stand;  andererseits  aber  übertrug  man  das  Verfahren 
mit  krafa  resp.  ütbeizla  auch  auf  den  anderen  Fall,  da  der  Beweis 
nur  durch  Erfahrungszeugen  geführt  werden  konnte,  nur  daß  man, 
wenn  die  ütbeizla  nicht  sofort  zum  Ziele  führte,  dann  hinterher  am 
Dinge  diese  Erfahrungszeugen  noch  vernehmen  ließ.  Aber  auch 
diese  letztere  Neuerung  wurde  wieder  nicht  ganz  konsequent  fest- 
gehalten, indem  nicht  nur  bei  den  Verbotssachen,  auf  welche  sie 
sich  nach  den  FrpL.  überhaupt  nicht  bezog,  sondern  auch  bei  den 
Stammgutssachen  an  den  Privatgerichten  festgehalten  wurde;  daß 
es  sich  dabei  nicht  etwa  bloß  um  eine  zufällig  in  unserem  Texte 
stehengebliebene  Reminiszenz  an  veraltete  Rechtssätze,  sondern  um 
eine  wirklich  fortdauernde  Geltung  der  Privatgerichtsbarkeit  in  einer 
Reihe  von  Ausnahmsfällen  handelt,  zeigt  die  Vergleichung  des  ge- 
meinen Landrechtes,  welches  bei  der  Einlösung  von  Stammgütern 
und  in  einzelnen  anderen  Fällen  dieselbe  auch  seinerseits  noch  in 
älterer  Weise  kennt.  Auf  diese  späteren  Rechte  des  Institutes, 
welche  bereits  eine  sehr  weitgreifende  Zersetzung  desselben  zeigen, 
und  zu  ganz  anderen  prozessualischen  Gestaltungen  hinüberführen, 
ist  indessen  hier  nicht  weiter  mehr  einzugehen. 


Kapitel  III. 

Das  in  den  Gerichten  tätige  Personal. 

§  13.     Die  Richter. 

Wenn  man  die  Frage  sich  stellt  nach  den  persönlichen  Eigen- 
schaften, welche  derjenige  besitzen  mußte,  der  zum  Richterberufe  zu- 
gelassen werden  sollte,  so  wird  es  nötig,  dreierlei  Gerichte  zu  unter- 
scheiden. Bezüglich  der  Privatgerichte  wurde  bereits  bemerkt, 
daß  lendir  menn  schlechterdings  nicht  in  sie  berufen  werden  durften;^) 
die  G1)L.  setzen  ihnen  auch  die  Söhne  von  lendir  menn  gleich,  welche 
noch  nicht  ihr  40.  Lebensjahr  erreicht  haben,  sowie  die  armenn 
konüngs,    die  FrpL.    aber   lassen   den  lendr  maör   nicht   einmal   aut 
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den  Hof  kommen,  auf  welchem  Gericht  gehalten  wird,  es  sei  denn, 
daß  ihn  der  Zufall  auf  einer  Reise  vorüberführt.  Nicht  als  absolut 
unfähig,  aber  doch  als  exzeptionsfähig  werden  ferner  die  nängar 
(d.  h.  näüngar)  beider  Streitteile  bezeichnet,  also  die  ihnen  nahe- 
stehenden Personen ;  ^)  als  solche  gelten  aber  beiden  Rechtsbüchern 
die  bauggildismenn,  nefgildismenn  und  namägar,  also  die  Verwandten 
des  Mannesstammes  und  des  Weibesstammes  bis  zum  zweiten  (GpL.) 
oder  dritten  (FrpL.)  gleichen  Grade  einschließlich  und  die  Ver* 
schwägerten  des  ersten  Grades.  ^)  Die  GI)L.  behandeln  außerdem 
noch  als  exzeptionsmäßig  die  sökunautar  beider  Streitteile^)  und  da 
auch  das  isländische  Recht  eine  dömruöning  at  sökum  kennt,  wird 
man  diese  Angabe  wohl  als  eine  allgemein  gültige  betrachten  dürfen, 
obwohl  sie  an  der  zweiten  Stelle  nicht  wiederkehrt,  welche  die 
Eigenschaften  der  Richter  in  Privatgerichten  bespricht;  dagegen 
dqutet  das  isländische  Recht  an,  daß  unter  den  sökunautar  nicht 
etwa  alle  und  jede  dem  einen  oder  anderen  Streitteile  feindselig  ge- 
sinnten Personen  zu  verstehen  sind,  sondern  nur  diejenigen,  welche 
wegen  eines  in  Mitte  liegenden  noch  ungebüßten  schweren  Ver- 
brechens mit  ihm  in  einem  Verhältnisse  legal  anerkannter  Feind- 
seligkeit leben  und  die  Bezeichnung  lyrittnaemar  sakar  im  isländischen 
Rechte  weist  sogar  den  sehr  eigentümlichen  Grund  der  Exzeptions- 
mäßigkeit  nach.  Die  FrI)L.  dagegen  rechnen  noch  die  barnföstrar 
und  die  |)yrmslamenn  zu  den  exzeptionsmäßigen  Personen ;  ^)  da  die 
GpL.  auch  ihrerseits  zu  den  ]3yrmslir  des  leysingi  gegen  seinen  skap- 
drottinn  die  Verpflichtung  rechnen,  nicht  gegen  ihn  ,,i  dömum"  zu 
sitzen,  außer  soweit  er  eine  eigene  Sache  zu  vertreten  hat,  ^)  und  da 
sie  wenigstens  hinsichtlich  der  Berechtigung  Wergeid  zu  nehmen  die 
föstbroeör  berücksichtigen,  ^)  wird  sich  vielleicht  annehmen  lassen, 
daß  auch  diese  Gründe  der  Exzeptionsmäßigkeit  beiden  Rechts- 
büchern gleichmäßig  bekannt  gewesen  seien.  Wenn  im  übrigen 
ausgesprochen  wird,  daß  nur  valinkunnir  menn  ins  Gericht  ernannt 
werden  sollen,  ')  ganz  wie  nur  solche  bei  der  Teilung  von  ööal  unter 
die  Genossen  mitwirken  sollen,  ^)  so  sind  darunter,  wie  ein  paar  an- 
dere Stellen  zeigen,  ^)  eben  nur  Leute  zu  verstehen,  welche  keine 
näüngar  der  Streitteile  sind,  also  fremde,  unparteiische  Personen.  Im 
übrigen  wird  aber  sogar  für  das  Verfahren  in  Stammgutssachen  die 
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Regel  ausgesprochen,  „menn  eru  allir  dömsaetir  frjälsir",  ^)  d.  h.  alle 
freien  Leute  konnten  im  Gerichte  sitzen,  gleichviel  ob  sie  Stammgut 
oder  doch  anderes  Grundeigentum  besaßen  oder  nicht,  ja  gleichviel 
ob  sie  als  Bauern  mit  eigener  Wirtschaft  angesessen  waren,  oder 
als  einläufige  Leute  in  fremdem  Hause  wohnhaft  waren;  da  aus 
anderweitigen  Quellen  erhellt,  daß  sogar  Freigelassene,  die  noch  in 
einem  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  ihrem  Freilasser  standen,  als 
Richter  verwendet  werden  konnten,  wenn  nur  dieser  ihr  Freilasser 
nicht  seinerseits  im  Prozesse  als  Streitteil  begriffen  war,  ist  vollends 
klar,  daß  selbst  dem  geringsten  unter  den  freien  Männern  die  Teil- 
nahme am  Gerichte  unverwehrt  Avar.  —  Wesentlich  anders  stand 
die  Sache  bezüglich  der  unteren  Dinggerichte.  In  diesen 
wurden  die  Urteile,  wie  früher  bereits  bemerkt,  von  der  Gesamtheit 
der  Dingleute  gefunden,  und  war  somit  von  einer  Ernennung  von 
Richtern  schlechterdings  nicht  die  Rede,  vielmehr  die  Teilnahme  an 
der  Urteilsfindung  schlechterdings  von  der  politischen  Berechtigung 
und  nur  von  dieser  abhängig.  Damit  mag  es  wohl  zusammenhängen, 
daß  wir  von  einer  dömruöning  bei  diesen  Gerichten  nichts  erfahren, 
und  daß  in  Bezug  auf  sie  nicht  einmal  eines  Verbotes  gedacht  wird, 
welches  den  lendr  maör  von  dem  Zutritte  zu  denselben  ausschlösse. 
Die  Frage  aber,  wer  als  vollberechtigter  Dingmann  an  der  Abstim- 
mung Anteil  zu  nehmen  befugt  war,  ist  eine  staatsrechtliche,  nicht 
eine  prozessualische;  ich  beschränke  mich  hier  auf  die  Vermutung, 
daß  den  ansässigen  Bauern  diese  Berechtigung  ausschließlich  zuge- 
kommen sein  dürfte,  wie  denn  auch  nur  ihnen  das  Erscheinen  am 
Dinge  zur  Pflicht  gemacht  war  und  selbst  ihnen  nur  mit  Vorbehalt 
einer  den  Witwen  und  den  Kranken  und  andererseits  auch  den  ein- 
virkjar  zugute  kommenden  Erleichterung.  ^)  So  sind  es  denn  auch 
in  den  Städten  die  hausfesten  Männer,  welche  am  möt  sich  einzu- 
finden haben  und  nur  von  ihnen  wird  demnach  auch  wohl  hier  die 
Urteilsfindung  ausgegangen  sein.  —  Endlich  bezüglich  des  lög- 
J)inges  lassen  uns  die  Angaben  der  Rechtsbücher  in  den  wesent- 
lichsten Punkten  ohne  Aufklärung.  Daß  hier  die  Urteilsfällung  so 
gut  wie  ausschheßUch  in  die  Hand  eines  Ausschusses,  der  lögretta 
nämlich,  gelegt  war,  ist  früher  schon  dargelegt  worden;  aber  nach 
welchen  Regeln  die  königlichen  Beamten  bei  der  Bestellung  dieses 
Ausschusses  zu  verfahren  hatten,  sagen  uns  die  GpL.  ganz  und  gar 
nicht,    die  Frl)L.  aber  wenigstens   nur  in  sehr  ungenügender  Weise. 
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Die  letzteren  berichten  nur,  ^)  daß  die  Beamten  ernennen  sollen  „j^ä 
menn,  er  ellztir  eru  ok  gegnstir"  und  daß  kein  lendr  maör  in  die  lög- 
retta  kommen  dürfe  ohne  besondere  Erlaubnis  der  Bauern;  aber 
durch  die  letztere  Bestimmung  ist  nur  eine  sehr  dürftige  Schranke 
gezogen  und  auch  die  erstere  läßt  uns  zweifelhaft,  ob  nur  Bauern, 
nur  Grundeigentümer  vielleicht  oder  etwa  gar  nur  Stammgutsbe- 
sitzer ernannt  werden  durften,  oder  ob  der  Zutritt  zu  der  lögretta 
auch  freien  Männern  geringeren  Standes  freistand.  Ebenso  wenig 
sprechen  sich  die  Quellen  aber  auch  darüber  aus,  ob  eine  döm- 
ruöning  der  lögretta  gegenüber  zulässig  war;  das  isländische  Recht 
würde  eine  bejahende  Antwort  nahe  legen,  da  dasselbe  unmittelbar 
nach  der  Ernennung  der  Richter  durch  die  Goden  eine  dömruöning 
folgen  läßt,  welche  mit  der  oben  besprochenen  große  Ähnlichkeit 
zeigt,  aber  sich  dadurch  von  ihr  unterscheidet,  daß  die  sämtlichen 
Exzeptionen,  die  von  irgend  einer  Partei,  welche  am  Ding  als  Kläger 
oder  Beklagter  einen  Prozeß  zu  führen  hat,  gegen  irgend  einen  der 
ernannten  Richter  geltend  zu  machen  sind,  gleich  unmittelbar  nach 
der  Ernennung  der  Richter  vorzubringen  sind,  so  daß  die  sämtlichen 
Richter,  aus  welchen  sich  das  einzelne  Dinggericht  zusammensetzt, 
den  sämtlichen  Parteien  gegenüber  exzeptionsfrei  sein  müssen,  die 
überhaupt  an  dem  betreffenden  Ding  eine  Klage  anzustellen  oder 
eine  Verteidigung  zu  führen  haben.  Die  Vermutung  liegt  nahe,  daß 
ein  ähnliches  Verfahren  ursprünglich  auch  in  Norwegen  gegolten 
haben  möge;  aber  mehr  als  eine  Vermutung  läßt  sich  in  dieser 
Richtung  nicht  aufstellen,  und  überdies  bleibt  recht  wohl  denkbar, 
daß  im  Verlaufe  der  Zeit  das  ursprünglich  den  Parteien  zugestandene 
Rekusationsrecht  ihnen  hinterher  entzogen  worden  sein  könnte,  als 
bei  gesteigerter  Königsmacht  das  Erheben  von  Einwendungen  gegen 
die  von  des  Königs  Beamten  ausgegangene  Ernennung  unzulässig 
erscheinen  mochte. 

Im  übrigen  ist  klar,  daß  für  die  Zahl  der  Richter  das  Duo- 
dezimalsystem maßgebend  war.  Im  Privatgerichte  sitzen  12,  allen- 
falls auch  24  Richter,  und  die  Bezeichnung  tolf  J)egna  dömr  scheint 
auf  dieselbe  geradezu  technische  Anwendung  gefunden  zu  haben;'') 
die  lögretta  aber  bestand  aus  36  Mitghedern,  wogegen  der  Natur 
der  Sache  nach  bei  den  unteren  Dinggerichten  von  keiner  bestimmten 
Anzahl  von  Richtern  die  Rede  sein  konnte.  Daß  die  Ausdrücke 
ddmr,  doema  u.  dgl.  m.  auf  die  Tätigkeit  der  Privatgerichte  sowohl 

1)  Fr{)L.  I,  2.  2j  GI)L.  266. 
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als  der  Dinggerichte  Anwendung  finden,  ist  bereits  bemerkt  worden 
und  ist  darum  wohl  nur  zufällig,  daß  als  doemendr  nur  die  Mit- 
glieder der  Privatgerichte,  und  nicht  auch  die  ])ingmenn  und  die 
lögrettumenn  bezeichnet  werden;  die  Sache  erklärt  sich  leicht,  wenn 
man  erwägt,  daß  nur  jene  ersteren  bloß  Richter  waren,  dagegen  diese 
letzteren  eben  nur  neben  so  manchen  anderen  Funktionen  auch  die 
von  Richtern  haben.  Mit  den  Pflichten  der  Richter  nimmt 
es  das  altnorwegische  Recht  sehr  ernst.  Selbst  im  Privatgerichte 
darf,  solange  die  Verhandlungen  dauern,  keiner  der  Richter  auf- 
stehen oder  gar  sich  entfernen,  es  sei  denn  wegen  dringender  Not, 
und  selbst  im  letzteren  Falle  muß  er  nicht  nur  seinen  Notstand  an- 
sagen, sondern  auch  einen  Handschuh,  eine  Waffe  oder  sonst  etwas 
auf  seinem  Sitze  zurücklassen,  um  gewissermaßen  dessen  Besitz  zu 
behaupten  und  sobald  als  möglich  zum  Gerichte  zurückkehren;  ver- 
stößt ein  Richter  gegen  diese  Vorschrift,  so  wird  die  Partei  sach- 
fällig, die  ihn  ernannt  hatte.  ^)  Eine  ähnliche  Bestimmung  galt  auch 
für  die  lögrettumenn,  ^)  und  eine  Mark  Buße  hatte  der  zu  zahlen, 
der  ihr  zuwiderhandelte.  Für  ihr  Urteil  aber  hatten  die  Richter, 
wenigstens  in  den  Privatgerichten,  einzustehen,  und  wir  haben  ge- 
sehen, daß  sie  in  eine  Buße  wegen  „misdoemi"  verfällt  wurden,  wenn 
wegen  mangelnder  Einstimmigkeit  der  Zug  an  das  Dinggericht  ge- 
nommen werden  mußte  und  hier  zu  Ungunsten  der  einen  Partei 
erkannt  wurde ;  ^)  ob  das  gleiche  auch  für  den  anderen  Fall  galt,  da 
def  Zug  von  einem  der  unteren  Dinggerichte  an  ein  höheres  ge- 
nommen wurde,  wird  uns  nicht  gesagt,  aber  doch  wenigstens  aus- 
gesprochen, daß  eine  Klage  wegen  lögrän  zulässig  war,  wenn  an 
dem  unteren  Dinggerichte  kein  einstimmiges  Urteil  zustande  kam 
und  die  Richter  demnach  sich  weigerten,  durch  den  Zug  an  das 
höhere  Gericht  die  Sache  zum  endlichen  Austrage  zu  bringen,  und 
ich  möchte  hierin  stillschweigend  ausgesprochen  finden,  daß  auch  in 
diesem  Falle  die  Richter  für  die  Richtigkeit  ihres  Urteiles  zu  haften 
hatten.  EndHch  mag  noch  bemerkt  werden,  daß  ich  etwas  der 
isländischen  reifing  ähnliches  im  norwegischen  Prozesse  nicht 
nachzuweisen  vermag. 

^)  GJ)L.  37.  2)  Pj.I)L.  I,  2.  3)  G{)L.  266. 


§   14-     Die  Streitteile.  183 


§  14.     Die  Streitteile. 

Die  technische  Bezeichnung  für  die  Klage  war  sökn,  für  die 
Verteidigung  aber  vorn,  während  als  sök  die  Streitsache  beiden 
Teilen  gegenüber  bezeichnet  wurde,  so  daß  man  ebensogut  von 
einem  verja  sök  als  von  einem  soekja  sök  sprechen  konnte.  Der 
Kläger  wird  dabei  als  sakaräberi  oder  auch  söknari  bezeichnet,') 
woneben  auch  wohl  noch  die  Ausdrücke  soekjandi,  und  soferne 
es  sich  um  Blutklagen  handelte,  eptirmselandi  vorkommen;  der 
Beklagte  dagegen  wird  als  verjandi,  varnarmaör  u.  dgl.  be- 
zeichnet. Die  dem  isländischen  Rechte  so  geläufigen  Ausdrücke 
aöild,  aöili,  söknaraöili,  varnaraöili  kommen  dagegen  auf- 
fallenderweise in  den  norwegischen  Rechtsquellen  schlechterdings 
nicht  vor,  wie  sich  denn  auch  in  diesen  von  einer  bewußten  Schei- 
dung zwischen  der  Klagsberechtigung  (aöild)  und  dem  Ansprüche, 
welcher  durch  die  Klage  verfolgt  werden  soll,  auf  der  einen  Seite 
und  zwischen  der  Klagsberechtigung  und  der  durch  Vollmacht  er- 
worbenen Befugnis  zur  Führung  einer  fremden  Rechtssache  keine 
Spur  findet. 

Das  Recht,  als  Partei  vor  Gericht  aufzutreten,  er- 
leidet nach  altnorwegischem  Rechte  mehrfache  Beschränkungen. 
Zunächst  gibt  es  Personen,  welchen  die  Rechtsfähigkeit  ganz 
oder  teilweise  entzogen  ist  und  welche  eben  darum  auch  nicht  die 
Befugnis  besitzen,  aktiv  oder  passiv  vor  Gericht  aufzutreten.  Es 
zählen  dahin  vorab  die  Unfreien,  welche  prinzipiell  als  Sachen, 
nicht  als  Personen  behandelt  werden.-)  Allerdings  wird  dieses  Prinzip 
nicht  ganz  konsequent  durchgeführt,  vielmehr  bezieht  der  Unfreie 
ausnahmsweise  einen  Anteil  an  der  durch  seine  Verletzung  verwirkten 
Buße,  wenn  ihm  nämlich  diese  Verletzung  zugefügt  wurde,  während 
er  in  Begleitung  seines  Herrn  das  Ding,  die  Kirche  oder  eine  Gilde 
besuchte,  ^)  und  die  volle  Buße,  wenn  er  von  einem  anderen  Unfreien 
verletzt  wurde ;  *)  andererseits  kommt  es  auch  vor,  daß,  zumal  wegen 
kirchlicher  Vergehen,  dem  Unfreien  Leibesstrafen  angedroht  werden 
für  den  Fall,  daß  der  Herr  sie  nicht  aus  gutem  Willen  ablösen  will.^) 


*)  vgl.  z.  B.  FrI)L.  IV,  24. 

2)  vgl.    Fr.  Brandt,    Trsellenes    retsstilling    efter   Norges    gamle    Love,    in    der 
Historisk  Tidsskrift,  I,  zumal  S.  197. 

3)  GI)L.   198;  vgl.  Fr{>L.  IV,  61.  *)  ebenda,  XI,  21. 

^)  G|>L.   16;  18;  20;  22;  außerhalb  des  Christenrechtes  FrJ)L.  X,  40. 
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Indessen  wird  in  solchen  Fällen  nicht  berichtet,    wie    es  hinsichtlich 
der  prozessualen  Vertretung  gehalten  worden  sei,  und  wird  demnach 
wohl  anzunehmen  sein,  daß  diese  dem  Herrn  verblieb,  ganz  wie  sie 
diesem  in  den  normalen  Fällen  oblag,    in   welchen   der  Herr  seiner- 
seits  für   einen  Unfreien  Buße    zu   geben    oder    zu    nehmen  hatte.  ■') 
Ahnlich    wie    bei    den    Unfreien    scheint    es    ferner    auch    bei    den 
Schuldknechten  gestanden  zu  sein ;   da   nämlich   gesagt   wird,  -) 
daß  der  Fremde,    welcher  einen  solchen  verletzt,    dafür  nach  dessen 
Geburtsstand  büßen,    aber   der  Herr   von   der  Buße    soviel   beziehen 
solle,    als    er   für  seinen  besten  Sklaven  zu  beziehen  hätte,    und   der 
Schuldknecht  nur  den  Überrest   erhalte,    so   scheint   denn   doch    die 
Meinung   die   zu    sein,    daß   der  Herr   den    ganzen  Betrag   einklagen 
und  nur  diesen  Überschuß  an   den  Schuldknecht   hinausgeben    resp. 
ihm  auf  seine  Schuld  abrechnen  solle.     Wiederum    gehören   hierher 
die    geächteten   Leute,    da    auch    ihnen    durch    die    Acht    ihre 
Rechtsfähigkeit   verloren    geht   und   sie    sind   sogar   in  noch  üblerer 
Lage  als   die  Unfreien,    weil   sie    auch   keinen  Herrn   haben,    dessen 
Recht   ihnen   wenigstens    mittelbar    einigen  Schutz  verleihen  würde, 
und  weil  ihnen  überdies  durch  das  Verbot  jeder  Unterstützung  selbst 
die  Hilfe  entzogen  wird,  welche  aus  Barmherzigkeit  und  gutem  Willen 
ihnen  etwa  gewährt  werden  wollte.     Doch  tritt  nur  bei  den   üböta- 
mäl  diese  Wirkung  uneingeschränkt  ein,  wogegen  bei  den  gewöhn- 
lichen ütlegöarmäl  der  Schuldige  sich  sofort  Recht  und  Frieden  und 
damit    auch    seine    Gerichtsstandsfähigkeit    sicherte,    sowie    er    die 
verwirkte  Buße  zu  entrichten  oder  auch  vor  Gericht  sich  zu  verant- 
worten versprach.     In  allen  diesen  Fällen  läßt  sich  nun  freilich  streng 
genommen  nicht  von  einem  Mangel  der  Gerichtsfähigkeit  als  solchem 
sprechen,  soferne  dieser  Mangel  im  Grunde   nur  eine  Folge  des  un- 
gleich weiter  reichenden  Mangels  der  Rechtsfähigkeit   ist,    also   eine 
Vertretung  von  Rechten  vor  Gericht  eigentlich  nur  darum  unmöglich 
ist,  weil  es  an  Rechten  fehlt,  die  zu  vertreten  wären ;  es  steht  dem- 
nach bei  den  geächteten  Leuten  im  Grunde  prinzipiell  nicht  anders 
als  bei  den  Rechtlosen,^)  weil  sie  auf  eine  Buße  gleichfalls  nicht 
klagen   konnten,    weil   ihnen    der   Bußanspruch    fehlte,    während   sie 
doch   im   übrigen   von    der  Fähigkeit   vor   Gericht  Recht   zu    geben 
und  zu  nehmen   keineswegs   ausgeschlossen   waren.     Demgegenüber 


1)  G|)L.  163;   198;  204;  Fr{)L.  X,  40.  ^)  G{)L.  71. 

')  vgl.  über  sie  v.  Amira,  S.  71 — 78,    aber   dazu  meine  Bemerkungen  in, der 
Krit.  Vierteljahresschrift,  XVI,  107— 8. 
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kommen  aber  allerdings  auch  Leute  vor,  welchen  nur  die  Ge- 
richtsfähigk  eit  entzogen  ist,  während  ihnen  doch  die  Rechts- 
fähigkeit ganz  oder  nahezu  ganz  unverkümmert  bleibt,  und  zwar 
sind  es  die  vogtbaren  Leute,  um  welche  es  sich  dabei  handelt. 
Minderjährige  zunächst  hatten  in  ihrem  Vormunde  (fjärhalds- 
maör)  ihren  gerichtlichen  Vertreter  ganz  ebenso  gut,  wie  sie  von 
demselben  in  allen  anderen  Beziehungen  vertreten  wurden  und  die 
Einrede,  daß  wegen  einer  an  einem  solchen  begangenen  Verletzung 
ein  Vergleich  eingegangen  worden  sei,  konnte  darum  auch  dann 
wirksam  vorgeschützt  werden,  wenn  der  Verletzte  nach  erreichter 
Volljährigkeit  selber  Klage  stellte;^)  nur  aus  diesem  Grunde  erklärt 
sich  denn  auch  die  Bezeichnung  des  Volljährigen  als  eines  Mannes 
„er  hyggja  kann  fyrir  oröi  ok  eiöi",  ^)  d.  h.  der  sich  mit  Wort  und 
Eid  selber  vertreten  kann.  Dem  Minderjährigen  ist  der  Geistes- 
kranke gleichgestellt ;  ^)  andererseits  aber  erscheinen  auch  die 
Weiber  in  ihrer  Gerichtsstandsfähigkeit  beschränkt.  Nach  den 
FrpL.  darf  sich  die  Witwe  ihren  Vertreter  schlechthin  selbst  wählen, 
nur  daß  der  von  ihr  Gewählte  ihrem  verstorbenen  Manne  ebenbürtig 
sein  muß;  die  Jungfrau  dagegen  soll  des  gleichen  Wahlrechtes  nur 
unter  der  Voraussetzung  genießen,  daß  weder  ihr  Vater  noch  ihr 
Bruder  mehr  lebt,  oder  aber,  daß  diese  ihre  nächsten  Angehörigen, 
wenn  am  Leben,  sich  um  ihr  Wohl  in  keiner  Weise  bekümmern ; '^) 
den  letzteren  Satz  finden  wir  anderwärts  auch  dahin  ausgedrückt, 
daß  ein  Weib,  welches  von  ihren  Angehörigen  nicht  versorgt  und 
dadurch  genötigt  wird,  sich  selbst  für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen, 
dafür  umgekehrt  auch  befugt  sein  solle,  selber  über  ihre  Angelegen- 
heiten zu  bestimmen.  ^)  Über  Jungfrauen  also  führte  Vater  und 
Bruder  regelmäßig  die  Vertretung,  und  wenn  von  Ehefrauen  über- 
haupt nicht  gesprochen  wird,  so  erklärt  sich  dies  sehr  einfach  daraus, 
daß  bei  ihnen  die  gerichtHche  Vertretung  selbstverständlich  in  der 
eheherrlichen  Vogtei  enthalten  war.  Das  Stadtrecht  gibt  dagegen 
dem  einschichtigen  Weibe  die  Wahl  ihres  Vertreters  schlechthin  frei, 
nur  mit  der  Einschränkung,  daß  die  Jungfrau  einen  ihrem  Vater, 
die  Witwe  einen  ihrem  verstorbenen  Manne  ebenbürtigen  Vertreter 
zu  wählen  hat.^)  Die  GpL.  endlich  beschränken  sich  auf  die  Vor- 
schrift,   daß   Weiber    ihre   Vertretung    für   Klage    wie   Verteidigung 


^)  FrI)L.  IV,  38.  -)  Landsl.,  Landsleigub.  54;  vgl.  Fr{)L.  II,  23 

'■^)  Fr|)L.  IV,  32.  ■*)  ebenda,  X,  36.  •^)  ebenda,  XI,   17. 

«)  BjarkR.  III,  99- 
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jedem  beliebigen  Manne  zu  übertragen  befugt  sein  sollen,  während 
freie  und  volljährige  Männer  prinzipiell  ihre  Rechtssachen  in  eigener 
Person  zu  führen  haben ;  ^)  da  Witwen  sowohl  als  Jungfrauen  ander- 
wärts angewiesen  werden,  die  in  ihrem  Interesse  gelegenen  Ver- 
kündigungen in  Stammgutssachen  durch  einen  Bevollmächtigten  am 
Dinge  vornehmen  zu  lassen,  ^)  ist  klar,  daß  damit  nicht  bloß  ein 
Recht,  sondern  zugleich  auch  eine  Pflicht  derartiger  Weiber  gesetzt 
sein  wollte.  Die  Frage  übrigens,  wie  weit  die  Stellung  des  Ver- 
treters der  vogtbaren  Personen  die  eines  Vertreters  zu  eigenem 
Rechte,  oder  aber  nur  die  eines  Bevollmächtigten  gewesen  sei,  der 
nur  nicht  entbehrt  und  unter  Umständen  nicht  einmal  von  den  Ver- 
tretern frei  gewählt  werden  konnte,  hat  hier  unerörtert  zu  bleiben; 
sie  hat  ihre  Erledigung  in  der  Lehre  von  der  Vormundschaft,  nicht 
im  Prozeßrechte  zu  suchen. 

Das  altnorwegische  Recht  steht  übrigens,  sowohl  was  den  Straf- 
prozeß als  was  den  Zivilprozeß  betrifft,  auf  dem  Boden  des  An- 
klageprozesses und  die  alte  Regel:  „wo  kein  Kläger,  da  kein 
Richter",  erleidet  in  ihm  keine  Ausnahme.  ^)  Allerdings  wird  von 
ihm  nicht  übersehen,  daß  bei  der  Verfolgung  von  Strafsachen  nicht 
nur  das  Interesse  des  Verletzten,  sondern  auch  das  der  öffentlichen 
Rechtsordnung  auf  dem  Spiele  steht,  und  auf  mancherlei  Wegen 
sucht  dasselbe  dieses  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes  sicher  zu 
stellen ;  aber  die  sämtlichen  zu  diesem  Behufe  ergriffenen  Mittel  be- 
wegen sich  ohne  Ausnahme  auf  dem  Boden  des  Anklageverfahrens. 
Wie  in  Zivilsachen,  so  bleibt  zunächst  auch  in  Strafsachen  die  Stel- 
lung der  Klage  dem  verletzten  Privaten,  resp.  wenn  es  sich  um  eine 
Tötung  handelt,  dem  zur  Blutrache  Berufenen  überlassen,  und  sie 
haben  demnach  auch  in  Fällen,  in  welchen  es  zu  einer  Verhaftung 
des  Angeschuldigten  kam,  diese  vorzunehmen  und  für  die  Gefangen- 
haltung des  Verhafteten  zu  sorgen  •,  aber  doch  sind  unter  Umständen 
alle  Volksgenossen  verpflichtet,  bei  dessen  Gefangennahme  beizu- 
helfen  *)  und  überdies  muß  des  Königs  Vogt  auf  Verlangen  die  Be- 
wachung des  Gefangenen  übernehmen,  ^)  wenn  auch,  nach  dem 
Stadtrechte  wenigstens,  die  Privatbeteiligten  die  Kosten  der  Haft  zu- 
nächst zu  tragen  und  nur  subsidiär  der  Schultheiß  und   die  Bürger- 


1)  GI)L.  47.  2)  ebenda,   291. 

^)  vgl.  Scheel,  De  publicis  actionibus  et  inquisitionibus    in    causis    poenalibus 
(Hafnise,   1836),  S.  93 — iio. 

4)  GI)L.  152;   189;  Fr|)L.  IV,  9  und  lo. 

5)  GI)L.   152  und  253;  FrI)L.  IV,   10;  XIV,   12;  BjarkR.  II,   13. 
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Schaft  auch  für  diese  aufzukommen  haben.  Selbst  die  Exekution 
gerichthcher  Urteile  war  zunächst  Sache  des  Damnifikaten,  dem  da- 
bei die  übrigen  Volksgenossen  auf  Verlangen  Zuzug  leisten  mußten, 
und  wenn  dabei  des  Königs  Beamter  allenfalls  als  mitwirkend  er- 
scheint, so  wird  er  doch  entweder  nur  eventuell  tätig,  wie  er  z.  B. 
die  Hinrichtung  eines  zum  Tode  Verurteilten  besorgen  lassen  muß, 
w^enn  kein  Privatkläger  zur  Hand  war,  welcher  diese  seinerseits  voll- 
strecken konnte,')  oder  nebenbei,  wie  wenn  er  bei  der  auf  das  Ver- 
mögen gerichteten  Zwangsvollstreckung  sich  beteiligte,  um  dadurch 
den  Bezug  des  dem  Könige  zufallenden  Strafgeldes  diesem  zu 
sichern,  ^)  und  wenn  derselbe  zwar  in  Fällen,  in  welchen  es  sich  um 
die  Einziehung  eines  ganzen  Vermögens  handelte,  bei  dieser  und 
somit  auch  bei  der  ihr  vorangehenden  Vermögensliquidation  die 
leitende  Rolle  zu  spielen  hatte,  ^)  so  war  doch  auch  dies  nur  Folge 
des  Umstandes,  daß  dem  Könige  der  Aktivrest  des  liquidierten  Ver- 
mögens zufiel  und  somit  sein  Beamter  als  Hauptinteressent  bei  dem 
Liquidations-  und  Einziehungsgeschäfte  erschien,  ganz  wie  auf  Island 
der  goöi  die  gleiche  Rolle  am  feränsdömr  zu  spielen  berufen  war. 
Aber  wie  sich  bereits  in  der  Bedrohung  aller  einigermaßen  schwe- 
reren Vergehen  mit  einer  an  den  König  zu  entrichtenden  Geldstrafe 
neben  der  an  den  Damnifikaten  zu  zahlenden  Buße  das  Bewußtsein 
klar  ausspricht,  daß  neben  dem  letzteren  auch  die  Rechtsordnung 
selbst  durch  das  Vergehen  verletzt  sei,  so  führt  dieselbe  Überzeugung 
auch  zu  dem  anderen  Satze,  daß  in  Fällen,  da  der  Damnifikat  die 
Klagestellung  unterläßt,  der  Beamte  seinerseits  auf  die  dem  Könige 
verwirkte  Geldstrafe  zu  klagen  berufen  sei.  Es  ist  für  die  ältere  Zeit 
ein  seltener  Ausnahmsfall,  wenn  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
dem  königlichen  Beamten  dieses  Recht  entzogen  wird,  wie  wenn 
z.  B.  bestimmt  wird,  daß  derjenige,  welcher  einen  gebundenen  Ha- 
bicht aus  dem  Neste  genommen  und  dies  verheimlicht  hat,  nur  dann 
als  Dieb  behandelt  werden  solle,  wenn  der  Eigentümer  dies  will,'*) 
oder  wenn  bei  gewissen  Realinjurien  des  Königs  Recht  sowohl  als 
das  des  Verletzten  wegfallen  soll,  wenn  dieser  letztere  nicht  klagen 
will;^)  der  Regel  nach  konnte  dagegen  der  Verzicht  des  Verletzten 
auf  sein  Recht  dem  Beamten  an  dem  seinigen  nichts  entnehmen 
und  diese  Ausnahmsfälle  selbst  scheinen  lediglich  aus  dem  Wunsche 
hervorgegangen  zu  sein,    unter  Umständen,    welche    den  widerrecht- 


1)  vgl.  V.  Amira,  S.  io2— 6.  ^)  ebenda,  S.  256—62  und  S.  280—1. 

3)  ebenda,  S.  119—36.  *)  G^h.  263.  '')  FrI)L.  IV,    18;  X,  41. 
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liehen  und  verletzenden  Charakter  einer  Handlung  zweifelhaft  er- 
scheinen lassen  konnten,  die  Auslegung  dem  Damnifikaten  anheim- 
zustellen als  dem  Nächstbeteiligten,  und  darum  auch  zur  Auslegung 
im  gegebenen  Falle  zunächst  Berufenen.  Ja  man  ging  sogar  noch 
weiter.  Eine  Anzeigepflicht  zwar  bezüglich  der  ihm  bekannt  ge- 
ivordenen  Vergehen  legt  das  altnorwegische  Recht  dem  einzelnen 
nicht  auf;  die  von  Scheel  ^)  desfalls  angeführten  Stellen,  soweit  sie 
überhaupt  noch  dem  Mittelalter  angehören,  beweisen  nichts,  da  die- 
selben teils  nur  von  der  Verpflichtung  sprechen,  drohenden  Hoch- 
verrat oder  sonstige  beabsichtigte  Beschädigung  des  Königs  und 
Reiches  anzusagen,  ^)  teils  nur  die  Verpflichtung  begründen,  Anzeige 
von  friedlosen  Leuten  zu  machen,  die  sich  in  der  Gegend  herum- 
treiben, ^)  also  in  keinem  Falle  mit  der  Klagestellung  etwas  zu  tun 
haben,  und  auch  das  Verdachtsverfahren,  wie  solches  zumal  die 
Christen  rechte  für  gewisse  Übertretungsfälle  kennen,  "*)  führt  nur  zu 
einer  Verpflichtung,  'auf  Befragen  zu  erklären,  ob  man  von  einem 
angeblich  umlaufenden  Gerüchte  gehört  habe  oder  nicht,  aber  ganz 
und  gar  nicht  zu  einer  mit  der  Klagestellung  zusammenhängenden 
Pflicht,  Verbrechen  jeder  Art  zur  Anzeige  zu  bringen.  Aber  es  ver- 
wehrt wenigstens  dem  Damnifikaten,  durch  einen  heimlich  mit  dem 
Schuldigen  eingegangenen  Vergleich  sein  Privatinteresse  einseitig  zu 
wahren ;  schwere  Strafe  stand  für  beide  Teile  darauf,  wenn  sie  durch 
heimliches  Übereinkommen  „des  Königs  Recht  unterdrückt"  (drepit 
niör  konüngs  retti)  hatten  ^)  und  sogar  auf  den  bloßen  Vorwurf  eines 
Verbrechens  hin  mußte  der,  gegen  den  derselbe  gemacht  worden 
war,  die  Verleumdungsklage  erheben,  wenn  er  sich  nicht  der  An- 
schuldigung aussetzen  wollte,  durch  sein  Schweigen  den  König  um 
sein  Recht  gebracht  zu  haben.®)  Als  einen  schweren  Mißbrauch  be- 
zeichnet K.  Häkon,  wenn  die  Leute  wegen  Schlägereien  sich  ver- 
gleichen, ohne  daß  dabei  dem  Könige  sein  Bezug  zuteil  werde,  oder 
von  einem  Diebe  das  gestohlene  Gut  zurücknehmen  und  den  Dieb 
einfach  laufen  lassen ;  '^)  K.  Magnus  lagaboetir  aber  stellt  die  Regel 
auf,  daß  in  allen  Sachen,  selbst  den  kleinsten,  dem  König  zwar  sein 


^)  De  publicis  actionibus,  S.  93,  Not.  3.  -)  HirÖskrä,  40 — 41. 

^)  Verordnung  vom  28.  August  1315,  Norges  gamle  Love,  III,  41/111,  dann 
Privileg  für  ßjörgvin  von   1425,  bei  Hans  Paus,  II,  S.  237. 

*)  vgl.  Hertzberg,  S.  210  —  16;  Ph.  Zorn,  Staat  und  Kirche  in  Norwegen 
bis  zum  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderis  (1875),  S.  43—50. 

5)  G^L.  214;  256.  «)  BjarkR.  II,  35;  III,  95.  ')  FrI)L.  Ein- 

leitung,  21. 
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Anspruch  auf  das  Strafgeld  verbleibe,  wenn  der  Damnifikat  auch 
hinterher  sich  vergleiche  oder  von  seiner  Klage  abstehe,  falls  er  nur 
diese  erst  angestellt  habe,  jedoch  dieser  Anspruch  nicht  für  sich 
allein  eingeklagt  werden  dürfe,  wenn  der  Damnifikat  vorziehen  sollte, 
seinerseits  keine  Klage  zu  erheben,  daß  dagegen  in  größeren  Sachen, 
wie  z.  B.  bei  lemstrarsär  oder  noch  schwerer  zu  büßenden  Sachen 
des  Königs  Kläger  auch  dann  zur  Klagestellung  befugt  sei,  wenn 
der  Damnifikat  nicht  klage,  vorausgesetzt  nur,  daß  ihm  ein  heimilis- 
kviöarvitni  zur  Seite  stehe,  wie  solches  beim  Verdachtsverfahren 
üblich  ist.  ^)  So  wurde  denn  auch  in  Achtfällen  unterschieden 
zwischen  dem  Rechte  des  Königs  und  dem  Rechte  des  Damnifikaten ; 
unter  Umständen  konnte  der  König  dem  Geächteten  seinen  Frieden 
wieder  verwilligen,  während  doch  die  Verwandten  des  Erschlagenen 
nach  wie  vor  zur  Blutrache  befugt  waren.  -)  Wo  immer  aber  ein 
Mann  etwas  gegen  den  König  verbrochen  hatte  (ef  maör  gerir 
til  vitis  viö  konüng),  da  sollte  der  Vogt  gegen  ihn  klagbar  werden, 
zu  dessen  fylki  er  gehörte  '^j  und  wird  diese  Regel  zwar  zunächst 
auf  Vergehen  zu  beziehen  sein,  bei  denen  es  an  einem  Privatdamni- 
fikaten  völlig  fehlte,  aber  doch  wohl  zugleich  auch  von  jenem  an- 
deren zu  gelten  haben,  bei  denen  des  Königs  Recht  nur  neben  dem 
eines  Privaten  in  Frage  stand ;  in  späteren  Verordnungen  zumal  wird 
von  hier  aus  die  Verfolgung  schwererer  Verbrechen  geradezu  zu 
^iner  Hauptaufgabe  der  Beamten  des  Königs  gemacht,  *)  aber  auch 
in  den  älteren  Rechtsbüchern  finden  sich  bereits  ähnliche  Vorschriften 
in  ziemlicher  Zahl  bezüglich  einer  langen  Reihe  einzelner  Vergehen, 
welche  entweder  speziell  gegen  den  König  und  die  Staatsordnung 
gerichtet  oder  wegen  ihrer  besonderen  Schwere,  Gemeingefährlichkeit, 
sittlicher  Verwerflichkeit  oder  auch  ihres  vorwiegend  polizeilichen 
Charakters  solcher  besonderen  Fürsorge  besonders  bedürftig  schienen.^) 
Man  sieht,  an  dem  Satze :  „sakaräberi  skal  vera  fyrir  hverri  sök",  ^) 
wurde  strengstens  festgehalten,  und  man  suchte  nur  für  die  Existenz 
eines   Klägers,    in    schwereren    Strafsachen    wenigstens,    dadurch    zu 


^)  Lands  1.,  Mannh.  21.  ^)  FrJ)L.,  Einleitung,  5  und  6;  IV,  41; 

BjarkR.  III,    loi ;  Lands  1.,  Mannh.  2;  vgl.  auch  HirÖskra,  39. 

3)  FrI)L.  X,  33, 

'^)  Vgl.  z.  B.  die  Verordnungen  vom  ii.  Oktober  1303  und  28.  August  1315  in 
Norges  gamle  Love,  III,  19/65 — 66  und  41/111.  Aber  auch  schon  in  Fr|)L. 
Einleitung,  3  ist  von  einem  „falla  i  ütlegö  fyrir  konüngs  sverÖi"  die  Rede. 

^)  Nachweise  siehe  bei  Scheel,  S.  103 — 7. 

^)  Landsl.,   Mannh.  21. 


igo  Teil  I.     Die  Gerichtsverfassung. 

sorgen,  daß  man  einerseits  den  Reiz  zur  Klagesteliung,  welcher  an 
und  für  sich  schon  in  den  narnhaften  in  Aussicht  gestellten  Bußbe- 
trägen gegeben  vorlag,  durch  das  Verbot  heimlicher  Abfindungen, 
dann  durch  die  Aufstellung  eventueller  Klagsberechtigter  für  den 
Fall,  daß  der  primär  Berufene  nicht  klagen  konnte  oder  wollte,  zu 
erhöhen  und  zu  befestigen  suchte,  während  man  andererseits  durch 
die  Einräumung  eines  weiteren  Klagerechtes  an  des  Königs  Beamten 
auch  diesem  möglich  und  zur  Pflicht  machte,  in  Fällen  mit  einer 
Klage  vorzugehen,  in  welchen  der  Damnifikat  selbst  aus  irgend 
welchem  Grunde  die  Klagestellung  unterließ.  Dieses  Klagerecht  des 
Beamten  leistet  hiernach  im  norwegischen  Rechte  genau  denselben 
Dienst,  welchen  im  isländischen  Rechte  die  ausgedehnte  Anwendung 
der  Popularklagen  tut,  von  welchen  letzteren  denn  auch  im  nor- 
wegischen Rechte  nicht  die  Rede  ist;  hier  wie  dort  aber  bewegt 
sich  das  gewählte  Auskunftsmittel  auf  der  Grundlage  des  Anklage- 
prozesses, dessen  Prinzip  sogar  bei  dem  Verdachtsverfahren  darum 
nicht  als  verlassen  gelten  darf,  weil  der  den  Verdacht  feststellende 
und  auf  Grund  desselben  klagende  Beamte  eine  von  dem  Gerichte 
und  dessen  Mitgliedern  ganz  getrennt  gehaltene  Persönlichkeit  ist 
—  Wie  bezüglich  der  Einleitung  des  Verfahrens,  so  wird  aber  auch 
bezüglich  seiner  Durchführung  an  den  Grundsätzen  des  Anklage- 
verfahrens strengstens  festgehalten.  Die  Parteien  sind  es,  welche 
ihre  Anträge  stellen,  und  durch  ihre  Vorträge  das  zu  ihrer  Beur- 
teilung notwendige  Material  dem  Gerichte  unterbreiten;  sie  allein 
haben  für  die  Auswahl,  Benennung  und  Vorführung  der  Beweis- 
mittel zu  sorgen,  wogegen  sich  das  Gericht  lediglich  auf  die  Ver- 
bescheidung  der  gestellten  Anträge  und  die  Prüfung  der  ihm  vor- 
gelegten Beweismittel  beschränkt,  ohne  irgendwie  selbsttätig  in  den 
Gang  der  Verhandlungen  einzugreifen. 

Über  die  Sachlegitimation  der  Parteien  enthalten  die  Rechts- 
bücher keine  Bestimmungen;  dagegen  mag  hier  das  schon  mehr- 
mals herangezogene  Verdachtsv  erfahren  des  näheren  besprochen 
werden,  soferne  dasselbe,  wenigstens  unter  Umständen,  zu  einer 
eigentümlichen  Beschränkung;  des  Rechtes  auf  die  Klagestellung 
führt.  Die  BpL.  zunächst  sprechen  die  Regel  aus,  ^)  daß  in  Fällen, 
in  welchen  ein  Straf bezug  des  Bischofs  in  Aussicht  steht,  dessen 
Vogt  befugt  sein  solle,  ein  heraös|)ing  zu  berufen  und  hier  an  die 
versammelten  Dingleute   die  Aufforderung   zu    richten,   sich   darüber 


1)  BI)L.  I,   17;  II,  26;  III,  2: 
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auszusprechen,  ob  ihnen  von  einem  Gerüchte  etwas  zu  Ohren  ge- 
kommen sei,  vermöge  dessen  ein  bestimmter  Mann  eines  bestimmten 
Vergehens  sich  schuldig  gemacht  haben  sollte;  erklärt  nun  min- 
destens ein  Viertel  der  Dingleute,  von  der  Sache  gehört  zu  haben, 
so  gilt  diese  als  bezirkskundig  (heraösfleytt  at  lögum)  und  der  Vogt 
mag  sofort  durch  Anstellung  einer  Klage  den  Angeschuldigten  zu 
einem  Reinigungsbeweise  treiben,  welcher  je  nach  Umständen  durch 
einen  mehr  oder  minder  verstärkten  Eid,  oder  aber  durch  ein  Gottes- 
urteil zu  erbringen  ist ;  erklären  aber  mehr  als  drei  Viertel  der  Ding- 
leute, von  dem  Gerüchte  nichts  gehört  zu  haben,  so  kann  der  Vogt 
keine  Klage  stellen,  soferne  er  nicht  etwa  gezogene  Zeugen  zu  seiner 
Verfügung  hat,  für  welchen  letzteren  Fall  dann  aber  auch  selbstver- 
ständlich das  ganze  Verdachtsverfahren  überflüssig  ist.  In  den  EpL. 
ferner  findet  sich  die  Bestimmung,  ^)  daß  des  Bischofs  Vogt  weder 
Mann  noch  Weib  der  Zauberei  beschuldigen  soll,  es  sei  denn,  daß 
die  Sache  bezirkskundig  (heraösfleytt,  bygöfleytt)  sei,  was  durch  die 
Aussage  von  mindestens  drei  Bauern  bewiesen  werden  muß ;  erhebt 
der  Vogt  die  Beschuldigung,  ohne  daß  dieser  Beweis  erbracht  werden 
kann,  so  büßt  er  dafür  mit  drei  Mark,  wogegen  derjenige,  welcher 
den  Zauberer  wegen  einer  ihm,  den  Seinigen  oder  seinem  Vieh  an- 
getanen Beschädigung  in  Anspruch  nehmen  will,  dies  tun  mag, 
auch  ohne  daß  die  Sache  bezirkskundig  wäre.  Bemerkt  mag  ferner 
noch  werden,  daß  dasselbe  Rechtsbuch  des  Bischofs  Vogt  an- 
weist, wegen  Arbeitens  am  Sonntage  nur  dann  Klage  zu  stellen, 
wenn  er  die  Übertretung  durch  Zeugen  nachweisen  könne,  dagegen 
die  Leute  nicht  zum  Reinigungseide  zu  drängen.  ^)  In  unserem 
Haupttexte  der  GI)L.  ferner  ist  der  Ausdruck  „heraösfleytt"  nur  an 
einer  einzigen  Stelle  zu  finden,  welche  der  Rezension  des  K.  Magnus 
Erlingsson  angehört,  ^)  in  einer  Stelle  nämlich,  nach  welcher  ein  der 
Sodomie  beschuldigter  Mann  zur  Eisenprobe  greifen  soll,  falls  die 
Beschuldigung  durch  ein  derartiges  Gerücht  unterstützt  wird;  aber 
in  einem  Bruchstücke  einer  anderen  Hs.,  welches  auch  in  das  soge- 
nannte Christenrecht  des  K.  Sverrir  übergegangen  ist*)  und  welches 
ebenfalls  einem  aus  der  älteren  und  neueren  Rezension  gemischten 
Texte  angehört,  findet  sich  eine  weitere  und  sehr  belehrende  hierher 
gehörige  Vorschrift.  Nach  ihr  soll  nämlich  die  Beschuldigung,  „troll 
eöa  mannasta"  zu  sein,  nur  unter  der  Voraussetzung  gegen  ein  Weib 


1)  E|)L.  I,  41;  II,  33.  -)  ebenda,  I,   12;  II,  9. 

3)  GI)L.  32.  *)  Norges  gamle  Love,  II,  495;  KrR.  Sverris,  98. 
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erhoben  werden  dürfen,  daß  ein  solches  Gerücht  zum  mindesten  von 
drei  Höfen  ausgeht  und  somit  heraösfleytt  ist;  unter  dieser  Voraus- 
setzung erhoben,  soll  aber  die  Beschuldigung  das  Weib  zum  Gottes- 
urteile treiben,  wogegen  dieselbe  als  eine  schwer  strafbare  Verleum- 
dung gilt,  wenn  das  betreffende  Gerücht  nur  von  einem  einzigen 
Hofe  ausging.  Allerdings  gehen  die  beiden  Fassungen  der  Vorschrift 
in  einem  Punkte  auseinander,  soferne  nämlich  das  Fragment  für  den 
Fall,  daß  der  durch  ein  gehöriges  Gerücht  unterstützten  Klage  gegen- 
über die  Reinigung  durch  den  Kesselfang  gelingt,  den  Kläger  sofort 
wegen  Verleumdung  bestraft  wissen  will,  wogegen  das  Christenrecht 
des  Sverrir  diese  Folge  an  die  andere  Voraussetzung  knüpft,  daß  die 
Klage  durch  kein  gehörig  weit  verbreitetes  Geständnis  unterstützt 
wird  und  dennoch  die  Reinigung  durch  das  Gottesurteil  gelingt; 
indessen  ist  nicht  nur  die  letztere  Fassung  eine  augenscheinlich  ver- 
kehrte, da  sicherlich  die  einfache  Klage  ohne  unterstützendes  G^erücht 
nicht  genügte,  um  die  Beklagte  zum  Kesselfange  zu  treiben,  sondern 
auch  die  erstere  kann  kaum  das  älteste  Recht  geben,  da  dieses 
sicherlich  den  Kläger  unter  allen  Umständen  straflos  ausgehen  ließ, 
wenn  ihm  nur  ein  genügend  verbreitetes  Gerücht  zur  Seite  gestanden 
war.  Mag  sein,  daß  die  Lücken  in  unserem  Fragmente  in  dessen 
Ausgabe  nicht  richtig  ergänzt  sind  und  daß  nur  dadurch  jener  ver- 
kehrte Sinn  in  die  Stelle  hineinkam ;  mag  aber  auch  sein,  daß  in 
derselben  eine  spätere  Neuerung  vorliegt,  welche  den  ursprünglichen 
Sinn  des  Verdachtsverfahrens  nicht  mehr  völlig  richtig  gewürdigt 
hatte;  die  Fassung  des  Christenrechtes  des  Sverrir  jedenfalls  beruht 
nur  auf  einer  verkehrten  Wiedergabe  einer  unserem  Fragmente  ent- 
sprechenden Vorlage.  Wieder  etwas  anders  steht  die  Sache  aber 
nach  dem  Rechte  von  prändheimr.  Nach  einer  ersten  Stelle  ^)  soll 
der  Priester  oder  des  Bischofs  Vogt,  welcher  einen  Mann  wegen  Ar- 
beitens  am  gebotenen  Feiertage  beschuldigt,  diesen  nur  unter  der 
Voraussetzung  zum  Eide  treiben  können,  daß  er  behauptet,  ihn  selber 
bei  der  Arbeit  betroffen  zu  haben ;  behauptet  er  dies  dagegen  nicht, 
so  kann  er  von  ihm  die  Reinigung  durch  den  Eid  nur  dann  fordern, 
wenn  er  ein  heimiliskviöarvitni  oder  heimiliskviöjarvitni  gegen  -ihn 
erbringt.  Es  wird  aber  dieses  Zeugnis  dadurch  erbracht,  daß  ein 
Angehöriger  des  betreffenden  Volklandes  bezeugt  und,  je  nachdem 
eine  Buße  von  drei  oder  sechs  aurar  in  Frage  steht,  zwei  oder  vier 
Genossen  bestätigen  (sanna),  daß  der  erstere  das  Gerücht  gehört  habe 


')  FrJ)L.  II,  29;  BjarkR.  III,  61. 
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und  daß  dieses  mindestens  über  drei  Höfe  sich  verbreitet  habe,  ohne 
daß  er  doch  wisse,  was  an  der  Sache  wahr  oder  unwahr  sei.  Nach 
einer  zweite  Stelle  ^)  soll  ferner  des  Bischofs  Vogt  die  Klage  wegen 
Blutschande  mit  heimiliskviöarvitni  stellen  und  dadurch  den  Beklagten 
zur  Reinigung  treiben,  welche  nur  freilich  in  diesem  Falle  einen 
lyrittareiör  erfordert,  weil  die  Acht  auf  dem  Spiele  steht.  Wiederum 
mag  wegen  Ehebruchs  entweder  mit  Zeugen  geklagt  werden,  welche 
sofort  auf  der  Tat  selbst  berufen  wurden,  oder  mit  heimiliskviöar- 
vitni ;  ~)  auch  in  diesem  Falle  ist  der  abzuschwörende  Reinigungseid 
ein  lyrittareiör,  obwohl  nur  eine  an  den  Bischof  zu  erlegende  Buße 
von  drei  Mark  in  Frage  ist,  allein  es  erklärt  sich  dies  leicht  aus  den 
schweren  Folgen,  welche  die  Verurteilung  anderen  Personen  gegen- 
über nach  sich  zieht.  Mit  heimiliskviöarvitni  soll  ferner  des  Bischofs 
Vogt  wegen  Bestialität  klagen,  worauf  dann  der  Beklagte  mittels 
der  Eisenprobe  sich  zu  reinigen  hat,  wenn  er  nicht  der  ütlegö  ver- 
fallen will.'^)  Ebenso  soll  der  Vogt  auch  wegen  Meineides  niemanden 
beschuldigen,  wenn  nicht  entweder  die  Sache  offenbar,  d.  h.  durch 
Zeugen  erweisbar  ist,  oder  aber  ein  heimiliskviöarvitni  von  ihm  er- 
bracht werden  kann ;  da  nur  eine  geringe  Geldbuße  in  Frage  steht, 
wird  aber  in  diesem  Falle  wieder  der  Reinigungseid  vom  Beklagten 
mit  alleiniger  Hand  geschworen.*)  Endlich  soll  aber  auch  denjenigen 
Strafe  treffen,  welcher  einen  anderen  beschuldigt,  mit  Zauberei  oder 
Götzendienst  umzugehen,  ohne  dieserhalb  ein  heimiliskviöarvitni  er- 
bringen zu  können;  die  Reinigung  aber  gegenüber  einem  so  unter- 
stützten Angriffe  besteht  für  Männer  in  der  Eisenprobe  und  für 
Weiber  im  Kesselfange.''')  Unter  den  späteren  Christenrechten  wieder- 
holt das  von  Vikin  die  Bestimmung  des  älteren  Rechtsbuches  der 
Landschaft  ^)  und  das  Christenrecht  des  Erzbischofs  Jon  schreibt  die 
sämtlichen  hierher  bezüglichen  Bestimmungen  des  älteren  prändheimer 
Rechtsbuches  aus,  ^)  und  überdies  auch  noch  eine  oben  angeführte 
Bestimmung  der  G[)L.  in  der  Fassung,  in  welche  sie  in  das  Christen- 
recht des  Sverrir  übergegangen  ist ;  ^j  bedeutsamer  ist  aber,  daß  das 
Recht  von  prändheimr  das  Verfahren  mit  heimiliskviöarvitni  auch 
außerhalb  des  kirchlichen  Gebietes  kennt  und  anwendet.  An  einer 
Stelle  freilich,  welche  das  heimihskviöarvitni  in  einer  Totschlagssache 


1)  Fr|)L.  III,  3.  -)  ebenda,  5.  ^)  ebenda,   18. 

*)  ebenda,  II,  46.         ^)  ebenda,  III,   15.  **)  neuerer  B J) Kr R.  27/306. 

'^)  vgl.  Jons  KrR.  §  29,  44,  47,  49,  53.   5^  und  58  mit  FrJ)L.  II,  29,  III,   5, 
III,  3,  II,  46,  III,   15  und  III,   18, 

*)  vgl.  Jons  KrR.  §  65  mit  KrR.  Sverris,  98. 
Maurer,  Altnorwegisches  Gerichtswesen.  ^3 
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verwendet  zeigt,  liegt  ein  einfacher  Schreibverstoß  vor,  indem  für 
das  fragUche  Wort  vielmehr  heimsöknarvitni  gelesen  werden  muß 
und  wird  diese  Verbesserung  nicht  nur  durch  den  Zusammenhang 
schlechterdings  gefordert,  sondern  auch  durch  die  Vergleichung  einer 
entsprechenden  Stelle  in  der  Järnsiöa  bestätigt ;  ^)  aber  andere  Stellen 
lassen  sich  nicht  in  gleicher  Weise  beseitigen.  Mit  „heimskviöarvitni" 
soll  nämlich  wegen  der  Ermordung  eines  Mannes  geklagt  werden, 
dessen  Leichnam  man  im  Walde  findet,  ohne  irgend  etwas  Aveiteres 
von  der  Tat  zu  wessen,  durch  die  er  das  Leben  verloren  hat;-) 
außerdem  kann  aber  in  einer  Reihe  von  Fällen  derjenige,  welcher 
einem  anderen  fälschlich  die  Begehung  eines  Verbrechens  vorge- 
worfen hat,  sich  erfolgreich  dadurch  gegen  die  Beschuldigung  der 
Verleumdung  verteidigen,  daß  er  einen  heimskviör  erbringt  oder  ein 
heimiliskviöarvitni  vorführt.  ^)  In  Bezug  auf  den  Vorwurf  der  So- 
domie, des  Hochverrates,  des  Ehebruches,  des  kleineren  Diebstahles, 
der  Zauberei  erwähnen  die  FrpL.  ausdrücklich  diese  Vorschrift,  je- 
doch unter  Beifügung  einer  Bemerkung,  welche  zeigt,  daß  die  er- 
wähnten Fälle  nur  beispielsweise  genannt  sein  wollen ;  das  Stadt- 
recht erwähnt  denn  auch  wirklich  neben  dem  Vorwurfe  des  Hoch- 
verrates, kleinen  Diebstahles,  Ehebruches,  der  Zauberei  noch  die 
Beschuldigung,  ein  Findling  oder  ein  uneheliches  Kind  zu  sein,  •*) 
und  auch  diese  Anwendungsfälle  gehören  sicherlich  dem  prändheimer 
Landrechte  so  gut  wie  dem  Stadtrechte  an.  Es  sollen  aber  in  allen 
diesen  Fällen  zwei  Männer  beschwören,  daß  sie  so  gehört  haben, 
jedoch  nicht  wissen,  was  an  der  Sache  wahr  sei,  worauf  dann  noch 
weitere  acht  Männer  den  Eid  jener  ersteren  bestätigen  (sanna)  sollen; 
die  Vorführung  aber  eines  solchen  Gerüchtszeugnisses  nötigt  vor- 
kommendenfalls  auch  hier  den  Angeschuldigten  zu  einem  Reinigungs- 
beweise durch  einen  von  Eidhelfern  unterstützten  Eid.  —  Die  sprach- 
liche Deutung  des  Ausdruckes  heimiliskviöarvitni  bietet  keinerlei 
Schwierigkeit.  Ein  Zeugnis  über  das  Dasein  eines  heimiliskviör, 
heimskviör    oder    heimskvittr    wird    damit     bezeichnet;     das    Wort 


1)  Fr|)L.  IV,  7;  vgl.  Jdrns.,  Mannh.    14.  2)  pi.I)L.  IV,  24. 

^)  ebenda,  V,  22;  die  Lacune  an  dieser  Stelle  ist  teils  aus  Fragment  II, 
§  21,  22  und  27,  teils  aus  Jdrns.,  Mannh.  24  und  25  fin.  zu  ergänzen. 

*)  BjarkR.  II,  34—35;  III,  67,  92 — 94  und  152;  vgl.  auch  1 10,  welche  letz- 
tere Stelle  jedoch  ganz  außerhalb  der  sonst  maßgebenden  Gedankenreihe  liegt,  indem 
sie  den  Beklagten  bei  einer  Klage  um  geraubtes  Gut  mit  Sechsereid  und  nefndarvitni 
sich  reinigen  läßt,  wenn  ein  heimiliskviöarvitni  vorliegt,  aber  mit  Sechsereid  und  fanga- 
vitni,   wenn  dieses  fehlt. 
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heimiliskviör,  heimskviör  aber  setzt  sich  zusammen  aus  heimr  oder 
heimili,  d.  h.  Heimat,  und  kviör,  d.  h.  Rede,  oder  kvittr,  d.  h.  Ge- 
schwätz, und  bedeutet  somit  ein  in  der  Heimat  umlaufendes  Gerücht 
oder  Gerede.  In  diesem  Sinne  findet  sich  das  Wort  bereits  in  einem 
EddaHede  gebraucht,  ^)  nicht  minder  aber  auch  in  einem  isländischen 
Rechtsbuche.  Nach  einer  Aufzählung  der  verschiedenen  Wege,  auf 
welchen  die  Vaterschaft  einem  bestimmten  Kinde  gegenüber  erwiesen 
werden  kann,  wird  hier  schließlich  gesagt:  „eigi  skal  heimiskviö 
annan  at  henda,  eöa  illtyngöir",  ^)  was  denn  doch  offenbar  gleichbe- 
deutend genommen  werden  muß  mit  dem  bei  einer  anderen  ähn- 
lichen Gelegenheit  ausgesprochenen  Satze :  „eigi  skulu  jiar  kvittir 
räöa',.^)  Auch  von  „heraösfleygjar  sakir"  wird  einmal  in  demselben 
Rechtsbuche  gesprochen  ^)  und  dabei  die  Definition  gegeben :  „en 
|jä  eru  sakir  heraösfleygjar,  er  meiri  hlutr  hefir  spurt  })ingheyjanda 
i  J)eim  hrepp,  er  sakir  koma  upp,  ok  hyggi  menn,  at  satt  se";  aber 
freilich  handelt  es  sich  dabei  nur  um  eine  sprachliche,  nicht  um  eine 
sachliche  Übereinstimmung,  soferne  im  isländischen  Rechte  der  Be- 
griff nur  insoferne  in  Betracht  kommt,  als  präsumiert  wird,  daß  ein 
bezirkskundig  gewordener  Vorgang  auch  zur  Kenntnis  desjenigen 
gelangt  sein  werde,  welchen  er  angeht.  Sachlich  aber  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  das  norwegische  heimiliskviöarvitni  ein  wirk- 
liches Zeugnis  ist,  und  daß  dasselbe  speziell  unter  den  Begriff  des 
Erfahrungszeugnisses  fällt;  es  ist  nichts  als  ein  Zeugnis  über  die 
Existenz  eines  im  Bezirke  verbreiteten  Gerüchtes,  erbracht  durch  die 
Aussage  einer  bestimmten  Anzahl  von  Bezirksangehörigen  und  auch 
der  Umstand,  daß  die  Frl)L.  die  Bestätigung  der  Aussage  durch  eine 
bestimmte  Zahl  von  Eidhelfern  fordern,  hat  insoweit  nichts  auf- 
fälliges, als  ganz  dasselbe  Erfordernis  auch  bei  einem  anderen  An- 
wendungsfalle des  Erfahrungszeugnisses,  nämlich  bei  dem  ööalsvitni 
der  GI)L.  wiederkehrt.  Nicht  in  der  Beschaffenheit  dieses  Zeugnisses, 
sondern  nur  in  der  Art  seiner  Verwendung  liegt  somit  das  eigen- 
tümliche, was  wir  an  demselben  bemerken,  nämlich  einerseits  darin, 
daß  man  in  gewissem  Umfange  nicht  schon  der  bloßen  Klage,  wie 
dies  sonst  die  Regel  war,  sondern  nur  der  durch  ein  heimiliskviöar- 
vitni gestützten  Klage  die  Kraft  beilegte,    den  Gegner   zur  Führung 


^)  Sigrdrifumäl,  25:  hsettr  er  heimiskviör, 

nema  ser  göÖan  geti. 
Die  Parallelstelle  in  der  Völsünga  saga  21/171   läßt  die  Worte  aus. 
2)  Festa|).  45/361.  ^)  ebenda,  33/347- 

*)  Vigsl.  63/101— 2;  in  der  Kgsbk.   104/179  fehlen  die  Worte. 
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eines  Reinigungsbeweises  oder  auch  ganz  vereinzelt  eines  erschwerten 
Reinigungsbeweises  zu  treiben,  wenn  er  nicht  verurteilt  werden 
wollte,  und  andererseits  darin,  daß  man  die  durch  ein  solches  Zeugnis 
nicht  gestützte  Klage  ohne  Weiteres  als  eine  verleumderische  be- 
handelte und  bestrafte.  Nach  beiden  Seiten  hin  bedarf  die  Sache 
aber  noch  einer  engeren  Begrenzung  in  Bezug  auf  die  Fälle,  in 
welchen  diese  Besonderheiten  einzutreten  haben,  und  diese  Begrenzung 
ist  es,  welche  ihre  besonderen  Schwierigkeiten  hat,  welche  aber  an- 
dererseits eine  wesentliche  Vorbedingung  für  die  gehörige  Würdigung 
des  Institutes  bildet.  Während  die  BpL.  das  Verdachtsverfahren  auf 
alle  Rechtssachen  anwendeten,  in  welchen  der  Bischof  eine  Buße  zu 
beziehen  und  somit  auch  dessen  Vogt  die  Klage  zu  stellen  hat, 
lassen  sich  die  sämtlichen  übrigen  Rechtsbücher  nur  auf  die  Be- 
sprechung einzelner  Fälle  ein,  ohne  ein  ähnliches  weitgreifendes 
Prinzip  aufzustellen.  In  den  EpL.  wird  dabei  nur  der  Zauberei  und 
vielleicht  des  Arbeitens  am  Feiertage  gedacht  und  beide  Male  ist 
wieder  des  Bischofs  Vogt  als  der  Kläger  gedacht;  in  den  GpL.  aber 
ist  es  Sodomie  oder  wieder  der  Vorwurf,  „troll"  oder  „mannaeta"  zu 
sein,  worum  es  sich  handelt,  und  wenn  zwar  dabei  des  Bischofs  Vogt 
als  Kläger  nicht  ausdrücklich  genannt  ist,  so  legt  doch  die  kirchliche 
Natur  der  betreffenden  Vergehen  nahe  genug,  an  ihn  zu  denken. 
Bezüglich  der  B[)L.  und  EpL.  muß  freilich  dahinstehen,  ob  dieselben 
nicht  vielleicht  das  Verdachtsverfahren  noch  in  weiterem  Umfange 
und  vielleicht  auch  in  der  Hand  anderer  Klagsberechtigter  anwandten, 
da  wir  von  beiden  Rechtsbüchern  eben  nur  den  kirchenrechtlichen 
Abschnitt  erhalten  haben;  für  die  GpL.  dagegen  ist  ein  derartiger 
Zweifel  nicht  möglich,  da  sie  uns  ziemlich  in  ihrem  ganzen  Umfange 
vorliegen  und  würde  bezüglich  ihrer  somit  höchstens  die  Frage  offen 
bleiben  können,  ob  nicht  vielleicht  auf  ihrem  Gebiete  das  ursprünglich 
weiter  reichende  Institut  erst  hinterher  in  engere  Schranken  zurück- 
gedrängt worden  sein  möge.  In  den  FrpL.  dagegen  und  im  älteren 
Stadtrechte  tritt  dieses  in  ungleich  weiterem  Umfange  verwendet 
auf.  Im  Christenrechte  wird  von  der  Klage  mit  heimiliskviöarvitni 
Gebrauch  gemacht,  wenn  es  galt,  Verstöße  gegen  die  Feiertagsord- 
nung zu  verfolgen,  dann  bei  der  Klage  wegen  Meineids,  Blutschande, 
Ehebruch,  Götzendienst,  Wahrsagerei  und  Zauberei,  dann  Bestialität, 
und  wird  dabei  stets  des  Bischofs  Vogt  oder  etwa  der  Priester  als 
Kläger  vorausgesetzt,  mit  Ausnahme  der  Klage  wegen  Ehebruchs, 
bei  welcher  der  Kläger  nicht  genannt  wird,  und  der  Klage  wegen 
Zauberei,  Wahrsagerei  oder  Götzendienst,  bezüglich  deren  ausdrücklich 
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gesagt  wird,  daß  derjenige,  der  den  Vorwurf  erhebt,  als  fjölmaelis- 
maör  gelte,  wenn  er  durch  kein  heimiliskviöarvitni  unterstützt  wird,^) 
so  daß  also  in  diesem  Falle  schon  das  bloße  Aussprechen  der  Be- 
schuldigung ohne  förmliche  Klagestellung  in  Betracht  gezogen  und 
darauf  kein  Gewicht  gelegt  wird,  wer  der  Beschuldigende  sei.  Im 
weltlichen  Rechte  ist  es  die  Klage  wegen  Mordes,  die  in  Betracht 
kommt,  dann  aber  das  Erheben  des  Vorwurfes  der  Sodomie,  des 
Landesverrates,  des  Ehebruches  oder  der  Hurerei,  des  geringeren 
Diebstahles  oder  der  Zauberei  und  anderer  gleich  schwerer  Vor- 
würfe; dabei  wird  kein  Gewicht  darauf  gelegt,  wer  den  Vorwurf 
erhebt  oder  die  Klage  stellt,  jedoch  ausgesprochen,  daß  demjenigen, 
welcher  den  Vorwurf  erhoben  hat,  selbst  das  Vorführen  des  heimilis- 
kviöarvitni nur  unter  der  Voraussetzung  helfen  soll,  daß  er  zur  An- 
stellung einer  Klage  wegen  des  Vergehens  berufen  wäre,  auf  welches 
der  Vorwurf  lautet,  wogegen  er  im  entgegengesetzten  Falle  unter 
allen  Umständen  wegen  Verbalinjurien  gebüßt  und  somit  nur  die 
sonst  eintretende  ütlegö  vermieden  wird ;  ^)  letzteres  ist  eine  Bestim- 
mung, welche  mit  der  oben  besprochenen  Vorschrift  in  Widerspruch 
steht,  w^onach  derjenige  schlechthin  nicht  als  fjölmselismaör  gilt, 
welcher  zwar  den  Vorwurf  der  Zauberei  u.  dgl.  gegen  einen  anderen 
erhoben  hat,  jedoch  auf  ein  heimiliskviöarvitni  sich  dieserhalb  zu 
stützen  vermag.  Entschiedener  noch  tritt  der  gleiche  Widerspruch 
in  dem  sonst  so  verwandten  Stadtrechte  hervor.  In  mehrfachen 
Stellen  wird,  ganz  wie  in  den  FrI)L.,  lediglich  die  Klagestellung  von 
dem  Vorhandensein  des  heimiliskviöarvitni  für  den  Fall  abhängig 
gemacht,  da  gezogene  Zeugen  nicht  vorliegen ;  so  beim  Priester  und 
bischöflichen  Vogte,  der  wegen  Arbeitens  am  Feiertage  klagen  will, 
ohne  doch  den  Schuldigen  selbst  bei  der  Arbeit  betroffen  zu  haben, ^) 
oder  bei  der  Klage  um  Ehebruch ;  ^)  in  anderen  Fällen  dagegen  wird 
das  Erheben  gewisser  Vorwürfe  unter  den  Gesichtspunkt  der  Injurie 
gebracht  und  solchenfalls  dann  nicht  nur  nicht  unterschieden,  ob  die 
Beschuldigung  vom  Vogte  oder  von  einem  Privatmanne  ausgeht,  ^) 
sondern  auch  dem  heimiliskviör  in  verschiedenen  Fällen  eine  sehr 
verschiedene  Wirkung  beigelegt.  Der  Vorwurf  des  an  einem  an- 
deren begangenen  Diebstahls  oder  mit  einem  anderen  begangenen 
Ehebruchs  oder  auch  der  Zauberei  wird  mit  der  ütlegö  bestraft,  wenn 


^)  FrI)L.  III,    15.  '^)  Järns.,  Mannh.   24;  in  25  fin.  geht  der  Schlußsatz : 

„nema  bann  hafi"  usw.  auf  die  Klagestellung  am  Ding  durch  den  Klagsberechligten 
und    widerspricht    somit  nicht.  ^)  BjarkR.  III,  61.  ^)  ebenda,  67. 

**)  so  ausdrücklich  gesagt  ebenda,   152. 
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er  nicht  durch  ein  heimiHskviöarvitni  unterstützt  ist ;  aber  das  über  den 
Vorwurf  des  Ehebruchs  Gesagte  zeigt,  daß  auch  unter  dieser  Vor- 
aussetzung das  Ausstoßen  des  Vorwurfes  immerhin  noch  mit  voller 
Buße  gebüßt  werden  muß,  wenn  nicht  der  Beweis  der  Wahrheit 
erbracht  werden  kann.  Der  Vorwurf  ferner  der  unechten  Geburt 
soll  nur  von  demjenigen  straflos  erhoben  werden  dürfen,  welcher 
eine  erbrechtliche  Klage  auf  denselben  stützen  will,  w^ogegen  jeden 
anderen  die  ütlegö  trifft,  wenn  er  nicht  ein  heimiHskviöarvitni  er- 
bringt ;  ^)  da  alle  diese  Vorschriften  zusammenhängend  vorgetragen 
werden,  dürfen  wir  sie  wohl  auch  im  Zusammenhange  miteinander 
auslegen  und  somit  annehmen,  daß  bei  Injurien,  die  an  und  für  sich 
mit  ütlegö  bestraft  werden,  die  Strafe  sich  auf  die  bloße  Vollbuße 
herabmindert,  wenn  der  Injuriant  ein  heimiHskviöarvitni  erbringt  und 
völlig  wegfällt,  wenn  er  den  Beweis  der  Wahrheit  führt,  und  daß 
zugunsten  dessen,  der  den  Vorwurf  nicht  ohne  Anlaß,  sondern  ledig- 
lich zur  Unterstützung  eines  eigenen  Klagsanspruches  ausspricht, 
sogar  die  Verpflichtung  zur  Bußzahlung  wenigstens  dann  wegfällt, 
wenn  er  das  heimiHskviöarvitni  erbringt.  Eine  weitere  Regel  spricht 
denn  auch  eben  diese  Regel  ganz  unzweideutig  aus,  -)  und  wird 
demnach  doch  wohl  auch  die  sehr  kurze,  scheinbar  abweichende 
Vorschrift  in  FrpL.  III,  15,  dann  Järns.,  Mannh.  25  fin.  in  diesem  Sinne 
ergänzt  und  ausgelegt  werden  dürfen,  und  es  ist  somit  nicht  richtig, 
wenn  Hertzberg ^)  in  diesen  Stellen  sowohl  als  in  BjarkR.  II,  35, 
III,  94  und  152  den  Satz  ausgesprochen  finden  will,  daß  in  gewissen 
Fällen  die  Erhebung  einer  schweren  Beschuldigung  auch  durch  einen 
hierzu  nicht  veranlaßten  durch  das  Erbringen  des  heimiHskviöarvitni 
schlechthin  straflos  werde,  vielmehr  nur  richtig,  daß  solchenfalls  die 
Strafe  eine  beträchtlich  geringere  werde.  So  verstanden,  ist  nun 
aber  klar,  daß  und  wie  die  beiden  Seiten  des  Verfahrens  mit  heimiHs- 
kviöarvitni unter  sich  zusammenhängen.  Beide  führen  sich  ganz 
gleichmäßig  auf  den  Grundgedanken  zurück,  daß  man  in  gewissen 
Fällen  jedermann  gegen  die  leichtsinnige  Erhebung  von  Vorwürfen 
schützen  wollte,  und  die  Bestrafung  der  aus  der  Luft  gegriffenen 
Beschuldigung  einerseits,  die  NichtVerpflichtung  des  Beschuldigten, 
gegen  eine  solche  sich  durch  Eid  oder  Gottesurteil  zu  verteidigen, 
andererseits  sind  eben  nur  verschiedene  Folgerungen,  welche  sich 
aus  eben  derselben  Grundanschauung  ergeben.    Betrachtet  man  aber 


^)  BjarkR.  11,  34—35;  III,  92—4.  ")  ebenda,  III,   152. 

^)  Grundtrsekkene,  S.  214. 
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die  hierher  gehörigen  Fälle,  so  ergibt  sich,  daß  diese  ihrer  weitaus 
überwiegenden  Mehrzahl  nach  einen  ganz  spezifisch  ehrenrührigen 
Charakter  zeigen.  Mord,  Diebstahl,  Meineid,  Ehebruch  und  Blut- 
schande, Landesverrat,  Götzendienst,  Zauberei,  Sodomie  und  Bestia- 
lität werden  als  die  hier  in  Betracht  kommenden  Verbrechen  bezeichnet 
und  wenn  auch  der  Vorwurf  der  unechten  Geburt  einer  analogen 
Behandlung  unterstellt  wird,  welcher  doch  mit  dem  Strafrechtc  nicht 
in  derselben  Weise  in  Berührung  steht,  so  tritt  die  Rücksicht  auf 
den  Ehrenpunkt  gerade  hierin  ganz  vorzugsweise  deutlich  zu  Tage; 
daß  aber  die  Christenrechte  auch  geringere  Übertretungen  speziell 
religiöser  Pflichten,  wie  z.  B.  das  Arbeiten  am  Feiertage,  unter  den- 
selben Gesichtspunkt  stellen,  mag  weniger  vielleicht  aus  der  An- 
nahme sich  erklären,  daß  in  jeder  Verletzung  kirchlicher  Gebote  eine 
Untreue  gegen  Gott  zu  erkennen  sei,  als  vielmehr  aus  dem  Bedürf- 
nisse, gerade  auf  diesem  Gebiete  dem  einzelnen  kräftigen  Schutz 
gegen  das  vexatorische  eines  inquisitorischen  Verfahrens  zu  gewähren. 
Es  begreift  sich,  daß  man  gerade  in  Fällen,  in  welchen  es  sich  um 
besonders  ehrenrührige  Beschuldigungen  handelte,  sowohl  zu  jener 
eigentümlichen  prozessualischen  Behandlung  der  Klagen  als  auch 
zu  jener  eigentümlichen  Strenge  in  der  Bestrafung  leichtsinnig  er- 
hobener Beschuldigungen  gelangen  konnte,  und  läßt  sich  somit  die 
Verwertung  des  heimiliskviöarvitni  im  norwegischen  Rechte  ganz 
wohl  erklären,  ohne  daß  es  nötig  wäre,  das  Institut  auf  fremden 
Ursprung  zurückzuführen.  Dem  gegenüber  hat  nun  aber  Hertzberg 
mit  aller  Entschiedenheit  betonen  zu  sollen  geglaubt,  daß  nur  das 
Recht  von  prändheimr  dieses  Verdachtszeugnis  außerhalb  des  Christen- 
rechtes kennt  und  er  meinte  zugleich,  daß  dieses  gegenüber  dem  könig- 
lichen oder  bischöflichen  Vogte  eine  völlig  andere  Bedeutung  gehabt 
habe  als  gegenüber  dem  bloßen  Frivatmanne,  soferne  jenem  ersteren 
die  Klagestellung  ohne  Verdachtszeugnis  einfach  verboten,  diesem  aber 
für  den  Fall  der  Erhebung  einer  Beschuldigung  ohne  solches  nur  eine 
Injurienstrafe  angedroht  gewesen  sei.  Er  glaubt  hiernach  annehmen  zu 
sollen,  daß  das  Institut  sich  zunächst  auf  kirchenrechtlichem  Gebiete  in 
der  Hand  des  Vogtes  des  Bischofes  ausgebildet  und  von  hier  aus  zunächst 
auf  des  Königs  Vogt  ausgedehnt  habe,  von  welchem  aus  es  erst  dann 
in  etwas  abweichender  Gestalt  auch  auf  Privatleute  Anwendung  ge- 
funden habe,  und  er  macht  hierfür  auch  den  Grund  geltend,  daß  die 
Meinung  der  Bezirksgenossen,  welche  die  Grundlage  des  Institutes 
der  Eideshilfe  gebildet  habe,  doch  unmöglich  von  Anfang  an  auch 
noch  in  der  Gestalt  des  heimiliskviöarvitni  in  einem  anderen  Stadium 
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des  Prozesses    zur  Geltung    habe    gelangen   können.     Er   hält   ferner 
dafür,  daß  die  Gestalt,  in  welcher  das  Verdachtszeugnis  in  den.BpL. 
auftrete,    als   die   ursprünglichste    zu    betrachten    sei,    und    daß  diese 
sich  hinwiederum  aus  dem  Inquisitionsverfahren  der   deutschen  und 
fränkischen  Sendgerichte  entwickelt  habe,    also    erst   durch   des  heil. 
Olafr  Gesetzgebung  vom  Auslande  her  in  den  norwegischen  Prozeß 
hereingebracht  worden  sei.^)     Auch  Zorn  hat  sich  neuerdings,  wenn 
auch  in  kürzerer  Ausführung,  ^)  der  gleichen  Ansicht  angeschlossen ; 
dennoch   aber   kann    ich   diese   nur  sehr  teilweise  für  richtig  halten. 
Darauf  zunächst,  daß  nur  das  prändheimer  Recht  das  heimiliskviöar- 
vitni  außerhalb  des  Christenrechtes  verwendet  zeigt,  vermag  ich  kein 
Gewicht  zu  legen,  denn  von  zwei  Provinzialrechten  kennen  wir  eben 
nur  das  Christenrecht  und  von  dem  dritten,   den  GpL.,    enthält  der 
einzige  uns  annähernd  vollständig  erhaltene  Text,  der  des  Cod.  Ranzo- 
vianus,    selbst   im  Christenrechte    nur   an   einer   einzigen  Stelle   eine 
Spur   desselben,    während   wir   doch    auch   anderen,    mehr   fragmen- 
tarischen Überlieferungen   entnehmen   können,    daß   dasselbe   in    an- 
deren Texten    desselben    öfter   erwähnt   war;    es   ist   hiernach    recht 
wohl  möglich,    daß   in   der   älteren  Zeit  die  GI)L.  eine    weitere  An- 
wendbarkeit dem  Institute  beigelegt   und    daß  dieses  auch  im  welt- 
lichen Rechte  von  Vikin  und  den  Hochlanden  gegolten  hatte.  Aus  der 
Tatsache  aber,    daß   die  uns  vorliegenden  Frl)L.  ihre  dermalige  Ge- 
stalt um  etwa  50  Jahre  später  erhalten   haben    als    unser  Haupttext 
der  GpL.,    darf  man  denn  doch  nicht  sofort    schließen,    daß  jene  in 
allen  einzelnen  Beziehungen  eine  jüngere  Gestaltung  des  Rechts  auf- 
weisen als  diese;  vielmehr  wird  man  zugeben  müssen,  daß  hin  und 
wieder  gerade  umgekehrt  die  FrI)L.  alte  Rechtsüberlieferungen  sogar 
treuer  bewahrt  haben  mögen  als  die  GpL.     Nicht  zugeben  kann  ich 
ferner,  daß  der  Gebrauch  des  heimiliskviöarvitni  ein  wesentlich  ver- 
schiedener gewesen  sei,  je    nachdem    ein    öffentlicher  Beamter  oder 
ein  Privatmann  in  Frage  gewesen  war.     Wenn  nämlich  eine  Anzahl 
von   Stellen   schlechtweg   auf  die   Erhebung    bestimmter   Beschuldi- 
gungen eine  Injurienstrafe  setzt,  falls  diese  nicht  durch  ein  heimilis- 
kviöarvitni   gestützt   werden   kann,    oder   auch    eine    schwerere  Inju- 
rienstrafe für  solchen  Fall  androht,  so  wird  dabei  nicht  nur  zwischen 
der    gerichtlichen    und    der    außergerichtlichen    Beschuldigung    kein 
Unterschied  gemacht,  sondern  auch  nirgends  darauf  ein  entscheidendes 


^)  Grundtrsekkene,  S.  210 — 12  und  215 — 17. 
^)  Staat  und  Kirche  in  Norwegen,  S.  43 — 50. 
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Gewicht  gelegt,  ob  die  Beschuldigung  von  einem  Privatmanne  oder 
von  einem  Vogte  des  Königs  oder  Bischofs  ausgehe;  umgekehrt 
liegt  auch  kein  zwingender  Grund  für  die  Annahme  vor,  daß  der 
Privatmann  in  allen  Sachen  seinen  Gegner  durch  die  bloße  Klage- 
stellung zur  Verteidigung  durch  Eid  oder  Gottesurteil  habe  treiben 
können  und  würde  sich,  selbst  wenn  man  diesen  Satz  als  gegeben 
annehmen  wollte,  doch  immerhin  aus  der  bekannten  Eifersucht  des 
altnorwegischen  Rechts  auf  die  Macht  der  Landherren  und  Vögte 
leicht  erklären,  daß  man  diesen  gegenüber  das  Klagerecht  strenger 
als  den  bloßen  Privatleuten  gegenüber  beschränken  mochte  und  als 
eine  Last,  nicht  als  eine  Begünstigung  mußte  ja  die  Vorführung  von 
Verdachtszeugen  erscheinen.  Sind  wir  aber  hiernach  nicht  veran- 
laßt, den  heimiliskviör  in  der  LIand  von  Privatleuten  und  von  Be- 
amten als  wesentlich  verschieden  geartet  anzusehen,  so  fällt  natürlich 
auch  die  Notwendigkeit  weg,  sich  darüber  zu  entscheiden,  welche 
von  beiden  Gestaltungen  die  ältere  sei,  und  werden  wir  auch  von 
dieser  Seite  her  umso  w^eniger  auf  das  Christenrecht  als  den  ersten 
Ausgangspunkt  des  Verdachtsverfahrens  zurückgeführt,  als  auch  nicht 
richtig  ist,  daß  die  überwiegende  Menge  der  Fälle  diesem  letzteren 
Gebiete  angehören;  der  Umstand  allein,  daß  das  weltUche  Recht 
durch  die  Verweisung  auf  den  Begriff  ükvaeöisorö,  fullrettisorö  oder 
fjölmaeli  sich  einer  weiteren  Spezifikation  der  einschlägigen  Fälle 
überhebt,  genügt  keineswegs,  die  Zahl  der  ihm  angehörigen  Fälle 
zu  einer  geringeren  zu  machen.  Daß  aber  die  Meinung  der  Bezirks- 
genossen darum  nicht  schon  gelegentlich  der  Anklage  hätte  zur 
Geltung  kommen  können,  weil  dieselbe  gelegentlich  des  Reinigungs- 
beweises durch  Eidhelfer  ohnehin  zur  Geltung  kam,  ist  eine  unbe- 
gründete Behauptung,  da  die  Meinung  der  Bezirksgenossen  in  beiden 
Anwendungsfällen  in  ganz  verschiedener  Weise  zur  Verwendung 
kam,  nämhch  zuerst  als  Verdachtsmoment,  wobei  jedoch  die  Ver- 
dachtszeugen ausdrücklich  erklärten,  von  der  Begründung  oder  Nicht- 
begründung  des  Verdachtes  ganz  und  gar  nichts  zu  wissen,  hinterher 
aber  als  kategorische  Bestätigung  der  Reinheit  des  Parteieneides; 
beide  Verwendungen  schUeßen  einander  hiernach  nicht  aus,  und 
können  somit  auch  ebensogut,  ja  besser  nebeneinander  herlaufen, 
als  im  ags.  Rechte  einem  durch  Eidhelfer  gestützten  fore-äö  eine 
durch  andere  Eidhelfer  unterstützte  lad  entgegengesetzt  werden 
konnte.  Bleibt  somit  nur  noch  der  letzte  Punkt  zu  erörtern  übrig, 
die  Frage  nach  dem  Verhältnisse  der  Gestaltung  des  Verdachtsver- 
fahrens in  den  BpL.   zu    seiner  Gestaltung   in    den    anderen  Rechts- 
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büchern  und  nach  den  Beziehungen  desselben   zu   dem  Inquisitions- 
verfahren nach  den  fränkisch-deutschen  Rechten ;  in  dieser  Beziehung 
aber  scheint  mir  eine  schärfere  Scheidung   nötig,    als   welche  Hertz- 
berg und  Zorn  machen.     Die  FrpL.,  GpL.  und  E[)L.  setzen  für  den 
Begriff  der   heraösfleygjar   sakir    ganz    gleichmäßig    die  Verbreitung 
eines    Gerüchtes    über   mindestens    drei  Höfe   voraus   und   auf  diese 
Tatsache  richten  sie  ganz  gleichmäßig  den  Beweis;  dem  gegenüber 
erscheint  gleichgültig,  in  welchen  Formen  dieser  Beweis  geführt  wird 
und  gleichgültig  auch,    daß    nur  die  FrpL.  und  der  BjarkR.  die  Be- 
zeichnung heimiliskviöarvitni  kennen.     Ganz  gleichmäßig   schweigen 
ferner  alle  drei  Rechtsbücher  über    die  Art,    wie    derjenige,    welcher 
des  Verdachtszeugnisses  bedarf,    zu  demselben  gelangt;   wir  können 
hiernach  nicht  bezweifeln,  daß  diese  Art  ganz  dieselbe  war,  wie  man 
auch  sonst  zu  seinen  Beweismitteln  gelangte,    und    es    ist  ganz  will- 
kürlich, wenn  Hertzberg  dem  Vogte  gegenüber  von  einer  Verpflich- 
tung  zu    einer   „vorläufigen  Untersuchung"  spricht,    während  Privat- 
leuten gegenüber   von   einer   solchen    nicht   die  Rede    gewesen  sein 
soll    und    auch   bei   der  Beschaffung  anderer  Beweismittel  von  einer 
solchen  nicht  gesprochen  wird.     In  gewissem  Sinne  wird  man  aller- 
dings   bei  jedem  Kläger,    der   sich   vor  Anstellung   seiner  Klage   zu 
vergewissern  sucht,    ob  ihm  auch  die  erforderlichen  Beweismittel  zu 
deren  Durchführung  zu  Gebote  stehen,  von  einer  vorläufigen  Unter- 
suchung sprechen  können;    aber    auch    nur    in  diesem  allgemeinsten 
Sinne  des  Wortes  kann  von  einer  solchen  auch  bei  dem  Vogte  ge- 
sprochen werden,    der   sich   seine  Verdachtszeugen  sucht  und  insbe- 
sondere spricht  keines  der  drei  genannten  Rechtsbücher  von  irgend 
welchem    am    Dinge    vorzunehmenden    Schritte,    oder    von    irgend 
welcher   Verpflichtung    der   Bauern,    dem  Vogte    auf  Befragen   Auf- 
schluß   über   das  Umlaufen    oder  Nichtumlaufen   von    Gerüchten   zu 
erteilen.     Dem  gegenüber  gehen  die  BI)L.  zwar  auch  von    dem  Be- 
griffe des  heraösfleytt  aus,  aber  sie  fordern  für  denselben  die  Erklä- 
rung mindestens  eines  Viertels  der  am  Dinge  anwesenden  Dingleute, 
von  dem  betreffenden  Gerüchte  gehört  zu  haben;  sie  fordern  ferner, 
da  diese  Erklärung  am  Dinge  selbst  abgegeben  wird,   keine  weitere 
Beweisführung   über   das    Gerücht,    und    können    somit    von    einem 
heimiliskviöarvitni  nichts  wissen;    sie    legen    endlich    den  Dingleuten 
dem  Vogte  gegenüber  eine  Verpflichtung  auf,  die  von  ihm  gestellte 
Frage  wahrheitsgetreu  zu  beantworten,  denn  „allir  menn  eru  skyldir 
viö  at  hegna  kristni",    nur  daß  freilich  diese  Verpflichtung  nur  eine 
Gewissenspflicht,    keine    durch    Androhung    von    Strafen    gesicherte 
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Rechtspflicht  ist,  denn  „ekki  er  l)ar  lögfc  ä".  EndHch  liegt  auch 
noch  darin  eine  erhebliche  Differenz  zwischen  den  BI)L.  und  den 
drei  anderen  Rechtsbüchern  begründet,  daß  die  ersteren  ihr  Ver- 
dachtsverfahren auf  alle  Rechtssachen  ausdehnen,  welche  eine  zu- 
gunsten des  Bischofs  verwirkte  Geldstrafe  betreffen,  wogegen  die 
letzteren  dasselbe  nur  in  bestimmt  aufgezählten  Fällen  anwenden, 
und  zwar  in  Fällen,  welche,  mit  einziger  Ausnahme  der  Feiertags- 
arbeit, samt  und  sonders  den  Charakter  einer  besonderen  Ehren- 
rührigkeit an  sich  tragen.  Unter  solchen  Umständen  scheint  mir 
bedenklich,  die  Bestimmungen  der  BI)L.  mit  denen  der  drei  anderen 
Rechtsbücher  als  gleichwertige  zu  behandeln,  und  ich  möchte  viel- 
mehr beide  auf  ganz  verschiedene  Wurzeln  zurückführen.  Die  Über- 
einstimmung der  mehrfach  genannten  Rechtsbücher  unter  sich  in 
Bezug  auf  das  Verfahren  mit  lleimiliskviöarvitni  weist  unzweideutig 
auf  ein  hohes  Alter  dieses  Verfahrens,  und  ich  möchte,  ganz  wie 
Hertzberg  dies  tut,  ^)  dasselbe  in  seinen  Grundzügen  unbedenklich 
der  Gesetzgebung  des  heil.  Olafr  zuweisen ;  eine  derartige  Vermutung 
muß  aber  von  vornherein  schon  jede  Anknüpfung  des  Institutes  an 
das  fränkisch-deutsche  Recht  unwahrscheinlich  machen,  da  die  Ge- 
setzgebung des  heil.  Olafr  nachweisbar  vielmehr  auf  das  ags.  Recht 
sich  stützte,  soweit  sie  überhaupt  von  den  einheimischen  Überliefe- 
rungen abwich  und  in  der  Tat  fehlt  auch  in  dessen  Ausprägung 
jeder  Anhaltspunkt  für  eine  Verbindung  desselben  mit  dem  Ver- 
fahren vor  unseren  Sendgerichten.  Dagegen  lassen  die  Vorschriften 
der  BI)L.  allerdings  der  Möglichkeit  einer  derartigen  Verbindung 
Raum.  Da  die  Einheit  der  Olafschen  Gesetzgebung  in  kirchlichen 
Dingen  für  das  ganze  Reich  feststeht  und  überdies  unter  den  BI)L. 
und  EpL.  eine  ganz  besonders  enge  Verwandtschaft  begründet  war, 
können  die  ganz  isoliert  stehenden  Vorschriften  der  BI)L.  nur  als 
einer  späteren  Zeit  angehörige  betrachtet  werden,  was  selbstver- 
ständlich mit  der  Tatsache  keineswegs  unvereinbar  ist,  daß  die  Be- 
arbeitung, in  welcher  dieses  Rechtsbuch  älter  ist  als  die  Bearbeitung 
irgend  eines  anderen  der  uns  erhaltenen  Rechtsbücher;  damit  er- 
öffnet sich  aber  die  Möglichkeit,  daß  diese  Vorschriften  einer  Zeit 
angehören,  in  welcher  der  deutsche  Einfluß  auf  die  norwegische 
Kirche  bereits  den  englischen  verdrängt  hatte,  und  daß  somit  für  sie 
wirklich  das  Muster  der  deutschen  Sendgerichte  entscheidend  wirkte. 
Wirklich  zeigen  gerade  sie  einige  Verwandtschaft  mit  dem  Verfahren 


^)  Grundtraekkene,  S.  213. 
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in  diesen  letzteren.  Hier  wie  dort  haben  wir  in  gewissem  Sinne  ein 
Rügeverfahren,  und  hier  wie  dort  bezieht  sich  dieses  auf  alle  und 
jede  vom  Bischöfe  zu  verfolgenden  Sachen;  aber  freilich  geht  die 
Rüge  hier  von  den  Dingleuten  als  solchen  aus,  nicht  von  einer 
kleinen  Zahl  ein  für  allemal  ernannter  Sendzeugen,  —  sie  erfolgt 
ferner  ohne  vorgängige  Vereidigung  und  immer  nur  in  Bezug  auf 
einen  bestimmten,  einzelnen  Fall,  bezüglich  dessen  des  Bischofs  Vogt 
eine  Frage  stellt,  so  daß  kaum  noch  der  Begriff  einer  Rüge  recht 
passen  will,  —  sie  steht  ferner  außer  aller  Verbindung  mit  den  bi- 
schöflichen Visitationsreisen  und  dafür  in  der  engsten  Verbindung 
mit  der  weltlichen  Dingverfassung;  endlich  ist  es  des  Bischofs  Vogt 
und  nicht  der  Bischof  selbst  oder  dessen  Archidiakon,  der  die  Auf- 
forderung zum  Rügen  erläßt.  Allerdings  erhebliche  Abweichungen; 
aber  doch  möchte  ich  mit  Zorn  dafür  halten,  daß  sie  aus  der  Not- 
wendigkeit, das  aus  der  Fremde  entlehnte  Institut  den  nationalen 
Rechtszuständen  anzupassen,  welche  jeder  Jurisdiktion  des  Bischofs 
widerstrebten,  recht  wohl  hervorgehen  konnten.  Meine  Ansicht  geht 
demnach  dahin,  daß  nach  einer  alten  nationalen  Rechtssitte,  welcher 
der  heil.  Olafr  auch  für  das  Christenrecht  Geltung  verschaffte,  das 
Verfahren  mit  heimiliskviöarvitni  bei  ehrenrührigen  Beschuldigungen 
galt  und  zwar  in  der  zwiespältigen  Richtung,  daß  ein  durch  solches 
nicht  unterstützter  Vorwurf  als  Verleumdung  galt  und  daß  ein  solcher 
unter  gleicher  Voraussetzung  nicht  genügte,  um  den  Beklagten  zu 
einem  Reinigungsbeweise  zu  treiben;  daß  dagegen  späterhin,  jedoch 
jedenfalls  noch  vor  dem  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  von  Deutsch- 
land aus  in  der  Landschaft  Vikin  das  sendgerichtliche  Verfahren  mit 
gewissen  durch  die  eigentümlichen  kirchenstaatsrechtlichen  Zustände 
Norwegens  bedingten  Modifikationen  eingeführt  wurde,  ohne  doch 
jemals  über  diese  Diözese  hinaus  Geltung  gewinnen  zu  können. 
Die  innige  Handelsverbindung,  in  welcher  gerade  dieser  Landesteil 
schon  frühzeitig  mit  Deutschland  stand,  mochte  hier  das  Eindringen 
des  fremden  Institutes  um  so  mehr  begünstigen,  als  das  ältere  Ver- 
fahren mit  heimiliskviöarvitni  ohnehin  schon  seiner  Einführung  den 
Weg  geebnet  hatte  und  leicht  erklärt  sich,  daß  das  den  hierarchischen 
Interessen  so  günstige  Institut  sich  da  erhielt,  wo  es  einmal  einge- 
drungen war,  wogegen  es  mit  dem  gesamten  Entwicklungsgange  der 
kirchenstaatsrechtlichen  Zustände  im  Norden  schlechthin  unvereinbar 
wäre,  daß  dasselbe,  einmal  zu  allgemeiner  Annahme  gelangt,  hinterher 
in  drei  Vierteln  des  Reiches  sich  zu  dem  der  Hierarchie  weit  ungün- 
stigerem Verfahren  mit  heimiliskviöarvitni  sollte  abgeschwächt  haben. 
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Über  die  Streitgen ossenschaft  finde  ich  in  unseren  Rechts- 
büchern keine  Bestimmungen  vor,  dagegen  wird  der  Zug  auf  den 
Geweren  in  ihnen  erwähnt  und  gelegentlich  des  Vindikationspro- 
zesses  besprochen.  Als  heimildarmaör  wird  der  Gewere  bezeichnet 
und  ist  diese  Bezeichnung  von  der  heimild  hergenommen,  worunter 
man  den  Besitztitel  versteht.  Das  Verfahren  vor  dem  skiladc^mr  im 
Falle  einer  ööalsbrigö,  bei  welcher  sich  der  Beklagte  auf  einen  Ge- 
weren beruft,  ist  oben  bereits  besprochen  worden,  ^)  und  mag  dem- 
nach hier  nur  noch  die  Bemerkung  stehen,  daß  auch  bei  der  Vindi- 
kation von  Fahrhabe  der  Zug  auf  den  Geweren  vorkommen  kann 
und  im  wesentlichen  nicht  anders  behandelt  wird  als  bei  der  von 
Liegenschaften ;  ^)  hier  wie  dort  handelt  es  sich  um  das  Vorgeben 
einer  Frist,  binnen  deren  der  Gewere  beigeladen  werden  kann  und 
sodann  um  dessen  Erklärung,  ob  er  den  Prozeß  seinerseits  über- 
nehmen wolle  oder  nicht. 
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Es  ist  oben  "")  bereits  der  vogtbaren  Leute  gedacht  worden 
als  rechtsfähiger  Personen,  welche  doch  nicht  gerichtsfähig  sind  und 
darum  durch  einen  Vormund  vor  Gericht  vertreten  werden  müssen, 
mögen  sie  nun  eine  Klage  zu  stellen  oder  gegen  eine  solche  eine 
Verteidigung  zu  führen  haben.  Bei  Minderjährigen  und  Geistes- 
kranken ist  dabei  die  Person  des  Vormundes  durch  das  Gesetz  be- 
stimmt und  somit  unabhängig  von  Wahl  und  Willen  des  Mündels; 
bei  den  Weibern  aber  dürfte  es  zwar  in  einer  älteren  Zeit  ähnlich 
gestanden  haben,  indessen  zeigen  unsere  Rechtsbücher  die  Geschlechts- 
vormundschaft völlig  zersplittert,  soweit  nicht  ausnahmsweise  die  ehe- 
herrliche Gewalt  derselben  als  Stützpunkt  diente,  und  wenn  zwar 
Witwen  und  Jungfrauen  auch  ihrerseits  eines  Vertreters  vor  Gericht 
nach  wie  vor  bedurften,  so  gab  doch  das  Recht  den  ersteren  ganz 
und  den  letzteren  mit  Vorbehalt  einer  nach  den  FrpL.  zugunsten 
des  Vaters  und  Bruders  gesetzten  Beschränkung  die  Wahl  ihres  Ver- 
treters frei.  Derartige  Vertretungsverhältnisse  gehören  indessen  in 
die  Lehre  von  der  Vormundschaft,  nicht  in  die  Lehre  vom  Gerichts- 
wesen und  können  demnach  hier  nur  erwähnt,  nicht  aber  eingehend 
besprochen  werden.  —  Ebenso  wenig  gehört  hierher  die  Vertretung 


1)  FrJ)L.  X,  8.  -)  GI)L.  254;  Fr{)L.  X,  25;  BjarkR.   iii, 

^)  [Vgl.  Abteilung  I  dieses  Bandes,  S.  407  fgg.l 
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in  Bezug  auf  einzelne  prozessualische  Handlungen,  \a  eiche 
das  Recht  hin  und  wieder  im  Interesse  der  Streitteile  deren  Ange- 
hörigen oder  auch  anderen  ihnen  wohlgesinnten  Personen  gestattet, 
welche  für  den  abwesenden  Mann  und  dessen  prozessualische  Stel- 
lung Fürsorge  zu  treffen  geneigt  sind.  Wir  haben  z.  B.  gesehen, 
daß  die  dömfesting  von  jedem  freien,  volljährigen  Manne  vorge- 
nommen werden  konnte,  wenn  der  Beklagte  trotz  erfolgter  heim- 
stefna  sich  nicht  zu  Hause  treffen  ließ, ')  ja  sogar  von  der  Hausfrau, 
wenn  kein  zu  deren  Vornahme  qualifizierter  Mann  zur  Stelle  war,  -) 
und  ähnliches  konnte  der  Natur  der  Sache  nach  auch  in  anderen 
Fällen  vorkommen.  In  solchen  Fällen  liegt  eine  Art  von  negotiorum 
gestio  vor;  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  derartige  Vorkomm- 
nisse sind  aber  allzu  zerstreute  und  kümmerliche,  als  daß  dieselben 
eine  geschlossene  Betrachtung  vertragen  würden.  —  Hierher  gehören 
dagegen  die  Vorschriften  über  die  Vollmacht  zur  gericht- 
lichen Vertretung  von  Leuten,  die  von  Rechts  wegen  eines 
Vertreters  gar  nicht  bedürfen  würden.  ^)  Da  ist  nun  zu  bemerken, 
daß  jedermann  berechtigt  und  unter  Umständen  sogar  verpflichtet 
war,  für  die  Dauer  seiner  Abwesenheit  einen  Bevollmächtigten  auf- 
zustellen, welcher  die  Verwaltung  seines  gesamten  Vermögens  oder 
doch  bestimmter  Vermögenskomplexe  zu  übernehmen  hatte  und 
darum  auch  in  den  GI)L.  als  sein  fjärhaldsmaör,  in  den  FrpL.  als 
sein  umboösmaör  bezeichnet  wurde.  Vor  Zeugen  sollte  nach  den 
GpL.  eine  solche  Vollmacht  erteilt  werden  und  auf  die  Zeit  von 
drei  Jahren  sollte  sich  deren  Dauer  erstrecken;  während  dieser  Zeit 
sollte  der  Bevollmächtigte  aber  insbesondere  aktiv  wie  passiv  zur 
gerichtlichen  Vertretung  des  Vollmachtgebers  berufen  sein,  das  ganze 
Verhältnis  aber  dann  nicht  zulässig  sein,  wenn  der  das  Land  Ver- 
lassende nach  Griechenland,  und  wir  dürfen  wohl  ergänzen,  oder 
einem  anderen  gleich  fernen  Lande  fahren  wollte,  indem  solchenfalls 
der  nächste  Erbe  zur  Übernahme  der  Vermögensverwaltung  und 
damit  auch  der  gerichtlichen  Vertretung  berufen  war."*)  Der  Grund- 
gedanke also  der  Bestimmung  ist  der,  daß  zwar  der  Abreisende  für 
die  Dauer  seiner  Abwesenheit  sich  einen  Verwalter  seines  Ver- 
mögens selbst  wählen  dürfe,  jedoch  nur  auf  bestimmte  Zeitfrist  und 
nur  wenn   seine  Reise    nicht   zu    weit   und    nicht   zu    gefährhch  sei; 


M  GI)L.  37;  FrI)L.  X,  17.  '^)  GI)L.  266. 

^)  vgl.  Fr.  Brandt,  Brudstykker,  I,  S.    loi— 2.  ^)  GJ)L.  47;  vgl.  41 
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daß  dagegen  bei  weiteren  Reisen,  und  wir  dürfen  wohl  beifügen, 
auch  bei  länger  dauernder  Abwesenheit  an  die  Stelle  der  selbst  an- 
geordneten Verwaltung  eine  von  Rechts  wegen  bestellte  eintreten 
solle,  und  daß  diese  letztere  cura  absentis  gesetzlich  dem  geborenen 
Erben  zustehe,  ganz  wie  dieser  auch  dann  in  diese  einzutreten  hatte, 
wenn  der  Abwesende  für  die  Besorgung  seiner  Angelegenheiten 
während  seiner  Abwesenheit  überhaupt  keine  Fürsorge  getroffen 
hatte.  Im  gemeinen  Landrechte  kehren  dieselben  Bestimmungen 
wieder;^)  in  dem  Gebiete  von  [)rändheimr  dagegen  hatten  vordem 
etwas  andere  Vorschriften  gegolten.  Die  FrI)L.  zunächst  setzen 
voraus,  daß  von  dem  Manne,  der  außer  Landes  geht,  ein  Bevoll- 
mächtigter (umboösmaör)  zurückgelassen  werde  und  sie  bestimmen; 
daß  dieser,  solange  seine  Vollmacht  währt,  d.  h.  doch  wohl  längstens 
binnen  dreier  Jahre,  die  Schulden  des  Abwesenden,  soweit  dessen 
Vermögen  hierzu  reicht,  für  ihn  zu  zahlen  hat,  soferne  er  dazu  legal 
verurteilt  wird;  soweit  ein  Bevollmächtigter  nicht  vorhanden  ist,  soll 
die  gleiche  Pflicht  in  gleichem  Umfange  dem  nächsten  Erben  des 
Abwesenden  obliegen,  ganz  w^e  oben,  "^)  wie  derselbe  denn  auch  für 
den  außer  Landes  befindlichen  Achter  dessen  Vermögen  verwaltet 
und  dessen  Schulden  zahlt.^)  Daneben  aber  kennen  die  Fr[)L.  noch 
eine  weitere  Vorschrift,  welche  auf  ein  ungleich  engeres  Gebiet  sich 
bezieht.  ^)  Jeder  Grundeigentümer  sollte  nach  derselben  innerhalb 
des  Volklandes  einen  Bevollmächtigten  (umboösmaör)  haben,  inner- 
halb dessen  sein  Grundeigentum  belegen  war,  natürlich  doch  wohl 
nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  er  nicht  selber  innerhalb  'dieses 
Bezirkes  wohnte.  Auch  diese  Vollmacht  sollte  nur  für  drei  Jahre 
gelten  und  nach  deren  Ablauf  von  selbst  erlöschen,  wenn  anders  der 
Vollmachtgeber  innerhalb  der  Grenzen  des  Frostu]jinges  wohnte, 
wogegen  bei  einem  Vollmachtgeber,  der  außerhalb  dieser  Grenzen, 
aber  doch  innerhalb  des  Landes  wohnte,  nur  das  Beheben  der  Be- 
teiligten über  die  Dauer  des  Verhältnisses  entschied;  fährt  dagegen 
der  Vollmachtgeber  außer  Landes,  so  beschränkt  sich  die  Dauer  der 
Vollmacht  wieder  auf  drei  Jahre  und  außerdem  erlischt  sie  mit  dem 
Tode  des  Vollmachtgebers  oder  auch  durch  Kündigung,  welche 
diesem  jederzeit  freisteht.  Der  Bevollmächtigte  hat  aber  dem  Voll- 
machtgeber in  allen  und  jeden  auf  das  Land  bezüglichen  Befugnissen 


1)  Lands!.,  Kaupab.  8;  vgl.   14  und  ÖÖalsbr.   15.  ^)  FrpL.  XIV,  5; 

vgl.  Landsl.,  |)ingfb.  9.  ^]  FrJ)L.  Einleitung,  5,  fin. 

*)  Fr|)L.  XIV,   1—4;  vgl.  Landsl.,  Ööalsbr.   17;  Landsleigub.  7  und  26. 
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ZU  vertreten,  soweit  nicht  seinen  Verfügungen  durch  Vertrag  oder 
Gesetz  bestimmte  Schranken  gezogen  sind ;  er  hat  demnach  das  Land 
zu  verpachten  und  die  Pachtzinse  einzuheben,  dann  auch  Teilungen 
des  Landes  mit  Mitberechtigten  vorzunehmen,  soweit  es  sich  nur  um 
das  Besitzrecht  (hafnskipti),  nicht  das  Stammgutsrecht  (ööalsskipti) 
handelt,  denn  die  letztere  Teilung  war  dem  Vollmachtgeber  selber 
vorbehalten;  er  hat  aber  unter  anderen  auch  die  gerichtliche  Ver- 
tretung des  Gutes  insoweit,  als  er  wegen  jeder  diesem  zugefügten 
Beschädigung  auf  landnäm  zu  klagen  berufen  ist,  und  es  verbleibt 
ihm  als  Lohn  für  seine  Mühe  die  Hälfte  der  eingeklagten  Buße.  ^) 
Das  neuere  Stadtrecht  kennt  eine  ähnliche  Bestimmung  bezüglich 
der  Vertretung  des  abwesenden  Hausbesitzers ;  ^)  aber  diese  bezieht 
sich  nur  auf  dessen  Vertretung  in  Bezug  auf  die  öffentlichen  Lasten, 
ohne  der  gerichtlichen  Vertretung  mit  einem  Worte  zu  gedenken, 
so  daß  dahingestellt  bleiben  muß,  ob  auch  diese  letztere  als  in  ihr 
mit  inbegriffen  zu  denken  sei  oder  nicht.  Wie  dem  auch  sei,  in  den 
bisher  besprochenen  Fällen  handelt  es  sich  stets  um  Vertretungs- 
verhältnisse, welche  die  Vollmacht  zur  gerichtlichen  Vertretung  zwar 
in  sich  begreifen,  aber  doch  keineswegs  in  dieser  aufgehen,  oder 
auch  nur  in  ihr  ihren  Schwerpunkt  finden;  daneben  bedarf  nun  aber 
auch  noch  die  andere  Frage  der  Erledigung,  wieweit  etwa  eine  Voll- 
macht zur  gerichtlichen  Vertretung  und  nur  zu  dieser  zulässig  war. 
In  Bezug  auf  sie  gehen  unsere  beiden  Rechte  weit  auseinander.  Die 
Fr[)L.  gestatten  dem  Kläger  sowohl  als  dem  Beklagten  die  Erteilung 
einer  solchen  Vollmacht  (umboö)  ganz  nach  Bedarf,  gleichviel  ob  der 
Vollmachtgeber  gesund  oder  krank,  innerhalb  des  Volklandes  oder 
außerhalb  desselben  sei,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  daß  der  Be- 
vollmächtigte nicht  besserer  Geburt  oder  höheren  Ansehens  sei  als 
der  Prozeßgegner ;  •^)  letzteres  eine  Beschränkung,  die  oben  auch  be- 
reits bei  der  W^ahl  des  gerichtlichen  Vertreters  von  Weibern  nicht 
zwar  in  gleicher,  aber  doch  in  ähnlicher  Weise  vorgekommen  ist,  *) 
die  übrigens  insoweit  nicht  gelten  soll,  als  es  sich  um  Klagen  des 
Königs  und  des  Erzbischofs  handelt.  Dieselbe  Bestimmung  kehrt 
auch  im  älteren  Stadtrechte  wieder;^)  aber  die  zugunsten  des  Königs 
gemachte  Ausnahme  erleidet  wieder  eine  Einschränkung  durch  die 
Vorschrift,    daß   der  König,    der   einen   Mann   des  Hochverrates    an- 


^)  FrJ)L.  XIV,   i;  Landsl.,  Landsleigub.  26. 

2)  neueres  Stadtr.,  Boejarsk.  5,  Anm.  6.  ^)  FrJ)L.  X,  29. 

*)  ebenda,  36.  •'^)  BjarkR.  III,   160. 


§   15-     Die  Vertreter  der  Streitteile.  200 

klagen  will,  mit  der  Klagestellung  einen  dem  Angeklagten  eben- 
bürtigen Angehörigen  seines  Dienstverbandes  beauftragen  soll,  oder 
-einen  diesem  angehörigen  Bauernsohn,  wenn  der  Angeklagte  ein 
Freigelassener  (leysingi)  höheren  oder  geringeren  Grades  (|)yrmsla- 
maör)  ist.  ^)  Während  also  sonst  der  Grundsatz  gilt,  daß  der  mit 
■der  Klage  Beauftragte  nicht  höheren  Standes  sein  dürfe  als  der  Be- 
klagte, wird  für  diesen  Fall  zugleich  angeordnet,  daß  derselbe  auch 
nicht  geringeren  Standes  sein  soll  als  dieser;  während  sonst  jener 
•erstere  Grundsatz  auf  des  Königs  Bevollmächtigte  keine  Anwendung 
finden  soll,  wird  er  hier  auch  auf  sie  ausgedehnt.  Beachtenswert 
ist  übrigens  in  anderer  Richtung  auch  noch  die  Bestimmung,  daß 
die  Klage  auf  Hochverrat  zu  einer  Zeit  angestellt  werden  muß,  da 
•der  König  nicht  innerhalb  des  betreffenden  Volklandes  sich  aufhält, 
ganz  wie  die  GpL.  namens  des  Königs  keine  ööalsbrigö  gegen  einen 
Privatmann  richten  lassen,  während  der  König  im  fylki  anwesend 
ist.-)  Nach  den  G[)L.  galt  übrigens  ein  ganz  anderes  System  be- 
züglich der  gerichtlichen  Vertretung.  Als  Regel  wird  hier  ausge- 
sprochen, daß  zwar  jedermann  berechtigt  sei,  einen  anderen  mit  der 
Vornahme  einer  heimstefna  zu  beauftragen,  wenn  der  Auftrag  nur 
vor  Zeugen  erteilt  werde,  daß  aber  im  übrigen  jeder  freie  und  voll- 
jährige Mann  seine  Rechtssachen  in  eigener  Sache  zu  führen  habe, 
soweit  nicht  die  oben  besprochenen  Grundsätze  bezüglich  der  Ver- 
tretung Abwesender  ein  anderes  mit  sich  bringen.^)  Auffälligerweise 
ist  diese  Bestimmung  auch  in  die  Järnsiöa  übergegangen,  die  im 
übrigen  doch  den  FrpL.  zu  folgen  pflegt,  und  zwar  mit  dem  Bei- 
sätze, daß  für  denjenigen,  der  nicht  Zeug  oder  Geschick  genug  hat, 
seine  Sache  selber  zu  führen,  des  Königs  Beamter  berufen  sei,  dies 
zu  tun,  wofür  er  dann  die  Buße,  die  etwa  in  der  Sache  sich  ergebe, 
für  sich  behalten  möge,  aber  nicht  mehr;**)  in  derselben  Gestalt  ist 
die  Vorschrift  ferner  auch  in  das  gemeine  Landrecht  eingestellt 
worden,  ^)  und  gilt  demnach  auch  nach  diesen  späteren  Rechtsquellen 
•einerseits  die  Verpflichtung  der  Partei,  ihre  eigenen  Rechtssachen 
selber  zu  führen,  und  andererseits  eine  Offizialanwaltschaft  zugunsten 
•der  kleineren  Leute,  welche  des  Königs  Beamter  auf  Verlangen  zu 
übernehmen  hat.  Das  ältere  isländische  Recht  läßt  übrigens  die 
Stellvertretung  kraft  erteilter  Vollmacht  unbeschränkt   zu    und  stellt 


1)  FrI)L.  IV,  4;  XV,   i;  vgl.   Lands!.,  Mannh.  3. 
-)  GJ)L.  271.  ^)  ebenda,  47.  ^)  J  am  s.,  Kau  p  ab.  8. 
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sich  somit  in  diesem  Punkte  den  FrpL.,  nicht  den  GpL.  zur  Seite; 
man  möchte  hiernach  vermuten,  daß  es  erst  eine  spätere  Entwick- 
lungsstufe war,  welche  für  die  letzteren  das  prinzipielle  Verbot  der 
Vollmachtserteilung  einführte. 


Teil  II. 

Das  Beweissystem. 

Kapitel  I. 

Die  Beweismittel.  ^) 

§  i6.     Die  Zeugen. 

Wiederholt  schon  war  zu  erwähnen  Gelegenheit,  daß  das  alt- 
norwegische Recht  zwei  verschiedene  Arten  von  Zeugen  kannte, 
nämlich  gezogene  Zeugen  und  Erfahrungszeugen ;  hier  ist  es  nun 
am  Platze,  diesen  Unterschied  des  näheren  festzustellen. 

I.  Gezogene  Zeugen.^)  In  einer  langen  Reihe  von  Fällen,, 
in  welchen  es  sich  um  die  Vornahme  irgend  welcher  Rechtshand- 
lungen handelte,  forderte  das  ältere  Recht  die  Beiziehung  von  Zeugen 
oder  setzte  diese  doch  wenigstens  als  etwas  allgemein  übliches  vor- 
aus. Zuweilen,  und  zwar  in  den  weitaus  meisten  Fällen,  beschränkt 
sich  dasselbe  auf  die  Forderung,  daß  Zeugen  zugezogen  werden 
sollten.  So,  wie  dies  schon  Hertzberg  belegt  hat,  '^)  beim  Verkauf 
von  Fahrhabe  wie  von  Liegenschaften,  bei  der  Verpfändung,  Land- 
leihe, Eingehung  von  Darlehnsschulden,  der  Übertragung  von  For- 
derungen, der  Schißsheuer,  Vollmachtserteilung,  der  Eingehung  der 
Schuldknechtschaft,  einer  Wette  oder  eines  Vergleiches,  bei  einer 
Vergabung,   bei  der  Bezahlung,  Ehescheidung,  Erbteilung,    dem  An- 


^)  vgl.  Aubert,    Bevissystemets   Udvikling  i  den    norske    Criminalproce?    indtil 
Christian  den  femtes  Lov  (Christiania,   1864),  S.  5—66. 

^)  vgl.  Hertzberg,  S.  i — 15.  ^)  Grundtrsekkene,  S.  3,  Anm,  2. 
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erbieten  von  Zahlungen  oder  anderen  Leistungen,  endlich  bei  allen 
einzelnen,  zur  Führung  eines  Prozesses  erforderlichen  Handlungen; 
das  Verzeichnis  ist  übrigens  keineswegs  vollständig,  wie  denn  z.  B. 
auch  bei  einem  Verlöbnisse,  ^)  der  Ablegung  eines  Eides,  -)  der  Über- 
tragung eines  nahezu  verjährten  Zeugnisses  auf  andere  Zeugen,^) 
Zeugen  beigezogen  werden  sollen.  Andere  Male  wird  dagegen  ge- 
fordert, daß  gewisse  Rechtshandlungen  vor  einer  größeren  Versamm- 
lung von  Leuten  vorgenommen  wer.den  sollen,  sei  es  nun,  daß  dabei 
Ding,  Kirche  und  samkunda,  d.  h.  Gilde  oder  Gastmahl,  als  der  Ort 
der  Vornahme  bezeichnet,  *)  oder  daneben  noch  ein  mindestens 
zwölfruderiges  Schiß*  genannt,  ^)  oder  nur  in  unbestimmterer  Weise 
von  einem  fjöldi  manna  gesprochen,  ^)  oder  endlich  umgekehrt  eine 
kleinere  Versammlung  bestimmter  Art  angeordnet  werde.  Beim 
Verkaufe  von  Liegenschaften,  ')  der  Vergabung  einer  Erbschaft  und 
der  Zurücknahme  solcher  Vergabung,  ^)  dem  Losen  bei  der  Vertei- 
lung von  ööal  und  der  Bekanntgabe  ihres  Ergebnisses  ^)  wird  die 
Vornahme  in  größeren  Versammlungen  der  zuvor  bezeichneten  Art 
gefordert;  bei  einer  Hochzeit  aber  sollen  neben  den  Zeugen  der 
festing  „brüömenn"  und  „brüökonur"  anwesend  sein,  ^^)  und  zwar 
nach  dem  Stadtrechte  deren  je  zwei,  neben  einem  griömaör  und 
einer  griökona  und  mußte  ein  gewisses  Quantum  Bier  dabei  zum 
Besten  gegeben  werden,  ^^)  wogegen  die  FrpL.  von  einem  öldrhüs- 
vitni  sprechen,  ^^)  —  bei  der  aettleiöing  muß  ebenfalls  ein  bestimmtes 
Quantum  Bier  aufgesetzt  und  ein  dreijähriger  Ochse  geschlagen 
werden,  und  ergibt  sich  die  Zusammensetzung  der  Versammlung  aus 
der  Notwendigkeit  der  Mitwirkung  einer  größeren  Anzahl  von  Ver- 
wandten bei  der  Handlung,  ^■^)  —  bei  der  Freilassung  eines  Unfreien, 
oder  vielmehr  bei  der  Beseitigung  der  letzten  Überreste  seiner  Ab- 
hängigkeit von  seinem  früheren  Herrn,  muß  ein  frelsisöl  gehalten 
werden,  bezüglich  dessen  die  Quantität  des  aufzustellenden  Bieres, 
nach  den  FrpL.  überdies  das  Schlachten  eines  Widders  und  die  Zahl 
der  neben  dem  Patrone  zu  ladenden  Gäste  gesetzlich  vorgeschrieben 
war ;  ^^)  zum  erfiöl  soll  der  Priester  mit  mindestens  drei  anderen 
Gästen,  '^^)    oder   der  Priester   mit   seiner  Frau    und    einem    weiteren 


^)  FrJ)L.  III,  22.      ~)   ebenda,  IV,  8.      ^)   ebenda,  XII,  i. 
*)  Fr|)L.  IX,  4.      5)  ebenda,  IV,  5;  GI)L.  292. 
ß)  GI)L.  292.      ')  ang.  O.      «)  FrI)L.  IX,  4;  C^L.   107. 
»)  GJ)L.  87.      10)  ebenda,  51.      ")  BjarkR.  III,  132. 
12)  FrJ)L.  XI,  8.      ")  G|)L.  58;  FrI)L.  IX,  i. 
")  G{)L.  62;  FrJ)L.  IX,  12;  BjarkR.  III,  166.     ^^)   G|)L.  23. 
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Gaste  geladen  werden,  ^)  und  wenn  zwar  unsere  Rechtsbücher  an 
das  Erbbier  irgend  welche  besonderen  Rechtsvorgänge  nicht  mehr 
knüpfen,  so  kann  doch  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  ursprünglich 
gelegentlich  desselben  die  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  besorgt 
worden  war.  Wenn  übrigens  die  Vornahme  von  Rechtsgeschäften 
vielfach,  sei  es  nun  an  solche  Versammlungen  oder  doch  an  die  Zu- 
ziehung von  Zeugen  gebunden  war,  so  war  doch  die  Anwendung 
beider  Formen  keineswegs  auf  solche  Fälle  beschränkt;  vielmehr 
wird  diese  wie  jene  auch  wohl  angewandt,  wenn  es  gilt,  irgend 
welchen  einseitigen  Erklärungen  und  Bekanntmachungen  (lysingar) 
eine  größere  Öffentlichkeit  oder  Beweisbarkeit  zu  sichern.  So  soll 
z.  B.  derjenige,  der  die  Vaterschaft  eines  unehelichen  Kindes  abge- 
schworen hat,  aber  hinterher  sich  veranlaßt  sieht,  sich  dennoch  zu 
derselben  zu  bekennen,  dies  „i  fjölda  manna"  tun.  ^)  Wer  einen 
Bären  in  seinem  Winterlager  eingeschlossen  hat  und  sich  nun  sein 
Recht  auf  diesen  wahren  will,  soll  dies  „i  fjölda  manna"  bekannt- 
geben '^j  und  ebenso  derjenige,  der  einen  Habicht  in  seinem  Neste 
gefunden  und  gebunden  ^)  oder  einen  anderen  Fund  getan  hat.  ^) 
An  der  Siebend  oder  Dreißigst  soll  der  Unmündige,  der  bei  der 
Auseinandersetzung  des  Nachlasses  anwesend  ist,  oder  sein  Vormund 
sein  etwaiges  Erbrecht  durch  lysing  bekanntgeben,  um  sich  dadurch 
dessen  Verfolgung  für  die  Zeit  seiner  Volljährigkeit  zu  sichern;^) 
dagegen  muß  die  Verteilung  von  ümagar  durch  eine  lysing  am  Ding 
bekannt  gegeben  werden,  um  den  erbrechtlichen  Besitz  ihres  etwaigen 
Vermögens  ihrem  Übernehmer  zu  sichern.")  Einer  lysing  bedarf  es 
ferner,  wenn  der  Übergang  eines  Konkubinatsverhältnisses  in  eine 
rechtmäßige  Ehe  durch  Ablauf  einer  Frist  von  20  Jahren  verhindert 
werden  will,  ^)  und  auch  zur  Ausschließung  der  Beweisverjährung 
in  Stammgutssachen  binnen  derselben  Frist,  ^)  dann  der  Verjährung 
des  Einstandsrechtes  von  Weibern  wird  eine  lysing  am  Dinge  nötig.  ^*') 
Durch  eine  viglysing  mußte  sich  ferner  helfen,  wer  einen  Totschlag 
begangen  hatte,  wenn  er  nicht  als  Mörder  gelten  wollte,  und  sollte 
diese  im  ersten  Hause  geschehen,  an  welches  der  Totschläger  nach 
begangener  Tat  kam;^^)  die  FrpL.  endlich  fordern  von  dem  Bauern, 
der  einen  gestfeöri  bei  sich  aufnimmt  und  sich  sein  eventuelles  Erb- 


')   EI^L.  I,  49;  II,  38. 

2)  GJ)L.  57.      3j  g]3en(ja,  94,      -i)  ebenda,  263. 
^)  ebenda,  144.      ^)   ebenda,  122;  vgl.  119.      ')  ebenda,  T27. 
"*)  ebenda,  125.      ^)   ebenda,  272;  Fr|)L.  XII,  7. 
^«)  GI)L.  290.      11)  ebenda,  156;  Fr^L.  IV,  7. 
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recht  auf  dessen  Nachlaß  sichern  will,  eine  lysing  darüber,  daß  der- 
selbe bei  ihm  seine  feste  Wohnung  genommen  habe.  ^)  Wird  in 
solchen  Fällen  eine  größere  Versammlung  der  einen  oder  anderen 
Art  für  notwendig  erachtet,  so  begnügt  man  sich  dagegen  in  an- 
deren Fällen  mit  dem  bloßen  Beiziehen  von  Zeugen,  ohne  daß  recht 
ersichtlich  wäre,  aus  welchen  Gründen  dieser  oder  jener  Ausweg 
ergriffen  würde.  Bekommt  z.  B.  beim  Verfahren  mit  kvaöa  der 
Kläger  nicht  die  ihm  gebührende  Antwort,  so  soll  er  darüber  Zeugen 
aufrufen ;  ')  ebenso  über  das  Ergebnis  eines  gelungenen  Zeugenbe- 
weises am  skiladömr,  resp.  den  Spruch  dieses  Gerichtes ;  ^)  über  die 
Verweigerung  der  Antwort  seitens  eines  Gegners,  den  man  um  sein 
Domizil  befragt;^)  über  das  Verlangen  der  Auslieferung  eines  Tieres, 
durch  welches  man  beschädigt  wurde,  sowie  über  die  Weigerung 
des  Gegners,  dasselbe  auszuliefern ;  ^)  über  die  verschiedenen  fremden 
Schritte  bei  der  ööalsbrigö  und  die  Antworten,  die  man  gelegentlich 
derselben  von  dem  Gegner  erhält;^)  aber  auch  über  den  Raub,  der 
an  einem  begangen  wird, ')  oder  über  das  nicht  rechtzeitige  Er- 
scheinen eines  Dienstpflichtigen  beim  Heeresaufgebote ;  ^)  über  das 
Ausgehen  des  Proviants  auf  einem  Heerschiffe ;  ^)  wiederum  soll  der- 
jenige, der  wegen  eines  Fleischvergehens,  eines  Diebstahles  u.  dgl.  m. 
einen  anderen  erlaubterweise  totschlägt,  von  der  Tat  den  Nachbarn 
oder  den  ersten  Begegnenden  Anzeige  machen,  ^^)  und  dasselbe  gilt 
von  den  Schiffsgenossen,  welche  einen  Mann,  der  auf  dem  Schiffe 
einen  Totschlag  begangen  hat,  pflichtschuldig  aussetzen  wollen,  aber 
von  der  übrigen  Mannschaft  hieran  verhindert  werden,  ^^)  dann  von 
dem  anderen,  der  an  einem  einsamen  Orte  von  jemanden  verwundet 
worden  zu  sein  behauptet. ^^)  So  mag  ferner  ein  Ehegatte,  der  den 
anderen  auf  dem  Ehebruche  ertappt,  darüber  Zeugen  aufrufen,  ^^) 
und  auch  beim  Totschlage  ist  ein  sjönarvitni,  also  ein  Aufrufen  von 
Zeugen  über  die  Tat  selbst  möglich;^*)  wer  eigenes  Gut  in  fremder 
Hand  betrifft,  mag,  wenn  der  Besitzer  die  sofortige  Herausgabe  ver- 
weigert, dies  als  ran,  behandeln  und  darüber  sofort  Zeugen  aufrufen  ;^^) 
ebenso  über  das  Ablegen  eines  Eides;  ^^)  wer  ferner  bei  einer  Gasterei 

FrI)L.  IX,  5. 

GJ)L.  37.      3)  ebenda,  40,      *)  ebe*ida,  46. 

ebenda,  147.      ^)  ebenda,  266;  267;  269. 

ebenda,  143.      ^)  ebenda,  301.      ^j  ebenda,  303. 
^")  ebenda,  160.      ^^)  ebenda,  171. 

12)  ebenda,  184;  vgl.  156;  FrI)L.  IV,  7  und  BjarkR.  II,  14. 
1^')  Frj^L.  III,  5.      1*)  ebenda,  IV,  7.      i'^)  ebenda,  IX,  23. 
1«^  ebenda,  IV,  8. 
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sich  entfernt  und  sich  gegen  jeden  Verdacht  sicher  stellen  will  be- 
züglich irgend  welcher  Verwundungen,  die  hinterher  noch  vorfallen 
mögen,  der  berufe  bei  seinem  Weggehen  Zeugen  darüber,  daß  zur 
Zeit  alle  Leute  in  gutem  Frieden  beisammen  sitzen ;  ^)  wenn  Zeugen, 
die  am  Ding  auszusagen  haben,  zu  spät  dahin  kommen,  sollen  sie, 
heimkehrenden  Dingleuten  begegnend,  darüber  Zeugen  aufrufen,  daß 
sie  bereit  gewesen  wären,  ihr  Zeugnis  abzulegen,  wenn  sie  nur  recht- 
zeitig zum  Ding  gekommen  wären;-)  man  beruft  Zeugen  über  eine 
skeyting  nicht  nur,  sondern  auch  die  Übernahme  eines  skeytingar- 
vitni  erfolgt  durch  neue  Zeugen.  ^)  Wer  trotz  des  Feiertags  darum 
sein  Schiff  verläßt  und  seine  Kleider  ausladet,  weil  dasselbe  leck 
oder  zu  klein  ist,  als  daß  er  darauf  bleiben  könnte,  der  berufe  hier- 
über Zeugen,  um  sich  dadurch  gegen  Strafe  zu  sichern ;  ^)  umge- 
kehrt mag  derjenige,  dem  des  Bischofs  Vogt  wegen  Verletzung  der 
Feiertagsordnung  etwas  wegnimmt,  obwohl  er  sich  zu  Recht  zu 
stehen  erbietet,  dies  als  ran  behandeln  und  darüber  Zeugen  auf- 
rufen.^) Hat  einer  einen  anderen  verwundet  und  erbietet  sich  ihm 
gegenüber  zu  Recht  zu  stehen,  so  soll  er  darüber  Zeugen  aufrufen 
und  sichert  er  sich  damit  seinen  Frieden ;  ^)  umgekehrt  mag  auch 
derjenige,  dem  eine  schwere  Verbalinjurie  angetan  wurde,  durch 
Aufrufen  von  Zeugen  sich  den  Beweis  des  Tatbestandes  sichern.  "*) 
Wiederum  soll  das  Weib,  welches  an  einsamem  Orte  genotzüchtigt 
wurde,  den  nächsten  Leuten,  denen  sie  begegnet,  die  Tat  klagen 
und  hierüber  Zeugen  aufrufen,  falls  nicht  Augenzeugen  (sjändsvättar) 
zugegen  waren ;  ^)  wenn  ferner  die  Mutter  eines  unehelichen  Kindes 
w^ährend  der  Geburt  den  Kindsvater  nennt,  so  soll  dies  vor  beige- 
zogenen Zeugen  geschehen,  die  eigens  zum  Zeugnisse  aufzurufen 
sind.^)  Für  das  Aufrufen  solcher  Zeugen  galt  aber  die  Bezeichnung 
,,skirskota  undir  vätta",  und  für  deren  Zeugnis  selbst  die  Bezeich- 
nung „skirskotat  vitni" ;  dabei  darf  man  aber  nicht,  wie  dies  Hertzberg 
tut,  ■'^)  sich  darüber  verwundern,  daß  hin  und  wieder  von  einem  be- 
sonderen Aufrufen  derjenigen  Personen  als  Zeugen  gesprochen  wird, 
die  man  doch  vorher  schon  eigens  zu  dem  Behufe  mitgebracht  hatte, 
um  sie  als  Zeugen  über  irgend  einen  in  Aussicht  stehenden  Vorgang 
zu  verwenden,   vielmehr   gehörte    dieses  Aufrufen   sicherlich   zu  den 


')  Fr|)L.  IV,    14.  2j  ebenda,   V,    12. 

3)  Fr|)L.  XII,   I.  4)  BjarkR.   I,   5.  5)  ebenda,  6. 
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unumgänglich  notwendigen  Formalien  der  Verwendung  von  Zeugen. 
Die  isländischen  Rechtsquellen  sowohl  als  Geschichtsquellen  zeigen 
in  zahllosen  Anwendungsfällen  die  Formel  gebraucht:  „nefni  ek  i 
|)at  V2etti,  at''  usw.,  und  lassen  damit  deutlich  erkennen,  daß  man 
sich  nicht  damit  begnügte,  gewisse  Personen  mitgebracht  zu  haben, 
um  sie  als  Zeugen  zu  verwenden,  sondern  daß  man  für  nötig  hielt, 
sie  bei  dem  Akte  selbst,  zu  dessen  Konstatierung  sie  beigezogen 
worden  waren,  in  feierlicher  Weise  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
daß  sie  bezüglich  desselben  als  Urkundspersonen  zu  dienen  haben, 
ganz  wie  das  antestari  des  römischen  oder  das  per  aures  trahere  des 
alten  bayerischen  Rechtes  in  symbolischer  Weise  zu  dem  gleichen 
Zwecke  verwendet  wurde;  daß  aber  im  altnorwegischen  Rechte  die 
Sache  nicht  anders  stand,  ergibt  sich  deutlich  genug  aus  einzelnen 
Angaben,  welche  der  skirskoting  gegenüber  mitgebrachten  Zeugen 
gerade  im  Anschluß  an  eine  Frage,  die  gestellt,  oder  an  eine  Ant- 
wort erwähnen,  die  gegeben  wurde,  ^)  und  gerade  weil  dies  sich  ganz 
von  selbst  verstand,  können  die  Quellen  regelmäßig  davon  Umgang 
nehmen,  bei  Besprechung  der  Beiziehung  von  Zeugen  dieses  Auf- 
rufens  der  beigezogenen  noch  besonders  Erwähnung  zu  tun.  Aber 
auch  noch  ein  zweiter  Punkt  kommt  in  Betracht.  Normalmäßig  galt 
im  norwegischen  Prozesse  die  Regel:  „svä  er  ef  einn  berr  vitni  meö 
manni,  sem  engl  beri,  en  tveir  sem  tiu,  ef  maör  uggi  eigi  andvitni 
ä  möti",  -)  und  wiederholt  wird  demgemäß  ausdrücklich  der  Bei- 
ziehung von  zwei  Zeugen  gedacht,  ^)  wogegen  es  ein  reiner  Aus- 
nahmsfall ist,  wenn  in  einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  beim  viglysingar- 
vitni  und  der  sögn  hjüna,  *)  bei  einer  Verwundung,  die  sichtbare 
Spuren  hinterlassen  hat,  ^)  oder  bei  dem  Heuern  eines  Schiffes  ^)  ein 
einziger  Zeuge  als  genügend  betrachtet  wird.  Dem  gegenüber  pflegte 
man  nun  aber  tatsächlich  weit  mehrere  Zeugen  beizuziehen,  und 
wirklich  mußte  sich  dies  schon  aus  dem  Grunde  empfehlen,  weil 
man  außerdem  in  Gefahr  stand,  durch  den  Tod  auch  nur  eines  ein- 
zigen von  den  zwei  beigezogenen  ganz  um  die  Möglichkeit  der  Füh- 
rung eines  Zeugenbeweises  sich  gebracht  zu  sehen;  daneben  auch 
noch  aus  dem  weiteren  Grunde,  weil  man  mit  Ausnahme  des  l)ing- 
stefnuvitni,  kvööuvitni,  forsagnarvitni,  nauösynjavitni,  älyktarvitni  und 


1)  vgl.  z.  B.  Fr|)L.  III,  22.  '^)  GJ)L.  59;  vgl.  FrJiL.   XIII,  25. 
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des  „vitni,  er  menn  bera  um  deild  manna  at  öldrhüsi"  gegen  alles 
gezogene  Zeugnis  ein  Gegenzeugnis  (andvitni)  erbringen  konnte,  ^) 
mit  der  Wirkung,  daß  die  vorgeführten  Zeugen  als  falsche  gelten,, 
wenn  die  Gegenzeugen  auch  nur  um  einen  einzigen  mehr  waren. ^) 
Auch  sonst  geschieht  solcher  Gegenzeugen  noch  mehrmals  Erwäh- 
nung ;  ^)  aber  doch  läßt  sich  mit  Grund  bezweifeln,  ob  ihr  Gebrauch 
von  Anfang  an  dem  norwegischen  Rechte  geläufig.  Es  spricht  da- 
gegen nicht  etwa  bloß,  wie  Hertzberg  annimmt,  das  Vorkommen 
von  Zeugen,  gegen  welche  ein  Gegenbeweis  nicht  geführt  werden 
durfte,  sondern  ungleich  bestimmter  noch  der  andere  Umstand,  daß 
das  ältere  isländische  Recht  geradezu  die  Regel  aufstellt:  „skulut 
menn  andvitni  bera  her  ä  jiingi",  ^)  und  somit  jeden  direkten  Gegen- 
beweis völlig  ausschließt,  daß  ferner  dieser  letztere  Grundsatz  auch 
für  die  übrigen  germanischen  Rechte  der  ursprünglich  maßgebende 
ist.  Für  das  älteste  Recht  also  konnte  auch  in  Norwegen  die  Rück- 
sicht auf  das  andvitni  nicht  bestimmend  wirken ;  dagegen  darf  be- 
reits für  dieses  an  jene  anderen  Fälle  erinnert  werden,  in  welchen 
sich  das  Recht  nicht  mit  der  Beiziehung  von  Zeugen  begnügte,  viel- 
mehr die  Vornahme  der  betreffenden  Handlung  in  einer  größeren 
Versammlung  forderte.  Auch  in  derartigen  Fällen  scheint  man  ur- 
sprünglich noch  besondere  Zeugen  aufgerufen  zu  haben;  das  ältere 
isländische  Recht  zeigt  dies  ganz  unzweideutig,  und  auch  für  Nor- 
wegen fehlt  es  dieserhalb  keineswegs  an  Behelfen,  wie  denn  z.  B. 
Egill  Skallagrimsson  am  Gulajiinge  des  Jahres  934  mit  seinem  Pro- 
teste gegen  die  erlittene  Gewalt  sich  zwar  an  „alla  j^ä  menn,  er  nü 
megu  orö  min  heyra,  lenda  menn  ok  lögmenn,  ok  alla  al]3y9u" 
wendet,  aber  doch  in  erster  Linie  nur  zwei  von  ihnen  namentlich 
aufruft,  nämlich  den  Arinbjörn  hersir  pörisson  und  den  I)örör  Brynj- 
ölfsson  von  Aurland,  ^)  oder  in  den  Rechtsquellen  selbst  von  döm- 
staurar  die  Rede  ist,  welche  außerhalb  des  Gerichts  stehend  und  von 
beiden  Streitteilen  dazu  berufen,  auf  das  Acht  zu  geben,  was  im 
Gerichte  vorkommt,  ^)  oder  von  heyringjar,  ")  die,  allenfalls  auch  als 
„valinkunnir  menn,    er   ütan   standa  viö  döm"  bezeichnet,  ^)   dieselbe 


1)  GJ)L.  59.  2)  eisend  a,  60. 
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Funktion  haben,  und  deren  bei  einem  12  manna  domr  einmal  aus- 
drücklich nur  zwei  als  anwesend  genannt  werden.  In  Bezug  auf  die 
Auffassung  der  Stellung,  welche  diese  Versammlungen  zum  gezogenen 
Zeugnisse  einnehmen,  gehe  ich  von  Hertzberg  weit  ab.  Darin  zwar 
stimme  ich  mit  ihm  überein,  daß  ich,  wie  ich  dies  schon  vor  Jahren 
ausgesprochen  habe,  ^)  auch  jetzt  noch  diese  letztere  an  jene  ersteren 
anknüpfe,  also  annehme,  daß  man  ursprünglich  stets  die  Vornahme 
der  betreffenden  Handlungen  vor  einer  größeren  Versammlung  ge- 
fordert habe,  während  man  später,  um  die  Sache  einfacher  und 
minder  schwerfällig  zu  gestalten,  sich  auf  die  Beiziehung  von  min- 
destens zwei  Zeugen  beschränkte  5  aber,  anders  als  Hertzberg,  halte 
ich  dafür,  daß  die  skirskoting  von  Anfang  an  allem  gezogenen 
Zeugnisse  wesentlich,  und  daß  von  Anfang  an  ein  durch  sie  ver- 
mitteltes gezogenes  Zeugnis  auch  innerhalb  jener  Versammlungen 
vorgekommen  sei.  Ich  bestreite  demnach  zwar  nicht,  daß  bei  einem 
Vorgange,  der  in  einer  größeren  Versammlung  von  Leuten  sich  ab- 
spielt, die  skirskoting  sich  in  gewissem  Sinne  an  alle  Anwesenden 
richtete;  aber  ich  behaupte,  daß  damit  nicht  alle  diese  zu  Urkunds- 
personen bezüglich  jenes  Vorganges  gemacht  wurden,  sondern  nur 
jene  wenigeren  Personen,  die  namentlich  genannt  und  als  solche 
bezeichnet  worden  waren,  daß  es  also  nicht  der  ganze  Umstand  eines 
Gerichtes  war,  der  die  heyringjar  oder  dömstaurar  bildete,  und  daß 
nicht  alle  diejenigen,  welche  den  „fjöldi  manna"  bildeten,  hinterher 
auch  als  gezogene  Zeugen  über  die  hier  erfolgten  Vorgänge  benützt 
werden  konnten.  -)  Indessen  gestehe  ich  zu,  daß  Hertzbergs  Auf- 
fassung für  die  Zeit,  in  welcher  unsere  Rechtsbücher  ihre  dermalige 
Gestalt  erlangten,  wesentlich  richtig  ist  und  daß  nur  einzelne  Spuren 
in  ihnen,  dann  zumal  die  Vergleichung  des  isländischen  Rechts,  auf 
einen  älteren  Zustand  zurückzuschließen  erlaubt;  wenn  zwar  die  Er- 
wähnung einer  lysing  „fyrir  vättom"  in  dieser  Beziehung  keinen  Be- 
weis macht,  ^)  indem  ja  einerseits  auch  bei  der  lysing  1  fjölda  manna 
Zeugen  aufgerufen  werden  mußten,  und  andererseits  bei  der  lysing 
ebensogut  wie  bei  anderen  Vorgängen  die  weitere  Versammlung 
hinterher  weggelassen  werden  konnte,  wofür  ja  die  viglysing  einen 
quellenmäßigen  Beleg  bietet,  so  wird  nämlich  doch  deutlich  ausge- 
sprochen, ^)  daß  über  eine  settleiöing  alle  bei  ihr  Anwesenden  Zeug- 
nis geben  sollen,  Weiber  wie  Männer,    und    auch    über  die  Haltung 


1)  Kritische  Überschau,  V,  S.  188—92. 

2)  vgl.   Ilertzberg,  S.  6  und   7.  ')   GJ)!..   75-  "*)   Fr])!..   IX,    I. 


21 8  Teil  II.     Das  Beweissystem. 

des  frelsisöl  sollen  die  Zeugnis  geben,  welche  dabei  waren  und  das 
Bier  tranken,  \)  —  ganz  ähnlich  wird  es  ferner  mit  dem  giftarvitni 
gehalten,  welches  alle  Leute  erbringen  können,  „er  ä  väru  festarstefnu, 
€Öa  inni  ä  giftarkveldi",  ^)  weshalb  denn  auch  recht  wohl  Zeugen 
des  Beklagten  über  die  Zahlung  oder  Nichtzahlung  eines  mundr 
ganz  anders  aussagen  konnten  als  die  des  Klägers,  '^)  —  endlich 
sogar  über  eine  am  Ding  erfolgte  lysing  mögen  alle  die  Zeugnis 
geben,  „er  heyröu  ä  |)ingi".*)  Aber  diese  Veränderung  hängt  meines 
Erachtens  mit  einer  viel  weiter  reichenden  Umgestaltung  zusammen, 
welche  das  gezogene  Zeugnis  im  norwegischen  Verfahren  schon 
frühzeitig  erfahren  hat.  Während  wir  im  isländischen  Verfahren 
neben  dürftigen  Spuren  des  Erfahrungszeugnisses  nur  das  gezogene 
Zeugnis  in  seiner  formellsten  Abgrenzung  vorfinden,  kommen  in 
norwegischen  Rechtsbüchern  auch  wohl  Zeugen  eines  bestimmten, 
einzelnen  Vorganges  zur  Verwendung,  welche  doch  nicht  zu  dessen 
Konstatierung  beigezogen  worden  waren.  Die  FrI)L.  erlauben  bei 
gewissen  Realinjurien  dem  Damnifikaten,  obwohl  er  zu  keiner  skir- 
skoting  gegriften  hatte,  dennoch  hinterher  eine  Beweisführung  durch 
zwei  Zeugen,  wenn  nur  solche  bei  der  Tat  gegenwärtig  gewesen 
waren ;  ^)  das  Stadtrecht  aber  gibt  gar  eine  generelle,  wenn  auch 
vielleicht  auf  Kampfsachen  beschränkte,  Anweisung  für  den  Fall: 
,,ef  maör  vill  bera  vitni  l)ar  engi  skirskotar  undir  hann"  und  bestimmt, 
daß  ein  solcher  ausdrücklich  über  seine  Anwesenheit  am  Orte  der 
Tat,  sowie  darüber  sich  auszusprechen  hat,  daß  er  sah  und  hörte, 
was  er  bezeugt,  wesfalls  dann  aber  auch  sein  Zeugnis  ebenso  gültig 
sein  soll,  wie  wenn  er  dazu  berufen  worden  wäre.^)  War  man  erst 
so  weit  gekommen,  alle  bei  einem  Vorgange  Anwesenden,  auch 
wenn  nicht  als  Urkundspersonen  bezeichnet,  zum  Zeugnisse  über 
denselben  zuzulassen,  dann  verstand  sich  natürlich  von  selbst,  daß 
auch  die  sämtlichen  Dingleute  und  „i  fjölda  manna"  Zugezogenen 
als  Zeugen  dienen  konnten;  von  jetzt  ab,  aber  auch  erst  von  jetzt 
ab,  mag  dann  aber  auch  das  andvitni  zulässig  geworden  sein,  wobei 
sich  die  Regel  ganz  von  selbst  einfinden  mußte,  daß  dieses  eine 
größere  Anzahl  von  Zeugen  erforderte  als  das  vorher  vorgeführte 
Zeugnis,  und  daß  die  Zeugen  ihre  Zeugnisfähigkeit  einbüßten,  deren 


^)  ebenda,  IX,  12;  nach  IV,  56,  ebenda  nur  der  Herr,  nach  BjarkR,  II, 
47  aber  zwei  Zeugen.  -)  B|)L.  II,  9 — lo. 

^)  G|)L.  124;  vgl.  auch  BjarkR.  III,  132,  welche  Stelle  aber  minder  bestimmt 
spricht. 

*)  FrI)L.  IX,    12.  5)  ebenda,  IV,   18.  «)  BjarkR.  II,  28. 
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Aussage  sich  als  falsch  erwies.^)  —  Als  Zeugen  durften  weder  baug- 
gildismenn,  noch  nefgildismenn  oder  nämägar  des  Bevveisführers  ver- 
wendet werden,  sie  wären  denn  beiden  Streitteilen  gleich  nahe  ver- 
w^andt;-)  wenn  ferner  bezüglich  der  Grenzstreitigkeiten  regelmäßig 
nur  freie  und  volljährige  Leute  zum  Zeugnisse  zugelassen  werden 
sollten,  '^)  so  ist  dies  zwar  zunächst  wohl  auf  das  Erfahrungszeugnis 
zu  beziehen,  aber  doch  wohl  auf  das  gezogene  Zeugnis  analog  an- 
zuwenden. Nicht  dasselbe  kann  dagegen  von  der  Vorschrift  gelten, 
daß  in  derartigen  Sachen  auch  derjenige  als  Zeuge  verwendbar  sei,  der 
zwar  zur  Zeit  seiner  Vernehmung  frei,  aber  in  der  Zeit  noch  unfrei  war, 
in  welcher  er  sich  seine  Kenntnis  von  dem  bestrittenen  Sachverhalte 
erwarb,  ^)  oder  von  der  anderen  Vorschrift,  daß  zum  heimsöknarvitni 
Weiber  wie  Männer,  Unfreie  wie  Freie,  Kinder  von  acht  Jahren  wie 
Erwachsene  verwendet  werden  konnten ;  ^)  als  eine  reine  Ausnahme 
ist  es  ferner  auch  zu  betrachten,  daß  Weiber  zum  Zeugnisse  über 
die  aettleiöing  zugelassen  wurden,  welches  doch  ein  gezogenes  Zeugnis 
war,^)  oder  über  die  während  der  Geburt  erfolgte  Aussage  einer  unehe- 
lichen Mutter  über  die  Person  des  Kindsvaters,  wobei  noch  oben- 
drein das  alleinige  Zeugnis  der  bjargrygr,  d.  h,  irgend  einer  bekannten 
Hebamme,  als  ein  doppeltes  galt.^)  Eigentümlich  ist  aber  eine  Ver- 
jährung des  Zeugenbeweises,  welche  den  sämtlichen  altnordischen 
Rechten  bekannt  ist,  wenn  auch  nicht  allen  in  gleicher  Weise.  Die 
GpL.  lassen  denselben  nur  20  Jahre  lang  vorhalten,  ^)  die  FrpL. 
regelmäßig  sogar  nur  10  Jahre,  ^)  in  manchen  Fällen  aber,  wie  beim 
skeytingarvitni,  aber  gleichfalls  20  Jahre,  ^  ^*)  die  BpL.  aber  umgekehrt 
volle  30  Jahre ;  ^  ^)  nach  Ablauf  dieser  Frist  konnte  ein  Zeugenbeweis 
nicht  mehr  geführt  werden,  wenn  nicht  noch  vor  deren  Ablauf  für 
eine  Erneuerung  derselben  Sorge  getragen  worden  war,  was  ent- 
weder in  der  Art  geschehen  konnte,  daß  man  jeden  der  ursprüng- 
lichen Zeugen  vor  je  zwei  neuerdings  beigezogenen  seine  Aussage 
abgeben  ließ,    wesfalls  dann  die  Regel  galt,    daß  jene  beiden  neuen 


^)  GJ)L.  60;  Fr|)L.  XIII,  25,  welche  Stelle  aber  das  Erfahrungszeugnis  betrifft. 

^)  GJ)L.  59;  über  den  Ausdruck:  valinkunnir  menn  vgl.  Hertzberg,  S.  lo 
—  II,  Not.  3.  ■')  GJ)L.  86. 

*)  G1)L.  86.  '^)  FrJ)L.  IV,  5.  «)  ebenda,  IX,   l. 

')  BJ)L.  II,    14;  III,   10. 

»j  GJ)L.  39;  53;  58;  61;  66;  86;   125;  272  und  276. 

»)  FrJ)L.  III,    10  und  24;  IX,   12,  29  und  30;  X,  28;  XII,  4. 

'^)  ebenda,  X,  28 ;  XII,  i;  ob  ebenda,  7  auch  hierher  gehört,  ist  sehr 
zweifelhaft;  BjarkR.  III,   159.  ^')  BI)L.  II,   10. 
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Zeugen  an  die  Stelle  des  alten  (frumvättr)  ganz  ebenso  treten,  wie 
wenn  sie  selbst  bei  dem  zu  bezeugenden  Vorgange  anwesend  ge- 
wesen wären,  ^)  oder  in  der  Art,  daß  man  je  innerhalb  von  lO,  20 
oder  30  Jahren  eine  lysing  des  betreffenden  Vorganges  vornehmen 
ließ,  wobei  dann  die  lysingarvättar  an  die  Stelle  der  ursprünglich 
zugezogenen  Zeugen  traten.  ^^)  Die  Unmöglichkeit  aber  der  Führung 
eines  Zeugenbeweises  hatte  in  den  Fällen,  in  welchen  sie  eintrat,  je 
nach  Umständen  ganz  verschiedene  Wirkungen.  Lag  ein  Besitzstand 
und  eine  sichtbare  Ausübung  vor,  um  deren  rechtliche  Begründung 
es  sich  handelte,  so  hatte  der  Ablauf  jener  Frist  lediglich  die  Be- 
deutung, daß  nunmehr  die  rechtliche  Begründung  jener  Ausübung 
vermutet,  und  der  im  Besitze  Begriffene  von  jeder  Führung  eines 
Beweises  in  jener  Richtung  befreit  wurde,  mit  Ausnahme  etwa  eines 
Eides  darüber,  daß  die  betreffende  Frist  wirklich  abgelaufen  und 
damit  die  Verpflichtung  zur  Führung  eines  Zeugenbeweises  erloschen 
sei;  es  ist  nur  ein  anderer  Ausdruck  für  denselben  Gedanken,  oder 
doch  höchstens  eine  Steigerung  desselben,  wenn  zuweilen  die  Sache 
auch  so  bezeichnet  wird,  daß  das  Recht,  um  dessen  Begründung 
oder  Nichtbegründung  es  sich  handelt,  durch  den  Ablauf  der  be- 
treffenden Frist  entstehen  solle,  eine  Ausdrucksweise,  die  übrigens 
keineswegs  buchstäblich  genommen  werden  darf,  wie  dies  schon  aus 
der  eben  besprochenen  Möglichkeit  sich  ergibt,  den  Eintritt  jener 
Folge  durch  gehörige  Vorkehrungen  auszuschließen.  Liegt  dagegen 
kein  Besitzstand  vor,  der  eine  Vermutung  seiner  rechtlichen  Begrün- 
dung erzeugen  könnte,  so  gilt  entweder  die  Tatsache,  welche  zufolge 
des  Fristablaufes  durch  Zeugen  nicht  mehr  bewiesen  werden  kann, 
als  unbeweisbar,  also  als  nicht  vorhanden,  oder  es  wird  zu  einem 
subsidiären  Beweismittel  gegriffen,  also  zum  Reinigungseide  des  Be- 
klagten. Unter  den  ersteren  Gesichtspunkt  gehört  z.  B.  die  Be- 
stimmung, daß  bei  einer  aettleiöing  eine  lysing  von  20  zu  20  Jahren 
eintreten  müsse,  um  dem  Legitimierten  den  Beweis  seiner  Erbfähig- 
keit zu  sichern,  solange  er  noch  nicht  geerbt  habe,  w^ogegen  deren 
Notwendigkeit  wegfällt,  sowie  er  erbt,  denn  ,,]iä  skal  arfr  bera  ho- 
num  vitni  um  aldr  ok  um  aefi  siöan".  ^)  Der  Freigelassene  ferner 
muß  20  Jahre  lang  für  die  Zeugen  seines  frelsisöl  aufkommen ;  nach 
Ablauf  dieser  Frist  genügt  seine  Behauptung,  völlig  frei  zu  sein, 
wenn  nur  seine  Bewegung  während  jener  20  Jahre  unbehindert  ge- 


^)  G|)L.  59;  vgl.  FrI)L.  XII,   i.  ^)  GI)L.   58;   125;   272  und  276; 

FrI)L.  IX,   12.  3)   G{)L.  58. 
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blieben  war.^)  Haben  Mann  und  Weib  20  Jahre  lang  in  offenbarer 
Geschlechtsgemeinschaft  gelebt,  so  sollen  sie  sofort  als  Eheleute 
gelten  und  soll  für  sie  Gütergemeinschaft  gelten,  soferne  nicht  durch 
eine  lysing  der  Eintritt  dieser  Folgen  ausgeschlossen  wurde ;  ^)  die 
BpL.  lassen  ganz  richtig  ähnliche  Wirkungen  erst  nach  einer  30 jäh- 
rigen Frist  eintreten,  ^)  und  auch  die  Fr[)L.  lassen  die  Zeugen  über 
die  Eingehung  und  Trennung  einer  Ehe  nur  auf  10  Jahre  hinaus 
verbürgen,  während  nach  Ablauf  dieser  Frist  der  bloße  Besitzstand 
Beweis  macht  für  die  rechtliche  Begründung  des  Verhältnisses,  ^j 
Sie  legen  ferner  zehn  Jahre  lang  demjenigen,  dem  der  König  die 
Acht  nachgelassen  hatte,  die  Haftung  für  die  Zeugen  seiner  Begna- 
digung auf;  nach  Ablauf  dieser  Frist  dagegen  braucht  er  nur  noch 
mit  alleiniger  Hand  zu  beschwören,  „at  jiat  er  or  vätta  äbyrgö".  *") 
Beim  skeytingarvitni  lassen  sie  die  Haftung  für  die  Zeugen  20  Jahre 
Avähren  und  nach  Ablauf  dieser  Frist  einen  lyrittareiör  darüber 
schwören,  „at  [lat  mal  er  svä  fornt,  at  jiat  er  6r  tryggvavätta 
äbyrgö",  wogegen  bei  anderen  Vertragszeugen  die  Frist  nur  10  Jahre 
beträgt  und  nach  deren  Ablauf  der  alleinige  Eid  des  Beklagten  ge- 
nügt. ^)  Dagegen  fällt  unter  den  zweiten  Gesichtspunkt  die  Vor- 
schrift der  GI)L.  über  Schuldsachen :  'j  „nü  stendr  skuld  20  vetr  eöa 
20  vetrum  lengr,  \^^.  fyrnizt  sü  skuld  fyrir  vättum ;  en  hann  mä  koma 
honum  til  eiöa  at  hväru,  ]3vi  at  i  salti  liggr  sök,  ef  scekjendr  duga"; 
nicht  minder  aber  auch  die  andere  Bestimmung,  ^)  daß  eine  stefnu- 
jörö,  wenn  20  Jahre  lang  keine  lysing  der  ursprünglichen  Vertrags- 
bedingungen erfolgt  ist,  nicht  mehr  um  den  ursprünglichen  Ver- 
kaufspreis, sondern  nur  noch  um  ihren  vollen  Schätzungswert  ein- 
gelöst werden  darf.  Nach  beiden  Seiten  hin  handelt  es  sich  selbst- 
verständlich an  und  für  sich  nur  um  die  Verjährung  des  Zeugenbe- 
weises, also  eines  Beweismittels;  aber  es  begreift  sich,  daß  sich  mit  der 
Zeit  in  der  ersteren  Richtung  auch  wohl  die  Auffassung  dieser  Verjährung 
der  Pflicht,  einen  Zeugenbeweis  zu  führen,  als  einer  Ersitzung  geltend 
machte  und  daß  in  der  zweiten  Richtung  die  Verjährung  des  Rechtes 
auf  den  Gebrauch  eines  Beweismittels  auch  wohl  sich  in  eine  Ver- 
jährung des  klagbaren  Anspruches  selbst  umsetzte.  Nach  der  ersteren 
Seite    hin   darf  an   die  Vorschriften   der  GpL.    über   die   Bedeutung 


')  GI)L.  61   und  66.  ^j  g^g^^j^^    125  ;  vgl.   53. 

^)  BJ)L.  II,   10.  4)  Fr|)L.  III,    10. 
^)  Fi:|)L.  III,  24.  6)  ebenda,  X,  28;  vgl.  XII,   i. 

')  G{)L,  39.  ")  ebenda,  272  und   276. 
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des    20 jährigen    Besitzstandes    in   Grenzstreitigkeiten  ^)    und    an    die- 
Vorschriften    der  FrI)L.    über   die  Bedeutung   des   lojährigen  Besitz- 
standes beim  Streite  über  gewisse  Rechte  an  fremden  Liegenschaften 
erinnert  werden ;  '^)  nach  der  zweiten  Seite  hin  kommen  dagegen  die 
Vorschriften    der  FrpL.  in  Betracht,    durch   welche  Erbschaftsklagen 
verjährt  sein  sollen,  wenn  sie  nicht  innerhalb  der  nächsten   10  Jahre 
nach  dem  Anfalle  der  Erbschaft  resp.  nach  dem  Eintritte    der  Voll- 
jährigkeit des  Erben  angestellt  werden  und  nach  welchen  die  gleiche 
Regel    auch    auf  alle  anderen  vermögensrechtlichen  Klagen  Anwen- 
dung finden  sollte.  ^)     Die  Anfänge    also   einer  Ersitzung  sowohl  als 
einer  Klagsverjährung  vermag  das  norwegische  Recht  und  zumal  das 
Recht  der  Landschaft  prändheimr  aufzuweisen,    und    diese    wie  jene 
steht  geschichtlich  mit  dem  Satze  in  Zusammenhang,  daß  der  Zeugen- 
beweis  in    gesetzter  Frist   verjährt.  ^)   —   Über   die    prinzipielle  Auf- 
fassung des  gezogenen  Zeugnisses  sich  klar  zu  werden,   ist  übrigens 
sehr  leicht.     Geht  man  von  der  oben  bereits  besprochenen  Annahme 
aus,  daß  das  gezogene  Zeugnis  sich  erst  hinterher  von  größeren  Ver- 
sammlungen abgelöst  habe,  deren  Beiziehung  zur  Konstatierung  be- 
stimmter Vorgänge  ursprünglich  als  nötig  gegolten  hatte,    so  ergibt 
sich  sofort,    daß  die  ursprüngliche  Bestimmung    des  Institutes  einer- 
seits auf  die  Sicherung  vollster  Offenkundigkeit  des  betreffenden  Vor- 
ganges   und    andererseits    auf  die  Gewinnung  eines  vollgültigen  Be- 
weismittels   für    diese    Offenkundigkeit    abzielte.      Dabei    hatte    die 
Aufrufung   von    Zeugen    nur    die    künftige  Beweisführung    im  Auge, 
wogegen  die  Versammlung  selbst  dem  Zwecke  der  Veröffentlichung 
diente  und  erst  hinterher,  als  man  für  weitaus  die  meisten  Fälle  die 
Formen  zu  vereinfachen  sich  veranlaßt  fand,  kam  es  einerseits  dazu, 
daß  man    sich    vielfach    auf  die  Zuziehung  von  Zeugen  beschränkte, 
welche  dann  ihrerseits    auch    dem  Bedürfnisse  nach  Offenkundigkeit 
zu    genügen    hatten    und    andererseits,    wiewohl    nur    in    selteneren 
Fällen,  dazu,  daß  man,  wie  z.  B.  bei  der  viglysing,  gleich  diejenigen 
Personen  als  gezogene  Zeugen  aussagen  ließ,    welche  man  zunächst 
nur  als  Träger  der  Offenkundigkeit  zu  behandeln  gehabt  hätte.    Ob 
endlich   die  Zeugen   schon   in   der   Absicht,    sie    als   solche    zu   ver- 
wenden,   mitgebracht    oder   aber   erst    hinterher    aus    der    Zahl    der 


')  G{)L.  86.  2)  Fr|)L.  XIII,   10.  3)  ebenda,  IX,  29—30. 

*)  vgl.  Aschehoug,  Om  tinglige  Rettigheder  efter  de  gamle  norske  Love.  in 
der  Norsk  Tidsskrift,  VII,  S.  234—40;  Fr.  Brandt,  Brudstykker,  II,  S.  259— 66; 
Hertzberg,  S.  ii — 12  und  meine  Bemerkungen  in  der  Krit.  Vierteljahresschrift, 
X,  S.  398—400. 
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ohnehin  Anwesenden  herausgegriffen  wurden,  erschien  gleichgültig; 
entscheidend  war  lediglich  die  Tatsache  des  Aufrufens  zum  Zeug- 
nisse und  es  ist  bezeichnend,  daß  der  Ausdruck  skirskota,  welcher 
für  dieses  Aufrufen  technisch  ist,  in  der  Form  skirskuta,  ska^rskuta 
u.  dgl.  m.  auch  dem  dänischen  und  schwedischen  Rechte  bekannt 
ist.  Das  hohe  Alter  des  Gebrauches  ist  damit  bezeugt,  und  wenn 
zwar  allerdings  der  Ausdruck  in  den  isländischen  Rechtsquellen  nicht 
vorkommt,  vielmehr  durch  die  farblosere  Wendung  „nefna  vätta  at" 
verdrängt  ist,  so  kann  dies  zu  einem  gegenteüigen  Schlüsse  nicht 
verwandt  werden.  Ist  aber  hiernach,  worauf  auch  der  Ausdruck 
vitafe  für  durch  gezogene  Zeugen  erweisbare  Schulden  hindeutet,, 
lediglich  Konstatierung  einer  Notorietät  durch  zu  solchem  Behufe 
von  Anfang  an  beigezogene  Urkundspersonen  Aufgabe  des  gezogenen 
Zeugnisses,  so  ist  auch  sofort  klar,  daß  dieses  von  Anfang  an  einer- 
seits ein  schlechthin  vollgültiges  Beweismittel,  andererseits  aber  auch 
nur  in  sehr  beschränktem  Umfange  verwendbar  sein  mußte ;  erst 
hinterher  trat  eine  erhebliche  Erweiterung  seiner  Anwendbarkeit  ein, 
indem  man  anfing,  auch  diejenigen  „i  fjölda  manna"  Anwesenden, 
welche  nicht  namentlich  als  Zeugen  aufgerufen  worden  waren,  oder 
gar  alle  diejenigen,  welche  rein  zufällig  bei  einem  Vorgange  zugegen 
gewesen  waren,  ohne  daß  doch  ein  Aufruf  von  Zeugen  stattgefunden 
hätte,  zur  Abgabe  eines  Zeugnisses  zuzulassen ;  eben  damit  verlor 
aber  selbstverständlich  das  Zeugnis  auch  an  seiner  ursprünglichen 
Verlässigkeit  und  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  ein  andvitni  zuzu- 
lassen, von  welchem  das  älteste  nordische  Recht  noch  nichts  gewußt 
hatte.  Übrigens  hat  Hertzberg  bereits  sehr  richtig  darauf  aufmerksam 
gemacht,  ^)  daß  das  gezogene  Zeugnis  des  altnorwegischen  Rechtes 
sich  nicht  immer  in  den  Grenzen  hält,  die  ihm  auch  nach  anderer 
Seite  hin  eigentlich  gezogen  sind,  vielmehr  mehrfach  in  die  Aufnahme 
eines  Augenscheines,  die  Vornahme  einer  Abschätzung,  die  Abgabe 
eines  Gutachtens  u.  dgl.  übergeht.  Wenn  z.  B.  jemand  am  Feier- 
tage mit  einem  schadhaften  Schiffe  in  den  Hafen  kommt  und  darum 
sofort  seine  Ladung  löschen  muß,  soll  er  „skirskota  undir  vätta  2", 
daß  die  üble  Beschaffenheit  des  Schiffes  ihn  wirklich  zu  solchem 
Verfahren  zwinge.-)  Wer  eine  geliehene  Kuh  dem  Verleiher  zurück- 
stellen will,  soll  dabei  Leute  beiziehen,  ihnen  die  Kuh  zeigen  und 
dadurch  feststellen,  daß  sie  gesund  sei  und  in  einem  für  den  Ver- 
leiher annehmbaren  Zustande.^)     Wer  Nutzvieh  in  Wart  und  Pflege 


1)  Grundtrtekkene  S.  13— 15.  2)  gjarkR.  I,  5.  ^)  G^L.  41. 
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Übernommen  hat,  soll,  wenn  eines  der  übernommenen  Tiere  sich  im 
Berg  verfallen  hat,  dasselbe  beigezogenen  Leuten  zeigen,  ehe  er  ihm 
noch  die  Haut  abgezogen  hat,  und  er  sichert  sich  dadurch  vor  dem 
Vorwurfe  eigener  Verschuldung.  ^)  Ist  jemandem  in  seinem  Walde 
Holz  gefällt  worden,  so  soll  er  beigezogenen  Leuten  die  Baum- 
stümpfe zeigen  und  von  ihnen  den  Betrag  des  Holzschadens 
abschätzen  lassen  (meta  viöarspell),  um  diesen  dann  einzuklagen.  ^) 
In  einer  langen  Reihe  anderer  Fälle  ist  von  einer  Abschätzung  durch 
■dritte  Leute  die  Rede,  ohne  daß  dabei  irgendwie  gesagt  wäre,  wann, 
wo  und  von  wem  dieselben  beizuziehen  seien.  So  heißt  es  z.  B.  in 
Bezug  auf  den  Verkauf  verfälschter  Waren,  alles  gelte  als  „fär", 
d.  h.  Verfälschung,  „er  menn  meta  til  färs" ;  ^)  den  Schaden,  welchen 
Vieh  auf  fremdem  Grunde  tut,  soll  man  büßen  „sem  menn  meta 
|mnn  skaöa;^)  als  spellvirki  gilt  jede  Beschädigung,  „er  menn  meta 
til  hälfrar  merkr  skaöa",  und  eine  derartige  Beschädigung  sowohl 
als  eine  geringere  ist  zu  ersetzen  „sem  menn  meta".  ^)  Ein  unehe- 
liches Kind,  welches  der  Vater  aus  fremder  Knechtschaft  freimachen 
will,  soll  ausgelöst  werden  „meö  veröi  svä  miklu,  sem  valinkunnir 
menn  meta,  at  verör  se  sä  maör  orkulauss".  ^)  Kann  ein  freier  Dienst- 
bote den  übernommenen  Dienst  nicht  leisten,  „]iä  skulu  menn  meta, 
hvert  leigufall  honum  skal  i  jjvi  vera'',  und  verfällt  ein  solcher  in 
eine  längere  Krankheit,  „])ä  skulu  menn  meta  verka  tjön  ok  mat 
jiann,  er  hann  neytir".  ')  Gilt  es  einen  Raum  zu  gewinnen,  um 
Kriegsschiffe  ans  Land  bringen  zu  können,  so  haben  die  Bauern  der 
Schiffsrhede,  wenn  kein  Königsgut  im  Gau  liegt,  das  Recht,  jeden 
Besitz  zu  expropriieren,  „svä  sem  menn  meta."  ^)  Während  alle  diese 
Vorschriften  den  GpL.  entnommen  sind,  bieten  die  FrpL.  auch  ihrer- 
seits ähnliches;  so  soll  z.  B.  der  äljötseyrir,  d.  h.  die  Buße  für  ent- 
stellende Körperverletzungen,  sich  so  hoch  stellen,  „er  valinkunnir 
menn  meta",  ^)  —  bei  Beschädigungen  fremder  Pferde  heißt  es: 
„meti  l)at  sannsynir  menn",  ^")  —  Schaden,  der  in  fremdem  Wald  an- 
gerichtet wurde,  ist  zu  büßen,  „sem  bcendr  meta",  ^-^j  und  Beschädi- 
gungen an  fremden  Baulichkeiten  „sem  menn  meta".  ■^-)  In  den  EpL. 
findet  sich  ferner  die  Vorschrift,  daß  eine  Kirche,  welche  der  Privat- 
besitzer  durch  Säumigkeit   in    der   Erfüllung    seiner   Baupflicht   ver- 
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wirkt  hat,  von  den  Verwandten  desselben  eingelöst  werden  darf, 
und  wird  dabei  gesagt:  boendr  skulu  til  ganga,  ok  meta  jöröina,  svä 
scm  |)eir  |iora  at  sverja  eftir,  at  hon  er  verö".')  In  allen  diesen  und 
ähnlichen  Fällen  ist  klar,  daß  die  beigezogenen  Leute  gewisse  tat- 
sächliche Zustände  nicht  nur  als  vorhanden  konstatieren,  sondern  zu- 
gleich auch  in  gewisser  Weise  beurteilen  sollen;  das  isländische 
Recht  mit  seinen  viröingarbüar  und  skiptingarbüar,  seinen  lögsjäendir 
und  lögmetendir,  seiner  lysing  fyrir  büum,  die  dabei  eine  keineswegs 
bloß  passive  Rolle  spielen,  zeigt,  '^)  wie  sich  auch  diese  Tätigkeit 
■dritter  Personen  ursprünglich  an  eigens  berufene  Versammlungen 
anknüpfte,  und  vielmehr  an  diese  als  an  das  gezogene  Zeugnis  an- 
knüpfte, ja  sogar  mit  der  Tätigkeit  der  Privatgerichte  sich  auf  das 
Engste  berührte.  Auffallend  ist  dabei  freiHch,  daß  sich  unsere 
Rechtsbücher  über  die  Zusammensetzung  dieser  Kommissionen  so 
wenig  genau  aussprechen,  und  nur  beiläufig  hin  und  wieder  andeuten, 
daß  zu  denselben  nur  unparteiische,  glaubhafte,  ansässige  Männer 
(valinkunir  menn,  sannsynir  menn,  boendr)  verwendet  werden  sollen, 
oder  auch  aussprechen,  daß  es  ausschließlich  Sache  des  Klägers  sei, 
dieselben  in  Tätigkeit  zu  setzen;  nur  ganz  vereinzelt  lassen  die 
GI)L.  einmal,  wenn  es  gilt,  einen  abzuschwörenden  Parteieneid  zu 
würdigen  (meta  eiö),  ^)  je  zwei  Männer  von  beiden  Streitteilen  zu 
solchem  Behufe  ernennen,  die  FrI)L.  aber,  wenn  sie  gelegentlich  die 
Abschätzung  von  angerichtetem  Schaden  durch  „jamnyndir  menn" 
vornehmen  lassen,  *)  d.  h.  durch  beiden  Teilen  gleichwerte  Personen, 
so  .lassen  sie  damit  vollkommen  unentschieden,  ob  die  Auswahl 
dieser  Personen  dem  Kläger  allein  oder  beiden  Streitteilen  gemeinsam 
zustand.  Die  Wirkung  aber,  welche  dem  Ausspruche  einer  solchen 
Kommission  beigelegt  wurde,  scheint  dieselbe  gewesen  zu  sein,  wie 
sie  der  Abgabe  ihres  Zeugnisses  durch  gezogene  Zeugen,  oder  auch 
der  Fällung  ihres  Spruches  durch  einen  skiladömr  zukam,  d.  h.  die 
durch  solchen  Ausspruch  festgestellte  Tatsache  galt  als  liquid,  und 
konnte  somit  auf  Grund  eines  solchen  Ausspruches  vorkommenden 
Falles  sofort  das  Verfahren  mittels  krafa  oder  ütbeizla  eingeleitet 
werden,  wie  dies  denn  auch  die  FrpL.  in  bezug  auf  einen  einzelnen 
Fall  ausdrücklich   aussprechen.  ^)     In   letzter  Instanz    liegt  aber  auch 
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hier  wieder  die  allseitige  Bedeutung  der  öffentlichen  Versammlungen 
zugrunde,  welche  zugleich  administrative  und  richterliche  Tätigkeit 
übten,  und  zur  Herstellung  der  erforderlichen  Publizität  dienten ;  von 
ihnen  ausgehend,  scheinen  sich  die  Schätzungs-  und  Teilungskom- 
missäre in  ganz  gleicher  Weise  entwickelt  zu  haben,  wie  andererseits 
die  gezogenen  Zeugen,  und  dürfte  sich  gerade  von  hier  aus,  der 
zwischen  diesen  und  jenen,  dann  auch  zwischen  beiden  und  den 
Privatgerichten  bestehende  Parallelismus  sehr  einfach  erklären. 

2.  Erfahrungszeugen.  Neben  den  gezogenen  Zeugen  finden 
wir  im  altnorwegischen  Recht  ganz  wie  in  den  meisten  anderen 
germanischen  Rechten  eine  weitere  Art  von  Zeugen  verwendet,  für 
welche  ich  die  Bezeichnung  als  Erfahrungszeugen  wähle,  während 
die  Quellen  selbst  keine  unterscheidende  Benennung  für  dieselben 
kennen.  Dieselben  sagen  nicht  über  eine  bestimmte,  einzelne  Tat- 
sache aus,  zu  deren  Konstatierung  sie  seinerzeit  eigens  beigezogen 
worden  waren,  sondern  über  länger  dauernde  Verhältnisse,  von 
deren  Existenz  und  Beschaffenheit  sie  vermöge  ihrer  eigenen  Lebens- 
stellung Kenntnis  erlangt  haben  konnten  und  mußten.  Die  förm- 
liche Beiziehung  der  Zeugen,  von  welcher  dieselben  diesen  ihren 
Namen  haben,  jene  Aufforderung  zur  genauen  Beachtung  des  Vor- 
ganges, welcher  künftig  von  ihnen  bezeugt  werden  sollte,  fällt  dem- 
nach bei  dieser  zweiten  Klasse  von  Zeugen  völlig  weg,  und  es  sind 
überhaupt  nicht  bestimmte,  einzelne  Vorgänge,  auf  welche  der 
Zeuge  hier  seine  Wissenschaft  stützt;  dagegen  wird  aber  hier  die 
ganze  Lebensstellung  des  Zeugen  bedeutsam,  welche  hinwiederum 
beim  gezogenen  Zeugen  völlig  außer  Betracht  bleibt,  indem  nur 
diese  es  ist,  welche  demselben  die  Gelegenheit  bieten  konnte  jene 
Erfahrungen  zu  sammeln,  auf  welchen  seine  Wissenschaft  beruht, 
ohne  daß  er  sich  auch  nur  selbst  im  einzelnen  über  deren  Quellen 
Rechenschaft  abzulegen  imstande  wäre.  Während  man  hiernach 
zum  gezogenen  Zeugnisse  jeden  unbescholtenen,  volljährigen, 
freien  Mann  zulassen  konnte,  der  im  Besitz  seiner  gesunden  Sinne 
war,  mußte  bei  dem  Erfahrungszeugnisse  notwendig  auch  noch 
auf  die  sonstigen  Verhältnisse,  in  denen  der  einzelne  lebte,  maß- 
gebende Rücksicht  genommen  werden,  und  zwar  in  sehr  verschiedener 
Weise,  jenachdem  das  zu  beweisende  Faktum  diese  oder  jene  Be- 
schaffenheit zeigte,  andererseits  konnten  Tatsachen  durch  Erfahrungs- 
zeugen bewiesen  werden,  welche  ihrer  eigenen  Beschaffenheit  nach 
jeder  Beweisführung  durch  gezogene  Zeugen  sich  völlig  entzogen. 
Es  hält  trotz  aller  dieser  prinzipiellen  Differenzen  schwer,  die  Grenze 
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zwischen  beiden  Arten  des  Zeugnisses  den  norwegischen  Rechts- 
quellen gegenüber  jederzeit  streng  festzuhalten,  sofern  nicht  nur  der 
vorhin  erwähnte  Mangel  jeder  sie  unterscheidenden  Terminologie, 
sondern  auch  noch  der  andere  Umstand  hindernd  in  den  Weg  tritt, 
daß  jene  Quellen  bereits  die  alte,  strenge  Handhabung  des  gezogenen 
Zeugnisses  aufgegeben,  und  Leute  als  Zeugen  über  Vorgänge  zu- 
gelassen zeigen,  bei  welchen  sie  seinerzeit  zwar  anwesend  gewesen, 
aber  zu  deren  Konstatierung  sie  doch  nicht  förmlich  aufgerufen 
worden  waren;  indessen  lassen  sich  doch  wenigstens  einzelne  sehr 
charakteristische  Belege  für  die  Gestaltung  und  Verwendung  des 
Erfahrungszeugnisses  beibringen.  Ich  zähle  dahin  vor  allem  die 
arofar  im  Stammgutsprozesse,  ^)  bei  denen  sich  einerseits  der  jedem 
gezogenen  Zeugnisse  sich  schlechthin  entziehende  Inhalt  ihrer  Aus- 
sage, und  andererseits  die  bei  der  Auswahl  der  Zeugen  bestimmende 
Rücksicht  auf  ihre  persönlichen  Verhältnisse  sehr  schlagend  geltend 
macht;  nur  Leute,  die  innerhalb  des  Volklandes,  in  welchem  das 
streitige  Gut  lag,  selbst  Stammgut  besaßen,  und  nur  Leute,  die  be- 
reits 20  Jahre  alt  waren,  als  ihr  Vater  starb,  dürfen  zum  Zeugnisse 
zugelassen  werden,  und  andererseits  bildet  den  Gegenstand  der  Aus- 
sage die  Tatsache,  daß  das  streitige  Gut  sich  bereits  6  Generationen 
hindurch  in  gerade  absteigender  Linie  innerhalb  einer  bestimmten 
Familie  vererbt  habe,  eine  Tatsache  also,  über  welche  die  Zeugen 
im  regelmäßigen  Verlaufe  der  Dinge  nicht  aus  eigener  Anschauung, 
sondern  nur  vom  Hörensagen  her  Kenntnis  erlangt  haben  konnten, 
wie  denn  auch  die  Verweisung  auf  die  Erzählungen  ihrer  Väter  in 
der  Vorschrift  selbst  noch  sehr  deutlich  erkennbar  ist.  Hierher 
ferner  die  bei  Grenzstreitigkeiten  verwendeten  Zeugen,  ^)  zu  welchen 
sogar  ein  Freigelassener  gehören  mag,  der  als  Unfreier  auf  dem  be- 
strittenen Grenzlande  gearbeitet  hatte,  ein  Mann  also,  der  in  der  Zeit, 
aus  welcher  seine  Kenntnis  stammt,  gar  nicht  als  gezogener  Zeuge 
hätte  verwendet  werden  können.  Hierher  gehören  auch  die  Zeugen,  die 
über  die  Existenz  einer  alten  VVegeberechtigung  auszusagen  haben ;  ^) 
die  Zeugen  ferner,  durch  welche  das  heimiUskviöarvitni  erbracht 
wird  u.  dgl.  m.  Wenn  ferner  gelegentlich  von  einer  Beweisführung 
durch  Zeugen  gesprochen  wird,  die  der  Beweisführer  dazu  bringen 
kann,  mit  ihm  zu  schwören,  ^)  oder  wenn  von  einem  Verfahren 
mittels    ütbeizla   gesprochen    wird,    bei   welchem    ein    Zeugenbeweis 
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geführt  wird,  während  dasselbe  doch  dem  Verfahren  um  vitafe  ent- 
gegengesetzt wird,  ^)  oder  wenn,  wie  so  oft,  von  einer  Zeugenver- 
nehmung vor  einem  skiladömr  gesprochen  wird,  so  mögen  da- 
mit zwar  unter  Umständen  Augenzeugen  eines  bestimmten  Vor- 
ganges gemeint  sein,  welche,  ohne  zu  dessen  Konstatierung  förm- 
lich aufgerufen  worden  zu  sein,  doch  zum  Zeugnisse  über  denselben 
zugelassen  werden;  jedenfalls  sind  aber  darunter  Erfahrungszeugen 
auch  mit  inbegriffen,  und  für  die  ältere  Zeit,  welche  jene  freiere 
Behandlung  des  Zeugnisses  überhaupt  noch  nicht  gekannt  hatte, 
können  sogar  nur  sie  unter  jenen  Worten  verstanden  sein.  Trotz 
aller  Abweichung  in  der  Gestaltung  beider  Arten  des  Zeugnisses 
beruhen  übrigens  beide  doch  auf  demselben  Grundgedanken. 
Während  unser  moderner  Zeugenbeweis  lediglich  auf  dem  Vertrauen 
beruht,  daß  jeder  einzelne  unbescholtene  Mensch  alle  Vorgänge 
richtig  beobachten  und  richtig  berichten  werde,  welche  er  irgendwie 
sich  zutragen  sah  oder  hörte,  gestattet  der  altnorwegische,  wie 
überhaupt  der  altgermanische  Prozeß  eine  Beweisführung  durch 
Zeugen  nur  insoweit,  als  es  sich  entweder  um  Tatsachen  handelt, 
zu  deren  Konstatierung  die  betreffenden  Zeugen  von  Anfang  an 
beigezogen  worden  waren,  oder  von  Tatsachen,  welche  demjenigen 
Kreise  von  Personen  ihrer  ganzen  Lebensstellung  nach  bekannt  sein 
mußten,  aus  welchem  die  Zeugen  im  gegebenen  Falle  zu  entnehmen 
waren.  Es  ist  klar,  daß  im  letzteren  Falle  die  benutzten  Zeugen  nur 
in  Vertretung  aller  und  jeder  dem  betreffenden  Personenkreise  ange- 
hörigen  Leute  aussagen,  welchem  man  anstatt  ihrer,  ebensogut  auch 
ganz  andere  hätte  entnehmen  können;  erinnern  wir  uns  aber,  daß 
auch  das  gezogene  Zeugnis  sich  ursprünglich  an  eine  größere  Ver- 
sammlung angeschlossen  hatte,  vor  welcher  die  zu  bezeugenden 
Tatsachen  sich  zugetragen  hatten,  und  daß  selbst  später  noch  in 
dem  Gebrauche,  eine  größere  Zahl  von  Zeugen  als  die  gesetzlich 
nötigen  zwei  zu  verwenden,  ein  Überrest  jener  Versammlungen  sich 
erhielt,  so  ergibt  sich,  daß  auch  bei  diesem  die  vernommenen  Zeugen 
nur  über  Dinge  aussagen,  welche  außer  ihnen  auch  allen  anderen 
Mitgliedern  jener  Versammlung  bekannt  sein  mußten,  vor  welcher 
die  betreffenden  Vorgänge  sich  ereignet  hatten,  und  daß  somit  auch 
die  gezogenen  Zeugen  ursprünglich  nur  als  Vertreter  eines  größeren 
Kreises  von  Personen  deponiert  hatten.  Mit  anderen  Worten :  beide 
Arten  des  Zeugnisses   sind  ganz  gleichmäßig    auf  die  Konstatierung 


^)  Fr|)L.  X,  24;  BjarkR.  III,   158. 
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der  Notorictät  gewisser  Tatsachen  gerichtet,  nur  daß  diese  Notorietät 
in  beiden  Fällen  verschiedenen  Ursprunges  ist,  und  daß  überdies 
die  zu  ihrer  Konstatierung  zu  verwendenden  Personen  im  einen 
Falle  von  Anfang  an  bestimmt  sind,  im  anderen  Falle  dagegen 
erst  hinterher  im  Bedürfnisfalle  bestimmt  werden.  Anders  ausge- 
drückt: das  Zeugnis  ist  stets  eine  öffentliche  Funktion,  für  welche 
der  einzelne  nicht  als  einzelner,  sondern  lediglich  als  Angehö- 
riger eines  bestimmten  Kreises  von  Personen  in  Betracht  kommt, 
und  aus  diesem  Grunde  kann  denn  auch  eine  intensive  Steigerung 
dieser  Zugehörigkeit  unter  Umständen  sogar  dazu  führen,  daß  ihr 
gegenüber  Regeln,  welche  sonst  für  den  Zeugenbeweis  maßgebend 
sind,  ausnahmsweise  außer  acht  gelassen  werden.  Bei  Grenzstreitig- 
keiten lassen  die  GpL.  selbst  den  Freigelassenen  Zeugnis  geben,  der 
als  Unfreier  auf  dem  streitigen  Lande  gearbeitet  hatte,  und  bezüglich 
der  Aussage  über  den  Kindsvater,  welche  die  Mutter  während  der  Ge- 
burt abgibt,  lassen  die  BpL.  die  Hebamme  die  Stelle  von  zwei  Zeugen 
vertreten,  ganz  wie  ein  schwedisches  Rechtsbuch  dem  Hirten,  auch 
wenn  er  unfreien  Standes  ist,  zum  Zeugnis  darüber  zuläßt,  daß  ein 
bestimmtes  Stück  Vieh  ein  anderes  getötet  habe ;  ^)  der  amthche 
Charakter,  welcher  dem  Zeugen  gerade  in  bezug  auf  die  Art  von 
Tatsachen  innewohnt,  um  deren  Feststellung  es  sich  im  gegebenen 
Falle  handelt,  läßt  von  den  Erfordernissen  der  Freiheit,  des  männ- 
lichen Geschlechts  und  der  Zahl  absehen,  auf  welche  doch  sonst 
ein  entscheidendes  Gewicht  gelegt  zu  werden  pflegt.  Es  versteht 
sich  übrigens  von  selbst,  daß  dieser  durchgreifenden  Verschieden- 
heit der  Grundlagen,  auf  welchen  das  altnorwegische  und  unser 
modernes  Zeugnis  beruht,  auch  ein  ebenso  durchgreifender  Unter- 
schied in  bezug  auf  die  Stellung  entspricht,  welche  das  Gericht 
diesem  und  jenem  gegenüber  einnimmt.  Dem  modernen  Privat- 
zeugnisse gegenüber  wird  diesem  eine  sehr  einläßliche  Prüfung  der 
Subjektivität  der  einzelnen  Zeugen  und  der  besonderen  Umstände 
des  einzelnen  Falles  zur  Pflicht  gemacht  werden  müssen,  um  von 
Fall  zu  Fall  zu  ermitteln,  ob  auch  wirklich  die  allgemeinen  Voraus- 
setzungen der  richtigen  Beobachtung  und  der  unverfälschten  Wieder- 
gabe des  Beobachteten  im  gegebenen  Falle  zutreffen,  oder  es  wird; 
wenn  man  sich  scheut,  dem  Ermessen  des  Richters  einen  so  freien 
Spielraum  einzuräumen,  durch  eine  überaus  kompHzierte  und  kasu- 
istische Beweistheorie  auf  legislativem  Wege  dasselbe  ersetzt  werden 


^)  WGL.  I,  Rett.  B.  9,  pr. ;  II,  20. 
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müssen;  dem  alten  öft'entlichen  Zeugnisse  gegenüber  sind  dagegen 
ähnliche  Rücksichten  nicht  nötig,  und  wird  es  genügen,  nur  ganz 
im  allgemeinen  die  Voraussetzungen  festzustellen,  unter  welchen  der 
einzelne  als  Zeuge,  sei  es  nun  in  allen  Sachen,  oder  auch  in  Sachen 
einer  bestimmten  Gattung  zugelassen  werden  muß,  wogegen  das 
Gericht  dann  schlechterdings  an  die  von  dem  zugelassenen  Zeugen 
abgegebene  Aussage  gebunden  ist.  Dabei  besteht  aber  allerdings 
auch  für  das  altnorwegische  Recht  noch  immerhin  ein  beträchtlicher 
Unterschied  zwischen  der  Behandlung  des  Erfahrungszeugnisses  und 
des  gezogenen  Zeugnisses.  Dem  letzteren  ist  nämhch  sein  Inhalt 
von  vornherein  schon  materiell  wie  formell  gegeben,  indem  der 
Zeuge  von  Anfang  an  zur  Konstatierung  eines  bestimmt  bezeichneten 
und  begrenzten  Vorganges  beigezogen  wurde;  bei  dem  ersteren 
dagegen  muß  erst  hinterher  aus  einer  unbestimmten  Menge  von 
Erlebnissen  und  Erfahrungen,  welche  der  Zeuge  im  Laufe  seines 
Lebens  unbewußt  und  ohne  an  irgendwelche  spätere  Zeugenschaft 
zu  denken,  sich  gesammelt  hatte,  dasjenige  herausgelesen  werden, 
was  zur  Konstatierung  derjenigen  Tatsache  gehört,  um  deren  Fest- 
stellung es  sich  handelt,  und  das  annoch  unbewußte  Wissen  des 
Zeugen  bedarf  somit  erst  noch  einer  Formulierung,  ehe  es  zu  einem 
bewußten  werden  und  als  ein  Zeugnis  Anwendung  finden  kann. 
Es  begreift  sich  von  hier  aus,  daß  das  Erfahrungszeugnis,  wenn  auch 
nicht  in  gleich  hohem  Grade  wie  unser  modernes  Privatzeugnis,  so 
doch  immerhin  noch  in  weit  höherem  Grade  als  das  gezogene 
Zeugnis  der  gerichtlichen  Überwachung  und  Prüfung  bedurfte,  und 
daß  man  somit  in  einer  Zeit,  in  welcher  man  die  Mitwirkung  des 
skiladömr  für  das  gezogene  Zeugnis  bereits  fallen  gelassen  hatte, 
dieselbe  für  das  Erfahrungszeugnis  noch  immer  festhalten  zu  müssen 
glaubte.  —  Ich  bemerke  übrigens  zum  Schlüsse  noch,  daß  vereinzelte 
Spuren  der  Zulassung  eines  Privatzeugnisses  für  einzelne  Fälle  be- 
reits einer  sehr  frühen  Zeit  anzugehören  scheinen.  Einer  der  ältesten 
Fälle  seiner  Anwendung  bietet,  wie  es  scheint,  das  Verbrechen  der 
Heimsuchung  (heimsökn).  Wird  ein  Mann  oder  der  Sohn  eines 
Mannes  im  eigenem  Hause  erschlagen,  so  mögen  die  Hausgenossen 
(hjün)  über  die  Person  des  Täters  Aufschluß  geben,  und  dieses 
heimsöknarvitni  mögen  Weiber  wie  Männer,  Unfreie  wie  Freie,  acht- 
jährige Kinder  wie  ältere  Personen  erbringen;^)  aber  freilich  ist  dies 
ein  Fall,   den  unser  Recht  als  einen  so  schweren  behandelt,    daß  es 

0  Fr|)L.  IV,  5. 


§   i6.     Die  Zeugen.  2^1 

hin  und  wieder  sogar  Tiere  zum  Zeugnis  darüber  zuläßt,  ^)  und  über- 
dies schneidet  das  heimsöknarvitni  dem  Angeklagten  nicht  jede 
Verteidigung  ab,  sondern  es  zwingt  ihn  nur,  diese  durch  ein  Gottes- 
urteil zu  erbringen,  sofern  er  nicht  einen  Alibibeweis  durch  12  freie, 
volljährige  Männer  führen  kann,  die  zur  Zeit  der  Tat  mit  ihm  am 
Ding,  in  der  Kirche,  bei  einem  Gastmahle  oder  auf  einem  mindestens 
I2rudrigen  Schiffe  zusammen  waren.  Eine  ähnhche  Bedeutung  hat 
ferner  auch  die  saga  ens  sära,  d.  h.  die  Angabe,  welche  ein  tödlich 
Verwundeter  über  die  Person  des  Täters  machte,  falls  er  anders  bei 
klaren  Sinnen  dieselbe  abgab ;  ^)  als  maelandi  muör  wird  der  Ver- 
wundete auch  wohl  bezeichnet,  und  schon  diese  solenne  Terminologie 
deutet  auf  das  Alter  der  Bestimmung.  Auch  in  diesem  Falle  bleibt 
dem  Angeschuldigten  nur  die  Reinigung  durch  das  Gottesurteil. 
Wiederum  kann  in  Totschlagssachen  unter  Umständen  ein  Zeugnis 
nötig  werden  über  den  Ort,  an  welchem  der  Angeschuldigte  die 
letzte  Nacht  vor  der  Tat  zugebracht  hatte  (nättstaör) ;  •^)  dieses  hat 
der  Bauer  zu  erbringen,  welchem  der  betreffende  Hof  gehört,  aber 
natürlich  wird  ein  solches  Zeugnis  nur  dann  erfordert,  wenn  die  an- 
gebliche Nachtstätte  von  dem  Orte  der  Tat  soweit  entfernt  lag,  daß 
ihre  Feststellung  als  Alibibeweis  gelten  konnte.  Aber  auch  sonst 
werden  noch  gelegentlich  im  Strafrechte  die  bei  einem  Verbrechen 
Anwesenden  als  Zeugen  zugelassen,  ohne  daß  es  eines  besonderen 
Aufrufens  derselben  bedürfte;  beim  Totschlage  z.  B.  ist  von  einem 
sjönarvitni  die  Rede,  ^)  welches  jedoch  der  viglysing  weichen  muß, 
also  der  in  gehöriger  Form  erfolgten  Selbstanklage  eines  angeblichen 
Täters,  und  wird  dieses  doch  nicht,  wie  im  Falle  eines  Ehebruches, 
als  ein  „sjönarvitni  ])at,  er  skirskotat  er  undir"  bezeichnet ;  ^)  bei  der 
Notzucht  ferner  werden  alle  „sjändsvättar"  zum  Zeugnisse  zugelassen, 
und  selbst  ein  dreijähriges  Kind,  welches  das  Weib  geleitete,  hilft 
ihr,  wenn  es  ihre  Aussage  bestätigt,  soferne  nur  das  weitere  Zeugnis 
derjenigen  Männer  hinzukommt,  welchen  sie  unmittelbar  nach  der 
Tat  die  erlittene  Gewalt  geklagt  hat.  ^)  Von  diesen  und  ähnhchen 
Fällen,  bei  welchen  der  besondere  Abscheu  des  älteren  Rechts  vor 
heimlichen  oder  verheimlichten  Verbrechen,  vor  dem  Bruche  ferner 
des  Heimfriedens  und  des  Weiberfriedens  in  Betracht  kam,  scheint 
die    erweiterte  Zulassung   des  Zeugnisses    in  Strafsachen    ihren  Aus- 

^)  vgl.   Grimm,  RA,  588;  Osenbrüggen,  Studien,  S.  142—44. 

2)  GI)L.   156;  FrI)L.  IV,  5  und  7. 

^)  G^L.   156;  FrI)L.  IV,   7.  *)  ebenda,  IV,   7. 
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gangspunkt  genommen  zu  haben,  während  es  bei  Zivilsachen  nahe 
genug  liegen  mochte,  neben  oder  hinter  den  gezogenen  Zeugen  auch 
jene  anderen  in  der  Versammlung  Anwesenden  zum  Zeugnisse  zu- 
zulassen, in  welcher  jene  ersteren  aufgerufen  worden  waren;  das 
heimiliskviöarvitni  dagegen,  welches  Herzberg  mit  jenen  anderen 
Fällen  auf  eine  Linie  stellt,  ^)  gehört  in  keiner  Weise  hierher,  da  es 
sich  bei  ihnen  nur  um  ein  Verdachtszeugnis  handelt,  welches  ganz 
und  gar  unter  den  Begriff  eines  Erfahrungszeugnisses  fällt.  Ebenso- 
wenig gehört  das  sannaöarvitni  hierher,  welches  vielmehr,  wie  übrigens 
bereits  Hertzberg  richtig  erkannt  hat,  -)  den  Charakter  des  Eidhelfer- 
beweises, nicht  des  Zeugnisses  zeigt. 


§  17.     Der  Parteieneid,  mit  oder  ohne  Eideshelfer. 

Konnte  ein  Beweis  durch  Zeugen  nicht  erbracht  werden,  so 
blieb  nur  die  Reinigung  des  Beklagten  von  der  Anschuldigung  übrige 
welcher  zumeist  durch  dessen  Eid  erbracht  werden  konnte,  nur  daß 
dieser  je  nach  Umständen  durch  eine  größere  oder  geringere  Zahl 
von  Eidhelfern  verstärkt  werden  mußte.  Der  Reinigungseid  konnte 
aber,  wie  schon  früher  zu  bemerken  war,  durch  den  skiladömr  auf- 
erlegt werden,  resp.  seit  des  K.  Magnus  Erlingsson  Gesetz  ohne  Zu- 
ziehung eines  Privatgerichtes  auf  die  kvaöa  hin  durch  den  Beklagten 
übernommen  werden;  dabei  galt  die  Regel:  „einn  skal  eyris  synja,  en 
tveir  tveggja,  en  l)rir  l)riggja;  ]iä  skal  synja  lyrittareiöi  unnz  fe  hyndisk^ 
J)at  er  half  ätta  mörk  eöa  meira;  ]iä  skal  tvevalda  lyrittareiö;  leggja 
bök  ä  ]3resköld  ok  taka  upp  ok  vinna  eiö  hinir  sömu  menn,"  ^)  so 
sollte  also  der  alleinige  Eid  des  Beklagten  für  eine  Unze  Wert 
stehen,  dessen  Verstärkung  durch  einen  Eidhelfer  für  zwei  Unzen, 
und  dessen  Verstärkung  durch-  zwei  Eidhelfer  für  drei  Unzen ;  dieser 
selbdritt  geschworene  Eid  war  der  lyrittareiör,  ^)  d.  h.  Ijöörettareiör, 
also  der  gewöhnliche  Eid  des  Volksrechtes,  und  er  sollte  gelten  bis 
der  Wert  auf  7V2  Mark,  d.  h.  60  Unzen  stieg,  von  da  ab  aber  nicht 
etwa  eine  verstärkte  Zahl  von  Eidhelfern  eintreten,  sondern  derselbe 
Eid  zweimal  nacheinander  von  derselben  Person  geschworen  werden. 
Obwohl  die  mehrfache  Ableistung  eines  Eides  durch  dieselben  Per- 
sonen   auch  sonst  sich  nachweisen  läßt,   im  isländischen  Rechte  so- 


^)  Grundtrcekkene,  S.  237.  ^)  ebenda,  S.  237  — 8. 

^)  GJ)L.  37.  *)  ebenda,    135. 
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wohl  ^)  als  im  angelsächsischen,  -)  scheint  dieselbe  doch  an  dieser 
Stelle  spätere  Zutat,  und  wirklich  geben  die  FrI)L.  nur  den  Anfang 
der  ol)igen  Vorschrift  mit  dem  Beisatze,  daß  in  keinem  Falle  mehr 
als  ein  lyrittareiör  gefordert  werden  könne,  möge  auch  der  in  Frage 
stehende  Wert  noch  so  hoch  sein.  ^)  —  Schwieriger  als  die  Regeln,, 
nach  welchen  sich  die  Verwendung  des  Parteieneides  im  Zivilprozesse 
regelt,  gestalten  sich  die  Vorschriften  über  dessen  Gebrauch  im 
Strafprozeß;  indessen  lassen  sich  doch  auch  in  dieser  Richtung  die 
maßgebenden  Grundsätze  mit  Sicherheit  erkennen,  wenn  auch  be- 
züglich ihrer  Durchführung  im  einzelnen  manches  unklar  bleibt 
Zunächst  ist  die  Beschaft'enheit  der  Eide,  welche  im  Strafprozesse  zur 
Verwendung  kommen,  eine  ungleich  mannigfacher  gestaltete.  Die 
GpL.  unterscheiden  den  tylftareiör,  settareiör,  grimueiör  und  U^rittar- 
eiör.  ■*)  Den  lyrittareiör  schwört  der  Beweisführer  selbdritt,  und  er 
kann  dabei  seine  beiden  Eidhelfer  frei  wählen;  nur  müssen  sie  frei, 
volljährig  und  der  eigenen  Vertretung  mit  Wort  und  Eid  fähig  sein, 
überdies  der  eine  sein  Standesgenosse  und  weder  bauggildismaör, 
nefgildismaör  noch  nämägr.  Beim  tyftareiör  dagegen  ernannte  man 
dem  Beweisführer  sechs  Standesgenossen  „ä  hvära  hönd",  d.  h.  auf 
jeder  Seite,  oder  anders  ausgedrückt,  zwölf  Standesgenossen,  deren 
eine  Hälfte  nach  der  einen,  und  deren  andere  Hälfte  nach  der  anderen 
Seite  hin  seine  nächsten  Nachbarn  waren,  und  von  diesem  mußte 
er  nach  eigenem  Ermessen  zwei  auswählen ;  dazu  hatte  er  „tvä 
nänastu  niöi"  hinzuzunehmen,  d.  h.  seine  zwei  nächsten  Verwandten^ 
und  der  fünfte  war  er  selber,  wozu  dann  noch  sieben  fangavättar, 
d.  h.  frei  gewählte  Eidhelfer  kamen.  Ähnlich  wird  beim  settareiör 
verfahren;^)  auch  hier  ernennt  man  je  sechs  Standesgenossen  nach 
jeder  Seite  hin,  von  welchen  der  Beweisführer  je  nach  Verschieden- 
heit der  Fälle  einen  oder  zwei  auszuwählen  hat,  wozu  dann  noch 
der  nächste  Verwandte,  der  Beweisführer  selbst  und  drei  frei  ge- 
wählte Eidhelfer  hinzukommen.  Beim  grimueiör  aber  werden  dem 
Beweisführer  je  drei  Standesgenossen  benannt  nach  jeder  Seite  hin, 
und  diese  muß  er  alle  sechs  nehmen  ohne  jedes  Wahlrecht;  selbst 
ist  er  der  siebente,  wogegen  Verwandte  und  frei  gewählte  Eidhelfer 
hier  fehlen.  Auch  die  Frl)L.  kennen  den  tylftareiör,  aber  in  zwei- 
facher Form,   je  nachdem   derselbe   nämlich  als  nefndarvitni   auftritt 


^)  Vigaglüms  s.,   24—25/387—88.  2)  ^^ilfred,  33. 

^)  FrJ)L.  V,  42;   ebenso  BjarkR.  III,  154,  wogegen  II,  52  auch  einen  settareiör 
zuläßt.  ^)   GJ)L.   132—5.  5)  vgl.  neben   G  J)  L.   133  noch  24  und  28. 
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oder  nicht.  Ist  er  nefndarvitni,  so  gelten  nicht  zwar  völlig  gleiche, 
aber  doch  sehr  ähnliche  Bestimmungen  wie  die  obigen.  ^)  Man  er- 
nennt zwölf  höldar  aus  dem  Volklande,  oder  wenn  es  an  solchen 
fehlt  zwölf  der  besten  Bauern,  welche  aber  „hvärki  sifjaöir  ne  sakaöir", 
d.  h.  den  Parteien  weder  Freund  noch  Feind  sein  dürfen,  und  zwar 
sind  es  beide  Streitteile,  welche  die  Ernennung  zu  gleichen  Teilen 
vornehmen ;  das  Erfordernis  der  Standesgenossenschaft  und  der  Nach- 
barschaft nach  beiden  Richtungen  hin  ist  demnach  hier  nicht  ge- 
macht, vielmehr  vertreten  durch  das  Erfordernis  der  ein  für  allemal 
vorgeschriebenen  Zugehörigkeit  zum  höchsten  Stande  innerhalb  der 
Bauernschaft.  Aus  den  zwölf  Ernannten  hat  der  Beweisführer  zwei 
zu  wählen,  seine  zwei  nächsten  Verwandten  und  sieben  beliebig  ge- 
wählte freie  und  eidesfähige  Männer  hinzuzunehmen,  und  selber  als 
der  zwölfte  einzutreten.  Daneben  aber  kommt,  wie  gesagt,  ein 
tylftareiör  vor,  den  „tolf  frjälsir  menn  ok  eigi  nefndarvitni"  ab- 
legen, ")  und  wenn  zwar  die  Fr[)L.  selbst  bezüglich  des  settareiör 
wieder  ein  Verfahren  mit  nefndarvitni  vorschreiben,  '^)  nur  daß  hier 
selbstverständlich  nur  sechs  höldar  ernannt  werden,  von  denen  nur 
einer  gewählt  wird,  um  neben  einem  nächsten  Verwandten  und  drei 
freigewählten  Männern  mit  dem  Beweisführer  zu  schwören,  so  unter- 
scheidet doch  das  Stadtrecht  wieder  zwischen  dem  settareiör  ok  nefndar- 
vitni, und  dem  settareiör  ok  fängavitni. '')  Auch  die  E[)L.  sprechen 
einmal  von  einem  Zwölfereide,  zu  dem  sich  der  Beweisführer  seine 
Eidhelfer  innerhalb  der  drei  Gaue  wählen  darf,  in  denen  er  sich  am 
längsten  aufgehalten  hat ;  ^)  wenn  dabei  freilich  die  Verwendung  von 
Weibern  ebensogut  wde  von  Männern  zugelassen  wird,  so  ist  dies 
wohl  nur  als  eine  Abnormität  zu  betrachten,  die  sich  aus  der  eigen- 
tümlichen Art  der  Anklage  von  Zauberei  erklärt,  die  hier  in  Frage 
steht.  Hinsichtlich  der  Handhabung  aber  der  verschiedenen  Arten 
des  Reinigungseides  entscheidet  auch  im  Strafprozesse  zunächst  die 
Schwere  der  Anschuldigung;  daneben  aber  wird  zugleich  auch  noch 
auf  den  anderen  Umstand  entscheidendes  Gewicht  gelegt,  ob  be- 
stimmte Verdachtsgründe,  wie  z.  B.  ein  heimiliskviöarvitni ,  gegen 
den  Beweisführer  vorliegen  oder  nicht,  und  so  gut  solche  Inzichten 
unter  Umständen  genügen  können,  diesen  zum  Gottesurteil  zu  treiben, 
so  gut   können  sie  in    anderen  Fällen  wenigstens   eine  Erschwerung 


^)  FrI)L.  lY,   8.  2)  ebenda,  IV,   7.  ^)  ebenda,  XV,   il. 

■*)  Bjark.  II,  22;   52;    III,  83;  96;    iio;    wegen    des  tylftareiör  vgl.  II,  37  und 
III,   151.  s)  E^L.  I,  42. 
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des  Reinigungseides  bewirken.  Im  übrigen  bemerke  ich  noch,  daß 
die  Eideshilfe  zwar  im  Anschlüsse  an  den  Reinigungseid  der 
Partei  ihre  Hauptrolle  spielt,  aber  doch  keineswegs  auf  diese  An- 
wendung beschränkt  ist;  das  sannaöarvitni  zeigt  dieselbe  auch  im 
Anschlüsse  an  das  Zeugnis,  und  das  isländische  Recht  zeigt  sie  über- 
dies auch  im  Anschlüsse  an  den  Calumnieneid  verwendet.  Von  den 
Zeugen  werden  die  Eidhelfer  in  der  Terminologie  nicht  geschieden, 
vielmehr  umfassen  die  Ausdrücke  vättar,  vitni  auch  sie  mit,  und 
wenn  zwar  uns  ein  scharfer  Unterschied  zwischen  ihrer  blos  akzes- 
sorischen und  nicht  auf  eigener  Wissenschaft  beruhenden  Aussage 
und  der  des  Zeugen  vorzuliegen  scheint,  so  war  doch  auch  dieser 
Punkt  der  älteren  Zeit  noch  keineswegs  zu  vollem  Bewußtsein  ge- 
langt, da  erst  K.  Magnus  lagabcetir  vorschrieb,  daß  der  Eidhelfcreid 
in  Zukunft  nicht  mehr  als  Veritätseid,  sondern  nur  als  Credulitäts- 
eid  geschworen  werden  solle.  ^)  Umsoweniger  will  mir  die  von 
Hertzberg  sehr  eingehend  verteidigte  Ansicht  einleuchten,  daß  die 
Zeugenaussagen  ursprünglich  nicht  eidlich  abgegeben  worden  seien, 
und  daß  hierin  der  charakteristische  Unterschied  zwischen  Zeugen 
und  Eidhelfern  gelegen  habe;^)  die  aus  dem  Schweigen  der  GI)L,, 
EpL.  und  BpL.  über  die  Vereidigung  der  Zeugen  gezogenen  Schlüsse 
sind  meines  Erachtens  nicht  bündig,  da  diese  als  selbstverständhch 
unerwähnt  geblieben  sein  konnte,  und  die  Erwähnung  einer  be- 
sonderen, geringeren  Buße  für  falsches  Zeugnis,  neben  einer  schwereren 
für  den  Meineid  beweist  nichts,  da  unter  Umständen  die  erstere  aus 
formellen  Gründen  verwirkt  erscheinen  konnte,  wo  doch  die  letztere 
unanwendbar  war,  und  umgekehrt  auch  der  falsche  Zeugeneid 
recht  wohl  neben  der  gewöhnlichen  Strafe  des  Meineides  auch  noch 
mit  einer  weiteren,  eigenen  Strafe  belegt  sein  konnte;  schlechthin 
beweisend  scheint  mir  aber  gegen  Hertzberg,  daß  das  isländische 
Recht  schon  im  Heidentume  den  Zeugeneid  kannte,  wie  die  uns  in 
der  älteren  Redaktion  der  Islendingabök  des  Ari  aufbewahrte  Schwur- 
formel zeigt.  Es  ist  auch  nicht  richtig,  wenn  Hertzberg,  S.  240,  er- 
klärt, vom  Eide  habe  das  Institut  der  Eidhelfer  seinen  Namen  er- 
halten, nämlich  eiöaliö,  womit  die  Eidhelfer  „sehr  allgemein"  be- 
zeichnet werden,  und  was  soviel  wie  Eideshilfe  bedeute.  Die  Wörter- 
bücher wissen  den  Ausdruck  nur  an  einer  einzigen  Stelle  nachzu- 
weisen, ^)    und  an  dieser  nicht  im  Sinne  von  Eideshilfe,  sondern  als 


\)  Jarns.,  Mannh.   37;  Landsl.,  26.  '^)  Grundtraekkene,  S.  240— 48. 

•■')   Eigla,  68/164;   doch   auch  FrI)L.  II,  45. 
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Kollektivbezeichnung  der  Eidhelfer,  welche  zu  einem  Zwölfereide 
mitwirken  sollen;  man  wird  kaum  annehmen  dürfen,  daß  derselbe 
technische  Geltung  gehabt  habe,  zumal  da  er  den  Rechtsquellen 
fremd  ist,  welche  nur  vitni  und  vättr  kennen.  Auch  nennt  schon 
das  Zeugnis  über  die  Privilegien,  die  der  heil.  Olafr  den  Isländern 
verlieh,  ^)  Zeugen,  welche  eidlich  auszusagen  hatten ;  wenn  nun  die 
FrpL.  und  BjarkR.,  wie  Hertzberg,  S.  243,  selbst  anerkennt,  die  Zeugen 
stets  eidlich  aussagen  lassen,  so  wird  man  doch  wohl  nicht  umhin 
können,  hierin  eine  ursprüngliche,  und  nicht  bloß  erst  später  aufge- 
kommene Einrichtung  zu  erkennen. 

Der  Eid  (eiör)  wurde  übrigens,  soviel  sich  aus  isländischen 
Vorkommnissen  entnehmen  läßt,  regelmäßig  im  Tempel  geschworen, 
solange  das  Heidentum  währte,  und  zwar  auf  einen  hier  liegenden 
Altarring,  welcher  zuvor  mit  Opferblut  bestrichen  worden  war;  da- 
her der  Ausdruck  vinna  hofseiö,  vinna  eiö  at  stallahringi  oder  at 
baugi ;  -)  eine  namentliche  Anrufung  der  Götter  war  in  der  Eides- 
formel enthalten,  machte  diese  nun  lauten:  „ok  segi  ek  {»at  ^si", 
oder:  „hjälpi  mer  svä  Freyr  ok  Njörör  ok  As  hinn  almättki".  In 
der  christlichen  Zeit  dagegen  werden  die  Eide  in  der  Kirche  ge- 
schworen, und  auf  ein  heiliges  Buch,  ^)  oder  nötigenfalls  auch  auf 
den  Pfosten  der  Kirchentür,  und  als  bökaör  eiör  oder  bökareiör  wird 
dann  jetzt  der  Eid,  als  böka  sögu  sina  dessen  Ablegung  bezeichnet.*) 
Daß  die  GpL.  bei  der  Ablegung  des  Eides  Leute  beiziehen  lassen, 
welchen  es  obliegt,  ,,at  meta  eiö",  ^)  ist  bereits  anderwärts  bemerkt 
worden;  daß  aber  eine  solche  Überwachung  der  Eidesleistung  in 
der  Tat  notwendig  war,  zeigt  der  bekannte  Vorfall,  von  welchem 
die  Vigaglüma  berichtet.  Wird  übrigens  der  Eid,  wie  gewöhnlich 
als  Reinigungseid  geschworen,  so  heißt  er  duleiör  oder  dulaeiör,  ^) 
d.  h.  Leugnungseid ;  bei  der  Ableistung  des  Eides  hat  der  Gegner 
das  Recht  anwesend  zu  sein  und  muß  darum  nötigenfalls  zu  der- 
selben geladen  werden.  Ist  der  Eid  mit  Eidhelfern  zu  schwören,  so 
gilt  er  als  mißlungen,  wenn  auch  nur  ein  einziger  Eidhelfer  den 
Eid  verweigert;")   nicht   rechtzeitige  Ableistung   bezeichnet   man  als 


^)  Kgsbk.  248/196. 

^)  vgl,  R.  Keys  er,  Nordmasndenes  Religionsforfatning  i  Hedendommen,  S.  344 
— 5  (Samlede  Afhandlinger)  und  m  e  i  n  e  Geschichte  der  Bekehrung  des  norwegischen 
Stammes,  II,  S.  221 — 22. 

•'')  z.  B.  G{)L.   136;  Fr{)L.  IV,  8;  XV,   11. 

^)  Fritzner,  h.  v.  ^)  G^h.   136;  314. 

^)  Jarnsißa,  Mannh.  37;  Landsl.  26.  ')  FrI)L.  IV,  8. 
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eiöfall,  und  muß  der  Gegner  solche  nach  den  GI)L.  innerhalb  eines 
Jahres,  nach  den  FrpL.  innerhalb  eines  Monates  geltend  machen,  ^) 
widrigenfalls  er  sein  Klagerecht  verwirkt  hat,  und  der  Eid  rechtlich 
als  geschworen  gilt,  obwohl  er  nicht  geschworen  ist ;  doch  gestatten 
■die  FrpL.,  nachdem  der  erste  Monat  abgelaufen  ist,  dem  Vogte 
des  Königs  noch  einen  zweiten  Monat  zur  seinerseitigen  Klage- 
stellung. 


§  18.     Das  Gottesurteil. 

Das  Gottesurteil  kommt  in  den  norwegischen  Rechten  unter 
dem  Namen  der  skirsl  oder  Reinigung  vor  und  ist  diese  Bezeich- 
nung augenscheinlich  aus  dem  kanonischen  Rechte  entlehnt,  also 
bloße  Übersetzung  des  Wortes  purgatio ;  wenn  die  El)L.  einmal 
^,guös  skirslir  eöa  manna"  sich  gegenüberstellen,  ^)  so  entspricht  auch 
dies  lediglich  dem  kanonischen  Gegensatze  zwischen  der  purgatio 
canonica  und  vulgaris,  und  kehrt  derselbe  Gegensatz  beider  Arten 
von  Beweismitteln  auch  in  der  Bezeichnung  „vitnit  mikla"  wieder,  ^) 
welche  die  GpL.  einmal  für  das  Gottesurteil  brauchen.  —  Auch  die 
Formen  der  norwegischen  Gottesurteile,  wie  sie  uns  in  den  Provin- 
zialrechten  entgegentreten,  sind  durchaus  die  im  ganzen  christlichen 
Abendlande  üblichen.  Für  Männer  war  die  Probe  des  glühenden 
Eisens  in  Gebrauch  und  zwar  der  Regel  nach  so,  daß  glühendes 
Eisen  eine  bestimmte  Strecke  weit  in  der  bloßen  Hand  getragen 
werden  mußte,  weshalb  die  Probe  den  Namen  järnburör  trug; 
durch  einen  Priester  war  das  Eisen  vor  dem  Gebrauche  zu  weihen, 
und  in  einer  Kirche  mußte  die  Probe  vor  sich  gehen  und  zwar  auf 
dem  Lande  in  der  fylkiskirkja,  in  der  Stadt  in  einer  ein  für  allemal 
dazu  bestimmten,  ^)  woraus  sich  denn  auch  erklärt,  daß  nach  den 
FrpL.  der  Erzbischof,  oder  in  seiner  Ermangelung  das  Domkapitel 
auf  die  Zulassung  zur  Probe  Einfluß  hatte.  Doch  kommt  in  den 
Geschichtsquellen  die  Probe  auch  so  gestaltet  vor,  daß  statt  des 
Tragens  das  glühende  Eisen  vielmehr  mit  bloßen  Füßen  betreten 
werden  mußte.  ^)  Die  Geschichtsquellen  zeigen  auch,  daß  vor  der 
Probe  derjenige  zu  fasten  hatte,    der   sich    ihr    zu    unterziehen  hatte, 


1)  GI)L.    136;  Fr|)L.  IV,  8. 

2)  E|)L.  I,  42;  guÖs  skirslir  auch  FrI)L.  IX,   10.  ^)  G^L.   156. 

*)  FrJ)L.   II,  45.  5)  Heim  skr.  SigurÖar  s.  Jörsalafara,  34/692. 
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und  daß  nach  der  Probe  die  Hand  einige  Tage  verbunden  gehalten 
wurde;')  wenn  die  Binde  dann  von  ihr  abgenommen  wurde,  ent- 
schied sich,  ob  die  Hand  unbeschädigt  und  die  Probe  gelungen  sei 
oder  nicht.  Für  Weiber  galt  dagegen  der  Regel  nach  der  Kessel- 
fang (ketiltak)  als  die  übliche  Probe,  und  gelegentlich  wird  diese 
Regel  geradezu  als  solche  ausgesprochen ;  ^)  aber  doch  kommt  auch 
das  Eisentragen  in  der  Anwendung  auf  Weiber  vor,  ^)  so  daß  also 
auch  in  dieser  Beziehung  keine  feste  Regel  bestanden  haben  kann. 
Wie  anderwärts,  wurden  aber  auch  in  Norwegen  beide  Gottesurteile 
im  13.  Jahrhundert  abgeschafft,  und  zwar  war  es  der  Kardinal  Wil- 
helm von  Sabina,  welcher  gelegentlich  seiner  Anwesenheit  in  Nor- 
wegen (1247)  das  Verbot  derselben  durchsetzte,^)  nachdem  die  vierte 
lateranische  Synode  (121 5)  die  Beteiligung  des  Klerus  bei  denselben  ver- 
boten hatte;  allerdings  wird  nur  der  järnburör  als  abgeschafft  genannt, 
aber  doch  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  auch  das  ketiltak 
als  zugleich  abgeschafft  angesehen  werden  muß.  Derselbe  Anlaß 
führte  ja  auch  in  Schweden  durch  Birgir  jarl,  ^)  und  in  Dänemark 
durch  K.  Valdimarr  11.^)  zur  Abschaffung  der  Eisenprobe.  —  Auffällig 
ist  nun  allerdings  diese  durchaus  unnationale  Gestaltung  der  Eisen- 
probe und  des  Kesselfanges,  und  es  fehlt  nicht  an  anderen  Momenten, 
w^elche  das  Auffällige  ihrer  Erscheinung  verstärken.  Ich  zähle  da- 
hin vorab  das  späte  Auftreten  der  Gottesurteile  in  Norwegen.  Die 
Eisenprobe  wird  hier  zuerst  zur  Zeit  des  heil.  Olafr  genannt,  soferne 
Grettir  Asmundarson  sie  damals  bestanden,  ^)  und  der  Fasring  Sigurör 
I)orläksson  sie  zu  bestehen  sich  erboten  haben  soll;*^)  sie  kam  je- 
doch erst  um  ein  Jahrhundert  später  daselbst  recht  in  Aufnahme, 
nämlich  seitdem  Haraldr  gilli  sich  ihr  unterzogen  hatte,  um  seine 
Abstammung  von  K.  Magnus  berfcettr  zu  erweisen  (1129),  und  kurz 
vorher  Borghildr  Olafsdöttir  durch  sie  von  dem  Verdachte  verbotenen 
Umganges  mit  K.  Eysteinn  sich  befreit  hatte  (11 14).  ^)  Dazu  kommt, 
daß  auch  auf  Island  das  Gottesurteil  nur  in  sehr  beschränktem  Um- 
fange auftritt;  ein  einziges  Mal  wird  hier  der  Kesselfang  erwähnt, 
und   auch    die   Eisenprobe   lassen    die   Rechtsbücher    immer   nur   in 


^)  z.  B.  Häkonar  s.  gamla,  45/283. 

2)  FrI)L.  III,   15;  EI)L.  I,  42;  vgl.  Sverris  KrR.,  98. 

^)  z.  B.  B|)L.  I,   16;  E|)L.  I,  2;  vgl.  auch  Häkonar  s.,  ang.  Ü. 

*)  Häkonar  s.  gamla,  255/22.  ^)   Ö  G  L.,  EJ3S.    17. 

«)  Schlyter,  IX,  S.  440-48  ')  Grettla,  39/93- 

*)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,    145/389. 

'*)  Heimskr.  SigurÖar  s.  Jörsalafara,  24/680  —  1. 
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Vaterschafts-  und  Unzuchtssachen  verwenden,  wogegen  die  Geschichts- 
quellen dieselbe  allerdings  auch  ein  paar  Mal  in  Diebstahlssachen  in 
Aussicht  genommen  zeigen,  jedoch  immer  nur  auf  Grund  eines  Ver- 
gleiches und  außergerichtlich.  Übrigens  gehören  die  sämtlichen 
Anwendungsfälle  erst  dem  I2.  oder  13.  Jahrhundert  an,  mit  Aus- 
nahme eines  einzigen  aus  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts,')  welcher 
aber  ebenfalls  nur  ein  außergerichtlicher  ist;  berücksichtigt  man,  daß 
das  isländische,  wesentlich  auf  das  Geschworenentum  gestützte  Be- 
weissystem im  Grunde  dem  Gottesurteile  gar  keinen  Raum  läßt,  so  liegt 
die  Vermutung  nahe,  daß  auf  Island  wenigstens  das  Institut  nicht 
bodenständig,  sondern  erst  nach  norwegischem  Vorbilde  eingeführt 
worden  sei.  Norwegen  gegenüber  fällt  freilich  das  zuletzt  erwähnte 
Argument  weg,  da  das  norwegische  Beweissystem  ebensogut  wie  das 
der  südgermanischen  Rechte  einen  derartigen  Schlußstein  zu  fordern 
scheint,  wie  ihn  das  Gottesurteil  bietet ;  aber  doch  dürfte  auch  hier 
das  späte  Auftreten  der  Eisenprobe  und  deren  durchaus  unnationale 
Gestaltung  und  Bezeichnung  auf  kirchlichen  Ursprung  hinweisen, 
wie  denn  in  der  Tat  die  Erwähnung  des  Kesselfanges  in  einem 
Liede  der  älteren  Edda  diesen  als  deutschen  Gebrauch  darzustellen 
scheint,  -)  und  auch  Saxo  Grammaticus  für  Dänemark  die  Einführung 
der  Eisenprobe  an  deren  wunderbares  Bestehen  durch  den  deutschen 
Priester  Poppo  anknüpft.  ^)  Damit  erwächst  aber  allerdings  für  uns 
eine  beträchtliche  Schwierigkeit.  Der  Gebrauch  der  Eisenprobe  hat 
von  vornherein  etwas  sehr  auffälliges,  da  er  den  Glauben  an  ein 
Wunder  voraussetzt,  das  sich  auf  Verlangen  in  jedem  einzelnen  Falle 
wiederholen  müßte,  in  welchem  man  dessen  bedürftig  zu  sein  glaubte, 
und  doppelt  auffällig  muß  derselbe  werden,  wenn  man  bedenkt,  daß 
man,  im  13.  Jahrhundert  wenigstens,  in  Norwegen  Mittel  zu  besitzen 
glaubte,  durch  welche  man  sich  einen  glücklichen  Erfolg  der  Probe 
sichern  könne ;  **)  die  Rezeption  des  Institutes  im  Norden  ist  demnach 
schwer  begreifHch,  falls  man  nicht  annehmen  will,  daß  ein  ähnlicher 
Gebrauch  schon  vorher  daselbst  bestanden  habe,  und  somit  durch 
die  Kirche  im  Grunde  nur  eine  neue  Art  von  Gottesurteilen  an  die 
Stelle    einer    älteren,    spezifisch    heidnischen    gesetzt    worden    wäre. 


^)  Ljösvetni'nga  s.,  23/77 — 7^- 

^)  GuÖrünarkv.  III,   6:     Sentu  at  Saxa, 

Sunnmanna  gram ; 

hann  kann  helga 

hver  vellanda, 
3)  Hist.  danica,  X,  S.  498— 99.  ^)  Hakonar  s.  gamla,  44/282. 
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Auf  dasselbe  Ergebnis  führt  aber  auch  die  andere  Beobachtung 
hinaus,  daß,  wie  bereits  bemerkt,  der  norwegische  Prozeß  eines  der- 
artigen Beweismittels  ebensowenig  entbehren  konnte  wie  der  deutsche. 
Hier  wie  dort  war  der  Zeugenbeweis,  zumal  in  seiner  ältesten  Ge- 
staltung, nur  in  ziemlich  engem  Umfange  anwendbar.  Eventuell 
trat  nun  freilich  der  Parteieneid  ein,  der  als  ein  leicht  verfügbares 
Beweismittel  für  weitaus  die  meisten  Fälle  genügen  konnte;  aber 
immerhin  waren  Fälle  denkbar,  in  welchen  auch  dieses  Hilfsmittel 
versagte.  Die  Quellen  selbst  erwähnen  die  Möglichkeit,  daß  ein  Be- 
klagter das  Recht  auf  seiner  Seite  hat,  und  doch  nicht  imstande  ist, 
die  nötige  Zahl  an  Eidhelfern  aufzubringen;^)  in  der  Regel  konnte 
dergleichen  allerdings  als  ein  Zeichen  der  Schuld  gelten,  aber  bei 
fremden  Gästen  u.  dgl.  lag  die  Sache  doch  anders.  Ähnlich  stand 
die  Sache,  wenn  der  Beklagte  den  Eid  verweigerte,  ohne  doch  die 
Klage  zuzugestehen,  wie  dies  bei  dem  Herrn  oder  Vormund,  der 
seinen  Unfreien  oder  Mündel  zu  vertreten  hatte,  leicht  vorkommen 
konnte,  oder  wenn  derselbe  nicht  eidesfähig  war.  Endlich  mochte 
die  Zulassung  des  Eides  auch  dann  bedenklich  werden,  wenn  schwere 
Inzichten  gegen  den  Beklagten  vorlagen,  oder,  wie  z.  B.  in  Paternitäts- 
fragen,  eine  Tatsache  zum  Beweise  verstellt  war,  von  deren  Wahr- 
heit der  Beweisführer  gar  keine  eigene  Kenntnis  haben  konnte.  Für 
derartige  «Fälle  bot  nun  das  Gottesurteil  Abhilfe,  wie  sollte  aber  vor 
•der  Einführung  der  Eisenprobe  die  Lücke  gedeckt  worden  sein? 

Ich  habe  bereits  anderwärts  darzutun  gesucht,  -)  daß  hier  der 
•Gang  unter  die  Rasenstreifen  (ganga  undir  jaröarmen)  aushalf, 
dessen  eine  isländische  Quelle  einmal  gedenkt,  ^)  und  welchen  die- 
selbe ausdrücklich  als  eine  im  Heidentume  übliche  skirsla  bezeichnet. 
Dieselbe  Form  wird  anderwärts  beim  Abschlüsse  einer  Bundbrüder- 
schaft (föstbroeöralag),  oder  auch  bei  Eingehung  eines  Vergleiches 
angewandt,  und  sie  wird  überdies  in  der  ersteren  Anwendung  aus- 
drücklich mit  dem  Eide  in  Verbindung  gebracht;^)  es  kann  kaum 
bezweifelt  werden,  daß  der  Gang  unter  den  Rasen  hier  wie  dort 
als  ein  Bestärkungsmittel  des  Eides  gemeint  ist,  gleichviel  ob  dieser 
im  einzelnen  Falle  ein  promissorischer  oder  ein  assertorischer,  und 
ob   er  letzteren  falls    ein  Parteieneid   oder   ein  Zeugeneid   war.     Von 


^)  FrI)L.  II,  §  45- 

^)  Das  Gottesurteil  im  altnordischen  Rechte,  in  der  Germania,  Bd.  XIX,  S. 
139—48.  3^  Laxdoela,  18/58     60. 

*)  FöstbroeÖra  s.,  2/6  (ed.  K.  Gislason):  J)a  skyldu  J)eir  ganga  undir  3  jarÖar- 
imen,  ok  var  {)at  eiÖr  J)eirra; 
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hier  aus  betrachtet  stellt  er  sich  lediglich  als  ein  Äquivalent  der 
Eideshilfe  dar,  die  ja  ebenfalls  dem  gleichen  Zwecke  diente,  und  die 
ja  ebenfalls  an  promissorische  Eide  ebensogut  wie  an  assertorische 
sich  anschließen  konnte.  So  ergibt  sich  denn  allerdings,  obwohl  der 
letzte  Grundgedanke  bei  beiden  derselbe  ist,  zwischen  dem  Gange 
unter  den  Rasen  und  der  Eisenprobe  eine  gewisse  Verschiedenheit, 
indem  der  erstere  nur  im  Anschlüsse  an  einen  vorgängigen  Eid, 
aber  auch  an  jeden  vorgängigen  Eid  möglich  war,  wogegen  die 
letztere  nur  zur  Erhärtung  von  Behauptungen,  nicht  aber  zur  Be- 
stärkung von  Versprechungen  gebraucht  werden  konnte,  andererseits 
aber  begrift'lich  keineswegs  einen  vorgängigen  Eid  erforderte,  also 
an  und  für  sich  auch  in  Fällen  anwendbar  war,  in  welchen  von 
einem  Eide  nicht  wohl  die  Rede  sein  konnte.  Indessen  fragt  sich 
doch,  ob  im  nordischen  Rechte  eine  Differenz  in  der  letzteren  Rich- 
tung wirklich  vorlag.  Als  Eirikr  die  Eisenprobe  bestehen  sollte,  um 
sich  als  unehelicher  Sohn  des  K.  Sigurör  munnr  zu  erweisen  (1181), 
wird  ihm  vor  dem  Eisentragen  ein  Eid  darüber  abverlangt,  daß  er 
des  K.  Sigurör  Sohn  sei;^)  auch  für  die  Eisenprobe  scheint  man 
hiernach  einen  vorgängigen  Eid  für  notwendig  gehalten  zu  haben, 
da  man  ihn  sogar  in  einem  Falle  forderte,  in  welchem  es  sich  um 
eine  Tatsache  handelte,  von  welcher  der  Beweisführer  eigene  Sinnes- 
wahrnehmung garnicht  haben  konnte.  In  der  Tat  läßt  auch  das 
ags.  Recht  vor  dem  Ordale  einen  Reinigungseid  schwören,  ^)  in 
Fällen,  in  welchen  dasselbe  zur  Reinigung  eines  Mannes  von 
der  Beschuldigung  eines  Verbrechens  gebraucht  wurde;  doch 
wird  dieses  Eides  in  den  Stücken  nicht  gedacht,  welche  das  beim 
Ordale  einzuhaltende  Verfahren  speziell  beschrieben,  ^)  sodaß  also 
dahinstehen  muß,  ob  derselbe  allgemein  und  jederzeit  gefordert 
wurde,  und  somit  auch  dahinstehen  muß,  ob  die  Forderung  eines 
F2ides  in  Vaterschaftssachen  wirklich  herkömmlich  oder  ob  sie  nur 
mißbräuchlich  in  einem  einzelnen  Falle  erhoben  worden  war. 

Eine  andere  Frage  ist  aber  die,  ob  auch  der  Zweikampf  in 
der  heidnischen  Zeit  die  Stelle  eines  Gottesurteiles  vertreten  habe, 
wie  dies  vielfach  angenommen  werden  wäll.  Unter  der  Bezeichnung 
einvi'gi  oder  auch  hölmgänga  kommt  derselbe  in  Norwegen  sowohl 
als  auf  Island  vor,  und  gelten  beide  Bezeichnungen  bald  als  gleich- 
bedeutend, bald  wird  die  zweite  in  engerer  Bedeutung  gebraucht  für 


^)  Sverris  s.,   59/150.  ^)  /EÖelstan,  II,  §  23,  pr. 

=^)  Anhang  XVI  und  XVII  bei  R.  Schmid. 
Maurer,  Altnorwegisches  Gerichtswesen.  lO 
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einen  an  verwickeitere  Regeln  gebundenen  und  eben  darum  schwie- 
rigeren Zweikampf;  ^)  die  erstere  Bezeichnung  erklärt  sich  selbst,  die 
zweite  aber  ist  auf  die  Sitte  zurückzuführen,  ursprünglich  gerne  den 
Kampf  auf  kleine  Inseln  zu  verlegen.  Wir  wissen,  daß  der  Zwei- 
kampf auf  Island  um  1006,  in  Norwegen  aber  durch  Eirikr  jarl 
Häkonarson  (um  1014)  abgeschafft  wurde.  "^)  Wir  wissen  ferner  ziem- 
lich genau  Bescheid  über  die  Art,  wie  die  Zweikämpfe  hier  und  dort 
ausgefochten  worden  waren,  und  erfahren,  daß  dieselben  benützt 
werden  konnten,  um  Forderungen  durchzusetzen,  welche  man  gegen 
jemanden  zu  haben  glaubte;  der  Sieger  sollte  den  streitigen  Gegen- 
stand als  Siegeslohn  (sigrmäl)  erhalten,  der  Besiegte  aber  sein  Leben 
um  eine  im  voraus  ausbedungene  Summe  auslösen,  oder,  wenn  er 
fiel,  von  dem  Sieger  beerbt  werden,  '^)  und  zwar  konnte  der  Kläger 
wie  der  Beklagte  nach  freier  Wahl,  und  wie  es  scheint  in  jedem 
Stadium  des  Prozesses,  zwischen  Zweikampf  und  gerichtlichem  Ver- 
fahren wählen.*)  Aber  doch  ist  ungewiß,  ob  dieses  Wahlrecht,, 
welches  vielfach  benutzt  wurde,  um  sich  Reichtümer  zu  erwerben,  ^) 
von  Anfang  an  bestand,  oder  ob  es  nicht  vielleicht  erst  einer  späteren 
Ausartung  des  Institutes  zu  verdanken  ist.  Nicht  nur  die  oben  be- 
zeichneten Lücken  des  älteren  Beweisrechtes,  sondern  auch  eine 
andere  Lücke,  welche  die  Erfordernisse  der  Urteilsfällung  zeigten, 
wurden  nämlich  zweifellos  durch  den  Zweikampf  annähernd  ausge- 
füllt, wie  sich  dies  schon  darin  zeigt,  daß  auf  Island  erst  das  fünfte 
Gericht  eingeführt  sein  mußte,  ehe  mit  der  Abschaffung  des  Zwei- 
kampfes vorgegangen  werden  konnte.  Möglich  wäre  nun,  daß  dieser 
ursprünglich  nur  für  den  Fall  gestattet  gewesen  wäre,  da  auf  ge- 
richtlichem Wege  aus  technischen  Gründen  nicht  voranzukommen 
war,  wie  z.  B.  wegen  mangelnder  Einstimmigkeit  im  höchsten  Ge- 
richte, oder  bei  Meineidsbeschuldigungen  gegen  Partei  oder  Zeugen; 
möglich  freilich  auch,  daß  wirklich  von  Anfang  an  schon  in  der 
Willkür  der  Parteien  gestanden  wäre,  ob  sie  ihr  Recht  auf  gericht- 
lichem Wege  oder  auf  dem  des  Kampfes  suchen  wollten.  Wie  dem 
auch  sei,  gewiß  ist  jedenfalls  soviel,  daß  der  Zweikampf  auch  seiner- 
seits gutenteils  die  Lücke  deckte,  welche  später  die  Eisenprobe  zu 
decken  hatte,  so  daß  seine  Abschaffung  mit  zu  den  Gründen  zu 
zählen  ist,  welche  die  Aufnahme  der  letzteren  in  Norwegen  begrün- 


^)  Kormaks  s.,    1084.  ^)  Grettla,    19/40. 

3)  z.  B.  Eigla,  67/161.  *)  ebenda,  68/164. 

^)   ebenda,  67/162. 
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deten.  Aber  damit  ist  allerdings  noch  nicht  gesagt,  daß  derselbe, 
wie  man  vielfach  annehmen  will,  selbst  zu  den  Gottesurteilen  zu 
zählen  sei,  und  in  der  Tat  dürfte  diese  Auffassung  auf  einer  gänz- 
lichen Verkennung  einerseits  der  Natur  des  Zweikampfes  und  anderer- 
seits der  Natur  des  Gottesurteiles  beruhen.  Das  Gottesurteil  ist  stets 
Beweismittel  und  nur  Beweismittel,  wogegen  der  Zweikampf  nicht 
die  Beweisführung,  sondern  das  Urteil  ersetzt;  das  Gottesurteil  pro- 
voziert auf  ein  Wunder,  welches  die  Gottheit  tun,  oder  doch  auf  ein 
Wahrzeichen,  welches  sie  geben  soll,  um  die  bedrängte  Unschuld  zu 
retten,  dem  unterdrückten  Rechte  zum  Siege  zu  verhelfen,  während 
beim  Zweikampfe  die  Partei  zunächst  auf  die  Kraft  des  eigenen 
Armes  ihre  Hoffnung  baut,  und  ohne  alles  Wunder  der  Sieg  dem 
einen  oder  anderen  Teile  zufallen  muß;  beim  Gottesurteile  ferner 
wird  nur  der  Beweisführer  tätig,  wogegen  beim  Zweikampfe  die 
Stellung  beider  Parteien  die  gleiche  ist.  Daß  übrigens  außerhalb  des 
Nordens  im  Verlaufe  der  Zeiten  der  Zweikampf  vielfach  mißver- 
ständlich zu  den  Gottesurteilen  gerechnet  wurde,  will  hiermit  selbst- 
verständlich niclrt  geleugnet  werden. 


Kapitel  IL 

Der  Charakter  des  altnorwegischen  Beweissystems. 

§  ig.     Die  Stellung  der  Parteien  zur  Beweisführung. 

Wie  die  im  altnorwegischen  Verfahren  verwendeten  Beweismittel 
wesentlich  dieselben  sind,  welche  das  ältere  südgermanische  Verfahren 
verwendet,  so  ist  auch  die  Stellung  der  Parteien  zur  Beweisführung 
hier  wie  dort  wesentlich  die  gleiche.  Grundsätzlich  hat  hier  wie 
dort  zunächst  der  Beklagte  das  Recht  und  die  Pflicht,  der  Klage 
gegenüber  durch  den  allein  oder  mit  Plidhelfern  verstärkten  Eid  sich 
zu  reinigen;  jedoch  fällt  dieses  Recht  und  diese  Pflicht  des  Beklagten 
weg,  wenn  durch  einen  Zeugenbeweis  die  Notorietät  der  maßgeben- 
den Tatsache  hergestellt  wird,  indem  solchenfalls  jedes  Leugnen 
des  Beklagten  wirkungslos  wird.  Hertzberg,  S.  252 — 59,  hat  sich 
allerdings  gegen  die  Auffassung  des  Reinigungseides  als  eines  Rechtes 
des  Beklagten  erklärt ;  indessen  laufen  seine  Einwendungen  auf  einen 
bloßen  VVortstreit   hinaus.     Es    ist  ja  richtig,    daß  die  Lage  des  Be- 

16* 
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klagten  insofern  die  schlimmere  war,  als,  wenn  der  Behauptung  des 
Klägers  sein  eigenes  Leugnen  gegenüberstand,  der  ersteren  ohne 
weitere  Beweisführung  geglaubt  wurde,  wenn  das  letztere  nicht  durch 
die  Ableistung  des  vorgeschriebenen  Reinigungseides  unterstützt 
wurde ;  aber  es  ist  auch  nicht  minder  richtig,  daß,  wenn  einmal  ein 
Parteieneid  entscheiden  sollte,  die  Lage  derjenigen  Partei  die 
günstigere  war,  die  zum  Eide  zugelassen  wurde,  und  daß  somit  in 
der  Einräumung  des  Eides  an  den  Beklagten  •  und  nicht  an  den 
Kläger  immerhin  eine  sehr  bedeutende  Begünstigung  des  ersteren 
lag.  Je  nachdem  man  sich  auf  den  einen  oder  anderen  Standpunkt 
stellt,  kann  dann  allerdings  die  Auffassung  des  Reinigungseides  als 
eines  Rechtes  oder  als  einer  Pflicht  des  Beklagten  mehr  hervortreten, 
und  in  den  Quellen  selbst  finden  sich  gelegentlich  beide  Gesichts- 
punkte vertreten.  Wenn  z.  B.  gesagt  wird,  daß  nach  eingetretener 
Verjährung  des  Vertragszeugnisses  der  Gläubiger  den  Schuldner  doch 
noch  zum  Eid  treiben  könne  (mä  koma  honum  til  eiöa),^)  oder  daß 
der  Stammgutsberechtigte,  nachdem  die  Verkaufszeugen  durch  Ver- 
jährung unbrauchbar  geworden  sind,  vom  Käufer  nicht  mehr  fordern 
könne,  als  einen  selbdritt  geschworenen  Eid  darüber,  daß  jene  Ver- 
jährung eingetreten  sei,  ^)  oder  wenn  bestimmt  wird,  daß  man  wegen 
einer  aufgefundenen  Leiche  eines  Ermordeten  nur  gegen  drei  Per- 
sonen nacheinander  mit  der  Klage  vorgehen  und  sie  zum  Zwölfer- 
eide treiben  dürfe,  aber  selbst  strafbar  werde,  wenn  die  Reinigung 
auch  noch  dem  dritten  gelinge,  ^)  so  wird  dabei  allerdings  der 
Reinigungseid  als  eine  Last  des  Beklagten,  und  seine  Forderung  als 
ein  Recht  des  Klägers  aufgefaßt;  wenn  aber  anderwärts  von  dem 
Falle  gesprochen  wird:  „ef  maör  verör  fyrir  ofriki,  ok  naer  hann 
eigi  laga  undanfoerslu",  und  bestimmt  wird,  daß  solchenfalls  der 
Erzbischof  dem  Manne  zur  Eisenprobe  verhelfen  solle,  *)  so  ist  damit 
umgekehrt  der  Reinigungseid  als  eine  Wohltat  bezeichnet,  welche 
dem  Beklagten  nicht  entzogen  werden  sollte,  und  die  Bestimmung, 
daß  der  Gläubiger,  dessen  Schuldner  gestorben  ist,  mit  seiner  Klage 
nur  dann  durchdringen  können,  wenn  er  dieselbe  auf  Zeugen  stützen 
könne,  weil  der  Beklagte  nicht  angehalten  werden  dürfe  „fyrir  brjöst 
hins  dauöa"  zu  schwören,  ^)  zeigt,  daß  in  der  Tat  das  Vorrecht  des 


')  GI)L.  39. 

^)  Fr{)L.  XII,  7 :  J)a  ä  hann  eigi  brigö  til  siÖan,  ok  eigi  meira  af  hinum,  er 
keypt  hefir  jörÖ  {)ä,  en  lyrittareiÖ;  l)ä  skai  hann  sverja  svä,  at  hann  er  ör  tryggva 
vatta  äbyrgö.  ^)  ebenda,  IV,  7.  *)  ebenda,  II,  45. 

')  GI)L.  38. 
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Beklagten  sehr  energisch  als  solches  gewahrt  werden  wollte,  da  man 
selbst  in  dem  Falle  den  Eid  nicht  auf  den  Kläger  übertrug,  da  der 
Beklagte  ihn  nach  Lage  der  Sache  nicht  zu  schwören  berufen  sein 
konnte.  Richtig  ist  allerdings,  daß  eine  volle  Übertragung  des  Eides 
auf  den  Kläger  den  Nordleuten  nicht  in  den  Sinn  kommen  konnte, 
weil  ihr  Reinigungseid,  wie  Hertzberg  ganz  treffend  bemerkt,  wesent- 
lich Reinigung  war,  und  nicht  wesenthch  Eid ;  aber  damit  wird  eben 
doch  nur  die  Frage  um  eine  Stufe  zurückgeschoben,  indem,  wenn 
man  fragt,  warum  der  Eid  wesentlich  Reinigung  war,  eben  doch 
nur  die  Bevorzugung  des  Beklagten  die  Antwort  bildet.  Geleugnet 
will  übrigens  damit  nicht  werden,  daß  es  unter  Umständen  für  den 
Beklagten  immerhin  unbequem  oder  selbst  unmöglich  fallen  konnte, 
seine  Eidhelfer  aufzutreiben,  und  daß  schon  die  Notwendigkeit,  auf 
eine  Reinigung  sich  einzulassen,  für  ihn  etwas  Anstößiges  und  Ver- 
letzendes haben  mußte;  aber  damit  ist  nicht  mehr  gesagt,  als  was 
auch  von  unserem  heutigen  Prozesse  mit  vollstem  Rechte  gesagt 
werden  kann. 

Beachtenswert  ist  dagegen,  daß  die  obigen  Grundsätze  in  ge- 
wissem Umfange  Einschränkungen  zu  erleiden  haben.  Eine 
hierher  gehörige  Klasse  von  Ausnahmen  bilden  die  Fälle,  in  welchen 
das  Gottesurteil  zum  Zuge  kam.  Sie  sind  von  zweierlei  Art: 
zum  Teil  nämlich  handelt  es  sich  dabei  um  ein  Eintreten  des  Gottes- 
urteiles in  Fällen,  in  welchen  ein  Reinigungseid  zwar  zulässig  ge- 
wesen wäre,  aber  aus  zufälligen  Gründen,  z.  B.  wegen  Mangels  an 
Eidhelfern,  nicht  geschworen  werden  kann,  ^)  oder  auch  zwar  ver- 
sucht worden  war,  aber  fehlgeschlagen  ist,  ^)  oder  auch  um  eine 
Reinigung  gegenüber  einer  Klage,  welche  durch  schwere  Inzichten^ 
wie  z.  B.  ein  heimsöknarvitni,  unterstützt  ist ;  '^)  zum  Teil  aber  handelt 
es  sich  um  den  Gebrauch  des  Gottesurteiles  in  Fällen,  in  welchen 
andere  Beweismittel  schlechterdings  nicht  anwendbar  waren,  z.  B. 
wenn  die  Paternität  gegenüber  einem  unehelichen  Kinde  nach  dem 
Tode  des  angeblichen  Vaters  festgestellt  werden  sollte.  ^)  Die  letztere 
Kategorie  von  Ausnahmen  erklärt  sich  einfach  aus  der  Unmöglich- 
keit, zu  anderen  Beweismitteln  zu  greifen,  in  der  ersteren  Kategorie 
von  Fällen  aber  ist  es  doch  wohl  der  schwerere  Verdacht,  welcher 
das  schwerere  Reinigungsmittel  notwendig  macht,  soweit  dieses  nicht 


1)  FrI)L.  II,  45;  EI)L.  I,  45- 

2)  GI)L.  24;  E|)L.  I,  42.  3)  FrI)L.   IV,  5. 
*)  ebenda,  II,   i   und   die  Königssagen. 
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auch  hier  wegen  im  einzelnen  Falle  begründeten  Versagens  des 
primären  Beweismittels  nötig  wird.  Unter  den  letzteren  Gesichts- 
punkt gehören  aber  selbstverständlich  auch  die  Fälle,  da  die  Reinigung 
durch  die  Eisenprobe  darum  nötig  wird,  weil  die  Klage  durch  ein 
heimiliskviöarvitni  unterstützt  wird,  sofern  ja  dessen  Vorführung  eine 
schwere  Inzicht  enthält;  es  begreift  sich  übrigens,  daß  dem  Beweis- 
führer hin  und  wieder  auch  geradezu  freigestellt  werden  mag,  ob  er 
seinen  Beweis  durch  Eide  mit  Eidhelfern  oder  durch  die  Eisenprobe 
führen  will,  ^)  da  ja  ohnehin  die  letztere  zulässig  war,  wenn  die 
ersteren  nicht  zu  erbringen  waren.  Andere  Ausnahmen  beziehen 
sich  auf  die  Verteilung  der  Beweisführung  unter  die  Parteien. 
Während  die  Beweisführung  durch  Eid  oder  Gottesurteil  regelmäßig 
der  Reinigung  des  Angegriffenen  dient  und  somit  dem  Beklagten 
zusteht,  wogegen  die  Beweisführung  durch  Zeugen  regelmäßig  dem 
Behauptenden  und  Angreifenden,  also  dem  Kläger  obliegt,  kann 
ausnahmsweise  auch  ein  anderes  vorkommen.  So  kann  z.  B.  nach 
dem  Obigem  in  Paternitätssachen  ein  Klagsbeweis  durch  die  Eisen- 
probe geführt  werden,  weil  nämlich  der  Natur  der  Sache  nach  ein 
Reinigungsbeweis  dem  Beklagten  nicht  zugemutet,  und  ein  Klags- 
beweis durch  Zeugen  vom  Kläger  nicht  geführt  werden  kann,  so- 
daß  dem  letzteren  nur  die  Eisenprobe  noch  ein  letztes  Mittel  des 
Gelingens  bietet.  Unter  Umständen  wird  ferner  dem  Kläger  ge- 
stattet, ausnahmsweise  seinerseits  den  Klagegrund  durch  seinen  Eid 
darzutun.  Nach  dem  Buche  von  Vikin  ^)  hat  der  Priester  das  Recht 
zu  fordern,  daß  ihm  für  jede  Leiche,  welche  zur  Kirche  gebracht 
wird,  sofort  die  Begräbnisgebühr  (legkaup)  entrichtet  oder  doch  für 
deren  Entrichtung  durch  Pfand  oder  Bürgschaft  Sicherheit  bestellt 
werde ;  weigern  sich  die  Begleiter  dessen ,  so  mag  er  ihnen  das 
Niedersetzen  der  Leiche  verbieten,  und  wenn  sie  es  doch  tun,  auf 
drei  Mark  Buße  wegen  „graftarrän"  belangen,  wobei  er,  die  Stola 
am  Halse,  mit  seinem  alleinigen  Zeugnisse  Beweis  macht.  Selbst- 
verständlich ist  es  die  öftentliche  Stellung  des  Priesters  und  der  aus 
ihr  fließende  öffentliche  Glaube,  dessen  er  genießt,  welcher  ihm  die 
Ausnahme  von  der  Regel  erwachsen  läßt,  ganz  wie  er  die  Klage 
wegen  Arbeitens  am  Festtage  dann  durch  kein  Verdachtszeugnis 
zu  stützen  braucht,  wenn  er  behauptet,  den  Beklagten  selbst  an  der 
Arbeit  getroffen  zu  haben.  ^)     Ferner,   der  Vormund  hat  Mündelgut, 


^)  Fr|)L,  II,   i;  EI)I..  I,  42. 

2)  BI)L.  I,   12;  II,  21;  III,   16.  3)  Fr|)L.  II,  29. 


§   ig.     Die  Stellung  der  Parteien  zur  Beweisführung.  247 

soweit  es  aus  Fahrhabe  besteht,  gleich  bei  der  Übernahme-  vor 
Zeugen  abschätzen  zu  lassen,  und  sodann  bei  der  Beendigung  der 
Vormundschaft  lediglich  den  empfangenen  Kapitalwert  zu  restituieren; 
die  Höhe  dieses  Wertes  erweist  er  durch  seine  viröingarvattar.  Hat 
er  aber  das  Mündelgut  ungeschätzt  übernommen,  so  mag  der  Mündel 
nach  erlangter  Volljährigkeit  seinerseits  beschwören,  wie  hoch  sich 
der  Wert  des  übernommenen  Gutes  belaufen  habe,  und  wieviel 
darum  restituiert  werden  müsse.  ^)  In  gleicher  Weise  soll,  wenn 
jemand  durch  Heerleute  beraubt  wurde,  der  Beraubte  berechtigt  sein, 
durch  seinen  Eid  den  Werth  des  Geraubten  festzustellen,  voraus- 
gesetzt, daß  das  Verbrechen  der  Heerfahrt  selbst  vorab  feststeht ;  -) 
in  beiden  Fällen  ist  die  Übertragung  der  Beweisführung  auf  den 
Kläger  augenscheinHch  strafweise  gemeint  und  eine  Folge  der  Ver- 
schuldung, deren  sich  der  Beklagte  schuldig  gemacht  hat.  Dagegen 
gehört  wohl  nicht  hierher  die  andere  Bestimmung,  nach  welcher  der 
Verpächter  von  Land  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  den  Pacht  künden 
darf,  wenn  er  beschwört,  daß  er  „büslitsmaör"  sei,  d.  h.  selbst  des 
Landes  zur  eigenen  Niederlassung  bedürfe,  ^)  denn  in  diesem  Falle 
trägt  der  Eid  mehr  die  Natur  eines  Calumnieneides,  als  eines  be- 
weisenden Eides  an  sich,  und  vollends  nicht  die  andere  Bestimmung, 
nach  welcher  der  Käufer  einer  forsölujörö,  welcher  das  Geschäft 
rückgängig  machen  und  seinen  Kaufpreis  zurückerhalten  will,  zwar  den 
Betrag  dieses  Kaufpreises  zunächst  durch  seine  Vertragszeugen  fest- 
stellen darf,  aber,  wenn  er  solche  nicht  vorzuführen  vermag,  sich  gefallen 
lassen  muß,  daß  der  Verkäufer  diesen  Betrag  durch  seinen  alleinigen 
Eid  feststelle ;  *)  in  diesem  Falle  nämlich  entscheidet  eben  nur  die 
Regel,  daß  der  Beklagte  zum  Eide  komme,  wenn  ihm  der  Kläger 
diesen  nicht  durch  Zeugen  vorlegen  kann,  nur  daß  freilich  dessen 
Eid  hier  nicht  in  der  Gestalt  eines  Reinigungseides,  sondern  eines 
Würderungseides  auftritt.  Endlich  kommen  aber  auch  noch  Fälle 
vor,  in  welchen  ausschließlich  nur  ein  Zeugenbeweis  zugelassen 
wurde,  und  in  welchen  demnach  entweder,  wenn  der  Kläger  keinen 
Zeugenbeweis  zu  führen  vermochte,  dessen  Klage  ohne  weiteres  hin- 
fällig wurde,  oder  doch  der  Beklagte  höchstens  zu  einem  Credulitäts- 
eide  u.  dgl.  verhalten  werden  konnte,  oder  aber  der  Beklagte  selbst 
angewiesen  ist,  bei  Vermeidung  der  SachfälHgkeit  durch  Zeugen 
statt  durch  den  Eid  seine  Verteidigung  zu  führen.     Ein  Beispiel  der 
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ersteren  Art  bietet  die  schon  besprochene  Klage  um  die  Schuld 
eines  Verstorbenen;  Beispiele  der  letzteren  Art  bieten  z.  B.  die  Ver- 
pflichtung des  Freigelassenen,  20  Jahre  lang  für  die  Zeugen  seines 
frelsisöl  aufzukommen,^)  des  Begnadigten,  10  Jahre  lang  für  die 
Zeugen  seiner  Begnadigung  zu  haften,  -)  des  Käufers,  10  Jahre  lang 
für  die  kaupvättar  und  20  für  das  skeytingarvitni  zu  haften,  ^) 
u.  dgl.  m.  In  allen  diesen  Fällen  wird  der  Beklagte  erst  nach  Ab- 
lauf der  Frist  für  die  Verjährung  des  Zeugnisses  zu  einem  Reinigungs- 
eide zugelassen,  dessen  Gegenstand  eben  dieser  Fristablauf  ist;  vor 
jenem  Zeitpunkte  dagegen  haftet  er  für  die  Zeugen,  d.  h.  kann  er 
nur  durch  diese  seinen  Beweis  führen.  Alle  diese  und  ähnliche  Aus- 
nahmen sind  indessen  sehr  individueller  Art  und  keiner  Generali- 
sierung zugänglich. 


§  20.     Angebliche  Spuren  von  Geschworenen  im 
altnorwegischen  Prozesse. 

Schon  früher  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  zwischen 
dem  altnorwegischen  und  altisländischen  Prozesse  ein  sehr  tiefgrei- 
fender Unterschied  insoferne  besteht,  als  der  letztere  für  den  Fall 
des  Fehlens  von  Zeugen  Geschworene  (kviör)  als  Beweismittel 
kennt,  wogegen  der  erstere  solchenfalls  zum  Parteieneid  mit  oder 
ohne  Eideshelfer  greift.  Das  altschwedische  Recht  unterscheidet 
vitnismal,  dulsmal  und  naemndarmal,  und  verwendet  demnach  neben- 
einander je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  Zeugen,  Reinigungseid 
und  Jury;  denselben  Weg  geht  endlich  auch  das  altdänische  Recht,, 
freilich  mit  vielfach  abweichender  Gestaltung  im  einzelnen.  Die 
enge  Zusammengehörigkeit  der  sämtlichen  nordgermanischen  Rechte 
zueinander,  und  vorab  des  isländischen  Rechtes  zum  norwegischen,, 
gestattet  nicht,  diese  Abweichung  zwischen  beiden  als  eine  ursprüng- 
liche zu  betrachten,  und  die  Übereinstimmung  des  norwegischen 
Rechts  mit  unseren  südgermanischen  Rechten  macht  wahrscheinlich, 
daß  in  ihm  und  nicht  im  isländischen  Rechte  der  älteste  Zustand 
erhalten  vorliege;  das  Vorkommen  vereinzelter  Spuren  des  Reini- 
gungseides  in    isländischen  Quellen   bestätigt  diese  Vermutung,    ob- 
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wohl  allerdings  nach  dieser  Seite  hin  große  Vorsicht  nötig  ist,  da 
in  späterer  Zeit  auch  wohl  das  Vorbild  des  norwegischen  Rechtes 
auf  Island  eingewirkt  haben  kann;  die  Sturlünga  zeigt  wiederholt 
holt  den  Zwölfereid  gebraucht,  und  ob  der  fangavitni  der  Grägas 
älteren  Rechtes  sei,  läßt  sich  wenigstens  bezweifeln.  Die  Frage,  wie 
sich  das  isländische  Geschworenenwesen  aus  dem  norwegischen  Be- 
weissystem entwickelt  habe,  kann  nun  füglich  der  Geschichte  des 
isländischen  Rechts  überlassen  bleiben;  immerhin  wird  indessen  die 
Frage  wenigstens  nicht  unerörtert  bleiben  können,  ob  nicht  etwa 
auch  das  norwegische  Recht  Ansätze  zu  einer  ähnlichen  Entwicklung 
zeige,  zumal  da  Hertzberg,  S.  59 — 69,  solche  nachzuweisen  in  der 
Tat  versucht  hat. 

Es  beruft  sich  aber  Hertzberg  zunächst  auf  die  Bestimmungen 
über  das  Verfahren  bei  einer  Klage  wegen  Heimsuchung.^)  Ist  bei 
einer  solchen  das  früher  schon  besprochene  heimsöknarvitni  erbracht, 
so  gilt  der  Angeschuldigte  als  überführt  (sä  er  bani  at  sannr  ok 
synn)  und  wird  zu  keinem  Reinigungseide  zugelassen,  sondern  nur 
zur  Reinigung  durch  die  Eisenprobe,  es  sei  denn,  daß  er  einen 
Alibibeweis  erbringen  könnte  durch  die  Aussage  von  zwölf  freien 
und  volljährigen  Männern,  welche  in  der  kritischen  Zeit  mit  ihm  am 
Ding,  in  der  Kirche,  bei  einem  Gastmahle  oder  auf  einem  mindestens 
zwölfruderigen  Schiffe  zusammen  waren;  können  übrigens  diese  zwölf 
nicht  selbst  zum  Ding  kommen,  so  genügt  es  auch,  wenn  zwei 
Männer  hier  deren  Zeugnis  überbringen  und  beschwören.  Diese 
Bestimmung  dürfte  indessen  mit  dem  Geschworenenwesen  in  keiner 
Verbindung  stehen.  An  Eidhelfer  ist  allerdings  bei  ihr  nicht  zu 
denken,  wie  dies  Hertzberg  bereits  treffend  dargetan  hat,  der  auch 
bereits  mit  Recht  darauf  aufmerksam  macht,  daß  die  Järnsiöa  an  der 
entsprechenden  Stelle  -)  für  die  inzwischen  abgeschaffte  Eisenprobe 
den  tylftareiör  einsetzt  und  diesen  dabei  von  jenem  ersteren  Zwölf- 
männereide ganz  scharf  scheidet.  Aber  es  liegt  auch  kein  Erfahrungs- 
zeugnis in  diesem  vor,  sondern  ein  Zeugnis  über  einen  bestimmten 
einzelnen  Vorgang,  welcher  sich  in  einer  größeren  Versammlung  er- 
eignete und  welcher  nun  durch  deren  Angehörige  erbracht  wird, 
also  ein  gezogenes  Zeugnis  in  abgeschwächter  Gestalt,  indem  einer- 
seits zwar  der  Zeugen  hier  zwölf  gefordert  werden  statt  der  sonst 
üblichen  zwei,  andererseits  aber  auf  die  antestatio  verzichtet  und  auf 
einem  Umwege    schließlich    doch   wieder   die    Zweizahl   der  Zeugen 
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für  genügend  erklärt  wird.  —  Weiterhin  kommt  in  Betracht  eine 
vom  Totschlag  handelnde  Stelle.  ^)  Wenn  die  Verhandlung  am  örvar- 
])ing  durchgeführt  wurde ,  und  nun  der  Erbe  des  Erschlagenen 
den  dort  bezeichneten  Totschläger  in  seiner  Heimat  zu  belangen 
hat,  so  soll  er,  falls  er  ihn  innerhalb  des  Dingverbandes  trifft,  ihm 
ein  Ding  anberaumen  und  an  diesem  mögen  den  Beklagten.  „I2 
frjälsir  menn  ok  eigi  nefndarvitni''  reinigen,  widrigenfalls  er  sach- 
fällig wird ;  wird  er  aber  gereinigt,  so  darf  der  Kläger  noch  zwei 
andere  Männer  „til  tylftareiöar"  einklagen,  wird  jedoch  straffällig, 
wenn  er  nicht  dem  dritten  gegenüber  durchdringt.  Auch  in  diesem 
Falle  glaubt  Hertzberg  wieder  zwischen  der  Aussage  jener  ersteren 
zwölf  Männer  und  dem  tylftareiör  unterscheiden  und  in  der  ersteren 
ein  Zeugnis  sehen  zu  sollen;  in  diesem  Falle  aber  doch  wohl  nicht 
mit  Recht.  Der  Eid  von  zwölf  Männern,  der  nicht  nefndarvitni  ist, 
steht  nämlich  allerdings  dem  sofort  im  Rechtsbuche  besprochenen 
tylftareiör  ok  nefndarvitni  gegenüber;-)  aber  schon  die  Wortfassung 
deutet  darauf  hin,  daß  damit  nicht  ein  Zeugnis  einem  Zwölfereide 
gegenübergestellt  werden  will,  sondern  ein  Zwölfereid,  der  nefndar- 
vitni ist,  einem  anderen  Zwölfereide,  der  dies  nicht  ist,  und  die  Ver- 
gleichung  des  Stadtrechtes  läßt  vollends  an  dieser  Deutung  keinen 
Zweifel.  Die  beiden  vom  Zwölfereide  handelnden  Stellen  freilich,  ^) 
deren  eine  ausdrücklich  den  Ausdruck  tylftareiör  ok  nefndarvitni 
braucht,  führen  nicht  weiter  als  die  obigen  Stellen  der  FrpL. ;  aber 
wenn  an  ein  paar  anderen  Stellen  ausdrücklich  ein  settareiör  ok 
fängavitni  dem  settareiör  ok  nefndarvitni  entgegengesetzt  wird,  ^)  so 
ist  denn  doch  klar,  daß  damit  nur  zwei  Arten  des  Eidhelferbeweises 
unterschieden  werden  sollen,  bei  deren  einer  ein  Teil  der  Eidhelfer 
ernannt  wurden,  während  bei  der  anderen  der  Hauptschwörer  alle 
frei  zu  wählen  hatte.  Die  letztere  Art  galt  dabei,  sehr  natürlich, 
als  die  dem  Beweisführer  günstigere,  und  ebenso  muß  es  doch  wohl 
auch  beim  Zwölfereide  gestanden  haben;  an  irgend  eine  Beziehung 
zur  Jury  ist  hiernach  aber  nicht  zu  denken.  —  Drittens  beruft  sich 
Hertzberg  auf  eine  Bestimmung  der  Gl)L.  über  das  Verfahren  bei 
Klagen  um  Zauberei.  ^)   .  Wird    ein  Mann    wegen  Wahrsagerei  ange- 


')  FrJ)L,  IV,   7;  ebenso  Ja  ms.,  Mannh.   14. 
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klagt,  SO  hat  er  sich  durch  einen  scttareiör  zu  verteidigen,  der  in  ge- 
wöhnlicher Weise  zusammengesetzt  wird,  nämlich  aus  dem  Haupt- 
schwörer  selbst,  seinem  nänasti  niör,  einem  aus  zwölf  ernannten 
Leuten  von  ihm  Erwählten,  endlich  drei  von  ihm  Ausgesuchten ; 
wird  dagegen  ein  Weib  wegen  Zauberei  angeklagt,  so  soll  man  ihm 
sechs  Hausfreunde,  je  drei  nach  jeder  Seite  hin,  ernennen,  von  denen 
man  weiß,  daß  sie  tüchtig  sind  und  diese  sollen  „vitni  bera",  daß 
sie  der  Zauberei  nicht  kundig  sei,  aber  die  Acht  eintreten,  „ef  henni 
|)at  vitni  fellr''.  Da  meint  nun  Hertzberg,  in  diesen  sechs  Weibern 
unzweifelhaft  eine  Jury  erkennen  zu  müssen;  indessen  doch  wohl 
gleichfalls  wieder  mit  Unrecht.  Richtig  ist  allerdings,  daß  es  sich 
bei  ihnen  nicht  um  den  gewöhnlichen  Sechsereid  handeln  kann; 
aber  der  eine  von  diesen  letzteren  ihre  Aussage  unterscheidende 
Umstand,  die  ausschließliche  Verwendung  nämlich  von  sechs  ernannten 
Personen  und  zwar  ohne  jedes  dem  Angeschuldigten  eingeräumte 
Wahlrecht,  kommt  auch  bei  dem  grimueiör,  also  einem  entschiedenen 
Reinigungseide  vor,  —  die  Nichterwähnung  eines  vom  Angeschuldigten 
selbst  zu  schwörenden  Eides  könnte  möglicherweise  bedeutungslos 
sein,  indem  dieser  als  selbstverständlich  vorausgesetzt  sein  könnte,  — 
endlich  der  Gebrauch  der  Bezeichnung  vitni  für  die  Aussage  ent- 
scheidet nichts,  da  ja  die  Ausdrücke  fängavitni,  nefndarvitni  un- 
zweifelhaft auf  die  Eideshilfe  Anwendung  finden.  So  bleibt  demnach 
im  Grunde  nur  die  Fassung  der  Aussage  übrig,  und  diese  ist  aller- 
dings bedenklich,  soferne  die  sechs  Weiber  aussagen  sollen,  daß  die 
Angeschuldigte  das  Zaubern  nicht  verstehe.  Wir  wissen  allerdings 
nicht  mit  Bestimmtheit,  wie  die  Fassung  der  Eidhelfereide  formuliert 
war;  beim  ööalsvitni  sowohl  als  beim  heimiliskviöarvitni  wird  der 
Ausdruck  „sanna"  auf  sie  angewandt,  und  derselbe  Ausdruck  kehrt 
auch  beim  Reinigungseide  in  den  Gesetzen  des  K.  Magnus  lagaboetir 
wieder,  mit  der  näheren  Bestimmung,  daß  die  Eidhelfer  zu  beschwören 
haben  „at  eigi  vitu  |ieir  sannari  fyri  guöi,  en  jjeir  sverja",  ^)  da  aber 
eben  daselbst  gesagt  wird,  daß  ihr  Eid  vordem  als  Veritätseid  ge- 
faßt gewesen  war,  kann  für  die  ältere  Zeit  diese  Wortfassung  nicht 
ungeändert  gelten.  Indessen  zeigt  doch  schon  der  Gebrauch  des 
Wortes  „sanna"  selbst,  daß  von  jeher  die  Fassung  des  Eidhelfereides 
auf  die  Fassung  des  vorgängigen  Haupteides  Bezug  genommen  hatte, 
und  die  Vergleichung  des  isländischen  Rechtes  bestätigt  dies;  die 
bei   der   frcendsemistala   beigezogenen   sannaöarmenn   schwören:    „at 
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SU  er  fraendsemistala  sonn  ok  rett,  er  hinn  talöi",  ^)  die  bei  der  eiö- 
foering  eines  ümagi  gebrauchten:  „at  hann  veit  eigi  annan  mann 
rettara  samheraös  at  foera  jjann  ümaga  fram  heldr  enn  hann",  -)  end- 
Hch  die  beim  Calumnieneide  im  fünften  Gerichte  gebrauchten 
schwören,  in  die  Form  des  Credulitätseides  eingekleidet,  ganz  ebenso 
im  engsten  Anschlüsse  an  den  vorgängigen  Eid  ihrer  Partei.  '^)  In 
unserem  Falle  dagegen  heißt  es:  „l)a^r  skulu  vitni  bera,  at  hon  kann 
eigi  galdra  ne  gerningar",  und  erscheint  daher  die  Aussage  unmittel- 
bar auf  die  Unschuld  der  Angeschuldigten  gestellt,  ohne  alle  Be- 
ziehung auf  einen  vorgängigen  Eid  dieser  letzteren  selbst.  Indessen 
ist  doch  auch  nicht  zu  übersehen,  daß  diese  Aussage  immerhin  ledig- 
lich auf  die  Unschuld  des  Beklagten  gestellt  ist,  mit  dem  Beisatze : 
„en  ef  henni  ])at  vitni  fellr,  jiä  fellr  til  ütlegöar",  so  daß  also  das  in 
Frage  stehende  Beweismittel,  was  Hertzberg  ganz  mit  Unrecht  ver- 
kennt, nicht  als  ein  zwischeneidiges  bezeichnet  wird,  wie  das  Zeugnis 
oder  das  Verdikt  einer  Jury  dies  ist,  sondern  als  ein  einseitiges,  wie 
der  Reinigungseid;  nicht  zu  übersehen  auch,  daß  die  Fassung  der 
Aussage  nicht  als  solche  angegeben,  sondern  nur  referierend  von 
deren  Inhalt  gesprochen  wird,  was  mindere  Genauigkeit  erwarten 
läßt.  Alles  in  allem  genommen  scheint  hiernach  doch  auch  die  den 
Weibern  auferlegte  Beweisführung  als  ein  Reinigungseid  gefaßt 
werden  zu  müssen,  und  wird  die  Erschwerung  dieser  Beweisführung 
gegenüber  der  bei  Männern  vorgesehenen  Reinigung  durch  den  ge- 
wöhnlichen Sechsereid  darauf  zurückzuführen  sein,  daß  die  Klage 
dort  auf  Zauberei,  hier  nur  auf  Wahrsagerei  geht.  Die  Vergleichung 
der  übrigen  Provinzialrechte  führt  zu  keinem  anderen  Ergebnisse. 
Die  FrpL.  lassen  bei  einer  Anschuldigung  wegen  Wahrsagerei  oder 
Zauberei  nur  die  Reinigung  durch  ein  Gottesurteil  zu,  und  zwar  beim 
Manne  durch  die  Eisenprobe,  beim  Weibe  durch  den  Kesselfang;*) 
ebenso  die  B[)L.,  nur  mit  der  Abweichung,  daß  nach  ihnen  die 
Eisenprobe  auch  auf  die  Weiber  Anwendung  findet.  ^)  Allerdings 
enthält  der  erste  Text  dieses  letzteren  Rechtsbuches  noch  eine 
weitere  Bestimmung,  welche  näher  an  die  obige  anklingt.  \\>nn 
ein  Weib  wegen  „trylska"  angeschuldigt  wird,  „|iä  skal  hon  hafa  til 
6  kvenna  vitni,  at  hon  er  eigi  trylsk" ;  aber  hier  handelt  es  sich  nicht 
um  ein  Verbrechen,  denn  „ekki  veldr  hon  \wi  själf,  at  hon  er  troll", 


')  Kgsbk.   25/48.  2)  ebenda,   129/8;  St.  87/112. 

^}  Kgsbk.  46/80  und  47/81. 

*)  FrJ)L.  III,  15.  5)  Bj^L.  I,   16;  II,  25;  unbestimmt  III,  22. 
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sondern  nur  um  die  Konstatierung  einer  unverschuldeten  Eigenschaft, 
und  hier  mochte  demnach  ein  Zeugenbeweis  am  Platze  scheinen. 
Die  EpL.  endhch  haben  drei  hier  einschlägige  Bestimmungen.  Die 
eine  von  ihnen  ^)  handelt  von  der  Klage  wegen  forda^öuskapr,  d.  h. 
Zauberei,  welche  zu  einer  Beschädigung  anderer  dient;  der  Beklagte 
hat  die  Wahl,  ob  er  sich  durch  Eid  oder  Gottesurteil  reinigen  will, 
im  ersteren  Falle  ist  der  Beweis  mit  zwölf  Männern  oder  Weibern 
zu  führen,  die  der  Beschuldigte  selbst  aus  den  drei  herüö  entnimmt, 
in  denen  er  sich  am  längsten  aufgehalten  hat.  Die  zweite  handelt 
•dagegen  ^)  zunächst  von  dem  Glauben  an  Zauberei,  Wahrsagerei  u.  dgl., 
und  wird  der  desfalls  Beschuldigte  angewiesen  sich  mit  einem 
Sechsereide  (sex  manna  eiör),  und  eventuell  dem  Gottesurteile  zu 
reinigen ;  die  schwörenden  Personen  sind  dabei  dem  heraö  zu  ent- 
nehmen, in  welchem  der  Beschuldigte  sich  aufhält,  nach  dem  zweiten 
Texte  des  Rechtsbuches  aber  sollen  die  besten  Bauern  im  Gaue  den 
Beschuldigten  frei  schwören,  ohne  daß  deren  Zahl  erwähnt  wäre. 
Der  erste  Text  fügt  sodann  noch  bei,  daß  ein  Weib  gegen  die  Be- 
schuldigung wegen  des  Gebrauches  zauberischer  Heilmittel  durch 
einen  lyrittareiör  sich  zu  verteidigen  habe.  Endlich  nach  der  dritten 
Vorschrift^)  soll  ein  Weib,  das  beschuldigt  wird,  Leute  zu  reiten, 
-sich  durch  einen  settareiör  verteidigen.  Ich  sehe  keinen  Grund  ab, 
warum  nicht  in  allen  diesen  Fällen  eine  Reinigung  durch  den  von 
Eidhelfern  verstärkten  Parteieneid  anzunehmen  wäre.  In  einem  Falle 
(I,  45)  wird  gerade  von  der  Beklagten  gesagt:  „vinni  fyrir  lyrittar- 
€iö",  und  da  dieser  öfter  erwähnte  Eid  ^)  nach  einer  anderweitigen 
Angabe  (I,  3)  von  ihr  selbdritt  mit  zwei  eideswürdigen  Weibern  zu 
schwören  ist,  kann  über  den  Sinn  dieser  Bestimmung  kein  Zweifel 
bestehen.  Im  zweiten  Falle  (I,  46;  II,  35)  sagt  der  eine  Text:  „]jä 
skal  hon  vinna  settareiö",  und  der  andere  gleichbedeutend :  „|)ä  a 
hon  standa  fyrir  6  manna  eiöi",  oder  „syni  meö  settareiöi",  und  kann 
somit  ein  Zweifel  darüber  ebenfalls  nicht  bestehen,  daß  auch  hier 
an  eine  Reinigung  durch  einen  Sechsereid  zu  denken  ist,  gleichviel 
übrigens,  wie  dieser  zusammengesetzt  sei,  worüber  ein  Aufschluß  uns 
nicht  erteilt  wird;  analog  werden  aber  auch  die  beiden  weiteren 
Fälle  zu  verstehen  sein,  bezüglich  deren  die  Wortfassung  wieder  klar 


^)  EJ)L,  I,  41 — 42;  in  II,  33  ist  nur  die,  hierher  nicht  gehörige,  erste  Hälfte  der 

Bestimmung  eingestellt.  ^)  ebenda,  I,  45;  II,  34. 

^)  EIiL.   I,  46;  II,   35.  *)  ebenda,  I,   3;   II  ;   24  und  wohl  auch  7; 

auch  II,  3. 


2KA.  Teil  IL     Das  Beweissystem. 

ist.     Bei  dem  Zwölfereide  in  I,  42  weist  schon  der  Gegensatz  „guös- 
skirslir  eöa  manna"  auf  einen  Reinigungseid,  zumal  da  gleich  nachher 
(I,  43)   identisch    gesagt   wird  „frä  guösskirslum  ok  fra  eiöum" ;    daß 
dabei    die  Wahl    der   Eidhelfer    ausschließlich    dem  Angeschuldigten 
überlassen  ist,  zeigt  eben  nur,  daß  hier  ein  „tyftareiör  ok  fängavitni"^ 
nicht  ein  „tylftareiör  ok  nefndarvitni"  vorliegt,  und  wenn  dabei  von 
einem  „12  manna  vitni"    gesprochen    wird,    also    der  Hauptschwörer 
nicht  in  die  Zwölferzahl  eingerechnet  werden  zu  wollen  scheint,  mag 
dies  eine  ungenaue  Ausdrucksweise  sein,  wenn  nicht  etwa  nach  dem 
hochländer    Rechte    wirklich,     wie    beim   grimueiör    der    GpL.,    der 
Hauptschwörer  zu  der  runden  Eideszahl  hinzukam,    statt    in  ihr  mit 
inbegriffen  zu  sein.     Ahnlich  ist  dann  aber    auch  der  in  E|)L.  I,  45^ 
und  II,  34  erwähnte  Eid  zu  fassen ;  als  „sex  manna  eiör"  wird  er  in  I 
ausdrücklich   bezeichnet,    und   daß   die    zum    Schwüre    verwendeten 
Männer  demselben  Gaue  mit  dem  Hauptschwörer  angehören  müssen, 
kann    nicht   beirren,    da   auch    nach   den   FrI)L.    ein   Teil   der   beim 
„tylftareiör    ok    nefndarvitni''   verwendeten    Eidhelfer   zu    den   besten 
Bauern  des  Volklandes  gehören  mußte,  und  ebensowenig  beirren,  daß 
in   II,    wo    die    Zahl    fehlt,    ausdrücklich    die  Zugehörigkeit    zu    den 
besten  Bauern  des  Gaues  betont  wird.     Ob  dabei  an  ein  nefndar- 
vitni  zu  denken,  oder  nur  ein  Einspruchsrecht  des  Gegners  oder  des 
Gerichtes  anzunehmen  sei,  bleibt  freilich  ungesagt;  in  der  Tat  beruht 
Hertzbergs  Argumentation  lediglich  auf  dessen  irriger  Annahme,  daß  der 
Reinigungseid  mit  Eidhelfern  in  allen  Fällen  und  in  allen  Rechten  ganz 
gleichmäßig  geordnet  gewesen  sei,    während  wir  doch  mit  aller  Be- 
stimmtheit wissen,  daß  der  settareiör  der  GpL.  für  verschiedene  Fälle 
etwas  verschieden  zusammengesetzt  war,  und  daß  neben  ihm  noch  der 
grimueiör  als  ein  ganz  anders  geordneter  Sechsereid  stand,    —   daß 
nach  den  FrpL.  beim  Zwölfereide,  nach  dem  BjarkR.  bei  dem  Sechser- 
eide zwischen  dem  Eide    mit   und    ohne    nefndarvitni    unterschieden 
wurde,   —    daß    endlich    der   „tylftareiör   ok   nefndarvitni"  nach  den 
Fr|)L.  etwas  anders  zusammengesetzt  war  als   nach   den  GpL.,    also 
in  keiner  Weise  zu  verwundern  ist,  wenn  nach  den  EI)L.,  von  denen 
ja   nur   das    Christenrecht    uns    vorliegt,    die    Zusammensetzung    der 
schwörenden  Schar   wieder    anders    und    auch    wieder   nicht  für  alle 
Fälle  ganz  gleichmäßig   geregelt    gewesen   wäre.     Vollends  verkehrt 
ist  es  aber,  wenn  Hertzberg  auch  den  grimueiör  selbst  hierherziehen 
will,   weil   bei   demselben   die  Bestimmung  der  Eidhelfer  anders  vor 
sich  geht  als  anderwärts;   es    beruht   dieser  Einfall    auf  einem  gänz- 
lichen Verkennen  des  Gegensatzes  zwischen  fängavitni  und  nefndar- 
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vitni,  ungecoren  aö  und  cyre  aö,  electi  und  nominati  usw.,  als  ver- 
schiedener Arten  des  Eidhelfereides.  —  Endhch  läßt  sich  auch  aus 
der  Eigla,  auf  welche  sich  Hertzberg  beruft,  kein  Gebrauch  der  Jury 
in  Norwegen  erweisen.  Diese  erzählt,  ^)  wie  Björn  Brynjölfsson  um 
die  I)öra  hlaöhönd,  des  \)önr  hersir  Hröaldsson  Schwester,  vergeblich 
freit,  sie  dann  raubt,  wider  Willen  der  ihrigen  auf  Hjaltland  heiratet 
und,  in  Norwegen  geächtet,  mit  ihr  nach  Island  geht,  dann  aber 
durch  Vermittlung  guter  Freunde  mit  pörir  seinen  Frieden  macht. 
Hinterher  heiratete  dann  Björn  in  zweiter  Ehe  die  Olöf  und  gewann 
mit  ihr  eine  Tochter,  Gunnhildr,  während  er  aus  erster  Ehe  eben- 
falls eine  solche,  Asgerör  mit  Namen,  hatte;  die  Asgerör  heiratete 
den  Isländer  {lörölfr  Skallagrimsson  und  nach  dessen  Tod  seinen 
Bruder  Egill;  die  Gunnhildr  dagegen  den  Norweger  Bergönundr. '^) 
Nachdem  nun  Björn  gestorben  war,  nahm  Bergönundr  namens  seiner 
Frau  dessen  gesamten  Nachlaß  in  Besitz ;  Egill  aber  ging  nach  Nor- 
wegen hinüber,  um  namens  der  seinigen  die  Hälfte  dieses  Nachlasses 
zu  beanspruchen,  wobei  er  die  Unterstützung  seines  Freundes  Arin- 
björn,  des  Sohnes  jenes  l^örir  hersir,  also  Geschwisterkindes  der 
Asgerör  findet.'^)  Der  Prozeß  wird  nun  am  Gulajjinge  geführt  (um 
934)  und  dreht  sich  um  die  Frage,  ob  i\sgerör  erbfähig  sei,  indem 
der  Beklagte  behauptet,  ihre  Mutter  sei  „hertekin"  und  somit  „am- 
bätt"  geworden,  sie  sei  ferner  „frillutaki  ok  ekki  at  fraendaräöi"  zu 
ihrem  Manne  gekommen,  und  sie  habe  endlich  ihre  Tochter  mit  Björn 
„i  ütlegö"  gewonnen,  so  daß  Asgerör  ein  uneheHches  Kind,  ja  „|)3>borin 
at  mööerni",  also  nicht  erbfähig  sei  und  überdies,  weil  von  zwei  ge- 
ächteten Leuten  erzeugt,  als  Unfreie  des  Königs  zu  gelten  habe. 
Dem  gegenüber  beruft  sich  nun  die  Klagspartei  auf  den  abge- 
schlossenen Vergleich,  vermöge  dessen  pöra  „var  til  arfs  leidd  eptir 
Björn  fööur  sinn",  und  auf  die  ihm  folgende  Aufhebung  der  Acht 
durch  den  König,    womit  alle  früheren  Differenzen   zwischen  beidea 

')  Eigla,  32—35/64—70. 

^)  ebenda,  56/118 — 20. 

^j  ebenda,  5621 — 23  und   57/23 — 25.     Der  Stammbaum: 

QBrynjölfr  Q^röaldr 

/\^  Olöf     Q  Björn  ^  {)öra  hlaöhönd       Q  {)6rir  hersir 

'  /Gunnhildr        ^,  /  Asgerör  X.  .    .   ,  ... 

A<  u       ••        j  An-  ^11  MArmbiorn. 

^-^\  Bergönundr        ^-^(  Egill  ^-^  ■' 
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Parteien  beigelegt  worden  seien,  und  es  werden  zwölf  Zeugen  vor- 
geführt, welche  „höföu  allir  heyrt  ä  saett  fieirra  pöris  ok  Bjarnar", 
und  sich  bereit  erklärten,  den  oben  bezeichneten  Inhalt  des  Ver- 
gleiches zu  beschwören.  Da  ist  nun  doch  klar,  daß  die  zwölf  Männer 
als  Vertragszeugen  aus  eigener  Wissenschaft  aussagen,  gleichviel 
übrigens,  ob  sie  überflüssigerweise  alle  beim  Vertragsabschlüsse  an- 
testiert waren  statt  der  sonst  üblichen  zwei  Zeugen,  oder  ob  sie, 
wie  unsere  GJ)L.  dies  zulassen,  als  Vertragszeugen  trotz  mangelnder 
Antestation  zur  Aussage  herangezogen  wurden,  und  ist  an  eine  Jury 
in  alle  Weite  nicht  zu  denken.  Auf  die  bisher  besprochenen  Fälle 
beschränkt  sich  aber  alles,  was  Hertzberg  an  Spuren  einer  solchen 
für  Norwegen  aufzuzeigen  weiß ;  bezüglich  einiger  weiterer  Stellen 
nämlich,  die  er  heranzieht,  bemerkt  er  selbst,  daß  sie  als  solche  nicht 
zu  betrachten  seien.  So  soll  nach  den  FrpL.  ^)  des  Bischofs  Vogt, 
der  eine  Ehe  als  in  verbotenen  Graden  eingegangen  beanstanden 
will,  am  Dinge  die  frsendsemistala  vornehmen,  dann  aber  dem  Be- 
klagten eine  Gegenbeweisführung  zustehen,  zu  welcher  bauggildismenn 
und  nefgildismenn  beider  Ehegatten  zu  verwenden  sind,  während  in 
deren  Ermangelung  der  Bischof  oder  dessen  Vogt  zwölf  der  besten 
Bauern  im  Volklande  ernennen,  und  der  Beweisführer  zwei  unter 
diesen  „haben"  sollte.  Die  GpL.  lassen  im  gleichen  Falle  den  Be- 
klagten je  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft  einen  lyrittareiör  oder 
settareiör  schwören,  -)  die  EjjL.  aber  den  Gegenbeweis  gegen  des 
Bischofs  „tölumaör"  durch  acht  Leute  erbringen,  von  denen  je  zwei 
aus  dem  „faöerni''  und  „mööerni"  der  beiden  Ehegatten  zu  erbringen 
sind.  '^)  Augenscheinlich  ist  hier,  wie  auch  Hertzberg  annimmt,  nur 
ein  eigentümlich  geregeltes  Erfahrungszeugnis  in  Frage.  Wenn  ferner 
in  den  FrpL.  einmal  *)  bei  einem  Streite  über  die  Grenzen  einer 
Almende  bestimmt  wird,  daß  von  beiden  Streitteilen  zu  gleichen 
Hälften  zwölf  höldar  oder,  wenn  solche  fehlen,  beste  Bauern  der 
jiinghä  ernannt  werden  sollen,  von'  denen  der  Beklagte  zwei  auszu- 
wählen hat,  die  das  zu  schwören  haben,  ob  das  streitige  Land  ihm 
gehöre  oder  Almende  sei,  so  gilt  hier  das  Gleiche,  wie  denn  auch 
der  Eid  dieser  Leute  dahin  geht:  „at  ]iat  hefir  ek  heyrt,  at  \)at  skill 
marka  ämeöal  eignar  büanda  ok  almennings,  ok  eigi  veit  ek  annat 
sannara  i  \wi  mäli".     Wenn  endlich    in    einer,    offenbar    erst  von  K. 


^)  FrI)L.  III,   I.  2)  GJ)L.  24.  ^)  E{)L.  I,  30;  11,  26. 

*)  Fr|)L.  XIV,  7;    die  nötige  Berichtigung  des  Textes  ergibt  sich  aus  Lands 
log,  Land  sie  i  gub.  §  61. 
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Häkon  gamli  neu  eingeführten  Bestimmung ')  ausgesprochen  wird, 
daß  in  Fällen,  da  beide  Parteien  Zeugen  und  Gegenzeugen  vorführen, 
von  ihnen  gemeinsam  und  zu  gleichen  Teilen  die  zwölf  besten  und 
ältesten  Bauern  des  Volklandes  ernannt  werden  sollen,  um  die  vor- 
gelegten Zeugenaussagen  zu  schätzen  (viröa)  und  zu  bestimmen, 
welche  die  richtigeren  seien,  so  ist  klar,  daß  es  sich  dabei  überhaupt 
nicht  um  ein  weiteres  Beweismittel  handelt,  sondern  um  eine  Art 
von  Schiedsleuten,  ähnlich  denjenigen,  welche  nach  den  GpL.  zu 
Parteieneiden  beigezogen  werden,  um  „at  meta  eiö". 

Nach  allem  dem  kann  ich  also  keine  Spur  der  Jury  in  den  norwegi- 
schen Quellen  finden,  und  sehe  mich  somit  genötigt,  auf  anderem  Wege 
die  zwischen  dem  norwegischen  und  isländischen  Beweissysteme  be- 
stehende Abweichung  nur  zu  erklären.  Ich  glaube  dabei  aber,  ganz  wie 
ich  dies  schon  in  einem  vor  mehr  als  zwei  Jahrzehnten  geschriebenem 
Aufsatze  getan  habe,  ^)  das  Erfahrungszeugnis  als  dasjenige  Institut 
bezeichnen  zu  müssen,  aus  dessen  Umbildung  die  Jury  hervorge- 
gangen ist.  Mit  dem  Zeugnisse  hat  das  Verdikt  der  Jury  zunächst 
eine  Richtung  auf  die  objektive  Wahrheit  der  zu  erweisenden  Tat- 
sache ,  und  nicht  auf  die  subjektive  Reinheit  eines  vorgängigen 
Parteieneides  gemein,  und  nicht  minder  auch  den  Charakter  eines 
zweiseitigen  Beweismittels,  vermöge  dessen  die  Geschworenen  berufen 
sind,  „zu  wehren  oder  zu  fällen" ;  durch  beide  Momente  scheidet  sich 
dagegen  die  Jury  scharf  ab  von  der  Eideshilfe,  mit  welcher  man  sie 
vielfach  in  Verbindung  bringen  wollte.  Anderenteils  hat  die  Jury 
mit  dem  Erfahrungszeugnisse,  und  allerdings  auch  mit  der  Eides- 
hilfe, das  gemein,  daß  hier  wie  dort  die  Aussage  sich  nicht  not- 
wendig und  ausschließlich  auf  unmittelbar  eigene  Erkenntnis  des 
Aussagenden  zu  stützen,  und  daß  dieser  jedenfalls  hier  wie  dort 
sich  nicht  über'  eine  bestimmte  formelle  Art,  auf  welche  er  seine 
Erkenntnis  erlangt  hat,  auszuweisen  braucht,  vielmehr  ein  gewisser 
entscheidender  Charakter  vorliegt,  sofern  Verdikt  wie  Erfahrungs- 
zeugnis auf  einem  Schlüsse  beruhen,  welcher  aus  einer  Fülle  von 
Tatsachen  und  Erfahrungen  gezogen  wird,  über  welche  der  Schließende 
weder  dem  Gerichte,  noch  auch  nur  sich  selbst  im  einzelnen  Auf- 
schluß zu  geben  gehalten  ist;  hierdurch  aber  unterscheidet  sich  die 
Jury   von   dem    gezogenen    Zeugnisse,    und   zwar    auch    dann    noch, 
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wenn  man  diesem  die  Antestation  als  Erfordernis  fallen  gelassen  hat, 
von  der  es  doch  seinen  Namen  erhielt.  Weiterhin  läßt  sich  in  der- 
selben Richtung  auch  noch  der  Umstand  geltend  machen,  daß  zwar 
die  Eideshilfe  im  dänischen,  schwedischen,  anglonormännischen  und 
spurenweise  sogar  im  isländischen  Rechte  noch  neben  der  Jury  fort- 
bestand, dagegen  aber  das  Erfahrungszeugnis  aus  diesem  letzteren 
spurlos  verschwunden  ist,  was  doch  ebenfalls  der  Annahme  günstig 
ist,  daß  die  Jury  aus  einer  Umbildung  dieses  letzteren  hervorgegangen 
sei.  Folgt  man  dieser  Vermutung,  so  kommt  lediglich  eine  Aus- 
dehnung der  Anwendung  des  Erfahrungszeugnisses  über  den  Bereich 
der  Konstatierung  von  bleibenden  Zuständen  hinaus  auf  den  Bereich 
der  Konstatierung  vorübergehender  Vorgänge  in  Frage;  für  diese 
Ausdehnung  konnte  einerseits,  und  zwar  zumal  in  Zivilsachen,  die 
Stellung  derjenigen  Personen  wichtig  werden,  welche  neben  den 
antestierten  Zeugen  zur  Konstatierung  gewisser  Vorgänge  zugezogen 
worden  waren,  andererseits  aber  auch,  und  zwar  zumal  in  Straf- 
sachen, das  Verdachtszeugnis,  dessen  überzeugende  Kraft  sich  nur 
zu  steigern  brauchte,  um  vollen  Beweis  statt  einer  bloßen  Inzicht 
zu  liefern  und  damit  die  früher  übliche  Reinigung  durch  den 
Parteieneid  auszuschließen.  Allerdings  mußte  jene  Emancipation  des 
Erfahrungszeugnisses  von  den  ursprünglich  engen  Schranken  seiner 
Anwendbarkeit  dessen  überzeugende  Kraft  bedeutend  abschwächen; 
aber  dafür  gestattete  sie  den  Parteieneid  und  die  Eideshilfe  in  engere 
Schranken  zu  weisen  und  schließlich  nahezu  völlig  in  Wegfall  zu  bringen, 
in  welchen  doch  ein  um  nichts  verlässigeres  Beweismittel  zu  sehen  ge- 
wesen war,  und  vielleicht  steht  jene  Erweiterung  des  Erfahrungs- 
zeugnisses zur  Jury  in  Zusammenhang  mit  derselben  Schärfe,  welche 
im  fimtardömr, ')  dann  im  hreppadömr -)  bei  Stimmengleichheit  zu- 
gunsten der  Klage,  nicht  der  Verteidigung  entscheiden  ließ.  Doch 
darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  auch  noch  eine  ganz  andere 
Möglichkeit  sich  darbietet.  Das  isländische  Recht,  wie  es  in  den 
Rechtsbüchern  niedergelegt  ist,  unterscheidet  scharf  zwischen  zwei 
Arten  von  Geschworenen,  nämlich  dem  büakviör,  d.  h.  den  Nach- 
bargeschworenen, deren  stets  fünf  oder  neun  sind,  und  dem  goöa- 
kviör  oder  tylftarkviör,  d.  h.  den  Godengeschworenen,  deren  zwölf 
sind,  und  es  läßt  die  ersteren  stets  von  den  Parteien,  die  letzteren 
dagegen  von  den  Goden  der  einen  oder  anderen  Partei  ernennen. 
Wir   wissen   ferner,    daß  beide   Arten   der  Jury  bereits   im   lO.  Jahr- 
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hundert  im  Gebrauche  waren,  wie  denn  z.  B.  der  ungleich  seltener 
angewandte  tylftarkviör  bereits  in  der  Vigaglüms  s.  genannt  wird ;  ^) 
auf  ihn  bezieht  sich  aber  eine  gleichfalls  dem  Schlüsse  des  lo.  Jahr- 
hunderts angehörige  Angabe,  welche  mögUcherweise  für  unsere 
Frage  von  Erheblichkeit  ist.  -)  Der  junge  Gunnlaugr  |)orbjarnarson 
war  durch  Zauberei  ums  Leben  gekommen,  und  die  alte  Geirriör 
[lörölfsdöttir  wurde,  wiewohl  mit  Unrecht,  der  Untat  verdächtigt; 
der  alte  ])orbjörn  klagt  gegen  sie,  von  seinem  Schwager,  Snorri 
goöi,  unterstützt,  während  die  Beklagte  von  ihrem  Bruder,  Arnkell 
goöi  vertreten  wird.  Nach  der  Eyrbyggja  sollte  nun  ein  tylftar- 
kviör entscheiden,  welchen  aber  weder  Snorri  noch  Arnkell  erbringen 
konnte,  wegen  ihrer  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zu  den  Streit- 
teilen, sodaß  man  sich  dieserhalb  an  Helgi  Hofgaröagoöi  wenden 
mußte;  dann  heißt  es:  „Arnkell  goöi  gekk  at  dömi,  ok  vann  eiö  at 
stallahring  at  ]3vi,  at  Geirriör  haföi  eigi  valdit  meini  Gunnlaugs; 
|)örarinn  vann  eiö  meö  honum  ok  lo  menn  aörir,  en  eptir  |iat  bar 
Helgi  af  kviöinn,  ünyttist  mälit  fyrir  jjeim  Snorra  ok  l)orbirni."  Nach 
dieser  Quelle  also  stand  die  Sache  so,  daß  von  dem  Vertreter  der 
Beklagten  ein  förmlicher  Zwölfereid  zu  deren  Reinigung  abgelegt 
wurde,  und  dann  erst  noch  der  zu  ihren  Gunsten  lautende  Spruch 
der  Zwölferjury  erfolgte ;  das  einzige  mir  bekannte  Beispiel  einer 
Kombinierung  des  Eidhelfer-  und  Geschworenenbeweises  auf  Island. 
Nach  der  Landnäma  wird  der  Vorgang  freilich  wesentlich  anders 
berichtet,  soferne  es  hier  heißt :  „Um  \m  sök  var  Arnkell  goöi  kvaddr 
tölftarkvöö,  od  bar  hann  af,  ])viat  liörarinn  vann  eiö  at  stallahring, 
ok  hratt  svä  mälinu";  indessen  bleibt  doch  der  Hauptpunkt  auch 
hier  bestehen,  nämlich  die  Abschwörung  eines  Reinigungseides  mit 
nachfolgendem  Spruche  der  Zwölferjury,  und  überdies  ist  die  Fas- 
sung der  Landnäma  sichtlich  eine  verkehrte,  wie  denn  schon  der 
Ausdruck  „kvaddr  tölftarkvöö"  unstatthaft  ist,  da  man  nur  sagen 
kann  „kveöja  tölftarkviöar",  und  überdies  die  Verwendung  des  Arnkell 
als  Obmann  der  Jury  in  der  Tat  anstößig  ist,  nach  der  Regel: 
„hann  ä  svä  at  hryöja  12  kviö  sem  döm".  ^)  Hält  man  diese  Notiz 
fest,  welche  in  ihrer  Eigentümlichkeit  kaum  als  unglaubwürdig  wird 
verworfen  werden  können,  so  wird  man  sich  eher  versucht  fühlen, 
die  Entstehung    der  Zwölferjury  wenigstens    an  die    zwei  Leute  an- 
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knüpfen,  welche  die  GpL.  verwenden,  um  „at  meta  eiö",  oder  an  die 
zwölf  Bauern,  welche  die  FrjjL.  .brauchen,  um  „at  viröa  vitni  ]3eirra".  ^) 
Eine  bestimmte  Entscheidung  freilich  der  schwierigen  Frage  setzt 
weitere  Untersuchungen  voraus,  zumal  auch  auf  dem  Gebiete  der 
schwedischen  und  dänischen  Rechtsgeschichte. 
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Lippert  &  Co.  (G.  Pätz'sche  Buchdr.),  Naumburg  a.  S. 


/ 


JN  7421  .M2A  1907  v.l 
Maurer,  Konrad  von, 


IMS 


naui  ci  ,     iwjMi  au    vuii, 

Vorlesungen  über 
altnordische  Rechtsgeschicht 


Ot^     MEU!A€VAL    STUOIC« 
5b     OUSTcN-S     PARK 

iOwoNTo   5.    Cämaoh 


•f' 


